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. Sahbejhädigung durch Abhauen ftehender Waldbäume. (Reichsger.⸗ 


Ertennt. vom 22. Yebruar 1881.) . 


. Die Borladung der Forftfhugbeamten zu den Gorgeritterminen 


betr. (25. Mai 1881.) . 


. Berhlitung von Waldbränden betr. 7. Mai 1881.). 


Ausübung der Jagd auf einem zu einem gemeinfchaftlichen Fagdbe- 
zirt gehörigen Grundſtück mit Genehmigung des Eigenthlimers des 
letzteren (NeichIger.-Erfenntuiß vom 10. Mai 1881) . 
Widerſtand gegen den ein Gewehr pfändenden Jegebeamten. Reihe 
ger.-Erfenntnig vom 31. Mai 1881) , . . 
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115. Gemeinſchaftliches Jagdvergehen. Einziehung des Gewehrs. (Reichs⸗ 
ger.Erkennmmiß vom 16. Juni 1881) . . . 

116. Gewerbsmäßiges Jagdvergehen. (Reichsger. ‚Et. vom 18. Juni 1881) 

117. Minifterial-Erflärung, betr. die Aufhebung der zwiſchen Preußen und 
Waldeck⸗Pyrmont unterm 3./13. März 1869 abgefchloffenen lieber. 
einfunft wegen Ausdehnung des gegenfeitigen Rechtsſchutzes Hinficht- 
lich der Forfi-, Feld⸗, Jagd⸗, Filcherei- und Ahnticer Brenel ı und 
Bolizetübertretungen (17. Juni 1881). . . 


Verſchiedenes. 
34. Das Halten der Zeitſchrift: „Forſtliche Blätter“ betr. (10. Nov. 1880) 


Jerfonalien. 
35. Beränberungen im Königl. Forſt⸗ und Sagdbermaltungs- Perſonat 
vom 1. Oktober bis Ende Dezember 1880... 
65. Desgl. vom 1. Januar bi8 Ende März 1881 . 
94. Desgl. vom 1. April bis Ende Juni 1881 . . 
1183. Desgl vom 1. Juli big Ende September 1881 . . 
36. Ordens-Berleihungen an Forſt⸗ und Sogdbenunte v vom 1. Oitober bis 
Ende December 1850... . . 
66. Desgl. vom 1. Januar bis Ende März 1881 . on 
95. Desgl. vom 1. April bis Ende Juni 18831. . » 2200 
119. Desgl. vom 1. Juli bid Ende September 1881 . 


Chronologiſches Verzeihniß 
120. der in dieſem (XIII) Bande ded Jahrbuchs enthaltenen Geſetze, Ka⸗ 
binet8- Drbres, Erlenntnifie, Staatsminifterial » Bejchlüffe, Safrul 
tionen, Regulative und Minifterial-Berflgungen . . 


Berihtigungen. Seite 160. 242. 374. 
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Organifation, Dienſt⸗Inftruktionen. 
1. 


Verordnung, betreffend die Errichtung eines Volkswirthſchafts- 
raths. Nom 17. November 1880. 
(Gef.-Sammtl. 1880. S. 367 ff.) 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. verordnen, auf 
den Antrag Unſeres Staatsminifteriums, was folgt: 

$ 1. Entwürfe von Gefegen und Berorbnungen, welche wichtigere wirth- 
ihaftliche Intereſſen von Handel, Gewerbe und Land- und Forftmirthichaft be- 
treffen, find, bevor fie Meiner Genehmigung unterbreitet werden, in der Regel 
von Sacverfländigen and den betheiligten wirtbichaftlichen Kreifen zu begut- 
achten. 

Daffelbe gilt von den auf den Erlaß von Gefegen oder Verordnungen be- 
züglichen Anträgen und Abftimmungen Preußens im Bundesrathe, ſoweit bie- 
jelben das gedachte wirthfchaftliche Gebiet berühren. 

Die Begutachtung erfolgt durch den nach den Beſtimmungeun diefer Ber- 
ordnung zu bildenden Bollswirtbichaftsrath. 

8 2. Der Bollswirthichaftsrath befieht aus 75 von Mir für eine Sigungs- 
periode von je fünf Jahren zu berufenden Mitgliedern. Bon diefen find 45 dur 
die Minifter für Handel und Gewerbe, für öffentliche Arbeiten und für Laud- 
wirthfchaft auf Grund der Präfentation einer doppelten Anzahl durch Wahl der 
Handelslammern, der Borflände der kaufmännischen Korporationen und der 
landwirthſchaftlichen Vereine vorzufchlagen. 

Ergänzende Beftimmungen für die VBetheiligung von Handwerker⸗Innungen 
bebalte Jh Mir vor. 

8 3. Die Präfentationswahl erfolgt in der Weife, daß gemählt werden: 

a. von den Handelstammern und Vorſtänden der faufmännifhen Sor- 


porationen 
1) der Brovinz Oſtpreußgen. 4 
2) der Provinz Weſtpreußen. 3 
3) der Provinz Brandenburg (ausschließlich des Stadtfreifes Bertin) 4 
des Stadtkeeifes Berin. . 5 
4) der Provinz Bommern. . . ... -» ernennen 2 
5) der Provinz Pofen . » 2. rennen 2 
6) der Brovinz Schleſienn. nenn 9 
T) der Provinz Sachſen. ne 5 
8) der Provinz Schleswig-Holflein. -. - - -» 2-0... 2 
9) der Brovinz Hanuover. - - - - rennen 5 
10) der Provinz Weſtfalenn. 6 
11) der Brovinz Heſſen⸗Naſſauuu... 3 
12) der Rheinprovinz -. - ver nn 11 


Zahrb. d. Br. Korft- und Jagd⸗Geſetzg. XIL 1 
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b. von den landwirthſchaftlichen Vereinen, und zwar 
1) in der Provinz Oſtpreußen: 
a. von dem landwirthſchaftlichen Verein für Litthauen und 


Maſuren. 1 
b. von dem Oftpreußifhen landwirthſchaftlichen Central⸗ 
Vereinnnn.. 2 


2) in der Provinz Weſtpreußen: 
von dem Hauptverein Weſtpreußiſcher Landwirtbe. . . . 8 
5) in der Provinz Brandenburg: 
a. von dem landwirthichaftlidhen Gentral-Berein für den 


Regierungs-Bezirt Potsdam...» » 2220000. 1 
b. von dem landwirthſchaftlichen Gentral-Berein für ben 
Negierungs-Beirt Frankfurt .d.D.. .. 2 0... 1 
4) in der Provinz Bommern: 
a. von der Pommerfchen ökonomiſchen Sefellichaft. - . - - 2 
b. von dem Baltifhen Berein zur Beförderung der Land» 
wirthſchaftt. ne ... 1 


5) in der Provinz Pofen: 
von dem Iandwirthithaftlichen Provinzial-Berein . . . 3 
6) in der Provinz Schlefien: 


von dem landwirtbhichaftliden Gentral-Berein . . . - - 8 
7) in der Provinz Sadjen: 

von dem landwirthſchaftlichen Gentral-Berein . . . . . 3 
8) in der Provinz Schleswig-Holftein: 

von dem landwirthſchaftlichen General-Berein . . . . . 2 


9) in der Provinz Hannover: 
von der Königlichen Landwirtbichafts-Wefellihaft - . . . 2 
10) in der Provinz Weftfalen: 
von dem landwirtbichaftlichen Propinzial-Berein ..... 92 
11) in der Provinz Heffen-Raffau: 
a. von dem landmwirtbichaftlichen Central⸗Verein für den Re⸗ 
gierungs-Bezirt Eaflel - - 2 2 0 1 
b. von dem Verein Naffauifcher Land- und Forftwirthe . . 1 
12) in der Aheinprovinz: . 
von dem landwirthſchaftlichen Eentral-Berein. . . . . . 2 
im Ganzen . . . . 80. 

8 4. Bon den YO auf diefe Weife Gewählten find Mir durch die betref- 
fenden Minifter 15 Vertreter des Gewerbes, 15 des Handels und 15 der Land» 
und Forftwirtbichaft, außerdem aber nach freier Wahl diefer Minifter noch 30 
Mitglieder, unter denen mindeftens 15 dem Handwerker⸗ und dem Arbeiterftande 
angehören, zur Berufung in den Vollswirthſchaftsrath vorzuſchlagen. 

85. Für die Wahlen der Handelslammern und Vorſtände der Tauf- 
männiſchen Korporationen gelten folgende Beftimmungen. 

Der Stadtkreis Berlin und jede einzelne Provinz bilden je für fich einen 
Wahlkreis. 

Die Präfentationdwahl im Stadtkreife Berlin ift von den Xelteften der Kauf- 
mannjhaft dafelbft nad) Maßgabe der für die fonftigen Wahlen gültigen ftatu- 
tarifchen Beſtimmungen zu vollziehen. 
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Im Uebrigen erfolgen die Präſentationswahlen in jedem Wahllreiſe am 
Site des Oberpräftdenten unter Borfi des letzteren oder des von demjelben er- 
nannten Stellvertreter. Der Borfigende hat die Einladungen zu den Wahlen 
auf den von ihm feftzufegenden Termin an jede der innerhalb des Wahlfreifes 
befiehenden Handelslammern und an die VBorftände der kauſmänniſchen Korpo- 
vationen mit der Anfforderung zu erlaffen, je einen Delegirten aus ihrer Mitte 
mit Bollmadt zur Ausiibung der Stimmberedtigung zu entjenden, 

Die Beſtimmung der jeder Handelsfimmer und jeder kaufmännifchen Kor- 
poration zulommenden Stimmenzahl erfolgt vor jeder Wahl dur den Ober⸗ 
präfidenten nach Berbältniß der veranlagten oder fingirten Gewerbefteuerbeträge, 
weiche für die Wähler der Mitglieder jeder Handelslammer das Beitragsver- 
hältniß zu den Koften der Handelsfammer beflimmen ($ 23 des Geſetzes vom 
24. Februar 1810, Geietz-Sammi. ©, 134), beziehungsweife nad) Maßgabe der 
auf die Mitglieder jeder faufmännilchen Korporation veranlagten Gewerbeſteuern. 

Wählbar iſt jeder zum Borftandsmitglied einer in dem Wahlkreiſe beftehen- 
den faufmänuifchen Korporation und jeder zum Mitglied einer innerhalb des 
Wahlkreiſes beftehenden Handelslammer Wählbare, der das dreißigſte Lebensjahr 
zurädgelegt bat. 

Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel in der Art, daß Jeder gewählt ift, 
anf welchen mehr als ein Drittel der im erfien Wahlafte abgegebenen Stimmen 
fih vereinigen. Haben mehr Perfonen, als zu wählen find, Jeder mehr als ein 
Drittel der abgegebenen Stimmen erhalten, fo find diejenigen für gewählt zu 
erachten, weiche die meiften Stimmen erhalten haben. Zwiſchen denen, welche 
die gleihe Stimmenzabl erhalten haben, entſcheidet hierbei das Loos darüber, 
wer für gewählt zu achten. 

Inſoweit im erſten Wahlgange weniger Berfonen, als zu wählen find, mehr 
als ein Drittel der Stimmen erhalten haben, find diejenigen Kandidaten, melde 
die meiften Stimmen erhalten haben, in der doppelten Anzahl der zu Wählenden 
auf eine-engere Wahl zu bringen. Unter Kandidaten, welche die gleihe Anzahl 
der Stimmen erhalten haben, entjcheidet hierbei das Loos darliber, wer auf die 
engere Wahl zu bringen. 

Ju ber engeren Wahl entſcheidet einfache Mehrheit der Stimmen, in den 
Fällen ver Stimmengleichheit das Loos. 

86. Bei den Wahlen der landwirtbichaftlichen Vereine bleibt die Feſt⸗ 
Ktellung des Wahlmodus jedem einzeinen Vereine überlaſſen. 

Gewählt kann von ihnen nur werden, wer 

1) das dreißigfte Lebensjahr zurüdgelegt hat und 
2) innerhalb der Provinz des präfentationsberechtigten Vereins die Land⸗ 
wirthſchaft betreibt. 

8 7. Die Namen der von Mir berufenen Mitglieder werden durch dem 
Staat$-Anzeiger bekannt gemacht. 

8 8. Jeder in der PBerfon eines Mitgliedes eintretende Umftand, durch 
welchen daffelbe zur Bekleidung öffentlicher Aemter dauernd oder auf Zeit un⸗ 
fähig wird, ebenfo die Eröffnung des Konkurjes über das Vermögen eines Mit- 
gliedes hat das Erlöfchen der Mitgliedichaft zur Folge. Echeidet in Folge bier: 
von oder dur Tod oder durch Berzicht ein Mitglied des Bollswirthichaftsrathg 
vor Ablauf der fünfjährigen Situngsperiode ($ 2) aus, fo ift flir den Ueberreft 
der letzteren ein, Mitglied für dieſelbe Sektion zu ernennen. Gehört das aus⸗ 

1* 
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Iheidende Mitglied zu den auf Präfentation Berufenen, fo ift dad Erſatzmitglied 
aus der Zahl der beim Beginn der Sigungsperiode präfentirten Perfonen zu 
ernennen. 

F 9. Der Bollswirthichaftsrath zerfällt in die drei Sektionen: 

1) des Handels, 
2) des Gewerbes, 
3) der Land- und Forſtwirthſchaft. 

Jedes Mitglied wird dur gemeinfame Beſtimmung der drei zuftändigen 
Minifter ($ 2) einer Sektion überwieſen. j 

Jede Sektion wählt aus ihrer Mitte fünf Mitglieder, welche mit weiteren 
zehn, don den vorher bezeichneten Miniftern Gemählten zufammen den perma- 
nenten Ausfhuß des Volkswirthſchaftsraths bilden. Die aus den einzelnen Sek— 
tionen dem permanenten Ausſchuß angehörenden Mitglieder bilden die Sektions⸗ 
ausſchüſſe. 

Zur Begutachtung von Vorlagen, bei welchen nur eine der im Eingange 
dieſes Paragraphen bezeichneten wirthſchaftlichen Gruppen oder nur zwei Gruppen 
betheiligt ſind, können ſowohl die bezüglichen Sektionen, als auch deren Aus- 
ſchüſſe je für fi) allein berufen werden. Die Berufung der Ausſchüſſe, der 
Sektionen und des Plenums des Bollswirthihaftsraths erfolgt auf Beſchluß 
des Staatsminiftertums durch diejenigen Minifter gemeinfam, welche deuſelben 
Borlogen zur Begutachtung unterbreiten werden. 

$ 10. Den Borfik im Vollswirthichaftsrath, den Sektionen und den Aus. 
ſchüſſen führt einer der drei Miniiter: für Handel und Gewerbe, der öffentlichen 
Arbeiten und für Landwirtbichaft, Domänen und Forften, und wenn feine andere 
Beſtimmung getroffen ift, der von ihnen im Dienfte ältefte. Der Vorfigende 
kann fi ın dem Volkswirthſchaftsrath, den Sektionen und den Ausfhüfien durch 
einen geeigneten Beamten vertreten laffen. 

$ 11. Jeder Staatsminifter ift befugt, den Sitzungen des Volkswirthſchafts⸗ 
raths, der Sektionen und der Ausſchüſſe beizuwohnen, oder in diejelben Kom- 
miffarien zu entfenden. 

$ 12. Das Staatsiminifterium hat die Geſchäftsordnungen für die Sektionen, 
die Augihüffe und das Plenum des Volkswirthſchaftsraths feftzuftellen. 

$ 13. Die aus Präfentationsmahlen bervorgegangenen Mitglieder des Volks⸗ 
wirthſchaftsraths erhalten weder Neifeloften noch Diäten. 

$ 14. Dieſe Verordnung ift durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, dein 17. November 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürft v. Bigmard. v. Kamele Gr. zu Eulenburg Maybach. 
Bitter. v. Puttlamer. Lucius. Friedberg. v. Boettider. 
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Berficherungsweſen. 
2. 

Die Mitverſicherung der Effecten der Dienſtboten etc. der beim 
Bromdverficherungs-Vereine verſicherten Forftbeamten betr. 
EirkularsVBerfügung an bie Bezirksvorſtände. B. V. 255. 

Berlin, den 11. September 1880. 


Es ift hier die Trage angeregt worden, ob es zuläffig fei, daß Forſtbeamte, 
welche ihr Mobiliar-Bermögen bei unferm Bereine verfichern, auch gleichzeitig 
die Effecten ihrer Dienftboten und Hausofficiauten, jowie der etwaigen zu ihrem 
Hausftande gehörigen Verwandten mitverfichern dürfen. 

Diefe Frage Tann! unbedingt bejaht werden. Den Bezirksvorftand erfuchen 
wir daher ergebenft, bei derartigen Anträgen die Gegenftände der Dienftboten zc. 
zur Berfiherung anzunehmen und in der Police unter befonderer Pofition mit 
dem Bermerle nachzumeijen, daß die Verſicherung derjeiben bei unferem Verein 
ohne Weiteres erlöfche, fobald die betreffende FPerfon nicht mehr zum Haushalte 
des Toritbeamten gehöre. 

Direktorium des Brandserfiherungs-Bereins Preuß. Forſibeamten. 
Ulrici. 


3. 


Bei der Veränderung des Wohnſitzes eines Verfiherten in dem 

Oefchäftsbereiche des Bezirks-Vorftandes ift nur der erfolgte Um- 

zug auf der Police zu vermerken, eine Neuansfertigung derfelben 
aber nicht notwendig. 


Beicheid des Direltoriums des Brandverfiherungs-VBereins Preußiſcher Forfibeamten an 
einen Bezirtsvorftand und abjchriftlih zur gleihmäßigen Beachtung an die übrigen Bezirks: 
Borftände. B. V. 619. 

Berlin, den 3. Dezember 1880. 


Anf das gefällige Schreiben vom 23. v. Mts. (III. f. B. 148) erſuchen wir 
den Bezirks⸗Vorſtand ergebenft, unter der bier wieder beizefligten Police des 
Forſtaufſehers W., welcher feinen Wohnfig von Dierberg in der Oberförfterei 
Alt-Ruppin nach Marienthal in der Oberförfterei Lüdersdorf verlegt bat, aber 
im @efchäftsbereiche des Bezirksvorſtandes verblieben ift, den gejchehenen Umzug 
zu vermerlen. 

Die Umzugs-Zufhußprämie wird auf 1 M. 40 Pf. (30 pCt. der Jahres⸗ 
prämie von 4 M. 40 Pf. = 1,32 M. rot. 1,40 M.) feftzufegen fein. 

In gleicher Weife wolle der Bezirfs-VBorftand in allen Fällen verfahren, in 
welchen der Umziehende in demſelben Bezirke verbleibt und die Befammt-Ber- 
fiherungsfumme fi nicht ändert, die Newausfertigung einer Police alfo nicht 
nothwendig ifl. 

Bon der Aenderung wird bier bei der durch $ 12 der Juſtruktion für die 
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Bezirks⸗Vorſtände*) vorgefchriebenen Biichervergleihung Keuntniß genommen 
Te Beicheinigung des Oberförfters Stoſch erfolgt zu dem dortigen Alten 
ircktorkum bes Orandverfiherungs-Bereins Preuß. Forfibeamten 
An den Bezirks⸗Vorſtand des Brandverfiherungs-Bereind 

Preußifcher Forftbeamten zu Botsdam. 


4. 


Die Mitglieder des Verwaltungsraths des Brandverſicherungs- 
Vereins Preußifcher Forftbeamten. 


Belanntmahung. 
B. V. 630. 


Berlin, den 6. Dezember 1880. 
Gemäß des 8 36 des Statuts des Brandverfiherungs-Bereins Preußiſcher 

Forftdeamten bringen wir zur öffentlichen Kenntniß, daß der Herr Minifter des 
Annerı auf Grund des $ 25 des Statuts**) bis zur erften durch die General« 
verfammlung zu bewirfenden Wahl 

1) den Königlichen Oberforftmeifter von Alvensleben zu Potsdam, 

2) den Königlichen Oberförfter Krieger zu Köpenid, 

3) den Stiftsförfter Kirchert zu Laat, 

4) den Königlichen Förſter Wollanke zu Forſthaus Gaidberg, _ 

5) den Königlichen Oberförfter Godberſen zu Woltersdorf, 

6) den Königlichen Oberförfler Tuückſen zu Kaiſermühl, 

7) den Königlichen Oberförfter von Stünzner zu Colbitz, 

8) den Königlichen Oberförfter Reitzenſtein zu Söllichau, 

9) den Königlihden Oberforftmeifter Rehfeldt zu Stralfund 
zu Mitgliedern des Verwaltungsraths des Vereins ernannt hat. 


Direktorium des Brandverfiherungs-Bereind Preuf. Korfibeamten. 
Ulrici. 


Berwaltungs⸗ und Schutzperſonal. Gehalte und Emolu⸗ 
mente. Penſionirungen, Alters, Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
Verſorgung. 


Die Burkhardt- Subiläun- -Stiftung in Hannover. 
Um das von mir am 19. November 1878 begangene Feſt meines 5 jährigen 
Dienfljubiläums zu einem Tage dauernder Erinnerung zu geftalten, haben deutiche 
Forſtmänner und Freunde des Waldes ein Kapital zufammengebradt und mir 


*) ©. Jahrbuch Bd. XIL ©. 211 Art. 4°. 
“r S. FJahrbuch Bd. XII. ©. 193 Art. 48. 
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mit dem Wunſche ühergeben, dieſe Gelder zur Begründung einer Stiftung unter 
dem Namen 
„Burckhardt⸗Jubiläum⸗Stiftung“ 
zu verwenden, deren Zwed die Unterſtützung von unbemittelten Hinterbliebenen 
dentſcher Forfibeamten im Staat3-, Kommunal» und Brivatdienite fein ſoll. 
Demgemäß befimme ich Folgendes: 
$ 1. Die Stiftung fol für alle Zeiten ihren Sig in der Stadt Hannover 
haben und unter folgenden Maßgaben ind Leben treten und verwaltet werben. 
$ 2. Die zujammengebradten Kapitalien find zur Zeit in Obligationen 
Königlih Preußifcher 41/, 9%, confolidirter Staatsanleihe belegt, und zwar find 
vorhanden: 
Lit, H. Nr. 1539 über 5000 Mark 
nn nn 15980 „ 5000 „ 
1541 „ 5000 „ 
1542 „ 5000 „ 
„ © „ 550 „ 150 „ 
„E „ 1903 „ 00 m 


zufammen — 21800 Marl. 

Es ift nicht ausgeſchloſſen, daß diefe Stiftung außer durch die zu erzielenden 
Eriparniffe (vergl. $ 4) durch Zuwendungen von Todeswegen, ober unter Leben- 
den vermehrt werde. 

Ueber die Annahme der etwaigen Zuwendungen enticheibet ber Bermwaltungs- 
rath der Stiftung (vergl. $ 8). Derfelbe darf jedoch die Annahme nur dann be» 
ſchließen, wenn an leßtere keine diefem Statute zumiderlaufende Bedingungen 
geknüpft find. 

$ 3. Belegung des Stiftungspermögens. Das Stiftungsvermögen 
fol in fiheren Papieren des dentfchen Reichs, der deutichen Bunbesftaaten, 
der Kommmnalverbände (Provinzen, Kreife, Stüdte zc.) diefer Staaten oder in 
pupillarifch ficheren Grundfchulden und Hypotheken zinslich belegt werden. 

Welche Hypotheken oder Grundſchulden als pupillariſch ficher zu betrachten 
find, richtet fi) nach den Beſtimmungen des $ 39 der Vormundſchafts⸗Ordnung 
vom 5. Zuli 1875 (Gefeg- Sammlung Seite 431). 

8 4 Bermehrung des Stiftungsvermögens durch Kapital: 
Anfamminng. Fünf Prozent des Jahreseinkommens des Stiftungsfonds 
follen bis anf weiteres zum Kapital geſchlagen werden, fomweit diejelben nicht zur 
Beftreitung der übrigens auf das unabweislice Bebürfniß zu beichräntenden 
baaren Auslagen für die Bermaltung abforbirt werden. Sobald der Stiftungs- 
fonds den Betrag von 100 000 Mark erreicht hat, hört diefe Kapital-Anjamım- 
lung auf. 

55. Berwendung der Auftünfte zu Unterfiügungen. Fünf und 
Neunzig Prozent des Zahreseintommens ans dem Stiftungsfonds find zunächſt 
zur Unterftügung an unbemittelte Hinterbliebene deutſcher Forfibeamten zu ver⸗ 
wenden. Es wird fi) dabei weſentlich darum handeln, die von dem Staate, den 
Gemeinden und Privatforfibefiyern bereits bewilligten Unterſtützungen durch ge⸗ 
eignete Beiträge zu verflärfen, beziehungsweife in den Fällen zu beljen, wenn 
außergewöhnliche Unglüdsfälle dur den Tod des Ernährers einer zahlreichen 
Familie, oder durch den Tod der Wittime eines folchen eintreten, 
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Bei den Unterſtützungen ſoll in der Regel der Satz von 100 Mark pro Jahr 
nicht überſchritten werden, nm die Hülfe an möglichſt vielen Orten zum ge⸗ 
währen. 

Anträge zur Gewährung von ſolchen Unterſtützungen find an den Verwal. 
tungsrath der Burdhardt-Fubiläum-Stiftung zu richten, und wird dort, nad) 
geſchehener Prüfung zweimal im Laufe des Jahres und zwar zum 1. April, 
refp. 1. October jeden Jahres, die Vertheilung der Unteritütungen vorge⸗ 
nommen. 

Außergewöhnliche Unglüdsfälle, bei denen ſchnelle Hülfe Noth thut, können 
jeder Zeit Berückſichtigung finden, und entjcheidet dabei der Grad der Beblrftig- 
teit über die Höhe des zu bewilligenden Betrages, welcher indefien 100 Marl 
nie überfchreiten. fol. 

$6. Bertheilung der Unterfübungen. Die Hinterbliebenen deuticher 
Forftbeamten werden nad dem Grade ihrer Bedürftigleit mit den Unterftügungen 
bedacht werden, jedoch foll dabei mindeftens die Hälfte der nad) $ 5 zu Unter- 
ſtützungen jährlich zu verwendenden Summe an Hinterbliebene von Forfibeamten 
in der Provinz Hannover vertheilt werden, weil von Letteren, einſchließlich der 
Beiträge der bier ausgebildeten, engliſch⸗oſtindiſchen Forſtmänner und der von 
Freunden des Yubilars in Hamburg gefammelten Gelder, die Häfte des Stif- 
tungsfonds zufammen gebracht worden ift. 

$ 7. Auffiht über die Stiftung und deren Berwaltung. Die 
Auffiht über die Bermaltung der Stiftung führt die oberfte Forſtverwaltungs⸗ 
behörde in der Provinz Hannover (zur Zeit die Königliche Yinanz-Direltion, 
Abtheilung fiir Yorften), deren Chef die in den Angelegenheiten ber Stiftung von 
der Auffichtsbehörde zu erlaffenden Verfügungen zu juperrevidiren und in ber 
Neinfchrift allein zu vollziehen hat. 

Es ſteht ihr (begiehungsmeife dem an ihre Stelle tretenden oberfien Organe 
der Forſt⸗Verwaltung in der Provinz Hannover) zu, von den Berhältniffen ber 
Stiftung und den darauf beziiglidden Alten jeder Zeit Kenntniß, beziehungsweiſe 
Einficht zu nehmen. 

Das die Aufſicht führende Organ der Königlichen Staatsregierung bat die 
Abftelung etwaiger ftatutenwibriger Maßnahmen zu veranlaffen. 

$ 8. Bermwaltung der Stiftung durch den Berwaltungsrath. 
Die Berwaltung der Stiftung führt ein Bermwaltungsrath, der aus fünf voll 
jährigen und unbefcholtenen Männern beftehen fol. Mit Ausnahme des weiter 
unten erwähnten Mitgliedes ber Familie Burdhardt und des zum Mitgliede zu 
berufenden Oberförfters müffen diejelben ihren Wohnſitz in der Stadt Hannover 
baben. 

Ich behalte mir während meiner Lebenszeit vor, die Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrath3 zu berufen, in demfelben als deffen Mitglied den Borfig zu führen 
und diejenigen Mitglieder zu beftimmen, welche mich im Borfite vertreten, refp. 
die Funktionen des Schameifters und des Schriftführers verfehen follen. 

Später foll die Ergänzung des Berwaltungsraths nad, folgenden Grund⸗ 
ſätzen herbeigeführt werden. 

Der Bermwaltungsrath fol befteben aus: 

1) dem älteften männlichen Mitgliede der Familie Burdhardt in Direkter 
Abftammung von mir, dem Stifter. Lehnt der Betreffende die Mit- 
gliedſchaft ab, fo geht diefes Recht auf den nächſt Aelteften tiber. So— 
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fern derſelbe nicht in der Provinz Hannover domicilirt, iſt von ihm 
ein Vertreter zu beſtellen, welcher iu der Stadt Hannover wohnt, 

2) dem mad der Anciennetät als Oberforfibeamter älteſten altiven Ober⸗ 
forXbeamten in Hannover, 

3) dem der dienfllihen Anciennetät nah älteſten aktiven TSorftmeifter 
dafelbft, 

4) dem Juflitiarius der Yorfiverwaltung dafelbf, 

5) dem Berwalter der zur jeßigen Oberjörfterei Misburg gehörigen fisla- 
liſchen Forſten. 

Für den Fall, daß die Berufung von einer oder der anderen der sub 2 bis 
5 genannten Perfönlichleiten abgelehnt werden follte, fieht es der Auffichtsbehörde 
zu, einen Gtellvertreter zu ernennen, 

Die Mitglieder des Berwaltungsrath3 wählen unter fi den Borfitgenden, 
deffien Stellvertreter, den Schabmeifter und den Schriftführer. 

89. Befhlüffe des Berwaltungsrathe. Die Verwaltung des Stif- 
tnngsvermögens und die Beſorgung der Geſchäfte der Stiftung erfolgt, abgefehen 
von ter Erftattung baarer Auslagen, unentgeltlich). 

Die Stiftung wird in allen Geſchäften und Nectsangelegenheiten, au in, 
ſolchen Fällen, in denen es gejetlich einer Specialvollmadt bedarf, gegeniiber 
Behörden fowohl, als auch Privaten dur den Verwaltungsrath vertreten. Der. 
felbe ift auch zu Subflitutionen befugt. Zur Legitimation genfigt ein Ütteft der 
die Aufficht über die Stiftungsverwaltung führenden Stelle (vergl. $ 7), daß die 
betrefienden Mitglieder zur Zeit den Berwaltungsrath bilden. 

Die Bollmachten des Verwaltungsrathe müffen von ſämmilichen Mitgliedern 
vollzogen fein; fonflige Ausfertigungen erfolgen unter der Firma: „Der Ber- 
waltungsrath der Burdhardt- Zubiläum-Stiftung“ mit den Unterfchrijten des 
Borfigenden, oder deflen Stelivertreters, eines Mitgliedes und des Schrift- 
führers. 

Die Eintadungen zu den Sitzungen geben vom Borfigenden aus und find 
mindeftens 14 Tage vorher den Berwaltungsraths- Mitgliedern zuzuftelen. Doch 
haben auch je zwei fonflige Bermwaltungsraths. Mitglieder die Befugniß, den Verwal⸗ 
tungsrath zu einer anßerordentlihen Sigung zufammen zu berufen. 

Bei jeder Einladung ift der Gegenfland der Berathung anzugeben. 

Beichiäffe lönnen von dem Berwaltungsrath nur daun gefaßt werden, wenn 
derjenige oder diejenigen, welche die Sigung berufen haben, bezeugen, daß ſämmt⸗ 
liche derzeitige Berwaltungsraths-Mitglieder zur fraglihen Sitzung eingeladen 
worden feien und mindeftens drei Mitglieder — unter welchen fich der Vorſitzende 
oder deflen Stellvertreter befinden muß — an der Beichlußfaffung Theil nehmen. 
Die Beichtüffe werben nad der Mehrheit der Stimmen der au der Beidhluß- 
faffung Theil nehmenden Berwaltungsraths-Mitglieder gefaßt. Bei Stimmen- 
gleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Einftimmigleit der an der Sitzung Theil nehmenden Bermaltungsraths- 
Mitglieder ift jedoch erforderlich, wenn die ftatutenmäßig vorgefchriebene Kapital- 
Anfammlung zeitweilig fuspendirt werben foll (fiehe 8 4). 

Deber die in jeder Sitzung gefaßten Beſchlüſſe iſt von dem Schriftführer ein 
Protofoll aufzunehmen und dem Borfigenden zuzuftellen. In dem Protokolle 
find die Anweſenden nambaft zu maden, und ift daffelbe vom BVorfigenden und 
vom Schriftführer zu unterzeichnen. 
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$ 10. Geſchäfte des Berwaltungsrath3. Der Berwaltungsrath be 
willigt die Unterfügungen und forgt für die fichere und zinsbare Belegung des 
Stiftungsvermögens, flir rechtzeitige Einziehung und Belegung der Zinſen, joweit 
fie nit zur Beſtreitung verliehener Unterfigungen und der laufenden Ausgaben 
erforderlich find, und nimmt überhaupt alle die Stiftung betreffenden Geſchäfte 
wahr, infofern diefe richt anderen Organen zugewiejen find. 

Der Schriftführer beforgt die Correſpondenz des Berwaltungsrathd nad 
deffen Beſchlüfſen. 

8 11. Depofition der Wertbpapiere. Die Werthpapiere der Stiftung. 
einfchließlich der Talons und der nicht fälligen Conpons find eventuell, nachdem 
fie außer Cours gefett find, bei der, von der die Aufficht über die Strfiungsver- 
maltung führenden Stelle (cfr. $ 7) zu beftimmenden Königlichen Kaffen gegen 
deren dom Berwaltungsrathe zu affervirenden Emmpfangsjchein zu deponiren und 
nur gegen eine gehörige Vollmacht des VBerwaltungsraths dem Schatzmeiſter aus⸗ 
zuliefern. 

Bon einer jeden ſolchen Herausgabe von Werthpapieren iſt der die Aufſicht 
tiber die Stiftungsvermwaltung führenden Stelle (vergl. $ 7) von der Kaffe An- 
zeige zu erftatten. 

Der Berwaltungsrath, event. die Auffichtsbehörde (vergl. $ 7) bat dafür 
Sorge zu tragen, daß die fraglichen Papiere oder deren Erſatz baldthunlichft 
wieder zum Gewahrfam der Kaffe zurückgegeben werben. 

8 12. Rechnungs- und Kafjenführung Das Rechnungsjahr der 
Stiftung ift das Nechnungsjahr für den Staatshaushalt. 

Der Schatzmeifter, welcher Zahlungen aus der Stiftungstaffe nuur auf ſchrift⸗ 
lie Anmeifung des Verwaltungsraths leiftet, Hat alljährlich fofort nach Ablauf 
jeden Rechnungsjahres dem Bermaltungsrathe Rechnung abzulegen und von ihm 
Monitur und Decharge zu gemwärtigen. 

In der auf die Cinreihung der Jahresrechnung nächffolgenden Sitzung des 
Berwaltungsrath8 (welche regelmäßig im Juni jeden Jahres Statt finden ſoll) 
hat der Schagmeifler unaufgefordert den Beitand der Stiftungsfaffe an baarem 
Gelde und fälligen Coupons vorzulegen. Es fleht dem Bermaltungsrathe frei, 
außerdem von dem vorhandenen Kaffenbeftande jeder Zeit Kenntniß zu nehmen. 

Bei der Beſchlußfaſſung über Monitur und Decharge hat der Schatzmeiſter 
fein Stimmredt. 

Die dechargirte Jahresrechnung iſt der Aufſichtsbehörde (vergl. 8 7) zur 
Einfihtsnahme vorzulegen. 

8 13. Abänderung des Stiftungs- Statuts. Statutenveränderungen 
bedlirfen, infoweit fie Zwed oder äußere Vertretung der Stiftung betreffen, Tandes- 
herrlicher Genehmigung; im Uebrigen der Buflimmung des Oberpräfidenten der 
Provinz Hannover. 

Hannover, den 19. November 1878. 


Burckhardt, Forſtdirektor. 





— 1 — 


Anf den Bericht vom 16. Februar d. J. will Ich der zu Hannover zur 
Unterkägung der Hinterbliebenen deutſcher Tsorfibeamten begründeten „Burd-» 
bardt- Zubiläum-Stiftung“ hierdurch Meine Genehmigung ertheilen und der- 
felben auf Grund des zurüderfolgenden Statuts vom 19. November 1878 bie 
Nechte einer juriftifchen Perſon verleihen. 

Berlin, den 25. Jannar 1880. 


gez. Wilhelm. 


903 Sf. Eulenburg. Friedberg. 
An die Minifter des Innern und der Yufiz. 
I. A. 1608. 
6. 


Die Berechnung der Tantième der Forftkaffen-Rendanten betr. 


Circ.⸗ Verfũg. bes Finanz-Minifters und bes Minifters für Landwirthſchaft ac. an ſämmtliche 
Königliche Regierungen (ercl. Sigmaringen) und an, bie Königlihe Finanz = Direktion zu 
Hannover. F. M. I. 11659. M. f. 2. III. 5509. 

Berlin, den 6. September 1880. 

Des Kaifers ınd Königs Majeftät haben dur Allerhöchſte Ordre vom 
21. Zuli d. 3. uns zu ermädhtigen gerubet, bei der Berechnung der Tantieme 
der Forfllaffen-Rendanten vom laufenden Nechnungsjahre ab von den Einnahmen 
für Holz zu Staatszweden (alfo einfchließlid der Einnahmen für Holz zu Staats. 
bauten, weldye à conto des laufenden Rechnungsjahres 1. April 1880,81 bereits 
vor dem 1. April cr. erhoben find) und von den Einnahmen an Dienftlands- 
nutzungsgeld, Weidegeld und etwaigen fonftigen Zahlungen der Forſtbeamten die 
Zantieme zu bewilligen, und fomit bei der Berechnung der Debegebühren die 
Brutto - Einnahme der kurrenten Verwaltung ohne jede Abrechnung zu Grunde 
zu legen. 

Die Königliche Regierung ermächtigen wir demgemäß, in den Forſtgeldrech⸗ 
nungen vom laufenden Etatsjahre ab auch die nach der Circular-Berfügung des 

5 

mitunterzeichneten Finanz-Minifters vom 26. März 1865 | u von 
der Tantiömeberehnnng bisher noch ausgeſchloſſenen Einnahmen der Forſtver⸗ 
waltung zur Berechnung und Zahlung von Hebegebühren zuzulaſſen. 


Der Kinanz-Minifter. Der Minifter für Landwirth- 
In Bertretung: ſchaft, Domänen und Korften. 
Meinecke. Im Auftrage: 
Ulrici. 


—— — — — 


*) ©. Forſt⸗ u. Jagbtalender. XVI. Jahrg. (1866) ©. 78. 
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7. 
Deklarirung der Beſtimmungen betr. das Verfahren bei Beſetzung 
der Gemeinde⸗ und Infitnten-Forftbeamtenftellen. 


Circ.⸗ Berfüg. ber Minifter des Krieges, für Landwirthſchaft x. und bes Innern an 
ſämmtliche Königliche Regierungen und die Königliche Finanz⸗Direction zu Hannober. 


HI. 6176 
Kr. M. 2149. D. f. 3. B. 2569. — M f. gg Mb. I. 1 B. 6847. 
Berlin, den 13. September 1880. 
1267 591 
Der Erlaß vom 9. April 1880. (Kr. M. = KM. md 7 A.s 


1. Minifir. des Innern I. B. 10002 I. Ang. und Miniftr. f. Landw. IL. 8044 I. 
5189), *) betreffend das Berfahren bei Beſetzung der Gemeinde- und Inſtituten⸗ 
forfibeamtenftellen, wird hierdurch dahin decfarirt, daß in dem Baflus III 6. 
deffelben hinter „Inſtitutenbehörden“ die Worte: 
„unter Beachtung der sub III. 1a. refp. im $ 45. des Regulativs vom 
15. Februar 1879**) gegebenen Beftimmungen“ 
einzufchalten find. 


Der Kriegs-Minifter. Der Minifter für Landwirth⸗ 
Gr. v. Kameke. Ihaft, Domänen und Forſten. 
Lucius, N 


Der Minifter des Innern. 
In Bertretung: 
Starte. 


— — 


8. 
Die Berechnung der Hälfte des Einkommens für Beamte, die 
oom Amte fuspendirt find betr. 


GircularsVerfügung bes Minifters für Landwirthſchaft 2c. an fämmtlihe Königl. Regierun⸗ 
gen (excl. Marienwerber unb Sigmaringen) und an bie Königl, Finanz» Direktion zu 
Hannover. III. 6200. 


Berlin, den 19. Septentber 1880. 

Es find mehrfach Zweifel über die Grundſätze entftanden, nach welchen bei 
Berehunng der Hälfte des Einkommens für Beamte, die vom Amte fuspendirt 
find, namentlih in Beziehung auf die Emolumente der freien Dienftwohnung 
und des freien Brennmaterial$ zu verfahren if. Um in diefer Beziehung ein 
gleiymäßiges Verfahren im Bereiche der Forſtverwaltung herbeizuführen, laſſe 
ih der Königlichen Regierung (Finauz⸗Direction) anliegend Abjchrift einer an die 
Königliche Regierung zu Marienwerder gerichteten Berjligung vom 9. Juli 1877 
(IIb. 12006) (a) zur Kenntnißnahme und Nachachtung zugeben. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Koriten. 
Lucius. . 


— — — — 


*, ©. Zahrbuch Band XII. ©. 228. Urt. 51. 
**, S. Zahrbuch Band XI. ©. 1. Art. 1. 
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2. 
Berlin, den 9. Suli 1877. 

Auf den Beriht vom 12.0. M. (7156. O. F. C5.), die Berechnung der Hälfte 
des Einkommens fiir Beamte, welche vom Amte fuspendirt find, betreffend, wird 
der Königl. Regiernng Yolgendes erwibert. 

An fi) unterliegt es keinem Bedenlen, zu dem der Vorſchrift des 8 51 des 
Geſetzes von 21. Zuli 1852*) unterliegenden Dienfteintommen eines fuspendirten 
Beamten audy feine in Gewährung einer Dienfiwohnung und freien Brennholzes 
beftebenden Emolumente zu zählten, als Mafftab für den Geldwerth derfelben 
aber diejenigen Summen anzunehmen, weldhe dafür als penfionsfähiger Theil 
feines gejammten Dienfteinlommens feſtgeſetzt find. Der Regel nach wird daher 
der $ 51 auch auf diefe Cmolumente anzumenden fein. 

Dennoch läßt ſich diefe Hegel nicht als eine ſolche betrachten, die feine Aug» 
nahme geftattet. Im Brgentheil werden von ihr durch die Natur der Sache be- 
dingte Ausnahmen fogar in der Mehrzahl der vorkommenden Fälle gemacht 
werden müſſen. Infofern fiimmt daher auch das DMiniflerium der von der K- 
niglichen Regierung vertretenen Anficht bei: 

daß eine unbedingte Verpflichtung, den $ Sl l.c. auf die frag- 
Iihen Emolumente anzumenden, nicht beitebt. 
Es kommt nämlich daranf an, ob 
1. die Dienfimohnung dem fuspendirten Beamten für die Dauer der 
Suspenfion gänzlich entzogen, oder ob fie ihm 
2. für dieſe Zeit zu ſeiner ausſchließlichen Benntzung belaffen oder ob er 
3. angehalten wird, fie naturaliter mıt feinem Stellvertreter zu theilen. 

Die Entziehung ad 1 bilder im Gauzen nur eine fehr feltene Ausnahme, 
die namentlich auch mit Nüdficht auf die meiften Theil mit einer Dienftwohnung 
verbundene Dienftlandsnutung, nur da gemadt wird, wo ganz bejondere Um⸗ 
Rände eine gänzliche Eutfernung des fuspendirten Beamten aus feinem bitherigen 
Wirkungskreiſe auch in rein örtlicher Beziehung als unvermeidlich geboten er- 
fcheinen läßt. 

Die Entziehbung der Dienſtwohnung bedingt zugleich die Eutziehung des 
freien Breunholzes, deffen Quantität mwejentlich nach dem durdy die Beſchaffenheit 
der Wohnung zu bemefjenden Bedurfe fefgeftellt wird. 

In diefen Fällen wird dem fuspendirten Beamten der halbe Geldwerth der 
ihm entzogenen Emolnmente baar vergütigt werden milffen. 

Die Belaffung ad 2 und die mit ihr zu verbindende fernere Naturalgewäh- 
ruug des vollen Tseuerungsbedarfes wird nicht minder nur ausnahmsweiſe ein- 
treten, da es fich meiften Theils empfehlen wird, dem Stellvertreter des fuspen- 
dirten Beamten ein Unterloinmen in der Dienfiwohnung des feßteren zu ver⸗ 
Schaffen. Wird diefem demohnerachtet der alleinige und unverkürzte Fortgenuß 
beider Emolumente belaffen, fo bleibt der halbe Geldwerth derjelben von dem 


”) Der 8 51 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 Tautet: 

Der fuspendirte Beamte behält während der Suspenfiou bie Hälfte feines Dienft- 
einfonmend. 

Auf die für Dienftuntoften befonders angelegten Beträge ift bei Berechnung ber 
Hälfte des Dienfteintommens Teine Rückſſicht zu nehmen. 

Der innebehaitene Theil des Dienfteinfommend ift zu den Koften, welche durch 
die Stelvertretung bes Angefchuldigten verurfacht werben, der etwaige Reit zu den 
Unterfuchungsfoften zu verwenden. Einen weiteren Betrag zu den Etellvertres 
tungskoſten zu leiften, ift der Beamte nicht verpflichtet. 
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ſuspendirten Beamten durdy Abrechnung auf die ihm zu belaffende Hälfte feines 
baaren Dienfteintommens zu vergüten. 

Die Regel werden die Fälle ad 3 bilden, in denen der fuspendirte Beamte 
jeinem Stellvertreter einen Theil ſowohl der Dienftwohnung ald des Fenerungs- 
bedarfes (fei es die Hälfte von beiden, fei e8 mehr, fei es weniger als die Hälfte 
des Einen oder des Anderen) naturaliter zu fiberlaffen bat. 

Diefe Naturaltheilung macht von ſelbſt eine firicte Anwendung des 8 5Ll.c. 
unthunlich, ohne daß fi allgemeine Regeln über die Statt deſſen zu treffenden 
Maßnahmen geben laſſen. Es bleibt nur fibrig, diefelben dem pflichtmäßigen 
Ermefien der vorgefegten Behörde anheim zu geben, die dabei den befonderen, 
jeden einzelnen all begleitenden Umfländen Rechnung zu tragen und namentlich 
das Berhältniß zu berüdfichtigen haben wird, in weldhem durch die erfolgte Na- 
turaltheilung beider Emolumente der fuspendirte Beamte des ferneren Bezuges 
derjelben verluftig gebt. 

Berliert er etwa dabei die Hälfte derjelben, fo ift damit von ſelbſt dem $ 51 
genitgt. Berliert er dabei mehr, fo wird ihm das Plus zu vergliten, verliert er 
weniger, fo wird die Differenz von ihm zu deden, eine minntiöfe Berechnung da- 
bei. aber zu vermeiden, vielmehr auch in biefer Beziehung ein billiges Bemeſſen 
als maßgebend zu betrachten fein. 

Auf Dienftlandsnugungen findet der $ 51 1. c. Überhaupt keine Anwendung, 
weil diefelben vorwiegend auf einem kontraktlichen Verhältnifſe von privat» 
rechtlicher Natur beruhen. Bolle Anwendung findet er dagegen auf Miethsent- 
ſchädigungen, welche dem fuspendirten Beamten als Erfat für eine ihm nicht 
gewährte Dienfimohnung gewährt werden. 

Anlangend endlich die Waldwärter, To ift denfelben ohne weiteren Unter- 
ſchied der Fälle let, fobald fie vom Amte fuspendirt werden, von erfolgter Sus⸗ 
penfion ab, die fernere Abgabe von freiem Brennholze zu verfagen und nur ber 
halbe Geldwerth des ihnen bis dahin bewilligten Bezuges zu vergliten, von einer 
Ausgleihung bezüglich) des bereit an fie abgegebenen Brennholzes aber fiber- 
haupt Abftand zu nehmen. 


Kinanz-Minifterium, Abtheilung für Domänen und Korften. 
gez. von Strang. 


An die Königliche Regierung zu Marienwerder. IIb. 12016. 


Dinten und Neifekoften. 
9. 


Gebührenordnung für Beugen und Sachverſtändige. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1878. ©. 173 ff.) 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von Preußen ır 
verordnnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zufliimmung des Bundesraths 
und bes Reidhstags, was folgt: 

$ 1. In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf 
welde die Eivilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung oder die Konkursord⸗ 
nung Anwendung findet, erhalten die Zeugen und Sacdverfländigen Gebühren 
nah Maßgabe der folgenden Beftimmungen. 


ö— —e — — —ñ — m | — — — — — 
- 
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5 2. Der Zeuge erhält eine Eutſchädigung für die erforderliche Zeitver⸗ 
ſäumniß im Betrage von zehn Pfennig bis zu einer Marl auf jede angefangene 
Stunde. 

Die Entfhädigung ift unter Berückfichtigung des von dem Beugen ver- 
fäumten Erwerbes zu bemeffen und für jeden Zag auf nicht mehr als zehn 
Stunden zu gewähren 

Berjonen, welche durch gemeine Handarbeit, Handwerksarbeit oder geringeren 
Gewerbebetrieb ihren Unterhalt fuchen, oder fi in gleichen Verhältniſſen mit 
jochen Perſonen befinden, erhalten die nach dem geringflen Sage zu bemeſſende 
Entigädigung aud dann, wenn die Verſäumniß eines Erwerbes nicht ftattge- 
funden bat. 

$ 3. Der Sadverftändige erhält für feine Leiftungen eine Vergütung nad 
Mafgabe der erforderlichen Zeitverfäumniß im Betrage bis zu zwei Marl auf 
jede angefangene Stunde. 

Die Vergütung ift unter Berüdfihtigung der Erwerbsverhältniffe des Sach⸗ 
verfländigen zu bemefien und für jeden Tag anf nicht mehr als zehn Stunden 
zu gewähren. 

Außerdem find dem Sachverfländigen die auf die Borbereitung des Gut⸗ 
achtens verwendeten Koften, ſowie die Für eine Unterſuchung verbrauchten Stoffe 
und Werkzeuge zu vergüten. 

F 4. Bei fihwierigen Unterfuchungen und Sachprüfungen ift den Sad 
verftändigen auf Verlangen für die aufgetragene Leiflung eine Bergütung nad 
dem üblichen Preife derfelben und für die außerdem flattfindende Theilnahme 
an Terminen die im $ 3 beftinmte Vergütung zu gewähren. 

85. AB verfäumt gilt für die Zeugen oder Sachverſtändigen aud die 
Zeit, während welder er feine gewöhnliche Beſchäftigung nicht wieder aufneb- 
men kann. 

S 6. Mußte der Zeuge oder Sachverſtäudige außerhalb feines Aufenthalts- 
ortes einen Weg bis zur Entfernung von mehr als zwei Kilometer zurücklegen, 
fo ift ihm außer den nach 88 2 bis 5 zu beftimmenden Beträgen eine Entſchä⸗ 
bigung für die Reife und für den durch die Abweſenheit von dem Aufenthalts- 
orte verurfachten Aufwand nad Maßgabe der folgenden VBeflimmungen zu ge- 
währen. 

8 7. Soweit nad den perfönlichen Verhältniſſen des Zeugen oder Sadı- 
verfländigen oder nach äußeren Umſtänden die Benutzung von ZTransportmitteln 
für angemeffen zu erachten ift, find als Reiſeentſchädigung die nach billigem Er» 
mefien in dem einzelnen alle erforderlichen Koften zu gewähren. In anderen 
Fällen beträgt die Neifeentihädigung für jedes angefangene Kilometer des Hin- 
weges und des Rückweges fünf Pfennig. 

8 8. Die Entihädigung für den durch Abweienbeit von dem Aufenthalts- 
orte verurfachten Aufwand ift nach den perjönlichen Berbältniffen des Zeugen 
oder Sacverftändigen zu bemefien, joll jedodh den Betrag von fünf Mark für 
jeden Tag, an welchem der Zeuge oder Sachverfländige abweſend geweſen if, 
und von drei Mark für jedes außerhalb genommene Nachtquartier nicht über⸗ 
ſchreiten. 

8 9. Mußte der Zeuge oder Sachverſtändige innerhalb ſeines Aufenthalts- 
ortes einen Weg bis zu einer Entfernung von mehr als zwei Kilometer zurück⸗ 
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legen, fo ift ihm für den ganzen zurlüdgelegten Weg eine Neijeentihäbigung 
nach den Vorſchriften des 8 7 zn gewähren. 

$ 10. Konnte der Zeuge oder Sachverfländige den erforderlichen Weg ohne 
Benntzung von Transportmitteln nicht zurüdlegen, fo find die nad billigem 
Ermeſſen erforderlihen Kofter auch außer den in den SS 6, 9 beftimmten Fällen 
zu gewähren. 

$ 11. Abgaben fiir die erforderfihe Benutzung eines Weges find in jedem 
Falle zu erftatten. 

$ 12. Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alter oder wegen Gebrechen 
eines Begleiters, fo find die beftimmten Entichädigungen für Beide zu gewähren. 

$ 13. Soweit für gewiffe Arten von Sadverfländigen befondere Tarvor- 
ſchriften beftehen, welche an dem Orte des Gerichts, vor welches die Ladung 
erfolgt, und an dem Aufenthaltsorte des Sachverfländigen gelten, kommen ledig- 
lich dieſe VBorfhriften in Anwendung. Gelten ſolche Tarvorſchriften nur an 
einem diejer Orte, oder gelten an demjelben verichiedene Tarvorjchriften, fo kaun 
der Sacverfländige die Anwendung der ihm günftigeren Beſtimmungen ver» 
langen. 

Dolmetſcher erhalten Entfhädigung als Sachverftändige nad den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes, fofern nicht ihre Leitungen zu den Pflichten eines von 
ihnen verjehenen Amtes gehören. 

8 14. Deffentliche Beamte erhalten Tagegelder und Erflattung von Reife- 
foften nach Maßgabe der für Dienitreifen geltenden Borfchriften, falls fie zuge- 
zogen werden: 

1. als Zeugen über Umftände, von denen fie in Ausübung ihres Amtes 
Kenntniß erhalten haben; 

2. als Sachverftändige, wenn fie aus Beranlaffung ihres Amtes zuge- 
zogen werben und die Ausübung der Wiffenichaft, der Kunft oder des 
Gewerbes, deren Kenntniß Vorausſetzung der Begutachtung ift, zu 
den Pflichten des von ihnen verjehenen Amtes gehört. 

Werden nad den Vorſchriften dieſes Paragraphen Tagegelder und Reife 
foften gewährt, fo findet eine weitere Bergiitung an den Zeugen oder Sadıver- 
ſtändigen nicht ftatt. 

$ 15. Iſt ein Sachverftändiger für die Erftattung von Gutachten im All⸗ 
gemeinen beeidigt, jo können die Gebühren flir die bei beſtimmten Gerichten 
vorfommenden Geſchäfte durch Uebereinkommen beflimmt werden. 

$ 16. Die Gebühren der Zeugen und Sacverftändigen werden nur auf 
Berlangen derjelben gewährt. Der Anfpruch erlifcht, wenn das Verlangen binnen 
drei Monaten nach Beendigung der Zuziehung oder Abgabe des Gutachtens bei 
dem zuftändigen Gerichte nicht angebracht wird. 

8 17. Die einem Zeugen oder Sachverſtändigen zu gewährenden Beträge 
werden dur das Gericht oder den Richter, vor welchem die Verhandlung ſtatt⸗ 
findet, feſtgeſetzt. 

Sofern die Beträge aus der Staatskaſſe gezahlt und diefer nicht erftattet 
find, Tann die Feſtſetzung von dem Gerichte oder dem Richter, durch welche fie 
erfolgt ift, fowie von dem Gerichte der höheren Inſtanz von Amtswegen berich- 
tigt werden. 

Gegen die Feſtſetzung finder Beſchwerde na Maßgabe der 88 5831 bis 538 
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der Givilprozegordnung und des $ 4 Abi. 3 des Gerichtskoſtengeſetzes, in Straf» 
jadhen nad) Maßaabe der 88 346 bis 352 der Strafprozeßorduung flatt. 

$ 18. Diejes Gejeg tritt im ganzen Umfange des Reichs gleichzeitig mit 
dem Gerichtskoſtengeſetz in Kraft. 

Urlundli unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. Juni 1878. 

Im Allerhöchſten Auftrage Seiner Majeflät des Kaifers: 


(L. 8) Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Fürft v. Bismard. 


Geihäfts-, Kaſſen- und Nehnungswefen. 
10. | 


Das Verfahren bei der Untertühung der auf dem von der Forft- 
verwaltung an die Staats-Eifenbahnverwaltung unentgeltlich 
abgetretenen Terrain verarmten Perfonen betr. 


(Circ.⸗Verfg. des Minifters fiir Landwirthſchaft an ſämmtliche Königliche Regierungen (excl, 

Sigmaringen) und an die Königlihe Finanz Direktion zu Hannover, III. 1342, 

Berlin, den 10. Zuni 1880. 

Unter Hinweis auf den in Nr. 13 des Eifenbahı-Berordnungsblattes pro 
1880 unter Nr. 35 publicirten Erlaß des Herrn Miniftere der öffentlichen Ar- 
beiten an die Eifenbahnbehörden vom 16. Aprif cr., betreffend bie Unterſtützung 
der auf dem von der Staatd-Forfiverwaltung an die Staats-Eiſenbahnverwal⸗ 
tung unentgeltlich abgetretenen Zerrain verarmten PBerfonen (Anl. a.), wird die 
Königliche Regierung angemwiejen, den nad) Maßgabe deffelben an fie ergebenden 
Erſuchen der Eijenbahn-Berwaltung:behörden zu entſprechen und für die Wieder- 
einziehung der Armenpflegeloften von dem zur Erftattung derjelben geſetzlich 
verpflichteten Dritten Sorge zu tragen. 

Die Königliche Regierung wird gleichzeitig auf die dieffeitige Berfügung 
vom 3. November v. 38. — II. 16284 — Hingewiejen. (Znſatz für die Kal. 
Regierung zu Bromberg.) 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


Berlin, den 16. April 1880. 

Unter Bezugnahme auf den nachfiebend abgedrudten Erlaß vom 24. Sep- 
tember v. J. — II. 10087 — veranlaffe ih die Königlichen Eifenbahn - Diref- 
tionen, und bezw. Eifenbabn-Betriebsämter, künftig in allen Fällen, in denen 
Berionen, welche auf dem von der Königlichen Forfiverwaltung unentgeltlih an 
die Eifenbahnvermwaltung abgetretenen Xerrain nah Maßgabe des Geſetzes 
über den Unterflügungsmohnfig vom 6. Juni 1870 (8. ©. Bl. ©. 360 ff.) zu 
unterſtützen bezw. zu verpflegen find, jeitend der Staatseifenbahn-Berwaltung 

Jahrb. d. Pr. Horft« und Sagb-Gefepg. XII. 2 
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fofort die im $ 34 diefes Geſetzes vorgejchriebene vollftändige Bernehmung des 
Unterftügten über feine Heimaths-, Yamilien- und Aufenthaltsverhältniffe zu 
bewirken und gleichzeitig feftzuftellen, welche Armenverbände bezw. fonftigen Per- 
fonen zur Erflattung der anfgewendeten oder noch aufzuwendenden Koften etwa 
verpflichtet find. Wenn hiernach die Forſtverwaltung definitiv ohne einen 
Erjaganfpruch an einen anderen Armenverband zur Unterftügung verpflidtet 
fein follte, fo find zur Vermeidung von Zahlungen einer fisfalifdyen Station an 
die andere die fragl. Koften fofort, und ohne daß es einer befonderen Mitthei- 
lung an die Forfiverwaltung bedarf, definitiv auf Eifenbahnfonds zu übernehmen. 
In allen anderen Yällen dagegen find die entftandenen Verhandlungen mit allen 
weiteren Materialien und Beweisftiiden unverzüglich der zuftändigen Forſtbehörde 
mit dem Erfuchen zu überfenden, für die Wiedereinziehuug der Koſten von dem 
zur Erftattung derfelben gefetzlich verpflichteten Dritten Sorge zu tragen. Die 
definitive Hebernahme der Koften auf Eifenbahnfonds Hat in diefem Falle nicht 
eber zu erfolgen, als bis die Eifenbahn-Verwaltung von der Yorfibehörde von 
der Unmöglichkeit der Wiedereinziehung in Kenntuiß geſetzt worden ifl. 


An fämmtlihe Königlichen Eifenbahn-Direktionen und 
Eifenbahn-VBetriebsämter. II.b. 4655. 


Berlin, den 24 September 1879. 


Den Ausführungen des Berichts vom 14. v. M. 4497 A. trete ich darin 
bei, daß die Uebernahme der Verpflichtung zur Berpflegung derjenigen Perſonen, 
welche auf dem von dem Forftfisfus unentgeltlich an die Staatseifenbahn-Ber- 
waltung abgetretenen Terrain verarmen, feitens der Lebteren auch dann nicht 
abgelehit werden könne, wenn bet Uebermeifung der betreffenden Flächen Dieje 
Verpflichtung von ihr nicht in einem bezüglichen Never ausdrücklich anerkannt 
fein follte, und daß ferner die Uebernahme der Armenlaft nicht auf die anf dem 
fraglichen Terrain domizilirenden Perſonen zu beſchränken fei, fondern vielmehr 
in allen denjenigen Fällen wirkſam werden müſſe, in welchen eine auf dieſem 
Terrain eintretende Hilfsbebürftigleit die Forfiverwaltung nad) dem Geſetz iiber 
den Unterftügungsmwohnfis vom 6. Juni 1870 zur Fürforge flir den Hülfsbe⸗ 
dürftigen verpflichtet. Ebenſo bin ich mit der Königlichen Direktion darin ein- 
veritanden, daß durch die Uebernahme der Armenverpflegung feiten® ber Staats- 
eifenbahn-Bermwaltung die Befreiung des Forfifistus von den ihm nad dem 
Gejege vom 6. Juni 1870 obliegenden Berbindlichkeiten weder berbeigefiihrt 
werden jolle, noch herbeigeführt werden könne, daß vielmehr die Sorge für die 
Hilfsbedürftigen nur Namens des gefetzlich verpflichteten Armenverbandes zu 
erfolgen habe, und diejem auch in denjenigen Fällen, in welchen ihm nur die 
vorläufige Verpflegung der Bedürftigen obliegt, die Wiedereinziehung der da- 
durch entftandenen Koftlen von dem eigentlich verpflichteten Armenverbande in 
Gemäßheit des 8 38*) des gedachten Geſetzes verbleiben müffe. 


*) Der 8 38 lautet: 

Lehnt ein Armenverband den gegen ihn erhobenen Aniprud auf Erftattung 
ber Koſten oder auf Uebernahme eines Hülfsbebürftigen ab, fo wird auf Antrag 
desjenigen Armenverbandes, welcher bie Öffentliche Unterflägung vorläufig zu ges 
währen genöthigt ift, über ben erhobenen Anſpruch im Verwaltungswege durch 
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Was dagegen die Form betrifft, in welcher die Uebernahme der Armenlaſt 
durch die Staatseifenbahn-Verwaltung zu erfolgen bat, fo vermag ich den Bor- 
ihlag, prinzipiell nur die Verpflichtung zur Erflattung der von der Staatsforft- 
verwaltung für die Verpflegung des betreffenden Hiülisbeditrftigen aufgemendeten 
Koften anzuerkennen, bei der Ausiibung der Armenpflege aber diefelbe, ſow eit 
dies thunlich dur Gewährung von disponiblen Arbeitsfräften, Trausport⸗ 
mitteln u. f. w. zu unterftügen, nicht flir zmedmäßig zu eradhten. Der König⸗ 
lien Regierung zu Bromberg ift darin beizupflichten, daß es der Forfivermal- 
tung an den Mitteln gebricht, die Pflege der Hilfsbedürftigen und insbefondere 
derjenigen, welche durch den Eifenbahnbetrieb zu Schaden gelommen find, in 
wirffamer Weife auszuüben, während die Eifenbahnverwaltung, wenn ihr die 
Mittel Hierzu nicht zu Gebote ftehen, jedenfalls weit eher in der Lage fein wird, 
diefelben zu beſchaffen. Sollte deffen ungeachtet der Forſtverwaltung die that: 
jähliche Berforgung der Bedürftigen zugemwiefen und nur unter Umftänden die 
Hülfe der Eifenbahn-Berwaltung in Ausficht geftellt werden, jo würde dies leicht 
eine Bermehrung der der Staatskaſſe erwachſenden Koften zur Folge haben, 
jedenfall3 aber auf eine jdyleunige und wirkſame Fürſorge für die Bedürftigen 
hemmend ſeinwirken. 

Wenn hiernach ſowohl die Intereſſen des Staats, wie auch der Hülfsbe— 
dürftigen darauf hinweiſen, daß die Staatseifenbahn-Berwaltung eintretenden 
Falls die Verpflegung der Armen und fonftigen Bedürftigen übernimmt, fo ver- 
fteht es fich nach dem oben Bemerlten von felbft, daß diefelbe in Vertretung des 
gefeglich verpflichteten Armenverbands und ſolange nur vorſchußweiſe zu erfolgen 
bat, bis feitgeftellt ift, daß der Erſatz der Verpflegungsfoften durch einen Dritten 
nicht flattfindet. Die Königliche Direktion wird daher, fojern nicht die definitive 
Berpflihtung des Forſtfiskus von vornherein außer Zweifel fieht, die von ihr 
aufgemwendeten Koften unter angemeffener Berehnung der Naturalleiftungen der 
Forſwerwaltung zu liquidiren und erft dann definitiv in Ausgabe zu ftellen 
haben, wenn die Beitreibung derjelben von einem Dritten unmöglich bezw. vou 
der Forfiverwaltung ohne Erfolg verfucht worden ift. 

Ich veranlaffe die Königliche Direktion fiir die Folge hiernach zu verfahren 
und and die Filrforge für Die derzeitigen Hülfsbedürftigen zu übernehmen. 

An die Königliche Direktion der Oftbahn zu Bromberg. 


Abfchrift hiervon erhält die Königliche Direktion zur Kenntnignahme und 
gleichmäßigen Beachtung. 
An ſämmtliche iibrigen Königlichen Eifenbahu-Direltionen. 
II. 10087. 


diejenige Spruchbehörbe entichieden, welche dem in Aniprucd genommenen Armen- 


verbande vorgejebt ift. 
Die Buftändigteit, den Inſtanzenzug, fowie das Verfahren regelt innerhalb 
jeden Wundesftantes, vorbehaltlich der Borfchriften dieſes Geſetzes, bie Landes⸗ 


geſe tzgebung. 


2* 
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11. 


Vereinfachung der Quittungsleiftung Seitens der Forſtarbeiter 
über Tagelohn betr. 


GircularsWerfügung bes Minifters für Landwirthſchaft 2c. an ſämmtliche Königl. Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und die Königl. Finanz⸗Direktion zu Hannover. III. 6756. 


Berlin, den 7. September 1880. 

Nach der Einrihtung des Schemas V zum $ 82 der Geſchäftsanweiſung 
für die Königlichen Oberförfter vom 4. Juni 1870*) hatte bei Tagelohnarbeiten 
zu Forfilulturzweden bisher jeder Arbeiter für ſich über den Empfang jeines 
Lohnes zu quittiren. 

Zur Befeitigung der mit der Beſchaffung diefer Unterfriften verbundenen 
Weiterungen befiimme ich im Einverftändniffe mit der Königlichen Ober⸗Rech⸗ 
nungstammer hierdurch, daß in allen Fällen, in welchen das Kohn des 
einzelnen Arbeiter weniger als 150M. beträgt, die Unterfchrift 
der einzelnen Arbeiter nicht mehr zu fordern ift, wenn Der Förfter befcheinigt: 

„daß die vorſtehend verzeichneten Arbeiter fi) damit einverftanden 
erklärt haben, daß der Arbeiter N. aus N. die vorftehend berechneten Löhne 
bei der Forſtkaſſe fiir fie erhebt und in ihrem Namen tiber diefelben 
zum Gefammtbetrage von... .. . M.... Pf. quittirt,“ 
und wenn diejer beauftragte Arbeiter dann bie Duittung über den gejammten 
Lohnbetrag ausftellt. 

Ueber Lohnbeträge eines einzelnen Arbeiter von 150 M. und darüber, 
welche übrigens bei Tagelohnarbeiten faum vorkommen werden, muß die eigen« 
händige Unterjchrift des betreffenden Arbeiters dagegen nad) wie vor verlangt 
werden. 

Die Königliche Regierung (Finanz Direktion) wolle die Oberförfter und 
Forftlaffen mit entjprecdender Anmweifung verfehen und beim Drud neuer For—⸗ 
mulare zu den betreffenden Lohnzetteln auf diefe Aenderung Rüdficht nehmen. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage: Ulrici. 


12. 
Denfelben Gegenſtand betr. 


Beicheid bes Minifters für Lanbwirthichaft 2c. an eine Königl. Regierung und abſchriftlich 
zur Nachachtung an ſämmtliche übrigen Königlihen Regierungen (ercl, Sigmaringen) und 
an die Königliche Finanz⸗Direktion zu Hannover. III. 8756. 

Berlin, den 12. November 1880. 
Auf den Beriht vom 26. Oftober cr. wird der Königlihen Regierung 
erwidert, Daß es beim Erlaß der Eircular-Berfügung vom 7. September cr. 
(f. den vor. Art.) keineswegs in der Abficht gelegen bat, die darin vorgefchriebene 
Bereinfahung bezüglich der Onittungsleiftung ſeitens der Forftarbeiter nur bei 
der Berlohnung von Forftlulturarbeiten im engeren Sinne eintreten zu laffen. 


2) S. Zahrbud Bb. IH. Art. 4. ©. 3 
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Bielmebr fol das durch diefelbe angeordniete Verfahren bei allen denjenigen in 
den Königlihen Forſten zur Ausführung gelangenden Zagelohnarbeiten Anwen- 
dung finden, deren Berlobnung unter Benugung des zum $ 82 der Beichäfts- 
Aumweifung für die Oberförfter vorgefchriebenen, dem Inhalt der obigen Ber- 
fügung entſprechend abzuändernden Lohnzettel-Kormulars V erfolgt. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Yorften. 
Lucius. 


18. 
Den Nachweis der Holzabgaben in den Natnral Rechnungen betr. 


Eireular-Berfüg. des Minifters für Landwirtbfchaft 2c. an ſämmtliche Königl. Regierungen 
(ercl. Sigmaringen) unb an die Königl. Yinanz-Direltion zu Hannover. III. 6756. 


Berlin, den 7. September 1880. 
Im Einverfländniß mit der Königlichen Ober⸗Rechnungskamme beftimme id) 
hierdurch, daß tie Holzabgaben unter B. II. des Forſt⸗Natural⸗Etats in den 
Natural-Rehnungen hinfort nur nnter 3 Unterabtheilungen: 
a. An Arme gegen Bezahlung eines Theils der Tare und 
der vollen Werbungskoſten, 
b. Nach der Tare oder jonft beffimmten Berlaufspreifen und 
nah den Licitations⸗Durchſchnittspreiſen, 
und c. Nah dem Meiftgebot durd Licitation 
nachgewieſen, die bisherigen Unterabtheilungen b und c alfo zufammengezogen 
werden. 
Die Königliche Regierung (Finanz Direktion) wolle die Oberförſter hiernach 
mit Anweifung verjeben. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Anftrage: Ulrici. 








Etatsweſen und Statiitik. 
14. 


Etat der Forft-Verwaltung für das Sahr vom 1. April 1881—82. 





Betrag 
für 1. April 
1881/82. 


Mari. 


| 
| 
| Einnahme. 








31. | Für Holz aus dem Forſnwirrhſchaſtelahre 1. Oktober 


1880/81 . 44 346,400 






2. Für Nebennugungen . . . » 4,161,000 
3. | Ans der Jagd .. 341,714 
4 Bon Zorfgräbereien. 371,000 
5. Von Flößereien . 35, 925 


Latus 










Bon Wieſenanlaggen. . 91,899 
| Bon Brennbolz-Riederlagen . 
| Bom Sägemüblenbetriebe. 
| Bon größeren Baumfchulen . . . 
Bom Thiergarten bei Cleve und dem Eichholz bei Arns. 


berg . 






Spann 


u 


Summa Titel 4 6® 10 


11. | Berfdhiedene andere Einnahmen . 
12. | Bon der Forft-Alademie zu Eberswalde . 
13. | Bon der Forft-Alademie zu Münden . 


Summa Titel 12 und 13 
Summa der Einnahue 


1,212,334 
419,452 





Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 
Koften der Verwaltung und des Betriebes, 


Beloldungen. 


1. | 30 Oberforftmeifter mit 4,200 Marf bis 6,000 Marf, 
im Durchſchnitt 5,100 Mark, zu Dirigentenzulagen für 
diefelben 20,700 Dark (höchſtens 909 Mark für jeden); 
92 Forftmeifter mit 3,600 Mark bis 6,000 Mark, im 
Durchſchnitt 4,800 Marl . . 

Die Gehälter der Oberforftmeifter und. Forſimeiſter 
übertragen ſich gegenſeitig. 
(2 Forſtmeiſter haben Dienſtwohnung.) 

2. | 687 Oberförſter, darunter 1 Hinftig wegfallend, mit 
1,8500 Mark bis 3,300 Mark, im Durchſchnitt 2,550 
Mark und 450 Mark künftig megfallend, perjönliche 
Zulage als Erjat für frühere Dienſtbezüge, einjchließ- 
Iih 43,000 Mark an Stellenzulagen 

Außerdein freie Dienftwohnung und Feuerungs. 
material oder Geldvergütung dafür. Der Werth 
des freien Feuerungsmaterials wird zu 150 Mark 
als penftonsfähiges Dienfteinlonmen berechnet. 

3. | 3,364 Förfter incl. 1 Korfipolizei-Sergeant, davon 3,363 
mit 840 Mark bis 1,080 Mark, im Durchſchnitt 960 

- Latus 


615,300 


1,752,300 


2,367,600 


Tit 


5. 
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Ausgabe. 


Transport 
Mark, und 1 künftig wegfallend mit 840 Mark; 9,543 
Mark perfünlihe Zulagen als Erſatz für frühere 
Dienftbezüüge, künftig wegfallend; 64,650 Dart, incl. 
150 Mark künftig mwegfallend, zu Revierförſter- uud 
Hegemeifterzulagen in Höhe von 60 Mark bis 450 
Marl; 147,444 Marf fü 347 Waldwärter, davon 245 
voll befoldet mit 360 Mark bis 660 Marf, und 102 
nebenamtlich beichäftigt gegen 36 Mark bis 324 Marf; 
923 Mark perfünliche Zulagen als ẽrſab ru rüber 
Dienftbezüge, künftig mwegfallend . 
Die Förfter erhalten außerdem freie Dienſiwohnung 
und Feuerungsmaterial oder Geldvergütung dafür. 
Der Werth des freien Feuerungsmaterials wird 
zu 75 Mark als penſionsfähiges Dienſteinkommen 
berechnet. 

Die Waldwärter erhalten freies Feuerungsmate⸗ 
rial oder Geldvergütung dafür und freie Dienſt⸗ 
wohnung, wo ſolche vorhanden iſt. Von dem Emolu⸗ 
mente des freien Fenerungsmaterials ſteht den⸗ 
ſelben eine Penſionsberechtigung nicht zu. 


Beamte bei dem Forſtvermeſſungsweſen zu Hannover 
und Caſſel und 3 verwaltende Beamte bei den Neben- 
betriebsanftalten von 1,500 Mark bis 3,600 Marf, im 
Durchſchnitt 2,400 Markt; 34 Zorf-, Wiejen-, Wege-, 
Flöß- 2c. Meifter mit 780 Mark bis 1,080 Marl, im 
Durchſchnitt 930 Mark; 35 Torf-, Wiefen- 2c. Wärter, 
zufammen mit 11,472 Marl, davon 18 voll befoldet 
mit 360 Marf bis 660 Marl und 17 nebenamtlicdh 
beihäftigt mit 36 Mark bis 324 Mark . 
Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und Feue- 
rungsmaterial oder Geldvergiitung dafür: die 
drei vermwaltenden Beamten, deren baares Gehalt 
3,000 Dart nicht überfteigen darf, mit einem 
penfionsfähigen Werthe des freien Feuerungs- 
material3 von 105 Mark, die Meifter wie die 
Förfter, die Wärter wie die Waldmwärter. 
(Ein Beamter bei dem Forfivermeffungswefen 
hat Dienftwohnung.) 
Summa Titel 1 bis 4 


Zu Wohnungsgeldzuſchüſſen für die Beamten . 





Betrag 
für 1. April 
1881/82. 


Mari. 


2,367,600 


3,451,880 


57,492 


5,876,972 


105,200 







N 


x 


10. 


11. 


12. 


13. 


Außgabe. 


Andere perfönlihe Ausgaben. 


Zur Remunerirung von Hillfsarbeitern bei den Regie- 
rungen und bei der Yinanz-Direltion in Hannover . 
Zur Remunerirung von Korfthülfsauffehern bis 900 Marl 
für jeden und zur zeitweijen Verſtärkung des Forſt⸗ 
ſchutzes überhaupt 
Außer der Remuneration freies Keuerungsmaterial 
oder Geldvergütung dafür und freie Dienfimoh- 
nung, wo ſolche vorhanden ift. 
Koften der Gelderhebung und Auszahlung, Tantiemen 
und Apverja . 
Das Marimum bes den Forſtrendanten als Beol. 
dung zu bewilligenden Zantiöme-Antheild beträgt 
3,300 Darf. 

Diejenigen Forftlaffenrendanten, welche ihr Amt 
als vollbeichäftigendes Hauptamt und nicht blos 
kommifſariſch verwalten, erhalten Wohnungsgeld- 
zuſchuß. 

| gu außerordentlichen Remunerationen und Unterfügun- 
gen für Forftbeamte, orfilaffenbeamte, Erelutoren, 
Beamte bei den Nebenbetriebs-Anftalten und fonftige 
PVerjonen (nicht Beamte), welche für diefe Annalen 
nützliche Dienfte leiften . . 


Summa Titel 6 bis 9 


Dienfaufwands- und Mieths-Entihädigungen. 

Fubrloften-Averfa und Dienftautwands.Entihädigungen 
für Oberforftmeifter und Forſtmeiſter bis zu 2,900 Marl 
für jden . . 

Fuhrkoſten, Bureauloſten und Dienſtaufwands Entſchä. 
digungen für Oberförſter bis zu 2,100 Mark für jeden 

Zu Stellenzulagen für Förſter und Waldwärter & 50 
Mark bis 300 Mark, ſowie zur Haltung eines Dienſt⸗ 
pferdes oder Annahme von Forſtſchutzhülfe für Förſter 
bis zu 180 Mark für jeden und Kabnunterhaltungs- 
zulagen von je 20 Marf . . 

Tuhrloften-Averja und Dienftaufwands-Entfädigungen 
für Beamte bei den MNebenbetriebs-Anftalten bis zu 
1,200 Mark für jeden und Stellenzulagen für dieſe 
Beamten von à 59 Mark bis 300 Mark. 

Latus 






65,000 


1,161,530 


2,159,530 


297,250 


1,108,700 


291,188 


15,153 


1,712,291 









Tit. 


14. 


15. 


16. 


17. 
18. 


19. 


Ausgabe. 


Transport 

Zu Mieths⸗Entſchädigungen wegen fehlender Dienſt⸗ 

wohnungen für Oberförſter bis zu 900 Mark, für 

Förſter, Zorf-, Wiejen-, Wege⸗, Flöß⸗ ꝛc. Meiner bis 
zu 225 Mark für jeden. . . 

Summa Titel 10 bis 14 .., 


Aaterielle Verwaltungs⸗ und Vetriebskoſten. 


Für Werbung und Transport von Holz im Yorftwirth- 
Ihaftsjahre 1. Oktober 1880,81 und von anderen 
Forfiprodntiten . . 

Zur Unterhaltung und zum Neuban ver Forſidienſt. 
gebäude, ſowie zur Beſchaffung noch fehlender Forſt⸗ 
dienftgebäude für Oberförſter und Forſtſchutzbeamte 

‚ Zur Unterhaltung und zum Neubau der öffentlichen 
Wege in den Forften .. nn 

Zu Wafferbauten in den Forften . . . 

| Summa Titel 17 und 18 . 

Zu Forſtkulturen und Berbefferung der Forftgrundftüde, 
zum Bau und zur Unterhaltung der Holzabfuhrmege 
im Forſtwirthſchaftsiahre 1. Oftober 188,81 und zu 
Forfivermeffungen und Betriebsregulirungen 

(Beſtände können zur Verwendung für die folgenden 
Sabre rejervirt werden. Bergleiche außerdem die 
Bemerkung zu Kap. 4 Tit. 4. — Allgemeine 
Ansgaben — dieſes Etat.) 

Sagdvermaltungstoften . .. 

Betriebstoften für Torfgräbereien . 

Betriebsfoften fir Flößereien 

Betriebsfoften für Wiefenanlagen . 

Betriebskloften Tür Breunholz⸗Niederlagen 

Betriebsloften der Sägemühlen . 

Betriebskoſten fiir größere Baumſchulen . . 

Für den Thiergarten bei Cleve und das Eihhotz bei 
Arnöberg . 

Bei dem Tiergarten. bei Gieve und dem Eichholz 
bei Arnsberg darf die Ausgabe beider Anlagen 
zufammen deren Einnahme nicht tiberjchreiten. 
Der am Schluffe eines Jahres verbleibende 
Ueberſchuß darf nur in den nädiftfolgenden beiden 
Jahren noch verwendet werden. 

Summa Tit. 21 bis 27 





| 
ı 
| 
! 
| 





Betrag 
für 1, April 
1881/82. 


Mart. 





1,712,291 


101,010 


.1 1,813,3010° 


7,200,000 


2,024,000 


1,244,800 
37,440 
7282,20 


3,803,700 


74 000 
119,000 
26,000 
25,956 
16,000 
600,000 
32,000 


11,424 


830,38 U 


zit. 


—1. 


2. 


3. 


— — — — — 


Ausgabe. 


Zur Bezeichnung und Berichtigung der Grenzen, zu 


Separationen, Regulirungen und Prozeßloften . 


Holzverlaufs- und Verpachtungskoſten, Botenlöhne und 


fonftige Heine Ausgaben der Lolalverwaltung . . » 


Drudkoften . . 
Stellvertretungs- und Umpugstoße, Diäten und Meile 


foften . 


Inſektentilgungs⸗, Vorfluthkoſten, Unterfllißungen an 


Waldarbeiter und deren Hinterbliebene, Baukoſten für 
Wadarbeiter· Wohnungen und andere vermiſchte Aug» 
gaben. . 


Summa zu. 30 sis 38 
Summa Tit. 15 bis 32 
Summa Jay. 2 


Zu forſtwiſſenſchaftlichen und Lehrzweden. 
Beloldungen. 


| Bei der Forftalademie zn Eberswalde: 1 Direftor mit 


7,500 Mark; 4 Brofefforen und 1 Forſtmeiſter filr das 
Verſuchſsweſen mit 3,300 Mark bis 6,000 Mark, im 
Durchſchnitt 4,650 Mark; 1 Chemiker für das Ber- 
juchsmwefen mit 2,400 Mark; 1 Sekretär mit 1,500 
Mark; 1 Hausmeifter und Pedell mit 900 Mark; 
1 forfttehniicher Lehrer mit 600 Dark neben feinem 
Eintommen ala Oberförfter 


Bei der Yorftafademie zu Münden: 1 Direltor mit 6, 900 


Mark; 4 Profefforen mit 3,300 Mark bis 6,000 Mar, 
im Durchſchnitt 4,650 Markt; 1 alademifcher Gärtner 
mit 1,800 Mark; 1 Hausmeifter und Pedell mit 900 
Mark; 1 forſttechniſcher Xehrer mit 600 Mark neben 
feinem Einfommen als Oberförfter . 

Bemerlung. Die Gebülter der 9 Beamten mit 
3,300 Darf bis 6,000 Maik find fir beide Ala- 
demien übertragungsfähig. Die Hausmeifter und 
Pedelle erhalten freie Wohnung und freies Feue— 
rungsmaterial. 

(Die Direktoren, 1 Profeffor und der Gärtner 
in Münden haben Dienftmwohnung.) 


Summa Tit. 1 und 2 


Zu Wohnungsgeld⸗Zuſchüfſen für die Beamten 


399,677 
645,677 





16,171,997 


26,127,000 


36,150 


28,800 


64,950 
4,440 


Ti Ausgabe. 


Andere perſönliche Ausgaben. 


4. | Zur NRemmmerirung von Hülfslehrern und Aififtenten; 
zu Remunerationen für 2eiftungen bei dem forilichen 
Berſuchsweſen und zur Untermweifung der für den 
Förfterdienft fih ausbildenden Perfonen . . 

5. | Bu außerordentlichen Remunerationen und Unterftiltun: 
gen an Beamte und Docenten bei den Forſtakademien 

Summa Tit. 4 und 5 


Sählihe Ausgaben. 


6. | Für Unterhaltung der Gebäude und Mobilien, der Lehr- 
mittel und Sammlungen; zu Amtsunfoften-Bergit- 
tungen, Umzugstoften, Diäten und Reiſekoſten; zur 
Heizung und Erleuchtung der Lehrräume, zu den 
fpeciellen Bedürfniſſen der forftlicden Verfuchsftationen 
und fonftigen vermijchten Ausgaben 

Beftände können zur Verwendung für die folgenden 


Sabre rejervirt werden. 
Summa Tit. 6 für fid. 
Summa Kap. 3 . 


| 
| Allgemeine Ausgaben. 
| 


Real» und Kommunallaften und Koften der örtlichen 
Kommmnal- und Polizeivermaltung in nataliißen 
Guts⸗ und Amtsbezirken . 

Ablöfungsrenten und zeitweife Bergiitungen an Stelle 
von Natural⸗Abgaben 

Zu Unterflüßungen für ausgeſchiedene Beamie, ſowie zu 
Penfionen und Unterſtützungen für Wittwen und 
Waiſen von Beamten 

Beſtände können zur Verwendung für das nächfte 
Jahr refervirt werben. 
Zum Ankauf von Grundſtücken zu den Forſten . 
Beftände können zur Verwendung für die folgenden 
Sabre refervirt werden. Die zur Verftärkung des 
Kulturfonds (Kap. 2 Tit. 19) etwa erforderlichen 
Beträge können aus diefem Fonds entnommen 
werden. 


n 


* 


v 


Summa Kap. 4 

Hierzu „3 

⸗⸗ " 2 

Summa A. Dauernde Ausgaben 





Betrag 
fir 1. April 
1881/82. 


Mart. 





72,510 


173, 


590,000 


686,000 
210,000 


1,050,000 





2,536, 
173,300 
26,127,000 


28,836,300 











Betrag 
Ausgabe. 


B. Einmalige und anferordentlicye Ausgaben. 


1. | Zur Ablöfung von Forfl-Servituten, Reallaſten und 
Paſfivreuten 

2. Prämien zu Chauſſeen, deren Anlage von dem weſent. 
lichſten Intereſſe für die Forſtverwaltung iſt, die aber 
ohne Hinzutritt der letzteren durch Bewilligung von 
Prämien nicht zur Ausführung kommen würden; 
desgleichen Beihülfen zu Wege⸗ und Brückenbauten, 
die für die Abfuhr der Forſtprodukte von Wichtigkeit 
id . . 

3. | Bur Beihaffung fehlender Forſterdienſwohnungen (ertra- 
ordinärer Zuſchuß zu Kap. 2 Tit. 16 des Ordina⸗ 
riums) . 

4. | Bu Anbauverfuchen mit ansländiſchen alarm in den 
Staat$forften*). 

ad Tit. 1 bis 4. Beftände können zur Verwendung 
für die folgenden Jahre reſervirt werden. 


Summa B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben 


Abſchluß. 


Die Einnahmen betragen . . 
Die dauernden Ausgaben betragen 


Mitbin Ueberſchuß 21,663,700 


Hiervon ab: 


Die einmaligen und außerordentlihen Ausgaben . 1,550,000 
Bleibt Ueberſchuß 20,113,700 


*) Die Anbauverfudhe mit ausländiihen Holzarten in größerem Unfange und in plans 
mäßiger einheitlicher Weile auszuführen, als dies bisher aus Wangel an dazu disponibeln 
Mitteln hat geichehen Tönnen, ift dringend wünſchenswerth auch für den Ertrag ber Forſten. 

Diefe Verſuche find bei der Werfchiebenheit des Standorts bezügl’h ber klimatiſchen Lage 
(geographiſche Lage, Höhlenlage, Seelage, Erpofition) und der in Betracht fommenden Boden⸗ 
arten auf vielfache Berfuchsorte audzudehnen, und ift, wenn die Verſuche für das Gedeihen an 
fi und für den Holzzuwachs eine möglichfte Garantie für die Bwedmäßigleit und Ertrags⸗ 
fähigleit folder Holzarten bei einem ausgedehnten Anbau gemähren follen, der nebenftehende 
Betrag erforderlich. 


15. 


Verhandlungen des Haufes der Abgeordneten über den Etat der 
Staats-Forfiverwaltung für das Jahr vom 1. April 1881/82. 


(14. Sigung, am 24. November 1880. 


Präfident: Wir gehen über zum Etat der Forfiverwaltung. 

IH eröffue die Diskufftoen zunähft zu Kapitel 2, Titel 1 der Einnahme, 
Zul, — 3, — 4, — 5, — 6, — 7, — 8, - I, — I, — 1, — 12, — 
13, — ſchließe alle dieſe Diskuſſionen. Ein Widerſpruch erhebt ſich nicht, die 
Titel 1 bis 13 der Einnahmen find feſigeſtellt. 

Ih gehe über zur Ausgabe Kapitel 2 des Hauptetats, und eröffne die 
Diskuſſion über Kapitel 2, Titel 1, — 2, -—8, — 4, — 5, — 6, — 7, — 8, 
— 9, — 10, - , — 13, — 3, — 14, — 5, — 16, — 17, — 18, — 19, 
— 20, — 21, — 22, — 33, — 24, — 35, — %, — 27, — 28, — 9, — 
30, — 31, — 32, — Kapitel 3, Titel , — 2, — 3, — 4, — 5, — 6, — 
Kapitel 4, Titel 1, — 2, — 3, — ſchließe alle diefe Diskuſſionen. Ein Wider- 
ſpruch hat ſich nicht erhoben, erhebt ſich auch jet nicht; die Ausgaben find bis 
Kapitel 4, Titel 3 infiufive bewilligt. 

Jetzt gehe ich ber zum Titel 4. Hier liegt vor ein Antrag des Abge⸗ 
ordneten v. Meyer (Arnswalde), Nr. 50 der Drudjacen. *) 


*, Der Autraq lautet: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Die Etatspofition Kap. 4 Titel 4 der Ausgabe: 
„gum Anlauf von Grundſtücken zu den Forſten 1,050,000 M.“ 
im nädjften Etat den ſteigenden Staatseinnahmen entfprechendb berartig zu erhöhen, 
daß dem anerkannt dringenden Bebürfnifie der Bergrößerung der Staatdforften in 
wirklich ausreichendem Maße entiprochen werden kann. 
Berlin, den 22. November 1880. 
v. Meyer (Arnswalde). 
Motive. Rah der Denkſchrift der Königlichen Staatsregierung vom 1. October 1872 
Kr. 30 der Aktenſtücke) umfaßten die Staatöforften der alten Landestheile 
im Jahre 1820 2,409,917 ha. = 428,429 Quadratmeilen, 
1867 2,053,118 „ = 363,000 
Sie hatten fi alfo um . - . 356,729 ha. = 63,416 Quabratmeilen 
in 47 Sahren vermindert. 
Der Zutritt der neuen Brovinzen ftellte die Forſtfläche auf 
2,605,428 ha. — 463,185 Duabratmeilen. 
Seitdem if fie gewachſen bis zum Sahre 


1878/79 um - - 2 0 en. 18,170 „ 

und 1879/80 um . -» > 2 0 0. 2,788 
Summa um .. 2 2.% 21,258 ha = 3,779 Quadratmeilen, 
jährtlih alfo um. . . .. 1518 „ = 0,2369 " 


(cfr. Nachweiſung II. in Ar. 47 der Drudfadhen pro 1880/81.) 
Dem gegenüber fteht aber die Werminderung bed Umfangs ber Staatsbomänen, melde 


beträgt: von 1867 bi3 1878/79 — 30,878 ha. 
im Sabre 1879/80 = 1,857 
Summa = 82,735 ha. — 5,819 Duadratmeilen. 


(ofr. Nachweiſung I. ibidem.) 
Der gelammte landwirthſchaftliche Grundbeſitz des Staates bat ſich alfo feit 1867 
vermindert um 11,477 ha. = 2,040 Dutabratmeilen. 


— 310 — 


Ich eröffue die Diskuffton Über Titel 4 und diefen Antrag und ertheile das 
Wort dem Abgeordneten v. Meyer (Arnswalde). 

Abgeordneter 9. Meyer (Arnsmwalde): Meine Herren, ich möchte zunächſt 
bitten, in meinem Antrag ein paar Worte hinein zu forrigiren, die entweder 
bei der Abfaffung oder beim Drud vergeffen find. Es muß nämlich Heißen: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

die Königliche Staatsregierung zu erſuchen — 
diefe Worte fehlen. Es wird auch wohl nicht nöthig fein, deswegen den Antrag 
noch einmal zu drucken. Ich babe den Antrag hauptfächlich feiner Motive wegen 
geftellt und Ihnen gedrudt mittheilen laſſen. Ich babe ja diefe Motive und 
namentlich die Statiſtik bei früheren Gelegenheiten Ihnen ſchon öfter vorge» 
tragen. Man folgt aber bei dem mündlichen Bortrage folchen Zahlen wenig, 
und ich habe fie deshalb ſchriftlich zuſammengeſtellt. 

Meine Herren, daß der Staats- und Privatwald im Laufe diefes Jahr⸗ 
hunderts bedeutend zurückgegangen ift, ift eine oft fonftatirte Thatſache. Anderer- 
jeits ift allerdings qualitativ die Staatsforft wefentlich gefördert worden durch 
die befannte bedeutende Thätigkeit des Miniſters von Ladenberg, der in den 
Jahren 1835 bis 1842 die Forftvermaltung in einer Weife reorganifirt hat, daß 
fie heute noch muſtergültig und maßgebend ifl. In derfelben Weife, wie der 
Privatwald zurüdging, trat natitrlich auch die Aufficht über den Wald zurid, 


Die von 1867 bis 1830 abgetretenen Forſt- und Domänenfläden waren zu einem Grund⸗ 


fteuerreinertrage Don. - 22 2 2er ren 1,012,753 M. 
berechnet, die in derfelben geit erworbenen ZU - : - 2 "222er. 193,007 _, 
Es liegt alſo die erbeblihe Berminderung des Grundfieuerreinertrages um .. 819,746 M 

vor. 
Für bie im Mege des Verlaufs abgetretenen Flächen find von 1867 bis 1880 einge- 
nommen worden: a) für Domänengrundfiüde - - - - - 2222 nen 42,979,386 M. 
b) für Forftgrundftüde - » > >22 00er ne 8,743,313 _, 


Summa. . . 51.722,699 M. 
Für die käuflich erworbenen Yläden find dagegen verausgabt: 


a) für Domänengrundftüde - . »- 220er nern . 226,947 M. 

b) für Sorftgrundftüde . - - 2222000 een. .__6,778,307_, 

Summa ... . 7,001,254 M. 

Mithin ift ein Kaufgeldplus erzielt von. . - - 2 - Kernen 44,721,415 M 


welches nicht wieder zur Ergänzung des lIandmwirthichaftlihen @rundbefiges des Staates ver⸗ 
wendet worden if. Davon ift überdied ein Staufgelbplus von rund 32,000,000 M. Iediglich in 
den neuen Brovinzen erzielt, in melden das Geſetz vom 17. Januar 1820 nicht maßgebenb iſt. 

Diefe Summe aber zur Schuldentilgung zu verwenden, war bie Königliche Staatdregierung 
minbeftens nicht verpflichtet. 

DaB große Ankäufe von Forftländereien im dringenden Lanbestulturintereffe Tiegen, be⸗ 
weift Kolonne 8, 9 und 10 der Nachweiſung III., welche die Staatsregierung unterm 16. Januar 
1870 (Nr. 134 der Drudjachen pro 1878/79) vorlegte. 

Es find danach 2,539,361 ha. = 451 Duabratmeilen abfoluter Waldboden vorhanden, der 
zur Beit nit als Forſt benugt wird. Davon find nad dem Sutachten der Bezirksregierungen 
674,905 ha. = 120 Duadratmeilen im Lanbeslulturintereffe aufzuforften. Es liegen davon enb- 
lid) 138,878 ha. = rund 25 Duadratmeilen in unmittelbarer Rähe der Staatdforften und ihre 
Ermerbung ift zur Arrondirung ber letzteren beſonders erwünfcht (cfr. die Zufammenftellung 
am Schluß ber alleg. Nr. 134 pro 1878/79.) 

Die Verminderung ber Staatäforften fchreitet notoriſch fort. Eine Vermehrung dei Ge⸗ 
fanımtbeftanbes der Forſten wird alfo zur vom Staate bewirkt werden können, unb es erſcheint 
dringend nothwenbig, dazu erheblich ftärlere Mittel zu verwenden, als biäher. 

Die feit 1874 jährlih zum Etat ftehenden 1,050,000 M. reichen erfahtungamaͤßig bödjftena 
zum Anlauf von 4000 bis 5000 ha. au. 
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die im Landrecht doch wenigftens intendirt war. Auch bezliglich der Gemeinde- 
forften trat die Staatsauffiht zurüd, fie wurde nur lonfervirt bei den ftädtifchen 
Gemeindeforften und im Weften auch bei einigen ländlihen. Im Oſten der 
Monarchie wurde fie auch bei den ländlichen Gemeinden vollftändig verlaffen- 
Sie find dann auch glücklich zeriplittert worden. Es war die Schattenfeite der 
Separationsgejeggebung, daß fie alles &emeindeeigenthbum auflöſte. Das bat 
auch auf anderen @ebieten Nachtheile gehabt, zum Beiipiel in der Armenpflege 
laboriren wir daran, die Gemeinden haben nicht mehr foviel Gemeindeanger, 
um einem Drtsarmen ein wenig Kartoffelland zu geben. In derfelben Weiſe 
fießg man den Genoffenfhaftswald verfallen. Die Reſultate diefer Wirthichaft 
haben jest zu einer Umkehr geführt und man will jett den Staat mit feiner 
Aufficht wieder in den Bordergrund fielen. Man fcheint anzuerlennen, daß die 
todte Hand faft allein wirklich dauernde Forſtwirthſchaft treiben fann. Das ſage 
ih in Bezug auf die Worte, die der Herr Abgeordnete Richter foeben gejagt hat. 
Ich glaube, die Forſtwirthſchaft ift vorzugsmweile Sache der todten Hand und 
ih halte auch Fideikommiſſe ſehr hoch, weil fie allein von allen PBrivatbefigern 
im Stande find, Yorftmirtbichaft zu treiben. Man bat verjucht, zunächſt durch 
das Waldgenoffenichaftsgejeg eine Remedur zu fchaffen; daß das, meine Herren, 
aber ein todtgeborenes Kind ift, ift wohl ſchon fengeftellt. Dann hat man im 
Fahre 1876 das Geſetz gegeben über die Beauffichtigung der ländlichen Gemeinde⸗ 
forften. Das wird auch wirffamer fein; und jett legt man uns ein Geje vor, 
werin man die Auffiht auch auf die Genoffenihaftsmaldungen, die nicht poli- 
tiſchen Gemeinden gehören, ausdehnen will. Es iſt angefochten namentlich von 
dem Abgeordneten Reichenſperger. Es ift gefagt worden, das Geſetz enthalte 
büreaufratifhe Eingriffe in das Recht der Privatperfonen. Ich möchte glauben, 
er täuſcht fi darin. Einmal find wir an dergleichen Eingriffe gewöhnt. Die 
Separationdgejegebung, deren Bortheile ich gewiß nicht angreifen will, ift ein 
ungebeurer Eingriff in die Rechte der Einzelnen gewefen. Dann möchte ich 
darauf hinweiſen, daß die Sache fi) ziemlich ebenfo verhält wie bei den Jagd⸗ 
recht. Das Jagdrecht wird bekanntlich auch beſchränkt. Alle Leute, die nicht 
300 Morgen haben, müffen ſich aufammenthun, und ihre Jagd gemeindeweife 
verpadhten. Meine Herren, das ift doch eine Eigenthumsbeſchränkung ganz der- 
felben Art, wie bier in dem Genoffenjchaftsgejetze. 

Die Konfequenz der Thatjache, daß man die Aufficht fiber die Forſten von 
Staatswegen wieder in die Hand nehmen will, daß der Staat aud für die 
Bermehrung feiner eignen Forſten lebhafter jorgen muß als bisher. Es ifi ja 
dahin gedrängt worden feit langer Zeit. Es ift im Fahre 1871 dazu auf dem 
Etat eine Summe geweſen von 150,000 Marl, im Fahre 1872 ift fie auf An— 
trag des Hauſes erhöht auf 375,000 Marl, im Jahre 1873 auf 525,000 Matt, 
im Jahre 1874 auf 1,050,000 Dart. Bei diefer Summe ift e8 geblieben troß 
verfchiedener Anträge, die weiter gehen wollten. Man hoffte außerdem, daß 
durch den Uebergang der Yorfien und Domänen an das landwirtbjchaftliche 
Minifterium fih die Sache von felbft fürbern würde. Indeſſen ift das doch bis 
jetst nicht gefchehen. Im allgemeinen ift nur erreicht, daß die Fläche der Forſten 
etwas größer geworben ift, daß aber gleichzeitig der Werth des landwirthſchaft⸗ 
Tihen Grundbeſitzes des Staates ſtets geiunfen if. Wir finden das aud in 
diefem Jahre. Es haben im letzten Jahre die Flächen des landwirthſchaftlichen 
Stoatsgrundbefiges nad den Nachweiſungen, die die Königliche Staatsregierung 


vorgelegt bat, fih um 931 Heltare vermehrt, audererjeit haben ſich aber die 
Grundfteuerreinerträye der Staatsforftn und Domänen um 57,000 Marl er- 
mäßigt — das ift ein Objekt, dem ich einen Kapitalwerth von gewiß 21/, Million 
beilegen faın. Das Haus faßte nun am 30. Januar 1878 folgenden Beſchluß, 
für das Zahr 1879,80, jowie fiir Die folgenden Jahre im Etat, foweit 
es die Finanzlage des Staates geftattet, diejenigen Summen auszu- 
werfen, welche erforderlich find, um planmäßig und in dem Umfange, 
wie e8 das wirtbfchaftliche Bedürfniß des Landes verlangt, den An- 
fauf und die Aufforftung von geeigneten Ländereien zu ermöglichen, 
Der Herr Minifter für die Landwirtbichaftsangelegenheiten erklärte jpäter am 
5. Dezember 1879: einen Plan im diefer Richtung aufzuftellen, fei ſehr ſchwer, 
dazu gehörten Jahre. Wenn folder Plan aufgeftellt würde, jo könne er doch 
nicht veröffentlicht werden, denn das würde den Handel um die aufzuforftienden 
Grundſtücke flören, endlich fei auch das Deficit der Staatslaffe ein Hinderniß, 
in der Sache vorzugehen. Die Sade müffe alfo troß dem beften Willen, den 
er ihr entgegenbrächte, liegen bleiben. Er erllärte ſich alſo, was man parla- 
mentariſch „dilatorifh“ nennt; und das bielt ich für ſehr bedenklich. Mit dila- 
torifher Behandlung ſchiebt man eine ſolche Sade nicht bloß auf, fondern ich 
meine, man verjchlinnmert fie dadurd von Jahr zu Jahr. Die Aufgabe, die 
geftellt ift — das glaube ih Ihnen in den Motiven nachgewieſen zu haben — 
ift zu groß. Es handelt fih darum, mindeftens 120 Quadratmeilen abfoluten 
Forſtboden aufzuforfien, von dem die Regierung bereits erflärt hat, daß er im 
Landeskulturintereffe aufgeforftet werden müſſe. Deine Herren, jet in dieſem 
Fahre foll der Plan auch nicht gefördert werden, es fliehen wieder die üblichen 
1,050,000 Mark im Etat. Nun ift doch aber jettt Geld da, wenigſtens die Mit- 
theilungen des Herrn Finanzminiſters laffeu uns doch fehr rofig in die Zukunft 
jehen. Wir jollen ja fogar dauernde Steuererläffe in Szene fegen. Es find auch 
zu Wufferbauten ganz bedentende Summen in das Ertraordinarium geftellt. 
Nun meine ih, die Waflferbauten und die Forſtvermehrungen find doch eigent- 
lich Geſchwiſterlinder. Nach allem, was ich darüber gelejen habe, jchiebt man 
die Wafferkalamitäten, das ertreme Wetter, die Ueberſchwemmungen ganz 
wefentlih anf die Entwaldungen. Wenn man aljo die Gewäſſer reguliren will, 
mug man zunächſt anfangen, die Forften wieder berzuftellen. (Sehr richtig!) 
Es wäre alſo jehr wünſchenswerth geweſen, wenn man neben diejen Waffer- 
bauten auch ein gleiches Kapital für Aufforfiungen wieder beftimmt hätte. Ich 
glaube, es wird aus der Grafſchaft Glay nud aus Oberjchlefien jedenfalls be- 
tätigt werden können, daß die Entwaldungen und Ueberſchwemmungen in ganz 
direftem Zuſammenhang fiehen. (Sehr richtig!) Ich bitte nun, meine Herren, 
nehmen fie meinen Antrag au, er ift, glaube ich, ganz unſchuldig. Er fordert 
ja gar feine beſtimmte Summe, er berudfidhitgt die Finanzlage und fegt — was 
ih für fehr werthvoll halte — die Staatsregierung in die Nothwendigkeit, im 
nächſten Jahre uns einen Bericht zu erftatten oder wenigftens Notizen darliber 
zugeben zu laffen, was aus dem Antrage geworden if. Ich bitte ihn anzu» 
nehmen. So viel mir aber Geſchäftskundige gejagt haben, muß er zunähft an 
die Budgetlommiffion geben, weil er ja Ausgaben im Gefolge haben würde, 
wenn er angenonmmen würde Ich bitte alfo auch die Butgetlommijfton, fich 
diefer Sache anzunehmen. (Bravo! rechts.) 
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Bizepräſident v. Benda: Der Herr Miniſter für die Landwirthſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten hat das Wort. 

Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Dr. Lucius: Meine 
Herrn, die Tendenz des Antrages des Herrn Abgeordneten v. Meyer kann der 
Forſtwerwaltung nur eine erwünſchte und angenehme fein. (Bravo rechts.) 

Ich bitte deshalb auch die Erklärung, die ich vor einem Jahre bier ab- 
gegeben habe, nachdem ih faum 3 oder 4 Monate erft im Amte war, nicht als 
dilatoriſch aufzufaffen, fondern als durchaus ernft gemeint als Intentionen, die 
ih) verwirfliden werden, aber allerdings nah Maßgabe und in den Grenzen, 
wie fiberhaupt dafür Staatsmittel vorhanden find. Der Abgeordnete v. Meyer 
bat in feinem eigenen Antrage oder wenigſtens in der Motivirung deffelben die 
Berechtigung diefes Geſichtspunktes auch durchaus anerlanııt. Ich werde mir in 
Ermwiderung auf feine eben gehörten Ausführungen und feinen Antrag erlauben, 
das Nefultat der Ermittelungen, die inzwischen ftattgefunden haben, und die Ge⸗ 
ſichtspunkte, die für die Forſtverwaltung nad meiner Auffaffung leitend fein 
ſollen, bier in möglichfter Kürze zu entwideln. 

Vorweg muß ich aber erklären, daß einige der Zahlen, die Herr dv. Meyer 
in den Motiven anfübhrt, nicht völlig zutreffend fein dürften und daß die Rech— 
nung alſo eutjprechend auch in verjchiedenen Punkten richtig zu ftellen fein witrde, 
daß alfo die gedrudten Motive nicht durchweg als völlig zutreffend anerkannt 
werden können. 

Es ift nämlich von ihm Hier ausgeführt, daß ein Kauferlaß von 44,721,495 M. 
für veräußerte Domänengrundftüde in einer gewiffen von ihm bezeichneten Beit- 
periode aufgelommen jet und daß nicht entſprechende Beträge verwendet feien zu 
nennen Aufforflungen und Anfäufen von Forftland, daß fi alfo das Staatsareal 
im ganzen um ein beträchtlidhes vermindert babe. Dagegen find folgende Zahlen 
anzuführen, melde diefe Angaben einigermaßen befchränten. Bon diefen Er- 
töjen aus verlauften Grundftäden fallen rund 12,400,000 Markt auf die alten 
Provinzen. Diefe müffen nah dem Geſetz vom 17. Januar 1820 zur Schulden⸗ 
tilgung verwandt werden. Hier bat aljo jedenfalls Fein Kapitalkonſum ftatt- 
gefunden, ſondern eine allgemeine Berbefferung der Yinanzlage. Ferner ift als 
Aktivum diefen 44 Millionen Erlöfen die Summe von 35,962,490 Mark gegen- 
überzuftellen, welche zu Servitutablöfungen in der gleichen Zeit verwendet mwor« 
den find. Ferner ift Binzuzufegen das Areal von 21,545 Heltaren, welche gleich- 
falls zu Servitutablöfungen abgetreten worden find, ‚und diefe Abtretungen zur 
Ablöfung von läftigen Serpituten ftellen in jedem Falle auf der anderen Seite 
eine Werthserhöhung des zurüdgebliebenen fiskaliſchen Befiges dar. Alſo in fo 
fern ftehen fich die Zahlen nicht jo unbedingt Far gegenüber, mie e8 vielleicht 
aus den gedrudten Motiven den Anfchein haben könnte. 

Die Ermittelungen, die feit dem Jahre 1878 und zwar zum Theil in Folge 
des damaligen Befchluffes, der auf den Antrag des Herrn Abgeorbneten v. Meyer 
gefaßt wurde, flattgefunden haben, ergeben nad dem Forſtkalender des legten 
Jahres etwa folgendes. Die Geſammtfläche des preußifhen Staates beträgt 
34,750,902 Heltar; davon find Waldungen 8,098,686 Heftar oder 23,2 Prozent 
des gejammten Areald. Bon diefen Waldungen befinden fih im Staatseigenthum 
2,670,436 Heltar einſchließlich von 28,728 Heltaren, woran ein Miteigentbum des 
Staates überhaupt befieht. Diefes Berhältuiß des Waldareals zu dem nicht bes 
waldeten Terrain ift im großen und ganzen faum als ein ungünftiges zu bezeich« 
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nen. Es ift befanntlidy eine ungelöfte Kontroverfe, zahlenmäßig präzife feſtzu⸗ 
fteflen, welches Waldareal etwa vorhanden fein fol auf einem Kontinent, um 
einmal Himatifche Nachtheile abzuwenden, und um andererfeit$ dem Landeskultur⸗ 
und Sanitätsinterefje zu dienen. 

Es ftebt feſt, das Waldungen zu erhalten find, auf gemwiflen gefährdeten 
Stellen zu erhalten find, auf Gebirgshängen, um die Abſpülungen und plöglichen 
Ueberſchwemmungen zu verbüten. Es ſteht feit, daß Wald nützlich ift zur Be- 
feſtigung von fliegendem Sand, Dünen und Küftenland; aber allen diefen Rück⸗ 
fihten wird Rechnung getragen duch die Anlage und Erhaltung von Schub- 
waldungen, für die ja auch gefetlihe VBeftimmungen in den legten Jahren ge= 
troffen find, wenn ich auch nach ihrer kurzen Wirkſamkeit und der Schwierigkeit, 
dies Geſetz zu handhaben, zugeben muß, daß feine Wirkſamkeit bisher nur geringe 
Erfolge gehabt hat. 

Es ſtehen fih aud unter mwiffenfchaftlihen und praltifhen Autoritäten die 
Anfichten ſehr gegenüber, welche Waldimenge erforderlich if, um die wünſchens⸗ 
werthe Luftfenchtigkeit zu erhalten und die Niederſchläge zu regeln. Ich erinnere 
an die Arbeiten des Brofeffor Burkyne in Weißwaſſer, der nachzuweiſen ſucht, 
daß die Einwirkung von Bald nach diefer Richtung Hin außerordentlich überſchätzt 
werde. Es giebt auch unter den praftifchen Forſtlenten eine erhebliche Anzahl. 
welche dieſe Meinung theilen. Trotzdem glaube ich annehmen zn dürfen, daß die 
Majorität fomohl von Männern der Wiflenfchaft, wie von praftiihen Forftienten 
der Anficht zuneigen, daß eine gewiſſe Waldmenge erforderlich ift für das aflge- 
meine Zandestulturintereffe ſowohl, wie fiir die Bemohntlichleit und das Wohl- 
befinden der Bewohner eines großen Binnenlandes. 

Wenn nun auch die Erwägung diefer Interefſen nicht zu direkten präzifen 
Zahlen führen kann, fo läßt fich faft ebenfomenig das Waldareal planmäßig nach: 
weiſen, welches aus der Nüdfiht für die Befriedigung des Holzbediltfnifjes an 
Bau, Nut und Brennholz für unfere heimiſche Bevöllerung erforderlich iſt. Es 
ift ebenfomenig beftiimmt anzugeben, weldyes Areal zur Befriedigung des Holz» 
fonfums in unferem Lande erforderlich iſt: und wenn nad) den vorhandenen fla- 
tiftiihen Angaben aus dem Jahre 1877 Deutichland noch ein Plus von etwa 
47,853,052 Gentner an Holz und Waldproduften mehr eingeführt als wie aus- 
geflihrt Hat, wovon etwa 27 Millionen auf Preußen kommen dürften, jo ift auch 
ans diejed Zahl nicht unbedingt zu fchließen, daß die heimifchen Forſten nicht in 
höherem Maße dem eigenen Konjum genügen könnten, als es vielleicht hiernach 
feinen möchte. Sowohl in Oft- wie Weftpreußen, fogar theilweife in Bommern, 
Negierungsbezirt Stettin, eriftiren fiskaliſche Waldbeitände, Die nicht in dem 
Umfange zur Ausnutzung gelangen, wie fie gelangen könnten, wenn unfere Kom⸗ 
munifationsmittel, fomohl was Land-, Wafferfiraßen, wie Eifenbahnen anbetrifft, 
auf höherer Entwidelung fländen. (Hört! Hört! rechts.) 

Bielfah wird noch dort als Nub- und Bauholz verwendbares Holz zer⸗ 
ſchnitten zu Brennholz, zum Theil wird es auch überſtändig. Wir haben alfo 
das Marimum der Erträgnifie aus diefen Waldungen zur Beit aller Wahr- 
ſcheinlichkeit nach nicht erreicht; es ift vielmehr anzunehmen, daß die Rentabilität 
der Forſten eine fteigende fein kann und wird mit der weiteren Entwidlung von 
Kommimilationsanlagen; daß damit auch in höherem Maße als bisher der hei- 
miſche Konfum befriedigt werden kann, und außerdem Erport möglich wird. 
Aber auch abgefehen von diefen Rüdfichten der allgemeinen Landeskultur und der 
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Befriedigung des Holzlonfumd durch eigene Produktion giebt e8 doch noch andere 
wichtige allgemeine Geſichtspunkte, die auch der Herr Abgeordnete v. Meyer ſchon 
angedeutet bat, die allerdings die Staateverwaltung dazu führen müſſen, der 
ganzen Wald- und Forfifrage eine erhöhte VBedentung und ein eingehendeg 
Futerefie zu ſchenken. Es braucht in diefer Beziehung bloß darauf hingewiesen 
zu werden, daß die Entwaldung in dem Umfange, in welchem ſich der Wald im 
Privatbefig befindet, eine große Ausdehnung gewonnen bat, eine größere Aus- 
dehnung, als wir fie zahlenmäßig anzugeben und zu fontroliren vermögen. Da}; 
aber eine Waldabnahme im Allgemeinen flattgefunden bat, des glaube ich faum 
als zweifelhaft bezeichnen zu dürfen und in diefer Beziehung halte ich es aller» 
dings für erwünscht, daß umfere Statiſtik noch weiter entwidelt werde, um in 
gewiffen nicht zu knapp bemeffenen Zwifchenräumen, vielleiht Zwiſchenräumen 
von fünf zu fünf, oder aud ebenfalls von zehn zu zehn Jahren zu ermitteln, 
inwieweit eine Waldabnahme oder Waldzunahme des Privatbefites ſtattfindet. 
Soweit Staatswaldungen in Betracht fommen, find wir ja im Befiß einer fehr 
genauen Statifiil. Allein die Ihatfache, daß die Privatwaldungen abgenommen 
haben und fländig abnehmen werden und abnehmen müffen, können wir, glaube 
ich, als eine fefifiehende hinnehmen, und diefe eine Thatfache würde ſchon geniü- 
gend jein, meines Erachtens, um dem Staate die Verpflichtung aufzuerlegen, als 
größter Grund» und Waldbeſitzer nad) diefer Richtung weitere Schritte und Maß- 
regeln zu treffen, die geeignet find, diefem Defizit einigermaßen abzuhelfen. 

Ein weiterer Abgang an dem Staatswaldareal bat ftattgefunden in den letzten 
Generationen durch die Servitutablöjungen, wobei große Flächen, die zur Wald. 
Inltur geeignet find, vielleiht mehr zur Waldkultur, als zu irgend einer anderen 
Kultur, in den Privat- oder Gemeindebefit übergegangen find. Ein ferner Mo- 
tiv und meines Erachtens das Hanptfächlichite, melches Dafür ſpricht, daß der 
Staat als ſolcher die Waldfrage anfzunehmen bat, liegt in der geringen Renta- 
Hilität, die der Wald- und Forſtbeſitz überhaupt gewähren, ſowie darin, daß wir 
ungeheure Flächen im Lande haben, die ihrer geringen Produftivität nad nur 
zum Wald benukbar find, und fo mwenigftend mit der Zeit eine höhere Rente ab- 
werfen können. Nach den Anflihrungen, die auch der Herr Abgeordnete v. Dieyer 
berührt hat, gab es im Jahre 1878 in der Monarchie 106,364 Heltar Dedlän- 
Dereien, die zur Aufforftung geeignet waren, und es gab 2,483,017 Heltar Ader- 
nnd Weideflächen, die einen geringeren Neinertrag als 30 Pfennige pro Hektar 
gewährten. Daß diefe ſämmtlichen Ländereien geeignet ind, um zur Aufforftung 
benußt zu werden, darüber glaube ich faum einen Zweifel haben zu dürfen. Auf 
der anderen Seite ift in der That der Staat auch der alleinige orfibefiter, der 
im Stande if — vielleicht abgefehen von einigen wenigen Kommunen, von 
großen Korporationen und von bejonders günftig fitnirten Magnaten, (Ruf 
rechte: Fideitommißbefigern!) Fideilommißbefigern allerdings auch —, die 
Aufforftungen in dem Unfange in höheren Maße ftattfinden zu laffen. Wenn 
Sie die Erträge, die die Staatsforften ergeben haben, nnd die fle zur Zeit geben, 
überfehen, fo find fie in der That fo geringfügig, daß die Nüdfidht, eine Rente 
za gewinnen, ſchwerlich zur Aufforftung im großen Maßſtabe ermuthigen kann. 
Nach unſerem jegigen Budget vom Jahre 1881/82 ift eine Reineinnahme der 
Forften veranfchlagt von 20,113,700 Mark, das ift gleich 753 Mark pro Heltar 
und Fahr, und auch diefe feine Rente erreichen wir bloß dadurch, daß ein be: 


dentendes Holzkapital angefammelt ift in dem vorhandenen beftandenen Wald und 
3* 
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Forſt. Dieſe Rechnung würde ſich ſofort verändern, und würde ſich ungünſtiger 
geſtalten, ſowie man zur Aufforſtung in großem Maßſtabe übergeht, weil eben 
dann das Holzkapital, das aufgeſparte Kapital der früheren Generation fehlt und 
weil den Aufforſtungskoſten bei einer ſtreng mathematiſchen Berechnung ja auch 
der Zinsverluſt, der ſich auf Menſchenalter hinaus erſtreckt, zuzurechnen 
ſein wird. 

Ich glaube, dieſe Thatſachen find volllommen genügend, um zu beweiſen, 
daß es in erfter Linie der Staat als ſolcher fein muß, ber fih der Aufgabe 
unterziehen Tann, in großem Maßftabe Aufforitungen vorzunehmen. Nun ift 
nad) der Lage des Etats volllommen richtig, Daß die vorhandenen Mittel, die 
alfo auch in bdiefem Jahre wie in den zmei oder drei Vorjahren ſich bloß auf 
3,050,000 Mark beziffern, nicht genügend find, um in größerem Maßftab an 
diefe Aufgabe zu gehen. Wenn man diefe eben angeführten Zahlen zu Grunde 
legt, fo würden ſich die Aufforftungstofen eines Areals von 674,904 Hektaren, 
was etwa fo belegen if, daß es im ummittelbaren Anfchluß an die Königlichen 
Forften allmählig erworben werden kann und nur eine allmählige Steigerung 
Des Auffichts- und Arbeiterperfonals erforderlih madhen würde, rund in An- 
ſpruch nehmen die Summe von 121,482,900 Mark, wenn wir pro Heltar den 
Satz annehmen inklufive des Anlaufs von 180 Mark pro Heltar, und es würde, 
wenn mir mit den jegigen Budgetzahlen dauernd wirthichaften jollten, allerdings 
eine Zeit von rund 115 Jahren erforderli fein, um dieſes anzuftrebende Biel 
zu erreichen. Faßt man die engere Zahl, die auch in den Mittheilungen, die im 
Sabre 1878 dem Haufe zugegangen find, bezeichnet if, mit 138,000 Hektaren 
ind Auge, jo würde allerdings ein Zeitraum von 24 Jahren genügen. Nun 
geht die Intention des früheren Antrages der Budgetlommiifion fowie der hente 
vorliegende Antrag dv. Meyer dahin, daß man in einem fchnelleren Tempo auf 
diefem Gebiet vorgehen müſſe. Eine ſolche Anregung kann an fi) nur erwünſcht 
fein, ih glaube aber nach den begründeten Anfichten der Techniker auf dieſem 
Gebiet allerdings auch zu meitgebende Anforderungen nad dieſer Richtung 
meinerfeit8 nicht befürworten zu können. Nach den Ermittelungen, die flattge- 
funden haben, würde, wenn wir feine Rüdficht auf die allgemeine Finanzlage 
zur Beit zu nehmen hätten, allerdings etwa eine Verdoppelung des jetigen Ka- 
pital3 von 3,050,000, alfo rund eine Erhöhung auf 2,000,000 Darf, für An- 
fauf und Aufforflung regelmäßig in den Etat-eingeftellt, zu einem ziemlich erheb- 
lichen Umfang genügen, um planmäßig und in großem Maßftab vorſchreiten zu 
fönnen. Ich meinerfeit3 wiirde mich allerdings für verpflichtet erachten, fobald 
e3 irgendwie die allgemeine Finanzlage des Staates zuläffig erfcheinen läßt, auf 
eine Steigerung dieſer EtatSpolition binzuwirlen und würde die Unterftügung 
des Hohen Haufes bei diefer Forderung fehr dankbar acceptiren. Eine zu große 
Ausdehnung und plöglihe Inangriffnahme von Aufforftungen vorzunehmen 
widerrathet fi auch aus rein technijchen Gründen, weil zu große Schonungs- 
Nähen in befonders hohem Maße auch Schäden ausgefett find, Schäden einmal 
duch Jnjektenfraß, und Schäden dur‘ Brand. Außerdem ift es bedenklich, in 
zu großem Maßftabe Kulturen in Angriff zu nehmen, in Gegenden welche ber 
Regel nach menfchenfeere find und wo forcirte Arbeiten auch dazu führen wür— 
ben, daß man eine Proletariatsbevölkerung dahin verpflanzte und erft anfiedelt. 
Indem man in verhältnigmäßig furzer Zeit zu große Summen an Arbeitlsfofe 
ausgiebt, ſchafft man vielleicht neue Mißftände, während bei Tangjährigen plan- 
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mäßigen Betrieben ſolcher Aufforfiungen gerade in ſolchen Gegenden. die an und 
für fi wenig Ermwerbszweige baben, gerade geeignet if, einen paflenden und 
nügliden Erwerb dorthin zu gewähren. Ich würde daher glanben, daß eine 
Erhöhung dieſes Fonde, wie es früber einmal von Herrn Abgeordneten 
v. Meyer befürwortet worden if, auf 10 Millionen allerdings zu hoch jein 
würde, daB Dagegen eine Erhöhung auf 2 Millionen mit der Zeit allerdings 
feiten3 der Forſtverwaltung zu erfireben und in Ausſicht zu nehmen fein wird 
Eine weitere Erhöhung von anderen Fonds würde auch fiher zu befürmorteu 
fein. Diefe Erhöhung aber kann nach angefiellten Ermittelungen allerdings in 
mäßigen Grenzen fi) bewegen. So wiirde eine Erhöhung des Korfilulturfonds 
der fich nad dem jetigen Etat auf 3,803,700 Mark beläuft, wovon 400,000 Mart 
regelmäßig für Bermeffungs- und Forfteinrichtungsfoften abgehen würden, eine 
Erhöhung diefes Fonds würde zweckmäßigerweiſe ftattfinden können um höchſtens 
etwa 25 Prozent, um felbft recht weitgehenden Aufprlihen zu genügen nach dem 
Urtheil fehr kompetenter fachkundiger Forſtleute. 

Eine andere Erhöhung, die ich meiner Meinnng nad befürworten künnte, 
find die Etatstitel, welche den Kommunilationswegebau fubventioniren, der jekt 
dotirt iſt mit 1,243,000 Marl. Aud bier würde eine Erhöhung um etwa 
25 Prozent höchſtens mit der Zeit wohl mit Nugen in Ausficht zu nehmen fein. 
Ebenſo würde eine Erhöhung der Etattitel, die zur Förderung des Wafleritraßen- 
baues beftimmt find, eine angemefjene Erhöhung erfahren können, immer mit der 
Rückſicht und der Einfchräntung, fo weit die allgemeine Yinanzlage es geflattet 
Ich Lonftatire gern, dab von Seiten des Herrn Zinanzminifters, ich glaube ihm 
das fchuldig zu fein, die von Seiten der Forſtverwaltung gemachten Anſprüche, 
die unter Umftänden fiber die Etattitel Hinausgegangen find, feinerfeitS immer mit 
einem großen Wohlwollen nnd Entgegentommen behandelt worden find, und daß 
ich meinerfeit® anerkennen muß, daß die jeßige Etatsforderung fih eben regelt 
nach den allgemeinen Etats⸗ und inanzverhältnifien des Staates. Ich glaube 
in der That nicht berechtigt zu fein, in meinen Forderungen, auch wenn id) diefe 
und jene Ziele hier als erftrebenswerth bezeichnet habe, vorgeben zu dürfen mit 
einer gewiflen Rüdfichtslofigleit gegenüber der allgemeinen Finanzlage. 

Neben dieien Maßregeln, die darauf gerichtet find, allmählich den Forſtbeſitz 
des Staates weiter auszudehnen und zu vergrößern, würden allerding® auch noch 
in Ausficht zu nehmen fein ertraordinäre Bewilligungen, um den Ermerb bejon- 
derd großer Waldfomplere zu ermöglichen, deren Erwerb fidh gelegentlidy bietet, 
zwedmäßigerweife flattfinden kann in höherem Maße, als es mit den jebigen be— 
ſchränkten Mitteln möglih if. Es kommt vor und ift im Berlauf der leten 
Fahre wiederholt vorgelommen, daß große TForfiherrichaften, die 4,5 und mehr 
Dnadratmeilen umfajjen, zum Theil devaftirt waren, aber immerhin in einen 
pfleglichen Befits übergehend, in der Zulunft einen ſehr rentablen Theil der Forft- 
verwaltung bilden können, nicht haben erworben werden können wegen Mangels 
an etatSmäßigen oder außeretatsmäßigen Mitteln, und ich glaube allerdings, daß 
es nüglich wäre, wenn die Forſtverwaltung in die Lage gefett würde, unter Um⸗ 
ftänden mit beflimmt motivirten Anträgen auf folche ertraordinären Erwerbe 
bervorzutreten. Wenn außerdem, wie e8 fchon jetzt der Fall ift, dieſe Etatmittel 
übertragungsfähig bleiben, aus einem Jahr in das andere, fo würde mit einer 
ſolchen Dotirung des Foritetats meines Erachtens ziemlich das zu leiften fein, 
was vernünftigerweife von der Forſtverwaltung erwartet werden fann. Bei einer 
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ſolchen Dotirung würde die Tendenz, welche in der Forſtpartie eine lebhafte Ber- 
tretung bat, daß das Erpropriationsrecht des Staates ausgedehnt werden müßte, 
um Aufforftungszweden zu genügen, in der zweckmäßigſten Weife bejeitigt wer- 
den. An und für fi bin ich in jedem Yall bedenklich, der Erpropriation irgend» 
weldhe größere Ausdehnung zu geben, als unbedingt nöthig, weil damit immer 
tiefe Eingriffe in Privatrechte verbunden find. Und auch wenn man aus irgend 
zwingenden Gründen dies Recht zur Erpropriation ausdehnen kann, fo würden 
u diefem Yale auch wirthſchaftliche Rüdfichten neben diejen allgemeinen politi- 
ſchen dagegen fprechen, es in diefem Sal zu thun und fo die Eigenthumsbegriffe 
zu Schwächen und zu verwirren; weil in jedem Falle, wo man erproprürt, aud) 
eine ausreihende und genügende Entfhädigung doch gewährt werden muß, 
während, wenn ter Sorfietat im Ordinarium und im Ertraordinarium genügend 
mit Finanzmitteln dotirt ift, er volllommen in der Lage fein wird, auch ohne 
Erpropriation die Preife den beftimmten Fällen entjprechend zu machen, d. 5. 
billige angemeffene Breife zu zahlen, keine Spefulationspreife. Sicher ift es nicht 
zu beglinftigen, Daß ed zu einem Geſchäft wird, Forſten zu kaufen, zu bevaftiren, 
in der Ausficht, diefelben fpäter ar den Staat zu verlaufen. Dieſe Gefahr würde 
in der That vorliegen, wenn man einer weiteren Ausdehnung der Eyrpropriatio- 
nen das Wort reden wollte. Die Gefahr würde aber aud) dann vorliegen, wenn 
die Pläne, welche die Forfivermaltung ſich für einzelne Provinzen aufgeftellt hat, 
zum Anlauf und zur Aufforfiung von Oed⸗ und Forſtländereien verlautbar 
würden. Man wiirde gerade dadurd der Spekulation Thür und Thor öffnen, 
denn dann wird fich der Staat gerade fo iu einer Zwangslage fehen, wie es bei 
Eifenbahnbauten der Fall if. Sobald bekannt wird, daß eine Eijenbahnlinie 
gebaut merden fol, fofort bemädtigt ſich die Spekulation des an und für fich 
werthlofen Terrains und erzielt übertriebene Preiſe. Ich glaube alfo, der jekige 
Zuftand der Vorbereitung, mwonad in jeder Provinz zur Zeit volllommen genü— 
gende Weberfichten eriftiren, um das Terrain zu Überjehen, was als wünjchens: 
werth für den Staat zu acquiriren zu bezeichnen ift, ift vollfommen genügend, 
um den Staat in die Sage zu feten, die Acquifitionen zu machen, die er für 
nothwendig bält, auch ohne Erpropriation. Einer weiteren Defideration der 
Forftverwaltung wird durch eine in einem fpäteren Titel des Ertraordinariums 
enthaltene Forderung Rechnung getragen, die näher zu motiviren ich meinem 
Herrn Kommiſſar vorbehalte bei dein betreffenden Titel; derfelbe betrifft den ver- 
fuchsweijfen Anbau fremder Hölzer. Ich glaube, daß auch die Vorſchläge, wie fie 
von den Forſtverſuchsſtationen ventilirt worden find nnd wie fie zuletst in der in 
Baden-Baden ftattgefundenen Verſammlung näber erörtert find, entichieden Be- 
ahtung verdienen, daß man nämlich in größeren Maßſtabe Verſuche machen 
joll, mit der Afflimatifirung fremder Nut» und Bauhölzer. — Ich glaube, daß 
auch diefer Vorſchlag Berüdfichtigung verdient und der Staat wiederum ın erfter 
Linie berufen ift, folde Berfuche zu machen durch Anbau von fremden Hölzern. 
Daß dies nicht in erorbitanter Weife ftattfinden foll, daß die Verſuche knapp be- 
meſſen find, das geht ſchon aus der Geringfügigkeit der Forderung von nur 
40,000 Meart, die in diefen Etat eingeftellt worden ift, hervor. 

Wenn die Staatsregierung in diefer Beziehung die Unterſtützung der Häufer 
des Yandtags findet, fo, glaube ich, werben die bezeichneten Aufgaben allerdings 
ohne Schwierigkeit zu löfen fein, die fi) die Forftvermaltung geftellt bat. 

Auf der anderen Seite wird die Yorftvermaltung auch ins Auge zu faflen 
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haben, inwieweit fie innerhalb des jegigen fiäkalifchen Forſtbefitzes eine nützliche 
Umwandlung von Forſtareal zu Ader- und Wiefenanlagen vornehmen faun, fie 
wird zu prüfen haben, ob nicht in größerer Ausdehnung ed möglich iſt, auch 
Forfiterrain zu Ader- und Wiefennutung abtreten zu können. Sie wird ferner 
in noch höherem Maße als bisher Rüdficht zu nehmen haben, daß bei Ausein- 
anderfegungen und Aufforftungen, bei Wegeanlagen und Wafferzügen beffer 
Rechnung getragen werden kann Meliorationsinterefien, daß in gebirgigen Wald- 
terrains Nüdfiht genommen wird auf die Erhaltung und Anlage von natür- 
lichen und künftlichen Wafferrefervoirs, dag aljo, mit einem Wort, die Yorfiver- 
waltung in allen ihren Beſtrebuugen, nicht bloß fisfalifchen Intereſſen zu dienen, 
fondern auch die allgemeinen Landesfulturintereffen nach jeder Richtung bin zu 
fördern hat. (Bravo! rechts.) 

Bizepräfident u. Benda: Das Wort bat der Abgeordnete Freiherr von 
Pinnigerode. 

Abgeordneter Freiherr u. Miinnigerode: Das Entgegenfommen, welches 
der Herr Minifter eben für den Antrag meines Freundes v Meyer gezeigt hat, 
faun ja nur dankbar unjererfeit$ empfunden werden. Das Hauptverdienft des 
Herrn v. Meyer liegt eben darin, daß er die Frage nicht ruhen läßt, fonderu 
er diefeibe immer wieder in Anregung bringt und uns fo, wenn irgendwie dis⸗ 
ponible Mittel zur Berfiigung fieheu werben, daran gewöhnt bat, daun gerade 
für diefen Bmed der Yorftvermehrung auch nachdrücklich in den Beutel zu 
greifen. 

Der Herr Minifter bemerkte nebenher, daß die Staatsforfiverwaltung bei 
uns nad Möglichkeit auszubilden und zu erweitern fei, weil ja doch die Privat- 
waldungen befländig abnehmen und abuehnten müßten. Diefem „Abnehmen- 
müffen* ift ja meinerjeitS bei der jetigen Lage der Gejeßgebuug leider nicht 
zu widerfprechen, und ich würde auch niemals fo weit gehen, der vernünftigen 
Umwandlung eines guten Aderbodens, der bisher mit Holz beſtanden war, zu 
Ader zu widerfprechen und weiter in folchen Lolalitäten für Holz zu plaidiren; 
aber der Bedankte liegt doch fehr nahe, und wir dürfen in diefen Räumen der 
Hoffnung uns nicht vollſtändig entjchlagen, ihn demnächſt geſetzgeberiſch auch 
verwirklicht zu fehen, daß der abjolute Holzboden für die Zukunft nicht weiter 
devaftirt werden darf, fondern dem Walde erhalten bleiben muß. Dei der Wich- 
tigkeit des Gegenftandes, der wohl alljeitig Intereſſe und Anerkennung finden 
wird, beantrage ich die Ueberweiſung des vorliegenden Antrags v. Meyer an die 
Budgetlommiffion. 

Bizepräfident u. Benda: Das Wort hat der Abgeordnete Sonibart. 

Abgeordneter Sombart: Der Herr Diinifter hat ung mitgetheilt, daß ber 
Grund und Boden in Preußen zu etwa 23,2 Brozent feiner Fläche Waldbodeu 
fei. Dies wäre nach meiner Auffafjung ein ganz angemeffenes Verhältniß jo- 
wohl in Bezug auf Himatifche wie Waffer- und andere ragen. Ich habe aber 
auh aus jeinen Ausführungen entnommen, daß etwa ur A/, diefes Areals 
Staatsforfien find, wonach alfo etwa 2/z fi in den Händen von Privaten be- 
findet. Im großen und ganzen will ich zugeftehen, obgleich aud die Forſtver⸗ 
waltung diefes im Allgemeinen nicht anerfennt, daß der Staatsforft mittelgut 
beftellt und beftanden if, daß aber der Privatforft unter mittel und zum großen 
Theil Schlecht beftanden iſt, das ift wicht nur notorifch, fondern diejenigen Wald» 
Ihutgejege, die uns in den Jahren 1874, 1876 und auch in jüngfter Zeit wieder 
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vorgelegt find, dofumentiren, in welcher traurigen Berfaflung fi ein großer 
Theil der Privatmaldungen befindet. 

Um nun bierüber einigerinaßen volkswirthſchaftlich ſich Rechnung geben zu 
können, batte ich ſchon im Jahre 1876 — nachdem im Jahre 1873 der Bundes- 
rath die Aufnahme einer Forſtſtatiſtik befchloffen Hatte und nachdem im Jahre 
1878 die Anbauftatiftif des gefammten deutfchen Reiches minus Forften durch⸗ 
geführt it — im Neichstage den Antrag geftellt, auch eine Neichsforftftatiftit 
nach den verjchiebenen Beftänden, nad) ihrer Klaſſifikation in Angriff zu nehmen. 
Der Bundesrath hatte diefem Antrag zugeftimmt, jo viel ich weiß, die preußifche 
Vorfiverwaltung ebenfalls; der deutſche Reichstag nahm einen von mir geftellten 
Antrag in diefem Sinne an, aber an dem Widerſtande des Reichskanzlers ſchei— 
terte dieſer Vorſchlag, und wir haben im Jahre 1878 nur eine Anbauftatiftil, 
da der Fläche nach das deutiche Reich noch um 2 Prozent mehr bemaldet iit, 
zu faum 3, erhalten, während wir über diefes 1/,, den deutihen Wald und 
teipettive 23 Prozent im preußischen Staat, abſolut ohne jeglichen Anhalt find. 

Aus diefem Grunde richte ich an den preußifchen Herrn Minifter für Die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, für Domänen und Forften die Bitte, fo 
viel an ihm ift, dafür zu forgen, daß wenigftens fir Preußen diefe Waldftatiftik 
allgemein ausgeführt wird, und ich beflage e8, wie gejagt, da man bei jeder 
Gelegenheit, wo man iiber die Waldfrage ſich informiren will, abjolut Leine 
Unterlagen hat. Die einzelnen Statiftifen, die ung ſchon in den letzten Jahren 
gegeben find, erfordern einen großen Aufwand an Kräften, e8 werden Nach—⸗ 
fragen dieferhalb bei allen landräthlichen Behörden gehalten, um fid über dic 
ſchlecht beſtandenen Gemeinde⸗ und Genoflenfhaftswaldungen zu informiren. 
Würde mit einem Schlage nad einem Syſtem dieſe Forſtſtatiſtik aufgeflellt, jo 
würden wir allerdings leider erfahren, wie devaftirt unfere Privatwälder find, 
wir wlrden aber umſomehr aufgefordert werden, dafür zu forgen, daß dieſem 
Uebelftande abgehbolfen werde. 

Indem ich diefe Bitte wiederhole, Inlipfe ich an des Herrn Minifterd Aus- 
führungen noch eine andere Bemerfung. Ich babe mir die Zahlen nicht notirt, 
wie im Laufe der Jahre der Forſt abgenommen hat, um Servitutberechtigungen 
von Gemeinden abzufinden, ich weiß aber aus meiner Erfahrung, daß in der 
Regel dieje nicht unbedentenden Flächen in abgetriebenem Zuftande den Bered)- 
tigten übergeben wurden. Ich erkenne hierin eine Deterioration, denn ed wurden 
in der Regel die Abfindungen an den Grenzen im Anſchluß der Feldmarken 
oegeben und es wurde feine Rüdfiht darauf genommen, ob es haubares oder 
nicht haubares Holz war; die Erfahrung babe ich aber davongetragen, daß in 
der Regel aus dieſen abgetriebenen Flächen fehr wenig vollswirthichaftlicher und 
privater Augen gezogen ift, daß es in der Regel Raumweide ift, die befjer als 
Wald benutzt werden könnte. Erſt in der neueften Zeit, für Hannover im 
Sabre 1873 und bei der Gefetgebung für Kurheflen im Jahre 1876, Hat die 
Staatsregierng noleng volens, ich will das nicht unterſuchen, einen Paragraphen 
aufgenommen, wonach den Berechtigten auch beſtandener Forft gegeben wird, 
und wenn wir jegt ein Geſetz berathen follen, was diefe an Gemeinden und 
Genoſſenſchaften überwiefenen Forſten unter Staatsauffidht ftellt, da möchte ich 
den dringenden Wunſch der Staatsregierung gegenüber ausſprechen, daß fie auch 
etwa bei anderweitigen Abldjungen in der Monarchie ftetS bemaldete Grund- 
füde abtritt, da fie auf den Nachwuchs unter allen Umftänden rechnen kann, 
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und wer daun Befiter defielben ift, ift gleichgültig, weil der Staat die Sicher⸗ 
heit erhält, daß nicht devaflirt wird. Ein letzter Wunſch wäre der, daß die 
Staatsregierung bei den Ablöfungen eine mildere Praxis wie bisher ausübte 
und nicht zu firenge nach dem Weideparagraphen 94 der Bemeinheitstheilungs- 
ordnung verführe, wonach die Eniſchädigung nad dem Nugen des Waldbeligers 
bemefien wird, der ihm aus der Aufgebung der Dienftbarkeit erwächſt, Sondern 
daß bei Abfindungen der Heine Wirth und Weideberechtigte mit mehr Nachficht 
behandelt, daß ex voll für feine Anfprüche entfhädigt wird und daß man für 
alle die verfchiedenen Serbitutberecdhtigungen, die cr bat, nicht ein fo Heines 
Aequivalent giebt, da nach meiner Anficht nicht eine fo große Anzahl von Ser- 
vituten hätte abgelöft werden brauchen, indem taufende von Heinen Eriftenzen 
dadurd) in ihrem Betriebe geftört find. (Sehr richtig!) 

Bizepräfident u. Benda: Der Abgeordnete Kiefchle Hat das Wort. 

Abgeordneter Kieſchke: Meine Herren! Daß der Herr Abgeordnete v. Meyer 
jeinen Antrag jährlich wiederholt, will auch ich dankbar anerfeunen. Ich fiimme 
mit ihm volltändig überein, daß eine Nothwendigkeit vorliegt, mehr für den 
Forft zu forgen als bisher. Der Uinterfchied zwiſchen unferen Anfichten ift aber 
der, daß der Herr Abgeordnete v. Dieyer befonders die finanzielle Seite betont, 
während ich für meinen Theil vorzugsweife oder vielmehr einzig und allein 
Werth darauf lege, dag das Landeskulturinterefie dadurch gewinnt. Als die 
Kommiffion im Fahre 1878 tagte, hat auch fie gerade dieſes Intereſſe in den 
Bordergrund geftellt. 

Sie hat damals materielle Beihlüffe nicht gefaßt und nicht faffen können, 
weil fte der Meinung war, daß das ftatiftiiche Material, welches ihr damals 
geboten werden konnte, nicht binreiche, um die Sache vollftändig zu liberjehen. 
Meine Herren, diefes ftatiftiiche Material liegt uns hente auch noch nicht vor. 
Bas mid aber an den Zahlen, welche wir zur Zeit iiberfehen können, einiger- 
maßen überrafcht hat, ift folgende Thatjadhe: 

Es ergiebt fi aus den dem Etat beigegebenen Nachweifungen, daß im 
Jahre 1878 vorhanden geweſen als zur Holzung beftimmte Forſtflächen: 
2,388,443 Heltare, während im vorliegenden Etat einjchließlih der gemeinfchaft- 
lien Baldungen nachgewieſen werden 2,379,329. Das ift eine Verminderung 
um 9114 Hektaren. Daran, meine Herren, Inüpft fih ganz unwillkürlich die 
Frage: wenn wir alljährlich ſeitdem, alfo feit 3 Jahren, zum Ankauf von Län- 
dereien Geld bewilligt haben, wenn wir im Titel für Forftlultur mehr als 
3 Millionen audgefetst haben, jo müßte man doch wenigfiens erwarten können, 
daß in diefer Zeit eine Vermehrung, wenn andy feine erhebliche, fich ergeben 
hätte. Wie fommt es num, daß eine Bermehrung nicht eingetreten bei den zur 
Holznugung geeigneten Flächen, wohl aber bei den nicht zur Holzung benutzten 
Forſtflächen? Die Zahl diefer iſt gewachſen von 273,361 Heltaren auf 276,276, 
alfo um 2915 Hektar. Meine Herren! Dieje Thatfache wiirde meines Erachtens 
an ſich ſchon einer näheren Erklärung darüber bedilrfen, in welcher Weije die 
von uns bewilligten Ausgaben eingreifen in die thatfächliche Vermehrung der 
Forſtflächen. Ich vermiſſe überhaupt, dag wir in den lettten paar Jahren, jeit- 
dem die Beichlüffe der Kommiffion gefaßt worden find, mit genauen Material 
uicht verfehen worden find. 

Ich glaube, die Frage, wie fie Herr v. Meyer geftellt hat, wird einer ein: 
gehenden Erörterung gerade nad diefer Richtung hin bedürfen. Sch enthalte 
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mich eines näheren Eingehens auf die verjchiedenen Punkte, die man dabei in 
Betracht zu ziehen bat, weil ich als beſtimmt aunehme, daß das Haus den An- 
trag in eine Kommiffion verweilen wird. Da ich aber das Hauptgewicht des 
Antrags eben in das Landestulturintereffe lege, jo würde ich nicht wünſchen, 
daß der Antrag an die Budgetlommiffion verwiefen wird. Sch würde vor- 
fhlagen, ihn an die Agrartommiffion zu vermeifen. Ich glaube, wir kommen 
dadurch auch fchneller zum Ziel. Die Budgetlommiffion ift meines Wiffens Hin- 
reichend befchäftigt auf längere Zeit, während die Agrarlomnuffton gentigende 
Muße gewinnen wird, den Antrag recht bald zu erörtern. 

Bizepräftdent u. Benda: Der Abgeordnete v. Meyer (Arnswalde) hat das Wort. 

Abgeordneter v. Meyer (Aruswalde): Ich danke dem Herrn Minifter für 
die ausführliche Mittheilung, die er uns gemadt bat, und für die Bereitwillig- 
feit, mit der er der von mir vertretenen Sache entgegengelommen iſt. Ich hoffe, 
daß diefelbe Bereitwilligleit in der Kommiſſion Nattfinden wird, in welche die 
Sache verwiejen wird, fei es die Agrartommiffion oder fei e8 die Budgetkom⸗ 
miffion. Ich möchte nur auf ein paar Notizen des Herru Diinifterd ermwidern. 

Ich habe in meinen Motiven nicht überjfehen, daß 12 Millionen Kaufgelder- 
plus aus den alten Provinzen zur Schuldentilgung verwendet worden find. Ich 
habe es wenigftens nicht beftritten, ausdrüdlich angeführt habe ich e8 allerdings 
nicht. Die 35 Millionen zur Servitutenablöfung konnte ich nicht erwähnen, fie 
waren mir nicht befaumt, und es Ing auch feine einzige Nachweiſung darüber 
vor. Ich möchte übrigens glauben, daß man Servitute doch aud nicht mit 
Rapitalfunmen, die man aus Landverfäufen gewinnt, abzulöfen hätte. Man 
fönnte fie zum Theil fehr wohl aus den laufenden Einnahmen deden. 

Dann erlaube ich mir noch perjönlich zu bemerken, daß ich es nicht getadelt 
babe, wenn der Herr Minifter Pläne über Ankäufe von Yoritland nicht verlaut⸗ 
baren will. Sch würde e8 im Gegentheil für einen Fehler halten, der Herr 
Miniſter bat mich mißverftanden. Wenn man die Breife wicht verderben will, 
darf man dergleihen Pläne in der That nicht verlangen laffen. 

Der Herr Abgeorbuete Kieſchke hat mir munderbarerweife gejagt, ich hätte 
nur ein finanzielles Intereſſe an der Sache, er dagegen ein Landeskulturintereffe. 
Meine Herren, ich habe das Kandeskulturinterefie noch viel mehr als er, und 
wenn ich ehrlich fein foll, fo habe ich eigentlich noch ein drittes Intereſſe, das 
iſt ein landfchafts-gärtnerifch-poetifches. Es ift der geheime Grund meiner Agi- 
tation, daß ich ein intimer Freund des Waldes bin. 

Prafident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Oberforftmeifter Donner: Der Herr Abgeordnete 
Kiefchte hat vollftändig Mecht, wenn es ihm auffallend ift, daß gegen das Bor- 
jahr anjcheinend eine Verminderung der Forſtflächen um circa 9000 Hektar ftatt- 
gefunden bat. Diefe Verminderung ift indeffen nur fcheinbar. Zur Aufklärung 
des Sachverhältniffes muß bemerkt werben, daß zwiſchen den Flächenangaben 
der einzelnen Etats feine vollftändige Kontinuität fattfindet oder vielmehr bis⸗ 
ber ftattgefunden bat, in Zukunft wird fie vorhanden fein. Früher hat die Cen—⸗ 
tralforfiverwaltung zur Verminderung des Schreibwerts fi) damit begnügt, wenn 
neue Spezialforftetat3 aufgeftelt wurden, alfo für jeden Regierungsbezirk nur 
alle ſechs Jahre, die Flächenangaben aus den neuen Yorftetat3 in ihre Zujanı- 
menftellung zu übernehmen. Seit Kurzem ift die Einrichtung getroffen, daß 
nicht nur alle 6 Fahre, jondern auch alljährlich die Flächenveränderungen nach- 
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gewiefen werden. Thatfächlich hat gegen das Borjahr nicht nur feine Flächen⸗ 
verminderung ftattgefunden, fondern eine nicht unerhebliche Flächenvermehrung. 
Der Bunkt der Differenz liegt vorzugsweife in dem Umftande, daß im Negie- 
rungsbezirt Stettin eine Flädhe von etwa 17,000 Heltar, die thatſächlich ſchon 
in früherer Zeit abgetreten war, erft jet in Rechnung geftellt worden if. In 
Wirklichkeit hat alfo kein Flächenabgang, fondern ein Zugang ftattgefunden. 

Bizepräfident u. Benda: Zur Geihäftsordnung hat das Wort der Ab- 
geordnete Freiherr vd. DMinnigerode. 

Abgeordneter Freiherr u. Minnigerode: Ich ziehe meinen Antrag auf 
Uebermweifung an die Budgetlonmmiffion zurüd und fchließe mid dem Antrag 
auf Berathung in der Agrarkommiſſion vollitändig an. 

Bizepräfident u. Benda: Zur Geihäfisorinung hat das Wort der Ab- 
geordnete Sombart. 

Abgeordneter Eombart: Ich möchte den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Kieſchke dahin vervollftändigen, daß ich ihn bitte, damit einverfianden zu ſein, 
daß dieſe Vorlage der um 7 Mitglieder bereits verftärkten Agrarlommiffton, der 
das Waldgenoſſenſchaftsgeſetz überwieſen iſt, überwieſen werde. 

Bizepräſident v. Benda: Der Abgeordnete v. Bennigſen hat das Wort. 

Abgeordneter v. Beunigſen: Was die formelle Behandlung anbelangt, ſo 
möchte ich mich dem Antrage Kieſchle mit der Modifikation des Herrn Sombart 
anſchließen. Ich glaube auch, daß die ſo zuſammengeſetzte Kommiſſion reichlich 
ſo gut geeignet iſt und noch mehr Zeit haben wird, wie die Budgetkommiſſion, 
um ſich mit dieſer wichtigen Frage zu beſchäftigen. 

Meine Herren, im ganzen glaube ich, daß die Kommiſſion wie das Haus 
ein ſehr reges Intereſſe für die Aufforſtung dokumentiren wird, namentlich für 
die Wiederbewaldung verödeter Landſtriche. Ein ſolches Intereſſe iſt auch im 
Hauſe immer vorhanden geweſen. Ich erinnere mich der Zeit noch ſehr wohl 
im Anfange der 70er Jahre, wo gerade aus der Budgetlommiſſion, die jedoch 
zunächft diefen Beruf nicht haben follte, der Regierung gewiſſermaßen entgegen- 
getragen wurde, größere Summen für dieſes wichtige Intereſſe zu vermenden, 
und wo nur mit gewiflen Schwierigkeiten die Negierung darauf einging, nad 
und nach, weil eben von Abgeordneten und dur die Kommiſſion ſtets auf 
diefen Wunſch zurüdgelommen wurde. Auf diefe Weife haben wir im Laufe 
der legten Jahre bedeutend mehr für die Aufforftung und Wiererbewaldung 
verödeter Flächen gethan. 

Meine Herren, damals wurde auch ſeitens der Forftverwaltung auf Schwie— 
rigfeiten hiugewieſen, die heute in den Aeußerungen des Herrn Landwirthſchafts- 
miniſters wiederlehren, daß es nicht recht ausführbar fei, auf einmal große 
Flächen, namentlich in derjeiben Gegend, in Angriff zu nehmen, weil es dann 
an Arbeitern fehlen würde, indem es doch nicht möglich fei, in ſolchen Gegenden 
Hunderte von Arbeiterfamilien neu und feſt auzufiedeln. 

Meine Herren, was dieies Bedenken anlangt, jo möchte id) mir erlauben, 
auf Erfahrungen binzumeifen, welche wir in der Provinz Hannover in deu 
legten Jahren gemacht Haben und aus denen ich Ihnen mitteilen kann, daß 
dabei diefe Schwierigkeit in glüdlicher Weife überwunden ift. 

Die Provinz Hannover Hat in den letzten Jahren mit der Wiederbemaldung 
fich ſehr eifrig bejchäftigt, und das lag infofern auch fehr nahe, weil, abgeſehen 
von Schleswig-Holitein, Hannover in Bezug auf das Verhältnig von Wald zu 
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den übrigen Kulturflähen am allerungünftigften geftellt if. In der Provinz 
Schleswig-Holflein ift etwa nur 5 Prozent der ganzen Fläche bewaldet, in Han» 
nover ift der Brozentfag im ganzen allerdings faft viermal jo hoch, 16 Prozent. 
Man muß aber bebenten, daß Toloffale zufammenhängende Waldflächen, die 
Wejergebirge und der Harz, im Süden der Provinz fich befinden. fo daß im 
Norden das Berhältuig uoch viel unglinftiger ift, als in Schleswig-Holfein. 
Da finkt der Prozentfag noch tiefer als in Schleswig: Holftein, zum Theil erheb- 
ih unter 4 Prozent. Für ung, die provinzialftändifche Verwaltung, war ed als 
ein fehr dringendes Intereſſe anzuertennen, die Bemlihungen, die von der Re 
gierung in hannoverifcher und in preußifcher Zeit aufgemwendet find für die 
MWiederbewaldung der verödeten Streden, auf das möglichſte zu unterſtützen. 
Wir baden deshalb in den letten Jahren diejenigen ertraordinären Summen 
für diefen Zweck benußt, welche uns zur Verfügung flanden, ebenjo mie in 
einigen der anderen Provinzen, dadurch, daß wir die Jahresrente für die dem⸗ 
nächſtigen Koften der Kreisverwaltung jchon beziehen, während die Kreisverwal⸗ 
tung jelbft in Hannover noch nicht eingeführt ifl. Diefe bedeutenden Summen, 
die fich feit neun Jahren angefammelt haben, haben wir für die Aufforftung 
beftinmmt, entweder das Kapital oder die Zinſen, das Kapital in der Weije, daß 
man durch die Provinz felbft aufforften läßt, oder daß in Höhe von einer halben 
Million ein Aufforftungsdarlehnsfonds eingerichtet ift, aus welchem zu jehr er- 
mäßigten Binfen mit fefter Amortifation an die Geuoffenfchaften, Gemeinden 
und Private Darlehen zu Aufforftungen ausgeliehen merden. Meine Herren, 
wir haben nicht ganz unbedeutende Erfolge in wenigen Jahren ſchon erreicht, 
nicht bloß darin, daß die Provinz erheblihe Flächen angelauft und aufgeforflet 
hat — das ift nach meiner Ueberzengung noch der geringere Erfolg — jondern 
auch in der Richtung, daß die Aufforftung öder oder für andere Benugung un« 
geeigneter Flächen jegt auf der Tagesordnung aller landwirthſchaftlichen Vereine 
in der Provinz Hannover fleht, und daß das Beilpiel, welches die Provinz ge- 
geben hat, ſchon nach verhältnigmäßig furzer Zeit weitgreifende Folgen gehabt 
hat und nachgeahmt worden ift von Kommunen und Privaten, von großen und 
Heinen Grundbeſitzern, von flädtifchen und länblihen Kommunen. Auch Wald- 
genofienfchaften, deren Bildung ja troß bes Gejeges gewiß unter allen Umftän- 
den ſchwierig fein wird, find auf diefe Anregung feitens der Provinzialverwal⸗ 
tung bereit8 mehrere entftanden und mit der Aufforftung beicdäftigt, andere 
Waldgenofjenfchaften find in der Bildung und Vorbereitung begriffen. 

Meine Herren, wir haben, wenn Sie mir geftatten, diefe Thatſachen noch 
anzuführen, in der Liineburgifchen Haide, in einer Gegend, mo eben der Wald: 
beftand fehr gering war, ein gejchloffenes Areal von faft 3000 Heltaren für die 
Provinz erworben. Davon ift fhon mehr als 1000 Hektar in den legten Jahren 
aufgeforftet und unfere Einrichtungen find fo getroffen, daß jett in jedem Jahre 
4—500 Heltar aufgeforftet werden können. In dieſem Fahre ift dies jchon ge- 
fhehen. Das ift im mwejentlihen nur dadurch möglich geweſen — denn in der 
bezeichneten Gegend ift Die Arbeiterbevölferung auch nur jehr fpärlid — daß 
wir Rorrigenden in einer größeren Zahl aus unferer Korrigendenanftalt dort im 
Baraden angefiedelt haben, die auf einem angelauften Bauernhofe aufgeftellt 
find, Korrigenden, die in diefem Augenblide im Winter nit ganz jo viel find, 
die aber im Laufe diefer Kulturfaifon in der Zahl von 120 nebft 5 Aufjehern 
dort angefiedelt waren. Die Leiſtungeun diejer Leute find wirklich ganz erfreulich 
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geweien. Nachdem fie fich in acht oder vierzehn Tagen eingearbeitet hatten, 
haben fie, wie die Forfttechnifer bezeugen, die Arbeit ungefähr eben jo gut ge- 
macht wie die übrigen ländlichen Arbeiter. Deine Herren, da es fidy hierbei 
im wejentlicden nur darım handelt, dag im Laufe des Jahres etwa vier bis 
fünf Monate folder Kultnrarbeiten vorgenommen werden, fo witrde ähnlich wie 
auch bei einzelnen landwirthichaftlichen Zweigen, 3. B. bei der Zuckerrüben⸗ 
induftrie, gar nichts im Wege fiehen, auch für die Regierung, wenn fie Auf- 
forftungen in größerem Maße vornehmen will, daß fie aus ber Ferne Arbeiter 
beranzieht für einige Monate und daß fie diefelben in Baraden oder anderen 
ausgebauten Lolalitäten zeitweilig unterbringt. Nach Beendigung der Kultur- 
arbeiten können folche Arbeiter wieder in ihre Heimath zurüdlehren, wie es ja 
bei der Zuderrübeninduftrie ganz regelmäßig geſchieht Alſo die Schwierigleit 
Dinfichtlich der Arbeiterfrage, die auch heute von dem Herrn Minifter angeführt 
worden ift, kann ich in dem Maße nicht zugefiehen. Selbit wenn wir bebeu- 
tend größere Summen im Etat bewilligen als bisher, nachdem das Bebürfniß 
als erhebliches noch viel entjchiedener als früher anerfannt wird und bie Re— 
gierung dementiprechend vorgehen wird, jo wird man auch über dieſe Yrage 
weglonmen können. 

Eine Aeußerung des Herrn Minifters möchte ih noch einjchränfen, mit 
Nüdfiht auf das, was ich vorbin mitgetheilt habe. Der Herr Minifter bat 
mit Net — und dem flimme ich ganz bei — hervorgehoben, daß vorzugsmeije 
der Staat zur Wiederbewaldung berufen if. Die Aufgabe ift allerdings eine 
fo große, daß ohne eine fehr fräftige und nachhaltige Mitwirkung und Hülfe 
des Staats, ohne ein lebhaft befundetes Intereſſe des Staats aud als forft- 
fichen Großgrundbefigers die Frage nicht zu löſen fein würde. Ueberhaupt ift 
e3 eine Arbeit für mehr als ein Menfchenalter, dasjenige wieder berzuftellen, 
was mehr als ein Jahrhundert verwüftet bat. Der Staat allein wird aber 
diefe Aufgabe nicht bewältigen können, und wenn es nicht gelingt, Aehnliches 
im weiteren Umfange der Monardjie herbeizuführen, wie e3 bon ung mit einem 
gewifien Erfolge in der Provinz Hannover verfuht wird, dag nämlich Kom- 
munen, Genofienfhaften, große und kleine Grundbeſitzer fich derjelben Frage be- 
mächtigen, dann wird doch ein bedeutender Erfolg nicht zu erreichen fein. Nun, 
meine Herren, was die Kommunen anlangt, jo würde die Geſetzgebung feine 
Schwierigkeit haben, da, wo e8 nicht jchon befteht, daflir zu forgen, daß die neu 
augelegteu Forſten auch erhalten werden. Bei Privaten ift der Eingriff der 
Sefegebung in die Bemwirthichaftung von Forſten allerdings bedenkiicher; ich 
will denjelben, foweit er nicht im Laufe der Zeit als abfolut nothwendig ſich 
herausſtellt, auch nicht empfehlen. Hoffentlich genügt dauernd das wiedererwachte, 
wohlverftiandene Intereſſe der Befiger und ihrer Familien. 

Meine Herren, die großen und Heinen Befiger haben allerdings -vielfach ein 
großes und dauerndes Intereſſe daran, auf ihrem Eigenthum Torften wieder 
anzulegen und forgfältig zu bemirtbfchaften. Ich will mit zwei Worten in biejer 
Hinfiht an dasjenige anknüpfen, was der Abgeordnete Grumbrecht gejagt bat, 
als er die Zuſtände der Landwirtbichaft in Hannover berührte. Was er gejagt 
bat, ift im mefentlichen richtig, und Tann ich es beftätigen fir alle Diejenigen 
Gegenden der Provinz, wo der Boden ein fehr guter ift, alfo in den Marfchen 
und den Lehmbodengegenden, da, wo eine blühende Viehzucht getrieben wird, 
wo Buderjabrifen beitehen. Aber auf der andern Seite find doch auch Gegenden 
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mit leichtem Boden vorhanden, und ſolche befigen wir in der Provinz Hannover 
leider ſehr viele, und da ift die Lage der Landwirthe Teineswegs überall ſehr 
günſtig. Der Landwirt hat auf diefem Boden mit großen Schwierigleiten zu 
tämpfen; der Landwirth im Herzogthum Lüneburg 3. B., wenn er nicht in diejer 
Generation nody von altem Holzlapital zu gehren hat, meldyes feine VBorväter 
angefammelt haben und welches die jetige Generation und die vorangeheude 
allerdings leider fuccejfive in großem Maße aufgezehrt hat, wilrde auch bei an- 
geftrengter Arbeit auf fo geringem Boden feine Bedlirfniffe keineswegs mit Leich⸗ 
tigkeit befriedigen können. (Hört! hört! rechts ) 

Nun ift der Boden in qusgedehnten Landftrichen fo geartet, daß es flir den 
Landwirth und die landmwirtbichaftlihe Thätigkeit — ganz abgejehen von den 
allgemein vortbeilhaften klimatiſchen Einflüffen — fehr wichtig tft, befonders im 
entfernteren Gegenden, die noch am menigften die Wohlthaten der Verkehrsmittel 
genteßen,. Flächen geringerer Güte und häufig von den Höfen fehr entfernt ge- 
legen dem Aderbau und der Schafzucht zu entziehen und mehr zur Holzzucht 
zu vermwerfden. Danıı wird ſich mit der Zeit wieder ein Holzlapital anfammeln, 
das auch peluniär einen fo geringen Werth nicht bat, wie es nad) den Bablen 
des Herrn Minifters erfcheinen könnte Meine Herren, jett ift das Holzkapital 
in unferer Sandgegend vielfady raſch aufgezehrt, weil e8 zum Theil aus in 
neuer Zeit fehr Hoch bezahlten Eichen befand. Eichen würden freilich immer 
lange Zeit bis zur Meife gebrauchen, wogegen andere Nutbölzer auch auf Sand⸗ 
böden verhältnigmäßig ſchnell nah 30, 60, 70 Jahren ſchon ganz erhebliche Er- 
träge in unferen Gegenden erlangen; und in dem Often verhält es ſich gewiß 
ebenſo. So viel ftebt fer, wenn wir die Waldverwüſtungen berüdfichtigen, die 
in den angrenzenden Ländern getrieben werden, aus denen wir jebt Nutzhölzer 
zu angemefjenen Preijen erhalten, Salizien, Polen, Rußland, jelbft Skandinavien, 
wo leider neuerdingd auch ſchon die Verwüſtung eine ungemeine Höhe erreicht 
haben fol, dann werden wir in Deutfchland in nicht fehr jpäter Zukunft auf 
einen Punkt gerathen, wo wir von dort her zu angemeffenen Preijen fiberhaupt 
Nutzhölzer nicht mehr werden beziehen können, wo es alfo überaus wichtig und 
finanziell nftlich für Kommmmen und Genoffenidaften, fiir große und Heine Be- 
figer fein wird, daß ihre Vorfahren wieder Holz angepflanzt haben, was der 
ganzen Volkswirthſchaft und den einzelnen zu Gnte fommen wird. 

Ich Tonkindire, daß ich bitten möchte, daß wir die Staatsregierung bereit- 
willig unterftiiten, wenn fie auf dem Wege der Aufforftung mit größeren 
Mitteln vorgeht, daß dies aber nicht allein in der Abficht gefhieht, um Forften 
für den Staat anzulegen, fondern aud, um eine Anregung und ein Beifpiel zu 
geben für Kommunen, Genoffenfhaften und Private Wir haben gemeinfam mit 
der Regierung an diefes Werf die Hand zur legen, denn nur durch vereinigte 
Arbeit wird eine fo große und fchwierige Kulturaufgabe in tiefer und der 
nädften Generation für Deutjchland gelöft werden können. (Bravo!) 

Bizepräfident dv. Benda: Wir können die Diskuffton fchließen. Meine 
Herren, Sie haben zu beſchließen über Titel 4 und den Antrag dv. Meyer, wie 
derfelbe von dein Herrn Antragfteller berichtigt worden iſt. Titel 4, die Pofition 
von 1,050,000 Mark, ift nicht angefochten. Ich darf annehmen, daß fie be- 
mwilligt if. Was aber den Antrag v. Meyer betrifft, jo ift beantragt, ihn der 
bereits um 7 Mitglieder verflärften Agrarkomm iffion zur Berathung 
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zu überweiſen. Ich bitte diejenigen, welche gegen dieſen Antrag ſtimmen mollen, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) 

Der Antrag iſt angenommen. 

Bir gehen fiber zu Kapitel 11 der einmaligen und anfßerordent. 
lihen Ausgaben. Der Referent bat das Wort. 

Berichterſtatter Abgeordneter Weyrauch: Meine Herren, die Budget- 
fommijfion bat ſich durch eingehende Prüfung der Titel des Ertraordinariums 
der Forſtverwaltung überzeugt, daß die ſämmilichen bier erjcheinenden Forde⸗ 
rungen der Staatsregierung fowohl an fi wie nad der Höhe der geforderten 
Beträge wohl begründet find. Sie bat ſich deshalb zu dem Ihnen vorliegenden 
Antrage vereinigt, Ihnen die unveränderte Annahme der fämmtlichen Bofitionen 
des Ertraorbinariumd der Forſtverwaltung zu empfehlen. Ich glaube mid 
einer näheren Begründung dieſes Antrages enthalten zu dürfen, und behalte mir 
vor, zu den einzelnen Titeln etwaigen Einwendungen zu begegnen. 

Bizepräfident u. Benda: Deine Herren! Es hat fih zu den Titein 1—4 
KRiemand gemeldet. Ich werde fie einzeln aufrufen: Xitel 1, — Titel 2, — 
Titel 3, — Titel 4. 

Zu Titel 4 hat das Wort der Abgeordnete Kieſchke. 

Abgeordneter Kieſchke: Meine Herren, Titel 4 fordert 50 Tauſend Marf 
für den Anbau verfchiedener ausländifcher Holzforten. Ich kann es nur freudig 
begrüßen, daß die Königliche Staatsregierung einen folden Titel in den Etat- 
entwurf eıngeftellt bat und derartige Verſuche machen will. ch glaube, das 
ganze Haus wird mit mir darüber einverftanden fein, daß es nur zu Nut und 
Frommen ımferer Forſten ausſchlagen kann. Wenn id das Wort ergriffen 
babe, jo ift es nur der Umftand, daß diefer Titel im Ertraordinarium ge 
ſchaffen worden if. Ich kann mir unmöglich denten, was man mit einer ein- 
maligen Bewilligung von 50 Zaufend Mark für diefen Zwed fchaffen Tann. 
Der Zwed ſelbſt und die Natur der ganzen Ausgabe bedingt nothmendig, daß 
mindeftens für eine längere Reihe von Jahren eine Ähnliche Ausgabe, wen 
auch nicht in derjelben Höhe, in den Etat eingefett werde. Ich möchte deshalb 
um eine nähere Aufflärung darüber bitten, mie eigentlid das Berbältniß dieſes 
Titels zn den Übrigen gedacht werden foll; ob man etwa dahin kommen mollte, 
die Koften, die künftig für diefen Zweck nothwendig werden, auf einen anderen 
Titel im Orbdinarium zu überſchreiben. ch würde das deshalb nicht wünſchen, 
weil einmal der Titel, wie er bier fteht, jedenfalls doch ein abgejonderter bleiben 
mäßte, und zum zweiten, weil ich nicht wünfche, daß einer der verwandten Titel 
im Ordinarium dadurch gelürzt werde, daß man ihm and diejen Berwendungs- 
zweck noch auflegt. 

Bizepräſident v. Benda: Der Herr Regierungskommiſſar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Oberforſtmeiſte Donner: Dem Herrn Vorredner 
erwidere ich auf feine Frage, daß die Königliche Staatsregierung darüber noch 
nicht vollfändig ſchlüſſig if, ob und welche Summe fie jpäterhin zu dem an— 
gegebenen Zwede in den Etat einfegen wird. Zunächſt bat eine Wiederholung 
Des Anfages an der jesigen Stelle wenigſtens nicht unbedingt in der Abficht 
gelegen. Der Hauptgrund, weshalb der Anfag für die Kulturverfuche mit 
fremden Holzarten hier im Ertraordinarium gemadt worden ifl, war ber, 
zunächfi dem Hohen Hauſe Gelegenheit zu geben, fich über diejen Gegenftand 
zu änfern. Dann lag aber auch ein zweiter Grund darin, daß der etatgmäßige 
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Forſtkulturfonds, wie er an anderer Stelle ſteht, wenigſtens nach dem bisherigen 
Anfage nicht die Mittel zu den außerordentlichen Aufwendungen bietet, welche 
jene Kulturverſuche erfordern. 

Bizepräfident vo. Benda: Das Wort bat der Abgeorbnete Freiherr 
v. Minnigerode. 

Abgeordneter Freiherr do. Minnigerobe: Ich wollte nur in Bezug auf 
die Aufftellung des Etats in diefem Punkte bemerken: ich halte es, wenn ein 
Boften wie diefer zum erften Male im Etat erfcheint, fiir außerordentlich an⸗ 
gezeigt, ihn in das Ertraordinarium aufzunehmen. Zudem wird auch die 
Königliche Staatsregierung felbft heute fi noch nicht darüber klar fein, welche 
Stellung dieje Pofition in den nädhften Jahren, ob dauernd, im Etat einzu- 
nehmen haben wird. Es liegt alfo, glaube ich, heute fein Grund vor, es ab- 
fällig zu fritifiren, daß dieje neue Forderung bier im Ertraordinarium erjcheint. 

Vizepräſident v. Benda: Das Wort bat der Abgeordnete Stiefchte. 

Abgeordneter Kieſchke: Selbſt in dem alle, daß nur in einem Jahre 
ſolche Verſuche gemacht werden, ift e8 doch ganz unmöglich, daß die Anlagen 
und Pflanzungen nachher unbeaufftchtigt, unfultivirt bleiben follen. Sie müflen 
vielmehr für eine Reihe von Fahren gepflegt werden, und entſtehen dadurch 
ohne Zweifel Ausgaben. Selbſt wenn man aljo davon ausgeht, dag im nächſten 
Sabre Feine neuen Verſuche gemadht werden follen, jo müffen doch die alten 
aufrecht erhalten und beforgt werden. Das war der Grund zu meiner Anfrage, 
weil ich nicht mtinfche, daß der flir Forſtkulturen befiinmte Fonds — den wir 
ja ohnehin nicht fiir zu reich dotirt anfehen — nody verkürzt werde, indem man 
ihm Aufwendungen für andere Zwecke zumeift. 

Vizepräfident b. Benda: Der Herr Minifter hat das Wort. - 

Minifter fir Landwirthſchaft, Domänen und Forften Dr. Lucins: Der 
Grund, warum im Ertraordinarium eine Forderung fir diefe Zmede geftellt 
ift, Tiegt allerdings zunähft darin, daß man dieſe Verſuche unter ausdrüdlicher 
Zuftimmung beider Häufer des Landtages vornehmen will, weil es nach der 
Auffaffung von Technikern in der That ein Erperiment, ein Verſuch ift, um den 
es fih handelt. Allerdings würde ja die Yorfiverwaltung in der Lage gemwefen 
fein, in dem Rahmen des vorhandenen Etat3 aus dem foeben ausführlich dis⸗ 
kutirten Titel ſelbſtſtändig ähnliche Verſuche in Heineren Maßftab zu machen; 
fte legt aber gerade Werth darauf, daß diefe Berjuche in großem Umfange und 
planmäßig ftattfinden. Daß dies hier nicht eine einmalige Forderung if, daß 
muß ich meinerſeits allerdings beflätigen, und infofern wünſche ich vorzubeugen, 
daß aus den Aenßerungen meines Herrn Kommiffars ein Mißverfländniß ent- 
ftehen könnte. Gedacht ift die Sache fo, daß mwenigftens auf fünf Jahre dieſe 
Berfuche ausgedehnt werden }ollen, weil ja ſchon beifpielsmeife zur Gewinnung 
der Pflanzen einige Jahre gehören. Inzwiſchen ift die Negierung allerdings 
nit in der Lage, ſchon jet einen vollftändig fertigen Plan über den Gang ber 
Berfuche im Augenblid vorzulegen. 

Wie ich mir fon in meinem früheren Bortrage anzudenten erlaubte, bat 
die ganze Frage den Gegenftand der Erörterung gebildet auf der letzten Ber- 
jammlung der deutfchen Yorftmänner in Baden-Baden. Ueberwiegend find Die 
Meinungen der Techniker dahin gegangen — obgleich ja darüber auch natürlich 
verjchiedene Meinungen eriftiven, — daß es zwedmäßig wäre, ftaatlicherfeits 
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folge Berjute zu machen. Darin waren nicht bloß die Vertreter Preußens, 
fondern and) die Wirttembergs, Bayerns und anderer Nachbarſtaaten einig. 

Der Gang der Dinge wird der fein, wenn die Bewilligung feitens des 
Landtags erfolgt fein wird, daß ein Plan aufgeftellt wird, wonach etwa von den 
764 Oberförftereien, die wir in Preußen haben, eine Anzahl von YO bis 120 
Oberförftereien ausgeſucht und beflimmt wird, wo unter möglich verfchiedenen 
Standorten, Bodenarten und klimatiſchen Berhältniffen ſolche Anbauperfuche in 
großem Maßſtabe gemacht werden. Bisher Haben folche Verſuche blos ftatt- 
gefunden in Preußen in den Forfigärten der Berfuchsftationen zu Münden und 
zu Chorin und von einzelnen Privaten; aber in planmäßiger Weife, in größe: 
rem Umfange find foldde Verſuche bisher nicht gemacht worden, nnd darum 
meine ich in der That, daß der Staat als ſolcher in erfter Linie berechtigt und 
auch verpflichtet if, mit vollem Bemußtfein ein Erperiment zu machen und foldhe 
Verſuche anzuftellen. Es ift dieſe Abficht bereits in forfttechnifchen Beitfchriften 
vielfach diskutirt worden und auch natürlich abfällig fritifirt worden, und ins⸗ 
befondere auch angeführt worden, daß die Erfahrungen des letzten Winters einige 
gerade der Spezies, auf die man in Fachkreiſen die größte Hoffnung gejegt 
hatte, als wie Pinus Douglasii, Nordmanniana n. ſ. w, ſich nicht als anbau- 
fähig erwiejen hätten. 

Diefer Schluß ſcheint mir doch einigermaßen vorfchnell zu fein, denn auf 
der andern Seite liegen auch Erfahrungen des legten Winters vor, daß die ge- 
nannten Holzarten Kältegrade bis 26 Brad ertragen haben. Dann entbehren 
außerdem dieje Verſuche vor allen Dingen die Kontrole darliber, ob der ange- 
wandte Samen aus den fälteften Gegenden, beziehungsweife aus den Original» 
gegenden bezogen if. Vielfach werben diefe Samen in Norkitalien, Holland 
und Frankreich produzirt; fie werden alfo wahrſcheinlich wenigftens etwas von 
ihrer Individualität und von ihrer Originalität verloren haben in dem fremden 
Klima. Wenn diefe Verſuche jet gemacht werden, fo würde gerade dieſen 
Gefihtspuuften eine bejondere Beachtung geſchenkt werben. Außerdem ift zu 
jagen, daß bei den früheren Berfuchen vorzugsweiſe oftamerifanifche Holzarten 
vorwiegend berüdfichtigt worden find, während gerade Holzarten aus dem weſt⸗ 
lichen Amerika wahrfcheinlich unfere Kältegrade zu beftehen fähiger werden und 
möglicher Weiſe größere Ouanta von Holzmafjen produciren, als die unfrigen 
auch fo ausgezeichneten Nutzhölzer, wie die Hidorynuß, das Holz. was zu bem 
deften Stellmacherhölzern gehört, die iiberhaupt eriftiren, möglicherweife bei ung 
gerade jo gut gedeihen, wie in Amerika. Ich nenne ferner als Holzarten, die 
in großem Mafftabe iiberhaupt in Europa noch gar nicht verſuchsweiſe ange- 
daut worden find, und von denen man nad den bisherigen Erfahrungen auch 
annehmen kann, daß fie eine gewiffe Zukunft haben, das find gewiſſe japaniſche 
GEoniferen. Alle diefe Berjuche find fo zu jagen nen, und wenn ich auch meiner- 
feits gar nicht fanguinifch bin, gar nicht in der Lage bin, eine Garantie für den 
Erfolg zu übernehmen, fo glaube ich, entſpricht es doch den Aufgaben ver 
Staatsforfiverwaltung, daß fie dieſe Verſuche zum erſten Mal planmäßig im 
größerer Weife mit dem ausgezeichneten technifchen Perſonal, tiber welches fie 
gebietet, anftellt, und weil fie auch allein vermöge ihres über Die ganze Monarchie 
vertheilten Forfibefiges in der Lage ift, unter den denkbar verjchiedenften Ver⸗ 
Hältniffen diefe Verſuche zu bewerkfielligen, aus diefen Gründen empfehle ich die 
Annahme diefer geringfügigen Pofttion. 

Fahrb. d. Pr. Yorft: u. Jagd⸗Geſetza. XIII. 4 
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Bizepräfident u. Benda: Das Wort hat der Abgeordnete Freiherr 
v. Heereman. 

Abgeorbneter Freiherr v. Heereman: Ich bin überzeugt, das ganze Haus 
ift dem Herrn Minifter für die Anftellung ſolcher Berfuche fehr dankbar und 
wird die Pofltion des Etats wohl einfiimmig ohne alle Bedenken bewilligen. 
Ich wollte aber nicht über die materielle Seite der Trage ſprechen, — fie ift 
ja auch hinreichend jeßt erörtert — fondern mich nur gegen den Herrn Abge- 
ordnieten Kiefchle wenden, um ihn zu bitten, feinen Widerſpruch, diefe Pofition 
im Ertraordinarium erfcheinen zu laffen, aufzugeben. Ich glaube, diefe Pofttion 
gehört ganz eigentlich und direlt gerade in das Ertraordinarium. Zunächſt 
wiffen wir ja noch nicht, ob fie fiberhaupt dauernd nothwendig und von uns 
gefordert werden wird, denn e8 ift dies ja eben nur ein Berſuch, von dem man 
nicht weiß, ob er ſich bewährt. Ich glaube aber, und das ift der Hauptpunkt, 
wir müffen immer möglichſt ängftlich fein, das Ordinarium dauernd zu ver- 
größern, und uns gewiflfermaßen dauernd an Ausgaben zu binden. Wenn wir 
eine folhe Ausgabe in das Orbinarium des Etats hineinſetzen, jo bleibt fie im 
allgemeinen darin ftehen, und es ift fehr fchwer, eine Pofition im Etat fpäter 
wieder berabzubrüden; jelbft wenn die Regierung nicht gerade fehr großen 
Werth momentan darauf legt, jo Hat fie dann doch das Gefühl und den Wunfch, 
wenigftens vorläufig das noch zu behalten, und fo ſchiebt fi} eine ſolche Poſition 
dann weiter fort, während im Ertraordinarium jährlich eine befondere Prüfung 
vorgenommen zu werden pflegt, und wir da der Sache ganz anders frei gegen- 
überſtehen. 

Nun kommt aber hinzu, daß eine beſondere jährliche Ausgabe, die durch 
dieſe Pofition für Auffiht oder Unterhaltung veranlaßt würde, wie der Herr 
Kollege Kieſchke meint, gar nicht erifiirt. Die Koften- liegen in der Beidyaffung 
- der Pflanzen, der Samen, in der Bebauung und Bearbeitung der Ländereien 
und dergleihen. Weitere befondere Koften durch die Aufficht oder Pflege der 
neuen Kulturen find gar nicht in Ausficht zu nehmen, da hierzu das beſtehende 
Forftauffichtsperfonal nebft dem Fonds für Kulturloften vollftändig ausreicht. 
Ich glaube, der Herr Minifter wird mir darin beipflichten, daß burch die fernere 
Bearbeitungen der Pflanzungen befondere Koften nicht entſtehen. Eine andere 
Frage iit es, ob Ausfälle an dem Ertrage entſtehen. Das ift möglich, wenn 
zum Beijpiel eine große Pflanzung von mehreren Morgen erfriert oder ſonſt zu 
Grunde gebt, und der Verſuch fich nicht bewährt, fo wird allerdings ein Heiner 
"Ausfall in dem Ertrag der Forſtverwaltung entftehen, den wir aber doch in der 
That nicht fo hoch jchäßen dürfen, um daraus eine Veränderung für das Orbi- 
narium zu berechnen, und ihn auch nicht fo beziffern können, als ob es ſich Hier 
um befondere Koften der Verwaltung oder Beauffihtigung handelte. Ich möchte 
daher dem Herrn Abgeordneten Kiejchle empfehlen, die Abficht, diejen Bolten 
ins Ordinarinm zu fegen, aufzugeben. 

Bizepräftdent u. Benda: Der Abgeordnete Freiherr v. Minnigerode hat 
das Wort. 

Abgeordneter Freiherr u. Minnigerode: Ich verzichte. 

Bizepräfident u. Benda: Der Abgeordniete Kieſchke hat das Wort. 

Abgeordneter Kieſchle: Ich will nur kurz erwidern, daß der Herr Vor⸗ 
rebner mir mancherlei imputirt bat, was ich gar nicht gejagt habe. Ich habe 
auch keinen Antrag geftellt, diefen Zitel ins Ordinarium zu übernehmen. Mein 
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AZwed war nur, die Sache Har zu ſtellen, weil jeder, der den Text und bıe 
Erlänternug des Titels las, im Zweifel fein mußte, ob es fih um eine nur 
einmalige Ausgabe oder nm eine wiederkehrende handle. Ich Bätte freilich ge 
wäünjeht, Daß in der Kommilflon ſchon zur Sprache gekommen wäre, was wir 
heute im Pleunm verhandelt haben. 

Bizepräfdent u. Benda: ch nehme an, daß Titel 1 bis 4, wenn fein 
Widerſpruch flattfindet, nunmehr bewilligt find; ebenfo konftatire ich, daß 
buch) unferen hentigen Beſchluß die Nr. 47 der Druckſachen, die Nachweiſungen 
über die Domänen- und Yorj.verwaltung, erledigt ifl. 

Wir geben über zu der 

Rente des Kronfibeilommiffonds zu dem Bermert auf 
Seite 2 des Hanptetats Kapitel 2 der Einnahme. 
Der Bermerk lautet: 
Die dem Kronftdeilommißfonds durch das Geſetz von 17. Januar 
18%0 anf die Einkünfte der Domänen und Forſten angewiefene 
Rente von 2,500,00 Thaler, einſchließlich 548,240 Thaler Gold — 
7,719,296 Marf. 
Die Bewilligung wird nicht beanftandet. 
Bir gehen fiber zu dem 
Etat der Gentralverwaltung der Domänen und Forſten. 
Nur Ausgaben. Kapitel 5, Zitl 1, — 2, — 3, — 4-5, — 6, 
— 7, — 8, — 9, — 10 um 11. 

Ich konſtatire auch die Bewilligung dieſer Ausgaben. 

Wir gehen über zu der Einnahme Kapitel 3 
Erlös aus Ablöfungen von Domänengefällen und aus dem 
Berlaufe von Domänen- und Korfigrundftiiden. 

Diskuffion wird nicht gewünſcht. Die Pofttion ift mit 3,300,000 Mart 
feſtgeſtellt. 
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16. 
Die Anfertigung flatififcher Bufammenftellimgen über die Refnl- 
tate der Forfinerwaltung betr. 


Eircular-Berfügung bes Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an ſäͤmmtliche Königl. Regierungen 
erei. zu Biesbaben und Sigmaringen und an bie Königliche Finanz⸗Direction zu Hannoper. 
Ill. 9575. 

Berlin, den 29. September 1880. 

Bon der Königlichen Negierung zu Wiesbaden werden bereits feit einer 
Neihe von Jahren in einer der Regel nad) alljährlich zur Veröffentlichung ge- 
langeuden Broſchüre die Heiultate der Forfiverwaltung innerhalb des betreffenden 
Bezirts überfihtlid zufammengeftellt und dabei die gefammten auf die leßteren 
Einfinß übenden Berhältniffe einer kurzen Erörterung unterzogen. Die nähere 
Art uud Weiſe der Behandlung des qu. Begenftandes wolle die Königliche Re- 
gierimg (Finanz-Direltion) aus der in einem Cremplare hierneben angeſchlofſenen, 
die jahre 1878 und 1879 ausnahmsweife zujammen umfaffenden Brojchüre 


erfehen. 
4* 
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Bei der Unentbehrlichleit derartiger Unterlagen für die mehr und mehr an 
Bedeutung und Umfang gewinnende Tyorftftatiftif erachte ich es für zmedmäßig, 
dag in den fänmtlichen fibrigen Berwaltungsbezirlen der Monarchie ähnliche über⸗ 
ſichtliche Zufammenftellungen gefertigt werden. Ich veranlaffe daher die König- 
lie Regierung (Finanz-Direltion), auf die Sammlung des hierzu erforderlichen 
Materials für den dortigen Bezirt Bedacht zu nehmen, daſſelbe für einen Zeit- 
raum von je 3 Fahren im analoger Weife, wie in der Anlage gefchehen, ver- 
arbeiten reſp. zufammenftellen zu lafien und die fo gewonnenen Ueberfichten webit 
dazu gehörigen Erörterungen zum 1. Juli des betreffenden Jahres hierher ein: 
zureihen. Die zum erfien Male zum 1. Zufi 1883 bier zur Borlage zu brin- 
gende Bearbeitung wird die 3 Jahre 1880, 1881 und 1882 beziehungsweife die 
entfprechenden Wirthſchafts⸗ und Rechnungsjahre zu umfaffen haben. Im Intereſſe 
thunlichfter Einbeitlichleit wird es fich empfehlen, an der in der Anlage enthal- 
tenen Stoffanordnung, die im Wefentlichen als dem vorliegenden Zwecke ent⸗ 
fprehend anzufeben ift, feftzubalten und nur, wo befondere Berhältniffe ſolches 
bedingen, Abweichungen eintreten zu laffen 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Korfien. 
Luciuß. 


Forſtkultur und Bewirthſchaftung. 


17. 
Die Gewinnung von Fichtenſamen betr. 


Circ.-Verfs. bes Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königl. Regierungen exci. 
derjenigen zu Sigmaringen und an bie Königl. Finanz⸗Direktion zu Hannover. III. 8498. 


, Berlin, den 1. November 1880. 

Durch die Verfügung vom 8. Juli 1864 (IIb. 10548/63.)*) Pof. 11 iſt be- 
ftimmt worden, daß keine Regierung die Produktion von Fichtenfamen über den 
eigenen Bedarf hinaus feigern folle, wenn nicht zuvor durch Communikation mit 
en Regierungen feftgeftellt if, daß und welche Ouantitäten ſolche fibernehmen 
werben. 

Diefe Beſtimmung ändere ich hiermit ab, wie folgt: " 

Sofern ed mit Vortheil für die Staatslaffe geichehen kann, ift die Ge⸗ 
winnung von Fichtenfamen über den eigenen Bedarf auszudehnen. In diefem 
Falle hat die betreffende Königliche Regierung (Finanz- Direktion) aber jedesmal 
zuvor meine Genehmigung hierzu einzuholen, dabei den muthmaßlichen Selbft- 
foftenpreis bed Samens anzuzeigen, auch anzugeben, wie hoch fi) ihr eigener 
Bedarf beläuft, und wie viel Samen, bezw. zu welchem Preife muthmaßlich etwa 
an Samenhändler oder Privatperfonen abgegeben werden kann. Sch werde dann 
jebesmal Befimmung darliber treffen, wie viel SFichtenfamen auszuflengen, und 
welches Duantum etwa an andere Bezirke abzugeben ift. 


) ©. XVI. Jahrg. bes Forſt- u. Jagdkalenders (1866) ©. 64 ff. 
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Bei der jährlichen Anzeige des Kiefernfamenbedarfes zum 15. Dezember nad) 
Naßzabe des Reſcriptes vom 8. Inli 1864 (IIb. 10548/63) haben die König- 
hen Stegierungen (Finanz- Direktion) in Yulunft auch Ihren Bedarf an Fichten- 
ſamen anzugeben. Es wird dann Befimmung darüber erfolgen, ob und aus 
welchen Königlihen Darren die Abgabe etwa erfolgen joll. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 


Lucius. 


Forſtabſchützungs⸗ und Vermeſſungsweſen. Grenz⸗MReguli⸗ 
rungen. 


18. 


Die Feſtſtellung und Anerkennung der Grenjen betr. 


Au dem zur Königl. Oberförfterei Jablonken gehörigen, früher domänenfis- 
talifchen, Schilling-See hatte eine Grenz-Bermalung, Vermeſſung zc. ftattgefunden. , 
Bei dem ſich Hieran anſchließenden, vorſchriftsmäßigen Brenzanertennungs-Berfab- 
ren verweigerte einer der Adjacenten, Nittergutsbefiger von W. auf O. die 
Anerlennung der Erenze. Gegen denjelben wurde nach Borjchrift des Minif.- 
Nefcripts v. 26. Februar 1864 (Ib. 12755,62)*) auf gerichtliche Brenz - Aner- 
tennung geflagt. In diefem Prozeß ift letztinſtanzlich das abſchriftlich ange- 
ichlofiene Reichſsgerichts⸗Erkenntniß dv. 7. Juni cr. (a.) ergangen, 

Diefes Erkennmiß ift für die Sorfiverwaltung von hohem Sutereffe. Daffelbe 
bejeitigt zunüchft die auch in anderen Bezirken in der Rechtsſprechung neuerdings 
beliebt gewordene, auch in casu von dem judex a quo angenommene Deduction, 
daß bei bisher nicht vermalt geweienen fog. Maffen-Landd.Brenzen nur die actio 
communi dividundo zuläffig fei, und ftellt außerdem mit Beftimmtheit feit: 

daß die Provocation auf Grengregulirung zuläffig fei, nicht blos, mo 
eine früher fefgeftellt gewefene Grenze verduntelt fei, ſondern aud 
da, wo eine Grenze bisher überhaupt noch nicht vorhan— 
den war, daß der Nichter verbunden fei, die wahre Grenzlinie zu ers 
mitteln, und daß daher die Grenzregulirung, fobald fie einmal in An- 
trag gebracht worden, in jedem Falle zu einem Reſultat zu führen fei. 

Die Forfiverwaltung ift unnmehr in der Lage, mit der Grenzfiration jener 
namentli in der Provinz Oftpreußen zahlreichen Landſeen — (die Fiichgewäfler 
der Forſt⸗Inſpection Aallenftein allein nehmen eine Fläche von ca. 21/;[] Meilen 
ein) überall auch da vorgehen zu können, wo über die Bermalung feine 
vorgängige gütliche Vereinbarung zu Stande gekommen ift, und es hat das Alle 
liegende Erlenntniß ſonach eine generelle praftiiche Bedeutung. 


*) S. Forſt⸗ und Jagdlalender XV. Jahrg. (1865.) ©. 87. ff. 
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Im Namen des Reichs. 


Sn Sachen des landesherrlichen Fiskus, vertreten durch die Königl. Regie⸗ 
rung, Abtheilung für die Directen Steuern, Domänen und Forſten zu Königsberg, 
Klägers und Imploranten 

wider 


den Nittergutsbefiger von W. zu O., Berflagten und Smploranten, 

hat das Neichdgericht, Zweiter Hülfs-Senat, in der Sitzung von 7. uni 1880 
für Recht ertannt: 

daß das Erfenntniß des vormaligen Königl. Oftpreußiſchen Tribunals zu Königs⸗ 
berg vom 13. Juni 1879 zu vernichten, die gerichtlichen Koſten des Nichtigleits- 
verfahrens jedem Theile zur Hälfte aufzuerlegen, die davon auf den Kläger 
treffenden jedoch außer Anfat zu lafien, die außergerichtlichen Koften zu fompen- 
firen, und die Sache felbit zur andermeiten Verhandlung und Entſcheidung fo- 
wohl in der Hauptfache als auch liber die Koften erfter und zweiter Inſtanz in 
die zweite Inſtanz zu vermeijen. 


Bon Rechts Wegen. 


Gründe. 


Der Appellationsrichter hat die von dem Kläger angeftellte Grenzregulirungs- 
Mage für unzuläffig erflärt, weil nach feiner Ausführung — den Nachweis des 
Eigenthums des Klägers an dem Schillingſee vorausgefegt — der zwiſchen 
dem See und dem dem Berklagten in der Gemarkung Baarwieſe gehörigen 
Grundſtücke liegende Landftreifen, der dur den niebrigftien und den höchſten 
Waſſerſtand begrenzt wird, nicht als ein im ausschließlichen Eigenthum einer der 
Parteien befindliches Terrain, fondern nur als ein folches gedacht werden könne, 
das bald dem Einen bald dem Andern gehöre und fomit im Miteigenthum Beider 
ſtehe, deshalb von einer Wiederberfiellung verbuntelter oder ungewiß gewordener 
Grenzen nicht die Rede fein Lönne, und es auch an Punkten fehle, in denen im 
ausſchließlichen Beſitze Verſchiedener ſtehende Realitäten ſich berühren, und ſonach 
nur die actio communi dividundo als die geeignete Klage erſcheine. Die Nich⸗ 
tigteitSbefchiwerde findet in diefen Ausführungen eine Verkennung des Begriffs 
des Miteigenthums und eine Verlegung des $ 14 Theil I. Titel 8 und der 881, 
75, 362, 372, 375, 379, 380, 388 Theil I. Titel 17 des A. L-R., und es muß 
diefe Rüge auch als begründet anerfannt werden. 

Der 8 14 Theil 1. Titel 8 des A. 2.-R. giebt den Begriff des gemeinfchaft« 
lichen Eigenthums dahin an, daß das volle Eigenthum fiber eine Sache mehre- 
ren Perfonen zukomme, und ebenio fpricht der 8 1 Theil I. Titel 17 des A. L.⸗R. 
fih dahin aus, daß gemeinfchaftliches Eigenthum (oder Miteigenthum — cfr. 
8S 5 ff. daſelbſt —) alsdann vorhanden fei, wenn baffelbe Eigenthumsrecht fiber 
eine Sache oder ein Recht mehreren Perfonen ungetbeilt zuſtehe. Davon ift bier 
jedoch nicht die Rede. Keine der Parteien hat die Behauptung aufgeftellt, daß 
der Fandftreifen, welcher frei wird, wenn der Schillingfee von feinem böchften auf 
den niedrigſten Wafferftand berakfinft, im gemeinſchaftlichen Eigenthum oder Be⸗ 
fitt Beider geftanden bat, und es ift auch in diefem Prozeſſe von keinem Theile 


das Miteigenthum an diefem Landftlide in Anfprud genommen worden, der Ber- 
tagte bezeichnet vielmehr ausdrüdiich Das ganze Terrain bis zum jedesmaligen 
WBaflerfpiegel des See's als Zubehör feines Grundſtücks und beanfprucht daſſelbe 
für fd allein, während ein gleihes Verlangen aud Seitens des Klägers, wenn 
auch von diefem mit Rüdfiht auf die $$ 377—379 und 380-882 Theil I. Titel 
17 des A. L.-R., und weil derjelbe den Nachweis einer darliber hinausgebenden 
Grenze zu führen nicht im Stande ift, nur Hinficht3 der bei mittlerem Wafjerftande 
des See's mit Wafler bevedten Fläche geftellt wird. Es handelt ſich alfo hier 
recht eigentlich” darum, bis wie weit die Grenze des See's einerfeitS und die 
Grenze des dem Berllagten gehörigen Grundſtücks andererjeit gebt, und bis 
wohin das Alleineigenthbum des Klägers und des Verklagten an dem einen und 
beziehungsweje dem andern Grundftücde reicht. Der Wafferfpiegel des See's tft 
in Folge feiner Beränderlicyleit nicht geeignet, hierfür einen ſichern Anhalt zu 
geben, und es if daber, und weil auch fonft nach den übereinftimmenden An⸗ 
gaben beider Theile von diejen anerlannte Merkmale, durch welche die Grenzen 
der beiden Grundfiüde deutlich bezeichnet werden, nicht vorhanden find, 
in Gemäßbeit der 88 362, 372, 375 hl. I. Zitel 17 des A. L.R. gerade 
die Grenzregulirungsklage diejenige Klage, welche der Kläger anzuftrengen hatte, 
um zur Feflftellung der Grenzen des Schilligſee's zu gelangen. Der Umftund, 
dab es hierbei zu einer Theilung des ftreitigen Landſtücks fommen Tann, fiebt der 
Grenzregulirnngsllage nicht entgegen und ift die Möglichkeit eines ſolchen Ergeb- 
uiffes bei Örenzregulirungen in den 88 379 ff. a. a. DO. ımter bier nicht vor« 
liegenden Borausfegungen ausdrüdlich vorgefehen. Gleichgliltig endlich ift es, ob 
zwifchen dem Scilling-See und dem Grundftüde des Berllagten bereits früher 
die Grenze feftgefiellt gewejen und nur im Laufe der Zeit verbunfelt if, oder ob 
bisher eine Grenze überhaupt noch nicht vorhanden war, denn auch in dem letz⸗ 
teren Falle ift die Grenzregulirung zuiäffig, da der $ 362 Thl. I. Titel 17 des 
A. 2-R. ganz allgemein anordnet, daß in allen Fällen, wo eine Beflimmung der 
Grenzen erforderlich ift, diejelben deutlich bezeichnet werden müſſen (vergl. Er» 
tenutn. des frühern Preußifchen Obertribnuais vom 26. März 1863 — Striet⸗ 
horſt Band 49 Seite 134 — vom 3. Juni 1869 — Striethorft Band 75 
Seite 110.) Wenn hiernad in dem vorliegenden Falle der Appellationsrichter 
die vom Kläger angeftellte Grenzregulirungsklage für unftatthaft erflärt und den 
Kläger auf die actio communi dividundo verwiejen Hat, jo hat er den in den 
8$ 14 Thl. I. Titel 8 und 1. Theil I. Titel 17 des U. L.-R. rechtsgrundjäglid 
feftgeflellten Begrifi des Miteigenthums verlanıt, fowie tie $$ 362, 372, 375 
379 Theil I. Titel 17 des U. L.R. verlegt, und der gedachte Abweifungsgrund 
kann nicht aufredht erhalten werden. 

Der Appellationsrichter hat aber ferner die Klage in der angebradhten Art 
auch wegen ihrer ungureichenden Begründung abgewiejen. Der Kläger, der in 
der Klage die Feſtſtellung der Grenze nach dem mittleren Wafferftaude verlangt, 
behauptete, daß er dieſe bereitS babe ermitteln und an Ort und Stelle durch 
ſechs Pfähle marliren Laffen, und berief fich zum Beweiſe dafür, daß der fo be- 
zeichnete Grenzzug dem mittleren Wafferftande entipreche, außer auf die darüber 
aufgenommene Karte, zu deren Einreihung er ſich erbot, auf Einnahme des 
Augenſcheins unter Zuziehung eines Sacdverftändigen, fowie auf zwei Zeugen. 
Der Appellationsrichter erachtet dies flir nicht ausreichend, weil e8 an jeder Ai» 


gabe über die Zeit des EinirittS des mittleren Wafferftandes fehle und die fonft 
angebotenen Beweismittel zu diejer Feſtſtellung ungeeignet erfcheinen. Auch diefer 
Entſcheidungsgrund iſt als zutreffend nicht zu erachten. Zur Begründung einer 
Grenzregulirungsflage it — neben der Altiv- und Paflivlegitimation — nur der 
Nachweis zu führen, daß es fi um zmei benachbarte Grundſtücke handelt, und 
daß die Grenzen ungewiß find. Die 88 2 und 6 Thl. I. Titel 42 der Allgenı. 
Ger.-Drdn. verlangen zwar auch noch als weitere Erforderniffe der Klage die 
Angabe des von dem einen und dem andern Theile prätendirten Grenzzuges, fo- 
wie die Anzeige der Mittel, wodurd) der Kläger die Nichtigkeit der von ihm au- 
gegebenen Grenze wahr zu machen .gedenke, und die Beibringung einer unge- 
fähren Zeichnung der Gegend, worauf die von beiden Theilen bean- 
fpruchten Grenzzüge bemerkt find, diefe Erforderniffe find indeß nicht weſentlich, 
da bei dem Character der Grenzregulitung als eines judicium duplex der Rich 
ter verbunden ift, nach Anhörung des andern Theils die wahre Grenzlinie zu 
ermitteln, event. falls der Kläger den von ihm angegebenen Brenzzug nicht nad)- 
meifen Tann, das Streitfiid unter die Nachbarn zu theilen, und ſonach in jedem 
alle ven Grenzzug definitiv fetzufegen (vergl. Erkenntniſſe des frühern Preußi⸗ 
ſchen Ober- Tribunal vom 24. Januar 1860 — Striethorfi Band 36 Seite 160 — 
vom 2. Zuni 1864 — Striethorft Band 54 Seite 210 — vom 24. Septbr. 1867 
— Strietboſt Band 68 S. 185 — vom 25. Mai 1861 — Striethorſt Band 82 
Eeite 176 — vom 19. Dezbr. 1865 — Entfcheidungen Band 56 Seite 145 —). 
Die Grenzregulirung muß daber, fobald fie einmal von einem Grenznachbar in 
Antrag gebradjt worden, in jedem Falle zu einem Refultat führen und die Ab- 
weiſung der Klage in der angebradten Art ift, wenn die vom Kläger prätendirte 
Grenze dur die Beweisaufnahme nicht bat ausgemittelt werden können, und 
ſelbſt wenn gar keine Prätenfionslinie von dem Kläger angegeben ift, nicht zu— 
läffig. Wenn dem entgegen der Appellationsrichter der Feſtſtellung der fireitigen 
Grenze fi nicht unterzogen, weil nach feiner Anfidht die vom Kläger angegebe- 
nen Beweismittel nicht ausreichen, um die Nichtigkeit der von demſelben präten- 
dirten Grenze des Schilling⸗See's darzuthun, fo hat er, wie Kläger mit Recht 
rügt, gegen die $$ 377—382 Thl. I. Titel 17 des A. L.⸗R. gefehlt. 

Der Ermägungsgrund, daß die von dem Kläger zur Begründuug der Klage 
gemadten Angaben von Thatſachen und Beweismitteln nicht genügen, um fiir 
die Feſtſtellung der Grenze eine Unterlage zu gewinnen, ift ſonach keineswegs 
blos thatfächlicher und progeffualer Natur, denn indem er zur Begründung der 
Örenzregulirungsliage andere Erforberniffe, als die in den 88 362, 372, 375, 
. 377-382 Thl. I. Titel 17 de8 A. L.R. als nothwendig bezeichneten, verlangt, 
bat er zugleich diefe Geſetzesvorſchriften verlegt und damit rechtsgrundfäglich geirrt. 

Da die Entfcheidung des Appellationgrichters allein auf diejen beiden Grin. 
den beruht, fo unterliegt diefelbe der Vernichtung. 

In der Sachen ſelbſt kann noch nicht erfannt werden. 

Daß der Schilling.See unmittelbar mit dem in Baarwiefe belegenen Grund- 
füde des Berllagten grenzt, ift von dem legteren in ber Klagebeantwortung 
(Blatt 13r.) eingeräumt, beftritten ift dagegen von ihm die Altivlegitimation des 
Klägers. Die Führung derſelben ift, wie jchon hervorgehoben, eine nothiwendige 
Borausfeßung der angeftellten Klage. Kläger hat zum Beweiſe feines Eigen⸗ 
thums an dem Scillingjee unter Berufung auf Notorität die — von dem Ber- 
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Hagten jedoch beftrittene — Bebanptung aufgeflellt, daß durch den dentſchen 
Orden aller Grund und Boden in Ofiprenßen privatrechtli olkupirt und daß 
bei der Weiterbegebung des Landes jämmtlidhe Landfeen nach Inhalt der kul⸗ 
mifchen Handvefte dem Fiskus vorbehalten feien. Event. hat er unter Anführung 
Ipezieller Thatſachen und unter Beweisantritt daflir behauptet, daß er bis im die 
nenefte Zeit in vollſtändigem und ausſchließlichem Beſitz des See's ſich befumden 
und ins Befondere über ſämmtliche Nutungen deffelben verfügt habe. Es wird 
zu prüfen fein, ob dies zur Legitimation des Klägers ausreicht, und wird event. 
der von demjelben über die Befitverhältniffe des See's in der Appellations- 
Rechtfertigungsichrift (Blatt 3, 4 und Av. act. IIae. inst.) angeboterre Beweis zu 
erheben fein. Wird auf diefe Weife die Berechtigung des Klägers zum Antrage 
auf Srenzregulirung fefigeftellt, dann kommt e8 ferner darauf an, unter Benußung 
der dafür in der Klage (Blatt 2v. und 8 act. Iae. inst.) angebenen Beweis. 
mittel die Grenze des See's nah dem Grundſtücke des Berllagten zu ermitteln, 
und bezw. da der Kläger jelbfi nur die TFenftellung der Grenze nad Maßgabe 
des mittleren Waſſerſtandes verlangt, nach dem 88 379ff. Theil I. Titel 17 des 
A. 2. zu verfahren und darnad die Grenze zwifchen den Grundſtücken der 
Barteien definitiv feftzufegen. 

Zu diefem Behufe hat die Sadye, und zwar, da die Thatfachen und Beweis. 
mittel über den Befipftand des Klägers im Wefentlichen erft in zweiter Inflanz 
vorgebracht find, in diefe verwiefen werden müffen. 

Für den Koftenpunkt ift der $ 17 der Verordnung vom 14. Dezbr. 1833 in 
Berbindimg mit $ 4 des Geſetzes vom 10. Mai 1851 maßgebend. 

Urkundli unter Siegel und Unterjchrift. 


(L. S,) 


Das Reichsgericht. Zweiter Hülfsfenat. 
(ge3.) Fried rich. 
An die Königl. Regierung zu Königsberg 
3. H. des Herrn Präfidenten. 
180/78. II. 4769/80. 


19. 


Beſtimmungen über den Anſchluß der Spezialvermeffungen an die 
trigonometrifche Landesvermeflung. 


Gircular Berfüg. des Minifters für Landwirthſchaft ꝛe. an ſämmtliche Königl. Regierungen, 
ercl. Sigmaringen, bie Königl. Finanz⸗Direktion zu Hannover unb bie beiden Forftatabemien 
zu Cherswalbe und Münden, II. 8443. 


Berlin, den 8. November 1880. 
Die Königliche Regierung (Finanz Direktion) erhält in der Anlage 1 Erem- 
plar der von dem GentralsDireltorium der Vermeſſungen im Preußiſchen Staate 
unter dem 29. December 1879 erlaffenen Beftimmungen über den Anfchluß der 
Spezialvermefiungen an die trigonometrifche Randesvermeffung (Anlage A.) zur 
Kenntnißnahme und um bei vorlommenden Meffungen in den Staatsforften 
danach verfahren zu laſſen. 
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Das nach 8 8 für das Central⸗Direktorium der Vermeſſungen herzuſtellende 
Eremplar der Netzſtizze und des Goordinatemverzeichniffes ift an das Forſt⸗ 
einrichtungsbureau einzufenden, welches die Webermittelung an das Gentral- 
Direktorium fibernehmen wird. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 


A. 


Beſtimmungen 

über den Anſchluß der Specialvermeſſungen an die trigonometriſche Landes⸗ 

vermeſſung. 

Laut Beſchluß des Central⸗Direktoriums ber Vermeſſungen im Preußiſchen Staate vom 

vom 29. December 1879. 

$ 1. Jede im Yuftrage oder unter der Leitung von Staatsbehörden aus⸗ 
geführte Spezialvermefiung (Neumefjung), welche in gefchloffener Lage einen 
Flächenraum von hundert Heltaren oder mehr umfaßt, muß an die Detail. 
triangulation der Landesaufnahme angefchloffen werden. 

Wenn bei der Bermeflung von Waldungen die Herfiellung des Anſchlufſes 
an die trigonometrifchen Punkte der Randesaufnahme einen unverhältuigmäßigen 
Koftenaufwand bedingen würde und es ſich dabei nicht um die Aufnahme von 
Eigenthbumsgrenzen bandelt, fo wird der Anfchluß erfi bei einem Flächenraume 
von fünfhundert Heltaren und mehr erfordert. 

In denjenigen Landestbeilen, in welchen feitens der Landesaufnahme eine 
Detailtriangulation noch nicht zur Ausführung gebradht worden, aber eine ander- 
weit ausgeführte Detailtriangulation vorhanden ift, ift — bis Erfteres gefchehen — 
der Anſchluß möglichft an die Lettere zu bewirken. 

.$ 2. Durd die Beftimmung im $ 1 ift nicht ausgeichloffen, auch Spezial- 
vermefſungen (Neumeſſungen), welche einen geringeren Flächenraum als hundert 
bezw. fünfhundert Hektare umfaſſen, ebenfalls an die trigonometriſch beſtimmten 
Punkte anzuſchließen. 

Ausgenommen von der Beſtimmung des $ 1 find diejenigen Spezialver⸗ 
meffungen von mehr al$ Hundert bezw. fünfhundert Heltaren Flächenumfang, 
welche nicht als Reumefjung, fondern überwiegend auf der Grundlage bereits 
vorhandener Speziallarten ausgeführt werden, oder welde, wie bei der Ber- 
meffung der Eifenbahnen, Ehauffeen, Kanäle u. dergl. m. der Fall zu fein pflegt, 
die Aufnahme Ianggeftredter, nicht in gejchloffener Lage befindlicher Flächen zum 
Begenftande haben. 

$ 3. Der Anfhluß der Spezialvdermeflungen an die trigonometrijch be⸗ 
fimmten Punkte ($ 1) ift mittels weiterer trigonometrifcher Punktenbeſtimmung 
und, wo Letztere al8 Grundlage für die Specialvermeffung noch nicht ausreicht, 
außerdem mittel3 polygonometrifcher Punktenbeſtimmung, bei welcher die Winkel 
mit dem Theodoliten und die Seiten (Streden) durch Längenmefjung befimmt 
werden, berzuftellen. 
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Das Polygonnetz zerfällt in Polygonzüge, welche von trigonometriſchen 
Punkten bezw. von bereits feſtgelegten Polygonpunkten ausgehen und ſich wieder 
an ſolche auſchließen oder fouft auf zuverläſſige Weiſe mit dem trigonometriſchen 
Netze verbunden fein und eine möglich geftredte Form haben müſſen, d. h. von 
der durch den Anfangs. und Endpunkt des Zuges gegebenen Richtung möglich 
wenig ſeitlich abweidyen. 

$ 4. Die Lage der trigonometrifch und polygonometrifeh beffimmten Punkte 
gegen einander ift durch rechtwinklige Koordinaten auszudrüden, welche auf die 
wirflihe Mittagslinie des Koordinatennullpunttes als Abjcifienlinie bergeflalt 
bezegen werden, daß die Abfciffen nach Norden pofitiv, nad) Süden negativ, die 
Ordinaten nad Oſten pofitiv, nach Weften negativ gezählt werden. 

Als Koordinatennullpunlte find ausfchlieglich die in dem unter A, anliegenden 
Berzeichniß der allgemeinen Koordinateniyfleme aufgeführten Punkte fiir die dabei 
namhaft gemachten Landestheile zu verwenden. 

Abweichungen hiervon find nur fo lange zuläffig, als feitens der Landes- 
aufnahme in dem betreffenden Landestheile eine Detailtriangulation noch nicht zur 
Ansführung gebracht worden if, auch die Grundlagen der Spezialvdermefiungen 
nicht aus den Bunften höherer Ordnungen der Landesaufnahme abgeleitet werben. 

$ 5. Die Koordinaten ($ 4) find fphäroidifche, welche aber innerhalb der 
anfgefteliten allgemeinen Koordinatenſyſteme für die unmittelbaren Zwecke der 
Spezialvermefiungen als ebene Koordinaten angefehen und behandelt werben 
fonnen. 

Bei Herſtellung der Speziallarten werden die trigonometrifhen und poly⸗ 
gonometrifhen Punkte mittels ihrer Koordinaten aufgetragen, zu welchem Zwecke 
die Karte mit einem Quadratnetze verfehen wird, deffen Duadrate ausnahmslos 
eine Seitenlänge von einem Decimeter haben. 

Dem Onadratnege werden die Abflände der Duadratfeite vom Nullpunlte 
des Koordinatenſyſtems beigefchrieben. 

Werden von folhen Karten Kopien gefertigt, welche vou größerem Umfange 
find und fi) nicht etwa auf Meinere Auszüge aus denfelben beſchränken, fo ift 
das Duadratnet von der kopirten Karte auf die Kopie mit zu übertragen. 

8 7. Die behufs der Spezialvermefiungen neu beſtimmten trigonometrifchen 
und polygonometrifchen Punkte find, foweit fie nicht mit bereitS amderweit 
danernd marlirten Punkten, wie ZThurmfpigen, Schornfleinen, Grenzfteinen 
u. dergl. m. zufammenfallen, durch befondere Markfieine oder durch Drainröhren, 
weiche unter die Bodenfläche verjentt lothrecht geſtellt werden, oder anderer, 
mindeftens gleich danerhafter Weife im Felde zu vermarfen. 

Die Art der Vermarkung muß für jeden folden Punkt aus den trigono« 
metrifchen und polggonometrifchen Alten erfichtlich fein. 

8 8. Ueber alle bebufs des Anfchluffes von Spezialvermeflungen an Das 
allgemeine trigonometrifche Net ausgeflihrten weiteren trigonometrifchen Punlten- 
beflimmungen ift 

a) eine Netzſtkizze, 

b) ein RKoorbinatenverzeihniß 
in je zwei Eremplaren nad) den beiliegenden Muftern B, und C.*) an die be- 
treffenbe Bezirksregierung, in der Provinz Hannover an die Yinanzdirektion 


*) Die Mufter B und C find hier nicht mit abgebrudt worden. 


— 60 — 


abzugeben, welche das eine Eremplar dieſer Schriftftlide in ihrem Kataflerardhive 
niederlegt, das andere Sremplar aber an das Gentrafdireltorium der Ber: 
meffungen abgiebt. 

Aus der Netzſtizze (zu a), welde je nad den Umſtänden im Maßftabe 
1: 10,000, 1:20,000, 1: 30,000, erforderlichenfalls auch, fofern hierdurch die 
Deutlichkeit nicht beeinträchtigt wird, im Maßitabe 1:40,000 oder 1: 50,000 zu 
zeichnen ift, muß deutlich erfichtlich fein, 

1. welde Punkte aus der vorhandenen Triangulation zum Anfchlufie 
gedient haben, und 
2. welche Buntte behufs des Anfchluffes neu beſtimmt worden find. 

Ebenfo müflen in dem SKoordinatenverzeichniß (zu b) zunächſt die zu 1. ge- 
dachten Punkte vorgetragen und dann gejondert hiervon die Punkte zu 2. auf- 
geführt werden. 

Den einzelnen Berwaltungen bleibt e8 überlaffen, in die Netzſlizze und das 
Koordinatenverzeichniß außer den trigonometrifch beflimmten Punkten auch noch 
polygonometrijch befiimmte Bunkte mit aufzunehmen. 

89. Für die hohenzollernſchen Lande finden die gegenwärtigen Beflimmungen 
bis auf Weiteres nur infoweit Anwendung, als badurd die bezüglich der vor⸗ 
bandenen Spezialvermeffungen beftebenden Einrichtungen nicht abgeändert werden. 

Berlin, den 29. Dezember 1879. 

DaB Gentral-Direltorium der Bermeflungen im Preußiſchen Staate. 
Der Borfigende: 
Graf Moltke, General⸗Feldmarſchall. 


Anlage A, (zu $ 4). 


Berzeichnif 
der allgemeinen Koordinatenſyſteme für die Beſtimmung der Rage der trigono- 
metrifhen und polygometrifhen Punkte für Spezialdermeffungen. 







Geltungsbereich 
des 
Koordinateniuftems. 






bes 
Koorbi- 






Koordinatennullpuntt. 


1. I 8udlingsberg, trigonometrifdher | Sämmtliche Kreife des Regierungs⸗ 
Punbkt I Ordnung der preußifhen | bezirks Gumbinnen. 
Landesaufnahme. 

Breite: 54° 27' 36,803 

Länge: 39° 87' 18,354" 

Feſtlegung: Stein und Platte 
mit eingemeißeltem Kreuz. 


2. 1 Paulinen, trigonometrifcher Punkt 
I. Ordnung der preußifchen Lan⸗ 
desaufnahme. 

Breite: 54° 17’ 21,157 
Länge: 38° 23° 59,356” 


Landkreis und Stadtfreis Königs. 
berg, Kreife Allenftein, Br. Eylau, 
Fiſchhauſen ohne den dazu ge- 
börigen Theil der friichen Neh⸗ 
rung ımd des friichen Haffs, 








Feſtlegung: Stein und Platte 
mit eingemeißeltem Kreuz. 


Markushof, trigonometrifcher 
Bunft II. Ordnung der preußi- 
fen Landesaufnahme. 

Breite: 54° 08’ 31,728” 

Länge: 37° 02’ 24,369" 

Ferlegung: Stein und Platte 
mit eingemeißeltem Kreuz. 


Thurmberg, trigonometrijcher 
Punkt I. Ordnung der preußifchen 
Landesaufnahme. 

Breite: 54° 13’ 31,874” 

Länge: 35° 47’ 82,499 

Feftlegung: Stein und Platte 
mit eingemeiheltem Krenz. 


Kauernick, trigonometrifcher Punkt 
I. Ordnung der preußifchen Lan- 
desaufnahme. 

Breite: 53° 23’ 21,593' 

Länge: 37° 15’ 53,180" 

Feſtlegung: Stein und Platte 
mit eingemeißeltem Kreuz, 
1,6846 m vom Centrum der 
Station entfernt. 


horn (Ratbhausthurm), trigono- 
metrischer Punkt I. Ordnung der 
preußiſchen Landesaufnahme. 
Breite: 53° 00’ 42,535 
Länge: 36° 16’ 26,117" 
Feſtlegung: Eingemauerter 
Steinfubus auf der Ein- 
fafjungsmauer des nordöfl- 
lichen Ectthürmchens. 





Geltungsbereich 
des 
Koordinatenfoflems. 


Friedland, Gerdauen, Heilsberg, 
Labian, Memel, Neidenburg, Or- 
telsburg, Oſterode, Raſtenburg, 
Röſſel und Wehlau. 
(Regierungsbezirk Königsberg.) 


Kreiſe Braunsberg, Heiligenbeil, Pr. 
Holland, Mohrungen und der 
zum Kreiſe Fiſchhauſen gehörige 
Theil der friſchen Nehrung und 
des friſchen Haffs. 
(Regierungsbezirk Königsberg.) 

Landkreiſe und Stadtkreiſe Danzig 
und Elbing, Kreis Marienburg. 

(Regierungsbezirk Danzig.) 


Kreis Berent, Karthaus, Neuſtadt, 
Pr. Stargard. 
(Regierungsbezirk Danzig.) 


Kreis Löbau, Roſenberg und Straß: 
burg. 
(Regierungsbezirt Marienwerder.) 


Kreife Graudenz, Kulm, Marien⸗ 
werder, Schwetz, Stuhm und 
Thorn. 

(Regierungsbezirk Marienwerder.) 


— 







@eltungsbereich 
des 


naten⸗ Koordinatenſyſtems. 


ſyſtems. 










7. Geinrichsſsthal, trigonometrifcher | Kreife Bütow, Lauenburg, Rummels- 
Buntt I. Ordnung der preußifchen | burg und Stolp. 


Landesaufnahme. (Regierungsbezirk Köslim.) 
Breite: 58° 42’ 46,411" Kreife Flatow, Konitz, Schlochau 
Länge: 35° 09 48,364” und Tuchel. 


Feſtlegung: Stein und Platte | (Regierungsbezirk Marienwerder.) 
mit eingemeißeltem Kreuz. 


8. 1 Gollenberg (Kreuz), trigonometri« | Kreife Belgard, Bublig, Dramburg, 
fcher Punkt I. Ordnung der preu- Köslin, Kolberg - Körlin, Neu- 


Bifhen Landesaufnahme. ftettin, Schivelbein, Schlame. 
Breite: 54° 12’ 80,858” (Regierungsbezirt Köslin.) 
Länge: 33° 53’ 46,444'' Kreis Deutich- Krone. 


Feſtlegung: Mittelpuntt des | (Regierungsbezirk Marienwerder.) 
monnmentalen Kreuzes. 


9. | Gnefen, trigonometrifher Punkt | Sämmtliche Kreife des Regierungs⸗ 
I. Ordnung der preußifchen Lan | bezirt3 Bromberg mit Ausnahme 
desaufnahme. des Kreifes Czarnilau. 
Breite: 52° 32’ 17,536 
Länge: 35° 15’ 40,220" 
Feſtlegung: Knopfmitte des 
ſüdlichen Domthurmes und 
ein eiſerner Nagel mit kupfer⸗ 
nem Knopf und Krenzſchnitt 
in dem mit Kupferplatten 
belegten Fußboden der La» 
terne des Thurmes. Außer- 
dem find zwei ercentrijche 
Beobachtungspfeiler in der 
weftlichen und flidlichen Deff- 
nung der Laterne vorhanden. 


10. 1 gofephsberg, trigonometrifcher | Kreife Arnswalde, Friedeberg und 
Buntt I. Ordnung der preußiſchen | Züllichau⸗Schwiebus. 


Landesaufnahme. (Regierungsbezirk Frankfurt a. O.) 
Breite: 51° 59 15,676 Kreis Czarnikau. 
Länge: 33° 52’ 01,598 (Regierungsbezirk Bromberg.) 
Feſtlegung: Stein und Platte | Kreiſe Birnbaum, Bomſt, But, 
mit eingemeißeltem Kreuz. Frauftadt, Koften, Meferis und 
Samter. 


(Regierungsbezirk Pofen.) 





11. Echroda, trigonometrifcher Punkt 
L Ordnung der preußiſchen Lan⸗ 
desaufnahme. 

Breite: 52° 13’ 52,945’ 

Länge: 34° 56’ 40,635” 

Feſtlegung: Eiſerner Nagel in 
dem mit Zinkblech belegten 
Zußboden der Plattform 
des itumpfen Pfarrthurms. 
Außerdem eine ercentrifche 
nnterirdifche Feſtlegung durch 
einen Stein mit Bohrlodh. 


12. Pſchow, trigonometrifher Punkt 
I. Ordnung der preußifchen Lan⸗ 
desaufnahme. 

Breite: 50° 02’ 31,475” 

Länge: 36° 08° 45,998” 

Feſtlegung: Helmftange unter 
dem Knopf des öſtlichen 
Thurms. 


13. | Aummelsberg, trigonometrifcher 
Buntt I. Ordnung der preußijchen 
Landesaufnahme. 

Breite: 50° 42’ 12,682 

Länge: 84° 46’ 44,421” 

Feltlegung: Kreuz in einer 
Granitplatte auf der ſtei⸗ 
nernen Gallerie des Belve⸗ 
dere. 


14. | @röbigberg, trigonometrijcher 
Buntt I. Ordnung der preußifchen 
Landesaufnahme. 

Breite: 51° 10° 41,496" 

Länge: 33° 25' 40,576 

Feftlegung: Stein nnd Platte 
mit eingemeißeltem Krenz. 


15. |Saltenborn, trigonometrifcher 
Punlt I. Ordnung der preußifchen 
Landesaufnahme. 





Geltungsbereich 
des 
Koordinatenſyſtems. 


Stadtkreis und Landkreis Poſen, 
Kreiſe Adelnan, Kröben, Kro⸗ 
toſchin, Obornik, Pleſchen, Schild⸗ 
berg, Schrimm, Schroda, Wre⸗ 
ſchen. 

(Regierungsbezirk Poſen.) 


Sämmtliche Kreiſe des Regierungs⸗ 
bezirks Oppeln mit Ausnahme 
der Kreife Brottlau und Neiße. 


Sämmtliche Kreife des Negierungs- 
bezirls Breslau und die Kreife 
Grottkau und Neiße des Negie- 
rungsbezirks Oppeln. 


Sämmtliche Kreife des Regierungs- 
bezirks Liegnig mit Ausnahme 
des Stadtkreiſes und des Land⸗ 
kreiſes Görlitz, ſowie der Kreife 
Hoyerswerda, Rothenburg und 
Sagan. 


Sämmtliche Kreiſe des Regierungs: 
bezirts Frankfurt a. DO. mit Aus. 
nahme der Kreiſe Arnswalde, 


Nr. 
bes 
Koorbi» 
naten= 
ſyſtems. 


16. 


17. 


18. 


19. 


20. 


Koordinatennullpuntt. 





Breite: 51° 55’ 44,5335” 

Länge: 32° 19° 43,6659' 

Ferlegung: Stein und Platte 
mit eingemeißeltern Kreuz. 


Bahn, trigonometrifher Puntt 
1. Ordnung der preußifchen Lan— 
dedaufnahme, 

Breite: 53° 06° 06,645” 

Länge: 32° 22° 05,203 

Feſtlegung: Stein nnd Platte 
mit eingemeißeltem Kreuz. 


Greifswald, trigonometrifcher 
Punkt I. Ordnung der preußifchen 
Landesaufnahme. 

Breite: 54° 05’ 49,159 

Länge: 31° 02° 48,705 

Feſtlegung: Mitte der Helm- 
ftange unter dem Knopf des 
Kirchthurms. 

Müggelsberg, trigonometriſcher 
Punkt J. Ordnung der preußiſchen 
Landesaufnahme. 

Breite: 52° 25’ 07,134 

Länge: 31° 17’ 37,933’ 

Feſtlegung: Stein und Platte 
mit eingemeißeltem Kreuz. 

@öherberg, trigonometrifcher Buntt 
I. Ordnung der preußifchen Lan⸗ 
desaufnahme. 

Breite: 52° 26’ 14,135 

Länge: 80° 23’ 48,780” 

Feſtlegung: Stein und Platte 
mit eingemeißeltem Kreuz. 

Torgau (Stadtlirdhe). 

Ungefähre Breite: 51° 34' 
Pr Länge: 30° 40' 


Geltungsbereich 
des 
Koordinatenſyſtems. 


Friedeberg, Züllichau⸗Schwiebus 
und Luckau, ſowie der Stadtkreis 
und Landkreis Görlitz und die 
Kreiſe Hoyerswerda, Rothenburg 
und Sagan des Regierungsbezirks 
Liegnitz. 

Sämmtliche Kcereiſe des Regierungs⸗ 
bezirks Stettin mit Ausnahme 
der Kreiſe Anklam und Demmin. 


Sämmtliche Kreife des Regierungs- 
bezirks Stralſund und die Kreiſe 
Anklam und Demmin des Re⸗ 
gierungsbezirts Stettin. 


Die Stadt Berlin, Stadtkreis Char⸗ 
lottenburg, Kreife Angermünde, 
Oberbarnim, Niederbaınim, Bees- 
fow» Storlom, Yüterbod - uden- 
walde, Prenzlau, Teltow, Templin. 

(Regierungsbezirt Potsdam.) 


Stadtlreis Potsdam, Kreife Of- 
bavelland, Wefthavelland, OÖft- 
priegnig, Ruppin, Zauch⸗Belzig. 

(Regierungsbezirk Potsdam.) 


Kreife Bitterfeld, Delitzſch, Lieben. 
werda, Schmweinig, Torgau und 
Wittenberg. 

(Regierungsbezirt Merfeburg.) 

Kreis Ludan. 

(Regierungsbezirk Frankfurt a. O.) 





Koordinatennullpuntt. 





Burkersrode, trigonometriicher 
Punkt der enropäifhen Grad- 
meffung. 

Breite: 51° 107 34,84” 

Länge: 29° 18° 25,85" 

Feſtlegung: Kirchthurmipiße. 
Auf der Thurmmauer find 
zwei Beobadhtungspfeiler at. 
gebradht. Außerdem ift noch 
eine unterirdifche Feſtlegung 
durch einen an der Norboft- 
ede des Thurmes verjenkten 
Stein vorhanden. 


22. | SInfelöberg, trigonometrifcher 
Punkt der europäifden Grad- 
meffung. | 

Breite: 50° 51’ 07,69" 

Läuge: 28° 08’ 00,31" 

Feſtlegung: Hölzerner Pfeiler 
mit Platte im Centrum des 
neuen ſteinernen Thurmes. 


23. 1 Magdeburg, trigonometriſcher 
Punkt der europäifchen Grad⸗ 
meffung. 

Ungefähre Breite: 52° 08' 
n Länge: 29° 18’ 
Feftlegung : Der nördliche Dom- 
thurm ift der Dreiedepuntt. 
Auf der oberfien Gallerie 
find zwei Beobachtungspfeiler 
errichtet. 


24. | Oftenfeld, trigonometrifcher Puntt 
I. Ordnung der preußiſchen Lan- 
desaufnahme. 

Breite: 54° 28’ 12,675” 

Länge: 26° 54' 02,798” 

Feftlegung: Stein und Platte 
mit eingemeißeltem Kreuz. 


Jahrb. d. Pr. Sorft- und Jagbs@efegg. XII. 













Geltungsbereich 
des 
Koordinatenfyftems. 








Stadtkreis Halle, Gebirgsfreis und 
Seelreis Mansfeld, Kreiſe Eckarts⸗ 
berga, Deerfeburg, Naumburg, 
Duerfurt, Saalfreis, Sanger- 
haufen, Weißenfels, Zeit. 

- (Regierungsbezirt Merfeburg.) 

Kreis Ziegenriid. 

(Regierungsbezirk Erfurt.) 


Sämmtlicde Kreife des Negierungs» 
bezirt8 Erfurt mit Ansnahnıe 
de8 Kıeiied Ziegenrück und ber 
zum Kreife Nordhauien gehüri: 
gen Enklave Bennedenftein. 

Kreis Schmalkalden des Regierungs- 
bezirks Kaſſel. 


Sämmtliche Kreiſe des Regierungs⸗ 
bezirks Magdeburg mit Ausnahme 
der Kreiſe Halberſtadt und Wer- 
nigerode und der zum Kreiſe 
Gardelegen gehörigen Enklaven 
Wolfsburg, Heßlingen und Heb- 
lingen. 

Kreis Weftprieguit. 

(Regierungsbezirt Potsdam.) 

Kreis Dannenberg. 

(Landdrofteibezirk Liineburg.) 


Kreife Apenrade, Eckernförde, Eider: 
fledt, Flensburg, Hadersleben, 
Hufum, Schleswig, Sonderburg, 
Tondern, Norderdithmarſchen, 
Süderdithmarſchen, Rendsburg. 
(Negierungsbezirt Schleswig.) 





Kr. 


bes Geltungsbereich 
Koordi⸗ Koordinatennullpunkt. des 
naten- Koordinatenſyſtems. 


foftem3. 





25. I1Nathlrügen, trigonometrijcher Stadtkreis Altona, Kreife Kiel, 
Bunkt I. Ordnung der preußifhen | Pinneberg, Segeberg, Steinburg 
Landesaufnahme. und Stormarn. 

Breite: 53° 49’ 06,217" (Regierungsbezirt Schleswig.) 
Länge: 27° 42' 31,926” 
Feſtlegung: Stein und Platte 

mit eingemeißeltem Kreuz. 


26. | Bungsberg (Elifabeththurm, alte | Kreije Plön, Oldenburg und Herzog- 
Flaggenftange), trigonometrifcher thum Lauenburg. 
Puntt I. Ordnung der prenßifchen (Megierungsbezirf Schleswig.) 
Landesaufnahme. 
Breite: 54° 12° 39,983’ 
Länge: 28° 283’ 34,911 
Feſtlegung: Neue Flaggenftange 
und eingemeißelte8 Kreuz auf 
der oberen Fläche der rechten 
Treppenwange von Granit 
am Fuße des Thurmes, 
beide Feſtlegungen ercentrifch. 


27. I@elle (Stadtkirche), trigonometri- | Sämmtlidhe Kreife des Landdroſtei⸗ 
ſcher Punkt II. Ordnung der han» bezirts Lüneburg mit Ausnahme 


noverfchen Landesvermeflung. des Kreifes Dannenberg. 

Breite: 53° 37° 32,924” Landkreis und Stadtkreis Hannover, 
Länge: 27° 44’ 44,733" Kreis Hameln mit Ausnahme der 
Feſtlegung: Kirchthurmſpitze. Enklave Pole und Kreis Wen- 

nigſen. 


(Landdroſteibezirk Hannover.) 
Die zum Kreiſe Gardelegen des Re⸗ 
gierungsbezirks Magdeburg ge- 
börigen Enklaven Wolfshurg, Heß- 
lingen und Heblingen. 


28. |Kaltenborn, trigonometriicher Sämmtliche Kreife des Landdroſtei⸗ 
Punkt II. Ordnung der preußi— bezirts Hildesheim, die zum Kreife 
fen Landesaufnahme. Nordhaufen Regierungsbezirk Er- 

Breite: 51° 47° 46,545” furt gehörige Enklave Benneden- 
Länge: 27° 56’ 24,362" ftein, ſowie die Kreife Halberftabt 


Feſtlegung: Stein und Platte | und Wernigerode des Regierungs- 
mit eingemeißeltem Krenz. bezirt$ Magdeburg. 


Re. 
des 
Koordi- 
naten- 


fuftems. 


29. 


31. 


32. 
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Koordinatennullpuntt. 


&ilberberg, trigonometrifcher 
Punkt I. Ordnung der hannover. 
fen Landesvermeflung. 

Breite: 53° 43’ 52,787" 
Länge: 26° 43’ 17,781" 


Windberg, trigonometrifher Punkt 
I Ordnung der hannoverſchen 
Landesvermeflung. 

Breite: 52° 52° 51,566 
Länge: 25° 11’ 39,876" 


Hermannsdenkmal, trigonome- 
trifher Punkt I Ordnung der 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Katafterver- 
mefjung. 

Breite: 51° 54’ 47,183" 

Länge: 26° 30° 16,647" 

Feſtlegung: Mittelpunkt des 
kreisrunden Unterbaues des 
Denkmals. 


Münſter (Ueberwaſſerthurm), tri⸗ 
gonometriſcher Punkt I. Ordnung 


der rheiniich - weſtfäliſchen Ka⸗ 


taflervermeffung. 
Breite: 51° 37’ 56,016” 
Fänge: 25° 17’ 14,372” 


Bochum (katholifche Kirche), trigo- 
nometrifher Punkt II, Ordnung 
der preußiichen Landesaufnahme. 

Breite: 51° 29° 01,2540' 

Länge: 24° 53° 16,0590° 

Fellegung: Mitte der Helm- 
ftange unter dem Thurm⸗ 
knopf. 


Homert, trigonometriſcher Punkt 
I. Ordnung der rheiniſch⸗ weft- 
fäliſchen Kataftervermeffung. 


Geltungsbereich 
des 
Koordinateniyftems. 


Sämmtliche Kreife des Landdroſtei⸗ 
bezirks Stade und die Kreiſe 
Diepholz, Hoya, Nienburg des 
Landdrofteibezirts Hannover. 


Sämmtlidhe Kreife der Landbdroftei- 
bezirke Aurich und Osnabrück. 


Sämmitliche Kreife des Negierungs- 
bezirts Minden, Kreis Rinteln 
des Regierungsbezirks Kaffel und 
die zum Kreife Hameln Land- 
droiteibezirt8 Hannover gehörige 
Enklave Polle. 


Stadtkreis und Landkreis Münfter, 
Kreife Bedum, Steinfurt, Tedlen- 
burg, Warendorf. 

(Regierungsbezirt Münſter.) 


Kreife Ahaus, Borken, Koesfeld, 
Lüdinghauſen, Recklinghanſen. 
(Regierungsbezirk Münſter.) 
Stadtkreiſe und Landkreiſe Bochum 
und Dortmund, Kreiſe Hagen, 
Hamm und Iſerlohn. 
(Regierungsbezirk Arnoberg.) 
Stadtkreis und Landkreis Eſſen. 
(Regierungsbezirk Düſſeldorf.) 


Sämmiliche Kreiſe des Regierungs- 
bezirks Arnsberg mit Ausnahme 
der Stadtkreiſe und Landkreiſe 


5* 


Nr. 

bes 
Koorbis Koordinatennullpuntt. 
naten- 
ſiyſtems. 


Breite: 51° 15 52,27 
Länge: 25° 46’ 18,89" 


35. |Kaffel (St. Martinstdurm), trigo- 
nometrifher Punkt der topogra- 
phiſchen Aufnahme von Kurhefſen: 

Breite: 51° 19' 06,509" 
Länge: 27° 09' 56,956 


36. Schaumburg, trigonometrifcher 
Punkt der naffauischen Landes. 
vermeflung. 

Breite: 50° 20° 23,63 

Länge: 25° 38° 29,61 

Feſtlegung: Centrum des 
Schloßthurmes, bezeichnet auf 
einer im Boden defjelben cin- 
gejegten Steinplatte mit der 
Aufſchrift: „Gardinalpuntt 
Herzoglich Naffauifcher Lan⸗ 
desvermeſſung.“ 


37.1 Jleckert, trigonometriſcher Punkt 
der europäiſchen Gradmeſſung und 
der naſſauiſchen Landesvermeſſung. 

Breite: 50° 11’ 15,581" 

Länge: 0° 30° 26,474 
öflih von der Sternwarte 
zu Bonn. 

Teftlegung: Eingemanerter 
Stein und Platte mit einge- 
meißeltem Kreuz und 4 ver- 
ſenkte Haufteine mit einge- 
meißeltem Kreuz, nad ben 
4 Himmelsrichtungen 1,65 m 
vom Centrum entfernt. 


38. | Köln, trigonometrifcher Punkt der 
europäiſchen Grabmefjung. 
Breite: 50° 56’ 33,346” 
Länge: 0° 08’ 22,715” 


Geltungsbereich 
des 
Koordinatenſyſtems. 


Bochum und Dortmund, ſowie 
der Kreiſe Hagen, Hamm und 


Iſerlohn. 


Sämmtliche Kreiſe des Regierungs⸗ 
bezirls Kafſel mit Ausnahme der 
Kreife Rinteln und Schmallalden. 


Sämmtliche Kreife des Regierungs- 
bezirt Wiesbaden und Kreis 
Wetzlar des Megierungsbezirts 
Koblenz. 


Sämmtliche Kreife des Regierungs- 
bezirtS Koblenz; mit Ausnahme 
des Kreiſes Wetzlar. 


Sämmtliche Kreiſe der Regierungs⸗ 
bezirke Köln und Düfſeldorf mit 
Ausnahme des Landlreife® und 
des Stadtlreifes Eſſen. 


1 — nn 










Geltungsbereich 
des 
Koordinatenfuftems. 











Koordinatennullpuntt. 


weſtlich von der Sternwarte 
zu Bonn. 
Feſtlegung: Centrum des eifer- 
nen Pfeiler8 auf dem Dach⸗ 
reiter, welder im Dome 
aufbewahrt wird. 


39. Langſchoß, trigonometrifher Buntt | Sämmtliche Kreife des Regierungs- 
der europäifchen Gradmeffung. bezirks Aachen. 

Breite: 50° 40’ 02,667 

Länge: 0° 48' 33,185" 
wetlich von der Sternmarte 
zu Bonn. 

Feſtlegung: Centrum ded Holz. 
pfeilerd von 1869. Außer- 
dem excentriſche Feſtlegung 
durch 4 unterirdiſche Steine 
und 1 zu Tage tretenden 
Stein. 


40. [| Riffenthal, Punkt II. Ordnung | Sämmtliche Kreiſe des Regierungs⸗ 
der Zriangulation von Elfaß- | bezirks Zrier. 
Lothringen. 
Breite: 49° 28’ 40,8762° 
Länge: 24° 25’ 31,1433° 
Fellegung: Stein und Platte 
mit eingemeißeltem Krenz. 


Bemerkung: Die vorftehend gegebenen geographifchen Pofitionen find nur 
zum Theil endgültige Werthe. Statt derfelben treten genauere Werthe ein, jo- 
bafd folche bei Fortführung der trigonometrifchen Arbeiten der Landesaufnahme 
und der europäifhen Gradmeſſung oder durch andermweite Berechnung der vor⸗ 
liegenden Dreiedsnepe erhalten werden. 


_ 0 — 


Holzabgabe und Holzverfauf. Nebennutzungen. 
20. 


Beſtimmungen für die Hauerlohnstarife und Holztaren betr. 
Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landbwirtbichaft ꝛc. an ſämmtl. Könige Megierungen mit 
Ausfhlur derjenigen von Sigmaringen und an bie Königl. Finanz=Direktion zu Hannover. 

im. 8741. 
Berlin, den 6. November 1880. 

Nah 8 9 der Gejchäftsanweifung für die Oberförfter der Königlich Preu- 
Bifhen Staatsforften vom 4. Juni 1870*) find in der Regel alle 6 Jahre die 
Vorſchläge zu den Hauerlohnstarifen von den Oberförftern vollfländig neu auf« 
zuftellen und den Königlichen Regierungen gleichzeitig mit den Borjchlägen zu 
den Holztaren einzureihen. Diefe Tarife enthalten befondere Rückerlohnsſätze 
nit. Solche find vielmehr event. bei den einzelnen Poſitionen des Hauungs- 
planes von den Oberförftern befonders in Antrag zu bringen. 

Den gleichzeitig mit den Vorſchlägen zu den Hanerlohnstarifen einzureichen« 
den Vorfchlägen zur Holztare ift außerdem eine Zufammenftellung der in der: 
jelben einbegriffenen durchſchnittlichen Werbungstoften zu dem Zwecke vor- 
zutragen, um durch Abzug derjelben von dem vollen Holztarwerthe die Zare 
für das nicht von der Forfiverwaltung aufgearbeitete Material oder den reinen 
Holzwerth ermitteln zu können. 

Dieſe durchſchnittlichen Werbungstoften And von den meiften Königlichen 
Regierungen fo bemeflen worden, daß dabei neben den durchſchnittlichen Hauer- 
löhnen auch ein durchſchnittliches Rückerlohn zur Berehnung gelangt if. Die 
durchſchnittlichen Werbungstoften find deshalb, wenigftens bei einzelnen 
Sortimenten, der Regel nach etwas höher gegriffen, als die im Eingange be- 
zeichneten Hauerlohnsſätze. 

Mit Rüdfiht auf die Schwierigkeiten indeffen, mit welchen die Ermittelung 
eines zutreffenden Durchſchnitts in Betreff der Rückerlöhne verbunden ift, und 
da dem Gegenftande überhaupt nur eine untergeordnete Bedeutung beigelegt 
werden faun, beftimme ich hiermit zur Berminderung des Schreibwerles, daß 
in Zulunft bei der Aufftelung neuer Holztaren die durchſchnittlichen Werbungs- 
foften lediglich in Uebereinftiimmung mit dem von der Königliden Regierung 
(Finanz-Direktion) gleichzeitig zu genehmigenden Hauerlohnstarife feftgeftellt 
werden. Hiernad finden aljo in Zukunft durchweg die durchſchnittlichen Rücker⸗ 
löhne bei den der Holztare vorzutragenden Werbungstoften keine Berückſich⸗ 
tigung mebr. 

Bis zur Aufftelung neuer Holztaren ift die Tare fiir das nicht von der 
Forfiverwaltung au’gearbeitete Material oder der reine Holzwerth übrigens nach 
wie vor fo zu berechnen, daß von dem vollen Holztarwerthe die der jett gülti- 


gen Holztare vorgetragenen durchſchnittlichen Werbungstoften in Abzug gebracht 
werben. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


*, 8. Jahrbuch Bd. III. &, 3 Art. 4. 





Baufadıen. 
21. 


Beſtimmungen über die Vergebung und Ausführung von Kiefe- 
rungen und Arbeiten bei den Hochbauten der Domainen- md 
Forſtverwaltung. 


Gircular-Berfügung bes Miniſters für Landwirthſchaft 2c. an ſämmtliche Königl. Regierun⸗- 
gen und die Kgl. Miniſterial⸗Baukommiſſion. 1I. 8456. III. 6170. 


Berlin, den 20. September 1880. 

Durch zwei Circular-Berfügungen des Herrn Minifters der öffentlichen 
Arbeiten vom 24. Juni d. 3. (lla. (b) 8403. 1. 3211. III. 11390 und IIa (b) 
6596. I. 3215. III. 11394) und die denjelben beigefügten Anlagen A. B. und C. 
find allgemeine Beftimmungen 

1. über die Vergebung von Leiftungen und Lieferungen im Bereiche des 
Minifieriums der öffentlichen Arbeiten (Ant. A), 

2. über die bei öffentlicher Vergebung von Arbeiten und Lieferungen bei 
den Hochbanten der Staatsverwaltung zur Anwendung zu bringenden 
Submiffionsbedingungen (Anl. B), 

3. über die Ausführung von Arbeiten und Liefernugen bei den Hod- 
bauten der Staatsverwaltung (Anl. C) 

getroffen morden. . 

Dieje Beflimmungen find Hinftig auch bei den Hochbauten der Domainen- 
nnd Trorfiverwaltung gleichmäßig zur Anwendung zu bringen, in welcher Be- 
ziehung das Erforderliche zu veranlaffen if. 

Sollten in einzelnen Fällen Abweichungen von den geiroffenen Anordnungen 
geboten erfcheinen, fo ift darüber befonders an mich zu berichten. 


Der Minifter für Landiwirthfchaft, Domänen und Yoriten. 
Lucius. 


Berlin, den 24. Juni 1880. 


Bei der Ausſchreibung und Vergebung von Leiſtungen und Lieferungen im 
Bereiche des mir unterſtellten Reſſorts ift bisher ohne genügende Gründe in 
mannigfadher Hinficht abweichend verfahren worden. Um den hieraus hervor- 
gegangenen Unzuträglichkeiten abzubelfen und eine Webereinftimmung in den 
wejentlichen Punkten herbeizuführen, habe ich in der beigefügten Anlage unter 
der Ueberſchrift „Allgemeine Beflimmungen, betreffend die Vergebung von 
Leiftungen und Lieferungen im Bereiche des Minifteriums der öffentlichen Ar- 
beiten” die Grundjäge zuſammenſtellen laffen, welche künftig mit Brrüdfichtigung 
der nachfolgenden Ausiührungsvorfchriften allfeitig zum Anhalt zu nehmen find. 

I. Zn den Submiffions- Bedingungen muß ftetS der Gegenftand der Aus: 
ihreibung möglichſt beflimmt bezeichnet werden. Namentlich ift daflir Sorge zu 
tragen, daß etwaige Nebenleiftungen, wie die Herftellung von Zufuhrmegen, Be- 
ſchaffung von Wafler für Manrerarbeiten u. f. w. fi ihrem vollen Umfange 
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nach Mar überſehen laffen und befondere Umftände, weldde die Ausführung er- 

Schweren, ihrer Wirkung nach genügend beurtheilt werden Lönnen. 

2. Die Koften, welche dur die verwaltungsfeitig vorbehaltene Controle 
der Ausführung der Arbeiten umd Lieferungen erwachjen, diirfen in der Regel 
nicht dem Unternehmer zur Laft gelegt werben. Eingereichte Projecte find dem 
Einfender auf Verlangen ftet3 zurlidzugeben. 

3. Schwankungen der Transportpreije gereichen, ohne daß es einer des⸗ 
fallfigen Beſtimmung bebürfte, zu Gunften und zu Ungunften desjenigen Con⸗ 
trabenten, welcher die Tragung der Transportloften vertragsmäßig übernommen 
hat. Es wiirde nicht der Billigfeit entfprechen, den Unternehmer einerjeits eine 
Steigerung der Transportkoſten tragen zu laſſen, andererjeit3 aber ihm den mit 
einer Herabfegung derjelben verbundenen Nuten vorzuenthalten, 

4. Sofern nah Maßgabe der Borfcriften unter Nr. IV. der Anlage von 
dem Abjchluß eines förmlichen Vertrages Abftand genommen wird, ift thunlichſt 
in geeigneter Weife — 3. DB. durch gegenjeitig anerkannte jchriftliche Notizen — 
Borforge zu treffen, daß über den wejentlichen Inhalt des Uebereinkommens er- 
forderliden Falls Beweis geführt werden Tann. 

5. &8 wird fich empfehlen, in den Vertragsbeſtimmungen der Pegel nad) 
die Anrufung der Entſcheidung eines Schiedögerichts über etwaige den Anhalt 
und bie Ausführung des Vertrages betreffende Meinungsverjchiedenheiten unter 
Hinweis auf die Vorfchriften der Eivilproceßordnung nom 30. Januar 1877 
S 851 ff. ausdrüdlich zur Pflicht zu machen. Ob und inwieweit die Bezeichnung 
der Schiedsrichter namentlih oder nach Berufskreiſen in den Bertragsbeftim- 
mungen felbft erfolgen kann oder zwedmäßiger vorbehalten bleibt, ift nach den 
bejonderen Berbältniffen des einzelnen alles zu beurtbeilen. 

6. Nach Ablauf von 2 Fahren will ich einem Berichte darliber entgegen- 
fehen, mie die in der Anlage enthaltenen allgemeinen Beftimmungen fich in ber 
Praris bewährt haben, ob bei Anwendung derfelben in einzelnen Fällen Un⸗ 
zuträglichfeiten bervorgetreten find und event. welche Aenderungen in Vorſchlag 
zu bringen jein möchten. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 

An die Königlichen Negierungen, Landdrofteien, die Königliche Minifterial-Bau- 
Commiffion, die Königlichen Oberbergämter und die Königlihen Eifen- 
bahn-Directionen ꝛc. 

Ila(b) 6596. I 3215. III 11394. 


(Abjchrift des vorſtehenden Erlaſſes und der Anlage erhalten Eure Excellenz 
zur gefälligen Kenntnignahme und gleihmäßigen Beachtung. 
Der Miniiter der öffentlichen Arbeiten. 
gez. Maybach. 
An den Königl. Oberpräfidenten, Staatsminiſter Freiherrn v. Patow, Excellenz, 


Magdeburg. 

— Wirklichen Geheimen Rath Herrn v. Barde- 
leben, Ercellenz, Coblenz. 

„nun . Herın don Seydewitz, Hocdmohlgeboren, 


Breslau ) 


— — — 
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Anlage A. 
Allgemeine Beſtimmungen, 
betreffend die Bergebung von Leiſtungen und Lieferungen im Bereiche des 
Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten. 


I. Arten der Vergebung. 


Die im Bereiche des Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten auszuflihrenden 
Leitungen und Lieferungen find in der Regel öffentfih auszuſchreiben. 
Lerftungen und Kieferungen, welche nur ein bejchräntter Kreis von linter- 
nehmern in geeigneter Weife ausführt, fünnen mit Ausſchluß der Deffent- 
lichleit zu engerer Bewerbung ausgefchrieben werben. | 
Unter Ausfhluß jeder Ausfchreibung kann die Vergebung an einen 
von der Behörde ausgewählten Unternehmer erfolgen: 
1) bei Dringlichkeit des Bedarfs, 
2) bei Gegenftänden, deren üiberfchläglicder Werth den Betrag von 500 M. 
nicht überfteigt, 
3) bei Leiftungen und Lieferungen, deren Ausführung befondere Kunft- 
fertigfeit erfordert. 


II. Berfabren bei Ausfhreibungen. 


Deffentlihe Ausfchreibungen merden in zwedentjprechender Weife durch 
Zeitungen befannt gemacht, wobei die bezüglich der Benugung amtlicher Blätter 
ergangenen Vorſchriften zu berüdfichtigen find. 

Die Inſertionskoſten, welche durch kurze Faſſung und praftifche Anordnung 
der Snjerate in mäßigen Grenzen zu halten find, werden von der ausfchreiben- 
den Behörde getragen. 

Für die den Ausfchreibungen zu Grunde liegenden Bedingungen und Zeid- 
nungen find, wenn diefelben deu Bewerbern auf ihr befonderes Verlangen ver- 
abfolgt werden, die Selbftloften zu entrichten. 

Der in den Ausjchreibungen anzuberaumende Termin ift unter Berückſich⸗ 
tigung der nach dem Gegenftande der Ausjchreibung, der Art und dem Umfang 
der Lieferung der Schwierigfeit des aufgeftellten Projekts u. ſ. m. fi ver- 
ſchiedenartig geftaltenden Berhäftniffe fo zu bemeffen, daß den Unternehmern 
hinreichende Zeit zur Vorbereitung der Offerten bleibt. Hierbei ift unter Anderem 
befonders in Betracht zu ziehen, ob die zu liefernden Gegenftände allgemein 
marktgängig find oder nicht, ob die Preije erfahrungsmäßig erhebliden Schwan: 
tungen innerhalb kurzer Frift unterworfen find, ſowie endlich, ob es nach der 
Natur der ansgefchriebenen Leiftung etiwa erforderlich if, daß die Unternehmer 
fi) an Ort und Stelle über den Zuftand der Straßen und Zufuhrmege, die 
Bezugsquellen der Materialien, die Höhe der Arbeitslöhne, Beichaffung vor 
Wafler und dergleichen nähere Kenntniß verfchaffen, um auf Grund der ange— 
fellten Ermittelungen eine genane Preiskalkulation vornehmen zu können. In 
der Regel wird für Heinere Arbeiten und leicht zu beſchaffende Lieferungen eine 
Fri von 14 Tagen ausreichend fein, während für größere Aıbeiten 4 bis 6 
Wochen erforderlich fein werden. In dem feſtgeſetzten Termine, welcher in 
Gegenwart der erſchienenen Bewerber abzuhalten ift, hat die Eröffnung der ein- 
gegangenen Offerten und die Aufnahme eines amtlichen Protokolls über das 
Ergebniß zu erfolgen. 

Nachgebote find nicht zuzulaffen. 
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In öffentlichen Ausfchreibungen ift in der Regel die Auswahl unter den 
Submittenten auf die drei Mindeftfordernden zu befchränfen, fofern nicht bei 
Lieferungen nad Probe deren Offerten wegen Mangelbaftigleit der eingereichten 
Proben außer Beridfihtigung gelaffen werden müſſen. Sn nicht öffentlichen 
Ausfchreibungen Hat bei im Uebrigen der Sache nad gleichen Offerten die Ber- 
gebung an den Mindeftfordernden zu erfolgen. In allen Ausfchreibungen ift 
die Befugniß vorzubehalten, ſämmtliche Gebote abzulehnen, falls keins derſelben 
für annehmbar befunden wird. 

Die Zufchlagsfriften find in allen Fällen, namentlidh aber dann möglichft 
furz zu fielen, wenn die Lieferung von Materialien ausgeichrieben wird, deren 
Preiſe ſchwankenden Konjunkturen unterworfen find. 

Fu der Regel wird fiir Objekte, rüdfichtlidh derer die Entſchließung höherer 
Anftanzen einzuholen oder ein umfangreicheres Offertenmaterial zu gemwärtigen 
ift, ein viermöchentlicher, für die übrigen Objekte ein vierzehntägiger Zeitraum 
genügen. 

Dfferenten, welche nicht den Zufchlag erhalten haben, ift Hiervon nur dann 
Nachricht zu geben, wenn fie ihren desfalfigen Wunſch unter Beifiigung des 
erforderlichen Franlaturbetrages zu erfennen gegeben haben. 


| II. Zuftändigfeit der Behörden. 

Someit nit ın den maßgebenden Kompetenz: Beftimmungen Beihlußfaffung 
durch vorgeſetzte Inſtanzen vorbehalten ift, enticheiden die Behörden jelbitftändig 
über die Art der Vergebung und bei Ausjchreibungen über die Ertheilnng des 
Zuſchlages unter Beachtung der zu Nr. I. u. II. aufgeftellten Grundfäge Zu 
Abweichungen von diefen Grundfägen ift minifterielle Genehmigung einzuholen. 


IV. Abſchluß der Berträge. 


Bei Begenftänden, deren Werth den Betrag von 500 M. nicht überfteigt 
und bei Zug um Zug bewirkten 2eiftungen und Lieferungen kann, fofern dies 
nad den maßgebenden Geſetzen unbejchadet der Rechtsgültigkeit des Ueberein- 
fommens zuläffig ifl, von dem Abſchluß eines fürmlichen Vertrages abgejehen 
werden. 

Die Koften des Bertragsabichluffes find von jedem Theile zur Hälfte zu 
tragen; bezüglich der Stempelloften ift nad Maßgabe der gefeglichen Beftim- 
mungen zu verfahren. 

Briefe, Depeihen und andere Mittheilungen, melde die Behörde im Yuter- 
eſſe des Abfchluffes und der Ausführung des Vertrages au den Unternehmer 
richtet, find in der Regel zu franfiren. 


V. Auffltellung der Bertragsbedingungen. 


Sofern allgemeine Bertragsbedingungen aufgeftellt find, ift vor deren An— 
wendung auf den einzelnen al zu prüfen, ob fie fi für den fpeciellen Gegen- 
ftand in allen Punkten eignen nnd find nöthigenfalls die erforderlichen Ilm: 
änderungen nicht zu verabjänmen. Insbeſondere ift Darauf zu Halten, daß 
Bertragsverhältniffe, welche in kurzen ſchriftlichen Vereinbarungen geregelt werden 
fünnen, nit durch Anwendung umfangreicher, ihrem Hauptinhalte nach auf 
andere Verhältniſſe berechneter Bedingungsformulare beſchwert werben. 
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Die Behörde Hat im Allgemeinen den Unternehmern nicht meitergebende 
Berbindlichkeiten aufzuerlegen, al8 Brivatperjonen fi in den betreffenden Fällen 
anszubedingen pflegen und hat bei Aufftellung der Verträge darauf zu halten, 
daß nicht nur die Pflichten, fondern auch die denfelben entfprechenden Rechte 
der Unternehmer verzeichnet werden. 


VI Einzelne Feſtſetzungen in den Bertragsbedingungen. 
1. Sicherheitsſtellung. 

Eine ſchon vor Abgabe der Offerte für das Bieten als ſolches zu ftellende 
Sicherheit ift nicht zu verlangen, dagegen kann unter Umftänden die Ertbeilung 
des Zuſchlages von ungefäumter Sicherheitsftelung abhängig gemacht werden. 
Die Sicherbeit kann durch Bürgen oder durch Cautionen geftellt werden. 

Die Caution it nah Wahl des Unternehmers in baarem Gelde oder in 
guten Wertbpapieren oder in ficheren Wechſeln zu fielen. Die vom Deutſchen 
Reiche, vom Preußiſchen Staate oder von einem Deutihen Bundesftaate aus⸗ 
geftellten oder garantirten Werthpapiere find unbedingt zum vollen Kurswerth 
als Caution anzunehmen. Auch die übrigen bei der Deutichen Reichsbank be- 
leihbaren Effekten find zu dem dajelbft beleihbbaren Bruchtbeile des Kurswerths 
als Kaution zuzulaflen, jedoch mit dem Borbehalt, eine Ergänzung der Kaution 
zu forden, falls demnähft der Kursmwerth der Effelten unter jenen Bruchtheil 
finten follte. 

Die Coupons der Werthpapiere können dem linternehmer für den Zeitraum 
belafjen werden, während defjen vorausfichtlich die Leiftung oder Lieferung noch 
in der Ausführung begriffen fein wird, dagegen find die Talons, reip. die- 
jenigen Zinsſcheine, an deren Inhaber die neuen Zinsfcheinferien ausgehändigt 
werden, den Effekten beizufügen. 

Baar geftellte Cautionen werden nicht verzinft. 

Wenn die Bertragsfumme 500 M. nicht erreicht, oder die zu binterlegende 
Caution den Betrag von 50 M. nicht erreichen würde, fo kaun auf Sicherheits: 
ftellung verzichtet werden. Es ift zuläffig, Cautionen bis zu 159 M. nicht fo- 
gleich, fondern erft bei einer Abſchlagszahlung einzuziehen. 

Die Höhe der Eaution ift auf das zur Wahrung der Verwaltung vor Be- 
nachtbeiligungen erforderliche Maß zu befchränten und je nach der Natur der 
Leitung oder Lieferung, insbejondere nach der Art nnd Dauer der Garantie- 
Berpflihtung, verſchieden zu normiren. 

Die Rückgabe der Caution Hat alsbald zu erfolgen, nachdem die Berpflid- 
tungen, für welche die Beftellung ftattgefunden hat, ſämmtlich erfüllt find. 


2. Mehr- oder Minder- Aufträge. 


Der Borbehalt, daß die Behörde eine unbefchräntte Vermehrung oder Ber- 
minderung des Bertragsgegenftandes unter Beibehaltnng der Einheitspreisfäße 
vorſchreiben kann, darf in den Bedingungen feine Aufnahme finden. Bei Ber- 
gebung des Bedarfs ift jedesmal zu prüfen, ob die Duantität des Gegenftandes 
nicht von vornherein derart beftimmbar ift, daß die Vereinbarung von Mehr- 
und Minderleiftungen und Lieferungen überhaupt nicht nothwendig wird. Letztere 
ift namentlich bei folchen Materialien thunlichſt ganz auszujchließen, deren Preis 
erbeblihen Schwankungen unterworfen ift. 

Bei Ausfchreibung von Lieferungen behufs Ausführung von baulichen An- 
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lagen erſcheint dieſelbe nur inſoweit zuläſſig, als es ſich um die Lieferung des 
zur planmäßigen Fertigſtellung des Projelts erforderlichen Materialien Quantums 
handelt. 

Sofern die Nothwendigkeit, Mehr⸗ oder Minderlieferungen auszubedingen, 
vorliegt, darf der zu verabredende Satz bei ſogenannten marktgängigen Mate— 
rialien 5 Procent, bei den übrigen 10 Procent des feſtbedungenen Quantums in 
der Regel nicht überſteigen. Dabei iſt der Unterſtellung jeder Anhalt zu nehmen, 
daß die Verwaltung aus zwiſchenzeitlich etwa eintretenden Preisänderungen 
Vortheil auf Koſten des Unternehmers zu ziehen gedenke. Auch dürfen derartige 
Mebr- oder Minder⸗Aufträge nur innerhalb einer jedesmal zu vereinbarenden 
Friſt ertheilt werden. 

3. Bahlung. 


Die Behörde hat die Zahlung als die ihr obliegende Gegenleiftung thunlichſt 
zu beichleunigen. In den Bedingungen find, wenn dies irgend angängig ifl, 
über die Termine der Abnahme und Abrehnung für Theil- wie für Geſammt⸗ 
Leiftungen und Lieferungen Beſtimmungen zu treffen. Someit hiernach Abfchlags- 
zahlungen augefagt werden, haben diejelben fih auf die ganze Höhe des ge= 
leifteten oder gelieferten Quantums zu erftreden, falls deffen Umfang und Güte 
jogleih unſchwer feitzuftellen if, andernfalls Tann ein mäßiger Bruchtbeil des. 
Guthabens vorläufig zurüdbehalten werden. Es erjcheint nicht zuläffig, lediglich 
behufs Verſtärkung der Caution Abſchlagszahlungen einzubebalten, fofern nicht 
bereits weitergehende durch die Kaution nicht gebedte Anſprüche gegen den 
Unternehmer entftanden find. 


4. Ronventionalftrafen, 


Konventionalftrafen find in der Hegel nur auszubedingen, wenn die Be⸗ 
hörde ein erhebliches Intereſſe daran bat, daß der betreffende Unternehmer den 
Bertrag rechtzeitig erfüllt. Bon der Vereinbarung folder Strafen kann gänzlich, 
namentlich bei Verträgen über Gegenſtände abgefehen werden, welche in Fällen 
nicht kontraktgemäßer Xieferung fofort in der bedungenen Duautität und Oua«- 
Ittät andermweit zu bejchaffen find. 

Die Höhe der Konventionalftraf-Säge ift ftet$ in angemeflenen Grenzen zu 
halten, dem obmaltenden Intereſſe entſprechend abzumägen und den fonfreten 
Umftänden anzupaffen. 


5. Meinungsverfdiedenheiten. 

Es ift zuläffig, die Entfheidung über Meinungsverjchiedenheiten, welche 
bezüglich der Vertragsausführnng zwiſchen der Behörde und dem Unternehmer 
eutfteben, anftatt den ordentlichen Prozeßgerichten, einer unpateiiſchen ſchieds⸗ 
richterlichen Inſtanz zu übermeijen. 

Die eigene Entfheidung über derartige Meinungsverjchiedenbeiten kann in- 
joweit vorbehalten werben, als dies für den ſchleunigin Fortgang des Unter⸗ 
nehmens und bezm. die Sicherheit des Baues geboten erjcheint. Dagegen ift 
das Recht des Unternehmers bei Ausführung vorläufiger, nad feiner Meinung 
vertragswidriger Enticheidnngen der Behörde, feine Entſchädigungsanſprüche vor 
der jchiedsrichterlichen Inſtanz oder, wenn eine folche nicht eingefegt ift, vor den 
ordentlichen Prozeßgerichten geltend zu machen, nicht auszuſchließen. 
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Berlin, den 24. Juni 1880. 


Auliegend laſſe ich der Königlichen Regierung je ein Exemplar der im An- 
ſchluß au die unterm heutigen Tage dorthin mitgetheilten allgemeinen Beftim- 
mungen, betreffend die Bergebung von Lieferungen und Leiftungen im Bereiche 
des Minifteriums der öffentlichen Arbeiten, aufgeftellten 

„Submiffionsbedingungen für die öffentliche Vergebung von Arbeiten 
und Lieferungen bei den Hochbauten der Staatsverwaltung“ 
und 
„Allgemeinen Bedingungen, betreffend die Ausführung von Arbeiten 
und Lieferungen bei den Hochbauten der Staatsverwaltung” 
mit dem Auftrage zugehen, diejelben fortan bei den auf Hochbauten bezliglichen 
Ausichreibungen und Vertragsabſchlüſſen zu Grunde zu legen. 

Sollten dabei in einzelnen Fällen Inkonvenienzen hervortreten, fo ftelle ich 

anheim, darüber motivirten Bericht zu erflatten. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


An die Königlihen Regierungen und Landdrofteien, die Königl. Minifterial: 
Bau-Kommiffion, die Königl. Ober-Bergämter und die Königl. Eifen- 
bahnı-Direktionen zc. 


IIa(b) 8403. 13211. III 11390. 


(Abſchrift des vorfiehenden Erlaffes, ſowie je ein Exemplar der Anlagen 
erhalten Eure Ercellenz zur gefälligen Kenntnißnahme und gleihmäßigen Be- 
achtung. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
gez. Maybach. 
An die Herren Ober-Präfidenten der Provinzen Sachſen, 
Schlefien und der Rheinprovinz.) 


Anlage B. 
Submifflons-Bedingungen 
für die öffentliche Vergebung von Arbeiten und Lieferungen bei den Hochbauten 
der Staatspermwaltung. 


$ 1. Berfönlide Fähigkeit der Submittenten. Bei Vergebung . 
von Lieferungen oder Leiftungen auf dem Wege der Submiffion hat Niemand 
Ausfiht als Unternehmer angenommen zu werden, der nicht hinreichende Sicher» 
beit fiir die pünktliche und vollffändige Erfüllung aller zu tibernehmenden kon⸗ 
trattlichen Berbindlichkeiten bietet. | 

$ 2 Form und Inhalt der Dfferten. Die Offerten find von den 
Sndmittenten unterfchrieben, franfirt und verfiegelt, mit der in der Submiſſions⸗ 
ausfchreibung geforderten Weberfchrift verfehen, bis zu dem dort angegebenen 
Zermine einzureihen. Falls die fpeciellen Bedingungen ein Offerten- Kormular 
borfchreiben, ift dieſes zn benugen. 

Die Offerten müflen enthalten: 

1) die ausdrückliche Erflärung, daß der Submittent fi den ſämmtlichen 
Bedingungen, welche der Submiffion zu Grunde gelegt find, unterwirft; 
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2) die Angabe des geforderten Preijes nah Reichs-Währung in Bud)» 
ftaben und zwar ſowohl die Angabe der Preiſe für die Einheiten als 
auch der Geſammtforderung; ſtimmt die Gefammtforderung mit den 
Einheitspreifen nicht überein, fo follen die Lettteren maßgebend fein, 
fofern nicht vom Unternehmer eine anderweite Erklärung ausdrücklich 
abgegeben ift; 

3) die genaue Bezeichnung und Adreſſe der Submittenten. 

Gemeinſchaftlich bietende Perſonen haften folidarifh und Haben 
gleihwie bietende Geſellſchaften einen zur Gejchäftsführung Bevoll⸗ 
mädtıgten zu bezeichnen; 

4) die Angabe, wie die nah Maßgabe der fpeziellen Bedingungen etwa 
einzureichenden Proben bezeichnet find; diefe Proben müffen ebenfalls 
vor dem Submiffionstermine eingefandt und derartig gezeichnet fein, 
daß fich fofort erkennen läßt, zu welcher Offerte fie gehören. 

Offerten, welche den obigen Vorſchriften nicht entiprechen, durch Abände- 
rungen oder Einfchränfungen mobificirt find, insbejondere auch Nachgebote, 
haben feinen Anſpruch auf Berüdfihtigung. 

$ 3. Wirkung der Offerten. Die Submittenten bleiben von dem 
Tage der Einreichung der Offerte bis zum Ablauf der in den fpeziellen Be⸗ 
dingungen feftgefeßten Zufchlagsfrift und der im $ 6 vorbehaltenen Benachrich- 
tigungsfrift an ihre Offerten gebunden. Der Submittent unteriirft fi mit 
Abgabe der Offerte in Bezug auf alle gegen ihn daraus rejultirenden Aufprüche 
und Forderungen der Gerichtebarkeit des Orts, an welchem die Königliche... .. .. 
ihren Sig Hat und mofelbft auch er Domicil nehmen muß. 

54 Eröffnung der Offerten. Die Eröffuung der Offerten erfolgt 
zu der in der Einladung zur Submiffion angegebenen Stunde und in Gegen- 
wart der etwa erfchienenen Submittenten von dem mit der Leitung der Sub- 
mijfions-Berbandiungen beauftragten Beamten. 

$ 5 Berüdfidtigung der Offerten. In der Submiffions » Au2- 
ichreibung wird belaunt gemacht werden, ob die Behörde dem qualiftcirten 
Mindeffordernden den Zufchlag ertheilen will, oder ob fie fih die Auswahl 
unter den drei Mindeſtfordernden vorbehält. 

Für alle Ausfchreibungen wahrt die Behörde fi die Befugnig, falls keins 
der Gebote für annehmbar befunden wird, das Berfabren aufzuheben. 

$6. Ertherlung des Zujhlags. Der Zuſchlag wird von der König - 
lichen ........ oder von der Dienſtſtelle, welche die Submiſſion ausge- 
jchrieben hat, ertheilt und ift mit bindender Kraft erfolgt, wenn die Benachrich- 
tigung davon innerhalb der Zufchlagsfrift als Depeſche oder Brief dem Xele- 
graphen- oder Poſt⸗Büreau zur Veförderung an die in der Offerte angegebene 
Adrefje aufgegeben worden ift. 

Nachricht an diejenigen Submittenten, welche den Zufchlag nicht erhalten, 

— nn nut in dem Falle ertheilt, daß diefelben bei Einreichung der Offerte unter 
des erforderlichen Franlaturbetrages ihren desfallfigen Wuni zu er— 
tennen geben. a Broben werden nur dann zurüdgegeben, wenn dies in der 
Offerte ausdrücklich ngt wird und erfolgt alsdanı die Rückſendung auf 
Koften des betrefienden Ahmittenten. ine Rüdgabe findet ſelbſtverſtändlich 
nicht flatt, wenn die Broben bei den Prüfungen verbraudt oder Liefernngen 
nach denjelben auszuführen find. 
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$ 7. Bertrags-Abfhluf, Submiffionsfoften. Auf Erfordern der 
Königlichen Behörde ift Unternehmer verpflichtet, tiber das durch die Ertheilung 
de3 Zuſchlages zu Stande gelommene Nechtsgefchäft einen ſchriftlichen Vertrag 
abzuſchließen und feine Unterjchrift notariell oder gerichtlich beglaubigen zu laffen. 
Hierbei hat der Unternehmer die der Unternehmung etwa zu Grunde liegenden 
Zeichnungen und Nachweiſungen, die er bereits durch die Offerte anerfannt bat, 
noch ausdrüdlic duch Unterjchrift anzuerkennen. 

Die Koften der Ausfchreibung übernimmt tie Behörde. Bedingungs- 
formulare, Anjchlags - Ertralte und Zeichnungen verabfolgt diefelde den Bietern 
auf Anfordern und gegen Eritattung der Selbftloften. 


Anlage C. 
Allgemeine Bedingungen, 
beirefiend die Ausführung von Arbeiten und Lieferungen bei den Hochbauten der 
Staatsvermaltung. 


$ 1. Für die Art und den Umfang der Leiftungen find in erfter Linie die 
dem Bauplan zum Grunde gelegten Zeichnungen nebft dem Anſchlage und deffen 
Unterlagen beftimmend, mit der Maßgabe, daß Aenderungen der darin enthal« 
tenen Borderfäte oder jonftige Abweichungen vom Bauplan nah dem Bedlirf- 
niffe, mie e8 bet der Bauausführung bervortreten jolte, der Bauverwaltung 
vorbehalten bleiben. 

$ 2. Für das Mehr oder Minder, welches vom Unternehmer geleiftet wird, 
if die Vergütung, welche ihm zufätlich zu gewähren ift, bezw. der Abzug, den 
er zu erleiden bat, nach den ihm für die übernommenen Lieferungen reſp. 
Leiſtungen vertragsmäßig zufteheunden Einheitspreifen zu berechnen. 

$ 3. Die Bereinbarung von Mehr- Lieferungen oder Leiftungen fol ein 
Zehntel, bei marktgängigen Materialien ein BZwanzigftel der vertraggmäßigen 
Mengen nicht üiberfteigen, fofern der Unternehmer nicht freiwillig bereit ift, auf 
eine weitergehende Aenderung einzugehen. Desgleihen muß fi Unternehmer 
eine Herabfegung feiner Lieferung reſp. Leiftung um ein Zehntel ohne Anſpruch 
auf Entſchädigung gefallen laſſen. 

Beträgt dagegen die Herabfegung mehr als ein Zehntel, jo hat der Unter⸗ 
nehmer Anſpruch auf Erjak des ihm durch dieſe weitere Herabjegung zuge- 
fügten unmittelbaren Schadens, der mangels gütlicher Einigung vom Schieds— 
gericht feflzufegen iſt. 

8 4. Die Bergütung für Tagelohnsarbeiten erfolgt in allen Fällen nad 
den vertragsmäßig fiipulirten Lohnſätzen. 

$ 5. Der Unternehmer bleibt an die vereinbarten Einheitöpreife auch dann 
gebunden, wenn die Arbeitslöhne, Fuhrlöhne oder Materialienpreife während 
der Ausführung der Entreprife fteigen jollten. 

$ 6. Mehr» oder Minderleiftungen aller Art, fowie ſonſtige Abweichungen 
von den Grundlagen des Vertrages ($ 1) darf der Unternehmer nicht einjeitig 
vornehmen, vielmehr bedarf e8 dazu fietd der ausdrüdlichen jchriftlihen An⸗ 
ordnung oder Genehmiguug Seitens der bauleitenden Beamten. 

Die Bauvermaltung ift befugt, jede ſolche einfeitig von dem Unternehmer 
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bewirkte Leiftung auf deffen Gefahr und Koften wieder bejeitigen zu laffen, auch 
Schadloshaltung von ihm zu verlangen für etwaige Nachtheile, welche durch 
diefe Abweichungen für die Bauverwaltungen entflanden find. Keinenfalls ift 
der Unternehmer befugt, aus dergleichen Abweichungen Nachforderungen in irgend 
einer Weiſe berzuleiten. 

87. Die Entfhädigung für Arbeiten und Leiftungen, die abweichend vom 
Bauplane oder Anfchlage Seitens der Bauverwaltung angeordnet werden, für 
welche aber weder in der Preizlifte noch im Anfchlage direlte Preis⸗Anſätze ſich 
vorfinden, erfolgt in billigem Berbältniffe zu den vertragsmäßig ftipulirten 
Preifen. Die entiprechenden Entſchädigungsſätze find jedoch, jomeit möglich, vor 
Inangriffnahme der Arbeit fchriftlich zu vereinbaren. 

Im Falle, daß zwiſchen dem bauleitenden Beamten und dem Unternehmer 
eine Einigung über die Entfhädigungsfäge nicht erzielt wird, tritt das im & 25 
vorgejehene Verfahren ein. 

Ale Anſprüche aus bejonders zu bezahlenden Nebenleiftungen muß der 
Unternehmer längftens in Monatsfriſt nach gejchebener Leiftung dem bauleitenden 
Beamten jpecificirt anmelden, widrigenfalls feine Anſprüche auf Entſchädigung 
dafiir erlöfchen. 

8 8. Mit dein Arbeiten und Lieferungen muß der Unternehmer, fofern die 
peciellen Bedingungen nicht etwas anderes enthalten, fpäteftens 14 Tage nad 
der fohriftlichen Aufforderung beginnen und diefelben in den im Bertrage be- 
dungenen Friften beendigen. 

Sollte der der jchriftlichen Aufforderung entiprechende, rechtzeitige Beginn 
oder die Fortführung der libernommenen Leiflungen dadurch behindert werden 
dag andere Unternehmer mit den von ihnen übernommenen Leiftungen noch nicht 
weit genug vorgeſchritten find, jo muß die Snangriffnahme und Fortführung 
auch ohne befondere weitere Aufforderung unverzüglich erfolgen, fobald jenes 
Hindernig bejeitigt if. Ob dergleichen Umftände, welche eine Verzögerung der 
Inangriffnahme oder Fortführung der Arbeiten oder Lieferungen rechtfertigen, 
vorliegen, bat der bauleitende Beamte zu ermeffen. 

Der Umfang des ausgeführten Theils der Leiftung refp. Xieferung muß 
flet3 im richtigen Verhältniß zu den bedungenen Vollendungsfriften fiehen. Die 
Zahl der zu vermendenden Arbeitskräfte und Geräthe, ſowie die Borräthe an 
Material müſſen daher allzeit den übernommenen Leiftungen entſprechen. 

8 9. Die Königliche Behörde ift befugt, dem Unternehmer die Arbeiten 
und Lieferungen ganz oder theilweife zu entziehen und den noch nicht vollendeten 
Theil des Unternehmens auf feine Gefahr und Koſten durch einen anderen 
Unternehmer ausführen zu laffen oder jelbft für feine Rechnung zu vollenden, 
wein feine Leiftungen untlchtig find oder nicht in richtigem Verhältniß zu der 
bereit verlaufenen Zeit ftehen, fo daß die Beſorgniß gerechtfertigt ift, er werde 
das Unternehmen nicht vorſchriftsmäßig oder doch nicht in der feftgejegten Yrift 
den kontraktlichen Beftimmungen gemäß beenden, fofern nicht der Unternehmer 
auf die erfte Aufforderung der Behörde innerhalb der von derjelben geftellten 
Frift die bemängelten Lieferungen und Leiftungen durch bedingungsgemäße er- 
jetzt refp. die Lieferung und Leiftung in der verlangten Weife beſchlennigt. 

Macht die Königliche Behörde von dieſem Rechte Gebraudy, was fie dem 
Unternehmer durch eingefchriebenen Brief bekannt giebt, jo werden die bis zu 
diefem Zeitpunkte vertraggmäßig ausgeführten Leiftungen durch die leitenden 
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Beamten unter oder ohne Mitwirkung bes Unternehmers, welcher rechtzeitig 
dazu aufgefordert werden wird, nad den Bertragspreifen feftgeftellt. 

Rad beendigter Arbeit oder Lieferung wird unter Berlidfichtigung des 
Werthes des von dem Unternehmer Beleifteten und unter Ermittelung des Er- 
jages der dur die Säummiß herbeigeflihrten Schäden und Nachtheile, von der 
Königlichen Behörde eine Koftenrechnung aufgeftellt und dem Unternehmer mit- 
getheilt. 

Letzterer hat die fih danach etiwa ergebenden Mebrkoften der Königlichen 
Behörde zu erfegen, bezüglich bei der nächſten Abichlagszahlung oder durch 
Rüdgriff auf die Kaution ſich abziehen zu laſſen. 

Etwaige Seitens des Unternehmers in Folge der Arbeitsentziehung zu er- 
bebende vermögensrechtlihe Anſprüche follen der Entſcheidung des Schieds⸗ 
gerichtS vorbehalten bleiben. 

Wenn die befonderen Bedingungen für den Fall der Verzögerung ber Ber- 
tragserfällung eine Konventionalftrafe feftfegen, fo gilt zugleich al® ausbedungen, 
daß die Konventionalfirafe nicht für erlaffen zu erachten if, wenn die nadhträg- 
fie Erfüllung ganz oder theilmeife ohne Vorbehalt angenommen wird. Im 
Falle der Entziehung der Arbeit oder Lieferung foll die etwa mit Bezug auf 
feftgefegte Einzelfriften verfallene Konventionalftrafe in Anrechnung gebradıt 
werben. 

$ 10. Glaubt der linternehmer fih durch die Behörde in der Ausführung 
der ihm übertragenen Arbeiten oder Lieferungen behindert, jo hat er derjelben 
hiervon Anzeige zu machen und nöthigenfalls zunächſt eine Verlängerung der 
bedungenen Bollendungsfrift zu beantragen. Unterläßt er Diele Anzeige, fo 
fann er jpäter aus einer ſolchen Behinderung einen Anfpruh auf Schadenerjat 
nicht berleiten. 

Sollte im Fortgange des Baues durch mindeftens mäßiges Berjchulden der 
Berwaltung eine Unterbrechung oder überhaupt eine Abftandnahme von der Bau—⸗ 
Ausführung eintreten, fo bat der Unternehmer außer auf vertraggmäßige Be- 
zahfung derjenigen Leiftungen, welche etwa vor dem Eintritt der Unterbrechung 
und bei etwaiger Wiederaufnahme der Arbeit nach der Siftirung bemirkt worden 
find, nur Anfpruch auf Erfaß des von ihm nacdhzumeifenden event. durch Schieds⸗ 
ſpruch (8 25) feftzujegenden unmittelbaren Schadens. ine Entihädigung für 
den mittelbaren Schaden und entgangenen Geminn fann vom Unternehmer nicht 
verlangt werden. Dauert die Unterbredung länger als 6 Monate, fo ſteht es 
jedem der Kontrahenten frei, vom Bertrag zuriidzutreten. Die Kündigung muß 
aber ſchriftlich und fpäteftens 14 Tage nach Ablauf jener 6 Monate angebradit 
werden; anderenfalls läuft der Vertrag unter gleichen Bedingungen weiter, 
jedoch wird der kontraktliche VBollendungstermin um ebenjoviel hinausgeſchoben, 
als die Siftirung gedauert bat. 

Bei der dur Zufall oder durch befondere von dem Willen der Behörde 
oder des Unternehmers unabhängigen Verhältniffe herbeigeführten Unterbrechung 
der Bauausführung oder Abftandnahme von derſelben bleibt die Entſcheidung 
über etwaige von den Kontrahenten erhobene Erfaganiprüde in Ermangelung 
gütfiher Vereinbarung dem Sciedsgerichte vorbehalten. 

8 11. Die Arbeitsleifiungen müffen den beften Regeln ber Technik und den 
befonderen Beſtimmungen des Anfchlags und Vertrages entiprechen und dürfen 
zur Sicherfiellung deffen nur tüchtige und gelibte Arbeiter beſchaſtigt werden. 

Jahrb. d. Pr. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetgg. XII. 
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Arbeitsleiſtungen, welche der bauleitende Beamte obigen Bedingungen nicht ent- 
fprechend findet, find fofort und umter Ausſchluß der Anrufung eines Schied8- 
gerichtS zu befeitigen und durch untadelhafte zu erfegen. Für hierbei entftehende 
Berlufte an Materialien bat der Unternehmer den Baufonds zu entjchädigen. 

Arbeiter, welche nach dem Urtheile des banleitenden Beamten untüchtig find, 
müffen entlaffen und durch tüchtige erſetzt werden. 

Materialien, welche nicht dem Anfchlage, den fpeziellen Bedingungen und 
den eingereichten Proben entiprecdhen, find auf Anordnung des bauleitenden Be- 
amten innerhalb einer von ihm zu beftimmenden Friſt von der Bauftelle zur be- 
feitigen. 

S 12. Alle vereinbarten Arbeitslöhne veritehen fih unter Einrechnung der 
Entihädigung für Werkzeug und Geräthe, in den iibrigen Preisjägen find ferner 
einbegriffen die Entihädigung fiir die Borhaltung und Unterhaltung der Geriifte 
oder ähnlicher Arbeitsvorrichtungen, ſowie für das Heranfchaffen der zu den 
Bauarbeiten erjorderliden Materialien aus den auf der Bauftelle befindlichen 
Lagerplägen nach der Berwendungsftelle am Ban. Die Bewahung und Auf- 
bewahrung aller diefer Gerüfte, Werkzeuge zc. iſt Sache des Unternehmers. Für 
die Tüchtijfeit und Stärke der Rüftungen trägt derfelbe die ausſchließliche Ver— 
antwortung. Auf Anordnung des bauleitenden Beamten ift derielbe gleichwohl 
verpflichtet, die Ergänzung oder Berftärfung derfelben unverzüglich und auf feine 
Koften zu bewirken. 

NRüftungen, welde ein Unternehmer vertraggmäßig berzuftellen übernommen 
bat, find auch anderen Bauhandwerfern fo lange unentgeltlih zur Benntzung zu 
fiberlaffen, als fie zum Zweck der von Eriterem übernommenen Arbeiten er- 
forderlich find. Doch ift derjelbe nicht verpflichtet, auf feine Koften Aenderungen 
an tenielben im Intereſſe der bequemeren Benupung Seitens der fibrigen Bau— 
handwerker vorzunehmen. 

8 13 Der Unternehmer oder defjen Vertreter muß fih auf Anforderung 
des bauleitenden Beamten auf der Bauftelle einfinden, fo oft nad dem Ermeffen 
des Letzteren die zu treffenden baulichen Anordnungen ein mündliches Benehmen 
auf der Bauftelle erforderlih madhen. Die fämmtlihen auf dem Bau beſchäf— 
tigten Leute des Unternehmers find beztiglich der Bauausführung und der Auf: 
rechterhaltung der Ordnung auf dem Bauplage den Anordnungen des leitenden 
Beamten reſp. deſſen Stellvertreter Folge zu leiften ſchuldig, widrigenfalls fie 
fofort von der Bauftelle entfernt werden Können. 

Der Unternehmer haftet in Ausführung des Vertrages für die Handlungen 
feiner Bevollmächtigten, Gehülfen und Arbeiter perſönlich. Er bat insbefondere 
jeden Schaden an Perfon oder Eigenthum zu vertreten, welcher durch ihn oder 
feine Leute Dritten oder der Behörde zugefiigt wird. 

$ 14. Der Unternehmer hat, wenn nicht ein Anderes ausdrücklich verein- 
bart worden ift, fomeit dies von dem bauleitenden Beamten für erforderlich er- 
achtet wird, für das Unterfommen feiner Leute auf der Bauftelle feibft zu forgen 
und aud) auf feine Koften an den ihm angewieienen Orten die nöthigen Abtritte 
berzuftellen, fowie für deren regelmäßige Reinigung, Desinfektion und dem- 
nächſtige Befeitigung Sorge zır tragen. 

$ 15. Die Geſtellung ber zu den Abftedungen, Höhenmeffungen und Ab- 
nahmevermeflungen erforderlichen Arbeitskräfte ift Sache des Unternehmers und 
wird eine befondere Entſchädigung hierfür nicht gewährt. 
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$ 16. Die Befolgung der für Bauausführungen beftehenden polizeilichen 
Vorſchriften und befonders ergehender polizeilicher Anordnungen liegt dem Unter- 
nehmer für dem ganzen Umfang feiner vertragsmäßigen Verpflichtungen ob. 
Koften, welche ihm dadurch erwachſen, können der Bauvermaltung gegenüber 
nicht in Rechnung geftellt werben. Auch bat er flir alle Anfprüche, die wegen 
Bernadläfftgung jener Borfchriften durch ihn feibft oder durch feine Leute an 
die Bayverwaltung erhoben werden, in jeder Hinfiht aufzukommen. 

$ 17. Die Königliche Behörde ift berechtigt, zu verlangen, daß fiber alle 
fpäter nicht mehr nadzumefjenden Arbeiten von den beiderfeitizen Auffichte- 
beamten während der Ausführung gegenfeitig anzuerfennende Notizen geführt 
werden, welche demnächſt der Berechnung zu Grunde zu legen find. 

Nach erfolgter Vollendung der Arbeiten oder Lieferungen bat der Unter- 
nehmer durch eingejchriebenen Brief der Behörde hiervon Anzeige zu machen, 
woranf der Termin für die Abnahme mit thunlichiter Beichleunigung anberaumt 
und dem Unternehmer fhriftlih gegen Behändigungsichein oder mittelft ein- 
geichriebenen Briefes befannt gegeben mird. 

Die Verwaltung ift berechtigt, und auf Erſuchen des Unternehmers ver- 
pflichtet, fiber ſolche Abnahmen von dem damit beauftragten Beamten eine Ber- 
handlung aufnehmen zu laffen, welche der Unternehmer reſp. deffen Stellvertreter 
mit zu vollziehen hat. Dem Unternehmer werden auf fein Verlangen beglau- 
bigte Abſchriften diefer Verhandlungen mitgetheilt. 

Bis zur Abnahme der von ihm ausgeführten Arbeiten oder Lieferungen 
baftet der Unternehmer für jede an denſelben vorkommende Beihädigung oder 
Entwendung und bat die zu ihrem Schube erforderlichen Vorkehrungen auf 
eigene Koften zu treffei. 

Müffen Theillieferungen fofort nad ihrer Realifirung abgenommen 
werden, fo bedarf e8 einer beſonderen Benachrichtigung des Unternehmers nicht, 
vielmehr ift es Sache defjelben, für jeine Anweſenheit bei der Abnahme Sorge 
zu tragen. Erſcheint bei der Abnahme weder der Unternehmer ſelbſt, noch für 
ihn ein legitimirter Stellvertreter, fo find die Notirungen des mit der Abnahme 
betranten Baubeamten allein maßgebend. 

$ 18. Der Unternehmer bat nady der Schlußabnahme feine Koftenrechnung 
innerhalb der in den Spezialbebingungen feftgefegten Frift einzureichen. 

8 19. Bei Aufftelung der Koſtenrechnung verpflichtet fich der Unternehmer 
in der Form, Ausdrucksweiſe, Bezeihnung der Räume nnd Neihenfolge der 
Bofttions-Nummern genau dem Anjchlage, beziehungsmeije der Inhalisberechnung 
fih anzuſchließen. 

Die Yorm ber Rechnung fol fih eng an die Form anjchließen, in welcher 
die Beranfchlagung der Bauausführung ftattgefunden hat, Er wird deswegen 
anf die jpeziellen Bertragsbedingungen vermiejen. 

Etwaige Mehrarbeiten werben ſtets in bejonderer Rechnung nachgewieſen, 
unter deutlichdem Hinweis auf die befonderen jchriftlichen Vereinbarungen, welche 
vor Ausführung derjelben getroffen worden find. 

F 20. Werden im Auftrage des bauleitenden Beamten Seitens des Unter- 
nehmers Arbeiten im Tagelohn ausgeführt, jo ift die Lifte der Dabei befchäf- 
tigten Arbeiter dem Baubeamten behufs Prüfung ihrer Nichtigkeit täglich vor- 
zulegen. Etwaige Ausftellungen dagegen ſollen dem Unternehmer binnen längftens 


24 Stunden mitgetheilt werden. 
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Die Tagelohnsrehnungen find längfiens von 4 zu 4 Wochen vom lnter- 
nehmer aufzuftelleu und dem bauleitenden Beamten einzureichen. 

$ 21. Die Schlußzahlung auf die vom Unternehmer eingereichte Koften- 
rechnung erfolgt nach vollendeter Prüfung und Yeiftellung und nachdem ber 
Unternehmer die Nichtigkeit dieſer Letteren anerkannt hat, und zwar jpäteftens 
mit Ablauf der in den befonderen Bedingungen feftgeftellten Friſt. Andernfalls 
find dem Unternehmer die Gründe für die Ausfegung der Zahlung ſchriftlich 
mitzutbeilen. 

Wenn ſich bei der Abrechnung Differenzen zwiichen der Behörde und dem 
Unternehmer ergeben, fo follen biefelben feinen Grund zur VBorentbaltung der 
nicht beftrittenen Summe geben. 

Dem Unternehmer follen auf feinen Antrag ſchon während der Bauausfüh—⸗ 
rung Abfchlagszahlnngen in runden Summen und in angemeffenen Friften bis 
zur Höhe von 5/; des Werthes der vertragsmäßig bemirkten Leiftungen, für ver⸗ 
tragsmäßige Dlaterialien Lieferungen aber bis zur Höhe von ?/,, von deren 
Werth gewährt werden. 

Alle Zahlungen erfolgen auf der Hauptlaffe der Königlichen Behörde. Auf 
Wunſch des Unternehmers können jedoch auch durch Speziallaffen Zahlungen 
geleiftet werden. 

$ 22. Dur die Abnahme der Arbeit oder Fieferung und die Bezahlung 
des gefammten Guthabens ift der Unternehmer in feiner Weife von der nad) ben 
maßgebenden, gejetlichen oder den befonderen Beitimmungen des Bertrags ihm oblie- 
genden Gemwährsleiftung flir die Güte der Arbeit oder der Materialien befreit. 

Es darf daraus, daß die Mängelanzeige nicht fofort nad) Empfung bezw. 
Entdedung des Mangels erfolgt ift, den Einwand der Genehmigung der Arbeit 
oder Lieferung (Artilel 347 des Handelsgeſetzbuchs) nicht herleiten. 

8 23. Briefe und Telegramme, welche den Abflug und die Ausführung 
des Vertrages betreffen, werden beiderjeitig frankirt. 

Die Portotoften für alle Geld- oder fonftige Sendungen, welche lediglich 
im Sntereffe des Unternehmers erfolgen, trägt der Legtere. Er trägt außerdem 
die Koſten des Bertragsftempels nach den Beftimmungen des Stempelgejetes. 
Die übrigen Koſten des Vertragsabſchluſſes fallen dagegen auf jeden Theil zur 
Hälfte. Ä 

$ 24. Der Unternehmer hat für die bedingungsgemäße Erfüllung der ihm 
obliegenden Verbindlichleiten entweder durch Bürgen, welche von der Behörde 
für geeignet erachtet merden, nnd in diefem Falle als Selbftfchuldner in den 
Bertrag eintreten oder durch Cautionsobjekte Sicherheit zu ftellen. 

Die Caution, deren Höhe ſich aus den befonderen Bedingungen ergiebt, 
jedoch ein Zehntel der VBertragsfumme nicht überfteigen fol, Tann in baarem 
Gelde oder in Werthpapieren, welche vom Deutichen Reiche, dem Preußifchen 
Staate oder von einem Deutichen Bundesftaate ausgeftellt oder garantirt find, 
Binterlegt werden. 

Die übrigen bei der Deutſchen Reichsſsbauk beleihbaren Effeften werden zu 
dem dajelbft beleihbaren Bruchtheil des Kourswerthes mit dem Vorbehalte als 
Caution angenommen, eine Ergänzung zu fordern, falls demnächſt der Kours⸗ 
werth unter jenen Bruchtheil finken ſollte. Die Annahme von anderen Werth- 
papieren und von Wechieln als Caution ift in das Ermeffen der Behörde geftellt. 

Baar hinterlegte Cautionen werden nicht verzinft. Binstragenden Werth- 
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papieren find die Talons oder Konpons beizuffigen, letztere werden den Hinter⸗ 
legern in der Regel erfi an den Fälligleitsterminen ausgehändigt. Für den 
Umtauſch der Talons, die Einlöfung und den Erfak ansgelofter Werthpapiere 
und den Erſatz abgelaufener Wechſel dat der Unternehmer zu forgen 

Die Behörde ift befugt, fofort von dem Bertrage zurlidzutreten und Schaben- 
erjaß don "den Unternehmer zu fordern, wenn diefer nicht innerhalb 14 Tagen 
nach Ertbeilung des Zufchlags die Sicherheitsftellung bemirft. 

Die Rüdgabe der Caution, ſoweit diefelbe nicht etwa verfallen ift, erfolgt, 
wenn der Unternehmer die ihm obliegenden Berbindlichleiten erfüllt hat und 
innerhalb der vereinbarten Garantiezeit Anſprüche der Behörde gegen ihn nicht 
Derporgetreten find. 

Talls der Unternehmer in irgend einer Beziehung feinen Berbindlichkeiten 
nicht nachkommt, fo kann die Behörde zu ihrer Schadloshaltung auf dem ein- 
fachften geſetzlich zuläſſigen Wege die hinterlegten Werthpapiere und Wechiel ver: 
änßern, beziv. einlaffiren. 

$ 235. Streitigkeiten über die durch den Vertrag oder deffen Ausführung 
begründeten Rechte und Pflichten jollen, wenn fie durch Verhandlung nicht bei- 
gelegt werden können, und der Unternehmer fich nicht bei der Enticheidung der 
höheren Berwaltungsbehörde, deren Einholung er event. dem bauleitenden Be- 
amten innerhalb 14 Tagen nad Zuftellung der Entſcheidung deſſelben nachzu⸗ 
weifen bat, beruhigen will, durch fchiedsrichterlihen Spruch ausgetragen werben. 
Zu diefem Behufe ernennt eintretenden Falls ſowohl die Bauverwaltung als der 
Unternehmer je einen Sachverſtändigen. Im Falle volles Einverftändniß unter 
den Sucpverfländigen nicht erzielt wird, ernennt die Königlide ........ 
einen Obmann, welder den Ausfchlag geben fol. Derfelbe joll nicht gewählt 
werden aus der Zahl der unmittelbar beim Bau betheiligten oder derjenigen Be- 
amten, von welchen die Bauangelegenheit reffortirt. 

Stellt der Unternehmer nad erfolgter Aufforderung Seitens der Ban- 
verwaltung nicht innerhalb 8 Tagen den von ihm zu ernennenden Experten, 
oder bedingt der Unternehmer — falls eine Einigung zwiichen den Erperten 
nicht erzielt wird — nicht innerhalb weiterer 4 Wochen das Seitens feines Er- 
perten abgegebene Gutachten zur Kenntniß der Bauvermwaltung, fo gilt dies einer 
Erflärung des Unternehmers gleich, daß er ſich unbedingt dem Ausſpruch unter- 
werfen wolle, welcher von dem Seitens der Bauverwaltung gefleliten Experten 
abgegeben if. Den nad Einverfländniß abgegebenen Ausſpruch des Erperten 
oder des Obmanns, bezw. des Experten der Bauperwaltung, wenn der im Bor- 
Behenden angedeutete Fall eingetreten ift, — verpflichten ſich beide Parteien aus- 
drücklich ohne Widerrede gelten zu lafſen. 

Die Koften des ſchiedsrichterlichen Verfahrens hat der unterliegende Theil 
zu tragen. 

$ 26. Ohne Genehmigung der Bauverwaltung darf der Unternehmer feine 
vertragsmäßigen Verpflichtungen nicht auf Andere itbertragen. 

Berfällt der Unternehmer vor Erfüllung des Vertrages in Konkurs, fo ift 
die Königliche Behörde berechtigt, den Bertrag mit dem Tage der Konkurs: 
erflärung aufzubeben, diefelbe vergütet alsdann nur das bereits Geleiftete nad) 
den fontrahirten Preifen. 

Für den Fall, daß der Unternehmer mit Tode abgehen follte, ehe der Ber- 
trag vollſtändig erfüllt ift, hat die Königliche Bauverwaltung die Wahl, ob fie 





das Bertragsverhältnig mit den Erben defjelben fortfegen oder daffelbe als auf- 
gelöft betradhten will. 

8 27. Der Unternehmer verpflichtet fi), event. bei dem für den Ort ber 
Bauausführung zuftändigen Gerichte Recht zu nehmen. 

8 28. Die Beftimmungen der gegenwärtigen SS 1 bis 26 gelten infomweit, 
als durch den Vertrag felbft oder die jpeziellen Beriragsbedingungen ein Anderes 
nicht etwa ausdrüdlich beftimmt wird. 


Regulativ über die Dienfiwohnungen der Staatsbeamten betr. 


Circ.⸗Verfüg. des Jinanz-Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen, Landdrofteien, 
die Yinanz- Direktion zu Hannover zc. 
(Minifterial-Blatt für die geſammte inrere Verwaltung ©. 263 fi.) 


Berlin, den 27. Oktober 1880. 

Die Königlihde Regierung erhält anbei Drud » Ereniplare des unterm 
25. Juli d. J. Allerhöchſt genehmigten, mit dem 1. April ES. in Kraft treten 
den Negulativs (Anlage a.) über die Dienftwohnungen der Staatsbeamten. 

Für die Ausführung diefes Regulativs, durch welches alle feither hinſichtlich 
der Dienſtwohnungen erlaffenen allgemeinen und bejonderen Vorſchriften aufge- 
hoben find, wird auf nachftehende Gefichtspunkte bingemwiefen: 

1) Zur Siderung einer ordnungsmäßigen Führung der Inventarien 
($$ 4-6 des Negulatıvg) ift es erforderlich, dag zwiſchen den beiden, durch die 
Auffihtsbehörde und durch den Wohnungsinhaber aufzubewahrenden Eremplaren 
des Inventariums ftet3 vollfiändige Uebereinfiimmung in Form und Inhalt 
ftattfindet. 

Neben der im $ 3 des Regulativs erwähnten allgemeinen Prüfung des Zu- 
ftandes der Dienſtwohnungen find die Srventarien fomohl bei der Uebergabe und 
NRüdgewähr der Dienftwohnungen, al8 auch während der Benutzung Seitens des 
Inhabers der Regel nah alljährlich einmal einer Nevifion zu unterziehen. Die» 
jelbe bat fih auf die Prüfung der im Inventarium nacdhgetragenen Zugänge, 
der nachgewieſenen Abgänge und auf das Vorbandenfein der fonach verbliebenen 
Gegenftände zu erftreden. , 

Ueber das Ergebniß einer jeden Revifion ift eine Verhandlung aufzunehmen 
und zu den Akten zu bringen. 

2) Da die Weberlafjung von Dienftwohnungen nur uach Mafgabe des 
Etats zu erfolgen hat ($ 7 des Regulativs), fo müffen jämmtliche den Beamten 
überwiefene Dienftmohnungen in den Spezial.Etat$ der betreffenden Verwaltungen 
aufgeführt werden. ft für die Dienftwohnung eine Vergütung nicht zu ent⸗ 
richten, fo ift diefelbe als „freie“ zu bezeichnen ($ 18 des Negulativs). 

3) Bei der Uebergabe der Dienftwohnung tft dem neu einziehenden Beamten 
die im $ 10 des Regulativs bezeichnete ausdrüdliche Eröffnung zu machen, daß 
für die Ueberweifung und Benugung der Dienftmohnung die Beftimmungen 
diefes Regulativs maßgebend find. Daß dies gejchehen, ift in die Uebergabe⸗ 
Verhandlung aufzunehmen. 

4) Die erleichterte Unterhaltungspflicht des Wohnungsinhabers bedingt eine 
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ſtrenge und unausgeſetzte Auffiht über den Zufland der Dieuftwohnung und 
über die dem Inhaber obliegenden Leiftungen, wie ſolches im $ 3 des Negulativs 
vorgeſchrieben iſt. 

Da abweichend von den bisherigen Vorſchriften nach den Beſtimmnugen in 
$ 14 lıtt. g. und $ 15 litt. c. des Regulativs die Koften der Tapezierungen, 
der Erneuerung des Anfirihs der Wände, Deden, Thüren, Fenſter u. f. w. die 
Staatslaffe trefien, jofern es fi um eine Wiederherfiellung der Geſammtflächen 
bandelt, fo ift im der Regel zunächſt das Bedürfniß forgfältig feitzuftellen, 
namentlich Darauf zu fehen, ob eine deu befonderen Berhältniffen entiprechende 
Abnugungszeit vergangen ift und ob nicht die Nothmendigfeit der Wieder: 
herfielung durch Muthwillen oder Fahrläjfigleit des Inhabers, feiner Angehö- 
tigen oder feines Gefindes veranlagt ift, jo daß der Inhaber nad der Beftim- 
mung im $ 14 litt, i. für die Wiederberftellung tes früheren Zuitandes in An—⸗ 
ſpruch zu nehmen ift. 


5) Nach $ 17 des Regulativs gelten als Unterbeamte, denen eine erhebliche 


Erleichterung in der Unterhaltungspflicht der Dienſtwohnungen zu Theil wird, 
die in Gemäßheit des Geſetzes vom 24. Februar 1677, betreffend die Umzuge- 
fofen der Staatöbeamten (Gej.-Samml. S. 15),*) $ 1 Wr. VIIL zu den Unter- 
beamten zu zäblenden Staatsbeamten. Ausgejchlojjen hiervon bleiben diejenigen 
Beainten, welde nah $1 ad VII. in Artikel I. des Gefites vom 28. Juni 1875, 
betreffend die Abänderung des Gejeges vom 24. März 1873 über die Tage» 
gelder und Heijelojten der Staatsbeamten (Geſ.Samml. S. 370),**) zu einem 
Zagegeldeifage von 4 Mf. 50 Pf. berechtigt find und dementfprechend zu der 
Klaffe VIL im $ 1 des gedachten Uinzugstoften-Gejeges gezählt werden. 

6) Nachdem die bisherigen Sätze der flic die Benugung der Dienftwohnuus 
geit zu entrichteuden Vergütung andermweit jeftgejegt find (cfr. $$ 18 bis 21 des 
Regulativs), joll die Berehuung der danach zu entrichtenden höheren Bergütung, 
fals Beamten die Benugung von Dienftwohnungen zur Zeit des Jukrafttretens 
des Negulativs gegen eine geringere Birgütung verfiattet ift, nad der Beftim- 
mung im $ 24 erft in dem Falle eintreten, wenn dem Wohnungsinhaber eine 
das Mehr der Vergütung überfteigende Erhöhung feines Dienſteinkommens zu 
Theil wird. Iſt Dagegen die zur Zeit zu entrichtende Vergütung höher als der 
regulativmäßige Sag, jo hat die auderweite Normiruug der Vergütung ſchon 
vom 1. April !. J. ab zu erfolgen. 

7) Für die Beruguug von Gärten, welche al8 Zubehör der Dienftwohrrung 
anzujeben find, if eine Vergütung an die Staatefafje nicht zu entrichten ($ 23 
des Regulativs). ES wird dieſes in der Regel zutr:ffen, wenn die Gärten nur 
für die Erholung des Inhabers oder für die Erzielung von Gemüſen oder 
Sartenjrüchten feines Haushaltsbedarfs beitimmt find und ihre Tage eine andere 
Berwerthung nicht thunlich erfcheinen läßt. Sind die Gärten jedoch nad dein 
Umfange ihres Areals für eine landwirthſchaftliche Nugung oder vermöge ihrer 
abgefonderten Lage zur Einzelverpadhtung geeignet, jo ift für den Genuß einer 
derartigeu Nutung von dem Wohnungsinhaber eine derjelben entjprechende und 
durch jachverfländige Schägung zu ermittelnde Vergütung zu zahlen. Walten in 
Fällen vorftehender Art Zweifel ob, fo ift die diefleitige Entſcheidung einzuholen, 


*) ©. Jahrb. Bd. IX. ©. 411 Art. 46. 
»*) 5, Zahrb. Bd. VI. S. 285 Art. 17. 
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Inſoweit von dem Wohnungsinhaber für die Benutzung von Gärten bisher 
eine Vergütung entrichtet iſt, behält es hierbei bis auf Weiteres ſein Bewenden. 
Sofern ſich bei Anwendung dieſes Regulativs noch in dem einen oder dem 
andern Punkt prinzipielle Bedenken ergeben jollten, jo bieibt dieſerhalb bierher 
zu berichten. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Bitter. 


NRegulativ über die Dienftmwohnungen der Staatsbeamten, 
vom 26. Juli 1880, 


Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 31. Mai d. %. will Ich dem 
bierbei wieder zuritderfolgenden Negulativ über die Dienflmohnungen der 
Staatsbeamten hierdurch Meine Genehmigung ertbeilen. 


Bad Gaftein, den 26. Juli 1880. 


Wilhelm. 


Graf zu Stolberg-Wernigerode v. Kamele Hofmanı. Grafzu 
Eulenburg. Maybad. Bitter. v. Puttkamer. Dr. Lucius. 
Dr. Friedberg. 


An das Staatsminifterium. 


Geltungsbereid). 


$ 1. Diefes Regulativ findet Anwendung auf alle Dienftwohnungen der 
Staatsbeamten, der Beamten und Lehrer ftaatlicher oder vom Staate zu unter- 
baltender Unterricht3-Anftalten, fowie derjenigen Geiſtlichen und Schullehrer, 
welchen der Staat in ihrer Eigenfchaft als ſolche Dienftwohnungen überläßt, 
unbefchadet der ihnen etwa zuitehenden Befreiung von Kommunallaften und 
Abgaben. 

$ 2. Ausgeihloffen bleiben die Rofalbeamten der Domänen- und Forfi⸗ 
Verwaltung, fowie die zum Neffort der Bergwerks⸗, Hütten- und Salinen-Ber- 
waltung gehörigen Werks⸗Unterbeamten mit Rückſicht auf die befonderen, diefer- 
halb beitehenden Borfchriften. 

Auch findet das Regulativ auf Geiftlihe, Kirchenbeamte und Schullehrer, 
denen Dienfiwohnungen von Kommunen und fiskalifchen ober Privatperjonen 
überwiefen find, leine Anwendung. 


Ober⸗Aufſicht. 

F 3. Die zuſtändige Aufſichtsbehörde Hat die Befolgung der den Inhabern 
obliegenden Verpflichtungen zu überwachen, von dem Buftande der Dienſtwohnun⸗ 
gen ſowohl während der Beuugung Seitens der Inhaber, als auch während ber 
Uebergangsfriſt zwiſchen Rückgewähr und Webergabe durch ihre Verwaltungs» 
organe oder Techniker Kenntniß zu nehmen und bei Wahrnehmung von Ber: 
ſtößen und Mängeln die entiprechende Abhilfe anzuorbnen. 
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Anpentarium. 

$ 4. Ueber jede Dienfiwohnung nebſt Zubehör muß ein vollſtändiges und 
überfichtliches, geeignetenfalls mit einem Gruudplan oder doch mit einer Hand- 
zeichnung zu verfehendes Inventarinm in zwei gleichlautenden Eremplaren, von 
denen das eine durch die Auffichtsbehörde ($ 3), das andere durch den Bohnungs- 
inbaber aufbewahrt wird, angelegt und dur Nachtragung aller während ber 
Beuntungszeit genebmigten Abänderungen vervollftändigt werben, fo daß das 
Inventarium fletS den zeitigen Stand der Wohnungen erlennen läßt und eine 
ausreichende Brundlage für die Rückgewähr bildet. 

$ 5. Das Inventarium muß enthalten: 

a) Zahl, Ma und Ausfattung der Räume, 

b) die Bezeichnung der etwaigen Repräfentationdräume und ihrer Aus- 
flattung, 

c) die auf der Wohuung oder dem Dienfigrundftüd haftenden Laſten und 
Befitzeinſchränkungen, 

d) bei Dienſtwohnnugen mit Garten, oder Ackernutzung die Angabe des 
Flächeninhalts uud die Beichreibung der Grenzen, beziehentlich der 
Bewährungen u. ſ. w. gegen die Nachbargrundſtücke, ſowie einen Ber- 
mer? darüber, ob und welche Berglitung der Wohnungs⸗Inhaber für 
die Nugung der Ländereien zu entrichten hat. 

Im liebrigen beftimmt fih die Einrichtung des Inventariums in Form und 
Anhalt nach den befonderen Berhältnifien der Dienftwohnung. 

86. Der Wohnungsinhaber darf in dem von ihm aufzubewahrenden 
Eremplar des Inventariums eigenmädtig Teine Eintragung vornehmen. Die 
Nachtragung der Abänderungen erfolgt in beiden Eremplaren des Inventariums 
gleihlautend, auf Anordnung der Auffichtsbehörde. Etwaige Mängel des In— 
ventariums find bei den im $ 3 erwähnten Nevifionen beziehungsweije bei der 
Abnahme oder Liebergabe der Dienfimohnungen zu berichtigen. 


Zuweifung und Entziehung. 

8 7. Die Ueberlafjung von Dienfimohnungen erfolgt nah) Maßgabe des 
Etats. Die Annahme einer vom Staate angewiejenen Dienftwohnung kann nicht 
verweigert werden. Wird dem Beamten auf feinen Antrag aus bejonderen 
Gründen die Benntzung der Dienitwohnung erlaffen, fo erfolgt die Feſtſetzung 
der näheren Bedingungen dur den Neffortchef im Einvernehmen mit dem 
Finanz-Minifter. 

$ 8. Der Inhaber einer Dienitwohnung darf diefelbe oder einen Theil oder 
ein Zubehör derſelben ohne Genehmigung der Auffichtsbehörde weder abtreten 
noch vermiethen. 

8 9. Aus der Zuweiſung einer Dienftmohnung erwirbt der Beamte keinen 
Anſpruch auf dauernde Belaſſung derfelben, vielmehr bat die Rückgewähr auch 
damn, wenn letttere bei der Ueberweiſung nicht ausdrücklich vorbehalten ift, auf 
Berlangen der vorgelegten Behörde binnen einer von der letzteren zu beflimmen- 
den angemeflenen Räumungsfrift, zu erfolgen, ohne daß dem Beamten hierdurch 
ein Anfpruch auf befondere Entſchädigung erwächſt. 

F 10. Die Uebergabe und die Nüdgewähr einer Dienftwohnnng wird in 
allen Fällen duch einen von der Auffihtsbehörde ernannten Kommiflar bemirkt, 
welder hierbei den neu einziehenden Beamten ausdrüdlich zu eröffnet bat, daß 





— 90 — 


für die Ueberweiſung und Benutzung der Dienſtwohnung die Beſtimmungen dieſes 
Regulativs maßgebend find. 

In der ber den Hergany aufzunehmenden von den Betheiligten zu voll- 
ziehenden Berhandlung find alle Mängel, welche ſich bei der Befichtigung unter 
Zugrundelegung des Inventars ergeben, zu verzeichnen. 

Gleichzeitig iit anzugeben, ob die für die Abhülfe aufzumendenden Koften der 
Staatslajje oder dem bisherigen Inhaber, beziehentlich deffen Erben zur Laft 
fallen. Die Abſchätzung der Herftellungsloiten hat dDurdy den Kommiſſar und bei 
höheren Beträgen durch den zuzuziehenden Techniker zu erfolgen. 

$ 11. Kommt wegen der Abhülfe folder Mängel und Schäden, die nicht 
für Rechnung der Verwaltung zu bejeitigen find, zwiſchen dem bisherigen In— 
baber, beziehentlich deffen Erben und dem neu anziehenden Inhaber ein Beraleich 
zu Stande, jo ıft deſſen Juhalt in die Verhandlung aufzunehmen. Daffeibe 
gilt, wenn die Mängel und die erfolgte Abſchätzung als richtig auerlanınt umd die 
Koften der erforderlichen Herftellung von dem abz.ehenden Beamten, bezw. deffen 
Erben, übernommen werden. Andernfalls ift der Sad. und Streitfiand genau 
zu verzeihnen und durch den Kommiſſarius der Auffichtsbehörde zur Entſcheidung 
vorbehaltlich des Rechtsweges vorzulegen. 

$ 12. Die Wohnungsinhaber oder deifen Erben find verpflichtet, den im 
gütlichen Wege ermittelten oder von der Auffichtöbehörde jeftgeftelten Koftenbetrag 
($ 11) zur Staatskaffe einzuzahlen. Dieielben bleiben außerdem zur Nachzahlır: g 
eines demnächſt etwa verausgabten, gehörig belrgten Mehrkoſtenbetrages ver» 
pflichtet. Ein etwaiger Mehrbetrag der Einzahlung über die wirklich erwachſenen 
Koften ift ihnen dagegen zurüdjuerftatten. 

$ 13. Können Rüdgewähr und Uebergabe der Dienftmohnung nicht gleich» 
zeitig vorgenommem werden, jo ıft diefelbe au einen Beamten oder eine jonft 
geeignete Perfon zur Beauffichtigung und Erhaltuug zu übergeben. Hierüber, 
fowie über die dem Aufieher etwa zu gemährende Eutihädigung hat der Kom« 
miffer das Nähere in dag Protofoll aufzunehmen. Die Uebergabe und Nüd- 
gewähr der Dienftwohnung ift thunlichft durch denfelben Kommiffar zu bemirlen. 


Unterhaltungspflicht des Wohnungsinhabers. 
$ 14. Dem Wohnungsinhaber liegen — außer der Fürforge für die Neini- 
gung und Lüftung -- die nachftehenden Leiftungen ob: 

a. die Erhaltung der Berglafung in den Fenſtern, Glasıhüren, Glas⸗ 
mwänden und Oberlidytern, lettere ſoweit fie nicht als ein Theil des 
Daches anzufjehen find; 

b. das Fegen der Schornfteine nebft der Reinigung der Heizkörper und 
ihrer Feuerzüge von Ruß, Aſche und Schladen; 

c. die Unterhaltung der Oefen, Kochheeide, Bratöfen, Keflelfeuerungen, 
Koch- und Bad-Apparate bezüglich der durch den fortgeſetzten Gebrauch 
nöthig gewordenen Reparaturen, jedoch unter Ausſchluß ihrer Er⸗ 
neuerung und ihres Umſetzens ($ 15 litt. b.); 

d. die Unterhaltung der Beſchläge und Schlöffer an Thüren und Fenſtern, 
fofern das Bedürfniß nur einzelne Theile derjelben betrifft, und nicht 
eine Erneuerung des Geſammtbeſchlages oder des ganzen Schloffes 
erforderlih ift, ingleihen die Unterhaltung vorhandener Blodenzlige 
oder ähnlicher Borrichtungen zum Herbeirufen des Gefindes ; 
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e. der Anftrich der inneren Thüren und Fenſter, der Paueele, hölzernen 
Berihläge und Wandſchränke, ſoweit einzelne durch den Gebrauch 
obgenugte Stellen eine Wiederherftellung der Farbendecke erfordern 
und das Bedürfniß eines neuen Auftrich8 Des gefammten Objekts nicht 
anzuerfennen ift ($ 15 litt. c.). 


f. das Bohnen und Fgrottiren der Dielungen und Fußleiften in den durch 
den Gebrauch und das Erhaltungsbediürinig bedingten Friſten, ſowie 
fleine Reparaturen des Anftrih8 der Fußbodendielung; 


g. die Unterhaltung der inueren Wände und der Deden in Betreff ihrer 
Zünde, Färbung und Malerei, oder Tapezirung, das bierbei etwa 
eriorderliche Abreiben des Abputes, ſowie die Bejeitigung unwefent- 
licher Berlegungen des Putzes und das Abreiben unrein gewordener 
Tapetenwände und Decken, infofern es fih nidt um eine Erneuerung 
der Geſammiflächen handelt; 


h. die Unterhaltung derjenigen Theile der Waſſer- und Gasleitungen, 
welche mit dem Gebäude nicht in fefter Verbindung ſtehen, ſowie die 
Beihaffung und Unterhaltung der zu diefen Aulagen etwa erforber- 
lihen, unter den Begriff der Mobilien fallenden Grgenflände, wie 
3. 8. der nicht befeftigten Wannen, Sartenfprigen, Schläuche, Kron: 
leuchter, tragbaren Lampen und dergleichen, ferner die Aufwendung der 
Koften für den Berbraudy des durch die Leitungen zugeführten Wafjers 
und Gajes und die Borkehrung zum Schutze der Leitungen gegen das 
Einfrieren; 


i die Wiederberflellung des früheren Zuftandes im Falle von Beſchädi⸗ 
gungen, welche durch Muthwillen oder TFahrläffigleit des Inhabers, 
feiner Angehörigen und feines Gefindes veranlagt find; 


k. die Uebernahme ſolcher Abgaben und Laſten, meldye der Miether ge- 
fegiih oder ortsüblih zu den Kommmmalbedärfniffen zu leijten bat, 
jomie: 

die Uebernahme der Cinquartierungslaft, wenn diefelbe durch die 
Gemeindebehörden beziehentlich durch Ortsftatut auf die Wohnungs 
inhaber lediglich nad Maßgabe des entbehrlichen Raumes vertheilt 
ift, mag dieſelbe in natura oder in Geld zu leiiten fein, 


l. die Anfchaffung und Unterhaltung von Gegenftäuden des Lurus, der 
Neigung oder Bequemlichkeit, ſowie der Pflanzungen und der Ber- 
befferungen, welche der Inhaber in dem mit der Dienfiwohnung etwa 
verbundenen Garten oder Aderlande bewirkt hat, dergeftalt, daß ber 
Inhaber hierfür weder eine Eutfchädigung aus der Staatslaffe noch 
auch die Uebernahme jener Gegenflände oder Anlagen Seitens des 
Dieufinachfolgers verlangen darf; 


m. die Unterhaltung der zur Dienjtwohnung gehörigen Gärten, jomeit 
nicht bejondere Feſtſetzungen getroffen find. Bei einen gemeinfamen 
Gebrauh von Räumen und Anlagen zu mehreren Dienftwohnungen 
werden die den Wohnungsinhaber treffenden Koften nah Beſtimmung 
der Auffichtsbehörde antbeilig von jedem Inhaber getragen. 
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Unterhaltung durch den Staat. 

8 15. Soweit die Koſten der Unterhaltung von Dienſtwohnungen nicht dem 
Inhaber anferlegt find, fallen diefelben der Staatslaffe zur Laſt, insbefondere 
treffen die leßtere: 

a. die Herftellung aller Schäden, welche von Naturereigniffen, Gewittern, 
DOrlanen, Hagelihlag, Erbbeben u. f. w. angerichtet werden; 

b. die notwendige Erneuerung von Hauptbeftandtbeilen der Feuerungen 
und Heizungen, namentli von Heizthüren, Raudyröhren, Kochplatten, 
Kacheln und metallenen Muffeln oder Einfäten der Bratöfen, injofern 
die Nothwendigkeit der Erneuerung nicht durch fahrläffigen Gebrauch 
veranlaßt ift ($ 14 litt. c.); *) 

. die Unterhaltung und Erneuerung von plaftifchen Ausflattungen, fowie 
des Anſtrichs der äußeren Thüren, Doppelthliren, Thore, Fenſter, 
Doppelfenfter, Senfterbretter und inneren und äußeren TSenfterläden 
anf beiden Seiten, vdesgleichen der Anftrich der inneren Thüren und 
Tenfter, der Baneele, hölzernen Berfchläge und Wandſchränke, wenn 
das Bedürfniß fi nicht auf einzelne fchadhafte Stellen beichräntt, 
endlich das Berkitten der Scheiben außer dem im $ 14 litt. a. vor- 
gejehenen Falle; 

d. die Erneuerung von Hauptbdeftandtheilen der Glockenzüge oder ähnlicher 

Vorrichtungen zum Herbeirufen des Geſindes; 

e. die Unterhaltung und Erneuerung von GBarten- und Hofbewährungen, 

einjchließlich der Pforten, Thorwege und Thore; 

die Unterhaltung und Erneuerung des zur Erhaltung der Dielungen 

dienenden Anftrih8 und das damit verbundene Berlitten ber Fugen; 

g. die fonft nad $ 14 den Wohnungsinhaber obliegende Unterhaltung 
der davon betroffenen Gegenflände in allen den Yällen, in welchen die 
Urfachen des Reparatur. und Erneuerungsbebürfniffee erweislich aus 
Mängeln der erften Anlage oder aus Beräuderungen in der technifchen 
Struktur des Gebäudes, wie Riſſen und Löſungen der Mauern oder 
Deden u. f. w. hervorgehen; 

h. die Uebernahme der Einquartierungslaft, wenn diefelbe durch die Ge⸗ 
meindebehörden beziehentlid dur Ortsſtatut auf die Hauseigenthiimer 
vertheilt if. 

8 16. Bei gemeinfamer Benutung von Gebäuden zu Dienflwohnungen und 
Geſchäftsräumen gelten folgende Beftlimmungen: 

1) In den zu beiden Zwecken gemeinfchaftli” benutten Räumen wie 
Fluren, Gorridoren, Treppen u. f. w. trägt der Staat auch die dem 
Wohnungsinhaber obliegenden Feiftungen; 

2) zu den im $ 14b bezeichneten Koften leiftet der Wohnnngeinhaber 
einen von der Auffichtsbehörde feitzufegenden angemefienen Beitrag; 

3) von den im 8 14k bezeichneten Kommunal-Abgaben und Laften trägt 
der Staat für die Geſchäftsräume, foweit an fidy feine Befreiung 
deffelben begründet ift, einen angemeflenen Antheil. 


% 


Da) 


*) Die Beihaffung und Unterhaltung von Heizgeräthihaften und anderer zum Heizen 
Kochen, Baden, Waichen u. f. w. erforberlihen Mobilien trifft außfchließlich den Wohnungs⸗ 
inhaber. 
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Ausnahme zu Gunſten der Unterbeamten. 

$ 17. Unterbeamte haben nur bie in dem $ 14 sub litt. a, h, i, k und l 
aufgeführten Leiftungen zu erfüllen. Als Unterbeamte im Sinne dieſes Negu- 
lativs gelten die in Gemäßheit des Geſetzes vom 24. Februar 1877, betreffend 
die Umzugstoflen der Staatsbeamten (Geſ.Samml. ©. 15)°) $ 1 Nr. VIII zu 
den Unterbeamten zu zäblenden Staat#beamten. 

Berglitung. 

$ 18. Tür die Benutzung der Dienfimohnung if, wenn diefelbe nicht als 
eine freie bewilligt ift, vorbehaltlich der Beftimmung im $ 4 Ab. 2 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1873 (Bej.-Samml. &. 209)**) über die Gewährung von Wohnungs- 
geldzuſchüffen eine jährliche Bergitung ($ 19 ff.) an die Staatslaffe zu zahlen. 

Freie Dienftwohnungen find als ſolche im Etat zu bezeichnen. 

$ 19. Die Bergütung für Dienftwohnungen beſtimmt fich in den verſchie⸗ 
denen Orten nach der Klaffeneintheilung, wie fie in Bemäßheit des Geſetzes vom 
235. Juni 1858, betreffend die Quartierleiftung fiir die bemafinete Macht während 
des Triedenszuftandes (Bundes-Gef.-Bl. S. 523) nach dem jeweiligen Serpis- 
tarıf in Geltung ift. 

Die Bergütung beträgt: 

in Orten der Servisklaſſe A und 110 9% 
„00 nm " II und II 71% %o 
"on „ n IV und V5 9% 
des Dienfteintommens. 

Bei Beränderungen in der Klafjeneintheilung fommt von dem auf die Ber- 
fündung der Veränderung folgenden Kalenderquartal an, der danach ſich ergebende 
veränderte Sat der Bergütung in Anwendung. 

S 20. Beſteht dad Dienfteintommen ganz oder theilweife in Tantiöme, fo 
wird die Vergütung ($ 19) von der im Etat veranfchlagten Summe des Ein- 
lommens zu einem auf volle Marl abgerundeten Betrage dergeflalt berechnet, 
daß PBfennigbeträge fiber eine halbe Mark als eine ganze Marl zum Anſatz 
fommen, geringere Beträge aber unberüudfichtigt bleiben. 

Der fo ermittelte Betrag der Vergütung bleibt während der Gültigkeits⸗ 
dauer des Etats und bis zu einer anderweiten Normirung des Dienfteinfommens 
maßgebend. 

8 21. Wenn der Inhaber einer Dienftwohnung mehrere Aemter verwaltet 
und verſchiedene Beloldungen bezieht, jo ift die Vergütung nur von dem Ein- 
fommen derjenigen Etatöftelle zu berechnen, melde für die Bemeffung bes bei 
Entziehung der Dienftwohnung dem Beamten zu gewährenden Wohnungsgeld- 
zufchuffes maßgebend fein würde. 

$ 22. Außeretatsmäßige Beamte, welche Tagegelder empfangen, haben für 
die ihnen zur Benutzung eingeräumten Dienfiwohnungen eine Vergütung nicht zu 
entrichten. Wenn derartige Beamte dagegen monatlie im Voraus zablbare 
Nemunerationen oder ein anderweites fortlaufendes Dienfteinlommen beziehen, jo 
haben fie die entjprechende Vergütung zu zahlen. 

F 23. Fir die Benugung von Gärten, welche nad der von dem Berwal- 
tungschef zu treffenden Entfcheidung als Zubehör der Dienſtwohnung anzufehen 
find, ift eine Vergütung an die Staatskaſſe nicht zu entrichten. 


*) S. Jahrb. Bd. IX. ©. 411 Urt. 46. 
**) S. Jahrb. Bd. VI. &.5 Urt. 5. 
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8 24. Inſoweit Beamten die VBenngung von Dienftwohnungen zur Zeit 
des Inkrafttretens diefes Regulativs gegen eine geringere Vergütung verftattet 
ift, tritt Die Berechnung der höheren Berglitung erft in dem Falle ein, wenn dem 
MWohnungsinhaber eine dad Mehr der Berglitung überfteigende Erhöhung jeines 
Dienfteintonmeng zu Theil wird. 


Dienfimohnungen mit Repräjentation. 


$ 25. In Betreff der Dienſtwohnungen, die einer Austattung mit Mobiliar, 
Tafel, Haus- und Wirthichaftsgeräth bedürfen, bleiben die Borfchriften des 
Allerhöchſten Erlaffes vom 24. Juni 1861, in Betreff der Dienftmohnungen der 
Minifter vdiefenigen des Allerhöchſten Erlaffeg vom 12. Februar 1866 und be« 
züglich der Gärten diejenigen des Allerhöchften Erlafjes vom 19. November 1862 
maßgebend. 

S 26. Mobilien und Ansftattungsgegenftände, welche auf Koften des Staats 
für die Repräfentationsräume einer Dienftwohnung beichafft und bei diefen im 
Inventarinm ($ 5 litt b.) verzeichnet find, dürfen von dem Wohnungsinhaber in 
anderen Räumen nicht verwendet werden. 

$ 27. Bet Dienftmohnungen mit Repräfentationeräumen merden in leßteren 
ſämmtliche für Wiederberftellung oder Erneuerung der Wand. und Dedenfläcdhen, 
mögen fie getüncht, gefärbt, gemalt, tapezirt oder mit plaftiiher Bekleidung aus- 
geftattet jein, erforderlichen Ausgaben, ingleichen die Koften fiir Unterhaltung und 
Erneuerung des Anſtrichs der inneren Thüren und Fenſter, der Paneele, hölzernen 
Berihläge und Wandſchränke, fomie für Beihaffung und Unterhaltung von 
Glockenzügen oder ähnlicher Borrihtungen zum Herbeirufen des Gefindes, von 
der Staatslaffe getragen. 

$ 28. Gehört zu Dienftmohnungen, deren Inhabern eine Repräfentation 
obliegt, ein Garten, fo fällt die Unterhaltung deffelben der Staatslafle zur Laſt. 
Weiche Dienftwohnungen bierber zu rechnen find, wird durch den Bermaltungs- 
chef im Einvernehmen mit dem Finanz-Mintjter beftimmt. Die Unterhaltungs: 
toften der Gärten find zu veranſchlagen und in den Kaffenetats als Unterfonds 
zu vermerken. 


Berfahren bei Veränderungen in den Dienftmohnungen. 


8 29. Beränderungen in der Anordnnng und Ausftattung der Dienft- 
wohnungen nebft Zubehör find mur unter Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde umd 
Berichtigung des Inventars ($$ 4 ff.) ftatthaft. 

- 839. Die Auffihtsbehörde hat bei Genehmigung des Geſuchs zu be- 
flimmen: 

a. ob bei der Rückgewähr der frühere Zufland wieder berzuftellen oder 
die Abänderung beizubehalten ift; 

b. ob letzteren Falls der für die Staatsfaffe ſich ergebende Vortheil dazu 
angethban erfcheint, einen Beitrag aus Staatsmitteln zu den Her- 
ftellungstoften entweder ſofort oder bei der Rückgewähr bei dem Ber- 
waltungschef in Antrag zu bringen. 


Dienftwohnungen in gemietheten Gebäuden. 


8 31. Auf Dienfiwohnungen, weldye vom Staate angemiethet find, findet 
dieſes Negulativ nur infoweit Anwendung, als es die bejonderen Berhältniffe 


* hr 7 ! 


— 095 — 


des einzelnen alles, insbefondere ter abgefchloffene Miethsvertrag geftatten. 
Eind von der Behörde in dem Miethsvertrage befondere Verpflichtungen in 
Betreff der Unterhaltung der Räume oder ihrer Zubehörungen übernommen, fo 
bat der Wohnungsinhaber für Erfüllung folder Berabredungen in der Regel 
nur infoweit aufzukommen, als Verpflichtungen gleicher Art den Inhaber einer 
Dienftwohnung in einem Staatsgebäude treffen würden, während alle weiter: 
gehenden Berpflichtungen dem Staate zur Laft fallen. 

Die nähere Feſtſetung hierüber bleibt im Einzelfalle dem Bermaltungschef 
vorbehalten. 

$ 32. Bei Dienfimohnungen in angemietheten Räumen darf die Aufnahme 
eines Inventars (8 4) umterbleiben, fofern der Miethsvertrag die erforderlichen 
Angaben in ausreichender Neberſichtlichkeit enthält. 


Schlußbeitimmungen. 
$ 33. Das vorfiehende Regnlativ tritt für den ganzen Umfing der Monardie 
mit dem 1. April 1881 in Kraft. 

_ Die entgegenfiehenden Vorſchriften, namentlih das Negnlativ vom 18. Ok⸗ 
toder 1822 und die daffelbe ergänzenden und abändernden Beftimmungen find 
aufgehoben. 

Das Negulativ findet auch auf die Beamten Anwendung, welche fih am 
1. April 1881 im Genufle einer Dienſtwohnung befinden. Nur für Diejenigen 
dieier Beamten, denen zur Brit des Inkrafttreten dieſes Regulativs ein Rechts⸗ 
anſpruch anf eine befondere Behandlung binfichtlic der Unterhaltungspflicht ihrer 
Dienftmohnungen zufteht, bewendet e8 auf deren Verlangen lediglich bei den 
jenen Anfpruch begründenden Borichriften. 

S 34. In zweifelhaften Sällen bei Anmendung diefes Regulativs enticheidet 
der Bermaltungechef im Einvernehmen mit dem Finanz: Minifter. 








23. 

Vereinfachnng der Bankoften-Revifionsnadmeifungen betreffend. 
GircularsVerfg. des Minifters für Lanbwirthihaft ꝛc. an fämmtliche Königliche Regierungen 
und an bie Königlihe Minifterial-Bausffommilfion hierfelbft ꝛc. II. 9694. 

Berlin, den 25. November 1880. 

Bon dem Herrn Minifter der öffentlichen Arbeiten find in der Eircular-Ver- 
fügung vom 20. Oltober cr. (III. 15869. II. 13692. I. 5:29.) Beltimmungen 
wegen Bereinfahung des Abrechnungsverfahrens bei der Ausführung folcher 
öffentlihen Bauten, für welche es nad) den beftehenden Borfchriften der Auf- 
ftellung balancirender Koften-Revifions-Nachmeife bedurfte, erlaffen worden. (An- 
lage a. und b.) 

Die Königliche Regierung (Minifterial-Bau-Kommiffion) meife id an, dieſe 
Beftimmungen künftig auch bei den Bauten der Domänen- und Yorfivermaltung 
gleichmäßig zur Anwendung zu bringen und in diefer Beziehung das Erforder. 
liche zu veranlaflen. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 


Lucius. 
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Nachdem das bei den Submiſſionen zu beobachtende Verfahren durch die 
Feſtſtellung allgemeiner, demſelben zum Grunde zu legender Bedingungen mittelſt 
Cirkular⸗Berfugung vom 24. Juni d. J. meinerſeits neu geregelt worden iſt, 
erſcheint es nothwendig, im Anſchlufſſe hieran eine Vereinfachung des Abrechnungs- 
Verfahrens bei der Ausführung öffentlicher Bauten in denjenigen Fällen eins 
treten zu laſſen, für welche es nach ben beſtehenden Vorſchriften der Aufftellung 
balancirender Koftlen-Revifionsnahweifungen bedarf. 

Bisher hatte die Anfertigung derartiger, mit einem erheblichen Aufwande 
mechanischen Schreibwerls verbundener Nachmeifungen in der Regel dann flatt- 
zufinden, wenn 

1) ein Bau vor erfolgter Superrevifion des Koftenanfchlages zur Aus- 
führung gelangt war, 

2) bei der Ausführung eines Baues wefentlie, einer befonderen Recht⸗ 
fertigung bedürfende Abweichungen von dem genehmigten Bauplane 
hinfichtli der Einrichtung und Konftruftion vorgenommen waren und 

3) der Anſchlag durch befondere Umftände, als Erhöhung der Preife, 
größere Ausdehnung des Baues oder nachträgliche Bewilligung nicht 
veranſchlagter Gegenflände überjchritten war. 

Unter Aufhehung der hierauf bezliglihen Eirkular-Erlaffe vom 26. Novent- 
ber 1820 und vom 27. September 1822, fowie der betreffenden fpäteren Ver⸗ 
fügungen beflimme ich biermit, daß zur Vereinfachung des Abrehnungs-Ber- 
fahrens in den vorbezeichneten Fällen an Stelle der balancirenden Revifions- 
nachweifungen für die Folge nur eine nach den Anfchlagstiteln geordnete und auf 
die zugehörigen Rechnungsbeläge Bezug nehmende Zufammenftellung der ent- 
ftandenen Koften beizubringen iſt, in melcher titelmeije die vorgelommenen einzelnen 
Mehrausgaben und Abweichungen erfichtlid gemadt und fpeziel begriindet 
werden. Diefer Koften-Zufammenftellung ift fodann ein ausführlicher Erläute- 
rungs-Beriht (Reviſions⸗Protokoll) beizufligen, in welchem die Entftehung umd 
der Umfang der Anfchlags-Ueberfchreitung, fowie die etwaigen Abweidyungen von 
dem Banprojefte in allen weientlichen Punkten überfichtlich dargelegt und gehörig 
erörtert werden. 

Nah vorftehenden Andeutungen ift auch die Abrechnung folder Bauten zu 
bewerfftelligen, melde ausnahmsweife ohne Zugrundelegung eines befonderen 
Koftenanjchlags zur Ausführung gelangt find. 

Die Königliche Negierung beauftrage ich, die Ihr unterftellten Baubeamten 
mit entfprechender Anweifung zu verfehen. Ueber die formelle Behandlung der- 
artiger Abrechnungen wird ein fingirtes Schema (Anlage b.) zur Kenntnißnahme 
und Nahadhtung beigefügt. 

Berlin den 20. Oftober 1880. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
Maybach. 
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L Revifions-PBrotokoll zur Abrehnung der Kofen, betreffend den 
Ban eines Geſchäftshaufſes für das Landgericht in N. N. 

Der nebenbezeichnete Bau ift nad Maßgabe des fuperrevidirten Brojetts 
und Koſtenanſchlags vom 6. Mat 1876 in Folge des Minifterial-Erlaffes vom 
15. September 1877 zur Ausführung gebracht werden. 

Mit Rüdfiht auf die vorgefchrittene Jahreszeit erfchien es nicht rathjam, 
den Bau noch im Jahre 1877 in Angriff zu nehmen. Es wurde vielmehr erft 
im Frũhjahre 1878 mit der Bauausführung begonnen und dieſelbe fo geförbert, 
daß im Öftober befjelben Jahres noch Das Dach aufgebracht werden konnte. Berfpätete 
Anlieferung der Berbiendfteine, fowie der jehr frühzeitige Eintritt des Winters 
machten es aber unmöglich, mit der vorgeiehenen nachträglichen Verblendung ber 
Frontwände noch im Jahre 1878 zu beginnen, und diefelbe im nächften Frilhjahr 
fo zu befchleunigen, daß der innere Ausbau, wie im Anfchlage angenommen war, 
bis zum 1. Oktober 1879 vollendet werden konnte. Vielmehr Tieß ſich die 
Tertigftellung fowie die liebergabe des Gebäudes an die Gerichtsbehörde erſt am 
1. Juni 1880 ermöglichen. 

Die Ansführung des Baues erfolgte unter Oberleitung des Unterzeichneten 
durch den Negierungsbanmeifter N. N. in der Weife, daß nad Vollendung der 
mwejentlichfien Detailzeichnungen die einzelnen Leiftungen refp. Lieferungen an ge- 
eignete Unternehmer vergeben wurden. Das öffentliche Ausfchreibungs-Berfahren 
ift jedoch mit Genehmigung der Königlichen Regierung nur für die Beichaffung 
der Haupt- Materialien, die Mauerfleine, Kalt, Cement, Sand ꝛc. zur Anwendung 
gelangt, während fir die meiſten übrigen Zeiftungen und Lieferungen mit Aus- 
ſchluß der Deffentlichleit eine engere Bewerbung ausgejchrieben wurde, welche 
unter den am Orte beftehenden Berhältnifien allein für die Gewinnung tlchtiger 
und zuverläffiger Unternehmer die wünſchenswe rihe Barantie bot. Einige wenige 
Arbeiten wurden in Folge der Geringfügigleit des Objelts oder weil bei Ein- 
leitung einer Ausſchreibung auf genügende Konkurrenz nicht zu rechnen war oder 
endli die Ausführung eine befondere Kunftfertigfeit erforderte, aus freier Hand 
an belannte, zuverläffige Unternehmer vergeben. Einige Arbeiten, deren Umfang 
fich vorher nicht überſehen ließ, namentlich der Abbruch der auf dem Bauplape 
vorhandenen Baulichleiten mußten in Zagelohn ausgeführt werden. 

Im Allgemeinen ift der Bau nad) Maßgabe des genehmigten Projekts und 
Anfchlags ausgeführt worden ; indeffen find einzelne Abweichungen nicht zu um⸗ 
geben gemwejen, welche theild durch im Laufe des Baues fich als nothmwendig 
erweifende fonftrultive Aenderungen, theils Durch nadhträglich feitens der Gerichts- 
behörde, befonders Hinfichtlich der inneren Einrichtung gemachte Anforderungen 
herbeigeführt wurden. 

Diefe Aenderungen forwie der Umfland, daß ein Theil der Leiftungen refp. 
Lieferungen durch eingetretene Preisfteigerung größere Koften, als im Anfchlage 
vorgejehen, verurſacht Hat, haben eine Uieberfchreitung des Koftenanfchlags von 
5427 Mark zur Folge gehabt. 

Am Nachftehenden find die bei den einzelnen Titeln eingetretenen Abweidhun- 
gen und Aenderungen des Projelts ſowie die Gründe fiir die Ueberfchreitung der 
Anſchlagsſumme refp. für die bei einzelnen Pofitionen erzielten erheblichen Er⸗ 
fparniffe im Allgemeinen erläutert worden, während die fpezielle Moti- 

Jahrb. d. Br. Forſt⸗ und Jaad⸗Geſetzg. XII. 7 
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virung in der sub II. folgenden titelmeifen Zuſammenſtellung der Koflen 
gegeben if. Die in dem Projelt vorgenommenen Aenderungen find auf — den 
fuperrevidirten Zeichnungen angefligten — Klappen und einigen neu bergeftellten 
Blättern erfenntlich gemacht, ſowie in den den Belägen beigebefteten Abrechnungen, 
‚welche nach Maßgabe des Anfchlags in Maffen- und Koftenberehnung getrennt 
find, erläutert. 

Ti. L Erd-Arbeiten. 

Die nad Abbruch der alten Baulichleiten vorgenommenen forgfältigen Boden- 
unterfuhhungen ergaben, daß ber gute Baugrund an einzelnen Stellen erheblich 
tiefer lag, als im Anfchlag nady den feiner Zeit nur in befchränftem Maße ange- 
ſtellten erften Unterfucgungen angenommen werden konnte. Dadurch ift nicht nur 
eine erhebliche Vermehrung des Bankett⸗Mauerwerks bedingt worden, fondern es 
hat auch dem Unternehmer der Erdararbeiten in Folge der größeren Zieje der 
Ausſchachtung eine entipredende Zulage bewilligt werden müfſen. Die Befeiti- 
gung des im Frühjahr befonders hohen Grundwaſſers verurſachte außerdem 
gleichfalls nicht geringe Mebrkoften, zumal da das Waſſerſchöpfen und die Be- 
dienung der Pumpen im Tagelohn ausgeführt werden mußte. 

Zit. II. Maurer-Arbeiten uud Material. 

Die bei der Ausichreibung erzielten Preiſe entfpreden im Allgemeinen den- 
jenigen des Auſchlags; nur die Berblendfleine nnd Terrakotten haben in Folge 
von Ueberbürdung der in Frage kommenden Fabrilen mit Aufträgen nid 
unerheblich höhere Breife erfordert. 

Die Geftaltung der Gruntrifie ift auf den höheren Orts genehmigten Antrag 
des Landgerichts-Präftdenten in einigen Punkten nad) Maßgabe der neugefertigten 
Zeichnungen geändert worden. Die Mafle des Mauerwerks iſt dadurch gegen 
den Anichlag etwas größer geworben, wie in der Abrechnung des Unternehmers 2. 
fpeztell nachgewieſen if. Nachdem der Bau bereit ziemlich weit vorgelchritten 
war, mußten bebufs Herfiellung bequemerer Verbindungen zwiſchen einigen Ge- 
ſchäftsräumen noch die in den Grundriffen mit X bezeichneten drei Thüren uad)- 
träglid) angelegt werden. Lektere Arbeiten ſowie einige andere im Anfchlage 
nicht vorgefehene von geringem Umfange wurden in Tagelohn ausgeführt. 

An Stelle der für einige Korridortbeile veranfchlagten Dielung ift auf be- 
fonderen Antrag nachträglich die Belegung mit Flieſen laut der dem bezüglicyen 
Belage beigebefteten Verfügung der Königlichen Regierung vom 4. Januar 1879 
genehmigt worden. 

zit. V. Bimmerarbeiten und Material. 

Bei diefem Titel ift gegen den Anfchlag eine nicht unerhebliche Erfparniß 
erzielt worden, melde theils durch niedrige kontraktliche Preife theils durch den 
Bortfall der eben erwähnten Diefung ſowie der im Kellergeſchoß veranſchlagten, 
feitens ber Gerichtsbehörde aber flir entbehrlich erachteten Rattenverfchläge herbei- 
geführt worden 

zit. VL Dahdeder-Arbeiten. 

Bei dem Mangel an tüchtigen Schieferbedern wurde dem anerkannt leiftungs- 
fähigen Unternehmer N. in Z., welcher fidh bereit erffärte, die betreffenden Ar- 
beiten zum Anſchlagspreiſe auszuführen, die Eindedung der Dächer mit beftem 
dentſchen Schiefer durch Kontralt vom 7. Zuli 1878 freihändig übertragen. Die 
Meberfäreitung der Anſchlagsſumme wurde durch die nachträglich flir nothwendig 
erachtete und durch die dem bezüglichen Belage beigeheftete Verfügung der 
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Königlichen Regierung vom 17. September 1878 genehmigte Anlage von Schnee- 
fängen veranlagt, für deren Herfiellung der angeſetzte Preis vorher vereinbart 
worden ift. 

Tit. IX. Schmiede-Arbeiten. 

In Folge eines Rechenfehlers war das Gewicht der Maueranfer im An- 
ſchlage zu niedrig angejegt, und entftand dadurch ein nicht unerheblicher Mehr- 
verbrauch an Eifen. Cine Ueberſchreitung des Titels ift indeffen nicht einge- 
getreten, da die Bergitterung der nach dem Hofe gelegenen Kellerfenfter als nicht 
erforderlich fortgefallen if. 

Tit. XVIII. Bauführungskoſten. 

Durch die Verlängerung der Bauzeit um pp. 8 Monate wurden entfprechende 
Mehransgaben für die Bauleitung nothwendig, auch erhöhten fih demgemäß die 
Koften der Anmiethung und Heizung des Banbureans. 

Fit. XIX. Insgemein. 

Das Pauſchquantum für die hier vorgefehene Regulirung des Bürgerſteiges 
nnd des Borplages hat in Folge der mittlerweile von der Kommune vorge- 
nommenen Aenderung der Höhenlage der Straße nit ansgereicht, auch bat eine 
niedrige Einfriedigung des Borplages durch ein eifernes @itter auf Berlangen 
der ſtädtiſchen Behörde ausgeführt werden mlffen. Die hierdurch entitandenen 
Mehrkoſten find indeffen durch Erfparnifie an den für Aufräumung des Bau⸗ 
plates und Reinigung des Gebäudes, fomie für unvorbergefehene Fälle aus- 
geworfenen Beträgen gededt worden. 

Bei den übrigen Titeln find irgend wejentlihe Abweihungen vom Projelt 
und Anfchlag nicht entjtanden, abgejehen von denjenigen Aenderungen, welche 
durch die vorftehend aufgeführten Umgeftaltungen (cfr. befonder8 Tit. III) be- 
Dingt wurden. N. N., den 17. Juli 1880. 

Der Sreisbaninfpector. 


1. Zuiammenftellung 


der bei dem Neubau des Geſchäftshauſes für das Landgericht zu N. N. 
entftandenen Bautoften. 


















Gegenſtand der Berechnung 
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Fit. J. Erdarbeiten. 


1 — laut Anſchlag ſtehen zur Berfügung. -.- .»...... 301 -I — — 
2 = An D. Meyer für Lieferung zweier Bumpen. .. . - — — J315 — 
—— 78.1” Liebermann Tageslohnarbeiten beim Waflerfchöpfenze.] — |—| 473 I 
al „ Liebermann für Erdarbeiten einſchließlich der für das 
3.,3. 78. ur | 
n. Nach⸗ nothwendig gewordene tiefere Ausſchachten bewilligten | 
— 114527 50 


trag vom Zulage laut befonderer Abrehnung - -.... - 
15./4.1878.| Sie Motivirung der Ueberfchreitung ad 1, 2 und 3 ift 
bereits im Reviſions⸗Protokoll enthalten. 

Sa. Tit. I. Erdarbeiten . 





Tit. II Aünſtliche Befeftigung des Baugrundes. 
vacat. 











Datum und 
Kummer 


des 
bezüglichen 
Vertrages 


2. 
22./2. 78 
5./3. 78. 


— — —— — — — — V — — 


Gegenſtand der Berechnung 


Titel III. Maurerarbeiten. 
a. Arbeitſalohn. 
laut Anſchlag ſtehen zur Berfügung.... 
An Lehmgräbner laut befonderer Abrechnung über die 
kontraltlich von ihm übernommenen Arbeiten ad pos. 3 
bis incl. 96 des Aufhlag8 - - - - . 2 2 20. . 
ad pos. 3 der Abrechnung. Das Mehr an Bantett- 
Mauerwerk wurde durch die nothiwendig gewordene 
tiefere Fundirung bedingt. 
ad pos. 4, 5 und 6. Das Mehr au Mauerwerk ift durch 
die nachträglich vorgenommene Aenderung der Grund» 
riß-Dispofttion herbeigeführt. Außerdem wurde es 
nothwendig, die eine Längswand des Schwurgerichts- 
faals und die entiprechenden darunter liegenden Wände 


Anidlag Abrechnung 


Rs Wi. 


mit Rüdfiht auf die große Zahl der darin anzu-| 


legenden Bentilations- und Rauchrohre um ! / reip. 
1 Stein zu verflärten. 

ad pos. 18 der Abrechnung. Die Bentilationsrobre des 
Schwurgerichtsſaals und des Zimmers für Geſchworene 
mußten nad Maßgabe des für die Luftheizung auf- 
geftellten fpeziellen Projekts einen größeren Querfchnitt 
erhalten und dementipreddend dem Unternehmer der 
Maurerarbeiten für Herftellung derjelben eine Zulage 
bewilligt werden. 

ad pos 34 und 38 der Abredinung. Auf Berlangen des 
Unternehmers N., welcher die Ausführung der Luft- 
heizung übernommen hatte, find die Luftfanäle im 
Keller nicht wie veranichlagt mit Cementmörtel ge- 
pußt, fondern glatt gefugt worden. In Folge defien 
it pos. 34 ein Minus an Bub mit Gementmörtel, 
pos. 38 eine entjpredhende Vermehrung des Fugen⸗ 
verſtrichs eingetreten. 
x. ꝛc. 

(Zn der vorftehend angedenteten Art find ſämmt⸗ 
lihe wefentlidge Abweichungen der bezüglichen Ab- 
rechnung, gleichviel, ob Mebr- oder Minderkoften da- 
durch entftanden find, zu motiviren.) 

An Lehmgräbner Tagelohnsarbeiten für Beränderung von 
Thüren und Abbruh von Wänden . . ..... 
An Lehmgräbner Tagelohnsarbeiten für verichiedene Hei: 
nere im Anfchlag nicht vorgefehene Ausführungen . 
Die Motivirung ad Belag 5 und 6 if im Reviſions⸗ 
Protololl bereits enthalten. 


Sa Lit. 
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Nach vorflehenden Andentungen find ſämmtliche Titel zn behandeln. 

Um Schluß if eine Gegenüberfiellung der Schlußimmmen der einzelnen 
Zitel in vorjchriftsmäßiger Reihenfolge des Anſchlags und der Abrechnung Hinzu- 
zuffigen und die Befammtloften des Banes ſowie die Höhe der Ueberſchreitung 
zu ermitteln. Der Kopf der Beläge ift nad anliegendem Schema zu geitalten. 

Die Rummerirung der Beläge ift erft bei Anfertigung der Zufammenftellung 
(II.) vorzunehmen, und zwar find die Beläge dem Gange der Zufammenftellung 
entiprechend zu beften und mit durdhlaufenden Nummern zu verfehen, welche in 
Spalte 1 der Zufammenftellung thunlichſt in derfelben Reihenfolge vortommen 
mälfen. 


Belag Nr. 
DI. Neubau 
eines Geſchäftshauſes für das Landgeridt zu N.N. 
Koften-Aufchlag vom ten 18 
zit. Zahlungs-Manual Nr. 
Bof. Kontraft Nr. 


Forſt⸗ und Jagdſchutz und Strafweſen. Rechtſprechung 
in Forſt⸗ und Jagdſachen. 
24. 


Kin Förſter, der das vom Staat lediglich zum Verbrauch er- 
haltene Depntatholz veräußert, begeht eine Unterfcjlagung. 
Erkenntniß bes Reichsgerichts (III. Straffenats) vom 8. Mai 1880. 


Ein Förfter Hatte unter dem ihm angewiefenen Deputatholz auch zwei Stüde 
Birtenholz erhalten, weiche ſich als Werkholz verwenden ließen und hatte die- 
jelben einem Gewerbsmann zur beliebigen Verwendung überlaflen. Er wurde 
deshalb in zwei Inſtanzen wegen Unterſchlagung beftraft und die dagegen ein- 
gelegte Nichtigkeitsbefchwerde wurde vom Neichögericht zurüdgewiefen. In der 
Begründung ift die Annahme des Borderrichters: daß nach den 88 26, 28 der 
Dienftinftruftion für die Förfter *) der Angeklagte an dem ihm gelieferten Brenn⸗ 
holzdeputate Eigenthumsrechte niemals erwarb, daß er daſſelbe vielmehr 
nur als Brennmaterial zur Befriedigung des eigenen Bedarfs erhielt und ihm 
jelbft eine anderweite Verwendung für den eigenen Gebrauch nur mit Genehmi- 
guug des nüchſten Borgefegten und auch nur innerhalb gewiſſer Schranten ge⸗ 
flattet war, ausdrüdlich gebilligt. Weiter wird ausgeführt, daß die Geſtattung 
des Verbrauchs mit der Annahme eines fortdauernden Eigentyums des Staats 
fih ſehr wohl vereinbaren laſſe.**) — 

Die Entſcheidung entipricht der bisherigen Preußiſchen Praris. 

(efr. Oppenhoff, Str.-©.-3. Anm. 17 zu $ 246.) 

9 &. Jahrb. Bb. IL. S. 160. Art. 96. 

**, Die Unterfchlagung beftimmt 8 246 St.⸗G.⸗B.: Wer eine fremde bewegliche Sache, bie 
er in Befig oder Bewahrfam hat, ſich rechtswidrig zueignet, wird wegen Unterſch'agung — — — 
beftraft. 
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Eine Belehrung der untern Forfibeamten durch die Herren OÖberförfter 
möchte ſich empfehlen, um bie erftern vor ungejeglichen Handlungen zu be- 
wahren. 

(Rechtſprechung 2c. Band L Seite 746.) 
Raetzell. 


2b. 


Widerfland gegen Forfi- und Iagdbeamte. 
Erkenntniß des Reichögerichts (III. Straffenats) vom 15. Mai 1880. 


Thätlihleiten oder Widerfiand gegen die in $ 117 Str.G. B. 
genannten Kategorien von Perſonen find in allen Fällen firafbar, 
in welden ſich diejelben in Ausübung des Forſt- oder Jagd— 
ſchußes, nit nur dann, wenn die That in der Forſt oder bei 
unmittelbarer Berfolgung aus der Forſt verübt wird.*) 

Diefe Entſcheidung fteht im Widerfpruch mit der bisherigen Preußiſchen Praris 
(cfr. Oppenhoff, Str.-&.-B. Anm. 10 zu $ 117, und wird begründet aus 
dem die bisherige einfchränfende Auslegung angeblid nicht geflattenden Wort- 
laute des Geſetzes. — 

Als Erhöhung des Schutes für die Forfibeamten ift die Entſcheidung beftens 
zu acceptiren. 

(Rechtſprechung x. Band I. Seite 789.) 
Raetzell. 


26. 


Widerſtand gegen Forſt- und Jagdberechtigte auf Grund eines 
vermeintlichen entgegenſtehenden Rechts. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (III. Straffenats) vom 29. Mai 1880. 


Der Forſt- oder Jagdberehtigten bei Ausübung ihres Rechtes 
geleiftete Widerftand, welder nur zum Zwecke hat, diefe Aus- 
übung zu verhindern, fällt nit unter $ 117 Str.-&.-8., fondern 
nur der bei Ausübnng der Jagd- oder Forſtpolizei von Jagd— 
oder Forſtfrevlern geleiftete Widerftand. 

Der Angeklagte Hatte dem Oekonom E., als derjelbe auf einem zum H.er 
Gemeindebebezirte gehörigen, dem €. zur Ausübung der Jagd mitverpadhteten 
Grundftlid des Angellagten die Jagd ausübte, geboten, fi von dem Grundſtück 
zu entfernen und auf deflen Erwiderung, daß er Jagdpächter fei, ihn mit 
Schlägen bedroht, falls er fi nicht entferne. 

Der Angeflagte ift aus $ 117 Str.G.“B. angeklagt, jedody nicht wegen 
diejes Vergehens, fondern nur wegen Nöthigung aus $ 240 Str.-G.-B. beftraft. 





*) cfr. 8 117 Gtr.:8..8.: „Wer einem Forſt⸗ oder Sagbbeamten, einem Waldeigenthümer, 
Forſt⸗ oder Jagdberechtigten, oder einem von biefen beftellten Aufſeher in ber rechtmäßigen 
Ausübung feines Antes oder Rechtes durch Gewalt oder durch Vebrohung mit Gewalt Wider: 
ſtand Ieiftet, oder wer eine dieſer Perſonen während der Ausübung ihres Amtes oder Rechtes 
thätlih angreift, wird mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu drei Jahren beftraft. — — — 
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Die dagegen eingelegte Revifion ift vom Reichögericht verworfen unter An- 
nahme des in der Ueberſchrift formulirten Rechtsſatzes. 
(Rechtſprechung x. Band I. Seite 886. 
Raetzell. 


27. 
Theilnahme am Jagdvergehen durch Wegſchaffung des 
erlegten Wildes. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (II. Strafſenats) vom 13. April 1880. 


Derjenige, welcher im Einverſtändniſſe mitden Wilddieben das 
unrehtmäßig erlegte Wild vom Drte der That abbolt und in Ge- 
meinfhaft mit den Wilddieben in Sicherheit bringt, ift nicht 
blos Begünftiger, fondern fann ohne Rechtsirrthum als Theil: 
nehmer an dem Jagdvergehen angefehen werden. 

Der Yall war folgender: 

Der Angeklagte war in der Zoogener Forſt mit feinen Söhnen und dem Z., 
welche dort gemeinſchaftlich unberedhtigt die Jagd ausübten, zufammengetroffen, 
und zwar nicht zufällig, vielmehr hatte er ſich nach vorheriger Abrede mit feinem 
Wagen dort eingefunden, um das erbeutete Wild fortzufchaffen und den Thätern 
feibft behütflich zu fein, obwohl er wußte, daß es ſich dabei um unbefugtes 
Hagen handelte. Zu diefem Behuf Hatte er den Wagen nicht nur auf dem 
öffentlichen Wege, fondern in der Yorft über verbotene Wege geführt, beim Au—⸗ 
nähern der FYorftbeamten durch Pfeifen ein Zeichen gegeben und noch während 
der Berfolgung durch die Förſter das erbentete Wild aufgeladen, ſowie die Wild- 
Diebe auffleigen laffen und war ſodann davon gefahren. 

(Rechtſprechung des deutſchen Neichsgerichts in Strafiachen, Band I. ©. 589.) 
Raegell. 


28. 


Rechtmäßige Ausübung des Amtes eines Jagdbeamten bei Durch⸗ 
ſachung einer Perſon nach verſteckten Jagdgeräthen. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (I. Straffenats) vom 26. April 1880. 

Die Preuß. Fagdbeamten (Hilfsjäger) find beredtigt, den 
verdädhtigen Jagdfrevler anzuhalten, nach verfiedten Jagdwerk— 
zeugen zu durchſuchen und ihm diefelben, im Falle des Wider- 
fandes, mit Gewalt abznnehmen. 

Die rihterlihe Feſtſtellung, daß der Betroffene mit Jagd⸗ 
werfzeugen ausgerüftet war, begreift ſelbſtverſtändlich die An 
nahme in fi, daß diefe Werkzeuge zur Jagdausübung dienlid 
geweſen find. 

Ein Yagtbeamter hatte die Angeklagten in dem feiner Aufficht unterftellten 
Fagdreviere außerhalb der Wege angetroffen, fie angehalten und dem Einen von 
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ihnen, der einen Gegenſtand unter dem Rode trug, welchen der Beamte für ein 
zerlegtes Gewehr, wie es Wilddiebe zu tragen pflegen, hielt, den Rod aufzu⸗ 
fnöpfen verfucht. Hierbei hatten die Angeklagten mit Gewalt Widerftand ge- 
leitet. Sie wurden wegen Wibderflandes gegen einen Jagdbeamten aus $ 117 
St.⸗G.⸗B., außerdem der Eine der Angeflagten, bei dem das zeriegte Gewehr 
gefunden war, aus $ 368,10 St.-&.-8., weil er auf fremdem Jagdrevier, zur 
Jagd ausgerüftet, betroffen war, zu Strafe verurtheilt. Die dagegen eingelegte 
Nevifton ift vom Reichsgericht verworfen und dabei angenommen, einmal, daß 
der Beamte fi in der rehtmäßigen Ausübung des Amts befand und daß 
indbejondere die in der Revifion als verletst bezeichneten 8$ 102, 105 St.-Pr.D. 153 
Ger.⸗Verf.⸗Geſ. nicht anwendbar jeien, weil der Beamte nicht eine Durchſuchung 
der Berfon, fondern die Wegnahme und Pfändung des Gewehrs beabfichtigt 
hätte, zweitens, daß die Feiftellung, der aus $ 868, 10 St.⸗G.⸗B. befirafte An- 
gelagte fjei zur Jagd ausgerüftet betroffen, genüge, und daß nicht noch, 
wie die Reviſton bemängele, die weitere Feſtſtellung erforderlich fei, daß der An- 
geklagte auch Pulver und Blei bei fi) gehabt, oder daß das Gewehr geladen 
geweſen. 
(Rechtſprechung 2c. Bd. I. Seite 670.) 


Raetzell. 


29. 
Raff- und Leſeholz-Gerechtigkeit. Umfang derſelben. 
Ekenntniß des Obertribunals (IL Senats) vom 13. Juni 1878. 


„a. Das Berbot, bei der Ausübung der Raff- und Lejeholzgeredhtigleit ſchnei⸗ 
dende Inftrumente anzuwenden, bezieht fi} nicht auf die Gewinnung 
von Stubben. 

b. Der vom Ober-Tribunale in dem Präjudiz Nr. 2567 angenommene 
Grundſatz, daß in der Beftimmung des $ 215. J. 22 des Allgemeinen 
Landredhts*) fir den Waldeigenthümer nicht die Verpflichtung liegt, 
Theile der eingefchlagenen Bäume als Abraum im den abgebolzten 
Schlägen für die zum Naff- ımd Leſeholz Berechtigten zuridzulaffen, 
findet auf den Fall keine Anwendung, wenn dem Servitutberecdhtigten 
vertragsmäßig das benöthigte Brennmaterial zufteht, und durch die 
anderweite Bermertdung des Abraums durch den Waldeigenthümer 
eine Inſufficienz herbeigeführt würde.” 

Zu & bezieht fi auf die Beſtimmung der Bommerjchen Forſtordnung vom 
24. December 1777 und der zur Declaration derfelben ergangenen Verordnung 
vom 22. Juni 1800, wonach aud Stubben zum Naff- und Leſeholz zu 
rechuen find. 
(Striethorſt's Archiv. Band 100 ©. 30.) 
(efr. $ 40. 1. fi. des Teld- und Forſt⸗Polizei⸗Geſetzes.) 
Raetzell. 


*) 8 215. J. 22. A. L.⸗R.: Zum Raff⸗ und Leſeholze wird nur dasjenige Holz gerechnet⸗ 
welches in trockenen Aeſten abgefallen iſt, ober in abgeholzten Schlägen an Abraum zurück⸗ 
gelaſſen worden. 


50. 


Unberedjtigtes Abhalten vom Mitbieten bei Anctionen etc. 
Civilrechtliche Folgen. 
Erkenntniß bes Obertribunals (IV. Senats) vom 12. September 1878. 


„Die civilrechtlichen Beftimmungen der 88 2 und 3 ber Berordnung vom 
14. Zuli 1797 müffen für in Kraft geblieben angejehen werden.” 

Die angezogenen Beflimmungen der B. DO. vom 14. Zuli 1797 lauten: 

„1. Alle Berträge und Berabredungen, bei welchen die Abficht zum Grunde 
itegt, bei gerichtlichen und andern öffentliden Subhaflationen und Anctionen, fie 
mögen zu den notbwendigen oder freimilligen gehören, Kauflufige zum Bortheile 
eines Lizitanten von der Abgebung ihres Gebotes, oder von weiterem Mitbielen 
zurädzubalten, e8 geſchehe nun folches durch Bewilligung eines gewiffen Ab- 
flandsgeldes, oder durch Verſprechung, oder wirklihe Einräumung anderer Bor- 
theile, werden hiermit für unerlaubt und ftrafbar erklärt. 

3. — — alles dasjenige, was der zurüdftehende Kauflufige durch einen 
ſolchen unerlaubten Bertrag gewonnen hat, (foll) dem vorigen Eigenthümer des 
Objekts, bei deffen Berfteigerung der Vertrag vorgefallen ift, oder deffen Gläu- 
bigern, zu deren Befriedigung der gerichtliche Verlauf veranlaßt geweien, zu 
Gute fommen und von dem Inhaber diefes unerlaubten Gewinnes, als Entſchä⸗ 
digung wegen des dadurch entzogeven redytmäßigen Vortheiles, den fie aus einer 
ordentlichen Fortſetzung der Tizitation zu hoffen hatten, herausgegeben werden.“ 

(N. C. C. Tom. X. No. 55 de 1797 p. 1313. Rabe Br. 4 ©. 204.) 

Daß diefe Beſtimmungen, welche insbefondere auch auf die Holz⸗ 
auctionen der Forſtbeamten Anwendung finden, fortbeſtehen, ſoweit fie 
civilrechtlicher Natur find, iſt bereits früher vom Obertribunal in 
mehrfachen Eniſcheidungen angenommen, ebenſo auch vom Reichsober⸗ 
handelsgericht (in deſſen Entſcheidungen Bd. 19 ©. 274). 

Die ſtrafrechtlichen Vorſchriften der gedachten Verordnung find ſeit 
Emanation des Preuß. St.G. B. antiquirt und durd den $ 270 des 
leßtern erjeßt. Derfelbe lautet: 

„Wer Andern vom Mitbieten oder Weiterbieten bei den von 
Öffentlichen Behörden oder Beamten vorgenommenen Berfleigerungen, 
diefelben mögen Berfäufe, Berpachtungen, Lieferungen, Unterneb- 
mungen oder Geſchäfte irgend einer Art betreffen, durch Gewalt 
oder Drohung, oder durch Zuficherung oder Gewährung eines Bor- 
theils abhält, wird mit Geldbuße bis zu dreihundert Thalern oder 
mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft.“ 

Dei Abfaffımg des Deutſchen St. G.⸗B. wollte man die Strafbarleit der» 
artiger Handlungen aufheben, und nahm deshalb eine dem $ 270 des Preuß. 
St-8.:8. entſprechende Beſtimmung in das Dentihe St.G.⸗B. nicht auf. 
Zweifelbaft aber bleibt, ob durch diefe Nichtaufnahme die Straflofigteit begründet 
wird, oder ob nicht vielmehr nad) $ 2 des Einf.-Bei. zum Deutihen St.G.⸗B., 
monady das Landesſtrafrecht nur infoweit außer Kraft treten foll, als dafjelbe 
Materien betrifit, welche Gegenfland des Deutfchen St.G.⸗B. find, der citirte 
8 270 in Geltung geblieben if. Das erftere hat das Obertribunal in mehrfachen 
ſtrafrechtlichen Entſcheidungen angenommen (cfr. Oppenhoff, ECommentar zum 
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R.⸗St.G.B., Anm. 22 zu $ 2 Einf.-Gei.) und ebenfo ift gelegentlich in den 
Gründen der obigen Entfcheidung dies angenommen, die gegentheilige Anficht 
vertreten Rüdorff (Commentar zum R.⸗St.G.⸗B. Anm. 5 zu $ 2 Einf.:@ef.) 
und Rubo (in feinem Commentar S. 122. 128. 178. 194). Das Reichsober⸗ 
handelögericht erflärt in der oben citirten Entfcheidung vom 21. Dezember 1875 
die Frage für ftreitig. Abzumarten bleibt, wie ſich das Reichsgericht in der trage 
entfcheiden wird. 
(Strietborft Ardiv Bb. 100 &. 154.) 
Raetzell. 


31. 
Feilhalten von Wild vor Ablauf der Schonzeit. 


Der $ 7 des Wildfchongejeges vom 26. Februar 1870 unterfagt das Feil- 
halten von Wild vor Ablauf der Hege- und Schonzeit des betr. Wildes. Diefe 
Hege- und Schonzeit ift nach dem Orte des Feilhaltens, nicht nad) dem Orte, 
wo das Wild erlegt ift, zu beſtimmen. 

Diefen Rechtsſatz Hat das Königl. Kammergerit in dem Erkenntniß vom 
10. September 1880 in der Revifions⸗Inſtanz abweichend von den Borinftanzen 
angenommen. 

Der Fall war folgender: Der Angeklagte hatte am 23. Auguft 1379 in 8. 
vier Rebhühner feilgebalten, welche er am 20. und 21. deſſ. Mts. auf eimem 
von ihm gepachteten Fagdrevier im Regierungsbezirk F. erlegt hatte. Die Schon- 
zeit fiir Rebhühner gebt nach $ 1 Nr. 11 des Wildfchongefees vom 1. December 
bis Ende Augufl. 

Der Schluß der Schonzeit kann indeffen nach $ 2 dafelbfi von den Be⸗ 
zirföregierungen (bezüglich vom Bezirksrath) auf eine frühere Zeit bis zu höch⸗ 
ſtens 14 Tagen feftgejett werden. Im Regierungsbezirk F. war in diejer Weife 
der Schluß der Schonzeit für Nebhühner auf den 20. Auguit feſtgeſetzt, während 
in B., dem Orte des Feilbaltens, am 23. Auguft die Schonzeit für Rebhühner 
noch befland. 

Motivirt wird die Entfeheidung in der Hauptſache damit, daß der Zweck der 
Beſtimmung des citirten $ 7 vereitelt, auch die Kontrolle erheblich erjchwert, wenn 
nicht unmöglich gemacht würde, falls man die Einrede zulaffen wolle, daß das 
feilgebaltene Wild an einem andern Orte zu einer dort erlaubten Zeit erlegt 
worden fei. 

(Diin.-Blatt für die innere Verwaltung. 1880. Seite 273.) 
— — Raetzell. 


82. 

Abändernng von Beſtimmungen der allgemeinen Verfügung vom 
25. Auguft 1879 über die von den Beamten der Staatsanwalt- 
(haft an andere Behörden zu machenden Mittheilungen. 
(Zuftiz-Minift.-Blatt. 1880. ©. 58.) 

Die Ziffern 1 und 3 der allgemeinen Verfügung vom 25. Auguft 1879, be- 
treffend die von den Beamten der Staatsanmaltichaft an andere Behörden zu 
machenden Mittheilungen (Juſt.Miniſt.Bl. ©. 251), werden durch nachſtehende, 
den bisherigen Bifferzahlen entſprechende Beftimmungen erjeßt: 

⸗ 
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1. Sit wegen eines Verbrechens oder Bergehens, über welches in erſter 
Juſtanz von einer Straflammer oder einem Schwurgericht verhandelt und ent- 
fhieden if, rechtskräftig auf Strafe erfannt worden, fo ift eine beglaubigte Ab- 
Ihrift der Urtheilsformel an die Staatsanwaltichaft desjenigen Landgerichts zu 
überjenden, in deſſen Bezirk der Wohnort, bei dem Mangel eines folchen der 
Aufenthaltsort des Berurtheilten liegt. 

Der Abjah 2 des $ 19 der Geichäftsorduung für die Sekretariate der 
Staatsanwaltichaften bei den Landgerichten wird dahin abgeändert, daß in das 
Berzeichniß der beftraften Berjonen nur die Namen derjenigen Perfonen aufge 
nommen werden, welche wegen Berbredhens oder Vergeheus beftraft find. 

3. FM wegen eines Berbrechens oder wegen eines Vergehens rechtskräftig 
Strafe feftgefeßt, fo ift Abfchrift des Strafbefehls oter ber Urtheilsformel der- 
jenigen Ortspolizeibebörde zu lberjenden, in deren Bezirk der Wohnort, bei dem 
Mangel eines folchen der danernde Aufenthaltsort und, falls e8 auch an einem 
ſolchen fehlt, der letzte Aufenthaltsort des Berurtbeilten liegt. 

Die Mittheilungen erfolgen, wo die Einrichtung von Amts-, Bezirks⸗ ober 
Difriftsbebörden hefteht, unter der Adreffe des betreffenden Beamten (Amts- 
Hauptmann, Amtmann, Hardesvogt, Kirchipielvogt), in den Iandräthlichen Kreifen 
unter der Adrefje des Landraths behufs Weiterbeförderung an die Ortspolizei⸗ 
behörde. 

Berlin, den 22. März 1880. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 
An ſämmtliche Juſtizbehörden. 
I. 1280. 8. 24 Vol. 10. 


83. 


Die Oefchäftsrevifionen bei den Iufligbehörden betr. 
(JuftizeMinift.:Blatt. 1880. ©. 122.) 


Fu Betreff der Geſchäftsreviſionen bei den Juſtizbehörden erfter Inſtanz 
wird, unter Aufhebung der beftehenden Borfchriften, Folgendes beftimmt: 

8 1. Durd die Gejchäftsrevifionen fol den Vorſtandsbeamten die Gelegen- 
heit gegeben werden, von den Geſchäfts⸗ und Perfonalverhältniffen nähere Kennt: 
niß zu nehmen, auf Gleichmäßigkeit in Behandlung der Geſchäfte hinzuwirken, 
etwaige Mängel aufzudeden und denfelben durch mündliche Beiprehung und 
Belehrung oder durch fchriftliche Anordnungen Abhilfe zu verfchaffen. 

Wie meit eine Nevifion auszudehnen und ob über diefelbe ein Protofoll 
aufzunehmen ift, beſtimmt ſich nach den bejonderen Berbältniffen des einzelnen 
Falles. 

Die frühere grundfägliche Unterſcheidung zwiſchen Juſtizviſitationen, ſumma⸗ 
riſchen Geſchäftsreviſionen und Geſchäftainſpektionen finder nicht ſtatt. 

$ 2. Die Präſidenten der Landgerichte Haben die Amtsgerichte des Bezirke 
minbdeftens alle vier fahre einmal, jedoh — von befonderen Beranlaffungen 
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abgejehen — nicht öfter als einmal im Jahre zu revidiren. Mit der Bornahme 
einzeluer Revifionen können fie ansnahmsweiſe einen Direltor des Landgerichts 
beanftragen. 

8 3. Die Präfidenten der Oberlandesgerichte haben bei den Landgerichten 
und den Amtsgerichten, die Oberftaatsanmwälte bei den Staatsanwaltſchaften der 
Landgerichte und bei den Amtsanmälten nad ihrem Ermeffen Geſchäftsreviſionen, 
auch ohne bejondere Beranlaffung und ohne an einen befiimmten Turnus ge- 
bunden zu fein, vorzunehmen. 

Der Präfident des Oberlandesgerichts kann bei den Reviſtonen ein Mitglied 
des Oberlandesgericht3 zu feiner Unterftütung zuziehen. Er kann mit der Bor- 
nahme einzelner Hevifionen- bei den Landgerichten und den Amtögerichten einen 
Senatspräftventen, bei den Amtsgerichten auch ein Mitglied des Oberlanbes- 
gerichts beauftragen. 

Inſoweit der Oberftaatsanwalt die Bornahme der Gefchäftsreviflonen bei 
den Amtsanmwälten ſich nicht ſelbſt vorbehält, find dieſe Revifionen nah Anord⸗ 
nung des Oberftaatsanwalt3 von dem Erften Staatsanwalt oder einem Staat$- 
anmwalt vorzunehmen. 

$ 4. Subalternbeamte dürfen zur Unterftügung bei der Reviflon nur aus: 
nabmsweife, wenn ſolches aus bejonderer Beranlafiung von dem Borflands- 
beamten fiir zweckmäßig eradhtet wird, zugezogen werden. 

$5. Durd die vorſtehend getroffenen Anordnungen werden die Vorſchriften 
iiber die VBeflchtigungen der Gefängniffe durch den Oberftaatsanmwalt oder durch 
einen beauftragten Staatsanwalt ($ 4 Abf. 3 der allgemeinen Berfügung vom 
14. Auguft 1879, Juſt.⸗Miniſt.Bl. S. 242), fowie die Beſtimmungen von den 
Rechnungsreviſoren vorzunehmenden Reviſionen (Gcejchäfts » Anweifung vom 
30. Oftober 1879, Juſt.⸗Miniſt.Bl. S 427) nicht berührt. 

Berlin, den 24. Mai 1880. 


Der Yuitizminifter. 
I. 2089. Friedberg. 


Berichiedenes. 
54. 


Das Halten der Beitfchrift: „Forſtliche Blätter betr. 


EireularsBerfügung bes Minifters für Landwirthihaft zc. an fänmtliche Königl. Regterungss 
Prãſidien (ercl. zu Sigmaringen) und an bas Bräfibium ber Königl. Finanz = Direktion 
zu Hannover. III. 9016. 

Berlin, den 10. November 1880. 

Bei der nicht zu verlennenden Bedentung, welche die von den Herren Ober⸗ 
gorftmeiftern Grunert und Borggreve gemeinichaftlid Heransgegebene, im 
Berlage von Greßner und Schramm zu Keipzig erfcheinende Zeitfchrift: 
„Forſtliche Blätter” fpeziell für die preußiſche Staatsforfiverwaltung hat, 
muß e3 ganz befonder3 erwünſcht erjcheinen, diejelbe den Mitgliedern des dor» 


| 
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tigen Collegiums dadurch zugängli zu machen, daß dieſelbe wenigſtens in 
einem &remplare flir die dortige Bibliothek befchafft wird. Ich nehme daher 
Beranleffung, dem Königlichen NRegierungs-Präfbium (Präfidium der König- 
Then Yiuanz-Direktion) hinfort das Halten diefer Beitfchrift für die dortige Bi⸗ 
bliothet, fofern ſolches nicht bisher bereit geſchehen fein follte, auf das Drin- 
gendſte zu empfeblen. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen uub orften. 
Zucins. 


Berfonalien. 
85. 


Veränderungen im Königl. Forft- und Iagdvermaltungs-Perfonal 
vom 1. October bis Ende Dezember 1880. 
(Im Anſchluß an den Art. 84 6. 358 bes XII. Bandes.) 


I. Bei ber Eentral-Zorfiverwaltung und ben Yorfi-Alabemien. 

Ulrici, Landforfimeifter in Berlin, zum Oberlandforfimeifter und Director ber 
Abtheilung III. (fiir Forſten) des Minifterii für Landwirthſchaft, Domainen 
md Forſten eruannt. 

Cornelius, Geheimer Negierungs- und vortragender Rath im Minifterium 
für Landwirtbichaft, Domainen und Forſten (Referent für die Baufachen), 
zum Geheimen Ober-Regierungs-Rath ernannt. 

Dem Privatdocenten an der Univerfität zu Göttingen Dr. Eggert if weiter 
für das Winterfemefter 1880/81 der Unterricht in den allgemeinen Staats- 
wiffenichaften bei der Yorft-Alademie zu Münden übertragen. 

Dr. Dandelmann, Oberforfimeifter und Director der Forft - Alademte zu 
Eherswalde, zum Oberforfimeifter mit dem Range der Räthe dritter Klafie, 
unter Belaffuug in feiner gegenwärtigen Stellung, ernannt. 

Waechter, Oberforfimeifter zn Oppeln, zum Öberforfimeifter mit dem Range 
der Näthe dritter Klaffe und vortragenden Rath ım Minifterium für Land- 
wirthichaft, Domainen und Forften ernannt, 

Confantin, Forftmeifter zu Erfurt, als Hilfsarbeiter in das Minifterium flr 
Landwirtbichaft, Domainen und Forſten berufen. 

Dem Geheimen Regiftrator von Rieſenthal (Geb. Journal) ift der Charakter 
als Oberförfter beigelegt worden. 

Den Oberförfter-Randidaten Hoffmann ift die Dienſtleiſtung eines Affiftenten 
des Profeſſors der Zoologie bei der Forfi-Alademie zu Eberswalde über: 
tragen worden. 

Loewe, Geheimer Ober-Regierungs-Rath und Juſtitiar der Abtheilung für 
Forſten des Minifterii fiir Landwirthſchaft, Domainen und Forſten pen- 
fionirt. 

Hoppe, bisher Secretariat3-Affiftent und Hillfsarbeiter in der Beh. Forſt⸗Re⸗ 
giftratur, zum Geheimen Regiftrator ernannt. 
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IL. Bei den Provinzial-Berwaltungen ber Etaatsforften. 
A. Geftorben. 
Aubagen, Forſtmeiſter zu Hannover. 
Gundel, orfimeifter zu Gaflel. 
Harder, Oberförfter zu Rihlich, Neg.-Bez. Bromberg. 


B. Berfegt ohne Aenderung des Amtsharacters (zugleidh mit 
Angabe über neu gebildete Berwaltungs- und Inſpections— 
Bezirke). 

Heinzmann, Oberiörfter, von Hilchenbach, Oberf. Lügel-Bilftein, Reg⸗Bez. 

Arnsberg, nah Lindau, Oberf. Catlenburg, Prov. Hannover. 

Dem Oberförfer Malchus zu Knejebed ift Die Verwaltung der aus den beiden 
Dberförftereien Emmen und Kneſebeck zufammengezogenen Oberforſerei 
Kneſebech, Provinz Hannover, definitiv übertragen worden. 

Die Oberförfterei Emmen ift mit der bisherigen Oberförfterei Kneſebeck zu einer 
Oberförfterei Kneſebeck, Provinz Hannover, vereinigt worden (ſ. vorhin). 
Der Name der bisherigen Oberförfterei Zoffen, Reg.Bez. Potsdam, if, dem 
Wohnſitze des Oberförfters entfprechend,, in Cummersdorf umgeändert 

worden. 


C. Zum OÖberförfter wurde ernannt und mit Beftallung verfeben: 


Sabartb, Oberf.-Kand. und Lieut. im Weit. Yeldjäger- Corps, zu Günters- 
berg, Oberf. Erofien, Reg.Bez. Frankfurt a. O. 


D. Mit Borbehalt der Ausfertigung der Beftallung und Fe. 
ftellung der Anciennetät. 
Wernhart, Oberförfter-Rand. zu Hilchenbach, Oberf. Lützel⸗Bilſtein, Reg.-Bez. 
Arnsberg. 


E. Die bei der definitiven Anftellung als Oberförfter vorbebal- 
tene Beftallung hat erhalten: 


Greve, Oberförfter zu Schneden, Reg.-Bez. Gumbinnen. 


F. Zu Revierförftern murden definitiv ernannt: 
Förfler Grebe zu Winfen a. d Aller (Revierförfterftelle Deveigänne), Oberf. 
Fuhrberg, Prov. Hannover. 
Förſter Koch zu Cappe, Oberf. Zehdenick, Reg.Bez. Potsdam. 


G. Als interimiſtiſcher Revierförſter wurde berufen: 
Förſter Michelis nach Steina, Oberf. Lauterberg, Prov. Hannover. 


H. Den Charakter als Hegemeifter haben erhalten: 
Föriter Sacher zu Hochwald, Oberf. Kottwig, Neg.-Bez. Breslau. 
»  oerfter zu Strachate, Oberf. Kottwig, Reg.⸗Bez. Breslau. 
„Jaaeſchke zu Regnig, Oberf. Nimkau, Reg.-Bez. Breslau. 
„ Koch zu Friedenshain, Oberf. Schönthal, Neg.- Bez. Marienwerbder. 
„ Arndt zn Waldkranz, Oberf. Edftelle, Reg.Bez. Bofen. 
„ Roſhſe zu Linow, Oberf. Oberfier, Reg.-Bez. Cöslin. 
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J. Forftlaffenbeamte. 
Dem Domainen-Rentmeifter und Forftlaffen » Rendanten Rusdom zu XTrep- 


tow a. T., Reg.⸗Bez. Stettin, if der Eharacter als Nechnungsrath ver- 
fiehen worden. 


56. 
Orben8-Berleihungen 


om Forfi- und Jagdbeamte vom 1. October bis Ende 
Dezember 1880 *). 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Artikel 85 ©. 361 des XII. Bandes.) 


A. Der Kronen-Orden III. Klaſſe. 
Freiherr vou der Red, Oberforfimeifter zu Diüffeldorf. 
B. Der Rothe Adler-Orden IV. Klaffe. 

Zange, Oberf. zu Riechenberg, Oberf. Liebenburg, Prov. Hannover (bei der 
Benftonirung). 

Nedemann, Oberf. zu Sillium, Prov. Hannover (bei der PBenftonirung). 

Jasper, Oberf. zu Yamfpringe, Brov. Hannover (bei der Benflonirung). 

Rietzſſchel, Hegemeifter zu Fuchſsberg, Oberf. Banten, Reg.⸗Bez. Liegnig (mit 
der Zahl 50). 

C. Der Kronen-DOrden IV. Klaffe: 

Koch, Revierförfter zu Rahden, Oberf. Hausberge, Reg Bez. Minden (bei ber 
Benflonirung). 

Schoen, Revierförfter za Klink, Oberf. Wadern, Reg.⸗Bez. Trier (bei der Pen- 
fionirung). 

Rollwagen, Hegemeifter zu Scaby, OÖberf. Friedersdorf, Neg.-Bez. Potsdam 
(mit der Zahl 60). 

Beinmann, Nevierförfter zu Görlig, Oberf. Tiebemühl, Neg.-Bez. Königsberg 
(mit der Zahl 50). 

Kaufmann Walmuth, Unterforflaffen-Rendant zu Wolgaft, Reg.⸗Bez. Stral- 
fund (beim Ausfcheiden aus dem Staatsdienfte). 


D. Das Allgemeine Ehrenzeichen. 

Lüttich, Höriter zu Greppin, Oberf. Zöderit, Reg.Bez. Merjeburg (bei der 
Benftonirung). 

Siegfried, Förfter zu Krügershorft, Oberf. Grünau, Reg.-Bez. Potsdam (bei 
der Penftonirung). 

Grunewald, Förfter zu Hohenbrüd, Oberf. Hohenbrid, Reg.-Bez. Stettin 
(mit der Zahl 50). 

Müller, Communal-Förfter zu Gehlert, im Amte Hachenberg. Reg. Bezirk 
Wiesbaden. 


*) Die Ehargen und Wohnörter der Drdensempfänger find angegeben, wie fie zur Beit 
der Berleihungen waren. 
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Woite, Förſter zu Sellenwalbe, Oberf. Menz, Reg.-Bez. Potsdam (mit der 
Zahl 50). 

Engler, Yörfter zu Brodden, Oberf. Selgenau, Reg.-Bez. Bromberg (bei der 
Benfionirung). 

Baumann, Förfter zu Kotſchanowitz, Oberf. Bodland, Reg.-Bez. Oppeln (mit 
der Zahl 50). 

Hanje, Förfler zu Obervorſchütz, Oberf. Yritlar, Reg.⸗Bez. Caſſel (bei der 
Penfionirung). 

Brandt, Förſter zu Erkner, Oberf. Söpenid, Reg.-Bez. Potsdam (mit der 
Zahl 50). 


E. Andermweitige Auszeihnungen. 


In Anuerkennung lobenswertber Dienſtführung find von Sr. 
Ercellenz dem Herrn Minifter Ehrenportepee’s verliehen worden: 
Dem Förſter Peſchel zu Nippern, Oberf. Nimlau, NReg.-Bez. Breslau. 

n „ Scholz zu Garlsberg, Oberf. Earlsberg, Reg.-Bez. Breslau. 

» Elsner zu Pohldorf, Oberf. Neffelgrund, Reg.⸗Bez. Breslan. 
" „Schomburg II. zu Frauenmwald, Obrf. Hinteruah, R.⸗B. Erfurt- 
„Junk zu Forfihaus Halberg, Oberf. Saarbrüden, R.-B. Trier. 
„ Haad zu Bifhofsthron, Dberf. Morbach, Reg.-Bez. Trier. 
" Hegemeifter Rammifch zu Springiersbad), Fe Wittlich, R.-B. Trier. 
„Förſter Jung zu Theerofen, Oberf. Buchwerder, R.-B. Poſen. 
" » Bintig zu Bieglei, Oberf. Zirke, R.B. Bofen. 





Berſicherungsweſen. 
37. 


Die den Bezirksvorſtänden des Brandverſichernngs-Vereins zu 
gewährende Hülfeleiftung durd; das Bürenuperfonal betreffend: 


Circ.⸗Verf. der Minifter des Innern, der Finanzen und für Landwirthſchaft 2c. an fämmt: 
lihe Königlide Regierungs:Präfidien (excl. Sigmaringen) und an ben Herm Bräfidenten 
der Königl. Finanzbirection zu Hannover. 

5. M. 116111. M. f. Low. III. 8281. M. d. Inn. I. A. 8164. 


Berlin, den 8. Januar 1881. 


In verjchiedenen Bezirken ift die Thätigkeit des Bezirksvorſtandes des neu 
gegründeten Brandverficherungs -Bereind Preußiicher Tyorfibeamten dadurch be- 
hindert gewejen, daß ihnen zur Bewältigung der Arbeitslaf nıcht die erforderliche 
Büreaubilfe zu Gebote Hand. Bei dem unvertennbar großen Intereſſe, weldyes 
der Staat an einer gedeihlihen Entwidelung des Bereins hat und welches ſich 
baupifädli in der Sicherftellung der Forfibeamten gegen Bermögensverlufte 
durch rachſüchtige Brandlegung und auch durch größere Sicherung der Forſt⸗ 
dienftgebäude zeigt, tragen wir fein Bedenken, dem Königlichen PBräftdio dringend 
zu empfehlen, Sich die Förderung der Intereſſen des bezeichneten Vereins, jo- 
weit es nur irgend tbunlich, angelegen fein zu laflen. Namentlich ermädhtigen 
wir das Königliche Präfidium, den Bezirks. BVorftänden des Vereins die erfor- 
derliche Arbeitshülfe durch das Büreauperjonal ohne Entſchädigung leiften 
zu lafien. 

Unabwendbar nothwendige jählihe Ausgaben an Borto, Papier zc. wird 
der Verein zu erflatten baben und wolle das Königliche Präfidium derartıge 
Koften aus dem Bedürfnißfonds vorſchußweiſe zahlen laſſen und amı Jahres: 
ſchluſſe zur Erftattung liquidiren. Dabei können ev. Anträge auf Gewährung 
von Nemunerationen aus dem Bereinsionds an foldhe Beamte geftellt werden, 
welchen befonders erhebliche Mühwaltungen erwachſen find. 


Die Miniſter 


des Innern. der Finanzen. für Landwirt ag Domänen 


Graf Eulenburg. Bitter. Lucius. 


Jahrb. d. Br. Forſt⸗ und Jaad⸗Geſetzg. XIII. 8 
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89. 
Die erfle ordentlidye beneral-Verfammlung des Brandverficherungs- 
. Vereins Dreußifcher Forfibeamten. 


Die erfte ordentliche General⸗Verſammlung des Brandverfihernngs-Bereins 

Breußifcher Forfibeamten findet 
am 20. Mai d. Is. Bormitiags 10 Uhr 
im Saale des Deſſaner Gartens hierjelbft, Defiauerftraße 3 ftatt. 

Die nad $ 13 der Statuten des Verein! zur Theilnahme an der General: 
Berfanmlung Berechtigten werden zu derfelben eingeladen. Bezüglich der Legiti- 
mation der XTheilnehmenden wird auf den $ 16 der Statuten verwiejen. 

Die zur Borlage gelangenden Schriftftiide, als Fahresberiht und Rechnung 
pro 1880 und der Etat pro 1881, können im landwirtbichaftlihen Minifterium 
im Zimmer No. 18. II Treppen während der gewöhnlichen Dienfiftunden ein- 
geſehen werben, 

Berlin, den 15. März; 1881. 

Direltorium 

des Brandverſicherungs⸗Vereins Preufifcher Korfibeanten. 

gez. Ulrici. 


Berwaltungs- und Schutzperſonal. Gehalte und Emolu- 
mente. Benfionirungen, Alters⸗, Wittwen- und Waiſen- 
Berforgung. 

40. 


Statut der Seyberth'ſchen Auguft und Minden -Stiftung zur 
Ausbildung von Rindern von Forſtſchutzbeamten im Regiernngs- 
bezirk Wiesbaden. 

Auf den Beriht vom 5. Juli d. J. will Ich der mit einem Kapitale von 
Bierzigtanfend Markt in Wiesbaden zur Ausbildung von Kindern von Yorft- 
fyugbeamten begründeten „Seyberth’fhen Auguft und Mindhen- Stiftung“ 
hierdurdy Meine Genehmigung ertheilen und derjelben auf Grund des zurüd- 
folgenden Statuts vom 24. April 1880 die Rechte einer juriſtiſchen Perjon 
verleihen. ' 

Schloß Mainau, ben 16. Juli 1880, 

gez. Wilhelm. 
993. Graf Eulenburg. Lucius. Friedberg. 
An die Minifter des Innern, für Landwirthſchaft, Domänen und Forften und 
der Juſtiz. 


Ausgefertigt unter Siegel und Unterſchrift. 
Wiesbaden, den 25. Auguft 1880. 
(L. S.) 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
von Reichenau, 
v. c. 
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Die Frau Louiſe Seyberth geborene Schapper, Frau Elife Eafjel- 
mann geborene Schapper, Träulein Amalie Schapper, und Fräulein 
Maria Schapper, ſämmtlich zu Wiesbaden, haben gleichantheilig ein Kapital 
von Bierzigtaufend Mark zur Begründung einer Stiftung gewidmet, welche den 
Zweck verfolgt, hülfsbedürftigen Waiſen und Kindern von Forfiichugbeamten 
welde im Regierungsbezirk Wiesbaden im Staats-, ECommunal- oder Privat⸗ 
dienft dienen oder gedient Haben, zur Ausbildung für einen Beruf Unterftügungen 
zu gewähren. Die Unterftägung taubflummer, blinder oder ſchwachſinniger 
Kinder zur Ausbildung für einen Erwerbszweig ift dur Aufnahme in die be- 
treffenden Bildungsanitalten nicht ausgeichloffen. 

Die unterzeichneten Stifterinnen baben für die vorbezeichnete Stiftung, 
welche zur Erinnerung an den Forftcandidat Auguft Seyberth und deſſen 
Schweſter Minden den Namen „Seyberth’ihe Auguft und Minden-Stiftung“ 
führen und ihren Sig und Gerichtsftand in der Stadt Wiesbaden haben joll, 
das nachfolgende Statut aufgeftellt. 

$ 1. Das Grundfapital der Stiftung, welches unangreifbar fein foll, be- 
fieht in dem Fonds von 40,000 Mar. 

Zur Sicherheit für diefe mit 5% zu verzinfende Forderung der „Seyberth- 
ihen Auguſt und Minden-Stiftung“ im Betrage von Bierzigtaufend Mark ver: 
pflichten fi die Stifterinnen, fobald diefe Statuten höheren Orts genehmigt 
find, auf der den Stifterinnen gehörigen, in der Louifenftraße Nr. 7 zu Wies- 
baden belegenen Hofraithe eine HYige Hypothek von Bierzigtaufend Mark zu 
Gunften der Stiftung gerichtlich zu beftellen. 

Diefe Hypothek ift,. jo lange noch eine der Stifterinnen lebt, Seitens der 
Stiftung nicht Eindbar. Dagegen fleht es den Stifterinnen frei, die Hypothel 
jederzeit ganz oder theilweife abzutragen. 

Zinfen von der vorbezeichneten Hupothel werden während der Lebenszeit 
der Stifterinnen nicht fällig. Erſt nad dem Tode der Leglebenden der Stifte- 
rinnen tritt die Stiftung in den Genuß diefer Zinfen ein. 

Wird dagegen die Hypothek ganz oder theilweije abgetragen, fo fließen die 
Zinfen von den zur Auszahlung gelangten Summen der Stiftungslaffe zur 
ftiftungsgemäßen Verwendung alljährlich zu. 

Sobald die Stiftung in den Genuß der Zinfen des ganzen Grundfapitals 
eingetreten fein wird, fol von den jährlihen Einnahmen aus diefen Zinfen vorab 
Einfünftel dem Kapitalvermögen fo lange zugeführt werden, bis dasjelbe den 
Betrag von Hunderttaufend Mark erreicht haben wird. 

Bid zu diefem Zeitpunkte fol auch Einviertheil der Jahresbeiträge der Mit- 
glieder der Stiftung ($ 20) dem Kapitalvermögen zugeführt werden. 

Für die Belegung des Kapitalvermögens if der $ 39 der Vormundſchafts⸗ 
ordnung vom 5. Juli 1875 (8.-Sammlung ©. 439) maßgebend. 

$ 2. Die jährliden Einnahmen der Stiftung erwachſen: 

a) aus den Zinjen des Kapitalvermögens, 

b) aus Legaten und Schenkungen, bei welchen nicht Anderes beftimmt ift, 

c) aus den jährlichen Beiträgen der Mitglieder der Stiftung. 

$ 3. Aus den jährlichen Einnahmen werden zunähft die Waifen und legiti- 
men Kinder von Wittwen der Forftihutbeamten im Regierungsbezirte Wiesbaden 
unterſtützt. Sind folde nit vorhanden oder ausreichend unterſtützt, fo können 
auch joldde Kinder, deren Vater noch Lebt, Unterftügung erhalten. Kinder, deren 
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Bäter Mitglieder der Stiftung find, resp. bis zu ihrem Tode waren, genießen 
das Borredit. 
Bei gleicher Bedürftigkeit fol denjenigen Kindern der Vorzug gebühren, 
deren Bater im Jahre 1866 zum Naflauifhen Untertbanen-Berbande gebörte 
und — fofern derfelbe am 31. Dezember 1880 lebte — der Stiftung al3 ordent- 
liches Deitglied beigetreten iſt. 
$ 4. Jeder Forfiihusbeamte im Staats⸗, Communal- oder Privatdienft 
innerhalb des Regierungsbezirts Wiesbaden Hat das Recht, der Stiftung als 
ordentliches Mitglied beizutreten und behält dafjelbe auch im Falle feiner Ber- 
fegung in den Ruheſtand. 
Diefe Mitgliedfhaft wird erworben durch Zahlung eines jährlichen @eld- 
betrags von mindeftens 50 Pfennigen. Sie gebt verloren durch freiwilligen 
Anstritt oder durch Verweigerung des Beitrags nach vergeblidher durch das 
Guratorium erfolgten Mahnung. 
Ein Eintrittsgeld bat nicht zu zahlen, wer bis zum 1. Januar 1881 und 
mer fpäter im Laufe des erfien Jahres feiner definitiven Anftellung als Förfter 
oder Waldwärter Mitglied der Stiftung geworden if. Alle fibrigen Berfonen, 
welche ungeachtet vorberiger Aufforderung der Stiftung nicht rechtzeitig als Mit- 
glieder beigetreten find, haben ein Eintrittsgeld, die verbeiratheten von 6 Darf, 
die unverberratbeten von 3 Mark zu zahlen. Der Generalverſammlung ftebt 
das Recht zu, das Eintrittsgeld zu ermäßigen. 
Zu Ehrenmitgliedern der Stiftung können Förderer derjeiben auf Vorſchlag 
de3 Euratoriums von der Seneralverfammlung ernannt werden. 
Die jeweiligen Oberforflmeifter, Forſtmeiſter und Oberförfter des Regie⸗ 
rungsbezirts Wiesbaden find ftändige Ehrenmitglieder, ohne daß es einer be⸗ 
fonderen Ernennung hierzu bedarf. Die Oberförfter werden, foweit diejelben 
bierzu ſich bereit erflären, in ihrem Bezirke die Mitgliederbeiträge erheben und 
an den Rechner abführen. 
8 5. Alle Mitglieder haben das Recht, an den Generalverfammlungen mit 
beratbender Stimme Theil zu nehmen und Anträge für diefelben bei dem Cura⸗ 
torium zu ftellen. 
Die ordentlichen Mitglieder haben außerdem: 
a) das paffive Wahlrecht zum Mitgliede; des Euratoriums und zum Ber: 
trauensmaun ($ 7 und 8), 

b) das aktive Wahlrecht zur Wahl der Vertrauensmänner und 

c) einen Anipruch darauf, daß ihre bälfsbebürftigen Kinder und Waifen bei 
Bertheilung der Stipendien vorzugsweiſe berüdfichtigt werden. 

$ 6. Mit ihrem Eintritt übernehmen die Mitglieder die Verbindlichkeit, die 
Statuten zu befolgen und die Zmede der Stiftung nad Kräften zu fördern. 

$ 7. Die ordentlichen Mitglieder gliedern ſich nach den beftebenden Forſt⸗ 
infpettionsbezirten in Zweigvereine. In jedem derjelben wird ein Bertranens- 
mann (nebfi einem Stellvertreter) von den, Mitgliedern auf je zwei Jahre gewählt, 
welcher die gefchäftliche Verbindung mit dem Euratorium zu unterhalten und 
den AZweigverein in der Generalverſammlung zu vertreten bat ($ 18). Die Wahl 
wird zum erfien Male von dem betreffenden Forftmeifter, fpäter von dem jeweiligen 
Bertranensmann veranlaßt und erfolgt durch eine Eurende. Als gewählt gilt 
derjenige, welcher von den Abflimmenden mehr als die Hälfte der Stimmen er- 
halten Hat. Hat keiner mehr als die Hälfte der Stimmen erhalten, jo findet 
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eine engere Wahl zwifchen denjenigen zwei Perfonen ftati, welche die meiften 
Stimmen erhalten haben. Falls mit diefen beiden Perfonen oder der zweiten 
derjelben noch andere Mitglieder gleichviel Stimmen erhalten baben ſollten, fo 
enticheidet das 2008 darüber, welche Perſonen, oder welche Perſon zur engeren 
Wahl zu bringen find. Die Loosziehung, ſowie die Feſtſtellung der Wahl jedes 
Bertrauensmannes erfolgt durch das Euratorium. 

$ 8. Die Stiftung wird verwaltet dur ein Euratorium, weldhes aus 

fieben ordentlihen oder Ehrenmitgliedern befteht: 
a) dem Direltor, 
b) deffen Stellvertreter, 
c) dem Schriftführer, 
d) dem Rechner und 
e) drei Beifigern. 

Als Direktor fungiert der jeweilige Oberforfibeamte zu Wiesbaden. Sofern 
derjelbe diefe Ehrenftelle jedoch nicht follte Übernehmen oder beibehalten wollen, 
erfolgt die Wahl des Direktors durch die Generalverfammlung aus der Zahl 
der Ehrenmitglieder. 

Defien Stellvertreter, der Schriftführer und der Rechner werden aus der 
Zahl der Ehrenmitglieder, die drei Beifiger aus der Zahl der ordentlichen Mit- 
glieder von der Beneralverfammlung gewählt ($ 17). 

F 9. Die Funktionsdauer der gemäblten Mitglieder des Curatoriums beträgt 
vier Jahre. Alle zwei Jahre fcheiden drei, bezw. — wenn aud der Direltor 
gewählt wird und defien vierjährige Funktionsdauer abgelaufen ift — vier aus: 
worüber zum erften Male das Loos entfcheidet, jedody können die Ausfcheidenden 
wieder gewählt werden. 

Wird das Euratorium durch Sterbefall oder Austritt unvollzählig, fo ift es 
befugt, fich biß zur nächſten Generalverfjammiung dur Erfagwahlen felbft zu 
ergänzen. 

F 10. Das Euratorium führt die Geſchäfte ſelbſtſtändig, ſoweit es nicht 
durch die gegenwärtigen Statuten oder durch Beichlüffe der Generalverjammlung 
darin befchränft wird. 

Daffelbe vertritt die Stiftung nad allen Seiten, namentlich auch bei Rechts⸗ 
fireitigleiten vor Gericht und aud in ſolchen Angelegenheiten, welche nach den 
Geſetzen eine Spezialvollmacht erfordern, mit Subftitutionsbefugniß. 

Es verwaltet das Bermögen der Stiftung und forgt für möglichft fichere 
Anlage und Vermehrung der Fonds (8 1). 

Es prüft die eingehenden Geſuche um Stipendien nad Maßgabe der Be- 
dürftigleit uud Wiürdigleit der Beamten ($ dc.) 

Es erftattet der Generalverfammiung alljährlich einen Rechenſchaftsbericht 
über den Stand und die Wirkſamkeit der Stiftung unter Anfügung der abge- 
ſchloſſenen Jahresrechnung und des Berichtes des Rechnungs. Prüfungs-Ausfchuffes 
($$ 15 und 23). 

Die Ausfertigungen der Beichlüfle des Euratoriums werden von dem Direltor 
und in defien Berbinderung von feinem Stellvertreter unterzeichnet. Urkunden, 
welche die Stiftung vermögensrechtlich verpflichten follen, find unter defien Firma 
vom Borfizenden des Euratoriums und deſſen Schriftführer — oder deren Stell- 
vertreteer — zu vollziehen. Zur Legitimation dieſer Vorfiandsmitglieder nad) 
Außen dient ein Atteft des Bürgermeifters zu Wiesbaden, welchem zu biefem 
Behufe die jedesmaligen Wahlverhandlungen mitzutheilen find. 
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Alle Einnahmen und Ausgaben find durch den Direktor, im alle der Ver⸗ 
binderung defielben durch deſſen Stellvertreter anzuweiſen. 

$ 11. Die Gefchäfte des Curatorinms werden in Sigungen, zu denen der 
Direktor durch den Schriftführer fchriftlich unter Mittheilung der Tagesordnung 
einladen läßt, collegialify berathen. Zur Faſſung eines gültigen Beſchlufſſes iſt 
die Anwefenheit von vier Mitgliedern erforderlih. Bei Stimmengleichheit gelten 
die Anträge als abgelehnt. 

Ueber jede Sigung führt der Schriftführer ein Protokoll, das von ihm und 
dem Direltor unterzeichnet, .bei den Alten binterlegt wird. Ein Auszug aus den 
Protofollen wird durd den Nechenfchaftsbericht (fiehe SS 10 und 15) gegeben. 

$ 12. Die Mitglieder des Curatoriums verfehen ihre Funktionen unentgelt- 
ih mit Ausnahme des Rechners, meld’ Iebterer eine vom Euratorium zu be- 
fimmende Gaution zu leiften bat. Diefer erhält eine Vergütung, welde auf 
Antrag des Curatoriums von der Generalverjammlung feftgefegt wird. Diele 
Bergüitung, wie die Stipendien, Auslagen für Schreibmaterialien, Drudjacdhen, 
Borto u. dgl, fowie die Neifeloften der Mitglieder des Euratoriums und der 
Deputirten gehören zu den laufenden Ausgaben. j 

Zür außerordentlide Ausgaben ift dem Euratorium ein Credit von 100 Mt. 
eröffnet. 

$ 13. Die Generalverfammlung tritt alljährlich mindeftens einmal, außerden: 
aber fonft fo oft zufammen, als dies das Curatorium nach Lage der Gejchäfte 
für erforderlich erachtet, oder wenn fünfzehn Mitglieder fchriftlich bei dem Eura- 
torium einen motivirten desfallfigen Antrag ftellen. 

$ 14. Die Berufung der Generalverfammlung und die Tagesordnung für 
Diefelbe ift mindeftens vier Wochen vor dem Termine dur das Negierungs- 
Amtsblatt zu veröffentlichen. 

8 15. Die Tagesorbnung der Generalverfammlung umfaßt folgende @e- 
genftände: 

1. Erflattung des Nechenjchaftsberichtes fiber die Wirkſamkeit der Stiftung 
und des Guratoriums im abgelaufenen Verwaltungsjahre; 

2. Borlage der abgeſchloſſenen Rechnung für das legte Kalenderjahr, ſowie 
des Berichts des Pritfungs-Ausfchuffes fiber dieſelbe; 

3. Genehmigung der Stipendien, welche durch das Guratorium vorge. 
ſchlagen werden; 

4. Borlage der Wahlen für das Euratorium; 

5. Bezeichnung des im nächſten Fahre in Yunktion tretenden Rechnungs- 
Prüfungs-Ausschuffes; 

6. etwaige Mittheilungen Des Euratoriums, fowie Anträge und Wünſche 
defielben, der Deputirten und der Mitglieder. 

Befondere Yälle, in welchen eine Beichlußfaffung der Beneralverfammlung 
einzutreten hat, find verzeichnet in den SS 4 (al. 3 und 4), 7, 8 (al. 3), 16 (al. 3), 
19 (al. 2, 3 und 4), 24 und 25. 

F 16. Die Verhandlungen der Generalverfammiung leitet dev Direktor, in 
defien Berhinderung ein anderes vom Curatorium bezeichnetes Mitglied defielben. 

Sie find öffentlich, können aber auf den von der Berfammlung angenom⸗ 
menen Antrag eines Mitgliedes in vertrauliche verwandelt werden. 

Das Protokoll über die Verhandlungen der Generalverfammiung führt ber 
Schriftführer des Curatoriums. 
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Daffelbe wird von diefem und dem Direktor oder deffen Stellvertreter, ſowie 
von zwer durch die Generalverfammlung zu beftimmenden Deputirten unterzeich- 
net und in das Archiv des Vereins hinterlegt. 

Am Laufe der Debatte geftellte Anträge find fchriftlih dem Borfigenden zu 
fibergeben. 

8 17. Zur Theilnahme an den Berathungen der Generalverfammlung find 
alle Mitglieder der Stiftung beredhtigt, ſowie alle von denfelben eingerührten 
Freunde der Stiftung. Beide haben ſich in die aufzulegende Präfentenlifte ein- 
zutragen. 

An den Beichlußfaffungen wirkten als ftimmberedhtigt die Depntirten der 
Zweigvereine (vergl. SS 7 und 18) fowie der Direltor und zwei weitere vom 
Enratorium gewählte Mitglieder deſſelben mit. Feder Deputirte der Zweig⸗ 
vereine (fiehe $ 7) führt eine Stimme; ebenſo jedes der drei Mitglieder des 
Euratoriums. 

Zur Beichlußfähigkeit der Beneralverfammlung ift die Anweſenheit von fieben 
ftimmberedhtigten Mitgliedern erforderlich. 

Hat eine Generalverfammlung wegen Beſchlußunfähigkeit verlegt werden 
müfſen, fo ift die demnächſt einzuberufende neue Generalverſammlung fchon bei 
der Anmefenheit von fünf ſtimmberechtigten Mitgliedern beichlußfähig, jofern auf 
diefe Folge bei der Einladung ausdrücklich aufmerkſam gemacht if. 

Abgeſehen vom alle der Stimmengleidhheit, bei welcher das Votum des 
Direktors entfcheidet, werben Beichlüffe nach der abfoluten Stimmenmehrheit 
gefaßt. 

Eine Statutenveränderung aber kann nur durch Dreiviertheile der anweſenden 
fiimmberedtigten Deputirten befchloffen merden. 

Ueber die Form der Abſtimmung (mündlich, verdedt oder durch Acclanıation zc.) 
enticheidet die Berfammlung. Die Wahl der Mitglieder des Curatoriums muß 
jedoch vermittelt Stimmzettel vorgenommen werden. 

$ 18. Als Deputirte fungiren die Bertrauensmänner der Zmeigvereine und 
im Berbinderungsfalle die Stellvertreter derſelben (fiebe $ 7). Der Deputirte 
bezw. deffen Stellvertreter erbringt feine Legitimation durch eine Beſcheinigung 
des Wahlvorftehers. 

8 19. Die fiftungsmäßige Geldunterftligung wird in der Regel in der Form 
von Stipendien auf ein oder mehrere Jahre gewährt im Betrage von 60, 9%, 
120, 150, 180 und 00 Mark. 

Es bleibt dem Euratorium anheimgeftellt, gegebenen Falls auch eine geringere 
Unterftügnng bei der Generalverfammlung in Vorſchlag zu bringen. 

Die Erhöhung der Stipendien unterliegt der Befchlußfaffung der General- 
verfammlung. Wenn der Stiftung zum Zwecke der Gründung befonderer Stipendien 
größere Schentungen zugewendet: werden, fo ift die Generalverſammlung befuat, 
ſolchen Stipendien die Namen der Geber beizulegen. 

5 2. Die Stipendien werden ans den disponiblen Zinſen des Stiftungs. 
vermögen® und Dreiviertheilen der Mitgliederbeiträge beftritten. Einviertheil 
fämmtlicdher Mitgliederbeiträge ift dem Kapitalvermögen fo lange zuzuführen, bis 
dafielbe die in $ 1 genannte Höhe erreicht hat. 

Die Stipendien werden durch den Rechner ausgezahlt, die größeren in halb⸗ 
jährigen Raten und die zweite Nate auf Vorlage eines neuen Zengnifles über 
Fleiß, fittlide Führung und Fortſchritte des Stipendiaten. 
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$ 21. Der Zermin zur Einreihung der Geſuche um Verleihung eines 
Stipendinms wird in jedem Jahre frühzeitig durch das Regierungs-Amtsblatt 
ansgeichrieben. 

$ 22. Die Geſuche um Verleihung eines Stipendiums, über deren Abfaffung 
eine Inſtruktion ertheilt werden wird, find an das Zuratorium portofrei zu richten. 

Das Euratorium bat diefelben einer eingehenden Prüfung zu unterziehen 
und auf Grund diefer feine Anträge auf Bewilligung der Stipendien bei der 
Generaiverfammlung zu ftellen; der Letzteren find jedoch alle eingegangenen Ge- 
inde nad) ihrem weſentlichen Inhalte zur Kenntniß zu bringen. 

Werden die Anträge des Curatoriums insgefammt oder einzeln auch nur 
von einem Deputirten beanftandet, fo treten der Direltor und zwei Mitglieder des 
Eurstoriums mit drei von der Verfammlung zu wählenden Deputirten unter 
dem Borfite des Direktors zu einer Commiſſion zuſammen, die in nicht öffent- 
liher Sitzung zu entjheiden hat. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Direktors den Ausfchlag. 

$ 23. Die Prüfung der Rechnung über das letzte Kalenderjahr wird durch 
einen von der Generalverfammlung zu wählenden Ausſchuß vollzogen, der aus 
drei Mitgliedern oder Ehrenmitgliedern befteht. 

Die Rechnung nebft Belegen bat der Rechner an diefen Ausſchuß bis zum 
1. Inli jeden Jahres portofrei zu jchiden. 

8 24. Wenn über die Auslegung der Statuten Meinungsverfchiedenheiten 
entfteben, fo enticheidet darüber die Majorität des Curatorinms mit Vorbehalt 
des Necurjes an die Generalverfammlung (für die Mitglieder) und des Rechts⸗ 
weges (für Dritte). . 

$ 25. Abänderungen des Statuts, welche den Sig, den Zwed und die 
äußere Vertretung der Stiftung betreffen, ſowie Beſchlüfſe, welche die Auflöfung 
der Stiftung zum Gegenftande haben, bedürfen landesherrlicher Genehmigung. 

Sonftige Statutenänderungen find von der Zuftimmung des Ober-Präfiden- 
ten der Provinz Hefien-Naffau abbängig. 

$ 26. Bis zum 1. Januar 1881 bilden folgende Ehrenmitglieder: 

a) der Oberforfimeiiter Tilmann als Direftor, 
b) Forfimeifter Roth als deſſen Stellvertreter, 
c) der Forftmeifter Küfter als Schriftführer, 
d) der Oberförfter Huthfteiner als Rechner, 
e) der Forſtmeiſter von Maſſenbach, 
f) der Regierungsratb Sartorius, 
g) der Yorftmeifter Lenders, 
ein proviforifches Curatorium, welches die im $ 8 der Statuten vorgejehene Ber: 
waltung und die rechtliche Vertretung der Corporation bildet. Im Laufe des 
Jahres 1880 hat daflelbe die erfle Beneralverfammlung zu berufen und tritt dad 
von derielben gewählte Kuratorium vom 1. Januar 1881 ab in Wirkjamteit. 
Wiesbaden, den 24. April 1880. 
Amalie Schapper. Tilmann, OÖberforftmeifter. 
Maria Schapper. Roth, Forftmeifter. 
Elife Caſſelmann geb. Schapper. von Maſſenbach, Forfimeifter. 
Loniſe Seyberth geb. Schapper. Küfter, Yorftmeifter. 
Sartoriug, Regierungsrath. 
Lenders, Forftmeifter. 
Hutbfteiner, Oberförfter. 
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Daß die vorjeitig untenitehenden Namensunterjchriften von den Betreffenden 
eigenhändig vollzogen worden find, beglaubigt 
Wiesbaden, den 27. April 1880. 
(L. S.) Der Königliche Polizei-Direktor. 
Dr. v. Strauß. 


41. 


Alerhöchfter Erlaß betr. die Wiederaufnahme der ans dem 
Preußiſchen Stantsdienft in den Reichsdienſt oder den Landes- 
dienft von Elfop-Lothringen übergetretenen Beamten in den 
Preußiſchen Stanatsdienft. 

Indem Ich dem Staats-Minifterium den im Einvernehmen mit demjelben 
erftatteten Bericht des Reichskanzlers vom 28. Januar diefes Jahres abfchriftlich 
zugeben laſſe, beflimme Ich, daß Meinen Beamten, welche aus dem preußijchen 
Staatsdienft in den Reichsdienſt oder den Landesdienft von Eljaß-Lothringen 
übertreten, der Regel nad ein Dimifjoriale nicht ertheilt werden und bei Eintritt 
geeigneter Balanzen ihnen die Wiederaufnahme in den preußifhen Staatsdienft 
gefihert fein fol. Bei einer ſolchen ift das Dienflalter und Dienfteinfommen des 
Beamten fo zu berechnen, als ob derfelbe im preußischen Staatsdienfte verblieben 
wäre. Die rüdfichtli der Aufnahme in den preußifchen Nichterdienft beftchenden 

Vorſchriften werden von diefer Beftimmung nicht berührt. 
j Hiernach hat das Staats-Minifterium das Weitere zu veranlaffen. 
Berlin, den 2. Februar 1881. 


Wilhelm. 
von Bismard. 
An das Etaats-Minifterium. 


42. 


Geſetz, betreffend die Bahlung der Beamtengehälter und Keftim- 
mungen über das Gnadenquartal. Vom 6. Februar 1881. 
(Geſ.Samml. ©. 17.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verortnen, mit 
Zuſtimmung beider Häufer des Landtages der Monardie, was folgt: 

$ 1. Die unmittelbaren Staatsbeamten, welche eine etatsmäßige Stelle 
beffeiden, erhalten ihre Befoldung aus der Staatskaffe vierteljährlich im Voraus. 

8 2. Die Hinterbliebenen der im $ 1 bezeichneten Beamten erhalten für 
das auf den Sterbemonat folgende Vierteljahr noch die volle Beſoldung des 
Verfiorbenen (Gnadenquartal) nad Maßgabe der KabinetSordre vom 15. No- 
vember 1819 (Gejeg-Sammi. 1820 ©. 45) (a), auch wenn derjelbe nicht in 
kollegialiſchen Verhältniſſen geftanden hat. 

8 3. Hat ein verflorbener Beamter ($ 2) eine Wittwe oder eheliche Nach⸗ 
fommen nicht binterlaffen, fo fanın mit Genehmigung des Verwaltungschefs das 
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Gnadenquartal außer den in der Kabinetsordre vom 15. November 1819 er- 
wähnten auch ſolchen Perſonen, welde die Koften der legten Krankheit und ber 
Beerdigung beftritten haben, fiir den Fall gewährt werden, daß der Nachlaß zu 
deren Dedung nicht ausreicht. 

$ 4. Die Beftimmungen dieſes Geſetzes finden auch auf die zur Dispofition 
ftehenden Beamten und Wartegeldempfänger, fowie auf deren Hinterbliebene An- 
wendung. 

$ 5. Diefes Gefe tritt mit dem 1. April 1881 in Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Jufiegel. 

Begeben Berlin, den 6. Februar 1881. 

(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kamele Gr. zu Eulenburg Maybad. 
Bitter. v. Buttlamer Lucius. Friedberg. vd. Boetticer. 


— — — — —— on 
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“ x 
Auf den Bericht des Staatsminifterii vom 3. d. M. fee Jh zur Della- 
ration meiner Order vom 27. April 1816 hierdurch fe: daß nur dasjenige 
was die Hinterbliebenen eines Beamten, der bemerkten Order gemäß, an Befol- 
dung außer dem Sterbe-Ouartal erhalten, für diefelben Gnadenbewilligung if, 
— Daß auf Letztere fein Gläubiger des Verſtorbenen Anfprud hat, — daß joldye 
der Regel nach nur der Witte, den Kindern und Enkeln, ohne NRüdficht, ob fie 
defien Erben find oder nicht, zuftebt; daß aber den Miniftern, als Departements- 
"Chefs, freigelaffen if, im Falle der Erblaffer der Ernährer armer Eitern, Ge 
chwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegelinder geweſen if, ausnahmsweije den- 
felben das Gnadengehalt anzumeifen und die Minifter jedenfalls befugt ſeyn 
follen, die Bertbeilung defielben unter die Hinterbliebenen zu reguliren und deſſen 
Berwendung zu beftimmen. Zugleich genehmige Ich, daß diefe Beftimmungen 
wegen des Gnadengehalts. auch auf den Gnabenmonat, welcher den Hinterblie- 
denen der Benfionaire außer dem Sterbemonat bewilligt if, angewendet werden. 
Berlin, den 15. November 1819. 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminifterium. 


43. 


Ermittelungen über den Rinderreichthum der Staatsforfibeamten 
betreffend. 


Cireular:Berfüg. bes Minifters für Landwirthſchaft zc. am ſämmtliche Königl. Regierungen 
(ercl. Sigmaringen) und an bie Königl, Finanz-Direktion zu Hannover. III. 1697. 
Berlin, den 19. Februar 1881. 

Es ift für ſtatiſtiſche Zwede von Intereſſe, zahlenmäpige Angaben über ben 
Kinderreichthum der in der dieffeitigen Staatsforfiverwaltung angefteliten Forſt⸗ 
beamten zu erlangen. Bezüglich der Forfiverwaltungsbeamten find die Hierzu 
erforderlichen Daten in dem über die perfünlicden und dienftlihen Berhältniffe 


— 124 — 


derfelben von den Königlichen Regierungen bierher eingereichten Jahresnachwei⸗ 
fungen enthalten, dagegen fehlen rüdfichtlich der Forſtſchutzbeamten derartige An- 
gaben hierjelbft gänzlich. Behufs Erlangung der leteren wolle daher die König- 
liche Regierung (Finanz-Direction) bei der diesjährigen Vorlage der Befoldungs- 
Eontrofe der Forftichugbeamten des dortigen Bezirks in den dabei miteinzureichenden 
Anciennetätsliften nachrichtlich bei jedem einzelnen Beamten vermerfen, ob der: 
ſelbe verheirathet reſp. Wittwer ift und mie groß event. die Zahl der zur Zeit 
lebenden Kinder deflelben. 


Der Minifter für Landwirthfchaft, Domänen und Forſten. 


Luciuß. 


44. 


Die Benrlanbung der m Forftamtsanmwälten beftellten Forſtbeamten 
betreffend. 


Cire.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthſchaft zc. an ſämmtl. Königl Regierungen — 
exel. Sigmaringen — ımb an bie Königl. Finanz-Direktion zu Hannover. III. 2014. 


Berlin, den 4. März 1881. 
Die Königlide Regierung erhält in der Anlage Abfchrift einer Verfügung 
des Herrn Inſtizminiſters an die fämmtlichen Oberſtaatsanwälte vom 17. v. M., 
betreffend die Beurlaubung der zu Forflamtsanmälten beftellten Forſt⸗ 
beamten, ‘ 
zur Renntnignahme und mit dem Auftrage, die betreffenden Korfibeamten mit 
Anweifung zu verfeben. 

Die Königliche Regierung hat einem Urlaubögefuche immer erft dann ftatt- 
zugeben, wenn der zuftändige Erfte Staatsanwalt erflärt hat, daß für die Ber- 
tretung des betreffenden Forſtbeamten in jeiner Eigenjchaft als Forſtamts⸗Anwalt 
geforgt ift. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


Berlin, den 17. Februar 1881. 

Es hat fi das Bedürfniß geltend gemacht, das Berfahren bei der Beur- 
laubung derjenigen Forflamtsanmwälte, welche Königliche Forftbeamte find, in 
einer von den beftehenden Borfchriften (Art. 8*) der Geſchäftsanweiſung für die 


*) Der Art. 8 lantet: 

Die Beurlaubung der Amtsanmwälte erfolgt bis zur Dauer von zwei Wochen 
durch den Erften Staatdanwalt am Landgeridite, für eine längere Dauer durch ben 
Oberftaatsanwalt. Sind bei einem Umtsgerichte mehrere Beamte der Staatdan- 
waltichaft angeftellt, jo ann ber erfte derjelben Urlaub bis au einer Woche bewil- 
ligen. 

Ein Amtsanwalt, an deſſen Amtsfitz kein Vorgeſetzter ſich befindet, bedarf zu 
einer Entfernung, welche die Dauer von drei Tagen nicht überfteigt, keines Urlaubs. 





Amtsanwälte vom 28. Auguft 1879, Juſtizmin.Bl. S. 260, $ 6°) der allgemeinen 
Verfügung vom 14. Januar 1880, Yuftizmin.-BL. ©. 15) abweichenden ein- 
fadyeren Weiſe zu geftalten. 

Nach einer von mir mit dem Herrn Minifter für Yandwirtbichaft, Domänen 
und Forſten getroffenen Vereinbarung fol fortan fiir die Entjcheidung auf das 
Urlaubsgeſuch ausfchließlich die dem betreffenden Beamten in feinem Hanptamte 
vorgejegte Regierung zuftändig fein, diefe jedoch einem Urlaubsgeſuche erit dann 
flattgeben dürfen, wenn der zuftändige Erfte Staatsanwalt erflärt hat, daß für 
die Vertretung des Beamten in feiner Yunctiou als Forſtamtsanwalt geforgt 
fi. Demgemäß iſt das Urlaubsgefud zwar an die Regierung zu richten, aber 
mu Briefumfchlag an den Erfien Staatsanwalt einzujenden und von diejem, mit 
feinen Bemerkungen verjeben, alsbald an die Regierung weiter zu befürderu. Bon 
den Berfügten wird die Regierung dem Erfien Staatsanwalt Mittheilung 
madyen. Eine Mitwirlung des Oberſtaatsanwalts findet, jofern nicht ein bejon- 
derer Anlaß hierzu eintritt, nicht ftatt. 

Hiernah wollen Euer Hochwohlgeboren die Erfien Staatsanwälte Ihres 
Amtsbezirk mit Anweifung verjehen. Eine entiprechende Anmeifung an die Re⸗ 
gierungen wird feitens des Herrn Minifters für Landwirtſchaft zc. erlafjen werben. 

Der Juſtizminiſter. 
gez. Friedberg. 
An ſämmtliche Königl. Herren Oberflaatsanwälte. 
1. 707. 


Geihäfts-, Kaflen- und Rechnungsweſen. 
45. 

Die Verrechnung der bei den Hodjbauten der Domänen- und 
Forfinerwaltung entftehenden Koften der Ausfchreibung der 
Teiftungen und Lieferungen ſowie des Rontraktabfchluffes betr. 
Beſcheid des Minifters für Lanbwirtbichaft 2c. an eine Königliche Regierung und abſchriftlich 
zur gleihmäßigen Beachtung an ſämmtliche übrige Königliche Regierungen, an bie Königliche 
Finanz-Pirektion zu Hannover, an die Königlihe Minifterial = Baufommiffion bier und an 
ben Direktor der Forftatademie, Herm Oberforftmeifter Dr. Dandelmann; Hochwohlgeboren 
zu Eberöwalbe und an ben Direktor der Forſtakademie, Herrn Oberforftmeifter Dr. Borggreve; 
Hochwohlgeboren zu Münden. III. 259. 

Berlin, den 29. Januar 1881. 
Auf den Beriht vom 4. d. M. wird der Königlichen Regierung erwidert, 
Daß bei den Hochbauten der Domänen» und Torfiverwaltung hinſichtlich der 
Koften der Ausjchreibung der Leiftungen und Lieferungen, fowie des Kontralts- 
abjchluffes ebenfalls nach den von dem Herrn Minifter der öffentlichen Arbeiten 


2) Der 8 6 lautet: 
Hinſichtlich der Beurlaubung der Amtsanwälte verbleibt e3, infomweit der Urlaub 
die Dauer von 3 Wochen nicht überfteigt, bei den Borfchriften bes Artilel 8 ber 
Geſchaͤftsanweifung für bie Amtsanmwälte vom 28. Auguft 1879 (j. vorhin). 
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unterm 24. Juni 1880*) für die Hochbauten der Staatsverwaltung getroffenen 
Beflimmungen, in$bejondere 

im $ 7 der vorgejchriebenen Submiffionsbedingungen für die öffentliche Ver - 

gebung von Arbeiten und Lieferungen und 

im $ 23 der allgemeinen Bedingungen, betreffend die Ausführung von Ar« 

beiten und Lieferungen, 
zu verfahren ift. 

Der danad) dem Domänen» und Forſtfiskus zur Laft fallende Theil der qu. 
Koften ift bei der Domänenverwaltung unter Kapitel 1 Zitel 24 und bei der 
Forfiverwaltung unter Kapitel 2 Zitel 32 ded Etats zu verausgaben. 

Die Berichtsanlagen erfolgen zurid. 

Die dem Forfifisfus zur Laft fallenden Koflen der Ausſchreibung von 
Zeiftungen und Lieferungen zu Yorftalademie-Banten, ſowie der vom Forſtfiskus 
zu tragende Theil der Koſten des betreffenden Kontraftsabichluffes find unter 
Kapitel 3 Titel 6 des Etats zu verausgaben. 

Der Minister für Landwirthichnft, Domänen und Korften. 


Lucius. 


Etatsweſen und Statiftik. 
46. 
Ermittelung der jährlichen Preisbewegung in den HYauptholzarten 
und Bortimenten für die Staatswaldungen. 

Circ.⸗Verf. bes Minifters für Landwirtäichaft ꝛc. an ſämmtliche Königliche Regierungen 
excl. derjenigen zu Sigmaringen und an die Königliche Finanz Direction zu Hannover. 
III. 1668. 

Berlin, den 16. Februar 1881. 

Es iſt von Wichtigkeit, überſehen zu können, wie die jährliche Preisbewegung 
in den Haupt-Holzarten und Sortimenten für die StaatSwalduugen fich geftaltet. 
Die desfalfigen Angaben find deshalb alljährlih den nad dem Finalabſchluſſe 
einzureichenden AYufammenftellungen über die Einnahmen und Ausgaben der 
Forftverwaltung beizufligen, und zmar das erfte Mal flir die Etatsjahre 1878/79, 
1879/80 und 1880/81, von da ab jedesmal nur für daß betreffende zu Ende 
gegangene Rechnungsjahr. 

In Zukunft werden die nach Maßgabe der Berfügung vom 29. November 
1880 (IH. 9575)**) zu fertigenden ftatiftifhen Zufammenftellungen für fämmtliche 
Königlihen Regierungen und die Königliche Finanz-Direltion diejenigen Dtate- 
rialien zur Erlangung fpezieller Angaben über den gedachten Gegenftand liefern, 
welche für jegt nur der Königlichen Regierung zu Wiesbaden zur Verfiigung 
fieben. Bis dahin genügt es, daß unter Vermeidung fpezieller Durchſchnitts⸗ 
Berechnungen für die einzelnen Sortimente, nur im Allgemeinen angegeben wird, 
ob und in welchem Maße etwa, die Preife für Nutzholz und für Brennholz der 
vorlommenden Hauptbolzarten eine fteigende oder fallende Tendenz gezeigt haben, 
und welche Gründe hierfür vorliegen. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
— — Lucius. 
) S. Art. 21 ©. 71. 
”) S. Art. 16 Seite 51. 
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Berwaltung der den Gemeinden nnd öffentlichen 
Anftalten gehörigen Holzungen. 
47. 


Verpflichtung der Anffichtsbehörden zur Controle über die nady- 
haltige Bewirthfihaftung der den Gemeinden, Kirchen etc. geljöri- 
gen Holzungen. 

(Deutfder Reichs⸗ Anz. Ro. 55 de 1881.) 

Berlin, den 11. Februar 1881. 


Das Erfenntniß des Königlichen Ober-Berwaltungsgeridts vom 3. Novem⸗ 
ber v. J. in der Berwaltungsitreitfache der Stadt N. wider die Kirchengemeinde 
zu N. zc. thut eines Beſcheides Em. Ercellenz Erwähnung, in welchem das von 
dem Magiftrate zu N. als Kirchenpatron beantragte Einfchreiten behufs der 
Wiederanſchonung eines abgetriebenen Holzgrundſtücks der Kirche zu N. abgelehnt 
umd dies damit motivirt fei, Daß den durch das Geſetz, betreffend die Verwal⸗ 
tung der den Gemeinden 2c. gehörigen Holzungen, vom 14. Auguft 1876 (Gel. 
Samml. ©. 373)*) beftellten Auffihtsbehörden fo wenig eine Entfcheidung darüber 
zuftehe, ob das Kirchenvermögen den in den vorhandenen Stiftungen gegebenen 
Borferiften gemäß verwaltet und genutzt werde, wie darüber, ob die Benugung 
der fraglichen Fläche als Ader dem Intereſſe der Kirche weniger förderlich jei, 
bezw. das Interefſe des Patrons ſchädige, weil die jährlichen Pachterträge vor» 
ansfihtli auch alle Jahre verbraucht werden und, wenn fpäter einmal ein 
größerer Bedarf hervorträte, die erforderlichen Mittel zum Schaden des dann 
beitragspflichtigen Patrons jehlen würden. Vielmehr fei nur darüber zu befinden, 
ob das allgemeine Landeskultur⸗ und Forftintereffe die Wiederaufforftung erheiſche, 
und dies fei nicht überzeugend nachgewieſen worden. 

Diefe Motivirung, welche die Befugniß der Auffichtsbehörden zum Einfchreiten 


auf Grund des Gefeßes vom 14. Anguſt 1876 auf die Fälle des allgemeinen 


Landestultur- oder Forſtintereſſes befchränten zu wollen fcheint, veranlaßt ung zu 
der ergebeniten Bemerkung, daß eine ſolche Einfhränfung in den Befimmungen 
des gedachten Geſetzes feine Begründung findet. Die 88 2 ff. defjelben legen den 
Gemeinden, Kirchen 2c. die unbedingte Berpflihtung auf, ihre Holzungen 
innerhalb der Grenzen der Nachhaltigkeit zu bewirthichaften und ſich zu dieſem 
Zwecke gemwiffen, näher bezeichneten Beſchränkungen zu unterwerfen. Der 8 10 
aber räumt den Aufſichtsbehörden das ebenſo unbedingte Recht ein, Handlımgen, 
zu denen ein Waldeigenthiimer nach den 88 2 bis 7 verpflichtet if, im alle der 
Säumigfeit auf Koften des Berpflichteten ausführen zu laffen. Daß die in dem 
Bortlaute des Geſetzes nicht enthaltene Beſchränkung diefer Befugniß auf die 
Fälle des allgemeinen Landesfultur- oder Forfiintereffes auch der gefetggeberifchen 
Abficht fern gelegen hat, ergiebt fi) aus den Motiven des Geſetzes, welche die 
Einftihrung einer wirkſamen Kontrole fiber die Erhaltung des Waldvermögens 
der Gemeinden und öffentlichen Anftalten, vor allem im eigenen Intereſſe der 
Wald befigenden Korporationen und erft in zweiter Linie im Intereffe des Al- 
gemieinwohles für erforderlich erflären. 


*) Jahrb Bd. IX. Urt. 58. ©. 293. 
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Em. Ercellenz werden die vorfiehenden Bemerkungen zur gefälligen Beachtung 
für künftige Fälle empfohlen. 


Der Miniſter der Der Miniſter des Der Minifter für 


geiftlichen, Unterrichts⸗ Innern. Landwirrhſchaft, Do⸗ 
und Medizinal⸗ In Vertretung: mänen und Forſten. 
Angelegenheiten. Starte. Im Auftrage: 
Puttlamer. Marcard. 


An den Königlichen Ober - Bräftdenten, Herrn Wirflidden Geheimen Rath N., 
Ercellenz zu N. und abſchriftlich zur Nachachtung an ſämmtliche Königliche 
Ober» Bräfidenten und Negierungs-PBräfidenten der Provinzen Oftpreußen, 
Weftpreußen, Pommern, Brandenburg, Poſen, Sciefien und Sadjen. 


Forſtkultur und Bewirthſchaftung. 
48. 


Die alljährlich aufzuſtellende Nachweiſung über die Aufforſtung 
der Oedländereien betreffend. 
Gireular/Verfügung des Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. an die Königl. Regierung zu 
Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Potsdam, Frankfurt a. O., Eoeslin, 
- Straljund, Poſen, Bromberg, Magdeburg, Merfeburg, Erfurt, Schleswig, Minden, Caſſel, 
Wiesbaden, Düfjelbort, Cöln, Aachen und an die Königl. Finanz⸗Direktion 
zu Hannover. II.10,664/80. 
Berlin, den 26% Yanuar 1881. 

Um in jedem Jahre einen Weberblid über den Fortgang der Aufforftuug 
der Dedländereien und den Beſtand derjelben zu gewinnen, veranlaffe ich die 
Königliche Regierung (zinanz- Direktion) zugleih mit der Beantragung der Zu- 
hüffe zu dem Kulturfonds, (Circular-Berfügung vom 22. Dezember 1878 Ilb. 
21498),*) eine Nachweiſung nad dem beifommenden Schema für die Ober- 
fürftereien des dortigen Bezirks Hierher einzureichen. 

Ich bemerke hierzu, daß diejenigen Flächen als Dedländereien darin aufzu- 
nehmen find, welche bisher noch nicht aufgeforftet waren, auf denen aber nad 
brer Beichaffenheit ohne bedeutende vorgängige Meliorationen die Kultur flatt- 
finden kann. Es find daher nicht mit einzurecdhuen diejenigen Moore oder 
Theile der Moore, die in ihrem gegenwärtigen Zuflaude noch fiir Decennien 
hinaus, als unkultivirbar zu erachten find. — Die auf dem Fläcdhenetat der Forſt⸗ 
verwaltung ſtehenden Meeresdünen find in der Rubrit „Bemerkungen“ nadricht- 
lich zu verzeichnen. 

Der Aufiorftung der Dedländereien wolle die Königliche Regierung (Finauz⸗ 
Direction) Ihre ganze Aufmerkſamkeit zumenden. Die erforderlichen Mittel dazu 
werden bdiefjeitS, joweit der Staatshaushalts-Etat folde zur Dispofition ftellt, 
gern bewilligt werden. Die Kulturen werden nicht felten auf erheblide Schwie- 
rigleiten floßen. Die Königliche Regierung (Hinanz: Direktion) wolle denjenigen 
Kulturmethoden den Bprzug geben, weldye ein Gedeihen am ficherften erwarten 
laffen, wenngleich felbige vielleicht der größeren Koften wegen vorläufig nur auf 
kleineren Flächen ausgeführt werden können. Auf eine gründliche Bodenbearbei>» 
tung in gebörigem, nicht zu karg bemeſſenem Umfange rüdfichtlic der Pflanzpläge 
und Reihen wird hierbei ein bejonderes Gewicht zu legen jein. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 
»), ©, Jahrb. BD. X. Urt. 36. ©. 385. 
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49. 
Geſetz über gemeinſchaftliche Holzungen. Vom 14. März 1881. 


(Deutfh. Reichs⸗Anz. 1831. Nr. 83.) 


Bir Wilhelm von Gottes Guaden König von Preußeu 2c. verorbnen, mit 
Buitimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monardie, für den ganzen 
Umfang derfelben, was folgt: 

8 1. Diefes Geſetz findet Anwendung : 

1) auf Holzungen und die damit im örtlichen Zujammenbange ftchenden 
Waldblößen, an weldden bei dem Inkrafttreten defjelben das Eigenthum mehreren 
Berjoneu gemeinſchaftlich zufteht, fofern nicht nachgewiejen wird, daß die Gemein» 
ſchaft durch ein befonderes prinatrechtliches Verhältniß eutitanden ift, insbeſondere 
auf die Holzungen der Realgemeinden, Nutzungsgemeinden, Markgenoſſenſchaften, 
Gehöferſchaften, Erbgenoifenihaften und gleichartiger Genoſſenſchaften; 

2) auf Holzungen, welche Mitgliederu einer ſolchen Genoffenfchaft, oder melde 
einer Kiaffe von Mitgliedern oder von Emwohnern einer Gemeinde durch eine 
Gemeinheitstheilung oder Forſtſervitutenablbſung als Geſammtabfindung über- 
wiejen merden .oder bereit# früher überwieſen worden und bis zum Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes gemeinfchaftliches Eigentbum geblieben find. 

Abfindungen, welche den vorftehend bezeichneten Berechtigten bei einer Ge⸗ 
meinheitStheilung oder Forftjervitutenablöfung als Holzung zu gewähren find, 
dürfen nur als Gefammtabfindung übermiefen werden. 


8 2. Diefe Holzungen unterliegen, infoweit fie fih nach ihrer Beichaffenheit 
und ihrem Umfange zu einer forſtmäßigen Bewirchfchaftuug eignen, hinſichtlich 
des TForfibetriebes und der Benugung der Aufficht des Staates nah Maßgabe 
der geſetzlichen Beſtimmungen, welde in den einzelnen Landestheilen für die 
Holzungen dev Gemeinden gelten. 


8 3. Die Auffichtsbehörde iſt befugt, die Koften, weihe durch die Ausfüh- 
rung der von ihr innerhalb ihrer Zuftäudigfeit getroffenen Anordnungen eut- 
ſtehen, auf die Miteigentyümer nad) dem Berhältniffe ihrer Eigenthumsantheile 
zu vertbeilen und, vorbehaltlich des den Miteigeuthiümern liber eine andere Art 
der Bertheilung zuftehenden Rechtsweges, im Berwaltungszwangsverfahren ein- 
zuziehen. 


Die aus der ſtaatlichen Oberauffiht erwachſenen Koſten fallen der Staats⸗ 
fajle zur Lait. 


S 4. Beläuft fih die Zahl der Miteigenthümer einer Holzung auf mehr als 
fünf, fo find diefelben auf Verlangen der Aufſichtsbehörde verpflichtet, Bevoll- 
mädhtigte zu befiellen, welche fie in allen die Gemeinſchaft betreffenden Angele- 
genheiten der Auffichtsbehörde gegenüber zu vertreten und welche die von diefer 
innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaffenen Berfügungen auszuführen haben. Die 
Zahl der Bevollmächtigten darf drei nicht fberfchreiten. 

Auf Antrag der Auffichtsbebörde oder eines Miteigenthümers ift die Art 
dir Beitellung der Bevollmächtigten, ſowie das Verhältniß derjelben unter ein- 
auder und zu den Miteigenthümern durch ein Statut zu regeln. 
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Das Statut bedarf ber Zuftimmung der Mehrheit der Miteigenthümer, nad) 
dem Berhältniffe der Antheile berecjnet, und der Beftätigung durch das Wald- 
ſchutzgericht. Auf die Feſtſtellung des Statut finden bezüglich der Bildung und 
der örtliden Zuftändigfeit der MWaldfchutgerichte, des Berfahrens bei denfelben, 
der Berufung und des Berfahrens in den Berufungsinftanzen die 88 31 und 
folgende des Geſetzes, betreffend Schugwaldungen und Waldgenoffenfchaften, vom 
6. Zuli 1875 (Bejeg-Samml. S. 416)*) entfprechende Anwendung. 


Wenn die Beftellung von Bevollmächtigten nicht erfolgt, fo liegt die Ber- 
tretung der Miteigenthiimer gegeniiber der Auffichtsbehörde dem Gemeindevor⸗ 
fteher derjenigen Gemeinde ob, zu deren Bezirke die Holzung beziehungsweije 
der größere Theil derjelben gehört. Der Bemeindevoriteher kann von den Mit- 
eigenthämern den Erjag feiner baaren Auslagen und eine mit feiner Mühewal⸗ 
tung im billigen Verhältniſſe ſtehende Entihädigung beanſpruchen. Die Beſchluß⸗ 
fafjung hierüber fteht der Auffichtsbehörde zu. 

85. Die nad) Antheilen zn berecynende Mehrheit der Eigenthümer if be- 
rechtigt, die Verwaltung und Bewirthichaftung der Holzung ($ 1) durch ein in 
Gemäßheit Des 8 4 feflzuftellendes und zn beftätigendes Statut zu regeln. 

$ 6. Holzungen der im $ 1 bezeichneten Art dürfen der Regel nach nicht 
in Ratur getheilt werden. Eine ſolche Theilung ift nur infomweit zu geftatten, als 

1) die Holzung zu einer forfimäßigen Bewirthſchaftung nicht geeignet if, 
oder 
2) der Grund und Boden zu anderen als forftlichen Zmeden dauernd mit 
erheblich größerem Bortheile benugt werden Tann, 
und laudes- oder forfipolizeiliche Intereſſen nicht entgegenfteben. 

Ueber die Statthaftigkeit der Theilung entjcheidet die Auseinanderjegungs- 
behörde. 

In den Landestheilen des linken Rheinufers iſt zur Theilung, wenn ſie nicht 
in dem durch das Geſetz vom 19. Mai 1851 (Geſetz Samml. ©. 383) geordneten 
Berfahren erfolgt, die Genehmigung der Auffichtsbehörde erforderlich. 

Bezüiglid der Zheilbarkeit der halben Gebrauchswaldungen im vormaligen 
Kurfürftentfum Heffen verbleibt es bei den bisherigen gejeglichen Beſtimmungen. 

$ 7. Die Beflimmungen des $ 6 finden auch auf bereits eingeleitete 
Theilungen Anwendung, wenn zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes der 
Zheilungsplan noch nicht endgültig feftgeftellt if. 

Wird das Theilungsverfahren in Folge dieſes Geſetzes eingeftellt, jo fallen 
die entftandenen Regulirungstoften der Staatskaſſe zur Laſt. Daffelbe tritt ein 
für die in Folge des Artikels 3 des Gejeges vom 25. Juli 1876 (Geſetz⸗Samml. 
S. 366 ff.)**) eingeftellten Theilungsverfahren. 

8 8. Zur Bildung und Veräußerung von Theilitüden einer Holzung ($ 1) 
ift die Genehmigung der Auffihtsbehörde erforderlih. Die Genehmigung muß 
ertheilt werben, wenn die Bedingungen des $ 6 vorliegen, ober das Theilftüd 
al3 Holzung erhalten und auf Berlangen.der Behörde ihrer Aufficht nach Maß⸗ 
gabe dieſes Geſetzes unterflellt bleibt. 


*) ©. Jahrb. Bd. VIII. Art. 39. ©. 361. 
**) ©. Jahrb. Bd. IX Art.25 6.85. ge 
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Die Genehmigung ift nicht erforderlih, wenn die Veräußerung für Zwecke 
erfolgt, wegen welcher das Enteignungsverfahren zuläffig iſt. 

$9. Miteigenthlimer, Nutzungs⸗, Gebrauchs⸗ und Serpitutberedhtigte, jomie 
Pächter oder Käufer find, wenn fte ohne die gejeglich erforderliche Genehmigung 
der Auffichtsbehörde Holz einfchlagen oder einſchlagen laſſen, mit einer Geld⸗ 
firafe zu beftrafen, melde dem doppelten Werthbetrage des gefällten Holzes 
gleihlommt. 

Wenn fie ſonſtige Nutzungen ausüben, welche die Auffichtsbehörde innerbalb 
ihrer Zuſtändigkeit verboten bat, jo And fie mit einer Geldſtrafe bis zu Ein- 
hundert Mark zu beftrafen. 

8 10. Inſoweit in einzelnen vandetheilen der Forſtbetrieb in den oben be- 
zeichneten Holzungen von den Staatsforfibehörden oder Beamten geführt wird, 
verbleibt es bei den beftehenden gejetlichen Beftimmungen. 

In Kraft bleiben ferner: 

1) das Torfigejet für das ehemalige Amt Olpe im Kreiſe Olpe vom 
6. Januar 1810; 

2) die in dem F 5 der Berordnung vom 9. November 1816 (Sammlung 
der Edilte und Verordnungen für das Herzogtum Naffau, Band 2 ©. 166) 
aufrecht erhaltenen Borfchriften über die Hauberge im vormaligen Herzogthum 
Nafſau, insbejondere die Haubergordnung für das frühere Fürſtenthum Siegen 
vom 5. September 1805; 

3) die BPolizeiordnung über die Bewirthichaftung der Hauberge in ben 
Aemtern Freusburg und Friedewald, Kreifes Altenkirchen, vom 21. November 
1836 (Amtsblatt der Regierung zu Coblenz für 1837 S. 59 und Geſetz⸗Samml. 
fiir 1851 ©. 382); 

4) das Waldkulturgefeg für den Kreis Wittgenftein vom 1. Juni 1854 
(Gejeg-Samml. ©. 329); *) 

5) die Haubergordnung für den Kreis Siegen vom 17. März 1879 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 228).**) 

Im Uebrigen werden alle Borfchriften, welche dem gegenwärtigen Geſetze 
entgegenftehen, oder ſich mit demjelben nicht vereinigen laſſen, insbejondere auch 
der 8 47 des Geſetzes vom 6. Juli 1875 (Geſetz. Samml. ©. 416) und Art. 3 
und 6 des Gejeges vom 25. Juli 1876 (Gefeg-Samml. ©. 866), aufgehoben. 

Urkundli unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudten 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. März 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Stolberg von Kameke. 
Maybadı. Bitter. von Buttlamer. Lucius. 
Friedberg. von Boetticher. 


*) S. Forſt⸗ und Jagdlkalender Sgneider) VL Sahrg. (1856) Urt. 17 ©. 4. 
) ©. Jahrb. Bd. XI. Art. 23 ©. 70. 
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Forſtabſchätzungs⸗ und Bermeſſungsweſen. 
Grenzregulivungen. 
50. 


Beſtimmungen über die Anwendung gleihmäßiger Signaturen für 
topographifce und geometriſche Karten, Pläne und Rilfe. 
Laut Beſchlun bes Gentraldireftoriums der Vermeflungen im Preußiſchen Staate vom 
20. Dezember 1879, 

8. 

Die in den gegenwärtigen VBeftimmungen bezeichneten Signaturen finden 
Anwendung auf alle Karten, Pläne, Riffe zc., welche auf Koften oder im 
Anftrage bezw. unter Leitung von Staatsbehörden behufs der allgemeinen topo- 
graphiichen Darftellung des Terrains oder der fpeziellen Darftellung der Liegen- 
ſchaften angefertigt werden, infomweit Die durch Die Signaturen bezeichneten 
Gegeufände nah dem Zwede der betreffenden Karten 2c. in den= 
felben überhaupt zur Darftellung fommen. 

Es bleibt jedem Zweige der Staat3vermwaltung vorbehalten, neben diejen 
allgemeinen Signaturen für die Zeichnung der auf ihre Beranlaffung berzu- 
fiellenden Karten und Bermeffungswerfe diejenigen beiorderen Signaturen anzu⸗ 
ordnen, welche durch den Zwed der Karten zc. bedingt werden. 


A. Ueberfichts⸗ (General-) Karten. 
$ 2. 

Die Zeichnung von Ueberfichts⸗ (General-) Karten erfolgt nad) den durch 
die „Mufterblätter für die topographiſchen Arbeiten der Königlich Prenßiſchen 
Sandesaufnahme, Berlin 1876” und den dazu gehörigen Nachtrag vom 18. Fe⸗ 
bruar 1878 feftgeftellten Borfchriften. 

Auf allen Seekarten finden die internationalen Zeichen, Bezeichnungen und 
Abkürzungen Anwendung, 


B. Epeszialfarten. 
83. | 
1. Darfellung der im Felde vorhandenen Linien in der Horizontal.» 
projeltion. 

Für die Zeichnung der in den Speziallarten in der Horizontalprojeltion 
darzuftellenden Grenzen und fonftligen auf dem Felde vorhandenen Linien gelten 
mit Beachtung der beiliegenden Tafel I.*) folgende allgemeine Regeln: 

1. Die Eigenthbums- und Kulturgrenzen oder fonftigen Linien werden in 
ſchwarzer Farbe ausgezogen. Linien, melde Wafferrinnen oder andere Wafler- 
länfe, Drainftränge u. f. w. bezeichnen, können in blauer Farbe ausgezogen 
werben. 

2. Inſoweit e8 darauf ankommt, neben dem bisherigen Beflande der 
Srundftüde audy noch den durch Grenzveränderungen, Grundftidstheilungen oder 
Zufammenlegungen, durdy Anlegung von Wegen, Straßen, Ehaufjeen, Eifenbahnen, 


*) Die Tafeln haben hier nicht mit abgebrudt werben können. 
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Kanälen u. dergl. m. entfiehenden neuen Zuftand in den Karten unterfcheidend 
darzuftellen, tönnen die neuen Grenz⸗ oder fonfligen Linien in rother Farbe 
(Karmin) ausgezogen werden. 

3. Höhenſchichtenlinien werden ih brauner Farbe (Sepia) ausgezogen. 
Dabei werden die Höhenſchichten thunlihft in Gruppen von 5 zu 5 Schichten 
dergeftalt marlirt, daß je für die flinfte Schichten ftärkere, je für die zwiſchen— 
liegenden vier Schichten feinere Linien verwendel werden. (Vergl. $ I9 Nr. 2.) 

4. Bonitätsllaffengrenzen, welche nicht mit anderen in den Karten dar⸗ 
geftellten Grenzen zujammenfallen, werden mit feinen Linien von grüner Farbe 
ausgezogen. 

5. Bein: Ausziehen aller Grenzlinien, gleichviel ob diefelben als gerade 
Linien oder als Kurven gezogen werden, dürfen die bei der Kopirung bezw. 
Kartirung oder fonftigen Auftragung entftandenen, die Ed- und Brechungspunkte 
der Linien und die auf denſelben befindlichen Grenzmale u. |. mw. bezeichnenden 
Nadel» und Zirlelftihe 2c, mit Farbe nicht bededt werden. 


S 4. 
2. Farbenftreifen, 

1. Zur Bezeichnung der Grenzen des Staates, der freie, der Gemarkungen, 
fowie der Gemeinde» und jelbftändigen Gutsbezirke werden die betreffenden Grenz⸗ 
Iinien ($ 3) mit grünen Yarbenftreifen und zwar: 

a) wenn die Grenze unftreitig ift, mit Vollftreifen, 
b) wenn fie ftreitig ift, mit abgebrochenen Streifen 
begleitet. 

2. Beſteht eine Karte aus mehreren Blättern, deren gegemieitige Grenze 
dur Grundſtücksgrenzen gebildet wird, fo wird eine ſolche Kartenblattsgrenze, 
falls fie folorirt wird, mit einem violetten Farbenfireifen (Magenta) verſehen. 

3. Inſoweit ein befonderes Kolorit Hierfür ftattfindet, werden die Grenzen 
der Gewannen, Teldlagen u. ſ. m. mit breiteren, die @igenthumsgrenzen mit 
ſchmaleren Streifen von gelber Farbe bezeichnet. 

Wenn jedoch die Karte Flächenkolorit (FF 5 und 6) erhält, fo werden die 
Bemwannen- und Eigenthumsgrenzen mit Streifen von der Farbe des Flächen- 
folorits, jedoch in dunklerem Tone ausgeführt, verfehen. 

4. Neu entftandene Eigenthumsgrenzen können zum Unterfchiede von bereits 
vorhandenen Grenzen mit einem rothen Farbenſtreifen (Karmin) verjehen werden. 
(Bergl. $ 3 Nr. 2.) 

S 5. 
3. Flächenkolorit für die Bodenbenugung. 

Die verfchiedenen Benutungsarten des Grund und Bodens (Kulturarten) 
werden im Falle der Kolorirung der betreffenden Flächen nad Anleitung der 
Tafel 2 dur die uachbezeichneten Farben dargeſtellt: 

1. Chauffeen, Eifenbabnen, Straßen und andere Wege 2c.: braun (Zerra- 
fienna); 
2. Wafferflächen, Flüſſe, Bäche u. f. m. hellblau (Preußifch-blau); 
3. Grundfläcden der Gebäude und zwar: 
a) der öffentlichen Gebäude: dunkelroth (Karmin), 
* db) der Wohngebäude: hellroth (Karmin), 
c) auderer Gebäude: braun (Sepia); 


| 
| 
| 
| 
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4. Hofräume: dunkelgrau (chineſiſche Tufche); 

5. Begräbnißpläge: dunlelgrün*) (mit ſchwarzen Kreuzfignaturen) ; 

6. Aderland: grünlichbraun; 

7. Gärten (Gemüfegärten, Obftgärten, Weingärten u. ſ. w.): dunkelgrün ; 

8. Wieſen: gelbgrün; 

9. Beiden (Hütung, Biehweide) und Haiden: bfaugrün; 

10. Haiden (falls fie von den Weiden gefondert kolorirt werden): orange. 
gelb; 

11. Moorflähen: blaugritn mit blauen Streifen; 

12. Zorfflihe: blaugrün mit der in brauner Farbe (Sepia) auszuzeichnen- 
den Torifiichfignatur; 

13. Holzung: hellgrau (chineſiſche Zufche) ; 

14. Sandſchellen, Dünen zc.: gelb; 

15. Kies: gelb mit dunkelgelben PBuntten; 

16. Steinbrüde, Lehm, Mergel-, Sand-, Kies- und Ähnliche Gruben: 
gelb mit rothen Punkten (unter Einfchreibung der fpeziellen Gruben- 
bezeihnung). 


8 6. 

Die im $5 bezeichneten Yarbenbeflimmungen finden au dann Aumendung, 
wenn nach dem Zwecke der kartographiſchen Darftellung anflatt der Flächen 
folorirung nur eine Kolorirung der Konturen oder eine Zchraffirung der Flächen 
(wie ſolche uuter Umftänden beiſpielsweiſe bei Gebäuden gebräuchlich ijt) hbe- 
wirft wird. 

Die Böfhungsflähen an Eifenbahnen, Ehanffern, Wegen (Hoblwegen), 
Deiyen, anderen Dämmen, Kanälen u. dgl. m. lünnen, e8 mag im Uebrigen das 
Flächenkolorit des $ 5 angewendet werden oder nicht, in jchwarzer Tuſche auf 
blaugrünem Grundtone ($ 5 Nr. 9) abjchattirt werden, wobei als Regel gilt, 
daß die höherliegende Böſchungskante den, dunfleren, die tieferliegende den helleren 
Farbenton erhält. 

8.7. 
4 Federzeihnung für die Vodenbenußung. 

Zur Darftellung der VBodenbenugung durch Federzeichnung dienen bie für 
Ueberſichtskarten ($ 2) geltenden Signutnren, gleihviel ob diejelben auf der 
ganzen Kartenfläche des Gruudſtücks oder nur in einzelnen Gruppen angebradyt 
werden. 

Diefe Signaturen können für ſich allein oder gleichzeitig mit dem Flächen⸗ 
kolorit (88 .. und 6) angewendet werden. 


88. 
5. Normalzeihen für die VBodenbenugung. 

Inſoweit die verichiedenen Benutungsarten des Grund umd Bodens (Rultur« 
arten) durd Schrift bezeichnet werden, können hierfür die folgenden allgemeinen, 
mit Tateinifher Schrift zur fohreibenten Normalzeichen angewendet werden: 

1. für HSofräume. . : . 2 22 en. Hf 
2. » Adarland -. - 2 2 > 2 rennen. A 


*) Wie bie Gärten, $ 5 Wr. 7. 


— 136 — 


3. fiir Hausgätten -. - > 2 2 2 een nn. Hg 
4» Weingärten. NG 
5. „ andere Gärten | 
6. » Wieden. . .. W 
7. n Weiden (Biehmeiden) und Hoden. .. V 
8 „ Holzungen.... . 0... H 
9. „ Waſſerſtücke ne. Wa 
10. „ Dedland . > 2 2 2 22. [0] 
11. „ Umland 2: 2 U 
$ 9. 


6. Topographiſche Gegenftände. 
Die Zeichnung topographifcher Gegenſtände erfolgt nad den Muſtern auf 
Tafel 3 in der Regel in ſchwarzer Tufche. 


$ W. 
7. Grenzmale. 


Die Zeichen für Grenzmale ergeben fih aus Tafel 4. 

Tie Anwendung der Grenzmale ift in Tafel 5 veranſchaulicht. 

Die darnach für „Handriffe” vorgeichriebenen Zeichen finden vorzugsmeife 
Aumendung bei der Führung der Feldbücher (Meflungsmanuale) und Meffungs: 
riffe 2c., in welche zugleich die Meffungszablen eingetragen werden u. |. m.; die 
für „Sarten” vorgefchriebenen Zeichen werden dagegen vorzugsiweife im den 
eigentlichen Karten angewendet. Jedoch können, wo foldhes zwedmäßig erscheint, 
die Zeihen für „Handriffe” auch in den eigentlichen Karten zur Anwendung 
gebracht werden. 

Die Grenzmale werden in der Regel in jhwarzer Farbe ausgezeihnit. Wo 
es aber darauf ankommt, neu gefettte oder neu angelegte Grenzmale von früher 
vorhanden geweſenen Grenzmalen unterfcheidend darzuftellen, können die Erfteren 
in vother Farbe (Rarmin) ausgezeichnet werden. 


$ 11. 

Jedes der filr „Karten“ beftimmten Zeichen für Heden, Zäune, Erdwälle, 
Gräben, Raine, Mauern u. f. w. wird in der Regel nur einmal auf der Dritte 
der betreffenden einzelnen Grenzfirede angebracht, dergeftalt, daß aus der 
Stellung der Zeichen unzweifelhaft erkannt werden kann, an mwelder Seite der 
Grenzlinien die Heden, Zäune, Erdwälle, Gräben, Raine, Mauern fich befinden, 
oder ob die Mitte derfelben die Grenzen bildet. 

Als einzelne &renzftrede gilt hierbei in der Regel jeder Theil einer 
Grenzlinie, welcher — gleichviel ob geradlinig oder gekrümmt — zwifchen zwei 
Punkten liegt, in denen drei Grenzlinien zufammentreffen bezw. in welchen 
eine Grenzlinte von einer feitwärts auf diefelbe zulaufenden anderen Grenzlinie 
getroffen wird. 

Aendert fi das Grenzmal innerhalb einer jolchen Grenzſtrecke, fei es, daß 
die Hede, der Zaun, der Erdwall, der Graben, der Rain oder die Mauer auf 
die andere Seite der Grenzlinie libergeht, oder fei es, daß das Eine Ddiefer 
Grenzmale mit einem Anderen wechjelt, jo wird ver Punkt, an welchem die 
Aenderung eintritt (Scheidepunkt) durch einen kurzeu Querſtrich kenntlich gemacht. 
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$ 12. 

8. Zeichen für Meſſungspunkte und Mefjungslinien, fowie 

fonftige Meſſungszeichen. 

1. Die Zeichen für Meſſungspunkte und Meſſungslinien ſind in Tafel 6 
zufammengeitellt. 

2. Die trigonometrifhen und polygonometrifhen Punkte, ſowie diejenigen 
Buntte des Netzes der Meilungslinien, für welche mie für die Erfteren die Kcor- 
dinaten berechnet werden, erhalten Nummern in arabifhen Zahlzeihen, und zwer 
werden die trigonometrifchen Punkte für fi, die Polygonpunkte und diejenigen 
Punkte des Meffungslinienneges, für melde Koordinaten berechnet werden, 
juiammnen wieder für fi numerirt. Die -trigonometrifhen Punkte höherer 
Ordnungen werden außerdem noch durch den Eigennamen des Objektes oder der 
Lage bezeichnet. 

3. Die dur die Landesaufnahme oder das geotätifche Inſtitut beftimmten 
trigonometrifhen Punfte werben mit ihren Zeichen, fowie mit dem Namen ıc., 
welche fie in den Berzeichniffen der Yandesaufnahme zc. führen, in den Karten 
und Niffen in blauer Farbe (Kobalt oder Uftramarin) ausgezeichnet. 

4. Sämmtlide fibrigen trigonometrifhen und polygonometrifchen Punkte, 
ſowie alle anderen Meffungspunfte und Meffungslinien, nicht minder die bei 
neuen Rartirungen in Abftänden von einem Decimeter von einander zu ziehenden 
Linien des Duadratnetes, welches dazu dient, um die trigomometrifhen und Die 
polygonometrifhen Punkte nach den für diefelben berechneten Koordinaten aufzu⸗ 
tragen, ferner die Nummern und Benennungen der trigenometrifchen und poly- 
gonomerrifchen Punkte werden in Karten und, foweit thunlich, auch in volftändig 
aufgezeichneten Bermeflungsriffen mit rother Farbe (Karmin) ausgezeichnet. 

Die Nummern der trigonometrifhen Punkte werden doppelt, diejenigen der 
polygonometrifhen Punkte einfach (roth) unterftrichen. 

5. In Feldbüchern (Meffungsmanualen) kann die Auszeihnung in ſchwarzer 
Farbe erfolgen. 

5. Wenn e3 darauf ankommt, ältere und neuere oder fonit verfchiedene 
Meffungsoperationen unterfcheidend darzuftellen, fo können hierfür verichiedene 
Farben angewendet werden. 


$ 13. 

1. In den Bermeffungsriffen und Feldbüchern werden die Bolygonfeiten 
und Meffungslinien ihrer ganzen Länge nach in der vorgefchriebenen Signatur 
(Tafel 6) aufgezeichnet. 

2. In den Karten genügt es, die Dreieds- und Polygonſeiten, fowie die 
Meſſungslinien — und zwar ohne die von denfelbei (als Abdfciffenlinier) ge- 
meffenen rechtwinkligen Abſtände (Ordinaten) — an ihren Aufangs-, End: und 
Kreuzungs⸗ bezw. Einbindepunkten bis auf Entfernungen von 5 bis 10 Milli» 
meter auszuzeichnen. 

3. Auch kann in den Karten die Bezeichnung der Bindepunkte der fpeziellen 
Meffungslinien mit Kreifen weggelaffen werben. 

4. Die Linien des Duadratneges ($ 12 Nr. 4), deren Kreuzungspunfte wie 
die Bolygonpunfte mit Kreifen umgeben werden, find, foweit fie außerhalb ber 
eigentlihen Kartenzeichnung liegen, vollfändig auszuziehen. Innerhalb der 
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Zeichnung genügt e8 aber, das Ausziehen bis auf eine Entfernung von 10 bis 
15 Millimeter von den Krenzungspuntten zu beſchränken. 

Den Linien des Quadratnetzes wird Die Bezeichnung des Nullpunltes der 
Koordinaten, die Bezeichnung der Richtung der Abfciffenachfe und die Angabe 
des Abſtandes jener Linien vom Nullpunkte ebenfalls in vorher Farbe (Karmin) 
ı$ 12) beigefägt. 

$ 14. 

Die Nordrihtung (wirkliche Mittagslinie) wird durch einen Pfeil bezeichnet. 

Wenn ein Duadratneg der im $ 12 unter Nr. 4 gedachten Art auf der 
Karte vorbanden und daffelbe nad den Haupthimmelsridhtungen orientirt ift, fo 
wird zur Bezeihnung der Nordrichtung einer paffend gelegenen Seite des 
Duadratneges eine Pfeilfpige beigeitigt. 

Wird der mognetifche Meridian dargeftellt, fo ift dies dur die Beiſchrift 
„Magnetifher Norden“ zu kennzeichnen. 


S 15. 

Als Zeihen der Zufammengehörigkeit verfchiedener Kartenfiguren nad Eigen- 
ihumsbeſtand, Parzellenbeftand oder in fonftiger Beziehung dienen — fofern dies 
mit in anderer Weife durch die Art der Zeichnung keuntlich gemadt wird — 
Heine Hafen in nachſtehender Geftalt: 


{| A 11 7 


§ 16. 

Die Feſtpunkte des Präctfionsnivellements der Landesaufnahme werden in 
den Situationsplänen mit blauer Farbe (Kobalt oder Ultramarin) ausgezeichnet, 
unter Beifügung der Nummer, melde auf dem zur Marfirung des PBunttes 
dienenden Bolzen angebracht zu fein pflegt. 

Zur Bezeichnung anderer Nivellementsfeftpuntte dient die zinnoberrothe 
Farbe. 

Ebenſo werden die Rivelleme::tsftationen in den Situationsplänen mit feinen 
zinnoberrotben SKreifen und Nummern, die Kilometerpunfte mit Doppeltreijen 
verjeben. 

Die Nivellementslinien jelbft werden in fräftigen zinnoberrotben Volllinien 
ausgezogen. Ju gleicher Weife wird die Lage der Duerproflle angedeutet, wern 
diefelben in dem Situationsplan — ſei es, meil fie nicht fenkrecht zur Haupt- 
linie genommen find, oder fei es aus anderen Gründen — überhaupt angegeben 
werden. (Bergl. Taf. 6.) 


S 17. 
9, Maßbezeihnungen. 


1. Wo eine abgekürzte Bezeichnung des Maßes ftattfindet, iſt zu bezeichnen: 


A. Tängenmaße: 
das Kilometer . . - 2 2 220. mt. . km 
»„ Mir oo Er ee... m 
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das Gentimetr - . - - 2 2 2... mit . . cm 
„» Millimeter -. -. . 2 2» 2 2 2 2 .. mm 


B. Flächenmaße: 


das Duadratlilometr. - ». ». »... mit . . qkm 
„ SHeltar .. " ha 
„ X .... 4 
„Quadratmeter... qm 
„Quadratcentimeter qem 
„Quadratmillimeter qınm 


C. Körpermaße: 


das Kubilmetr . -. » © 2 20... mit . . cbm 
„ Seltlterr . . . 2 2 2 22 ni 
PR 3 | € 1 
Kubikcentimeteer. =. ccm 
„ Kubilmillimeter rn en 

2. Den Buchſtaben werden Schlußpuntte nicht beigefügt. 

Die Buchftaben werben an das Ende der vollfländigen Zahlenansdrücke 
— nidt über das Decimallomma derjelben — geſetzt, aljo 5,35 m, nit 5m 37 
und nit 5 m 37 cm. 

Zur Trennung der Einerflelen von den Decimalen dient dad Komma — 
nicht der Punkt. — Souft ift das Komma bei Maßzahlen nicht anzumenden, 
insbefondere nicht zur Abtheilung mehrftelliger Zahlenausdrüde. Solche Ab- 
theilung ift durch Anorduung der Zahlen in Gruppen zu je drei Ziffern, vom 
Komma aus gerechuet, mit angemeffenem Zwiſchenraum zwijchen den Gruppen 
zu bewirken. 

3. Bei den in Karten, Bermefjungsriffen, Feldbüchern u. f. w. vorlommen- 
den Längenmaßen kann jedoch von der Beifligung einer Maßbezeihnung ganz 
abgejehen werden, und find dann die Zahlen für Meter ſtets als ganze Zahlen, 
dagegen die Zahleı für Decimeter bezw. Centimeter als Decimalbrüde zu 
ſchreiben, fo daß beijpielsmeife unter 27,3 oder 9,05 ſtets 27,3 m oder 9,05 m 
zu verfiehen if. Bei Anmwendung dieſer Schreibmeife muß jedoch auch bei 
ſolchen DMaßzahlen, welche auf volle Dieter lauten, das Fehlen von Theilen des 
Meters duch Beifügung mindeitens einer Null nad dem Decimaltomma aus» 
drüdlich gelennzeichnet werden. Es ift alſo 3. B. flatt 384 m zu fchreiben 384,0, 
nicht 38%. 


$ 18. 
10. Maßzahlen. 

Die Schreibweife der Meffungszahlen erfolgt nad Anleitung der Tafel 7 
unter Beachtung folgender allgemeiner Regeln: 

1. Die Maße weıden rechtwinklig gegen die Mefjungslinie, welcher fie (jei 
es als Abicifien-, fei es als Orbinatenmaße) angehören, fortlaufend geſchrieben, 
dergeftalt, daß der Fuß der Zahlen nach dem Anfangspunkte der Meſſung (Ab⸗ 
jeiffen) hinweiſt. 

2. Das die ganze Länge einer Mefjungslinie angebende Maß wird zur 
Auszeichnung Doppelt unterftrichen. 


— 140 — 


3. Die Maße für die Einbindepunkte der feitwärts abgehenden Meſſungs⸗ 
finien werden einmal unterftrichen. 

4. Bei wiederholter Meffing einer Linie werden die dabei gefundenen Maße 
unter einander gefchrieben und durch eine Klammer verbunden. 

5. Die Maße für einzelne Grunbftiidsbreiten, Längen zc., flr Steineutfer- 
nungen werden parallel der betreffenden Grenzfirede, Dimenfion 2c. gejchrieben, 
vorausgefett, daß die Maße nicht fortlanfend fiber mehrere Punkte gemefien find 
und deshalb die Schreibmeife für Meſſungslinien (Nr. 1) Nattzufinden hat, 


$ 19. 


1. Den Draimröhrenfträngen ($ 3 Nr. 1, Tafel I) werden die Röhren⸗ 
weiten, in Centimetern ausgedriidt, und zwar parallel der Strangricdhtung, in 
blauer Farbe beigefchrieben, 3. B. 5 cm, 3 cm. 

2. Den Höhenfchichtenlinien ($ 3 Nr. 3) werden parallel denfelben die 
Höhenzahlen in Metern — in der Regel ohne Beifiigung der Maßbezeichnung 
(vergl. $ 17 Nr. 3) — umd zwar in brauner Farbe (Sepia) an geeigneter 
Stelle beigefchrieben. 


$ 20. 
11. Zählung der Quadranten. 


Bei Befimmung der rechtwinkligen Koordinaten für die trigonometrifchen 
und polyzonometrifhen Punkte wird die Abfcifjenachfe thunlichft in die Richtung 
der wahren Mittagslinie eines Hauptvermeſſungspunktes gelegt. Dabei werden 
die Abfciffen nach Norden: pofttiv, nad Süden negativ, die Ordinaten nad Often 
pofitiv, nah Weften wegativ gezählt, jo daß die Duadranten ſich in vecht- 
läufiger Ordnung aneinanderreihen, alfo 

der I. Quadrant von Norden His Often 

„ln „ „ Ofen „ Süden 

„ HI. n „ Siden „ DWeften 

„ WW. ’ „ Weften „ Norden 
gerechnet wird. 

In gleicher Weife findet in allen fonftigen zur Anwendung kommenden 

Spftemen rechtwinlliger Koordinaten die vehtläufige Ordnung der Quadranten 
Anwendung. 


$ 21. 
12. Belondere Regelu für Nivellementsprofile. 


Die Zeichnung der Nivellementsprofile erfolgt nach Anleitung der beigefiigten 
Tafel 8 unter Beachtung der nachftehenden allgemeinen Regeln: 

1. Die Höhenangaben mitffen, fomweit dies überhaupt zu ermöglichen if, auf 
den Normal-Nullpunkt der Höhen im Preußiichen Staate bezogen werden. 
Wo die hierfür erforderliden Anfchlußmeffungen fehlen, müſſen die Höhen 
angaben in pofitiven Zahlen ericheinen. 

Die gleihmäßige Verkürzung der Orbdinateu beim Zeichnen des Profils 
gefhieht in glatten Zahlen, und zwar tbunlihft von 10 zu 10 Metern. Die 
DOrdinatenzahlen felbft werden aber nicht gelürzt, fondern vollftändig in die 
Profile eingeichrieben. 

2. In den Nivellementsprofilen werden die Terrainlinie, die Horizontale 
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nnd die Ordinaten zwiſchen der Terrainlinie und der Horizontalen ſchwarz, 
Waſſerſtandslinien blau ausgezogen. 

Die projektirten Höhenlagen der Straßen, Eifenbahnen, Deichtronen u. f. w., 
fowie die dazu gehörigen Ordinaten, werden zinnoberroth ausgezogen. 

3. Die Profilflähe des Auftrags wird blaßroth, des Abtrags gran (mit 
chineſiſcher Tufche), des Terrains fepiabraun, des Waſſers bis zum Wafferjpiegel 
blau, des Moors oder Torfs geeignetenfalis ſchwarzgrün, der vorhandenen 
Brücken und jonfiigen Bauwerke ſchwarz, der projeltirten Bauanlagen zinnoberroth 
angelegt bezw. jchraffirt. 

4. Alle Höbenzahlen, welche fi auf das Terrain beziehen, werden in die 
Brofite ſchwarz, diejenigen, welche fih auf Hocdwafler, mittlere oder niedrige 
Bafferftände u. ſ. w. beziehen, blau, endlich diejenigen, welche ſich auf projeltirte 
Höhenlagen der Straßen, Eifenbahnen u. f. w. beziehen, zinnoberroth einge- 
fchrieben. 

5. Die Längenproflle von Flüſſen, Bächen z2c. find in der Regel fo auf: 
zutragen, daß der Urfprung des Fluſſes ꝛc. in der Zeichnung rechter Hand liegt. 
Das redyte Ufer ift in der Regel in VBolllinien, das linke Ufer, falls von dem- 
felben nicht etwa ein bejonderes Profil gezeichnet wird, durch punttirte Linien 
anzudenten. 

In den Duerprofilen von Flüffen, Bächen 2c. muß das rechte Ufer audy in 
der Zeichnung fletS rechter Hand liegen. 

Berlin, den 20. December 1879. 
Das Eentraldirektorinm der Bermeflungen im Preußiſchen Staate. 
Der Borfitende: 
GrafMoltte, 
General⸗Feldmarſchall. 


Bauſachen. 
51. 
Verfahren bezüglich der Berechnungen in den Koſtenanſchlägen 
und Bauabrechnungen. 
EircularzBerfügung des Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königl. Regierun⸗ 
gen (excl. Sigmaringen) und bie Kgl. Finanz-Direktion zu Hannover. III. 944. I. 1808, 
Berlin, den 14. Februar 1881. 
Der Herr Minifter der öffentliden Arbeiten bat durch Eircnlar-Berfügung 
vom 25. Augnft 1879 — II. 10180 und III. 12651 (a) — mehrfache Anord- 
nungen zum Zweck der Einflihrung eines einheitlichen und abgelürzten Verfah— 
rens bezüglich der Berechnungen in den Koftenanfchlägen und Bau⸗Abrechnungen 
getroffen. Ich beflimme hiermit, daß diefe Anordnungen auch auf alle Bauange⸗ 
legenbeiten meines Reſſorts Anwendung finden. 
Hierdurch findet der Bericht vom 14. v. M. (III. 3692/12) feine Erledigung. 
(Zufag für Königsberg.) 


Der Minifler für Landwirthfchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 
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Berlin, den 25. Auguft 1879. 

Zum Zmwede der Einführung eines einheitlihen und abgekürzten Verfahrens 
bezüglih der Berechnungen in den Koften-Anjchlägen und Bau-Abrechnungen 
werden die nachſtehenden Beſtimmungen getroffen: 

1. Mit Rüdfiht auf die den vorgängigen oder fpäteren Aufmeffungen 
ohnehin anhaftenden Fehler genügt es, wenn für jede der Raum. Abmefjungen 
(Länge, Breite, Stärle) bei Berechuung von Arbeiten rejp. Materialien in Bau 
Anſchlägen und Abrechnungen durchweg das Meter mit zwei Decimalftellen als 
Einheit zu Grunde gelegt wird. Bei Metall-Arbeiten ift jedoch die Stärken⸗ 
Dimenfion mit drei Decimalitellen in Rechnung zu ftellen. Wenn es fih um 
die Ermittelung von Gewichtszahlen handelt, wie ſolche namentlich bei Eiſen⸗ 
arbeiten vorfommen, fo tft die Kilogrammzahl als Gewichtseinheit im Allge- 
meinen mit einer Decimalfiele einzufegen; die Einſchaltung einer zweiten ift 
nur bei einer Bezugnahme auf Heine Einheitsmaße, 3. B. gem, gerechtfertigt. 

2. Sind 3 oder mehr Factoren zu multipliciren, fo find der Regel nad 
zunächſt die beiden größten miteinander zu multipliciren, alsdann ift der dritte 
Factor heranzuziehen. Sofern die Anſchlagsformulare eine beftimmte Reihenfolge 
der Multiplication bereits vorfchreiben, ift diefe abweichend von dem vorftehend 
aufgeftellten Grundſatze beizubehalten. 

Bei Ausführung der Multiplication ift zunächſt das aus der Multiplication 
der beiden erfien Factoren fich ergebende Product auf 4 Decimalfiellen zu er- 
mitteln. Die beiden legten Decimaiftellen werden fobann abgeftrihen und bie 
verbleibende letzte Stelle in dem Falle um 1 erhöht, daß die weggeftrichene 
3. Decimalitelle = 5 oder größer als 5 if. Demnädft wird das jo ermittelte 
2fellige Refultat mit dem 3. Factor multiplicirt, das Product auf zwei Decimal- 
fielen wie vor gekürzt, und in diefer Form in die Maſſenberechnung eingeftellt. 

HR der 3. Factor (Metall-Stärken) dreiftellig, jo wird das Product zunächſt 
mit 5 Decimalitellen ermittelt, jedoch ebenfalls auf zwei Decimalftellen gekürzt. 

3. Bei Koften.Anjchlägen ift das aus den Mafjenberedhnungen zu ent« 
nehmende Refultat auf eine Decimalftelle in der Weife, wie oben angegeben, zu 
türzen und als Borderfag in die Koften-Berechnung zu übertragen. Bei Bau⸗ 
Abrechnungen find jedoch die in den Maſſenberechnungen ermittelten zwei Decimal« 
ftellen auch für die Borderfäge der Koftenberechnung beizubehalten. 

4. Die Pfennig-Rubriken in den Spalten für die Koften-Einzelnbeträge 
(nit Einheitspreife) der Anſchläge find fortzulaffen; dagegen ift bei Ab- 
rehnunngen von diefer Kürzung abzufehen. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
ge. Maybach. 


An 1. die ſämmtlichen Königlichen Eifenbahn-Directionen, 
2. die fämmtliden Königlihen Regierungen und Landdrofeien und an die 
Königliche Minifterial-Bau.Kommilfion, 
3. die Herren Ober-Präfidenten zu Coblenz, Magdeburg und Breslau. 
IL. 10180. III. 12651. 
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52. 


Die Mitwirkung der Areisbanbeamten bei kleineren Reparaturen 
an verfchtedenen Gebäuden deſſelben fiskaliſchen Dienftetabliffe- 
ments betreffend. 


Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthſchaft ac. au ſämmtliche Königlihe Regierungen 

(excl. Sigmaringen) und abihriftlih zur gleihmäßigen Nachachtung an die Königliche 

Finanz-Direction zu Hannover, an ben Königlihen Oberforftmeifter und Director ber 

Forſt⸗ Akademie, Herm Dr. Dankelmann, Hochwohlgeboren zu Eberswalde. An ben Kö: 

niglichen Oberforjtmeifter und Director der Forſt⸗ Akademie, Herrn Dr. Borggreve, Hoch⸗ 
wohlgeboren zu Münden. III. 991. 1. 2614. 


Berlin, den 28. Februar 1881. 

Die Königliche Regierung benachrichtige ich, daB die von dem Herm Mi- 
nifter der öffentlichen Arbeiten in dem Erlaffe vom 20 v. M. (III. 19251) (a) 
getroffene Anordnung, wonad bei kleineren Reparatnren an verichiebenen Ge— 
bäuden defjelben fiokaliſchen Dienftetabliffemen!s die die Mitwirfung der betref- 
fenden Kreisbaubeamten bedingende Grenze von über 500 M. nicht nıd dem 
Kofenaufwande für das gefammte Dienftetabliffement, fondern nad demjenigen 
für das einzelne Gebäude zu bemeſſen ift, auch auf alle Bauten meines Refforts 
Anwendung findet. 


Der Minifter für Lanbwirthichaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 


a. 


Berlin, den 20. Januar 1881. 

Bei Anwendung derjenigen Beſtimmungen meines Gircular-Erlaffes vom 
20. Zuni v. 38. (III. 9137)*), welche die Herbeiführung einer Gejchäftserleid- 
terung für die Kreisbaubeamten bezweden, find Meinungsverfchiedenheiten darüber 
herborgetreten, ob bei Meineren Reparaturen an verfchiedenen Gebäuden deſſelben 
fislaliſchen Dienftl-Etabliffements die nah Nr. 1 a. a. D. die Mitwirkung der 
betreffenden Kreisbanbeamten bedingende Grenze von fiber 500 Marl nach dem 
Koftenanfwande für das gefammte Dienfl-Etabliffement oder nach demjenigen für 
das einzelne Gebäude zu bemeffen fei. 

Ich nehme hieraus Beranlaffung, die fragliche Beſtimmung dahin zu er- 
läutern, daß nad der derfelben zu Grunde liegenden Abfidht die letztere der 
beiden vorftehend angeführten Annahmen die zutreffende ift und daß demgemäß 
in Fällen der hier gedadhten Art eine Mitwirlung des Kreisbaubeamten dann 
nicht einzutreten bat, wenn die Koften der an oder in je einem einzelnen Gebäude 
des betreffenden Dienft-Etabliffjements erjorderlihen bezw. ausgeführten Repa— 
raturen den Betrag von 500 Mark nicht Überfteigen. 

Den betheiligten Behörden des dortigen Berwaltungsbezirid, ſowie den übri⸗ 
gen Adtheilungen des Regierungs-Eollegiums, welche ihre Aufträge an die Kreis- 
baubeamten nach Punkt 4 (5.8) des Erlaffes vom 20. Juni v. J. in der Regel 
nur durch Vermittelung bezw. unter Diitzeihnung der Regierungs - Abtheilung 


*) Jahrb. Bd. XL. Art. 80. ©. 308. 
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des Innern erlaffen ſollen — wird letztere bei geeiguetem Anlaß von der vor: 
ftehenden Erläuterung Kenntniß zu geben haben. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
' Im Auftrage ge. Schultz. 

An die ſämmitlichen Königlichen Regierungen (ausſchließlich der: 
jenigen zu Danzig) und Landorofteien, fowie an die Königl. 
Minifterial-Ban-Commiffion und das Königl. Polizei - Präfi- 
dium bier. III. 19251. 


Jagd und Fiſcherei. 
53. 


Abänderung der Zagdfrheinformulare hinſichtlich der auf der 
Rückſeite derfelben kenntlid; gemadjten Jagd- und Schonzeiten. 


Circular⸗Verfũgung des Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königl. Regierungen 
und Landdroſteien. 


M. d. J.1I B. 9718. M. f. Sm. „7 16781. 


III. 9197. 


Berlin, den 9. Dezember 1830. 

Die Art, wie auf der Rüdjeite der zufolge des Erlafjes vom 27. April 1870*) 
zur Zeit in Gebrauch befindlichen Jagdſcheinformulare die Jagd- und Schon⸗ 
zeiten für weibliches Roth- und Dammwild und Wildkälber (Colonne 3), ſowie 
für weibliches Rehwild (Colonne 5) kenntlich gemacht find, kann zu der linter- 
ftellung veranlaffen, als ob beabfichtigt gewefen fei, den 15. Oftober, bezw. den 
15. Dezember in die Jagdzeit miteinzubegreifen. Dies würde jedoch gegen den 
8 1 Nr 3 und Nr. 5 des Geſetzes vom 26. Februar 1870**) verfioßen, defien 
Faflnng und Motive erfennen Laffen, daß die Schonzeit für mweibliches Roth- und 
Dammmild und für Wilblälber, fowie für weibliches Rehwild erft mit Ende des 
15. Oftober ablaufen und für meibliches Rehwild bereit8 mit Anfang des 
15. Dezember wieder beginnen fol. Die Jagdſcheinformulare find deshalb dan 
bin abzuändern, daß fatt des 15. der 16. Oltober und flatt des 15. der 14. Des 
zember gejegt wird. Die in dem oben gedachten Erlaffe erwähnte Buchdruckerei 
von Gronau ift wegen Aenderung der Formulare mit entipredhender Anmeifung 
verjeben worden. 

Die Königliche zc. wolle bei Befhaffung neuen Bedarfs an Formularen 
ebenfalls für eutjprecdende Aenderung forgen und di: ihr uuterfiellten Behörden 
diejerhalb mit Anweifung verjehen, auch denjelben die Beröffentlihung einer be- 
Lehrenden Belanntmahung in Betreff der Richtigſtellung der fraglihen Schon- 
zeiten empfeblen. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Der Minifter des Innern. 
Domänen und Korften. In Bertretung. 
Lucius. Starke. 


*), ©. Zahrb. Bd. 111. ©. 131. Art 40. 
») S. Sahrb. Bd. II. ©. 127. Art. 36. 
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Forſt- und Jagdſchutz und Strafweſen. Forſt⸗ uud 
Jagdrecht. 
54. 


Berechtigung vereideter Privat-Forfifchuhbeamten zur Weber- 
wachnng von Iagdeontraventionen außerhalb ihres Schutzbezirks. 
Erkenntniß bes Reichsgerichts (IT. Straffenats) vom 1. Oktober 1880. 


In Preußen find die von Privateigenthümern angeftellten und 
auf das Holzdiebftahlsgeleg vereideten Forſtbeamten berechtigt, 
auch außerhalb ihres Schutzbezirks von jagdausübenden Perſonen 
die Borlegung des Jagdſcheines zu verlangen und der hierbei ge- 
leitete Widerftand if ffrafbar na $S 113 des Str.-©.-8. 

Die Entfheidung wird begründet einmal damit, daß den nad) den Bor: 
ſchriften der $$ 53. 31. 322. des Holzdiebfiahlegefeges vereideten von Privat- 
eigenthlimern beftellten Forſtſchutzbeamten durch die Beeidiguug unter flaatlicher 
Autorität polizeiliche Functionen übertragen, diefelben aljo als Beamte anzufehen 
jeien und zweitens, daß fie danach zu den Auffihtsbeamten gehörten, welchen 
nad dem PBublicandum des Minifters des Innern vom 14. März 1850 (Min. 8. 
für die innere Berw. von 1850 S. 108) die Ueberwadhung der Fagdcontraven- 
tionen zuzumeijen if. 

Zu der Entſcheidung ift zu bemerken, daß fie in gleicher WVeife Anwenduug 
findet auf die nach dem jegigen Forſtdiebſtahlsgeſetz vereideten Privatforftfchug- 
beamten. 

Sie erjcheint in ihrer Allgemeinheit indeflen bedenklich und dürfte auf die 
Fälle zu bejchränfen fein, wenn ein Forſtbeamter in einem feinem Schutzbezirk 
nabe liegenden Revier handelt. 

(Rechtſprechung 2c. Band II. ©. 288.) 
Raetell. 


55. 


Jagdvergehn. Begriff der Gewerbsmäßigkeit. 


Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit bei unbefugter Jagdaus— 
übung fegt eine fortgejegte gewinnfuhende Thätigleit voraus, 
dieſe faun aber auch angenommen werden, wenn Berbraud, nidt 
Berlauf des erlegten Wildes beabfichtigt war. 

Ertenntniß des Reichsgerichts (III. Straffenats) vom 16. Oktober 1880. 

Die Entſcheidung wird dahin begründet: Allerdings erfordert der Begriff 
der Gewerbsmäßigfeit eine anf Gewinn gerichtete fortgejegte Handlungsweife. 
Die gewinnſuchende Abfiht braucht aber nicht auf die Erzielung von Geld, nicht 
auf den Eriös aus dem Verkaufe der dur ftrafbare Handlungen erlangten 
Gegenflände gerichtet zu fein. Es genügt, daß die Thätigleit ald Mittel zum 
Erwerbe von Bermögensvortheilen dient, Daß der Thäter feinen und der Seinigen 
Lebensunterhalt, flatt durch ehrliche Beihäftigung auch nur zum Theil dur 
ſtrafbare Handlungen bejchafft. 

(Rechtſprechung 2c. Band II. ©. 336. 
Raetzell. 


— 


Jahrb. d. Pr. Forft- u. Jagd⸗Geſetzg. XIII. 10 
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Widerftand gegen Beamte. Irrthum des Thäters über die 
Rechtmäßigkeit der Amtsausübnng. 


Der Irrthum desjenigen, welder einem Beamten Widerftand 
geleiftet hat, darüber, daß derjelbenihtinrehtmäßiger Ausübung 
feines Amts begriffen gewejen fei, entjhuldigt denjelben nicht, 
fondern nur das objective Vorliegen der nicht vehtmäßigen Aus- 
übung. 

Erkenntniß des Reichsgerichts (III. Straffenats) vom 30. Oftober 1880. 

Daffelbe ift angenommen von dem II. Strafjenat des Reichsgerichts in dem 
Erkenntniß vom 5. November 1380 und in der letzteren Entſcheidung dahin motivirt: 

Die Rechtmäßigkeit der Amtsausübung ift zwar objectiv eine Bedingung 
der Strafbarkeit des Widerftandes, die Strafbarkeit ift aber nicht unter des 
Thäters Urtheil über die Rechtmäßigkeit geftellt, ift daher auch von dem Be- 
mwußtfein des Thäters von der Rechtmäßigkeit unabhängig und felbft durch die 
Meinung der Unrechtmäßigkeit nicht ausgefchloffen. Die ftaatliche Autorität er- 
fordert e8, daß einer rechtmäßigen Amtsausübung der Betreffende ſich unbedingt 
unterwirft. Dem Beamten und dem hinter ihm ftehenden Geſetze darf derfelbe 
nicht fein eignes Urtheil entgegenftellen, um aus demjelben heraus in die vor- 
zunehmende Amtsbandlung Hindernd einzugreifen. Die Pflicht des flaatlichen 
Gehorſams legt ihm auf, rechtmäßige Amtshandlungen geichehn zu laſſen. Zn. 
fofern er dabei zu einer Prüfung der Rechtmäßigfeit veranlagt wird, trägt er für 
die daraus entnommene Entſchließung die eigene Berantwortlichkeit, wenn er, troß- 
dem daß die Amtsausübung eine rechtmäßige tft, dem darin begriffenen Beamten 
dur Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerftand leiſtet, oder den- 
jelben thätlih angreift. Wegen diefer bei der Brüfung und Beurtheilnng der 
Rechtmäßigfeit der Amtshandlung dem Betreffenden obfallenden eigenen Ber: 
antwortlichkeit ift die Rechtmäßigleit der Amtsausäbung fein ſolcher, zum ge 
jeglichen Thatbeftande des Vergehens gegen den $ 113 des Str.-©.:B. gehörender 
Umftand, auf deffen Kenntnig das Geſetz Gewicht legt, weshalb nach dieſer Rich⸗ 
tung der $ 59 dajelbfi*) nicht anwendbar ift. 

(Rechtſprechung 2c. Band II. S. 409—453.) 
Raetzell. 


— — — — — 


57. 
Jagdvergehen durch Aneignung von Fallwild. 


Erkenntniß des Reichsgerichts (1. Strafſenats) vom 13. Janunar 1881. 
Aub das unberehtigte Anjihnehmen todten Wildes ohne 
fonftige jagdlidhe Thätigkeit if als Jagdausübung zu eradten. 
Der Rechtsſatz ift dahin motivirt: Der Begriff der Jagdausübung erjcheint 
gegeben, wenn ein Dritter die dem Jagdberechtigten zuftehenden agdbefugnifie 


*,859 Str.:G.:8. lautet: 
„Wenn Jemand bei Begehung einer firafbaren Handlung das Borhandenfein 
von Thatumftänden nicht kannte, welche zum gefeßlichen Thatbeftande gehören oder 
die Strafbarkeit erhöhen, fo find ihm diefe Umftände nicht zuzurechnen — — —“ 
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in Bezug auf die Occupation des Wildes unberechtigt ausübt. Der Aayb- 
berechtigte ift aber ansjchliegli befugt, in feinem Jagdbezirke nicht bloß das 
lebende, fondern auch das todte Wild — Fallwild — fi} anzueignen. 

Der Angellagte bat alfo dadurch, daß er die im Walde todt aufgefundene 
Rebgeiße, zu deren Aneignung nur der Jagdberechtigte befngt war, in Befit 
nahm, deffen Jagdberechtigung ohne eignes Recht ausgeübt. 

(Rechtſprechung x. Bd. I. S. 721.) 

Der Rechtsſatz ſteht im Einklang mit der Rechtſprechung des frühern 

Breußiſchen Obertribunals, iſt aber in der Theorie vielfach angegriffen. 
(efr. Dalcke, Das Preuß. Jagdrecht ©. 82.) 
Raetzeell. 


_—— 


58. 
Hehlerei gefrevelten Wildes nadı heffifchem Recht. 


CErkenntniß des Reihsgerihts (I. Strafjenats) vom 7. Januar 1881. 

Auf die Hehlerei gefrevelten Wildes in Heffen findet nicht 
Art. 16 des großh. heſſiſchen Jagdſtrafgeſetzes vom 19. Juli 1858, 
fondern $ 259 des Reihsftrafgejegbuhs Anwendung. 

Es wird ausgeführt, daß der citirte Art. 16, welcher die bezeichnete Hehlerei 
al3 Uebertretung ftraft, zwar nicht ausdrücklich, aber doch thatjächli durch die 
diejelbe Materie behandelnde Beſtimmung des citirten $ 259 aufgehoben fei. 

Raeteell. 


59. 


Widerfland gegen einen zur Unterſtützung der Forſtbeamten 
zugezogenen Holzhaner. 
Erkenntniß bes Reichsgerichts (III. Straffenats) vom 22. Januar 1881. 

Der Begriff des Jagdauffehers kann nit auf Perionen aus— 
gedehnt werden, welche nur zu einer befimmten dienſtlichen Ber- 
ridhtung zur Unterffäßung von Beamten angezogen find. 

Ein Oberförfter hatte eines Tages eine PBatronille des gejammten, durch 
einige Holzhauer verflärkten Forftperfonals angeordnet. Zu dieſen zum Zwecke 
des Jagdſchutzes zugezogenen Holzhauern gehörte auch der Holzhauer K., dem 
von den Angellagten bei Ausübung des Jagdſchutzes mit Gewalt Widerftand ge- 
leiitet wurde. Das Reichsgericht hält auf diefen Fall den $ 117 des Str.-&.:B. 
nicht fiir anwendbar, weil es zwar einer Form für die Beftellung eines Jagd⸗ 
und Foritaufjehers ebenfowenig, als einer befondern Verpflichtung bedürfe, weil 
jedoch Berjonen, welche nur zur Unterſtützung von Beamten zugezogen jeien 
($ 113 Str..&..8.), nicht den Charakter von beftellten Auffehern im Sinne des 
8 117 hätten, die Stellung als Aufjeher vielmehr eine gewiſſe ſelbſtſtändige 
Thätigfeit vorausſetze. Raetzell. 
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60. 
Den theilmeifen oder gänzlidyen Erlaß von Forſtfrevelſtrafen betr. 


(Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthſchaft zc. am fämmtliche Königliche Regierungen 
und Landdrofteien und an bie Königliche Finanzdirection zu Hannover, III. 473. I. 1101. 


Berlin, den 27. Januar 1881. 

Die Königlie Negierung erhält hierbei Abjchrift der an das Königliche 

Staatsminifterium erlaffenen Allerhöchſten Ordre vom 15. December v. J. (a.) 
betreffend die Befugniffe der Neffortminifter in Bezug auf die Er- 
mäßigung und den Erlaß von orfifrevelftrafen, 

zur Kenntnignahme und Nachachtung. 

Bei der Berichterftattung fiber Geſuche um Erlaß oder Ermäßigung von 
Forſtfrevelſtrafen ift in Gemäßheit der abfchriftlich beigefügten Eircular-Berfiigung 
vom 11. Januar 1870. F. M. IIb 393*) zu verfahren. 

Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


— — — 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 11. d. M. will Ich in Er⸗ 
gänzung der Allerhöchſten Erlafie vom 1. October 1830, vom 21. April 1866 
und vom 26. September 1868**) und unter entipredyender Beſchränkung der dem 
Suftizminifter dur den Allerhöchſten Erlaß vom 26. September 1868 für die 
ueuen Landestheile übertragenen Befugniffe, dem Minifter fir Landwirthichaft, 
Domänen und Forften die Ermächtigung ertheilen, in allen Forficontraventiong« 
fällen einjchließlich der Forſtdiebſtähle Geldftrafen, welche den Betrag von dreißig 
Mark nicht überfteigen, ganz oder theilmeife zu erlaffen. 

Gegeben Berlin, den 15. Dezember 1880. 

ge. Wilhelm. 
geggz. Otto Grf. 53. Stolberg ©. v. Kamiele Gf. Enlenburg. 
Maybad. Bitter. von Puttlammer. Lucins. Friedberg. 


Zn von Böttider. 
An das Staatsminiftertumm. 


-— — — — 


Berſuchsſsweſen. 
61. 

Anbauverſuche mit ausländiſchen Holzarten betreffend. 
Circ.⸗Verf. des Minifters für Landwirthſchaft c. an fämmtlihe Königl. Regierungen erct. 
Sigmaringen und an die Königl. FinanzsDirection zu Hannover. III. 10153. 

Berlin, den 4. Dezember 1880. 


Es liegt in der Abſicht, Anbauverfuche mit ausländifhen Holzarten in den 
Staatsforften im größeren Umfange als hisher und nad) einheitlichem Plane 





2) Zahrbuch Band II. Art. 34 ©. 125. 
**) Sämmtlich abgedrudt im Bd. I. des Jahrbuchs Urt. 110. ©, 212. 
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ausführen zu laffen. Da zu erwarten flieht, daß die dazu erforderlidhen Geld⸗ 
mittel bereits durch das nächſte Etatsgeſetz bewilligt werben, fo erjcheint es an 
der Zeit, die nöthigen vorbereitenden Schritte fchon jet einzuleiten, um mit der 
Ausführung fofort, nachdem die Mittel zur Dispofition geſtellt, beginnen laffen 
zu können. 

Die ganze Angelegenheit gehört naturgemäß in das Bereich des forftlichen 
Berjuchsweiens, für welches bereits eine fefte Organijation befteht, umd zwar 
fallen die Anbauverſuche fpeziell in den Rahmen der jeit Jahren fchon einge- 
richteten Kulturverſuche. Die einzelnen Verfuchsreviere werden dabei zu der 
Hauptftation des Berfuchäweiens, wie bei den bisher eingeleiteten Rulturverjuchen, 
in das Verhältniß als Rebenftationen zu treten haben; Pflanzenerziehung, An⸗ 
bau und weitere Behandlung der Kulturen werben durch Arbeitspläne ganz 
gleihmäßig zu regeln und über Ausführung, Koften und Erfolg auf diejen 
Stationen fpezielle Tagerbücher zu führen fein. Nachdem die qu. Angelegenheit 
auf der diesjährigen Berfammlung des Bereins deuticher forftlicher Verſuchsan⸗ 
flalten zu Baden-Baden Gegenftand eingehender Erörterung und Berathung ge- 
weſen, wird die Aufftelung entiprechender, die Ausführung der Anbauverfucdhe 
alljeitig regelnder Arbeitspläne von diefer Seite demnächſt zu erwarten fteben. 

Es kommt für jegt darauf an, — und hierbei wird die Mitwirkung der 
Königlihen Regierung (Jinanz-Direction) einzutreten haben —, die Auswahl 
geeigneter Berfuch8-Oberförftereien zu treffen. Als maßgebende Gefichtspunkte 
fommen dabei” die Berfchiedenheit einerjeits der klimatiſchen Lage (geographifche 
Lage, Höhenlage, Seelage, Erpofition) andererfeit8 der ausgedehntere Flächen 
einnehmenden Haupt-Gebirgs- und Bodenarten in Betradt. Zuglei wird 
ein Hauptaugenmerk darauf zu richten fein, daß nur ſolche Oberförftereien zu 
Berjudsrevieren ausgewählt werden, deren Berwalter nicht nur vermöge.-der 
ihnen eigenen Sachkenntniß, fondern auch wegen des von ihnen zu erwartenden 
ganz beionderen Intereſſes und Eifers die Bürgfchaft für eine forgfältige Durch⸗ 
führung der betreffenden Arbeitspläne fomwie überhaupt für eine eriprießliche 
Förderung der qu. Angelegenheit bieten. Die Zahl der Verſuchsorte wird nicht 
zu groß gewählt werden dürfen, damit die Verſuche um jo intenfiver und nach⸗ 
baltiger betrieben werden können and die Mittel nicht zu jehr zeriplittert werden. 
Nach einem vorläufigen Weberjchlage glaube ich die Zahl der Oberförflereien für 
das geſammte Staatsgebiet mit mindeſtens 60 Revieren als wahrſcheinlich aus⸗ 
reihend betrachten zu können, jo daß demzufolge auf den einzelnen Regierungs- 
bezirt etwa 2, beziehungsweiie auf die Provinz etwa 5 Berjuchsftationen ent- 
fallen würden. Selbitredend können diefe Zahlen nur als ungefährer Anhalt 
für die abzugebenden Vorſchläge angejehen werden und muß eine völlige Gleich⸗ 
mäßigleit in der Bertbeilnng der Berjuchsftationen fiber das Staatsgebiet den 
vorerwähnten, für die Auswahl maßgebenderen Rüdfichten zurückſtehen. 

Die Königliche Regierung (HYinanz-Direction) veranlaffe id, unter Berüd- 
fihtigung der vorfiehenden Gefichtspunfte behufs Auswahl geeigneter Verſuchs⸗ 
Oberförftereien entipredhende Vorſchläge unter gleichzeitiger Angabe der fiir die 
eirizelnen Verſuchsorte in Betracht kommenden Standortsverhältniffe binnen 
8 Wochen hierher einzureichen. 

Schließlich bemerke ich noch, daß, nad) Maßgabe der von dem Verein deut- 
ſcher forſtlicher Berjudhsanflalten gefaßten Beſchlüſſe, ſich die Anbauverſuche in 
größeren reſp. geringerem Umfange zunächſt auf die nachſtehend aufgeführten 
Holzarten erfireden werben: 
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Pinus rigida, P. ponderosa, P. Jefireyü, P. Laricio, P. austriaca, 

Abies Douglasii, A. Nordmanniana. 

Picea sitkaensis. 

Cupressus Lawsoniana. 

Thuja gigantea. 

Acer Negundocalifornicum. A. saccharinum. A. dasycarpum. 

Betula lenta. 

Carya alba nebft verjchiedenen anderen Species. 

Juglans nigra. 

Juniperus virginiana. 

Populus monilifera. 

Quercus rubra. 
Verſuche mit einigen japaniſchen Eoniferen wie 3. 8. Picea politu, Thujapsis 
dolabrata, Picea Alcoguiana find in meitere Ausfiht genommen und bleiben 
weiterer Erwägung und fpäterer Entſcheidung vorbehalten. 


Der Minitter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 


62. 
Denfelben Gegenftand betreffend. 


Circ.⸗Verf. des Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königl. Regierungen ercl. 
Sigmaringen, und an die Königl. Finanz-Direction in Hannover. III. 11101. 


Berlin, den 31. Dezember 1880. 


In Berfolg der Circularverfügung vom 4. d. M. (III. 10153) (f. den vor. 
Art.) eröffne ich der Königlichen Regierung (Finanz-Direction), daß fich die An- 
bauverfuche mit ausländifchen Holzarten für das Jahr 1881 in der Hauptſache 
auf die Pflanzenerziehung befchränten werben, da Beftandsanlagen im Allge- 
meinen und vorerfi nur duch Pflanzung auszuführen fein werden. Es wird 
ſich empfehlen, die Pflanzenerziehung an einigen dazu bejonders geeigneten 
Stellen zu concentriren, weil die dazu erforderlichen Bedingungen nicht auf allen 
Berfuhhsoberförftereien vorhanden fein werden. Zu diefen Bedingungen gehören 
namentlich: guter, tiefgründiger Boden in geichligter Lage nnd in unmittelbarer 
Nähe des Auffichtsbeamten, die Gelegenheit, das erforderlide Düngematerial, 
Dammerde zc. zu befchaffen, die Nähe einer Eifnbahnftation bebufs leichter Ver⸗ 
jendbarkeit der Pflanzen, tie Gelegenheit, jederzeit Arbeiter zu befommen. Wün— 
ſchenswerth iſt ferner, wenn auch nicht unbedingt nothwendig, daß fih Wafler 
in unmittelbarer Nähe findet. Zum Theil werden bie vorhandenen, fländigent 
Forfgärten zur Pflanzenerziehung benugt werden können. 

Die Königliche Regierung (yinanz-Direction) wolle in dem auf die Eircular- 
Berfügung vom 4. d. M. (III. 10153) zu erftattenden Berichte, und wenn diejer 
fhon abgegangen ift, in einem befonderen Berichte unter Berlidfihtigung der 
voranfgeführten Geſichtspunkte Borjchläge über die Orte der Pflanzenerziehung 
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abgeben und ferner biejertigen bereit8 vorhandenen, fländigen Forſtgärten be- 
zeichnen, in denen die Ausfaat de Samens im Frühjahr 1881 erfolgen kann. 
Ich behalte mir vor, hiernach für den Umfang des Regierungsbezirkes oder auch 
für den Umfang der Provinz zu beftimmen, in der im nächſten Jahre das Pflanz- 
material zu erziehen ift. 

Sofern die Erledigung diejer Verfiigung nicht zugleich mit dem auf die Ber- 
fügung vom 4. d. M. zu erflattenden Berichte erfolgt, erwarte ich diefelbe bis 
jpäteften® den 15. Februar k. J. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 


— — — — 


63. 


Statiſtiſche Erhebungen über das Vorkommen ausländiſcher 
Holzarten betreffend. 


Circ.⸗Verfg. bes Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königl. Regierungen excl. 
berjenigen zu Sigmaringen und an bie Königl. Finanz-Direktion zu Hannover. III. 10952. 


Berlin, den 31. Dezember 1880. 

Auf der legten Berfammlung des Vereins deutfcher forftlicherBerfuchanftal- 
ten zu Baden-Baden, auf welcher eingehende Berathungen über die Anbauwür⸗ 
digkeit ausländifcher Holzarten in Deutſchland jtattgefunden haben, ift im Zu- 
ſammenhange mit viefer Frage befchloffen worden, über das Borlommen von 
denjenigen fremden Holzarten, mit denen Anbauverjuche in nächſter Zeit gemacht 
werden follen, fowie von einigen weiteren bejonders wichtig erjcheinenden in den 
betreffenden Deutichen Staatsgebieten eine ftatiftiiche Erhebung anzuftellen. 

Die Gejhäitsleitung des Eingangs genannten Vereins hat für die zu dieſemn 
Zwece erforderlihen Aufnahmen das bierneben in Erxemplaren angeidhloffene 
Formular (f. dasjenige zu Art. 64) entworfen und kommt e3 nunmehr darani 
au, für die ſämmtlichen fistalifhen Forſten und thunlichſt auch für alle 
&orporarionsmwaldungen des diefjeitigen Staatsgebiet? die nöthigen Er—⸗ 
bebungen anftellen und anf Grund der dabri gewonnenen Rejultate die qu. For- 
mulare ausfüllen zu laſſen Für die Staatsforften wird dieſe Arbeit vou deu 
betreffeiiden Königlichen Oberförftern unfchwer bewirkt werden können; auch wird 
den Letzteren dirjelbe Hinfichtlich Der Corporationswaldungen, foweit bierflir nicht 
andere geeignetere, insbejondere mit den lolalen Verhältniſſen vertrautere Organe 
beranzuziehen find, iibertragen werden müſſen. Der Königlichen Regierung bleibt 
es liberlaffen, für den dortigen Bezirk dieferhalb die erforderlichen näheren Anord- 
nungen zu treffen. 

Für die Ausfilllung der Formulare find die auf der Rüdjeite derjeiben ent- 
baltenen Bemerkungen zu beachten, wo namentlich auch diejenigen Holzarten aui⸗ 
geführt find, auf welche fich die Erhebungen zu erfireden haben. In wie weit 
bei der Beantwortung detaillirte Angaben oder tiherjchlägliche allgemeinere ge: 
macht werden, bleibt dem eigenen Ermefien überlafſen. Es liegt nicht in der 
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Afiht, den Betreffenden eine fhwierige und zeitraubende Arbeit aufzuerlegen, 
vielmehr handelt es fih um eine mehr freiwillige Leiftung im Interefſe der 
Sade. _ 

Die ausgefüllten Formulare find demnächſt von der Königl. Regierung zu 
fammeln und thnunlichſt bis zum 1. März 181 der „Geſchäfisleitung des Vereins 
Deuticher forftlicher Berfuchsanftalten zu Eberswalde” zu fiberfenden. Für die- 
jenigen Oberförftereien, in denen leine der in Trage ftehenden Holzarten vorlommt, 
find Bacatanzeigen beizufügen. 

Snfofern die Zahl der Überfandten Formulare für den dortigen Bezirk nicht 
ausreicht, ift Der weitere Bedarf direkt von der Geſchäftsleitung des mehrerwähn« 
ten Bereins zu beziehen. 


Der Minifter für Landwirthichnft, Domänen und SForften. 
Lucius, 


64. 
Denfelben Gegenſtand betreffend. 


Kirc.-Verfügung bes Minifters für Landwirtbihaft zc. an ſämmtliche landwirthſchaftliche 
Vereine. III. 10952. I. 10. 


Berlin, den 31. December 1880. 

Auf der letzten Berfammlung des Vereins deutſcher forftlicher Verſuchsan⸗ 
Kalten zu Baden-Baden, auf welcher eingehende Berathungen über die Anbau- 
würdigkeit augländifcher Holzarten in Deutſchland flattgefunden haben, ift im Zu- 
fammenhange mit diefer Frage befchloffen worden, tiber das Borlommen von 
denjenigen fremden Holzarten, mit denen Anbauverfuche in nächfter Zeit gemadht 
werden follen, fowie von einigen weiteren beſonders wichtig ericheinenden in den 
betreffenden Deutſchen Staatsgebieten eine ftatiftiihe Erhebung anzuftellen. Es 
iſt von Wichtigkeit, den zu diefem Zwecke erforderlich werdenden Ermittelungen 
die größtmögliche Ausdehnung zu geben und diefelben nicht nur in den fämmt- 
lihen Staats» und Eorporationsforften anftellen zu laffen, fondern ſolche auch 
auf die BPrivatwaldungen, fowie auf Parks und Gartenanlagen au$- 
zudehnen. Die Königl. Regierungen find bereit3 angewiefen, in den erfigenann- 
ten Forſten das benöthigte Material durch die Königl. Oberförfter fammeln zu 
laſſen. Die legtgenaunten oder jonftige Staatsbeamten mit dergleichen Arbeit 
auch für die Privatwaldungen 2c. zu beauftcagen, erjcheint jedoch ſchon um des- 
willen nicht durchführbar, weil denfelben die hierzu unerläßliche fpezielle Lokal⸗ 
fenntniß nicht überall beiwohnen kann. Ich richte daher an den . . . .... 
daß ergebene Erfuchen, die einzelnen zum dortigen Berbande gehörigen landwirth- 
ſchaftlichen Kreis-, Orts: und Ymeigvereine für diefe Angelegenheit intereffiren 
und gefäligft dahin wirten zu wollen, daß fich diefelben der Beichaffung des be- 
nöthigten flatiftiichen Materials Hinfichtli der Privatwaldungen, Parks ıc. inner- 
halb ihres Bezirks unterziehen. 
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Am zwedmähigften werden die desfallfigen Aufnahmen nad) dem von ber 
„GBeichäftsleitung des Vereins deutjcher forfilicher Berfuchsanftalten zu Ebers⸗ 
walde“ zu diefem Behufe entworfenen, in einem Probeeremplare bierneben ange- 
Ichioffenen Formulare, welches auch den gleichen Erbebungen in den Staats- und 
Eorpordtiongforften zu Grunde Tiegt, bewirkt werden. 

Die erforderlide Anzahl von Yormularen wird auf beziiglidhe Requifition 
von der qu. Beichäftsleitung den einzelnen Bereinen geliefert werden. 

Für die Ausfiillung des Formulars werden die auf der Rüchſeite deffelben 
enthaltenen Bemerkungen zu beachten fein, wo insbeſondere auch diejenigen Holz- 
arten aufgeführt find, auf melde ſich die Erhebungen zu erftreden haben. Dazu 
bemerte ich jedoch weiter, wie e8 zwar wünſchenswerth, aber keineswegs uner- 
läßlich if, daß ſämmtliche in dem Formulare vorgefehene Spalten der leber- 
ſchrift entſprechend ausgefüllt werben; namentlich gilt dies bezüglich der Abtbei- 

| fung „Standorts-Beihreibung” und mag daher überall da, wo die Ermittelung 

| einzelner die Standortsgüte bedingenden Factoren irgend größere Schwierigfeit 

| vernrſacht, von der Ausfilllung der betreffenden Spalten Abftand genommen 

| werden. Daß die in den Spalten der Abtbeilungen „Alter“ und „Borlommen“ 
gewünſchten Zahlen genau nur dann anzugeben find, wenn ſolche ohne Weitered 
befaunt, im Uebrigen aber lediglich zu arbitriren find, ift bereits in den De- 
merfungen auf der Rückſeite des Formulars angedeutet. 

Die ausgefüllten Formulare werden von den einzelnen Vereinen zweckmäßig 
zu ſammeln und alsdann der Gefchäftsleitung des Vereines deutſcher forftlicher 
Berfuhsanftalten zu Eberswalde zu überfenden fein. Bei der Kürze der Zeit 
wird e8 fchwerlich itberall durchführbar fein, den hierfür von der Legteren in 
Ausficht genommenen Termin — 1. März 1881 — inne zu halten. Es dürfte 
daber den fi) der Sammlung unterziehenden betreffenden Vereinen mitzutheilen 
fein, daß auch jpätere Zufendungen mit Dank entgegengenommen werden, den» 
felben jedoch die thunlichfte Befchleunigung anzuempfehlen fein. 

Der Minifter für Landwirthihnft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


Perſonalien. 
65. 


Veränderungen im Königl. Forft- und Fagdverwaltungs-Perfonal 
vom 1. Januar bis Ende März 1831. 


(Im Anflug an den Art. 35 ©. 109.) 


I. Bei den Provinzial-Berwaltungen der Staatsforſten. 
A. Geftorben. 
Büfch, Oberförfter zu Jammi, Reg.-Bez. Marienwerder. 
von Ernft, Forfimeifter zu Oppeln. 
von Schmerfeld, Forſtmeiſter zu Eaffel. 
Franz, Oberförfter zu Weilmünfter, Reg.-Bez. Wiesbaden. 


B. Benfionirt. 
Rembe, Oberförfter zu Rotenburg, Oberförfterei Rotenburg-⸗Süd, Neg.-Bez. 
Eaffel (inzwiſchen geftorben). 
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Dittmar, Forftmeifter zu Hersfeld, Neg.-Bez. Caſſel. 

Schraudebad, Oberförfter zu Forſthaus Windhof, Oberförfterei Weilburg, 
Reg-Bez. Wiesbaden, 

Buſſe, Oberförfter zu Lüneburg, Oberförfterei Scharnebed, Prov. Hannover. 


C. Berfegt ohne Aenderung des Amtscharacters (zugleih mit 
Angabe über neu gebildete Bermwaltungs- und Inſpections— 
Bezirke). 

Kayjer, Forftmeilter von Gumbinnen (Tgorftmeifterftelle Gumbinnen-Lyd) nad) 

Breslau (Forſtmeiſterſtelle Breslau⸗Glatz). 

Runge, Oberförſter, von Neuenheerſe, Reg.Bez. Minden, nach Haſte in der 
Grafſchaft Schaumburg, Forſtwerwaltungs⸗-Bezirk der Regierung zu Minden. 

Auderjch, Oberförfter, von Königswieſe, Reg.⸗Bez. Danzig, nad) Richlich, Reg.- 
Bez. Bromberg. 

Weber, Yorftmeifter, von der Tgoritmeifterftelle Eafjel-Rotenburg auf die Forft- 
meifterftelle Caffel- Hersfeld. 

von Schmerfeld, Forftmeifter, von der TForftmeifterftelle Caffel-Soehre auf 
die Forftmeifterftelle Caſſel-Friedewald (inzwifchen geftorben ſ. oben sub A.). 

Israel, Forſtmeiſter, von der Forftmeifterftelle Caſſel⸗Frankenberg auf die Forſt⸗ 
meifterftelle Eaffel-Soehre. 

Goerges, Oberförfter, von Osburg, Reg.⸗Bez. Trier, nah) Zroneden, Reg. 
Bez. Trier. 

Mirow, Oberförfter, von Troneden, Reg.-Bez. Trier, nah Voehl, Reg.⸗Bez. 
&affel. 

Ehrentreich, Oberförfter, von Voehl, Reg.:Bez. Cafſel, nah Woligang, Neg.: 
Bez Caſſel. 

Münter, Forſtmeiſter, von der Forſtmeiſterſtelle Hannover-Münden auf die 
Forſmeiſterſtelle Hannover⸗Gifhorn. 

Walther, Oberförſter, von der Oberförſterſtelle Rotenhurg-Weſt auf die Ober- 
förfterfielle Rotenburg-Süd ohne Aenderung feines Wohnfiges zu Notenburg, 
Neg.-Bez. Caſſel. 

Klein, Oberförfter, von Ritenhaufen, Reg.⸗Bez. Caffel, nad Rotenburg, Ober: 
förlterftelle Rotenburg Weft, Reg.⸗Bez Caflfel. 

Ide, Oberförfter, von Baumbolder, Reg.-Bez. Trier, nah Wigenhaufen, Reg. 
Bez. Saflel. 

Schul, Oberförfter, von Nemonien, Reg.-Bez. Königsberg, nah Jammi, Reg. 
Bez. Marienmwerder. 

von Ehrenftein, Oberförfter, von Greußburgerhütte, Oberförfterei Budlowig, 
Reg.⸗Bez. Oppeln, nah Grudſchütz, Reg.⸗Bez. Oppeln. 

Spangenberg, Oberförfter, von Friedrichſsthal, Oberförfterei Murow, Reg.» 
Bez. Oppeln, nach Creutzburgerhütte, Oberförfterei Budkowitz. Reg.Bez. 
Oppeln. 

Tidow, Oberförſter, von Mollenfelde, Prov. Hannover, nach Lüneburg, Ober- 
förſterei Scharnebeck, Prov. Hannover. 

Hölzerkopft, Oberförſter, von Neuweilnau, Neg.-Bez. Wiesbaden, nach Weil- 
burg, Oberförſterei Merenberg, Meg ⸗Bez. Wiesbaden. 

Dieterichs, Oberförfter, von Wendhauſen, Prov. Hannover, nah Mollenfelde, 
Prov. Hannover. 
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Oetzel, Oberförfter, von Sprakenſehl, PBrov. Hannover, nah Wendhaufen, 
Prod. Hannover. 

Claufius, Oberförfter, von Weilburg, Oberförfterei Merenberg, Reg.-Bez. 
Wiesbaden, nad Sprafenfehl, Prov. Hannover. 

Buchhold, Oberförfter, von Straß⸗Ebersbach, DOberfürfterei Ebersbach, Reg.» 
Bez. Wiesbaden, nah Forſthaus Windhof, Oberförfterei Weilburg, Reg. 
Bez. Wiesbaden. 

Bom 1. Februar 1881 ab wird die Inſpections⸗Eintheilung der Staatsforften 
im Reg.-Bez. Breslau dahin geändert, daß 

1. der Inſpections⸗Bezirk Breslau- Breslau (Oberforftmeifter) aus den 
bisher zur Inſpection Breslau-Glat gehörigen Oberförftereien Nimkau 
und Schöneiche gebildet wird, und 

2. dem JInſpections⸗Bezirke Breslau⸗Glatz (Forſtmeiſter Kayfer) die 
bisher zum Inſpections⸗Bezirk Breslau-Breslau gehörigen Oberförfte- 
reien Kubbrüd und Katholifh-Hammer mit zugewielen werden. 

Der Amtsfig der Forſt⸗Inſpection Hersfeld, Reg.⸗Bez. Eaffel, wird vom 1. April 
1881 ab nady Eaffel verlegt unter Abänderung ihrer Benennung in Caſſel⸗ 
Hersfeld. 

Bom 1. März 1881 ab ift die bisher zur Inſpection Hannover-Lanterberg ge⸗ 
börige Oberförfterei Ilfeld der Inſpection Hannover-Norbheim und die 
bisher zur Inſpection Hannover-Nordheim gehörige DOberförfterei Duderftadt 
der Inſpection Hannover-DMünden zugelegt worden. 


D. Befördert refp. verfegt unter Beilegung eines höheren Amts— 

charakters: 

Guſe, Forſtmeiſter zu Breslau (Forſtmeiſterſtelle Breslau⸗Glatz), zum Ober⸗ 
forſtmeiſter und Mitdirigenten einer Regierungs⸗Abtheilung für Domainen 
und Forſten befördert und ihm die Oberforſtmeiſterſtelle bei der Regierung 
zu Oppeln übertragen. 

Morgenroth, Oberförfter zu Braſchen, Reg.Bez. Frankfurt, zum Yorftmeifter 
ernannt und ihm die Forftmeifterftele Gumbinnen⸗Lyck itbertragen. 

von Mengerfien, Oberförfter zu Hafte, Reg.Bez. Minden, zum Forſtmeiſter 
ernannt und ihm die Forſtmeiſterſtelle Erfust-Schleufingen übertragen. 

Rüther, Oberförfter zu Hardegfen, Brpv. Hannover, zum Forftmeifter ernannt 
und ihm die Forftmeifterfielle Hannover-Münden übertragen. 

Kopp, Oberförfter zu Frankenhain, Oberförfterei Meißner, Reg.⸗Bez. Caffel, 
zum Forfimeifter ernannt und ihm die TForftmeifterftelle Safjel- Rotenburg 
übertragen 

Richter, Oberförfter zu Wolfgang, Neg.-Bez. Caffel, zum Yorfimeifter ernannt 
und ihm die Forſtmeiſterſtelle Caſſel⸗Frankenberg übertragen. 

Bosfeldt, Oberförfter zu Grudſchütz, Reg.:Bez. Oppeln, zum Forfmeifter er- 
nannt und ihm die Forftmeifterftelle Oppeln-Nord übertragen. 


E. Zu Oberförftern ernannt und mit Beftallung verfehen find: 

Keßler, Oberf.Kand., zu Königswieſe, Neg.-Bez. Danzig. 

Riuner, Oberf.-Kand., und Yeldj.-Lieut. zu Brajchen, Neg.-Bez. Frankfurt. 

von Windheim, Oberf.-Kand., (bısher Hilfsarbeiter bei der Regierung zu 
Marienwerder) zu Hardegien, Prov. Hannover. 
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Ramsthal, Oberf.-Kand., (bisher Hilfsarbeiter bei der Regierung zu Wiee- 
baden) zu Frankenhain, Oberf. Meißner, Reg.-Bez. Caſſel. 

Kroll, Oberf.-Kand., zu Nemonien, Reg.-Bez. Königsberg. 

Steinau, Oberf.-Kand., zu Neumeilnau, Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Lade, Oberf.-Kand., zu Straß⸗Ebersbach, Oberförfterei Ebersbach, Reg.⸗Bez. 
Wiesbaden. 


F. Mit Vorbehalt der Ausfertigung der Beſtallung und Fef- 
fegung der Anciennetät als Oberförfter definitiv angeftellt if: 
Eonrades, Oberförfter-Kand., (bisher Hilfsarbeiter bei der Regierung zu 
Minden) zu Neuenheerfe, Neg.-Bez. Minden. 
Kluge, Oberf.-Kand., zu Osburg, Reg.⸗Bez. Trier. 


G. Die bei der definitiven Anftellung als Oberförfter vorbehal- 
tene Beftallung haben erhalten: 
von Bornftedt, Oberförfter und Forft-Affeffor zu Herzberg. Oberf. Xonau, 
Prov. Hannover. 
Eonrades, Oberförfter zu Neuenheerſe, Reg.-Bez. Minden. 
Wernhart, Oberförfter zu Hilchenbach, Oberf. Lüigel-Bilftein, Reg.⸗Bez. 
Arnsberg. 


H. Zu Hilfsarbeitern bei einer Regierung wurden berufen: 


Martin II., Oberf.Kand., nach Caffel. 

Freiherr Spiegel von und zu Peckelsheim, Oberf.⸗Kand., nach Minden. 
Scholze, Oberf.Kand., nad) Frankfurt a. O. 

Schaefer, Oberf.Kand., nach Wiesbaden. 

Kalt, Oberf.⸗Kand., nad Marienwerder. 


J. Als interimiſtiſche Revierförſter wurden berufen: 
Bobne, Oberf.Kand., nach Biebersdorf, Oberförſterei Boernichen, Reg.⸗Bez. 
Frankfurt. 
Fintelmann, Oberf.Kand., nach Clarencranſt, Oberförſterei Kottwitz, Reg⸗ 
Bez. Breslau. 


K. Den Charakter als Hegemeiſter haben erhalten: 
Förfter Adrian zu Billom, Oberf. Carthaus, NReg.- Bez. Danzig. 

» Sademwajjer zu Schäferei, Oberf. Oliva, Reg.-Bez. Danzig. 

„  Haeder zu Bechſteinswalde, Oberf. Sobbowig, Reg.Bez. Danzig. 

„n  sKoerber zu Caftaven, Oberf. Himmelpfort-Weit, Reg.-Bez. Potsdam. 

»„ Dürrfeld I zu Forſth. Fürth, Oberf. Neunkirchen, Reg.⸗Bez. Trier. 

» GHerlach zu St. Thomas, Oberf. Balesfeld, Neg.-Bez. Trier. 

„ Meißner I. zu Forſth. Thailen, Oberf. Wadern, Reg.Bez. Trier. 
Lehnardt zu Klink, Oberf. Boppelau, Reg.-Bez. Oppeln (bei der Pen- 
flonirung). 

„  Knopte zu Pulkau, Oberf. Stronnau, Reg.-Bez. Bromberg. 
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66. 
Orden$-Berleihungen 


an Forfi- und Fagdbeamte vom 1. Januar bis (Ende 
Mäürz 1881*). 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Artikel 36 ©. 111.) 


A. Der Rothe Adler-Örden III. Kiaffe. 
Polch, Überforftmeifter zu Aachen (mit ter Schleife). 
don Spankeren, SÖberforftmeifter bei der König. Hoflammer zu Berlin (mit 
der Schleife). 


B. Der Rothe Adler-Orden IV. Klaſſe. 

Angern, Oberförfter zu Diesdorf, Reg.Bez. Magdeburg. 

Bekuhrs, Dberförfter zu Planfen, Reg.-Bez. Magdeburg. 

von Bodungen, Oberförfter zu Lügelftein, Oberf. LützelſteinSüd, Elfaß- 
Lothringen. 

Brauns, Oberförfter zu Diefholzen, Brov. Hannover. 

Dang, Oberiörfter zu Eberswalde, Oberf. Biefenthal, Neg.-Bez. Potsdam. 

Dittmar, Forftmeifter zu Hersfeld, Reg.-Bez. Caffel (mit der Zahl 50). 

von Ernſt, Forfimeiiter zu Oppeln. 

Hartung, Oberförfter zu Diepholz, Prov. Hannover. 

Jaſſe, Oberförfter 3: Hameln, Prov. Hannover (mit der Zahl 50). 

Münter, Forftmeifter zu Hannover. 

Ohrt, Oberförfter zu Rendsburg, Neg -Bez. Schleswig 

von Belde, Fürſtl. Wiedſcher Foaftmeifter zu Neuwied. 

Ber! II, Oberförfter zu Pr.-Eylau, Reg.⸗Bez. Königsberg. 

Sachſe. Oberfürfter zu Groß-Schönebed, Oberf. Pechteich, R.-B. Potsdam. 

Steffens, Oberförfter zu Zicher, Reg.-Bez. Frankfurt. 

Bullftein, Oberförfter des Königl. Hausfideikommiß: Forſtreviers Toeppendorf 
zu Groß⸗Schwein, Kreis Glogau. 


C. Der Kronen-Orden IV. Klafje: 


Leveke, Gehegereuter zu Fuhrberg, Oberf. Fuhrberg, Prov. Hannover (mit der 
Zahl 50). 


D. Die Erlaubniß zur Anlegung fremder Orden baben erbalten: 


Cochius, Forfimeifter zu Magdeburg, das Ritterkreuz I. Klaſſe des Sachſen⸗ 
Erneftinifhen Hausordens. 

von Stünzner, Oberförfter zu Colbig, Rez.⸗Bez. Magdeburg, das Nitter- 
freuz II. Klaffe des Sachſen⸗Erneſtiniſchen Hausordens. 

Salemon, Oberföriter zu Leglingen, Reg.-Bez. Magdeburg desgl. 

Art, Oderförfter zu Ibenhorſt, Reg.-Bez. Gnmbinnen, das Ehrenkreuz III. 81. 
Fürſtlich Lippeſchen Hausordens. 


*) Die Chargen und Wohnörter der Ordensempfänger find angegeben, wie fie zur Zeit 
der Berleihungen waren. 
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von Kleift, Oberforfimeifter und Mitglied des Hofiagdamtes zu Magdeburg, 
das Komthurkreuz II. Klaffe des Herzoglich Sachſen⸗Erneſtiniſchen Haus- 
ordens. 

Schultz, Oberforſtmeiſter zu Minden, Ehrenkrenz erſter Klaſſe des Fürſtlich 
Lippeſchen Hausordens. 

von Hoevel, Oberförſter zu Grimnitz, Reg.Bez. Potsdam, Verdienſtkreuz in 
Gold des Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Hausordens der Wen⸗ 
diſchen Krone. 

Raven, Oberförſter zu Saupark, Oberförſterei Springe, Prov. Hannover, desgl. 


E. Das Allgemeine Ehrenzeichen. 


Brandt, Förfter zn Erkner, Oberf. Eoepenid, Reg.-Bez. Potsdam (mit der 
Zahl 50). 

Kühne, Förfter zu Neerenjett, Oberf. Diepholz, Prov. Hannover (mit der 
Zahl 50). 

Bertram, Förfter zu Brude, Oberf. Annaburg, Neg.-Be;. Merfeburg. 

Buchwald, Hegemeifter zu Kutſchkau, Oberf. Braet, Reg.-Bez. Poſen. 

Eihment, Förfter zu Klinthenen, Oberf. Aftrawifchlen, Reg.Bez. Gumbinnen. 

Zleifhirefjer, Revier-Föriter zu Marwig, Oberf. Hohenmalde, Reg.Bez. 
Frankfurt. 

Gjegner, Gem.-Förfter zu Thann, Oberf. Thann, Elſaß⸗Lothringen. 

Heunig, Hegemeifter zu Eichfier, Oberf. Schloppe, Reg.Bez. Marienwerder. 

Hollaender, Förfter zu Brandenburger Heide, Oberf. Pr.-Eylau, Reg.:Bez. 
Königsberg. 

Humbert, &em.-Förfter zu Forſthaus Wafferfels, Oberf. Kayfersberg, Eljaß- 
Lothringen. 

Lindenberg, Yörfter zu Tegelgrund, Oberf. Tegel, Reg.-Bez. Potsdam. 

Maringer I., Revier-Förfter zu Forſth. Hochſcheid, Oberf. Morbach, Reg.-Bez. 
Trier. 

Martin, Förfter zu Mittersheim, Oberf. Finſtingen, Elfaß-Lothringen. 

Martin, Eommunal-Förfter zu Offenbach, Oberf. Herborn, R.B. Wiesbaden. 

Niesmann, Föriter zu Lichtenhagen, Oberf. Reinhaufen, Prod. Hannover. 

Ol bricht, Förfter zu Finſtingen, Oberi. Finftingen, Eljaß-Lothringen. 

Befeur, Gem.-Hegemeifter zu Forſth. Thierenbach, Oberf. &ebweiler, Eliaß- 
Lothringen. 

Hautenberg, Förſter zu Hanfenberg, Oberf. Iburg, Brov. Hannover. 

Reinhardt, Hegemeifter zu Maßlau, Oberf. Schkeudig, R.B. Merjeburg. 

Node, Förfter zu Karlswalde, Cherf. Tzulllinnen, Reg.-Bez. Gumbinnen. 

Rudolf IL, Förfter zu Baden, Oberf. Woidnig, Reg.-Bez. Breslau. 

Rühl, SCommunal-Förfter zu Niederhaufen, Oberf. Rambach, R -B. Wiesbaden. 

Nuſt, Baldwärter zu Wichmannsdorf, Oberf. Liineburg, Prod. Hannover 
(Kiofterlammer). 

Scheib, Gem.-Förfter zu Hoelſchloh, Oberf. Weißenburg, Eliaß-Lothringen. 

Schuhmann, Sommunal-Förfter zu Doßheim, Oberf. Ehauffeehaus, R.-B. 
Wiesbaden. 

Schulze, Förfter zu KL-PBoeppeln, Oberf. K1.-Naujod, R.-B. Königsberg. 

Stirn, Hegemeifter zu Forfth. Plump, Oberf. Zabern, Eljaß-Lothringen. 
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Schmebel, Hegemeifter zu Forſth. Buchmald, Oberf. Oberbronn, Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen. 

Borrath, Förſter zu Szargillen, Oberf. Neu-Gternberg, R.-B. Königäberg. 

Werner, Gem.- Förfter zu Windesheim, Gem.-Oberf. Stromberg, Reg.-Bez. 
Coblenz. . 

Wrzeſinski, Förfter zu Langenpfuhl, Oberf. Lagow, Reg.-Bez. Frankfurt. 

Holfte, Forſtſchutzgehilfe zu Spröge, Oberf. Sellhorn, Prov. Hannover. 

Ment, Borarbeiter zu Weftergellerjen, Oberf. Garlstorf, Prov. Hannover. 

Eliten, Förfter zu Nonnenbolz, Oberförfterei Efcherode, Prov. Hannover (mit 
der Zahl 50). 

Yung, Revier Förfter zu Willershaufen, Reg.-Bez. Eaffel (im Dienfte Sr. Durch⸗ 
laucht des Herrn Landgrafen Aleris von Heffen zu Herleshaufen). 


F. Andermweite Audzeihnungen. 
Sn Anerkennung lobenswertber Dienftführung find von Seiner 
Ercellenz dem Herrn Minifter Ehrenportepees verliehen worden: 
Dem Föriter Schroeder zu Mechau, Oberf. Darfzlub, Reg.⸗Bez. Danzig. 
" Riſtow zu Thiloshein, Oberf. Sobbowig, „ n 


’ P Sieg zu Rilla, Oberf. Sobbowig, n „ 
„nn Bethge zu Federitz, Oberf. Havelberg, Reg.⸗Bez. Potsdant. 
„ n Koepke zu Rothebach, Oberf. Dippmannsdorf, „ nr 

„ n Hirzel zu Stoerig-See, Oberf. Rüdersdorf, „ „ 

» nn Rüdiger zu Ludenwalde, Oberf. Binna, n n 

„ » Thieleder zu Eggersdorf, Oberf. Rüdersdorf, „ » 

n „ Bruſchki zu Nattebeide, Oberf. Neuendorf, „ " 

" rn Schubert zu Melzow, Oberf. Gramzom, n „ 

„ " Kloßmann zu Erampnig, Oberf. Potsdam, „ n 

" " Gode zu Pfefferteih, Oberf. Alt-Ruppin, n n 

" „ Bundel zu Kraſcheow, Oberf. Kraſcheow, " Oppeln. 
. " Tirpitz zu Mechnitz, Oberf. Eofel, n „ 

„ n Cottmann zu Steinhaufen, Oberf. Büren „ Minden. 
„ " Koenig zu Kranlenhagen, Oberf. Rumbed, „ » 

" „ Büphlsdorf zu Roten, Oberf. Eladom, " Frankfurt. 
„ R Boigt zu Rehberg, Oberf. Maffin, n " 
"nn Möhricht zu Gr.Rädnitz, Oberf. Croffen „ „ 

„ n Manns zu Bobersberg, Oberf. Braſchen, n n 

" " Draeger zu Rumpinſee, Oberf. Lubiathfließ, „ n 

" " Krüger zu Öfterburg, Oberf. Carzig, n „ 
„on Schweiter zu Stölpchen, Oberf. Liegegöride, „ " 

" „ Bögershaufen zu Lüderode, Oberf. Königsthal, R.⸗B. Erfurt. 


Beridtigungen. 
Seite 51 Art. 16, 10. Zeile von unten I. 29. November ftatt 39. September. 
„ 111 „ 836 unter B: Dem Hegemeifter Rietzſchel zu Fuchsberg, Oberf. 
Panten, ift der Kronen- (nit der Rothe Adler-)Orden 
IV. Kaffe (mit der Zahl 50) verliehen worden. 











Unterrichts. und Prüfungsweſen. 
' 67. 


Die Beſtellung der Vorfienden der Prüfungskommiffionen für 
die Randidaten der Feldmeßkunft. 


Verfg. an den Herrn Regierungsprä fidenten N . zu N. unb abſchriftlich an bie übrigen 

Herrn Regierungspräfidenten in ben Provinzen Ofts und Weftpreußen, Pommern, Bran- 

denburg, Schleſien und Sachſen. (Minifterialblatt für bie gefammte innere Verwal: 
tung 1881. ©. 79.) 


Berlin, den 29. März 1881. 

Auf den gefälligen Bericht vom 25. Januar cr. erflären wir uns ergebenft 
damit einverfianden, daß zum Borfigenten der Kommilfion zur Prüfung der 
Kandidaten der Feldmeßkunſt, zu welchen nah $ 1 zu b. die Brüfungsvor- 
fchriften vom 2. März 1871*) in der Regel der Dirigent der Abteilung des 
Innern der Königlichen Wegierung durch deren Präftdenten ernannt werden 
foßte, nunmehr mit Rückſicht auf das Gefe Über die Organifation der allge: 
meinen Randesverwaltuig vom 26. Zuli v. J. (Geſ.S. 1880 ©. 291 ff.)**) der 
Dirigent der Abtheilung für direfte Steuern, Domainen und Forſten von Em. 
Hochwohlgeboren befiellt werde. 


Der Finanz ⸗Miniſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe, 


Bitter. J. B.: Jacobi. 
Der Miniſter Der Miniſter für Landwirthſchaft, 
der öffentlichen Arbeiten. Domainen und Forſten. 
J. A.: Schul tz. J. A.: Marcard. 
68. 


Statut der „Wilhelms-Stiftung“ zu Groß⸗Schönebeck zur Aus- 
bildung von Söhnen Preußifcher Forſtſchutzbeamten für das 


. Forſtfach. 


Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königliche Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und bie Königliche Finanz⸗Direction zu Hannover. III. 3481. 
Berlin, den 14. April 1881. 

Aus BVeranlaffung der Feier der goldenen Hochzeit Sr. Majeflät ded Kaifers 

und Königs ift don Freunden des Waldes und des Waidwerkes eine Stiffung 

begriindet und von des Kaifers und Königs Majeftät unter dem Namen 


2) S. Zahrbuch Bd. IV. Art. 168, 1. 
”") ©. d. Art. 69 ©. 164 dis. BVds. 


Jahrb d. Pr. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. XIII. 11 
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„Wilhelms⸗Stiftung“ Allerhöchſt genehmigt worden, weidhe ihren Sit in Groß⸗ 
Schönebed, Regierungs⸗Bezirk Potsdam und den Zwed hat, bebäürftigen und 
würdigen Söhnen von Preußiihen Staatd-, Communal- oder Privat⸗Forſtſchutz⸗ 
beamten ihre Ausbildung für das Forſtfach während des Beſuches der Forft- 
ſchule zu Groß⸗Schönebeck, eventl. ähnlicher Fortbildungsanftalten durch Ge⸗ 
währung von Unterflüßungen zu erleichtern. 

Die Königliche Regierung wird für vorlommende Fälle Hiervon mit dem 
Bemerken in Kenntniß gefeßt, dab ein Abdrud des Allerhöchſt beftätigten Statuts 
diefer Stiftung demnähft in dem „Jahrbuch der Preußiſchen Forft- und Yagd- 
gejesgebung und Verwaltung” erfcheinen wird. 

Der Minifter für Landwirtbichaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


Statut 
der Wilhelms⸗Stiftung zu Groß-Schönebeck. 


$1. Zum Andenken an den 11. Juui 1879 iſt von Freunden des grünen 

Waldes und edlen Waidwerk:s ein Capital von 

10,500 Dart 
„Zehntaufend fünfhundert Marl“ zu dem Zweck gefammelt worden, bedürftigen 
Söhnen von Forſtſchutzbeamten die Ausbildung zu Hltern und BPflegern des 
Waldes und Wildes zu erleichtern. 

Die Stiftung führt den Namen „Wilhelms-Stiftung“ und bat ihren Sit 
im Dorfe Groß: Schönebed, Regierungs-Bezirt Potsdam. 

52. Das Stammkapital derjelben befteht in Zehntaufend fünfhundert Dark, 
welches niemals, es fei unter welchen Umftänden es molle, angegriffen oder 
vermindert werden darf. Daſſelbe fol in ficheren . Bapieren des Deutjchen 
Reichs, der deutſchen YBundesftaaten oder in pupillariih fiheren Grundfchulden 
oder Hypotbefen ($ 39 der Bormundichafts-Ordnung vom 5. Juli 1875) zinslich 
angelegt werden. 

Die Documente und Wertbpapiere fowie die Stiftungsurkfunde jollen in der 
Reichshauptbank zu Berlin deponirt werden. 

83. Das Yahreseinlommen des Stiftungsfonds foll vom 1. April 1851 
ab in der Art verwendet werden, daß aus demijelben vorzugsweife wilrdigen und 
bebürftigen Söhnen verftorbener Forſtſchutzbeamten mährend des Beſuches der 
Forſtſchule zu Groß-Schönebed und, fir den Tall des Eingehens derfelben 
eventl. während des Beſuches ähnlicher Fortbildungsanſtalten des Preußifchen 
Staates, Unterftiigungen bis zum jedesmaligen Jahresbetrage von 350 Mark 
gewährt werden. 

Wenn geeignete Bewerbungen von Söhnen verſtorbener Forſtſchutzbeamten 
nicht vorhanden ſind, können die vorbezeichneten Unterſtützungen, nach Ermeſſen 
des Curatoriums auch Söhnen lebender unbemittelter Forſtſchutzbeamten ge⸗ 
währt werden. 

Soweit das Jahreseinkommen eine Ratutenmäßige Berwendung nicht findet, 
ift dafjelbe dem Stiftungsfonds zugufchlagen und wie diefer zinslich anzulegen. 

84. Die Verleihung der Unterftügungen des $ 3 fett die folgenden Be⸗ 
dingungen voraus: 
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a) der Bewerber muß der Sohn eines im Preußifhen Staats⸗ Com⸗ 
munal» oder Privatdienft angeflellten reſp. angeftellt geweſenen Forſt⸗ 
ſchutzbeamten, 

b) 14—19 Jahre alt, 

c) der Unterſtützung bedürftig und 

d) mit Rüdfiht auf Betragen, Anlagen und SKenntniffe derjelben 
mürdig fein. 

$5. Anträge auf Unterflügungen find unter Beifligung der nad 883 
und 4 diefes Statut3 erforderlichen Nachweiſe an den Borfitenden des Curato⸗ 
riums, den jedesmaligen Oberforftmeifter bei der Wegierung in Potsdam, 
3. 3. den Öberforftmeifter von Alvensleben zu Potsdam zu richten, welcher 
die Beſchlußfaſſung des Curatoriums herbeizuführen und das weitere wegen 
Benachrichtigung des Intereſſenten und Anweiſung der Unterfligung zu veran- 
lafien bat. 

Legtere if eine Jahres⸗Unterſtützung, wird, foweit die Binfen disponibel 
find, vierteljährlich pränumerando gezahlt, muß für jedes Jahr Seitend des 
Euratoriums neu bewilligt und kann, fomeit fie nicht bereits gezahlt if, durch 
Beſchluß des Euratoriums wegen Mangels der Würdigleit oder Bedürftigkeit 
wieder entzogen merden. 

86. Die Stiftung wird in allen ihren Angelegenheiten — einschließlich 
derjenigen, welche nad den Gejegen eine Spezialvollmadht erfordern — durch 
das Curatorium vertreten, welches befteht aus: 

a) dem jedesmaligen Oberforftmeifter der Regierung in Potsdam, 

b) dem jedesmaligen Forftinjpectiong -» Beamten der Forſtreviere Groß» 
Schönebed und Pechteich, 

e) den Oberförftern diefer beiden Reviere, 

d) dem Pfarrer zu Groß-Schönebed. 

Das Euratorinm faßt feine Befchlüffe nah Stimmenmehrheit und ver- 
fammelt fi aljährlih in den drei erfien Monaten jedes Etatsjahres in Groß- 
Schönebed zur Beſchlußfaſſung über eingegangene Unterſtützungsgeſuche und 
Abnahme der Rechnung. Urkunden der Stiftung werden durch drei Mitglieder 
de3 Curatoriums rechtsgültig vollzogen. 

87. Aus der Mitte des Euratoriumd wird don demſelben alljährlich ein 
Mitglied mit der Verwaltung der Kaffe beauftragt. Diefer „Rendant“ hat für 
die Einziehung der Zinfen und Zahlung der Unterftügungen nad) Maßgabe der 
Beihlüffe des Euratoriumd Sorge zu tragen, den, rejp. die Depöticheine der 
Heihshanptbant aufzubewahren und dem Curatorium im April jeden Jahres 
für das vorhergehende, vom 1. April bis ultimo März laufende Jahr Rechnung 
zu legen. 

$ 8. Die Berwaltung der Stiftung erfolgt unentgeltlich. 

Borsdam und Groß-Schönebed, den 22,23. Yebruar 1881. 


Das proviſoriſche Euratorium der Wilhelms-Stiftung zu 


Groß⸗Schönebeck. 
gez. v. Alvensleben, gez. Hildebrandt, gez. Witte, 
Königlicher Oberforſtmeiſter. Adniglicher Forſtmeiſter. Koniglicher Oberförfter. 
gez. Sachſe. gez. Bernhardi. 
oͤniglicher Oberförfter. Pfarrer. 


11? 


— 164 — 


Drganifation. Dienſt⸗Inſtructionen. 
69. 


Obefek über die Organifation der allgemeinen Landesverwaltung. 
Vom 26. Iuli 1880. 
(Gejeg-Sammlung S. 291 ff.) 
Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen, 
mit Zufimmung beider Häufer des Landtages, für den gejammten Umfang der 
Monardie, was folgt: 


Erfter Titel. 
Grundlagen der Organifation. 


$1. Die BVermwaltungseintheilung des Staatsgebiete8 in Provinzen, Re- 
gierungsbezirte und Kreife bleibt mit der Maßgabe beftehen, daß die Stadt 
Berlin aus der Provinz Brandenburg ausjcheidet und einen Berwaltungsbezirt 
für fi bildet. 

$2. Yu der Provinz Hannover bleiben die Landdrofteibezirte als Re⸗ 
gierungsbezirte befteben. 

Die Abänderung der Kreis- und Amtseintbeilung der Provinz Hannover 
erfolgt mittel3 befonderen Geſetzes. 

83. Die Gefchäfte der allgemeinen Landesverwaltung werden, foweit fie 
nicht anderen Behörden fibermiejen find, unter Oberleitung der Minifter, in den 
Provinzen von den Oberpräfidenten, in den Negierungsbezirten von den Re— 
gierungspräfidenten und den Regierungen, in den Kreifen von den Landräthen 
geführt. 

Die Oberpräfidenten, die Negierungspräfidenten und die Landräthe handeln 
innerhalb ihres Geſchäftskreiſes ſelbſtſtändig unter voller perſönlicher Berant- 
wortlichleit, vorbehaltlich der Tollegialifhen Behandlung der durch die Belege 
bezeichneten Angelegenheiten. 

$4 Zur Mitwirkung bei den Geſchäften der allgemeinen Kandesverwaltung 
nach näherer Vorfchrift der Geſetze befteben für die Provinz am Amtsfite des 
DOberpräfidenten der Provinzialrath, für den Regierungsbezirt am Amtsfige des 
Negierungspräfidenten der Bezirksrath, fiir den Kreis am Amtsfite des Land- 
raths der Kreisausſchuß. 

In den Stadtkreiſen, in welchen ein Kreisausſchuß nicht beſteht, tritt an 
die Stelle deſſelben in den durch die Geſetze vorgeſehenen Fällen der Stadt- 
ausſchuß. 

$5. In den Hohenzollernſchen Landen tritt, ſoweit nicht die Geſetze An⸗ 
deres beflimmen, an die Stelle des Oberpräfidenten und des Provinzialraths 
der zufländige Minifter, an die Stelle des Kreifes der Oberamtsbezirt, an die 
Stelle des Landraths der Oberamtmann, an die Stelle des Kreisausfchuffes der 
Amtsausſchuß. 

$6. Im Bezug auf die amtliche Stellung, die Befugniſſe, die Zuftändig- 
feit und das Verfahren der Verwaltungsbehörden bleiben die beitehenden Bor- 
jhriften in Kraft, ſoweit diefelben nicht durch das gegenwärtige Geſetz abge- 
ändert werden. 
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8 7. Die Bermwaltungsgerichtsharleit wird nad) näherer Borjchrift der Ge⸗ 
feße dur die Kreis- (Stadt-) Ausihäffe, die Bezirlsverwaltungsgerichte und 
durch das Oberverwaltungsgericht zu Berlin ausgeübt. 


Zweiter Titel. 
Berwaltungsbebörben. 


I. Abfgniit. 
PBropvinzialbehörden. 
1. Oberpräfident. 


83. An der Spige der Verwaltung der Provinz fteht der Oberpräfident. 
Demjelben wird ein Oberpräftvialrath und die erforderliche Anzahl von Räthen 
und Hülfsarbeitern beigegeben, welche die Geſchäfte nad feinen Anweiſungen 
bearbeiten. Auch if der Oberpräfident befugt, die Mitglieder der an feinen 
Amtsfig befindlichen Regierung, fowie die dem Wegierungspräfidenten dafelbft 
beigegebenen Beamten ($ 18 Abſatz 1) zur Bearbeitung der ihm übertragenen 
Geſchäfte heranzuziehen. 

89. Die Stellvertretung des Oberpräfidenten in Fällen der Behinderung 
erfolgt, fomweit fie nicht für einzelne Geſchäftszweige durch befondere Vorſchriften 
geordnet ift, durch den Oberpräfidialrath. Die zufländigen Minifter find befugt, 
in befonderen Fällen eine andere Etellvertretung anzuordnen. 


2. Provinzialrath. 

$ 10. Der Brovinziafrath befteht aus dem Oberpräfidenten beziehungsmeije 
defien Stellvertreter als Borfigenden, aus einem von dem Minifter des Innern 
auf die Dauer feine® Hauptamtes am Sige des Oberpräfidenten ernannten 
höheren Berwaltungsbeamten beziehungsmweife deffen Stellvertreter und aus fünf 
Mitgliedern, weldde vom Provinzialausfchuffe aus der Zahl der zum Provinzial: 
Iandtage wählbaren Provinzialangehörigen gemählt werden. Für die letzteren 
werden in gleicher Weife flinf Stellvertreter gewählt. 

Bon der Wählbarkeit ausgejchloffen find der Oberpräfident, die Regierungs- 
präfidenten, die Vorſteher Königlicher Bolizeibehörden, die Landräthe und die 
Beamten des Brovinzialverbandes. 

$ 11. Die Wahl der Mitglieder des Provinzialrathes und deren Stellver⸗ 
treter erfolgt auf ſechs Jahre. 

Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Anfbhören einer der für die 
Wählbarkeit vorgefhriebenen Bedingungen. Der PBrovinzialausfchuß bat darüber 
zu beſchließen, ob diefer Fall eingetreten if. Gegen den Beichluß des Provinzial- 
ausſchufſes findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte ftatt. Die Klage ſteht audy dem Vorfigenden des Provinzialrathes zu. 
Diejelbe Hat keine auffchiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur Entfcheidung 
des Oberverwaltungsgerichtes Erſatzwahlen nicht flattfinden. 

$12. Alle drei Jahre fcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder und 
Stellvertreter, und zwar daß erftie Mal die nächſtgrößere Zahl, ans und wird 
durch neue Wahlen erfegt. Die Ausfcheidenden bleiben jedoch in allen Fällen 
bis zur Einführung der Neugemählten in Thätigleit. Die das erſte Mat 
Ausjcheidenden merden durh das Loos befiimmt. Die Ausicheidenden find 
wieder mählbar. 
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Für die im Laufe der Wahlperiode ausfcheidenden Mitglieder und Stell» 
vertreter baben Erfagmwahlen ftattzufinden. Die Erſatzmänner bleiben nur bis 
zum Ende desjenigen Zeitraums in Thätigleit, für welchen die Ausgeſchiedenen 
gewählt waren. 

$ 13. Die gewählten Mitglieder und ftellvertretenden Mitglieder des Pro- 
vinzialrathes erden von dem Oberpräſidenten vereidigt und in ihre Stellen 
eingeführt. 

Sie können aus Gründen, welche die Entfernung eines Beamten aus feinem 
Amte rechtfertigen ($ 2 de8 Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienft- 
vergehen der nicht richterlichen Beamten, Geſetz Samml. ©. 465)*), im Wege des 
Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enihoben werden. 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften des genannten Geſetzes 
mit folgenden Maßgaben: 

Die Einleitung des Verfahrens, fowie die Ernennung des Unterfuhungs- 
fommiffars und des Vertreters der Staatsanwaltſchaft erfolgt durch den Minifter 
des Innern. 

Disziplinargericht ift das Plenum des Obervermaltungsgerichts. 

$ 14. Der Brovinzialrath ift beichlußfähig, wenn mit Einfluß des Bor- 
fitenden fünf Mitglieder anmefend find. Die Befchlüffe werben nah Stimmen- 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Borfitenden den 
Ausschlag. 

3. Generallommifftonen. 


S 15. Die Generallommiffton für die Provinzen Pommern und Bofen zu 
Stargard in Pommern wird aufgehoben. An die Stelle derjelben tritt für die 
Provinz Pommern die für die Provinz Brandenburg beftehende General« 
foınmiffion. 

Für die Provinzen Oſt- und Weftpreußen und PBofen wird eine gemeinfame 
Generallommifftion gebildet. Die Generallommiffion für die Provinz Hannover 
fungirt zugleich für die Provinz Schleswig-Holftein. 


II. Abfgnitt. 
Bezirksbehörden. 
l. Regierungspräſident und Bezirksregierung. 


$ 16. An die Spige der Bezirksregierung am Site des Oberpräfidenten 
tritt, unter Wegfall des Negierungspizepräfidenten, ein Regierungspräfident. 
Der Oberpräftdent ift fortan nicht mehr Bräfident dieier Regierung. 

8 17. Die Regierungsabtheilung des Innern wird aufgehoben. Die Ge- 
fhäfte derfelben werden, fomweit nicht durch das gegenwärtige Geſetz abweichende 
Beftimmungen getroffen find, von dem Regterungspräfidenten mit den der Re⸗ 
gierung zuftehenden Befngniffen verwaltet. 


*) 52 des Geſetzes vom 21. Suli 1852 [autet: 
Ein Beamter, welcher 
1. die Pflichten verlegt, die ihm jein Amt auferlegt, 
oder 
2. fih durch fein Verhalten in oder außer dem Amte der Achtung, des Anfehens oder 
des Bertrauend, die fein Beruf eıforbert, unwürdig zeigt, 
unterliegt den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 
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8 18. Dem Regierungspräfidenten wird für die ihm perfünlich übertragenen 
Angelegenheiten ein Oberregierungsratb und die erforderlide Anzahl von 
Räthen und Hülfsarbeitern, von denen mindeitens einer die Befähigung zum 
Richteramte haben muß, beigegeben, welche die Geſchäfte nach feinen Anweifungen 
bearbeiten. 

Diefe Beamten können zugleich bei der Regierung beichäftigt werden und 
nehmen au den Blenarberatbungen derjelben nach Maßgabe der flr die Negie- 
rungsmitglieder befiehenden Borfcriften Theil. 

Die Mitglieder der Regierung können von dem Negierungspräfidenten zur 
Bearbeitung der ihm übertragenen Geſchäfte herangezogen werben. 

$ 19. Die Stellvertretung des Hegierungspräfidenten in Fällen der Be⸗ 
binderung erfolgt durch den ihm beigegebenen Oberregierungsratb, und wenn 
auch diefer behindert ift, Durch einen Oberregierungsrath der Bezirksregierung. 
Die zufändigen Minifter find befugt, in beionderen Fällen eine andere Stell⸗ 
vertretung anzuordnen. 

820. Die Geſchäfte der Negierungen zu Stralfund und zu Sigmaringen, 
fomweit fie zur Zuftändigfeit der Regierungsabtheilungen des Innern gehören, 
werden nad Maßgabe des $ 17 von den Negierungspräftdenten verwaltet. Die 
Mitglieder der Regierung bearbeiten diefe Geſchäfte nad den Anweifungen des 
Bräfidenten. 

Die Stellvertretung des Präftdenten in Fällen der Behinderung erfolgt 
dur ein von den zufändigen Miniftern beaufiragtes Mitglied der Regierung. 

8 21. Bei den Regierungen zu Danzig, Erfurt, Münfter, Minden, Arns- 
berg, Coblenz, Cöln, Aachen und Trier tritt an die Stelle der Abtheilung des 
Innern für die bisher von derjelben bearbeiteten Kirchen- und Schuljachen eine 
Adtbeilung für Kirchen- und Schulweſen. 

8 22. Die landwirtbichaftlichen Abtheilungen der Regierungen zu Königs» 
berg und Marienwerder, fowie die bei den Regierungen der Provinzen Ofl- und 
Weſtpreußen und zu Schleswig beftehenden Spruchlollegien für die landwirth- 
dhaftliden Angelegenheiten werden aufgehoben. Die Zufländigleiten diefer Be⸗ 
börden, fowie diejenigen der Abtheilungen des Innern der Megierungen zu 
Bumbinnen, Danzig und Schieswig ald Auseinanderfegungsbehörden gehen auf 
Generaltommilfionen ($ 15) über. 

Bei der Regierung zu Wiesbaden tritt an die Stelle der Abtheilung bes 
Innern ald Auseinanderfegungsbehörde ein Kollegium, welches aus dem Regie- 
rungspräfidenten, dem für ihn hierzu befiimmten Stellvertreter und mindeſtens 
zwei Mitgliedern befieht, von denen daB eine die Befähigung zum Richteramte 
befiten und der landwirthſchaftlichen Gewerbslehre fundig fein, das andere die 
Befähigung zum Delonomielommiffarius haben muß. Bon diefem Kollegium 
find auch die Obliegenbeiten der Regierung binfichtlih der Büterfonfolidationen 
wahrzunehmen. 

823. Der Regierungspräfident if befugt, Beſchlüſſe der Regierung oder 
einer Abtheilung derfelden, mit melden er nicht einverfianten ift, außer Kraft zu 
ſetzen und, fofern er den Aufenthalt in der Sache für nachtheilig erachtet, auf 
feine Verantwortung anzuordnen, daß nach feiner Anficht verfahren werde. An⸗ 
dernfalls ift höhere Entſcheidung einzuholen. 

Auch iſt der Negierungspräfident befugt, in den zur Zufländigleit der Re⸗ 
gierung gehörigen Angelegenheiten an Stelle des Kollegiums umier perfünlicher 
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Berantwortlichleit Verfügungen zu treffen, wenn er die Sache für eilbeditrftig 
oder, im alle feiner Anweſenheit an Ort und Stelle, eine fofortige Anordnung 
für erforderlich erachtet. 

8 24. In der Provinz Hannover treten an die Stelle der Landdroſteien und 
der Finanzdi rektion ſechs NRegierungspräfidenten und Regierungen, welche, gleich 
dem Oberpräfidenten, die Verwaltung mit ben Befugniffen und nah ben Vor⸗ 
fhhriften fiihren, welche dafür in den übrigen Provinzen gelten, beziehungsmeife 
in dem gegenwärtigen Geſetz gegeben find. 

Welche der vorbezeichneten Regierungen nad dem Borbild der Regierung 
zu Stralfand zu organifiren find, bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 

8 25. Die Zufländigleiten der Konfiftorialbehörden in der Provinz Hannover 
in Betreff des Schulweſens, ſowie die firchlichen Angelegenheiten, welche bisher 
zum Geſchäftskreiſe der katholiſchen Konflitorien zu Hildesheim und Osnabrück 
gehörten, werden den Abtbeilungen für Kirchen. und Schulweſen ber betreffenden 
Regierungen überwieſen. 

Die genannten katholiſchen Konfiftorien werden aufgehoben. 

826. Den evangelifhen Konfiftorialbehörden in der Provinz Hannover 
verbleiben, bis zur andermweitigen gejeglichen Regelung, in Kirchenſachen ihre 
bisherigen Zuftändigfeiten. 


2. Bezirksrath. 

8 27. Der Bezirksrath befteht aus dem Negierungspräfidenten beziehung®- 
weiſe deſſen Stellvertreter als Borfigenden, aus einem von dem Minifter des 
Innern auf die Dauer feine Hauptamtes am Sitte des Negierungspräftdenten 
ernannten böberen Berwaltungsbeamten beziehungsweije deſſen Stellvertreter 
und aus vier Mitgliedern, weldye von dem Brovinzialausfchufle aus der Zahl 
der zum Provinziallandtage mählbaren Bezirlsangehörigen gewählt werden. 
Für die legteren werden in gleicher Weiſe vier Stellvertreter gewäßlt. 

Bon der Wählbarkeit ausgefchloffen find der Oberpräfident, die Regierungs⸗ 
präfidenten, die Vorſteher Königlicher Polizeibehörden, die Landräthe und die 
Beamten des Provinzialverbandes. Mitglieder des Provinzialrathes können nicht 
Mitglieder des Bezirlsrathes fein. Im Mebrigen finden auf die Wahlen be- 
ziehungsweife die gewählten Mitglieder und auf die Beſchlußfähigkeit die Be- 
fimmungen der 88 11, 12, 13 und 14 finngemäße Anwendung. 

828. In den Hohenzollernfchen Landen kommen in Betreff des Bezirks⸗ 
rathes die Beftimmungen des 5 27 mit der Maßgabe zur Anmendung, daß die 
zu wählenden Mitglieder von dem Landesausſchuſſe aus der Zahl der zum 
Kommunallandtage wählbaren Angehörigen des Landeslommunalverbandes ge- 
wählt werden. Der Negierungspräfident, die Oberamtmänner und die Beamten 
des Landestommunalverbandes find von der Wählbarleit ausgeſchloſſen. 


III. Abfanitt. 
Kreisbehörden. 

829. An der Spike der Berwaltung des Kreifes fteht der Landrath. Der⸗ 
jelbe führt den Borfig im Kreisauaſchuſſe. Im Uebrigen wird die Zuſammen⸗ 
jegung des Kreisausfchuffes durch die Kreisordnungen geregelt. 

$ 30. Der Stadtausfhuß befteht aus dem Bürgermeiſter beziehungsmweife 
deffen gefelichem Stellvertreter als Borfigenden und vier Mitgliedern, welche 
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vom Magiſtrate (kollegialiſchen Gemeindevorſtande) aus feiner Mitte für bie 
Dauer ihres Hanptamtes gewählt werben. 

Tür Fälle der Behinderung fowohl des Bürgermeiiters wie feines geſetzlichen 
Stelivertreter wählt der Stadtausſchuß den Vorſthenden ans jeiner Mitte. 
Derfelbe bedarf der Beflätigung des Negierungspräfidenten, in dem Stadtlreife 
Berlin des Oberpräfidenten der Provinz Brandenburg. 

Der Borfigende oder ein Mitglied des Stadtausſchuſſes muß zum Nichter- 
amt oder zum höheren Berwaltungsdienft befähigt ein. 

631. In Stadtlreifen, in deuen der Bürgermeifter allein den Gemeinde- 
vorftand bildet, werden die außer dem Borfigenden zu befiellenden Mitglieder 
von der Bemeindevertretung aus der Zahl der Gemeindebürger gewählt. 

Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. 

Alle drei Jahre fcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder aus und wird 
durch neue Wahlen erſetzt. Die Ausfcheidenden bleiben jedoch in allen Fällen 
Dis zur Einführung der neu Gewählten in Thätigleit. 

Die das erfte Mal Ausfcheidenden werden dur das Loos befiimmt. Die 
Ausicheidenden find wieder wählbar. 

Für die im Laufe der Wahlperiode ausjheidenden Mitglieder haben Erſatz⸗ 
wahlen ftattzufinden. Die Erjagmänner bleiben nur bis zum Eude desjenigen 
Zeitraumes in Thätigleit, für welchen die Ausgefchiedenen gemählt worden. 

Im Uebrigen gelten in Betreff der Wählbarkeit, der Wahl, ber Einführung 
und der Bereidigung der Mitglieder, ſowie des Berluftes ihrer Stellen, unter 
einftweiliger Euthebung von denfelben, die für unbefoldete Magiftratsmitglieber 
beftebenden gejeglichen Borjchriften. 

8 32. Die gewählten Mitglieder des Sreis- (Stadt) Ausfchuffes können 
aus Gründen, melde die Entfernung eines Beamten aus feinem Ante recht. 
fertigen ($ 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 *), betrefiend die Dienftvergehen 
der nicht richtertichen Beamten), im Wege des Disziplinarverfahres ihrer Stellen 
entbhoben werden. 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften des genannten Geſetzes 
mit folgenden Maßgaben: 

Die Einleitung des Verfahrens, ſowie die Ernennung des Unterfuchungs- 
fonmniffars erfolgt durch den Regierungspräfidenten. 

Die entjcheidende Behörde erfter Inſtanz ift das Bezirksverwaltungsgericht, 
die entſcheidende Behörde zweiter AInftanz das Plenum des Oberverwaltungs- 
gerichts. 

Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft wird für die erſte Inſtanz von dem 
Regierungspräſiderten, fir die zweite Inſtanz von dem Miniſter des Innern 
ernannt. 

$ 33. Der Kreis: (Stadt-) Ausſchuß ift bejchlußfähig, wenn mit Einſchluß 
des Borfizenden drei Mitglieder anmefend find. Die Beſchlüſſe werden nad) 
Stimmenmehrheit gefaßt. If eine gerade Zahl von Mitgliedern aumwefend, jo 
nimmt das dem Lebensalter nach jüngfte gewählte Mitglied an der Abflimmung 
nicht Theil. Dem Berichterftatter ſteht jedoch in allen Hüllen Stimmrecht zu. 


*) ©. die Rote au 8 13. 
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IV. Abfgnitt. 
Behörden für den Stadtlreis Berlin. 


$ 34. Der Oberpräftdent der Provinz Brandenburg ift zugleich Oberprä- 
fibent von Berlin. 

Angleihen fungiren das Provinzialſchulkollegium, das Medizinalkollegium, 
die Generallommilfion und die Direktion der Rentenbank für die Provinz Bran- 
denburg aud für den Stadtlreis Berlin. 

$ 85. Au Stelle des Negierungspräfidenten führt der Oberpräfident die 
Auffiht des Staats über die Verwaltung der Gemeindeangelegenbeiten der Stabt 
Berlin. Auf welche Behörden die fonftigen Zuftändigleiten der Negierungs- 
abtheilung des Innern zu Potodam in Betreff Berlins übergeben, wird dur 
Königliche Verordnung beftimmt. 

Im Uebrigen, und foweit nicht fonft die Geſetze Anderes beftimmen, tritt 
für den Stadtkreis Berlin an die Stelle des Regierungspräfidenten der Polizei⸗ 
präfident von Berlin. 

$ 36. An die Stelle des Provinzialraths tritt in den Yällen, in welchen 
derjelbe in erfter Inſtanz beichließt, der Dberpräfident, in den übrigen Fällen 
der zuftändige Minifter. N 

An die Stelle des Bezirksraths tritt, ſoweit nicht die Geſetze einzelne Zu⸗ 
ſtändigkeiten deffelben für Berlin anderen Behörden übertragen, der Oberpräfident. 

S 37. In Angelegenheiten der kirchlichen Berwaltung tritt für den Stadt⸗ 
kreis Berlin an die Stelle der Negierungsabtheilung für Kirchen und Schul⸗ 
weſen der Polizeipräfident. 

Bezüglich der Verwaltung des Tandesberrlihen Patronats und des Schul⸗ 
weſens verbleibt e3 bei den beftehenden Beſtimmungen. 

S 38. Die Gefchäfte der direlten Steuerverwaltung werden an Stelle ber 
Regierungsabtheilung fiir direkte Steuern, Domänen und Forften fiir den Stabt- 
frei Berlin von der „Direltion für die Verwaltung der direkten Steuern“ wahr» 
genommen. 

Diefe Behörde mird in Betreff der Zuftändigleit in Disziplinarfachen den 
im 8 24 Nr. 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1852%), betreffend die Dienſwergehen 
der nicht richterfichen Beamten 2c., bezeichneten PBrovinzialbebörden gleichgeftellt. 


53. Die Mitglieder der nad $ 24 des Geſetzes vom = —— — 








*) Nr. 2 des 8 24 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 lautet: 
Die entſcheidenden Disciplinarbehörden erſter Inſtanz ſind: 
2) bie Brovinzialbehörben, als: 
die Regierungen, 
die BropinzialeSchullollegien, 
die Brovingial-Steuerbirectionen, 
die Oberbergämter, 
die Generalkommiſſſonen, 
die Nilttairintendanturen, 
das Bolizeipräfibium zu Berlin, 
bie Eifenbahntommiflariate, 
in Anfehung aller Beamten, bie bei ihnen angeſtellt ober ihnen untergeordnet 
ern find. 
**) Der 8 234 lautet: 
Wegen ber Eigenthumsübertragung, der Vindikation und bes Außer⸗ und 
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(Gefeg-Saumil. für 1873 ©. 213) gebildeten Bezirlsfommiffion für die Haffı- 
fizirte Einfommenfleuer werden von dem Magiftrate und der Stadtverordneten- 
Berfammlung in gemeinjchaftlicher Sigung unter dem Vorfige des Bürgermeifters 
gemählt. 

$ 49. Für diejenigen Kategorien der in Berlin angeftellten Beamten, bes 
züglich Deren nicht die Zufländigfeit einer anderen Behörde in Disziplinarfadhen 
begründet ift, behält e8 bei den Beftimmungen des $ 25 des Geſetzes vom 
21. Zuli 1852*) mit der Maßgabe fein Bewenden, daß die Einfeitung des 
Disziplinarverfahrens, fowie die Ernennung des Unterfuchungsfommiffars und 
ded Vertreters des Staatsanwalt für die erſte Inſtanz dem Oberpräfidenten 
von Berlin zuftebt. 


Dritter Titel. 
Verfahren. 


I Abfduitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


$ 41. Gegen Berfügungen, (Befcheide, Beichlüffe) der Verwaltungspehörden 
findet die Beſchwerde an die vorgeſetzten Bermaltungsbehörben nach näherer Be- 
flimmung der Geſetze ftatt. 

Die Beſchwerde ift ausgejchloffen, foweit die Klage oder der Antrag auf 
mündliche Verhandlung im Bermaltungsftreitverfahren zugelaffen ift, vorbehalt- 
fih der Beflimmungen der 88 63 ff. diefes Gefetzes. 

Unberührt bleibt in allen Fällen die Befugniß der ftaatlichen Auffichtsbe- 
börden innerhalb ihrer gejeglihen Zuftändigfeit, Verfügungen und Anorduungen 
der nadhgeordneten Behörden außer Kraft zu feten, oder diefe Behörden mit 
Anmeifungen zu verfehen. 

$ 42. Wo die Gefehe für die Anbringung der Beſchwerde gegen Beſchlüſſe 
des Provinzialrathes, des Bezirksrathes oder des Kreis⸗ (Stadt) Ausichuffes, 
oder der Klage beziehungsmweife des Antrages auf mündliche Verhandlung im 
Bermwaltungsftreitverfahren eine andere als eine zmeiwöchentliche Friſt vorfchrei- 
ben, beträgt die Frift fortan zwei Wochen. Das Gleiche gilt von den im $ 11 
des Gefeßes vom 14. Auguft 1876**), betreffend die Verwaltung der den Ge- 
meinden und öffentlichen Anftalten gehörigen Holzungen in den Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und Sachſen (Geſetz⸗Samml. S. 373) 
und im $ 91 des Geſetzes vom 1. April 1879 ***), betreffend die Bildung von 
Waſſergenoſſenſchaften (Geſetz Samml. S. 297), vorgeſchriebenen Friften. 


Wiederinkursſetzens ber landſchaftlichen Central⸗Pfandbriefe finden die gemein⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen für die auf jeden Inhaber lautenden Papiere An⸗ 
wendung. 

2) 8 25 des Geſetzes vom 21. Juli 1852: 

Für diejenigen Kategorien von Beamten, welche nicht unter den im 8 24 be⸗ 
zeichneten begriffen find (f. vorhin), ift die enticheidende Disciplinarbehörde die 
Regierung, in deren Bezirk fie fungiren, und für bie in Berlin ober im Auslande 
fungirenden die Regierung in Potsdam. 

” ©, Jahrbuch Band IX. Seite 293 Art. 33. 
sr, 8 91 des Geſetzes vom 1. April 1579 lautet: 

Beichwerden find bei derjenigen WBehörbe, gegen deren Berfügung, Beſchluß 
ober Entſcheidung fie fich richten, innerhalb 21 Tagen fhriftlich anzubringen... . ° 
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8 48. Die Friften für die Anbringung ber Beſchwerde, ſowie der Klage 
beziehungsmweife des Antrags auf mündlihe Verhandlung im Berwaltungsftreit- 
verfahren find präffufivifch und beginnen, fofern nicht die Geſetze Anderes vor⸗ 
ichreiben, mit der Zuftellung der Berfligung, des Beſcheides oder des Beſchlufſes. 
Der Tag der Zuftellung wird nicht mitgerechnet. Im Uebrigen find für bie 
Berechnung der TFriften die bürgerlichen Prozeßgeſetze maßgebend. 

Bezüglich der Beſchwerde kann die amgerufene Behörde in Fällen unver- 
ſchuldeter Friſtverſäumung Wiedereinfeguug in den vorigen Stand gewähren. 

8 44. Die Anbringung der Beſchwerde, fowie der Klage beziehungsweife 
des Antrages auf mündliche Berhandlung im Verwaltungsftreitverfahren bat, 
fofern nicht die Geſetze Anderes vorfchreiben, auffchiebende Wirkung. Verfügungen, 
Beſcheide und Bejchlüffe können jedoch, auch wenn diefelben mit der Beſchwerde 
oder mit der Klage beziehungsweiſe dem Antrag anf mündliche Verhandlung im 
Bermaltungsftreitverfahren angefochten find, zur Ausführung gebradht werden, 
fofern leßtere nad dem Ermefien der Behörde ohne Nachtheil für das Gemein⸗ 
weſen nicht ansgefettt bleiben kann, vorbehaltlid) der Befimmung im $ 69 Abf. 3 
diefes Geſetzes. 


ID. Abfduitt. 
Beichlufßverfahren. 
1. Eingangsbeftimmung. 
$ 45. Kür das Berfahren des Provinzialraths und des Bezirksraths, ſowie 
des Kreis (Stadt-) Ausichuffes in allen Angelegenheiten der allgemeinen Landes⸗ 


verwaltung, welche nicht im Verwaltungsftreitverfahren zu erledigen find, gelten 
die nachfolgenden Befiimmungen. 


2. Dertlide Zuftändigfeit. 
8 46. Die örtlie Zuftändigleit der im $ 45 bezeichneten Behörden be 
fimmt fih wie folgt: 
Zuftändig in erſter Inſtanz if: 

1. für Beichlüffe, welche fih auf Grundfllide beziehen, die Behörde der 
belegenen Sadıe; 

2. für alle jonftigen Fälle die Behörde desjenigen Bezirts (Kreis, Re⸗ 
gierungsbezirt, Provinz), in welchem die Perſon wohnt oder die Cor⸗ 
poration ihren Sit bat, auf deren Angelegenheit fi die Beſchluß⸗ 
faffung bezieht und, wenn die Corporation ihren Sig außerhalb ihres 
räumlichen Bezirks bat, diejenige Behörde, welcher der letztere an⸗ 
gebört. 

$ 47. Sind die Grundftüde in mehreren Bezirten belegen, oder ift es 
zweifelhaft, zu welchem Bezirke fie gehören, jo wird die zuftändige Behörde 
dur den Regierungspräfidenten, den Oberpräftidenten oder ben Minifter des 
Innern beftimmt, je nachdem die betreffenden Bezirke demjelben Negierungs- 
bezirte, derjelben Provinz, aber verjchiedenen Regierungsbezirten oder verſchie⸗ 
denen Provinzen angehören. . 

Dafjelbe findet ftatt, wenn die Perſonen oder Eorporationen, deren Ange: 
legenbeit den Gegenftand der Beichlußfaffung bildet, in mehreren Bezirken wohnen 
und ihren Sit haben. 
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$ 48. Iſt Hei einer Angelegenheit, weldde den Begenfland der Beichluß- 
faffung des Kreis. (Stadt) Ausſchuſſes bildet, die betreffende Kreiscorporation 
(Stadtgemeinde) als folche betheiligt, fo wird von dem Megierungspräfidenten, 
für Berlin von dem Oberpräfidenten, ein anderer Kreis⸗ oder Stadtansihuß 
mit der Beichlußfaffung beauftragt. 


3. Geichäftsgang. 

8 49. Der Borfigende beruft das Kollegium, leitet und beauffichtigt den 
Geſchäftsgang und forgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte. Er bereitet 
die Beichlüffe der Behörde vor und trägt für deren Ausführung Sorge. Er 
vertritt die Behörde nach außen, verhandelt Namens derfelben mit anderen Be- 
Hörden und mit Brivatperfonen, führt den Schriftwechjel und zeichnet alle Schrift» 
flüde Namens der Behörde. 

$ 50. Der Borfizende des Kreis: (Stadt-) Ausſchufſes ift befugt, in Fällen, 
welche feinen Aufſchub zulaffen, oder in welchem das Sach⸗ und Rechts erhältniß 
klar liegt nnd die Zuftimmung des Kollegiums nicht im Geſetz ausdrüdiich als 
erforderlich bezeichnet if, Namens der Behörde Berfügungen zu erlaffen und 
Beicheide zu ertbeilen. 

Die gleiche Befugniß ſteht dem Borfigenden des Bezirksrathes und des Pro- 
vinzialrathes mit der Maßgabe zu, daß eine Abänderung der durch Beſchwerde 
angefochtenen Beichlüffe des Kreis. (Stadt-) Ausſchuſſes beziehungsmweife des 
Bezirksrathes nur unter Zuziehung des Kollegiums erfolgen darf. 

In den auf Grund der vorftehenden Befimmungen erlaffenen Berfügungen 
und Beſcheiden ift den Betheiligten zu eröffnen, daß fie befugt feien, innerhalb 
zwei Wochen gegen die Berfligung beziehungsweife den Beſcheid Einſpruch zu 
erheben und auf Beichlußfaffung durch das Kollegium anzutragen. Wird fein 
Einfpruch erhoben, jo gilt die Verfiigung beziehungsmeife der Beſcheid dom 
Zage der Zuſtellung ab als Beſchluß des Kollegiums. Auf den Einjpruch finden 
die nad) den 88 45 und 44 für die Beſchwerde geltenden Beftimmungen Ans 
wendung. 

Der Borfigende hat dem Kollegium von allen im Namen deſſelben erlaffenen 
Berfügungen und ertheilten Beſcheiden nachträglich Mittheilung zu machen. 

$ 51. An den Berbandlungen des Provinzialrathes und des Bezirksrathes 
können die fiellvertretenden ernannten Mitglieder mit beratbender Stimme theil« 
nehmen. In gleicher Weife kann unter Zufimmung des Kollegiums die Zu- 
ziehung technifcher und der dem Oberpräfidenten beziehungsweife dem Regierungs⸗ 
präfidenten beigegebenen Beamten erfolgen. 

8 52. Die Behörden faflen ihre Beichläfie auf Grund der verbandelten 
Alten, jofern nicht das Geſetz ausdrücklich mündliche Verhandlung vorjchreibt. 

Die Behörden find befugt, auch in anderen, als in den im Geſetze ausdriüd- 
lich bezeichneten Angelegenheiten die Betheiligten beziehungsmeife deren mit Voll. 
macht verjehene Vertreter behufs Auffläruug des Sachverhalts zur mündlichen 
Verhandlung vorzuladen. 

In Betreff der mündlichen Verhandlung finden die Borfchriften der SS 39, 
41 bis 43 und 45 des Geſetzes vom 3. Juli 1875*) finngemäße Anwendung. 


*) Die 88 39, 41 bis 43 und 45 bes Geſetzes vom 3. Juli Tauten: 
8 39. Bur münblien Verhandlung werben die Barteien unter der Verwar⸗ 
nung vorgeladen, daß beim Ausbleiben nach Lage der Berbandlungen werde ent- 
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$ 53. Betrifft der Gegenftand der Berbandlung einzelne Mitglieder der 
Behörde oder deren Verwandte und Verſchwägerte in auf- und abfleigender Linie 
oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie, fo dlrfen diefelben an der Be- 
rathung und Abſtimmung nicht theilnehmen. Ebenfowenig darf ein Dlitalied bei 
der Berathung und Beichlußfaffung über ſolche Angelegenheiten mitwirken, in 
welchen es in anderer als öffentlicher Eigenichaft ein Gutachten abgegeben Bat, 
oder als Gefchäftsführer, Beauftragter oder in anderer als öffentliher Stellung 
thätig gemejen ift. 

$ 54. Wird in Folge des gleichzeitigen Ausfcheidens mebrerer Mitglieder 
gemäß $ 53 eine der im $ 45 bezeichneten Behörden befhlußunfähig, und kann 
die Beichlußunfähigkeit auch nicht durch Einberufung unbetbeiligter Stellvertreter 
bergeftellt werden, fo wird von dem Regierungspräfldenten beziehungsweife Ober: 
präfidenten oder Minifter des Innern, je nachdem es fih um einen Kreis— 
(Stadt-) Ausihuß, Bezirksrath oder Provinzialrath handelt, ein anderer Kreis: 
oder Stadtausfhuß, Bezirksrath oder Provinzialrath mit der Beichlußfaffung 
beauftragt. 

8 55. Gegen die Beichlüffe des Kreis: (Stadt-) Ausſchuſſes findet inner- 
halb zwei Wochen die Beſchwerde an den Bezirlsrath, gegen die in erfter Inſtanz 
ergebenden Beſchlüſſe des Bezirksraths innerhalb gleicher Frift die Beſchwerde 
an den Provinzialrath ſtatt, jofern nicht nach ausdrücklicher Vorfchrift des Geſetzes 


fieden werden. Den Barteien fteht e3 frei, ihre thatſächlichen Erklärungen, ſoweit 
folche nicht vorab von ihnen erfordert worden waren... ... ‚vor bem Termine 
fchriftlich einzureichen. 

8 41. In der münblihen Berhandfung find die Parteien oder ihre mit Voll⸗ 
macht verſehenen Vertreter au hören. 

Diejelben können ihre thatjädhlichen oder rechtlichen Anführungen ergänzen 
oder berichtigen umb die Klage abändern, infofern durch die Abänderung nad) dem 
Ermefjen des Gerichts das Vertheidigungsrecht der Gegenpartei nicht geichmälert 
oder eine erhebliche Berzögerung bed Verfahren? nicht herbeigeführt wird. Sie 
haben fänımtlicdhe Beweismittel anzugeben und, ſoweit dies nicht bereits geſchehen, 
bie fchriftliden, ihnen zu Gebote ftehenden Beweismittel vorzulegen; aud können 
von ihnen Zeugen zur Bernehmung vorgeführt werden. 

Der Vorfitende des Gerichts bat dahin zu wirken, daß ber Sachverhalt voll» 
ftändig aufgellärt und die fachdienlicden Anträge von ben Parteien geftellt werden. 

Er Tann einem Mitgliede bed Gerichts geftatten, das Fragerecht auszuüben. 

Eine Frage ift zu ftellen, wenn das Gericht biefe für angemeſſen erachtet. 

8 42. Die mündliche Verhandlung erfolgt in Öffentliher Sitzung des Gerichts. 
Die Deffentlichleit Tarın durch einen Öffentlich zu verkündigenden Beſchluß ausge⸗ 
fchloffen werden, wenn das Bericht dies aus Gründen bes Öffentlichen Wohls ober 
ber Sittlichleit für angemeflen erachtet. 

Der Borfigende kann aus der Öffentliden Sigung jeden Zuhörer entfernen 
offen, der Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Störung irgend 
einer Urt verurſacht. 

8 43. Die VBarteien find in der Wahl ber von ihnen zu beftellenden Bevoll⸗ 
mäcdhtigten nicht beichräntt. 

Das Gericht kann Bertreter, welche, ohne Rechtsanwalte zu fein, die Vertre⸗ 
tung ihrer Gemeinden vor dem Gerichte gewerbsmäßig betreiben, zurüdweijen. 

@emeindevoriteher, welche als folche legitimirt find, bebürfen zur Vertretung 
ihrer Gemeinden einer befonderen Vollmacht nicht. 

8 45. Die mündliche Berhandlung erfolgt unter Zuziebung eines vereibigten 
Brototoflführere. Dad Brototoll muß die weſentlichen Hergänge ber Verhandlung 
enthalten. Daſſelbe wird von dem Vorſtgenden und dem Brotofoflführer unter: 
zeichnet. 
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1) die Beichlüffe endgültig find, 
2) die Beichlußfaffung über die Beichwerde anderen Behörden über⸗ 
tragen ift. 

Die auf Beſchwerden gefaßten Beichlüffe des Bezirksrathes und des Pro- 
vinzialrathes find endgültig. 

Die in erfier Inſtanz gefaßten Beichlüffe des Provinzialrathes find endgültig, 
ſofern das Geſetz nicht ausdrücklich die Beſchwerde an die Minifter zuläßt. 

Die vorfiehenden Beſtimmungen finden auf die nad Maßgabe der Geſetze 
von dem Landrathe unter Zuflimmung des Kreisausfchufies, von dem Regierungs⸗ 
präfidenten unter Zuſtimmung des Bezirkarathes, beziehungsweiſe von dem Ober: 
präfidenten unter Zuflimmung des Provinzialratbes gefaßten Befchlüffe ent- 
fprechende Anwendung. 

$ 56. Die Beſchwerde ift in den Fällen des $ 55 bei derjenigen Behörde, 
gegen deren Beſchluß fie gerichtet ift, anzubringen. Der Vorſitzende prüft, ob 
das Rechtsmittel rechtzeitig angebracht if. 

Fr die Friſt verfäumt, fo weift der Vorſitzende das Nechtsmittel ohne 
Weitered durch einen mit Gründen verjehenen Beſcheid zurlid. In demfelben ift 
dem Beichwerdeführer zu eröffnen, daß ihın innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an diejenige Behörde zuflehe, welche zur Beſchlußfaſſung in der Sache berufen 
ift, widrigenfallg es bei dem Beſcheide verbleibe. 

Iſt die Frift gewahrt, und ift eine Gegenpartei vorhanden, fo wird die 
Beſchwerdeſchrift mit ihren Anlagen zunächſt dieſer zur fchriftlichen Gegenerklä⸗ 
rung innerhalb zwei Wochen zugefertigt. 

Abfchrift der eingegangenen Begenerllärung erbält der Befchwerdeführer. 
Zur näheren Begründung der Beſchwerde, fowie zur Gegenerlärung kann in 
nicht ſchleunigen Sachen eine angemeffene, der Regel nach nicht über zwei Wochen 
zu erfiredende Nachfriſt gewährt werden. Hierauf werden die Berhandlungen 
müittelft Berichtes derjenigen Behörde eingereicht, welcher die Beſchlußfaſſung Über 
die Beſchwerde zuftebt. 

Wird die Befchwerde der Vorſchrift des erſten Abfates zumider bei der- 
jenigen Behörde angebracht, welche zur Beichlußfaffung darliber zuftändig if, fo 
bat diefe Behörde die Beſchwerdeſchrift an die im Abſatz 1 bezeichnete Behörde 
abzugeben, ohne daß dem Beſchwerdeführer die Ymifchenzeit auf die Frift anzu- 
rechnen ift. 

$ 57. Die Einlegung der Beſchwerde fteht in den Fällen des $ 55 aus 
Gründen des öffentlichen Intereſſes auch den Borfigenden der Behörden zu. 

Will der Borfigende von diefer Befugniß Gebrauch machen, fo hat er dies 
dem Kollegium fofort mitzutheilen. 

Die Zuftellung des VBefchluffes bleibt in diefem Falle einftweilen, jedoch 
längftens drei Tage, ausgefet. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß im öffent- 
fihen Intereſſe die Beſchwerde eingelegt worden fei. Iſt die Zuflellung ohne 
diefe Eröffnung erfolgt, fo gilt die Beſchwerde als zurüdgenommen. 

Die Gründe der Beſchwerde find den Berheiligten zur fchriftlichen Erflärung 
innerhalb zwei Wochen mitzutheilen. 

Nah Ablauf diefer Frift find die Verhandlungen der Behörde einzureichen, 
welcher die Beſchlußfafſung über die Beſchwerde zuftebt. 

Eine vorläufige Bolliiredung des mit der Beſchwerde angefochtenen Be- 
ſchluſſes ($ 44) ift in diefen Fällen ausgefchloffen. 
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$ 58. Die dienftlihe Aufficht über die Gefchäftsflihrung bes Kreis- (Stabt-) 
Ausichuffes wird von dem Negierungspräfidenten, in Berlin von dem Ober- 
präfidenten, die Aufficht über die Beichäftsflihrung des Bezirksrathes von dem 
Oberpräfidenten, die Aufficht über die Geichäftsflihrung des Provinzialrathes 
von dem Minifter des Innern geführt. 

Borftellungen gegen die gejchäftlichen Auffichtsverfilgungen des Negierungs- 
präfidenten unterliegen der endgültigen Beſchlußfaſſung des Bezirksrathes, Vor⸗ 
ftellungen gegen die Auffichtsverfügungen des Oberpräftdenten der endgültigen 
Beſchlußfaſſung des Provinzialrathes. 

Die Auffichtsbebörden find zur Bornahme allgemeiner Geſchäftsreviſionen 
befugt. 

$ 59. Die im $ 45 bezeichneten Behörden haben ſich gegenfeitig Rechts⸗ 
hilfe zu leiften. Sie haben den gefchäftlichen Aufträgen und Anmeifungen der 
ihnen im Inſtanzenzuge vorgefegten Behörden Folge zu leiften. 

8 60. Der Oberpräfident kann endgültige Beichlüffe des Provinzialcathes, 
der Negierungspräfident endgfiltige Beichlüffe des Bezirksrathes und der Land» 
rath beziehungsmeife der Vorſitzende des Kreis⸗ (Stadt-) Ausichuffes endgültige 
Beſchlüſſe diefer Behörde mit auffchiebender Wirkung aufechten, wenn die Be- 
jhlüffe die Befugniffe der Behörde überfchreiten oder die Geſetze verlegen. Die 
Anfechtung erfolgt mittelft Klage im Berwaltungsftreitverfahren. Zuftändig in 
erfter Inſtanz if, wenn die Klage gegen den Kreis: (Stadt) Ausfchuß gerichtet 
it, das Bezirksverwaltungsgerit, in den übrigen Fällen das Oberverwaltungs- 
gericht. 

Die Behörde, deren Beichluß angefochten wird, ift befugt, zur Wahrneb- 
mung ihrer Rechte in dem Berwaltungsfireitverfabren einen befonderen Ber- 
treter zu wählen. 

8 61. Someit Gefhäftsgang und Verfahren des Provinzialrathes, des Be⸗ 
zirlsrathes und des Kreis. (Stadt.) Ausfchuffes nicht durch die vorftehenden oder 
dur bejondere gejegliche Beftimmungen geregelt find, werden diefelben durch 
Regulative geordnet, welche der Miniſter des Innern erläßt. 


⁊ 


III. Abſqy nitt. 
Verwaltungsſtreitverfahren. 


$ 62. In allen dem Kreis⸗ (Stadt⸗) Ausſchuſſe überwieſenen Angelegen- 
heiten, in welchen die Geſetze von der Entſcheidung in ſtreitigen Verwaltungs⸗ 
achen oder von der Erledigung der Angelegenheit im Streitverfahren oder durch 
Endurtheil oder von der Klage bei dem Kreis- (Stadt-) Ausfchuffe fprechen, ver- 
fährt diefe Behörde als VBerwaltungsgericht nad Maßgabe des Geſetzes vom 
3. Juli 1875, betreffend die Berfaffung der Berwaltungsgerichte und das Ber- 
waltungsftreitverfahren. 


Bierter Titel. 
Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen. 
$ 63. Gegen polizeilihe Berfügungen der Orts. und Kreispolizeibehörden 


findet, ſoweit das Geſetz nicht ausdrücklich Anderes beftiimmt, die Bejchwerve 
ftatt, und zwar: 
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a) gegen die Berfügungen der Ortspolizeibebörden auf dem Lande oder 
einer zu einem Landkreife gehörigen Stadt, deren Einmohnerzabl bis 
zu 10000 Einwohnern beträgt, an den Landratd und gegen deffen 
Beſcheid an den Regierungspräfidenten; 

b) gegen die Berfligungen der Ortspolizeibehörden eines Stadtkreiſes, 
mit Ausnahme von Berlin, einer zu einem Landfreife gehörigen Stadt 
mit mehr als 10000 Einwohnern, oder des Landratbes an den Re 
gierungspräfidenten, und gegen deſſen Beſcheid an den Oberpräfi- 
denten; 

c) gegen ort3polizeilihe Berfügungen in Berlin an den Oberpräfibenten. 

Gegen den in legter Inſtanz ergangenen Beſcheid des Regierungspräfidenten 
beziehungsmeife des Oberpräfidenten findet die Klage bei dem Oberverwaltungs- 
geridhte flatt. 

Die Klage kann nur darauf geftügt werden, 

1) daß der angefochtene Beſcheid durch Nichtauwendung oder unrichtige 
Au wendung des befiebenden- Rechts, insbejondere auch der von den 
Behörden innerhalb ıhrer Zuſtändigkeit erlaflenen Verordnungen den 
Kläger in feinen Rechten verlege; 

2) daß die thatſächlichen VBorausfegungen nicht vorhanden feten, welche 
die Polizeibehörde zum Erlaſſe der Berfligung beredtigt haben 
würden. 

Die Prüfung der Geſetzmäßigkeit der angefochtenen polizeilihen Verfügung 
erfiredt fih aud auf diejenigen Fälle, in welchen bisher nah $ 2 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1842*), (Gefeg-Sammlung S. 192) der ordentliche Rechtsweg 
zuläjfig war. 

Die Entiheidung ift endgültig, unbefchadet aller privatrechtlihen Ber. 
hältnifſe. 

8 64. An Stelle der Beſchwerde an den Landrath beziehungsweiſe ben 
Regierungspräſidenten ($ 63) findet die Klage ſtatt, und zwar: 

a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder 
einer zu einem Landfreife gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis 
zu 10000 Einmohnern beträgt, bei dem Kreisausſchufſe; 

b) gegen die Verfügungen des Tandrathes oder der Ortspolizeibehörden 
eines Stadtkreifes oder einer zu einem Landfreije gehörigen Stadt 
mit mehr als 10000 Einwohnern bei dem Bezirksverwaltungs⸗ 
gerichte. 

Die Klage kann nur auf die gleihen Behauptungen geftüßt werden, wie die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte $ 63 Abſatz 3 und 4). 

8 65. Die Beichwerde im Falle des $ 63 Abſatz 1 und die Klage im Falle 
des 8 64 find bei derjenigen Behörde anzubringen, gegen deren Berfüigung fie 
gerichtet find. 


*) 5 2 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 lautet: 

Wenn derjenige, welchem durch eine polizeiliche Verfügung eine Verpflichtung 
auferlegt wird, die Befreiung von berfelben auf den @rund einer befonderen geieß- 
lichen Vorſchrift oder eines jpeziellen Rechtstitels behauptet, fo ift die richterliche 
Entſcheidung ſowohl Über das Recht zu diefer Beireiung, al3 auch über defien 
Wirkungen zuläffig. 

Jahrb. d. Br. Sorſt- und Jaad⸗Geſetg. XIII. 12 
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Die Behörde, bei weldyer die Beſchwerde oder Klage augebradt if, hat 
diefelbe an diejenige Behörde abzugeben, welche darüber zu bejchließen oder zu 
entiheiden hat. Der Beichwerdeführer beziehungsweife Kläger ift hiervon in 
Kenntniß zu feßen. 

Die Frift zur Einlegung der Beſchwerde und zur Anbringung der Klage 
gegen die polizeiliche Verfügung, jowie gegen den auf Beſchwerde ergangenen 
Beſcheid beträgt zwei Wochen. 

Die Anbringung des einen Rechtsmittels fchließt das andere aus. ft die 
Schrift, mittelft deren das Rechtsmittel angebracht wird, nicht als Fllage be. 
zeichnet oder enthält diefelbe nicht ausdrüdlich den Antrag auf Entſcheidung im 
Berwaltungsftreitveriahren, fo gilt diefelbe als Beſchwerde. Bei gleichzeitiger 
Anbringung beider Rechtsmittel ift nur der Beſchwerde Fortgang zu geben. Das 
hiernach unzuläffigerweife augebrachte Nechtsmittel ift durch Verfügung der im 
Abſatz 1 bezeichneten Behörde zurückzuweiſen. Gegen die zurlidweifende Ver⸗ 
fügung findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an das zur Entjcheidung 
anf die Klage berufene Bermwaltungsgericht ftatt. 

Wird die Beſchwerde oder Klage der Borjchrift des erften Abſatzes zumider 
bei derjenigen Behörde angebracht, welche zur Beichlußfaffung oder Entſcheidung 
darüber zuftändig ift, fo hat diefe Behörde das Schriftftiid an die im Abſatz 1 
bezeichnete Behörde abzugeben, ohne daß dem Beſchwerdeführer beziehungsweife 
Kläger die Zwifchenzeit auf die Frift anzurechnen ift. 

8 66. Gegen polizeilihe Verfüqungen des Wegierungspräftdenten findet 
innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Oberpräfidenten, und gegen den 
vom Oberpräfidenten auf die Beſchwerde erlaffenen Beſcheid innerhalb gleicher 
Frift die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des $ 63 Abjag 3 und 4 ftatt. 

Gegen polizeiliche Verfügungen des Negierungspräfidenten in Sigmaringen 
findet innerhalb zwei Wochen unmittelbar die Klage bei dein Oberverwaltungs« 
gerichte ftatt. 

Gegen die Landesverweifung fteht Perfonen, melde nicht Reichsangehörige 
find, die Klage nicht zu. 

8 67. Der $ 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1842*) (Geſetz⸗Samml. S. 192) 
findet auch Anwendung, wenn eine polizeilidhe Verfügung im Verwaltungs. 
ſtreiwerfahren durch rechtöfräftiges Endurtheil aufgehoben worden if. 


Fünfter Titel. 


Zwangsbefugniſſe. 
$ 68. Der Regierungspräſident, der Landrath, die Orispolizeibehörde und 
der Bemeinde- (Guts⸗) Vorſteher (-Borftand) find berechtigt, die von ihnen in 
Ausübung der obrigleitlichen Gewalt getroffenen, durch ihre geſetzlichen Befug- 


) 8 6 lautet: 

Wird eine polizeilie Verfügung im Wege der Beſchwerde als geſegwidrig 
oder unzuläffig aufgehoben, fo bleiben dem Betheiligten feine Gerechtſame nach den 
allgemeinen gejeßlihen Beftimmungen über die Vertretungs⸗Verbindlichkeit ber 
Beamten vorbehalten. 
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niffe geredhtfertigten Anordnungen dur Anmendung folgender Zwangsmittel 
durchzufetzen. 


1) 





2) 


Die Behörde hat, fofern es thunlich ift, die zu erzwingende Hand- 
lung durch einen Dritten ausführen zu laffen und den vorläufig zu 
befiimmenden Koftenbetrag im Zwangswege von den Berpflichteten 
einzuziehen. 
Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten geleiftet 
werden — oder fiebt es feſt, daß der Berpflichtete nicht im Stande 
ift, die aus der Ausführung dur einen Dritten entfiehenden Koſten 
zu tragen, — oder foll eine Unterlafjung erzwungen werden, jo find 
die Behörden berechtigt, Geldfirafen anzudrohen und feftzufegen und 
jwar: 
a) die Gemeinde- (Guts⸗) Vorſteher bis zur Höhe von fünf Dark; 
b) die Ortspolizeibehörden und die fläbtiihen Gemeindevorſteher 
(«Borftände) in einem Landfreife bis zur Höhe von ſechszig Marl; 
c) die Landräthe, ſowie die Polizeibehörden und Gemeindevorfteher 
(«-Borftände) in einem Stabtfreife bis zur Höhe von Einhundert 
und fünfzig Mark; 
d) der NRegierungspräfident bis zur Höhe von Dreihundert Darf. 
Gleichzeitig ift nah Maßgabe der 88 28, 29%) des Strafgefeh- 
buches fiir das Dentfche Reich die Dauer der Haft feftzufegen, welche 
für den Fall des Unvermögens an die Stelle der Geldfirafe treten 
jol. Der Höchſtbetrag diefer Haft ift 
in den Fällen zu a — Ein Tag, 
un „» nb= Eine Bode, 
"on ” n„ c= Zwei Wochen, 
un w „d — Bier Wochen. 
Der Ausführung dur einen Dritten (Nr. 1), ſowie der Feſtſetzung 
einer Strafe (Nr. 2) muß immer eine jchriftlide Androhung vor» 


*) Die 88 28, 29 Ei.-W-B. lauten: 


8 28. Eine nicht beizutreibende Geldſtrafe ift in Gefängniß unb, wenn fie 
wegen einer Uebertretung erfannt worden ift, in Haft umzuwandeln. 

Iſt bei einem Vergehen Gelbftrafe allein oder an erfter Stelle, ober wahlweiſe 
neben Haft angedroht, fo Tann bie Gelbftrafe in Haft umgewandelt werden, wenn 
die erfannte Strafe nicht den Betrag von ſechkhundert Markt und bie an ihre 
Stelle tretende Freiheitäftrafe nicht Die Dauer von 6 Wochen überfteigt. 

Der Berurthetlte kann fi durch @rlegung des Gtrafbetrages, ſoweit diejer 
durch eritandene Breibeitäftrafe noch nicht getilgt ift, von ber leeren freimachen. 

829. Bei Ummandlung einer wegen eines Verbrechens ober Bergehens 
erlannten Beldftrafe ift der Betrag von brei bis zu fünfzehn Marl, bei Ummand- 
lung einer wegen einer Uebertretung erkannten Gelbftrafe der Betrag bon 
einer biß zu fünfzehn Mark einer eintägigen Breibeitsftrafe gleich zu achten. 

Der Mindeftbetrag der an Stelle einer Geldſtrafe tretenden Sreiheitäftrafe ift 
Ein Zag, ihr Höchftbetrag bei Haft ſechs Wochen, bei Gefängniß Ein Jahr. Wenn 
iebod) eine neben der Gelditrafe wahlweiſe angebrohte Breiheitäftrafe ihrer Dauer 
nach ben vorgebaditen Höcdftbetrag nicht erreicht, fo darf die an Stelle der Geld⸗ 
frafe tretende Freiheitsſtrafe den angedrohten Höchftbetrag jener Yreiheitsftrafe 
nicht überfteigen. 


12* 
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bergeben; in diefer ift, fofern eine Handlung erzwungen werden foll, 
die Friſt zu beftimmen, innerhalb welcher die Ausführung gefordert 
wird. 

3) Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet werden, wenn bie Alt» 
ordnung obne einen ſolchen unausführbar ift. 


$ 69. Gegen die Androhung eines Zwangsmittels finden diefelben Rechts⸗ 
mittel ftatt, wie gegen die Anordnungen, um deren Durchfegung es ſich handelt. 
Die Rechtsmittel erfteden ſich zugleich auf diefe Anordnungen, fofern Ddielelben 
nicht bereit$ Gegenftand eines bejonderen Befchwerde- oder Berwaltungsftreit- 
verfahrens geworden find. 

Gegen die Feitfeßung und Ausführung eines Zmangsmittels findet in allen 
Fällen nur die Beichwerde im Auffichtmege innerhalb zwei Wochen ftatt. 

Haftfirafen, melde an Stelle einer Geldſtrafe nah $ 68 Nr. 2 feftgeiegt 
find, dürfen vor ergangener endgültiger Beihlußfaffung oder rechtsfräftiger Ent- 
fheidung auf das eingelegte Rechtsmittel beziehungsmeife vor Ablauf der zur 
Einlegung deffelben befiimmten Friſt nicht vollfiredt werden. 


$ 70. Die Beftimmungen des gegenwärtigen und des vierten Titels finden 
finngemäß Anwendung auf die befonderen Beamten und Organe, weldhe zur 
Beauffihtigung der Fiſcherei vem Staate beftellt find ($ 46 des Fiſchereigeſetzes 
vom 30. Mai 1874*), Gefey-Samml. ©. 197). 

Bei den Borichriften des $ 6 des Geſetzes zur Abmehr und Unterdrädung 
von Viehſeuchen vom 25. Juni 1875 (Geſetz Samml. ©. 306) behält es mit der 
Maßgabe fein Bemenden, daß die Klage im Berwaltungsitreitverfahren innerhalb 
einer Friſt von zwei Wochen anzubringen if. 


$ 71. Gegen die Androhung eines Zwangsmittels feitens der Kommiſ⸗ 
ſarien fir die bifchöfliche Vermögensverwaltung (Gefe vom 13. Yebruar 1878, 
Geſetz⸗Samml. S. 87) findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an ben 
Oberpräfidenten und gegen den von dem Oberpräftdenten auf die Beſchwerde 
erlaffenen Beſcheid innerhalb gleicher Frift die Klage bei dem Oberverwaltungs- 
gerichte nad) Maßgabe der Beflimmungen des $ 63 Abſatz 3 und 4 ftatt. 

Gegen die Feſtſetzung und Ausführung des Zwangsmittels findet nur die 
Beihwerde im Auffichtsmwege innertalb zwei Wochen ſtatt. 


*) 8 46 bes Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 Iautet: 

Wo in biefem Gefege die Aufſichtsbehörde erwähnt wird, ift darunter die 
ordentliche Obrigleit des Bezirks innerhalb ibrer Zuſtändigteit verftanden. 

Die Beauffihtigung der Binnenfifcherei, der Schonreviere und ber Fiſchpäſſe 
fann durch beiondere dom Staate beitellte Beamte audgeübt werden. Die von 
Fiſche reiberechtigten, Trifchereigenoflenfchaften oder Gemeinden beflellten Auffeher 
find verpfliätet, den Anordnungen diefer Beamten innerhalb der Vorſchriften 
dieſes Geſetzes nachzukommen. 

In genoſſenſchaftlichen Revieren liegt die unmittelbare Beaufſichtigung der 
Fiſcherei dem Borftande der Genoſſenſchaft, in allen nicht genoflenfchaftlichen 
Binnenfiicherei » Revieren der Gemeinde innerhalb ihrer Gemarkung neben den 
ftaatlihen Sicherheits⸗ und “ocalpolizeibeamten ob. 

Fiſchereiaufſeher, welche von üifchereiberechtigten, Fiſchereigenoſſenſchaften oder 
von Gemeinden beftellt werben, find auf deren Antrag amtlich zu verpflichten, falls 
gegen ihre Zuverläſſigkeit kein Anftand obmaltet. 

Die unmittelbare Beauffihtigung der Küftenfiicherei außerhalb genoffenichaft- 
liher Reviere wirb von ben Organen der Staatövermwaltung gerührt. 
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Sechſter Titel. 


Polizeiverordnungsrecht. 


$ 72. Soweit die Geſetze ausdrücklich anf den Erlaß beſonderer polizei- 
Iiher Borſchriften (Verordnungen, Anordnungen, Reglements zc.) durch die 
Gentralbebörden verweilen, find die Minifter befugt, innerhalb ihres Reſſorts 
dergleichen Vorſchriften für den ganzen Umfang der Monarchie oder für einzelne 
Theile derfelbeu zu erlaffen und gegen die Nichtbefolgung dieſer Borfchriften 
Geldftrafen bis zum Betrage von Einhundert Mark anzudrohen. 
Die gleihe Befugniß ſteht zu: 
1) dem Minifter der öffentlichen Arbeiten in Betreff der Webertretungen 
der Vorfchriften der Eifenbahnpolizeireglements; 
2) dem Minifter für Handel und Gewerbe in Betreff der zur Regelung 
der Strom⸗, Scifffahrts- und Hafenpolizei zu erlaffenden Bor- 
ſchriften, fofern diefelben fich über das Gebiet einer einzelnen Provinz 
hinaus erftreden jollen. 
Zum Erlaffe der im $ 367 Nr. 5*) des Strafgefegbuchs für das Deutſche 
Reich gedachten Verordnungen find auch die zuftändigen Minifter befugt. 
$ 73. Der Oberpräfident ift befugt, gemäß 88 6, 12 und 15 des Geſetzes 
fiber die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Gejek - Samml. ©. 265) 
beziehungsweife der 88 6, 12 und 13 der Berordnung vom 20. September 1867 
(Geſetz Samml. S. 1529) und des Lauenburgifchen Geſetzes vom 7. Januar 1870 
Offizielles Wochenblatt ©. 13) für mehrere Kreife, fofern dieſelben verjchiedenen 
Regierungsbezirken angehören, für mehr als einen Negierungsbezirt oder für 
den Umfang der ganzen Provinz gültige Polizeivorſchriften zu erlafien und 
gegen die Nichtbefolgung derfelben Geldſtrafen bis zum Betrage von Sechszig 
Mark anzudrohen. 
Die gleihe Befugnig ſteht dem Regiermigspräfidenten für mehrere Kreiſe 
oder für den Umfang des ganzen Hegierungsbezirts zu. 
Die Befugniß der Regierung zum Erlaffe von Bolizeivorjchriften wird auf- 
gehoben. 
$ 74. Die Befugnis, Polizeivorjchriften über Gegenftände der Strom, 
Schifffahrts: und Hafenpolizei zu erlafien, fteht, vorbehaltlich der Beſtimmungen 
des 8 72 Abſatz 2 Nr. 2 ausjchlieglih dem Negirungspräfidenten und, wenn 
die Vorſchriften fih auf mehr als einen Hegierungsbezirt oder auf die ganze 
Provinz erfireden follen, dem Oberpräfidenten, foweit aber mit der Verwaltung 
diefer Zweige der Polizei befondere, unmittelbar von dem Miniſier für Handel 
und Gewerbe refjortirende Behörden beauftragt find, den Lebteren zu. Die 
Befugniß des Negierungspräfidenten erfiredt ſich auch auf den Erlaß foldher 
Po lizeivorſchriften für einzelne Kreife oder Theile derielben. 


*) 8 367 Rr. 5 bes St.G.⸗B. lautet: 
Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Marl oder mit Haft wird beftraft: 

5) wer bei ber Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Biftwaaren, Scieh« 
pulver oder Feuerwerken, ober bei ber Aufbewahrung, Beförderung, Veraus⸗ 
gabung oder Verwendung von Sprengftoffen oder anderen egplobirenden 
Stoffen, oder bei Ausübung ber Befugniß zur Bubereitung oder Meilhaltung 
dieſer Gegenitände, fowie der Arzeneien bie deshalb ergangenen Verordnungen 
nicht befolgt. 
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Für Zumiderhandlungen gegen dieje Verordnungen können Geldfirafen bis 
zu Sechszig Mark angedrobt werben. 

Bei den Borjchriften des Geſetzes vom 9. Mai 1853, betreffend die Er- 
leichterung des Lootfenzwanges in den Häfen und Binuengewäflern der Pro» 
vinzen Preußen und Pommerr, (Geiet - Samml. ©. 216) behält ed mit der 
Maßgabe fein Bewenden, daß an die Stelle der Bezirksregierung der Regierungs- 
präfident tritt. 

$ 75. Die gemäß 88 73, 74 von dem SÖberpräfidenten zu erlafienden 
Polizeivorfchriften beditrfen der Zuflimmung des Provinzialrathes, die von dem 
Regierungspräftdenten zu erlaffenden Polizeivorjäriften der Zuflimmung des 
Bezirksrathes. In Fällen, welche keinen Aufſchub zulaflen, ift der Oberpräftbent 
fowie der NRegierungspräftdent befugt, die Polizeivorfchrift vor Einholung der 
Zufimmung des Provinzialrathes beziehungsweiſe des Bezirksrathes zu erlaffen. 
Wird diefe Zuftimmung nicht innerhalb drei Monaten nad dem Tage der Pu- 
blilation der Bolizeivorjchrift ertheilt, fo bat der Oberpräfident beziehungsmeije 
der Regierungspräfident die Vorſchrift außer Kraft zu feken. 

$ 76. BPolizeivorfchriften der in den 88 72, 73 und 74 bezeichneten Art 
find unter der Bezeichnung „Polizeiverordnung” und unter Bezugnahme auf die 
Beftimmungen des $ 72 beziehungsmweife der 88 73 oder 74, jowie in den Fällen 
des $ 73 auf die in demfelben angezogenen gejeglichen Beftiimmungen durch die 
Amtsblätter derjenigen Bezirke bekanut zu machen, in melden diejelben Geltung 
erlangen follen. 

8 77. Zf in einer gemäß $ 76 verfündeten Polizeiverordnung der Zeit⸗ 
punkt beftimmt, mit welchem diefelbe in Kraft treten foll, fo ift der Anfang ihrer 
Wirkſamkeit nach diefer Beftimmung zu beurtbeilen, enthält aber die verkündete 
Polizeiverordnung eine ſolche Zeitbefimmung nicht, jo beginnt die Wirkjamteit 
derjelben mit dem achten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem 
das betreffende Stiid des Amtsblattes, welches die Polizeiverordnung verlündet, 
ausgegeben worden ift. 

$ 78. Der Landrath ift befugt, unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes 
nad) Maßgabe der Borjchriften des Geſetzes über die Poligeiverwaltung vom 
11. März 1850 beziehungsweife der Verordnung vom 20. September 1867 und 
des Lauenburgiichen Gefees vom 7. Januar 1870 fiir mehrere Ortspolizei- 
bezirfe oder für den ganzen Umfang des Kreifes giiltige Polizeivorfchriften zu 
erlaffen und gegen die Nichtbefolgung derfelben Gelpftrafen bi8 zum Betrage von 
Dreißig Mark anzudroben. 

8 79. Ortspolizeiliche Vorſchriften ($$ 5 fi. des Geſetzes vom 11. März 
1850 beziehungsmeije der Berordnung vom 20. September 1867 und des Lauen⸗ 
burgifhen Geſezes vom 7. Januar 1870), foweit fie nicht zum Gebiete der 
Sicherheitspotizei gehören, bedürfen in Städten der Zuſtimmung des Gemeinde: 
vorftandes. Berfagt der Gemeindevoritand die Zuſtimmung, fo kann diefelbe auf 
Antrag der Behörde durch Beichluß tes Bezirksrathes ergänzt werben. 

In Fällen, welde keinen Aufſchub zulafien, ift die Ortspolizeibehörde 
befugt, die Polizeivorfchrift vor Einholung der Zuflimmung des Gemeindepor- 
ftandes zu erlaffen. Wird diefe Zuſtimmung nicht innerhalb vier Wochen nad 
dem Tage der Publikation der Polizeivorſchrift erteilt, jo hat die Behörde die 
Vorſchrift außer Kraft zu jegen. 

$ 80. In Stadtkreiſen ift die Ortspolizeibehörde befugt, gegen die Nicht 
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Gefolgung der von ihr erlaffenen polizeilichen Borjchriften Beldfirafen bis zum 
Betrage von Dreißig Mark anzudrohen. Im Uebrigen ſteht die Ertheilung der 
Genehmigung zum Erlaffe ortöpolizeilicher Vorſchriften mit einer Strafandrohung 
bis zum Betrage von Dreißig Mark gemäß 8 5 der im $ 73 angezogenen Geſetze 
dem Regierungspräfidenten zu. 

Ingleichen hat der Regierungspräfident über die Art der Verkündigung orts- 
und freispolizeilicher Vorſchriften, ſowie über die Form, von deren Beobachtung 
die Gültigkeit derjelben abhängt, zu beflimmen. 

8 51. Die Befugniß, orts- oder kreispolizeiliche Borfchriften anfer Kraft 
zu fjegen, ſteht dem Regierungspräfidenten zu. Mit Ausnahme von Fällen, 
welche feinen Aufſchub zulaffen, darf diefe Befugniß nur unter Zuftimmung des 
Bezirksrathes ausgelibt werden. 

Bei der Befugniß des Minifiers des Innern, jede (ort8-, kreis⸗, bezirks⸗ 
oder prodinzial-) polizeiliche Borjchrift, foweit Geſetze nicht entgegenftehen, außer 
Kraft zu fegen ($ 16 des Geſetzes vom 11. März 1850, $ 14 der Verordnung 
vom 20. September 1867 beziehungsweife des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 
7. Zanuar 1870), behält e8 mit der Maßgabe fein Bewenden, daß dieje Befugniß 
Hinfihtlid der Strom-, Schifffahrts- und Hafenpolizeivorfchriften ($ 74) auf den 
Minifter für Handel und Gewerbe übergeht. 


Siebenter Titel. 
Uebergangs» und Schlußbeftimmungen. 

$ 82. Die Stellvertretung des Negierungspräfidenten bei der Regierung 
faun den gegenwärtig mit derſelben betrauten Oberregierungsräthen für Die 
Dauer ihres Amtes belafjen werden. 

$ 83. Beamte, welche bei der auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes ein- 
tretenden Umbildung der Verwaltungsbebörden nicht verwendet werben, bleiben 
während eines Zeitraumes von fünf Jahren zur Verfiigung der zufländigen 
Minifter und werden auf einem befonderen Etat geführt. 

Diejenigen, melde während des fünfjährigen Beitraumes eine etatsmäßige 
Anftellung nicht erhalten, treten nach Ablauf deijelben in den Ruheſtand. 

$ 84. Die zur Berfligung der Deinifter verbleibenden Beamten haben ſich 
nach der Anordnung derfelben der zeitweiligen Wahrnehmung folder Aemter 
zu unterziehen, zu deren dauernden Uebernahme fie verpflichtet fein würden. 

Erfolgt die Beichäftigung außerhalb des Orts ihrer legten Anftellung, fo 
erhalten diefelben die geſetzmäßigen Reiſekoſten und Tagegelder. 

8 85. Die zur Verfügung der Minifter verbleibenden Beamten erhalten 
während des im $ 83 bezeichneten fünfjährigen Zeitraumes, aud wenn fie 
während deſſelben dienflunfähig werden, unverlärzt ihr bisherige Dienft- 
eintommen und den Wohnungsgeldzuſchuß in dem bisherigen Betrage. 

Ad Berlürzung im Einkommen ift e8 nicht anzufehen, wenn die Belegen 
heit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird oder bie Beziehung ber 
für die Dienftuntoften beſonders ausgefebten Einnahmen mit dieſen lintoften 
jelbft wegfällt. 

An Stelle einer etatsmäßig gewährten freien Dienftwohnung tritt eine 
Miethsentfchädigung nah der Servisflafle des Orts der legten Anftellung. 

8 86. Die nach Ablauf des fünfjährigen Zeitraumes gemäß $ 83 Abſatz 2 
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in den Ruheſtand tretenden Beamten erhalten eine PBenfion nad den Vorſchriften 
des Geſetzes vom 27. März 1872 (Geſetz Samml. ©. 268) beziehungsweife des 
$ 6 des Geſetzes vom 12. Mai 1873*) (Gefeg-SammlL S. 209), jedod mit der 
Maßgabe, daß die Penfton ohne Rüdficht auf die Dauer der Dienftzeit auf 60/5, 
des Dienfteinlommens zu bemefien ift. 

8 87. Den Bermwaltungsbeamten, weldhe zu den im $ 2 des Geſetzes vom 
27. März 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 268) bezeichneten Beamten gehören, kann 
ein Wartegeld bis auf Höhe des in dem genannten Geſetze beſtimmten Penfions- 
betrages gewährt werben. 

$ 88. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1881 iu Kraft, vor- 
behaltlich der Beſtimmungen des $ 89. 

Auf die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes bereits anhängig gemachten 
Saden finden in Beziehung auf die Zuftändigfeit der Behörden, das Berfahren 
und die Zuläffigleit der Rechtsmittel die VBeftimmungen der früheren Geſetze, 
jedod mit den im zweiten Titel des gegenwärtigen Geſetzes bezeichneten Abän⸗ 
derungen Anwendung. 

$ 89. In den Provinzen Bojen, Schleswig-Hoflftein,'Hannover, Heffen-Raffau, 
Weftfalen und der Rheinprovinz tritt das gegenwärtige Geſetz erft in Kraft, je 
nahdem für diefelben auf Grund befonderer Gefege neue Kreis: und Provinzial- 
ordnnungen erlaffen fein werden. Der betreffende Zeitpunkt wird für jede Provinz 
dur Königliche Verordnung befannt gemacht. 

Die Belimmungen des 8 15 und des S 22 Abſatz 1 treten jedoch 
auch im diejen Provinzen mit dem im $ 88 Abja 1 bezeichneten Zeitpuntt 
in Kraft. 

Inwieweit die Beftimmungen der $$ 63 und 64 auf die jelbfiftändigen 
Städte in der Provinz Hannover Anwendung finden, bleibt der Kreisordnung 
für diefe Provinz vorbehalten. 

5 %0. In jeder Provinz ift noch vor dem Zeitpunkte des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes zur Bildung des Provinzialraths und der Bezirksräthe in Gemäß- 
beit der Borjchriften des gegenwärtigen Geſetzes zu fchreiten. 

Die Wahlen zum Provinzialvathe find vor den Wahlen zu den Bezirks: 
räthen zu vollziehen. 

8 91. Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes werben 
der fünfte Abjchnitt des zweiten Titels, ſowie die 88 2 Abjag 2 und 126 der Pro- 
vinzialordnung vom 29. Juni 1875 (Gefeg-Sammt. ©. 835) und die Titel I bis IV, 
fowie die 88 168, 169, 170 Nr. 2, 4 und 5 und der $ 174 des Geſetzes vom 
26. Juli 1876, betrefiend die Zuftändigfeit der VBerwaltungsbehörden und der 
Berwaltungsgerichtsbehörden zc., (GGeſetz Samml. S. 297) aufgehoben. 

Ingleichen treten mit dem gedachten Zeitpunkte alle mit den Vorſchriften des 
gegenwärtigen Geſetzes in Widerſpruch ſtehenden Beſtimmungen außer Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koöniglichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Gaſtein, den 26. Juli 1880. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Gr. zu Stolberg. Hofmann. Gr. zu Eulenburg Bitter. 
von Puttlamer. Lucius. Friedberg. 








9) 6. Jahrh. Bo. VI. ©. 5. Art. 5. 
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70. 
Ausführnngsbeſtimmungen zu den Geſetzen über die Organiſation 
der allgemeinen Candesverwaltung. 


Gire.sBerfg. des Miniſters des Innern an bie Königlichen Regierungspräfidenten und 
Regierungsprälidien in den Provinzen Dft: und Weitpreußen, Brandenburg, Pommern, 
Schlefien und Sachſen, ſowie abſchriftlich an die Königl. Oberpräfidien biefer Provinzen. 
(Miniferialblatt f. d. gef. innere Verwaltung 1881 ©. 72 ff.) 


Berlin, den 26. März 1881. 

Mit dem 1. Aprif d. J. treten außer dem Geſetze fiber die Organifation 
der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 (Geſ.Samml. ©. 291) 
und dem Geſetze zur Abänderung und Ergänzung des Berwaltungsgerichtsgejeges 
vom 2. Angnft 1880 (Geſ.Samml. ©. 815) aud die Gelee vom 19. und 22. 
d. M., betreffend die Abänderung und Ergänzung von Beftimmungen der Kreis- 
ordnung vom 13. Dezember 1872, beziehungsweife der Propinzialordnung vom 
29. Juni 1875 (Gei.-Sammi. S. 155 und S. 176) in Kraft. Ein neues Geſetz 
über die Zuftändigkeit der Berwaltungsbehörden und der Berwaltungdgerichte, 
welches die vorgedachten Geſetze ergänzen follte, und deſſen Entwurf dem Land» 
tage der Monardie in feiner legten Seffton vorgelegen hat, ift nicht zum Ab⸗ 
ichluffe gelangt. Die biernad für die Provinzen, in welchen die Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872 gilt, herbeigeflihrte Lage der Berwaltungsgejeggebung 
giebt zu nachflehenden Bemerkungen Anlaß. 

l Das Zuftändigleitsgefeg vom 26. Juli 1876 (Gef.-Sammt. 
S. 297) bleibt bis auf weiteres, jedoch nur theilweife, in Geltung. Nah $ 91 
Abi, 1 des Organifationsgefeges vom 26. Juli 1880 treten die Zitel I bis IV., 
jowie die 88 163, 169, 170, Nr. 2, 4 und 5, und 174 des Zuftändigleitsgejetses 
mit dem 1. April d. J. außer Kraft. Die SS 10 und 37 find in die Novelle 
zur Kreisordnung vom 19. März d. J., die 88 18, 14, 168, 169, 170, Nr. 5 
und 174 in die Novelle zum Berwaltungsgerichtsgefege vom 2. Auguft 1820 
übernommen, beziehungsweife duch entfprechende Beſtimmungen dieſer Gejege 
erfegt worden. Die 88 4, 23 und 29 kommen ganz in Wegfall. An die Stelle 
der fibrigen duch S91 des Organijationsgefees aufgehobenen Baragraphen des 
Zuftändigleitsgefees treten entipredhende, zum Theil abweichende Beſtimmungen 
des Organifationsgejeges, insbefondere des dritten und fünften Titels deſſelben. 

Durch Art. VI. der Novelle zur Kreisordnung werden ferner aufgehoben 
die dem V. Titel des Zuftändigleitsgejeges angehürenden $$ 44, 46 bis 48, 52 
bis 59, 62 bis 73 und 115. Die in diefen Paragraphen enthaltenen, auf die 
Angelegenheiten der Amtsverbände und Kreife bezüglihen Borichriften find, mit 
Ausnahme der Abſätze 2 bis 5 des $ 115, welde durch 8 74 in Berbindung 
mit den 88 75 und 81 des Organifationsgejeies erjegt werden, mit verjchiedenen 
Aenderungen in die Kreisordnung (Menue Faſſung) übernommen worden. 

Außerdem find mehrere Baragraphen des Zuſtändigkeitsgeſetzes Durch neuere 
Spezialgefege für befeitigt zu erachten; jo der $ 33 durch das Geſetz, betreffend 
die Ausführung des Neichögejeges fiber die Abwehr und Unterdrüdung von 
Biehjeuchen, vom 12. März 1881 (Geſ.Samml. ©. 128), die 88 85 und 86 
durch das Feld- und Tyorfipolizeigejeg vom 1. April 1880 (Bei.-Samm!. ©. 230)*), 
und der 8 95 durch das Geſetz vom 15. April 1878, betreffend den Forſtdiebſtahl 


*) €. Sahrb. Br. IH. ©. 258 Art. 64 
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(Geſ.Samml. S. 222)*). Der $ 162 ift durch die neue Gerichtsorganifation bezw. 
die Strafprozeßordnung objolet geworben. 

Hiernach bleiben vom 1. April d. J. ab nur die SS 40 bis 43, 45, 49 bis 
51, 60 und 61, 74 bis 82, 84, 87 bis 94, 96 bis 114, 116 bis 161, 163 und 
164 des V. Titels, fowie die $$ 165 bis 167, 170 Nr. 1 und 3, 172, 173 und 
175 des VI Titels des Zuftändigleitsgefeges in Geltung. Bezüglich der 88 60 
und 61 ift dabei zu beachten, daß diejelben, was die Aufficht iiber die Kommu⸗ 
nalangelegenbeiten der Amtsverbände, bezw. die Dienftvergehen der Amtsvor- 
fteher betriffi, durch die Vorjchriften der SS 550 und 68 der Kreisordnung) Neue 
Faffung) erjegt werden. (Bergl. auch IV, 23. unten). 

I. Die Brovinzialordnung vom 29. Juni 1875 betreffend, fo find 
der fünfte Abfchnitt des zweiten Titels derſelben ($$ 62 bis 85), fowie der $ 2, 
Abja 2 und der $ 126 durch $ 91, Abfat 1 des Organifationsgefeges aufge- 
hoben. Die Beitimmungen der 88 64 bis 66 find in die Kreisorbnung (Rene 
Faflung), die übrigen Beftimmungen mit Ausnahme der 88 2, Abſatz 2, 63 und 
68, welche ganz in Wegfall kommen, mit verfchiedenen Aenderungen in das 
Organifationdgejfeg (insbejondere SS 10 bis 14 und 25, fowie Abjchnitt II. des 
dritten Titels und fechster Titel) tibergegangen. 

Der durch die Novelle von: 22. März d. %. veränderte Tert der Provinzial- 
ordnung ergiebt fid aus der Belanntmachung vom gleichen Datum (Geſ.Samml. 
©. 233). Bezüglich der gegenwärtigen Faſſung des $ 112 a. a. O. ift zu be 
merlen, daß der in dem dritten Abſatz enthaltene Hinweis auf die Borjhriften 
des $ 146 des Geſetzes Über die Zuftändigkeit der Berwaltungsbehörden und der 
Berwaltungsgerichte fi auf das neue Zuftändigkeitsgejet bezieht, deſſen Entwurf 
gleichzeitig mit der Novelle im Landtage der Monarchie berathen wurde, welches 
fhließlicd aber nicht zu Stande lam. . Die Faſſung jenes Satzes konnte nicht 
mehr abgeändert werden, weil fich erft in letter Stunde ergab, daß das Zu⸗ 
ftändigleitsgefe nicht mehr zum Abjchluffe gelangen würde, überdies die Faſſung 
bereit3 durch itbereinftiimmende Bejchlüffe beider Häufer des Landtages feitgeftellt 
war. Der angezogene $ 146 des neuen Zuſtändigkeitsgeſetzes lautete in der, 
von feiner Seite beanftandeten Faſſung der Negierungsporlage, wie folgt: 

„In den Fällen der $$ 10, 26, 34, 86, 37 und 43 des gegenwär- 
tigen Gefetzes ift bie Zuftändigkeit der Vermwaltungsgerichte auch injo- 
weit begrindet, als bisher durch $ 79 Zitel 14 Theil II. Allg. Land⸗ 
rechts, bezw. 88 9, 10 des Geſetzes Über die Erweiterung des Rechts⸗ 
weges vom 24. Mai 1861 (Ge. - Sammi. ©. 241) oder fonflige 
beſtehende Vorſchriften der ordentliche Rechtsweg für zuläffig er- 
fHärt war.“ 

II. Die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 Hat durch bie 
Novelle vom 19. März d. J. wieder eine überſichtliche, in ſich gefchloffene Geftalt 
erhalten, wobei die Beſtimmungen berfelben zugleich einer Reviflon unterzogen 
und mehrfach abgeändert bezw. ergänzt worden find. In Bezug auf diefe Ab- 
änderungen ergeht bejondere Verfügung. Der gegenwärtig geltende Tert der 
Kreisorbnung ergiebt fih aus der Belanntmadhung vom 19. März d. J. (Gef.- 
Samml. S. 179). Zu beadten ift, daß die Beftimmungen über Wegepolizei und 
über das Berfahren in Wegebanftreitigteiten, welche der bisherige $ 61 und der 
$ 135 I, 1 der Kreisordnung enthielt, aus dem Texte der Kreisordnung felbft 


*) ©. Jahrb. Bd. X. ©. 46 Art. 12. 
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entfernt und durch die Beſtimmungen im Artifel IV. ber Novelle vom 19. März 
d. J. erſetzt worden find. 

IV. Unter den materiellen Aenderungen, welche der bisherige Nechtszuftand 
durch die im Eingange bezeichneten Geſetze erleidet, find nachſtehende wegen ihrer 
allgemeinen ‚praftifchen Bedeutung hervorzuheben. 

1) Zu den durch 5 91 des Organifationsgejeges aufgehobenen Vorſchriften 
gehört auch der $ 4 des Zuſtändigkeitsgeſetzes. Die beiden erfien Abſätze jenes 
Paragraphen beftimmten, daß die Zuläffigleit des ordentlichen Rechtsweges durch 
die Borfchriften des Zuftändigkeitsgefeges weder eingefchräntt noch erweitert 
werden, und daß, fomweit gegen die erfiinftanzliche Enticheidung des Kreisaus⸗ 
ſchufſes oder des Bezirköverwaltungsgerichtes der ordentliche Rechtsweg zuläffig 
ift, ein weiteres Rechtsmittel im Berwaltungsftreitverfahren nicht flattfinden folle. 
Nah Wegiall diefer Beitimmungen wird der regelmäße Inſtanzenzug im Ber- 
waltungsftreitverfahren überall Platz greifen, außer in denjenigen Fällen, in 
welchen er durch ausdrüdliche Spezialbefiimmungen der Geſetze beichräntt ift. 
Was aber die Frage nach der Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtsweges gegen 
Eubdurtheile der Bermaltungsgerichte betrifft, fo kommt einerfeit$ die neue Faſſung 
des $ 1 des VBerwaltungsgerichtsgefeges, wonach die Berwaltungsgerichte „un⸗ 
beſchadet aller privatrechtlihen Verhältnifſe“ enticheiden, andererjeitS die Be⸗ 
ſtimmung des $ 13 des Deutfchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes in Betracht, wonad) 
vor die ordentlichen Gerichte alle bilrgerlihen Nechtöftreitigleiten und Strafjachen 
gehören, fiir welche nicht entweder die Zuftändigfeit von Verwaltungsbehörden 
oder Verwaltungsgerichten begründet ift oder reichsgeſetzlich beſondere Berichte 
beftellt oder zugelaffen find. Gegen die Endurtheile der VBerwaltungsgerichte 
wird daher, unbeichadet der erwähnten Beftimmung des $ 1 des Berwaltungs- 
gerichtögefebes, der ordentliche Rechtsweg fortan nur in folden Fällen ſtatt⸗ 
finden, in welchen er, wie 3. B. in $ 78, Abſatz 2 des Zuftändigleitsgejeges, in 
den Gejehen ausprüdlich vorbehalten ift. 

2) Nach $ 42 des Organifationsgejeges vom 26. Juli 1880 beträgt in allen 
Zällen, in welchen die Geſetze für die Anbringung der Beichwerde gegen Be- 
chlüffe des Provinzialrathes, des Bezirksrathes oder des Kreis- (Stadt) Aus« 
ſchuſſes, oder ‚die Klage, bezw. des Antrages (Einfpruches) auf mündliche Ver⸗ 
handlung im Vermwaltungäftreitverfahren eine andere als eine zweiwöchentliche 
Friſt vorſchreiben, die Frift fortan zwei Wochen. Diefe Beftimmung findet ins⸗ 
befondere auch auf die in Geltung verbliebenen Theile des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
Anmendung. In dem Organifationsgejeg und in den neuen Faſſungen des 
Berwaltungsgerichtögefeßes, der Provinzialorbnung und der Kreisordnung ift 
der Grundſatz einer zweimwöchentlichen Normalfrift faft ausnahmslos zur Durch⸗ 
führung gelangt. 

3) Mit Aufhebung des $ 29 des Zuftändigfeitsgefeßes ift die Verpflichtung 
der Beſchlußbehörden und der Berwaltungsgericdhte, bei Eröffnung der Berfligungen 
und Beichlüffe, bezw. der Beſcheide und Endurtheile die Vetheiligten über die 
Rechtsmittel, die Friften zur Einlegung derfelben und über die Yolgen der Bere 
jäumniß derfelben zu belehren, in Wegfall gelommen. Dagegen findet nunmehr 
in Fällen unverfchuldeter Friſtverſäumniß Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
ftatt, und zwar bezüglich der Beſchwerde nach Maßgabe der Borfchriften bes 
5 43 Ab. 2 des Organiſationsgeſetzes, für das Verwaltungsftreitverfahren nach 
Maßgabe der Borjchriften des 882 des Berwaltungsgerichtsgejeges. (Neue Yaflung.) 
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4) Die Borfchriften der SS 30 bis 32 des Zuſtündigkeitsgeſetzes tiber bie 
allgemeinen Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen der Orts⸗ und Kreis 
polizeibehörden find im Wefentlichen in die 88 63 bis 65 des Drganifations- 
geſetzes übergegangen. Jedoch findet die Beichwerde gegen die Berfügungen der 
Ortspolizeibebörde einer zu einem Landkreiſe gebörigen Stadt, deren Einwohner- 
zahl bis zu 10000 Einwohner beträgt, von jegt ab nicht mehr an den Regie⸗ 
rungspräfidenten, fondern an den Landrath und erft gegen defien Beſcheid an den 
Regierungspräfidenten ftatt. Es ift ferner in den $ 65 die neue Beflimmung aufge. 
nommen, daß die Schrift, mittels deren das Rechtsmittel (Beſchwerde oder Klage) 
gegen eine polizeilihe Verfiigung angebracht wird, wenn fie nicht als Klage 
bezeichnet ift oder ausdrüdfich den Antrag auf Entfcheidung im Berwaltungs- 
ftreitverfahren enthält, als Beſchwerde gilt. 

Neu find ferner die Beftimmungen des $ 66 des Organifationsgejees, wo⸗ 
nad gegen polizeiliche Verfügungen Des Negierungspräfidenten innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Dberpräfidenten, und gegen den von dem Ober- 
präfidenten auf die Beſchwerde erlaffenen Beicheid innerhalb gleicher Friſt die 
Klage bei dem Obervermwaltungsgerihte nad Maßgabe der Beſtimmungen des 
8 63 Abf. 3 und 4 d. 5. mit der gleihen Beſchränkung, wie bei orts⸗ oder 
treispolizeilihen Berfügungen, flattfindet. | 

5) Die Zmangsbefugniffe des NRegierungspräftdenten, des Landraths, der 
Ortspolizeibehörde und des Gemeinde⸗ (Guts⸗) Vorftehers (Vorftandes) find unter 
Bugrundelegung der Beftimmmmgen des $ 33 des AZuftändigkeitägejeges im $ 68 
des Organifationdgefeges neu geordnet und zwar in Betreff aller, von den ge- 
nannten Behörden in Ausübung der obrigkeitlichen — nicht bloß der polizeilichen 
— Gewalt getroffenen, durch ihre gejetlihen Befugniffe geredhtfertigten Anord⸗ 
nungen. Die gejeglichen Zmangsbefugniffe der Regierungen bleiben unberührt. 

Durch $ 69 des Organiſationsgeſetzes ift ferner bezüglich der Rechtsmittel 
gegen Zwangsmaßregeln der Berwaltungsbehörden, abweichend von den bisher 
geltenden Borfchriften des $ 34 des Zuftändigfeitsgefettes Folgendes beftimmt: 
Gegen die Androhung eines Zmangsmittels finden dieſelben Rechtsmittel flatt, 
mie gegen die Anordnungen, um deren Durchſetzung es ſich handelt, alfo 3. B., 
fofern e8 fi um die Durchſetzung einer orts- oder freispolizeilihen Verfügung 
handelt, Beſchwerde oder Klage nah) Maßgabe der 88 63 bis 65 des Organi- 
fationsgejeges. Die Rechtsmittel erfireden ſich zugleich auf die Anordnungen, 
um deren Durchſetzung es ſich handelt, fofern diefelben nicht bereits Gegenſtand 
eines bejonderen Beſchwerde- oder Bermwaltungsftreitverfahrers geworden, d. h. 
bereit8 mit der Beſchwerde oder der Klage angefochten worden find. Dagegen 
findet fortan gegen die Yeftfegung und Ausführung eines Zwangmittels in allen 
Fällen nur die Beſchwerde im Aufſichtswege ſtatt. Eine Klage im Vermaltungs- 
fteeitverfahren ift hiernady gegen Zwangsmaßnahmen der Berwaltungsbehörden 
überhaupt nur zuläffig, fofern es fih um die Androhung eines Bmangsmittels 
behufs Durchſetzung einer polizeilihen Berfiigung handelt. In allen anderen 
allen ift nur die Beſchwerde zuläſſig. 

Em. zc. erſuche ich ergebenft, vorftehenden Erlaß durch das Regierungsamts- 
blatt — event. Durch eine Ertrabeilage — fchleunigft zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. | 

Der Minifter des Innern. 
Im Allerhöchſten Auftrage: v. Buttlamer. 
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Berwaltungs- und Schutzperſonal. Gehalte und Emolu- 
mente. Penflonirungen, Alters, Wittwen⸗ und Waifen: 
| Berforgung. 
71. 


Erhebungen über das von den Forſtſchutzbeamten und den Be- 

amten der forftlicyen Nebenbetriebsanftalten für die ihnen gewährten 

Dienftländereien zu entrichtende Nutzungsgeld und die Örumd- 
ftener-Reinerträge diefer Ländereien betr. 


Girc.:Berig. bes Minifters für Landwirthſchaft 2c. an ſämmtliche Königl. Regierungen ercl. 
Sigmaringen, Schleswig und Kaſſel und an bie Königlihe Finanz-Direktion zu Hannover, 
IIl. 2550. 

Berlin, den 12. März 1881. 


Es ericheint wünſchenswerth, eine Weberficht darüber zu erlangen, wie fid 
das von den Forſtſchutzbeamten und den Beamten der forftlichen Ptebenbetriebs- 
anitalten fiir die ihnen gewährten Dienftländereien zu entrichtende Nutzungsgeld 
zu den Grundfteuer-Reinerträgen diefer Ländereien ftellt. Ich laſſe der Königl. 
Regierung (Finanz-Direktion) hierneben ein Formular zu einer folchen Ueberficht 
für eine Oberförfterei mit einem darin eingetragenen Beifpiele zugeben und be» 
anftrage Wohldieſelbe, die Oberförfter des dortigen Bezirts hiernach mit den 
söthigen Formularen zu verjehen, von denfelben die mit einer Relapitulation zu 
ſchließenden Ueberfichten für ihre Reviere aufftellen und dieſe von den betreffenden 
Herren Forimeiſtern prüfen event. berichtigen und mit ihrem Nevifionsvermerf 
verfehen zu laflen. Bon den Ueberfichten ift alsdann eine Zufammenftellung 
(ihrer Sclußfummen,) auf demjelben Yormulare anzufertigen und aufzu⸗ 
jummiren. Hierauf find diefelben in einem Hefte mit der Zufammenftellung bis 
zum 1. Oktober d. %. hierher einzureichen. 

Für die Ausfülung des Formulars ift Folgendes befonders zu beachten: 

1. Die Fläche der Dienftländereien (Spalte 5 bis 12) ift ebenfo wie das 
Nutungsgeld (Spalte 15) in genauer Uebereinftimmung mit den Etats, refp. 
den legten bieffeitigen Feſtſetzungen anzugeben. 

2. Die Zahlen der Spalte 13 brauden nur überfchlägliche zu fein. 

3. Wo eine Einfhätung der Dienftländereien als landwirthſchaftlich benutzte 
Flächen zur Grimdfteuer ftattgefunden hat, find die Zahlen des Kataſters in 
Spalte 14 zu verzeichnen. Anderenfall® hat der Oberförfter unter Anhalt. au 
die Sätze von landwirthſchaftlich benugten Grundſtücken ähnlicher Qualität in 
den benachbarten Feldmarken die Grundfteuer-PReinerträge zu veranjchlagen, und 
find befonders diefe Beranichlagungen Seitens der Herren Forftmeifter zu prüfen, 
event. zu berichtigen. 

4. In Spalte 18 „Bemerkungen“ ift vorkommenden Yals anzugeben, unter 
welchen bejonderen Kalamitäten, (3. B. Froft,) die Bewirtbichaftung des Dienft- 
landes jo leidet, daß die Erträge dem Grundſteuer⸗Reinertrage iu Wirklichkeit 
nicht entjprechen, und um melden Prozentſatz letterer deshalb zu hoch it. 

5. Die Schlußfpalte 19 iſt in 2 cm. Breite zu bdieffeitigen Eintragungen frei 
zu laſſen. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 
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72. 


Ansführungsbeftimmungen zu dem Geſetz betr. die Bahlung der 
Beamtengehälter und Beftimmungen über das Gnadenquartal 
nom 6. Februar d. Is. rückſichtlich der Beamten der Forft- 
verwaltung. 

Eircular-Berfügung des Minifters für Landwirthſchaft 2c. an fänmtlihe Königl. Regierun⸗ 
gen (excl. Sigmaringen) und bie Kgl. Finanz-Direltion zu Hannover. III, 4726. 

Berlin, den 6. Mai 1881. 


Nah dem Geſetze vom 6. Februar d. J, betreffend die Zahlungen der 
Bermtengehälter und Beftimmungen über das Gnabenquartal*), ift den unmittel- 


2) ©. den Art. 49 ©. 122 d. Bos. 
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Neuhaus, den 1. Juli 1881. Der Oberförfter N. N. 





baren Staatsbeamten, welde eine etatsmäßige Stelle bekleiden, ihre Befolbung 
aus der Staatstaffe vom 1. April d. J. ab vierteljäbrlidh im Boraus zu zahlen, 
amd diefe Befimmung findet, wie folhes in Bezug auf das Tandwirthfchaftliche 
Neffort durch Verfügung vom 12. April d. 3. (Nr. 50461.) den Königlichen 
Regierungen bereits mitgetheilt worden, auf alle unmittelbaren Staatsbeamten, 
deren Gehälter aus den Beſoldungsfonds gezahlt werden, Anwendung, gleichviel 
ob dieſe Beamten unfändbar oder auf Kündigung oder Widerruf angeftellt find. 
} Bir Befeitigung einiger Zweifel, melde aus befonderen Berhättniffen bei 
der Forfiverwaltung entftanden find, beſtimme ich für das Reſſort der letztgedachten 
Berwaltung hierdurch noch Folgendes: 
1. Die Oberförfter-Randidaten, welche commiffarifch oder interimiflifch etat3- 
mäßige Oberförfter- oder Revier: Förſterſtellen verwalten, dürfen, da fie fein Gehalt, 
fondern nur eine firirte diätarifhe Remuneration beziehen und zu jeder Zeit ohne 
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Kündigung abberufen werden können, dieſe Remuneration nah wie vor nur 
monatlich erhalten. 

2. Interimiſtiſche Vertreter von Förfterftellen, welche kein Gehalt, fondern 
Diäten bezieben, ferner die blog nebenamtlich beichäftigten Waldwärter mit einem 
Fahreseinfommen unter 360 Markt erhalten ihre Dienſtbezüge ebenfalls wie bis- 
ber nur monatlid. 

3. Die Miethsentfhädigungen der Oberförfter und Förfter und die Woh—⸗ 
nungsgeldzuſchüſſe vol befchäftigter Waldwärter gehören zum perfünlichen Dienft- 
einftommen und find daher mit dem Gehalt vierteljährlich pränumerando zu zahlen, 
beziehungsmeife für das auf den Sterbemonat folgende Bierteljahr (Gnaden⸗ 
quartal) zu gewähren. 

4. Weyen Abgabe des freien Feuerungsmaterials an die Forfibeamten ver⸗ 
bleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen mit der Erweiterung, daß den Hinter: 
bliebenen von Beamten mit vierteljährlihem Gehaltsbezuge dies Material für 
den Sterbemonat und das dem letteren folgende Vierteljahr fortzugemwähren ift. 
Demzufolge haben tie Hinterbliebenen, wo Geldentfhädigung ftatt des Freibrenn- 
holzbezuges gegeben wird, Anſpruch auf dieſe Geldentihädigung bis zum Schluß 
des Gnadenquartald, nnd zwar nad den Quoten, melde die Eircular-Berfügung, 
vom 30. April 1869 (IIb. 7620)*) mit 2/9 des Jahresbetrages für jeden der 
7 Wintermonate October bis incl. April und mit 1/9 des Jahresbetrages für 
jeden der 5 Sommermonate Mai bis incl. September feſtſetzt. Dagegen liegt 
den Hinterbliebenen, insbejondere wenn fie ein Dienftetabliffement während des 
Gnadenguartals inne haben, die Pflicht ob, die für den Dienft beftimmten Räume 
wenn erforderlich, zu Heizen, mögen fie -freies Feuerun gsmaterial oder Geldent- 
ſchädigung dafür beziehen. 

Die Zahlung der Geldentihädigung ftatt des Brennholzbezuges kann zwar 
ebenfalls vierteljährlich pränumerando und dann mit 

4/19 des Jahresbetrages am 1. April, 


8/19 n ” „41. Juli, 
69 m „ „ 1. October und 
6 m n „ 1. Januar 


erfolgen. Da die Verwaltung jedoch berechtigt ift, die Entfhädigung jederzeit 
anders zu normiren, oder auch die Naturalabgabe eintreten zu laffen, und da 
bejondere Berhältniffe es bedingen können, hierbei auch innerhalb eines Quartals 
Abänderungen zu treffen, jo wird der Königlichen Regierung anheimgeftelt, für 
den einzelnen Fall auch monatlihe Zahlung anzuordnen, wo diefelbe die Ver⸗ 
bältniffe hierzu angethan hält. 

5. Den Bertretern durch Todesfall erledigter Oberförfterftellen ift bi zur 
Beendigung des Gnadenquartalg ein Bezug von freiem Feuerungsmaterial oder 
eine befondere Geldentihädigung dafür nicht einzuräumen. — Die Bertreter er» 
ledigter Förſter- und Waldmärterftellen erhalten bis zu dem gedachten Beitpuntte 
Freibrennbolz nur dann, wenn fie als Forſtaufſeher oder Hülfsjäger neben ihrer 
NRemuneration bisher ſchon Freibrennholz bezogen haben, und zwar als Marimunt 
die bisher bezogene Duantität, welche nöthigenfalls liber das Marimum des flir 
die betreffende Stelle feftgejegten Duantums an Derbholz und Reiſerholz I. Klaſſe 
hinaus zur Verrechnung gebradht werden kann. Bedingen die Berhältniffe ftatt 


*) ©. Jahrb. Bd. II. Art. 9 ©. 15. 
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des freien Brennholzes eine Geldentſchädigung für den Vertreter einer durch 
Todesfall erledigten Schupbramtenftelle, fo iſt dieſe Geldentſchädigung für das 
Bezugsquantum nach den allgemeinen Beflimmungen von der Königlichen Pe» 
gierung felbfiftändig feitzufegen und mit den übrigen Stellvertretungstoften zur 
Berrehnung zu bringen. 

6. Die penfionsfähigen Stellenzulagen der Oberförfter, die Revierförſter⸗ 
und Hegemeifter- Zulagen angeftellter Beamten, mögen diefe Zulagen fchon als 
penfionsfähiger Gehaltstheil bewilligt fein oder einftmeilen noch zum nicht pen- 
fionsfähigen Dienſteinkommen gehören, ingleichen die nicht .penfionsfähigen Stellen- 
zulagen der Förſter und vollbeſchäftigten Waldwärter find vierteljährlich prä- 
numerando zu zahlen und im Todesfalle den Hinterbliebenen bi8 zum Ablauf 
des Gnadenquartals zu gewähren. 

7. Die Dienftaufwands- Entihädigungen der Oberförfter und ebenfo die zum 
Dienftaufmande zählenden Bezüge einzeluer Förfter zur Haltung eines Dienft- 
pferdes oder Annahme von Forfiihughälfe und an Kahnunterhaltungszulagen 
find nad) wie vor nur monatlich pränumerando zu zahlen und den Hinterblie- 
benen eines veritorbenen Beamten vom Beginn des Gnadenguartal® ab nicht 
mehr zu gewähren; e3 jei denn, daß fie fänmtliche dahin gehörige Koften tragen 
und fich hierüber mit dem Stellvertreter einigen. Der xöniglichen Negierung 
wird die Berfligung bierliber für jeden einzelnen Fall nach Lage der obmwaltenden 
Berbältniffe überlafjen. 

Der Baflus 6 der Berfiigung, mit welder der vom 1. Jannar 1876 ab 
fengeiegte Befoldungsplan für die Forſtſchutzbeamten dortbin überſandt morden, 
wird rüdfichtlich der Pferdehaltungs- und Schubzulagen Hierdurch modificirt. 

8. Das Nupungsgeld für die Dienftländereien der Forſtbeamten wird durd) 
Geholtaabziige eingezogen. Es folgt hieraus von felbft, daß der Beamte, welcher 
fein Gehalt vierteljährlich pränumerando bezieht, auch das Dienflländerei-Nupungs- 
geid vierteljährlich pränumerando zum entrichten bat. Die Hinterbliebenen ver- 
ftorbener Beamten, welche das Gnadenquartal genießen, behalten auch die Nutzung 
des Dienfllandes gegen Zahlung des Nutungsgeldes bis zum Ablauf des Gnaden- 
quartals. 

9. Die Weide-Nugungsgelder der Forftbeamten wurden nad den bisherigen 
Beitimmungen bei der Gehaltszahlung für die Monate Juni bis October mit 
je 1/, des Betrages erhoben. Sie find jetzt am 1. Juli jeden Jahres mit ihrem 
ganzen Betrage einzuziehen. Den im Paſſus 1 und 2 der vorftehenden Ber» 
fügung genannten interimifiifchen Vertretern, welche ihr Dienfteintommen monat- 
ich bezieben, kann jedoch die Bezahlung in bisheriger Weiſe Seitens der König- 
lichen Regierung nadhgegeben werden. 

10. Für die Beamten der Torfinebenbetriebs-Anftalten finden diefe Beftim- 
mungen analog Anwendung. 

Die Königliche Regierung wolle hiernach weitere Anordnung treffen. Selbft- 
verſtändlich iſt die definitive Wiederbefegung einer durch Todesfall erledigten 
etatsmäßigen Stelle erft von demjenigen Termine ab zu bewirken, mit welchem 
Die Zahlung des Dienſteinkommens an die Hinterbliebenen aufhört. Die bis 
dahm durch Stellvertretung erwachſenden Koften, welche möglichit einzuſchränken 
find und bei Schugbeamtenftellen durch entſprechende Verwendung benachbarter 
Beamten und des im Reviere ohnehin ſchon befchäftigten Häülfsauffichtsperjonals 

Yalırb d. Br. Forft« u. Jagd⸗Geſetzg. XIII. 13 
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nicht felten werden ganz vermieden werden können, gehören auf Kap. 2 Fit. di 
des Forſtverwaltungsetats. 


Der Minifter fiir Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


Abſchrift (ad 1) erhalten Euer Hodhmohlgeboren unter Beifügung von zwei 
weiteren Druderemplaren der Verfügung zur Kenntuignahme. 

Der Gehaltstheil, weldden der Forſtmeiſte Bando mit jährlid 600 M. 
aus der Alademie-Safie bezieht, und das Gehalt des Hausmeifters und Pedellen 
find hinfort in vierteljährlihen Raten pränumerando zu zahlen, worüber Euer 
Hochwohlgeboren die Alademie-Kaffe mit Anweiſung verfehen wollen. — Der 
Oberförſter Weiſe, welcher die Stelle eines Dirgenten der forfttehnifhen Ab⸗ 
theilung des Verſuchsweſens einftweilen noch interimiftiich verfieht, kann feine 
firirte diätariſche Remuneration dagegen nad) wie vor nur monatlid pränume- 
rando beziehen. 


An den Director der Königliden TForftalademie 
Herrn Oberforftmeifter Dr. Dandelmann, 
Hochmohlgeboren zu Eberswalde. 


Abſchrift (ad 1) erhalten Euer Hochwohlgeboren unter Beifiigung von zwei 
meiteren Druderemplaven der Berfügung zur Kenntnißnahme. 

Der Gehaltstheil, welchen der Forſtmeiſter Kuorr mit 600 M. aus der 
Alademie-Raffe bezieht uud die Gehälter des Gartenmeifters und des Haus. 
meifters und Bedellen find binfort in vierteljährlidhen Raten pränumerando zu 
zahlen, worüber Euer Hochwohlgeboren die Alademie-Kaffe mit entiprecdyender 
Anmeifung verjehen wollen. 

Der Miniiter für Bandiwicthfäaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 
An den Director der Königlichen Forſtakademie 
Herrn Oberforſtmeiſter Profeſſor Dr. Borg- 
greve, Hochwohlgeboren zu Münden. 


— — 





Diäten und Reiſekoſten. 
73. 

Bengengebühren der Communal-Forſtbeamten im Falle ihrer 
Buziehung als Bengen oder Sachverſtändige in gerichtlichen 
Angelegenheiten. 

(Deutih. Reichs⸗ Anz. Nr. 103 de 1881.) 


Berlin, den 22. Januar 1881. 
Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom 28. Auguft v. 3. 
bei Rüdzabe der Anlage erwidert, daß der $ 14 der Gebührenordnung für 
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Zeugen und Sadjverfäudige vom 36. Juni 1878*), wonach öffentliche Beamte, 
falls fie als Zeugen oder Sachverſtändige unter gewiſſen Umftänden zugezogen 
werden, Tagezelder und Erftattung von Reifeloften nad) Maßgabe der für Dienft- 
reifen geitenden Borjchriften erhalten, nach Anfiht des Herm Juſtiz- und des 
Herrn Yınanzminiflers, mit deuen wir in Benehmen getreten find, nur auf foldye 
Beamte bezogen werben kann, welche ex lege einen Anjprud auf Tagegelder 
und Neifeloften bei Dienftreiien haben. 

In gleicher Weile wird die gedachte reichsgejetlihe Beſtimmung in einer 
Berfügung des biefigen Königlichen Kammergerihts vom 16. Februar v. J. 
unter Bezugnahme auf die Entfiehungsgeidhichte des $ 14 der Gebührenordnung 
ausgelegt. 

Daß der Straffenat des Königlichen Oberlandesgerihts zu Cöln derjelben 
Anſicht ift, ergiebt fih aus Ihrem Berichte. 

Die Confequenz diejer Auffaffung if, daB die Communalforftbeamten, da 
gejeglihe Vorſchriften über die ihnen bei Dienftreifen zuftebenden Vergütungen 
nicht eriftiven, im Falle ihrer Zuziehung als Zeugen oder Sacverfländige in 
gerichtlichen Angelegenheiten nur die gewöhnlichen Zeugen» und Sachverſtändigen⸗ 
gebühren gemäß $$ 2 bis 12 der Gebührenordnung zu beaniprucdyen haben. 

Hiernach bedauern wir auf den von der Königlihen Regierung geftellten 
Antrag etwas Weiteres nicht veranlaflen zu können. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Der Miniiter des Innern. 
Domänen und Horften. In Bertretung. 
Lucius. Starte. 


An die Königliche Regierung zu N. 


Geſchäfts⸗, Kaſſen⸗ und Nehnungsweien. 
74. 


Verfügung über die Subftanz des Grundes und Bodens öffent- 
lidjer Flüffe betr. 


Girc.:Berf. der Minifter für öffentlihe Arbeiten und für Landwirthſchaft ꝛc. an jämmtliche 
Königliche Regierungen und Lanbbrofteien, bie Königliche Minifterial-BausCommilfion hier 
ſelbſt und an die Königlihe Finanz-Direction in Hannover, fowie bie Königlichen Strom 
bausBerwaltungen in Eoblenz, Magdeburg und Breslau. 
II. 491 M. d. õ. A. II. 977 M. f. L. x. 
Berlin, den 10. März 1881. 

Zur Beſeitigung von Zweifeln darüber, welchem Reſſort die Verfügung 
über die Subſtanz des Grundes und Bodens öffentlicher Flüſſe, ſoweit deren 
Schiffbarkeit reicht, zuftcht, beftimmen wir hiermit Folgendes: 

Beräußerungen von Uferanwüchſen, Injeln, Zulandungen und fouftigen Be- 
ftandtheilen des Flußbeites öffentlicher Flüffe find Hinfort nicht mehr von der 
Domainen-Berwaltung, fondern von der Strombau-Berwaltung vorzunehmen, 


) 8. Art. 9 ©. 14 d. Bds. 
13* 
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dDiesbezligliche Anträge daher für die Yolge an mid), den mitunterzeichneten Mi- 
nifter der öffentlichen Arbeiten, zu richten. Dem NReffort der Domainen-Berwal- 
tung bleiben indeffen vorbehalten: 

8. die Fiſcherei, die Waflerzinfe, die Eisgewinnung, ſowie alle fonftigen 
Nutzungen der öffentlichen Flüſſe, welche bisher zum Reſſort der Do- 
mainen- und Forfiverwaltung gebört haben, 

b. die Anwüchſe, Zulandungen, Juſeln u. ſ. w., welde die Domainen- 
und Forftvermaltung fon früher in Befig genommen bat, io daß 
alfo in den bisherigen Einnabmen und in den beftehenden Etatsver⸗ 
bältniffen der Domänen- und Forfiverwaltung eine Beränderung nicht 
eintritt, 

und c. da, wo Domainen« und Forfigrimdftlide an öffentliche Flüſſe grenzen, 
die aus der Adjacenz folgenden Rechte des Uferbefigers. 
Die Königliche Regierung weifen wir an, hiernach flir die Folge zu ver- 
fahren und die ihr nachſtehenden Behörden und Beamten mit entipredeitder 
Anmweifung zu verſehen. 


Der Minifter Der Minifter für Landwirthſchaft, 
der öffentlichen Arbeiten. Domänen und Korften. 
Maybach. Dr. Lucius. 
75. 


Die künftige Aufftellung der Nachweiſung der Prozeſſe aus dem 
Reffort des Rönigl. Minifteriums für Candwirthſchaft, Domainen 
und Forften betr. 


Verfg. des Minifterd für Landwirtbichaft ze. und des Finanz Minifters an bie Königliche 

Regierung in Cöln und abjhriftlih zur Kenntnignahme unb gleihmäßigen Beadhtung an 

bie übrigen Königl Regierungen excl. Sigmaringen und an bie Königl. Finanz-Direktion 
zu Dannover. I 6694 $.:M. 11.1192 M. f. 2. x. 


Berlin, den 10. Mai 1881. 

In die von der Königlichen Regierung unterm 22. Sebruar d. J. aufge- 
ftelte Nachweifung der Prozefle aus dem Reſſort des Königlihen Finanz Mini- 
fteriumg, Abtheilung für das Etatd- und Kaſſenweſen, find eine Anzahl Brozeffe 
aufgenommen, welche, wie die unter den laufenden Nummern 1, 2, 4 und 6 auf- 
geführten, lediglich Intereffen der Domainen: und Forſtverwaltung betreffen und 
daher nach dem Allerhöchften Erlaffe vom 7. Auguft 1878 (G. S. de 1879 S. 25) 
und dem Geſetze vom 13. März 1879 (ebendaf. S. 123) jetzt nit mehr zum 
Refſort des Königlichen Finanz-Minifteriums, fondern zu dem des Königlichen 
Minifteriums für Landwirthichaft, Domänen und Forſten gehören. Derartige 
Prozefle find fernerhin nicht mehr in die für das erfigenannte Minifterium be» 
ſtimmten Nachweiſungen aufzunehmen, fondern es find fiber fie befondere Bro- 
zeßliften anzufertigen und diefe mir, dem mitunterzeichneten Dinifter fiir Landwirth- 
haft, Domänen und Forften, vorzulegen. Dabei find fowohl in den Liften, als 
auch in den Begleitberichten die Brozeffe der Domänen. wie der Forſtverwaltung 
auseinander zu halten. 
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Der in der erwähnten Nachweiſung unter Ifb. Nr. 5 aufgeführte Prozeß ift 
dur die Einftellung der Leiftungen aus Staatsmitteln für die römijch-Fatho- 
liſchen Bisthiimer und Geiftlihen auf Grund des Geſetzes vom 22. April 1875 
(Geſ.S. ©. 194) veranlaft worben. 

Ueber tie Tage ſolcher Prozeſſe ift nit an uns, fondern an den Herrn 
Minifter der geifllihen, Unterrichts. und Medizinal-Angelegenheiten zu berichten, 
welchem nach dem $ 16 diefes Gejetses die Ausflihrung deſſelben tibertragen ift. 


Der DMiniiter für Landwirthichaft, Der Finauz ⸗Miniſter. 
Domänen und Forſten. In Vertretung. 


Lucius. Meinecke. 


76. 


Nachweis der Bahlungen für Rechnung der einmaligen und anfer- 
ordentlicyen Ausgaben — exrtraordinairen Fonds — der 
Domänen- und Forfiverwaltung betr. 


Circular⸗Verfũg. des Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an fämmtlihe Königl. Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und an bie Königl, Finanz-Direktion zu Hannover. II. 2029. 


Berlin, den 19. Mai 1881. 


Es ift befchloffen worden, vom Etatsjahre 1. April 1881,82 ab die Seitens 
der Negierungs- bezw. Bezirk3:Hauptlaffen zu leiftenden Zahlungen für Rech— 
nung der einmaligen und außerordentlihen Ausgaben — ertraordinairen Fonds 
— der Domänen- und orfiverwaltung nicht mehr in der bisherigen Weiſe in 
der Ertraordinarien-Rechnung, fondern unter dem betreffenden Zitel und Kapitel 
des Staatshaushalts-Etats in den Domänen- und reſp. Forſtverwaltungs⸗Rech⸗ 
nımgen in derjelben Art nachweiſen zu laffen, wie dies bereits bezüglich der 
Zuſchüſſe zc. zu verjhiedenen Fonds der dauernden Ausgaben in Gemäßbeit der 
Eircular-Berfügung des Königlichen Finanz: Dinifterit vom 10. Dezember 1849 
I. 14477 und der GCircular-Berfilgungen vom 21. Januar 1356 II. 8619 und 
vom 10. März 1878 II. 3994 *) geſchieht, daß nämlich die auf die bezliglicdyen 
Fonds bemilligten Beträge in der Domänen- reſp. Forſtverwaltungs⸗Rechnnug 
der Regierungs- und Bezirks⸗Hauptkaſſen in Soll-Ausgabe-Zugang und in Iſt⸗ 
Ausgabe verrechnet, dagegen bei den betreffenden Central⸗Fonds in Abgang ge- 
fiellt werden. 

Unter welden Titeln und Kapiteln die Ausgaben für Nechnung des ertra- 
ordinairen Fonds in den Domänen, und refp. Forfiverwaltungs-Rechnungen 
nachzuweiſen find, wird entweder bei Beginn jedes Etatsjahres generell oder in 
jedem einzelnen Yalle beftimmt werden. Daraus folgt, daß jene Zahlungen von 
dem genannten Zeitpunfte ab auch in die Quartal⸗ und Final-Ertrafte ſelbſt und 
ferner in die titelweifen Nahmweifungen von den Einnahmen und Ausgaben der 
Domänen- und refp. Forftverwaltung — Circular-Berfügung vom 28. Juni 1862 


— — 





*) ©. Zahrb. Bd. X. Art. 4 ©. 4. 
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II b. 16782 **) 
I. 14822 


IId. 713* 


0 ft ® 
II. 7912, vom 7. Mär; 1973 1. 2218 und vom 27. Sept. 1876 


aufzunehmen find. 

In den Ertraften find die dauernden Ausgaben unter der „Abtheilung A. 
Dauernde Ansgaben” in der bisherigen Weife nachzuweifen und abzuſchließen, 
melden die ertraordinairen Ausgaben unter „Abtbeilung B. Einmalige und 
anßerordentlihe Ausgaben“ folgen müflen, die titelmeife zu verzeichnen und eben- 
falls fir ſich abzufchliegen find, wonähft die Summe aller Ausgaben (Abthei⸗ 
Iung A. und B.) zu ziehen if. 

Sind unter der Abtheilung B. nachzumeifende Ausgaben nicht zu leiften ge 
weſen, fo ift dies durch den Vermerk unter die Abtheilung „Bacat” erftchtlidy zu 
machen, 

Bur Erfparung des Schreibwerks, welches namentlich bezüglich der Zah⸗ 
lungen fir Rechnung des Forfl-Servituten-Ablöjungs-Fonds erheblich fein wiirde, 
wird von der Uebernahme der Zahlungen fiir alle ertraordinaire Fonds in die 
den Abichlüffen beizufügende, durch die Circular-Berfügung vom 31. Dezember 
1849 11. 23590 vorgefchriebene Zu- und Abgangs-Nahmeifung abgejehen. Die 
mittelfi der Circular-Verfügung vom 15. November 1862 II. 12745 angeordnete 
Nachweiſung über die gezahlten Ablöfungs-Rapitalien file Forſtberechtigungen 
bleibt jedoch nach wie vor einzureichen. In diefe Nachweiſung find auch, wie 
mit Bezug auf die Circular-Berfügung vom 14. Juli 1880 III. 4411***) be« 
merkt wird, die Zinfen von rüäditändigen Ablöfungs-Rapitalien fiir Forſt⸗ 
beredhtigungen bei Theilzahlungen aufzunehmen, da dergleichen Zinfen mit den 
Ablöfungs-Kapitalien jelbft unter ein- und demfelben Titel zu verrechnen find. 

In den titelmeiien Einnahme- und Ausgabe-Nachmeifungen find die ein» 
maligen und auferordentlihen Ausgaben ebenfalls hinter der Summe der 
dauernden Ausgaben titelweife in mit der Titelbezeihnung zu fiberfchreibenden 
bejonderen Kolonnen zu verzeichnen und, wenn für mehrere ertraordinaire Fonds 
Zahlungen vorgelommen, find die Nachweiſungen durch die Rubrit „Summa der 
einmaligen und außerordentliden Ausgaben“ zu vervollſtändigen. 

Für das Etatsjahr 1881/82 find die einmaligen und außerordentlidhen Aus- 
gaben der Forſt⸗Verwaltung im Staatshaushalts-Etat umter Kapitel 11 ver- 
zeichnet, mit folgender Titelbezeichnung, als: 

a. Tit. 1. Zur Ablöfung von Forfi-Servituten, Neallaften und Baffiv- 
Nenten, 

b. Tit. 2. Prämien zu Ehanffeen, deren Anlage von dem mwejentlichften 
Intereſſe fir die Forſt⸗Verwaltung ift, die aber ohne Hinzutritt ber 
legteren dur Bewilligung von Prämien nicht zur Ausführung fom- 
men würden; desgleichen Beihilfen zu Wege- und Briidenbauten, die 
für die Abfuhr der Forſtprodukte von Wichtigkeit find, 

C. Tit. 3. Zur Beſchaffung fehlender Förfterdienftmohnungen (ertraordi- 
nairer Zufhuß zu Kap. 2 Fit. 16 des Ordinariums), und 

d. Tit. 4. Zu Anbauverfuchen mit ausländifchen Holzarten in den Staats. 
forften. 








*) ©. Zahrb. Bd. VI. Art. 33 ©. 64. 
») ©, Jahrb. Bd. IX. Urt. 14 ©. 21. 
..., &, Jahrb. Bd. XII. Art. 77. ©. 304. 
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Der Etat der Domänen-Bermaltung für das Jahr 1881,82 enthält dagegen 
einmalige und außerordentliche Ausgaben nicht. 

Sofern auf bei den vorſtehenden Titeln fiir das laufende Etatejahr zu ver- 
rechnende Ausgaben bereit Zahlungen geleiftet worden find, was bezüglich der 
Fonds Tit. 1 und 2 hie und da der Fall fein wird, fo find diefelben, auch wenn 
deren rechnungsmäßiger Nachweis in der Ertraorbinarien- Rechnung durch Die 
genehmigenden Berfügungen beſonders angeordnet fein follte, nichtsdeſtoweniger 
dafelbft abzujegen und bei dem bezüglichen Titel in Soll-Auszabe- Zugang und 
m Ff-Ausgabe zu übertragen. 

Sollte ausnahmsmweife von den für Rechnung des einen ober des anderen 
ertraordinairen Fonds im Etatsjahre 1880/81 oder bereits in einem früheren 
Fahre von der General-Staatstaffe erhobenen Beträgen am Jahres-Rechnungs- 
ſchluſſe 1880/81 ein Beſtand verblieben und letzterer in das Jahr 1881,82 zu 
übernehmen jein, fo if defien Abwidelung felbfiredend noch in der Ertraordi- 
narien-Rechnung zu bemirten. 

Etwa nothwendig erfcheinende Anordnungen binfichtlicd der formellen Be⸗ 
Handlung der in Rede lebenden Ausgaben in den Jahres. Rechnungen wird die 
Königliche Oberrechnnngslammer veranlaflen. 


Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


77. 
Gleichmäßige Schreibweiſe mehrftelliger Bahlenausdrücke betr. 


Circular⸗Verfũgung bes Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an fämmtliche Königl. Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und an bie Konigliche Finanz⸗ Direction zu Hannover. 


II. 
un) 1822, 


Berlin, den 21. Mai 1881. 

Zur Herbeiführung eines gleihmäßigen Verfahrens in der Schreibweiie 
mehrftelliger Zahlenauedrüde ift durch Beſchluß des Staatsminiftertums vom 
8. März d. %. beftiimmt worden, 

„daß fortan feitens der Staatsbehörden in Uebereinflimmung mit der 
zur Bezeichnung der Maß- und Gewichtszahlen eingeführten Hegel 
das Komma ausfchlieglih zur Abtrennung der Dectmalftellen von den 
Einerftellen anzuwenden, die Abtheilung mehrſtelliger Zahlen aber durch 
die Anordnung derfelben in Grnppen zu je drei Ziffern auch bei Geld⸗ 
und fonitigen Angaben, insbeforldere in den Etats und Rechnungen, 
zu bewirten iſt“ 

Die Königliche Regierung (FFinanz-Direction) wird hierdurch veranlaßt, dieſe 
Beſtimmung, infomweit es nicht ſchon geſchehen, auch fämmtlichen Oberförftern 
und Forftlaffen Ihres Bezirks zur Nachachtung mitzutheilen. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
KU Hans. 
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Forſtkultur uud Bewirthſchaftung. 
78. 


Ausführnngsbeſtimmungen zu dem Geſetze über gemeinſchaftliche 
Holzungen vom 14. März d. 3. ch 


Circular⸗Verfügung bes Miniſters fir Landwirthſchait ꝛc. an ſämmtliche Herren Regierungs⸗ 

Präſidenten der Provinzen Ofte und Weſt⸗-Preußeu, Pommern, Poſen, Schleſien und 

Sachſen, ſämmtliche Königliche Regierungen der Rheinprovinz und der Provinzen Weſtfalen, 

Schleswig⸗ Holſtein und Heſſen⸗Nafſau und ſammtliche Koönigliche Landdroſteien der Provinz 

Hannover, ſowie abſchriftlich an bie Königliche Finanz⸗Direction zu Hannover zur Kenntniß⸗ 

nahme und Nachachtung wegen ber bie Betheiligung ber Staatsforftbeamten bei Ausführung 
bes Geſetzes betreffenden Beitimmungen. III. 4221. 1.5975. 


Berlin, den 26. April 1881. 

Zur Ausführung des Geſetzes über gemeinjchaftlide Holzungen vom 
14..März d. J (Gefeg-Samml. S. 261)*) beftimme ich Folgendes: 

I. Die im $ 1 bezeichneten Holzungen unterliegen hinſichtlich des Yorft- 
betrieb8 und der Benugung der Aufficht des Staats nad) Maßyabe der gefek- 
lihen Beſtimmungen, welche in den einzelnen Zandestheilen für die Holzungen 
der Gemeinden gelten. Dieje Beftimmungen find zunächſt maßgebend dafür, 
welche Behörden die Aufficht auszuüben haben. Es fteht hiernach die Aufficht 
im Geltungsbereihe des Geſetzes vom 14. Auguft 1876 (Geſetz⸗-Samml. 5. 373)**) 
den Negierungs: Präfidenten, in den übrigen Landestheilen, folange nicht dufelbft 
die anderweitige Organifation der Verwaltungsbehörden in Gemäßheit des 
Geſetzes vom 26. Juli 1880 (Geſetz Samml. S. 291)***) durchgeführt ifl, den 
Regierungs«-Abtheilungen des Innern und den LTanddrofteien zu. 

Verſchiedene Anträge, die Aufficht über die im $ 1 bezeichneten Holzungen 
nicht diejen Staat3behörden, fonderri der Waldfchußgerichten zu Übertragen, find 
vom Haufe der Abgeordneten abgelehnt worden. Auch durch ein auf Grund des 
S 5 zu erlaffendes Statut würde den Staatsbehörden ihr geſetzliches Auffichts- 
recht nicht entzogen oder gefcymälert werden dürfen, da es ſich bei demielben 
am die Wahrnehmung der öffentlichen Antereffen handelt, und über dieſe den 
Privarbetheiligten eine Beihlußfaffung nicht zuſteht. Demgemäß ift au im 85 
nur von der Berwaltung und Bemwirtbfchaftung nidt aber von der 
Beaufſichtigung der Holzungen die Rede. Die letztere bildet hiernach feinen 
Gegenftand der ftatutarifhen Regelung). Dieſe Auffaffung ift jhon in den Mo- 
tiven zum $ 5 der Regierungs⸗ Vorlage (cfr. Drudiahen des Haufes der 
Abgeordneten, Seffton 1880/81 Nr. 15 ©. 17) vertreten und im Haufe der Ab- 
geordneten vom Berichterftatter der Kommiſſton Namens derſelben ausdrückich 
gebilligt worden (cfr. den flenographiihen Bericht über die Sikung vom 
12. Februar d. J. ©. 1736). 

I. Die Auffihtsbehörde bat zunächſt feftzuftellen, welche Holzungen inner» 
halb ihres Bezirks nach den 88 1 und 2 der Aufficht des Staates unterliegen, 
und dabei folgende Punkte zu berüdfichtigen: 


2) ©. Art. 49. ©. 130 di8. Bbe- 
*) ©. Jahrb. Bd. IX. Urt. 38 ©. 293. 
2») 5, Art 69 ©. 164 DB. Bb2. 
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a) dad Geſetz gebraucht den Ausdruck „Holzungen” in demſelben Sinne, 
weichen er nad der Grundfteuergefegebung hat (cfr. den $ 5 der Anmeifung 
für das Berfahren bei Ermittelung des Neinertrages der Liegenfchaften behufs 
andermweiter Regelung der Grundftieuer vom 21. Mai 1861, (Geſetz⸗Samml. 
&. 257); er umfaßt alfo alle Grundſtücke, deren hauptfählichfte Benutzung in 
der Holzzucht befteht. 

Für die Feſiſtellung dieier Grundftäde können die Katafteraufuahmen zum 
Anhalte dienen; fie dürfen jedoch nicht als enticheidend gelten. Maßgebend für 
die Feiftellung ift der gegenwärtige thatfächlihe Zuſtand der Grundftüde. 
Demnah find auch abweichend von den SKataflerangaben als Holzungen im 
Sinne des Gefees alle Grundſtücke anzujehen, welche gegenwärtig in der Haupt- 
fahe mit Holz beftanden find, und bei welchen die Holznutzung Hauptjache der 
Wirthſchaft if. Wenn einzelne zwiſchen oder an der Hauptfläche, mit derjelben 
im Zufammenbange liegende Theile folcher Grundftüde gegemwärtig mit Holz 
nicht beftodt find und öde liegen, aljo Waldblößen darftellen, jo fallen auch 
diefe Theile als zur Hauptfläche gehörig unter das Geſetz 

b) Die Staatsauffiht bat ſich nur auf ſolche Holzungen zu erfteden, welche 
nah ihrer Beichaffenheit und ihrem Umfauge zu einer forfimäßigen Bewirth⸗ 
ſchaftung geeignet. find. Diefe Bedingung ift als vorhanden anzunehmen, weni 
die Holzuug eine ſolche Flächengröße hat, daß nach fachverfländigem Gutachten 
ſowohl die Einrihtung eines der Holz. und Betriebsart entiprechenden jährlichen 
Holzeinſchlages, als auch mit verhältnigmäßigem Koftenaufmande die Einrichtung 
eines genügenden Waldſchutzes mögli if. Holzungen, welche wegen ihres 
geringen Umfanges nur im ausjegenden Betriebe bewirtbhichaftet werden können, 
find nur dann unter das Geſetz zu ftellen, wenn Rückfichten auf die allgemeine 
Landeskultur (3. B. ihre Lage auf zum Flüchtigiwerden neigendem Waldboden, 
an Stromufern 2c.) eine beftimmte Forſtbetriebsweiſe erbeifchen. 

Die Auffihtsbehörde bat die hiernach erfordirlichen jachverfländigen Ermitte- 
fungen durch die forfitechniichen Auffihtsorgane ausführen zu laffen, deren fie 
fih bei der Aufficht über die Gemeindewaldungen bedient. 

c) Für die Anmendbarkeit des Geſetzes find die Eigenthumsverhältniffe zur 
Zeit des Inkrafttretens derfelben entſcheidend. Es bleiben daher Holzungen, 
welche zu dieſem Zeitpunkte gemeinjchattliches Eigenthum mehrerer Perſonen 
geweien find, dem Geſetze unterworfen, auch menn fie fpäter in das Alleineigen⸗ 
thum Einer Perfon übergeben (cfr. den Bericht der Kommijfion des Haufes der 
Abgeordneten Nr. 179 der Druckſachen, Seffion 1880/81, S. 3 und 4). Dies 
gilt insbefondere auch für die Fälle einer Subhaftation, gleichviel ob dieſelbe eine 
freiwillige oder nothwendige ift. 

d) Bei Theilungen auf Grund des $ 6 Nr. 2 iſt die Etaatsaufficht iiber 
die zu anderen, als forftlichen Zweden dauernd mit erheblich größeren Bor- 
theile benußbaren Flächen aufzuheben, ſobald die Benachrichtigung der Ausein⸗ 
anderfegungsbehörde tiber die ftattgehabte endgültige Feſtſtellung und Ausführung 
des Theilungsplanes eingeht. In geeigneten Fällen wird nad endgültiger 
Feſtſtellung des Planes über den für deffen Ausführung in Ausficht gerommenen 
Zeitpunft der EStaatsauffichtsbehörde bereits vorher eine vorläufige Mittheilung 
gemadt werden. 

e) Adgejehen von den im $ 1 unter Nr. 2 aufgeführten Gejammtabfin- 
dungen, findet das Geſetz nicht Anmendung auf Holzungen, bei welchen bie 
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Gemeinſchaft nachweislich auf einem befonderen yprivatrechtlidhen Berhältniffe 
beruht, alfo namentlich nicht auf Holzungen, welche zu einem Familienfideikom⸗ 
miffe gehören, oder welche fonft durch Erbfchaft, oder welche durch Bertrag in 
das Eigenthum mehrerer Berfonen gelangt find. 

Den Nachweis, daß der Gemeinſchaft ein privatrechtliches Verhältniß zu 
Grunde liegt, haben, wenn dieſe Thatſache nicht notorifh oder fofort Marzu- 
ftellen if, die Eigenthiimer der Holzung zu flhren. 

III. Ueber die unter das Gefe fallenden Holzungen ift für jeden Kreis 
ein Berzeichniß aufzuftellen, in welchem bezüglich einer jeden Holzung anzu⸗ 
geben find: 

1) die Lage, der Flächeninhalt und die Kutafterbezeichnung, 

2) die Eigenthumsverhältniffe, 

3) wie die Holzung beftanden ift. 

Auch ſolche Holzungen, bei welchen es in Rückſicht auf die Eigenthums⸗ 
verhältniffe zweifelhaft ift, ob fie unter das Geſetz fallen, find in das Verzeihniß 
aufzunehmen. 

Die Verzeichniſſe find bei der Gegenwart zu erhalten. 

Aus den Kreisverzeichniffen ift für jeden Regierungbezirk (Landdroſteibezirk) 
eine überfichtlihde Zufammenftellnng anzufertigen, nnd diefe mir bis zum 
1. November d. %. vorzulegen. 

IV. Bezüglih der Art und des Umfanges der Staatsauffiht find die 
unter das Geſetz fallenden Holzungen eben jo zu behandeln, wie die Holzungen 
der Gemeinden, 

Es find daher in denjenigen Landestheilen, für welche befondere gejetliche 
Beſtimmungen beftehen, weldye die Aufficht des Staates über die Holzungen der 
Gemeinden regeln, diefe Beftimmungen auch bei jenen Holzungen zur Anwendung 
zu bringen. 

In denjenigen Landestheilen für welche folche geſetzliche Beſtimmuugen nicht 
befteben, bat fi die Auffiht des Staates nah den Vorſchriften zu richten, 
welche für die Verwaltung des Gemeinde-Bermögens im Allgemeinen gelten. 

Nah Maßgabe und in dem Umfange diefer Beftimmungen bat die Auf- 
fihtsbehörde darüber zu machen, daß die Bewirthichaftung und Benutung der 
Solzungen nah einem von ihr feftzuftellenden Betriebsplane innerhalb der 
Grenzen der Nachhaltigkeit erfolge, wobei Die Kontrolle in Uebereinfimmung mit 
den für die Gemeindewaldungen beftehenden Formen ftattzufinden bat, und daß 
die Verwaltung und der Forftihug durch Perſonen ausgelibt werde, welche 
den bierfür in der Gemeinde - Gefehgebung vorgefchriebenen Anforderungen 
entiprechen. 

In letzterer Beziehung ift demgemäß die Verwaltung der bier in Rede 
ftehenden Holzungen 

a) in denjenigen Landestbeilen, in melden die Bermaltung der Ge- 
meindewaldungen den StaatSoberförßern gegen eine von den Gemein⸗ 
den an die Staatstaffe zu zahlende Entfhädigung zugewieſen iR 
eben fo, wie 

b) in denjenigen Landestbeilen, in welchen gejetzlich die. Gemeindewal⸗ 
dungen zu gemeinjchaftlichen Forſtverwaltungsverbänden vereinigt find, 

den Oberförftereibezirten, bezw. den Forſtverwaltungsverbänden, in welden fie 
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liegen, mit den, den betreffenden Gemeinden obliegenden Verpflichtungen, zu zu⸗ 
weijen, wogegen 

c) in denjenigen Landestheilen, in weldyen den &emeinden die Wahl 
ihrer Forfiverwaltungsbeamten überlaſſen ift, in gleicher Weife auch bei jenen 
Holzungen zu verfahren ifl. 

Bezüglich des Forſtſchutzes ift analog, wie beziiglih der Verwaltung zu 
verfahren. 

V. 36 wünſche, daß die Auffichtsbehörden bei Handhabung ihres Auf- 
ſichtsraths zwar mit Nahdrud für die Erhaltung und, wenn nöthig, für ‚die 
Biederberftelung eines geordneten Zuftandes der Holzungen Sorge tragen, daß 
fie aber ihre Einwirfung auf das in diefer Beziehung unerläßliche Maß be- 
ſchränken. In der Regel wird zur Erreichung des Zwedces eine wirkſame Aufficht 
auf den forfiwirthichaftlidhen Theil des Betriebes genügen, und der ökonomiſche 
Theil defielben den Genoſſenſchaften ſeſbſtſtärdig fiberlaflen werden können. Aber 
auch bezfiglich des forfiwirtbichaftlichen Theiles des VBerriebes empfehle ich den 
Anffihtsbebörden, im beftebende Verhältniſſe, Einrichtungen und hbergebradhte 
Gewohnheiten abändernd oder befchräntend von AuffichtSmegen nur ‚Schonend und 
nur infomweit einzugreifen, als Dies der vorhin angedeutete Zwed der Aufficht 
unumgänglich erheiſcht. Insbeſondere wünſche ich, daß auf die befiehenden ölo- 
nomiſchen Berhältnifie und auf die Gewohnheiten bei Zuguternachen der Neben- 
nugungen, namentlich der Streu, jede billige Rüdficht genommen, und die im 
Intereſſe eines ordnungsmäßigen Holzbeflandes etwa erforderlichen Einfchrän- 
tungen nur allmählig ohne Schroffbeit angebahnt werden. Es ift Aufgabe der 
Auffihtsbehörden, die Intereffenten zu überzengen, daß ihrem eigenen dauernden 
Nugen am beften gedient ift durch die neue, Verwaltung und Kontrolle. 

VI. Die Auffichtsbehörde bat fih zur Ausfibung ihres Auffichtsrechts 
joweit, als nöthig, derfelben Staatsforfibeamten zu bedienen, welche fie zur 
Führung der Aufſicht über die Gemeindewaldungen nach Maßgabe der Bor- 
friften der betreffenden Gemeindeforfigefege und der zu diefen erlaffenen In⸗ 
firuftionen*) verwendet. 

In denjenigen Landestbeilen, in welchen den Staatsforftmeiftern bezirksweiſe 
die Bemeindewaldungen zur Ausübung der Staatdauffiht unter entiprechender 
Fenftellung der Dienftaufiwandsentihäbigung zugewieſen find, treten den betref- 
fenden Bezirken die in denfelben gelegenen gemeinſchaftlichen Holzungen ohne 
Weiteres Hinzu. Die Forſtmeiſter Haben die Aufficht iiber letztere in diejen 
Bezirken ebenfo zu führen, wie die iiber die Gemeindewaldungen, ohne daß fie 
dafür eine beiondere Entfhädigung beanipruchen dürfen. 

In denjenigen Randestheiten, in welchen folche Auffichtsbezirte nicht beftehen, 
ift fiber die Verwendung und Entihädigung der Etaatsforfibeamten lediglich 
nach den brzliglich der Gemeindewaldungen gegebenen Borfchriften zu verfahren. 

VI. Unter den im erfien Abſatze des 8 3 bezeichneten Koften find die 
ſämmtlichen für die Verwaltung, den Yorftiihug und die nothmwendigen Forſt⸗ 
betriebsausführungen zu machenden Ausgaben verflanden. 

Der zweite Abfag des $ 3, nad welchem die aus der ftaatlihen Oberauf⸗ 
fiht erwachſenden Koften der Staatskaſſe zur Laft fallen, ift dem $ 14 des Geſetzes 
vom 14. Auguft 1876 (Geſetz Samml. S. 373) entnommen und gleidy diefem im 


*) ©. Yabıb. Bd. IX. Urt. 71 480. 
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Weſentlichen nur auf die Tagegelder und Reiſekoſten zu beziehen, welche die 
Staatsforftbeamten für die zur Wahrnehmung der Oberaufficht ausgeführten 
Reifen nach ten Beflimmungen unter VI etwa zu beanfprucdhen haben. 

VIII Es erſcheint wünfjchenswertb, daß ſich außer den Staatsforfibeamten, 
auch die Landräthe (Kreis, und Amtshauptleute) für die Ausführung des Ge⸗ 
jepes interejfiren und bei derjelben felbftthätig mitwirken. Abgejehen von den 
befonderen Aufträgen, welche ihnen von der Auffichtsbehörde ertheilt werben, 
baben dieſe Beamten von Amtswegen die Holzungen ihrer Kreife (Amtsbezirke) 
von Zeit zu Zeit zu befichtigen, die Abftellung etwaiger Mißſtäude bei der Auf- 
fichtSbehörde in Antrag zu bringen, und eventuell, wenn Gefahr im Berzuge ifl, 
ſelbſtſtändig einzuſchreiten. Die Auifichtsbehörde bat die genannten Beamten 
mit entjprechender Anmeifung zu verjeben. 

IX. Auträge auf Feſtſtellung eines Statutes find in der Regel den Eigen- 
thümern jelbft zu überlaffen und von der Aufficht3behörde nur dann zu fielen, 
wenn dazı im öffentlichen Intereſſe ein Bedürfniß vorliegt, welchem abzubelfen 
die ihr gejelich zuftehenden Befugniffe nicht genügen. 

Zn den Fällen des 8 4 bat fidh die Auffihtsbehörde, wenn die Beftellung 
von Bevollmächtigten innerhalb einer angemefjenen Friſt nicht» erfolgt, ohne 
Weiteres an den Gemeindevorſteher zu halten. 

An den Fällen des $ 5 erfolgt die flatutarifche Regelung unbeſchadet der 
ſtaatlichen Auffichtsbefugniffe (cfr. $ 2 des Geſetzes und oben zu I). In Rück⸗ 
fiht hierauf ift den Landräthen als Borfitenden des Waldſchutzgerichts zu 
enpfeblen, daß fie fi in diefen Fällen mit der Auffichtsbehörde wegen der in 
dem Statute über den Forſtbetrieb und die Benutzung zu treffenden Beftim- 
mungen zuvor in's Einvernehmen fchen. 

X. Hinfictlicy der bei der Berathung im Hauſe der Abgeordneten ange» 
regten Trage: ob auf Waldgeuofjenfchaften, weidhe auf Grund der 88 23 u. ff. 
des Geſetzes vom 6. Juli 1875 (Gejeg -Samml. ©. 416) gebildet worden find, 
und über melde nach dem $ 44 dieſes Gejetzes die Aufficht bisher dem Wald⸗ 
jhußgerichte zugeftanden bat, unter das neue Geſetz und damit unter die Auf- 
fiht der Staatsbehörden füllen, ift zu berüdfidhtigen, daß fi} die beiden Geſetze 
auf verjchiedene Arten von Holzungen beziehen. 

Das Geſetz vom 6. Juli 1875 fett mehrere einzelne neben einander oder 
vermengt gelegene Grundſtücke voraus, welche fi im bejonderen Eigenthum 
verſchiedener Eigenthümer befinden, und bezeichnet den Weg, auf welchem unter 
diefen Eigenthümern auf Grund von - Mehrheitsbefchlüffen eine flatutarifche 
Gemeinſchaft Hinfichtlich des Forſtſchutzes oder der forfimäßigen Benugung oder 
Bewirthſchaflung einzuführen if. Das Gejek vom 14. März d. J. fett dagegen 
Örundftüde veraus, welche mehreren Perfonen im Ganzen und ungetheilt gehören, 
bei welchen alſo eine Gemeinſchaft nicht bloß in den eben gedachten Beziehungen, 
fondern aud im Eigenthumsrechte ſelbſt ſchon befteht, und für welche die bis. 
herige Gemeinfchaft im öffentlichen Intereſſe unter ftaatliher Aufficht erhalten 
bleiben fol, obne daß es hierbei auf ein Statut oder fonft auf die Zufiimmung 
der Eigenthlimer ankommt. Aus dieſer Berjchiedenartigkeit des Gegenflandes 
und des Zwedes der beiden Geſetze ergiebt fi), dag das Geſetz vom 6. Juli 1875 
für die Grundſtücke der zuerſt erwähnten Art nad wie vor maßgebend 
geblieben ift. ’ 

XI. Die Königlihen GeneralsKommiifionen find durch meine abichriftlich 


— 205 — 


beiliegende Verfügung (ſ. Art. 79) veranlaßt worden, ſowohl bei neuen Thei⸗ 
lungsanträgen, als auch bezüglich der Fortſetzung ſchon früher eingeleiteter 
Theilungen in allen Fällen, wenn es ſich um Holzungen der im $ 1 bezeicdh- 
neten Art handelt, vor Genehmigung der Theilung die Auffihtsbehörde darliber 
gutadhilich zu hören, ob die Bedingungen vorliegen, von welchen der 8 6 die 
Zuläffigkeit der Theilung abhängig macht. Die Auffichtsbehörde hat in den von 
ihr abzugebenden Gutachten die landes- und forfipolizeilichen Intereſſen forg- 
fältigft zu vertreten. 

XU. Zur Genehmigung von Beräußerungen, weldhe eine Theilung unter 
den. Miteigenthlimern bewirken, ift nach dem $ 6, abgeiehen von den Landes⸗ 
theilen des linken Nheinufers, ausichlieglich die Auseinanderfegungsbehörde zu. 
ſtändig, und zwar auch dann, wenn es fih nur um die Abfindung eines einzigen 
oder einzelner Miteigenthümer handelt. Der $ 8 bezieht ſich nur auf Beräuße- 
rungen von Theilftüden, welche nicht unter den $ 6 fallen. 

Nach der NRegierungs - Borlage follten für die nad dem $ 8 erforderliche 
Genehmigung der Anffihtsbehörde zu folden Beräußerungen die gleichen Bedin⸗ 
gungen gelten, wie nach dem $ 6 für die Statthaftigkeit einer Theilung unter 
den Miteigenthümern. Nach einem vom Haufe der Abgeordneten beichlofjenen 
Zufage zum $ 8 fol aber die Auffichtsbehörde die Genehmigung zu ertheilen 
auch dann verpflichtet fein, 

wenn das Theilitüd als Holzung erbalten und auf Verlangen der 
Bebörde ihrer Aufficht unterftellt bleibt. 

Um einer Gefährdung der forfllichen Antereffen vorzubeugen, wird die Auf⸗ 
fihtsbehörde, wenn nicht die Bedingungen des $ 6 vorliegen, grundiäglich zu 
verlangen haben, daß das Trennfüd als Holzung erhalten und ihrer Aufficht 
unterftellt bleibe. Es ift demnächſt die Anfficht über die veräußerten Theilſtücke 
mit befonderer Sorgialt auszuüben und ftrenge darauf zu halten, daß der 
Birthihaitsplan, welcher fletd ſchon vor Genehmigung der Beräußerung feft- 
zuftellen if, genan befolgt werde. 

XI. Nach dem $ 8 ift die Genehmigung der Auifichtsbehörde nicht bloß 
zur Beräußerung, fondern auch zur „Bildung“ von Theilftüden einer Holzung 
erforierlih. Diefe Beſtimmung, welche auf eivem Beichlufle der Kommilfion 
des Haufes der Abgeordnieten beruht, ift nach dem Kommiffionsberichte (Drud- 
ſachen Nr. 179 ©. 8) dahin zu verftehen, daß auch Neubildungen von Thril« 
ſtücken, bei welchen eine Veränderung der Eigentbumsverhältniffe nicht eintritt, 
welche alfo nicht rechtlicher, jondern nur wirthſchaftlicher Natur find, der Geneh⸗ 
migung der Auffichtsbehörde bedürfen. 

XIV. Die Verhängung der Strafen auf Grund des N 9 Hat im gewöhn⸗ 
lihen Strafverfahren zu erfolgen. 

XV. Die Auffihtsbehörden haben bei Einreichung der unter III erwähnten 
Nachweifungen zugleich über die allgemeinen Anordnungen zu berichten, welche 
fie inzwischen zur Ausführung des Geſetzes getroffen habe. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


19. 
Denfelben Gegenſtand betr. 


GircularzBerfügung des Minifters für Landwirthſchaft 2c. an ſämmtliche Königliche 
GeneralsKommilfionen. III. 4221. I. 5975. 


Berlin, den 26. April 1881. 

Zur Ausführung des Geſetzes über genieinfhaftlihe Holzungen vom 
14. März d. 3. (Gefeg. Samml. S. 261)*) habe ich an die Herren Regierungs- 
Präfidenten, beziehungsmeife an die Königlichen Regierungen und Tanddrofteien 
die abjchriftlich beiliegende Verfügung (cfr. Art. 78) erlaffen, welche die König- 
lie General⸗Kommiſſion in den Ihr Reſſort betreffenden Punkten gleichfalls zu 
beachten hat. 

Im Anſchlufſe an diefe Verfügung beftimme ich: 

I. Daß die Auseinanderfegungsbehörden, 

1) wenn bei einer Gemeinheitätheilung, Zufammenlegung oder Forſt⸗ 
jervitutenablöfung eine Gejammtabfindung der im $ 1 bezeichneten 
Art übermwiejen, 
2) wenn die ZTheilung einer Holzung der im $ 1 bezeichneten Art 
genehmigt wird, 
in allen Fällen hiervon die Auffichtsbehörde, d. h. im Geltuugsbereiche des 
Geſetzes vom 14. Auguft 1876 (Geſetz ˖Samml. ©. 373)**) den Regierungs⸗ 
präfidenten, in den übrigen Landestheilen die Königliche Regierung, beziehungs- 
weiſe die Königliche Landdroftei, in Kenntniß zu fegen haben, damit dieſe 
Behörden in Bezug auf die Einleitung oder anderweitige Regelung der Staats« 
auffiht das Erforderliche veranlaffen können. 

U. Darüber, ob die Bedingungen vorliegen, unter welchen der $ 6 eine 
Theilung der bier in Rede flehenden Holzungen ausnahmsweiſe geftattet, haben 
zwar, — abgefehen von den Landestheilen des linken Rheinuſers, — die Aus—⸗ 
einanderjegungsbehörden zu enticheiden. Indeſſen erjcheint es im landes- und 
forftpolizeilichen Intereſſe zweckmäßig, daß auch der Auffichtsbehörde Gelegenheit 
geboten werde, ihre etwaigen Bedenken gegen die Statthaftigkeit der Theilung 
rechtzeitig geltend zu machen. Ich beſtimme daher ferner, daß die Auseinander- 
jegungsbebörden ſowohl bei neuen Xheilungsanträgen, bevor denſelben flatt- 
gegeben wird, als auch bei bereits eingeleiteten Theilungen, wenn der Theilungs- 
plan zur Zeit des Inkrafttretens des neuen Geſetzes noch nicht endgültig feft- 
geftellt gewejen ift, und die Fortſetzung des Theilungsverfahrens ungeachtet der 
Beftimmung des $ 7 beabfichtigt wird, die gutachtliche Aeußerung der Auffichts- 
behörde iiber die YZuläffigleit der Theilung einzuholen haben. 

III. Zu den Regulirungstoften, welde im alle der Einftellung des Thei- 
lungsverfahrens nad dem $ 7 der Staatslafle zur Laft fallen, dürfen nur ſolche 
Koften, welche für die ordnungsmäßige Durchführung des Theilungsverfahrens 
aufzumenden gewefen find, aber weder Prozeß-, noch Weiterungstoften gerechnet 
werden. 


— 


*) ©. Urt. 49. ©. 130 di. Bos. 
*) ©. Jahrb. Bd. IX. Urt. 38. S. 293. 
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IV. Der im Geltungsbereihe einzelner Gemeinheitsiheilungsordnungen 
bisher möglich geweſene Fall, daß die Theilung einer gemeinfchaftlihen Holzung 
als landwirthſchaftlich nütli von der Auseinanderfegungsbehörde zugelaffen, 
unter den Empfängern der Einzelpläne aber auf Grund des Geſetzes vom 
6. Zuli 1875 (Geſetz Samml. S. 416)*) eine Waldgenofjenichaft gebildet wurde, 
wird mir Nüdfiht auf die im $ 6° des Geſetzes vom 14. v. M. feitgeftellten 
Dedingungen für die Znläffigkeit der Theilung bei den diefem Geſetze unter- 
liegenden Holzungen nicht mehr vorlommen. Es wird daher im Auseinander- 
fegungsverfahren die Frage der Bildung einer Waldgenofienfchait fortan nur 
nod unter den allgemeinen Vorausfegungen der 88 23 u. ff. des Geſetzes vom 
6. Zuli 1875 in Betracht zu ziehen fein. Die hierbei in mehreren Specialfällen 
bervorgetretenen Zweifel, ob die Auseinanderjegungsbehörden, falls fie in einem 
von ihnen fchwebenden Berfahren die Bildung einer Waldgenofienfchaft für an- 
gezeigt erachten, bezüglich der zu dieſem Behufe erforderlichen Verhandlungen 
und Entjheidungen, fowie bezüglich der Beftätigung des Benoffenfchaftsftatutes 
ſelbſt zufländig find, ababe ich verneinend entjdhieden, weil in dem @efege vom 
6. Juli 1875, weldes die fragliche Materie felbfftändig und erjchöpfend regelt 
und daher auch für Auseinanderjegungen gegenüber dem $ 8 der Verordnung 
vom 30. Funi 1834 als Specialgefeg anzufeben ift, die Bildung von Wald- 
genoſſenſchaften, ohne einen Borbehalt für Auseinanderjegungsfachen, an Organe 
der Gelbftverwaltung in einem genau geregeltin, abweichenden Verfahren über- 
tragen ift. Indem ich dies der Königlichen’ General-Kommiffton zur Nachachtung 
mittheile, bemerke ih, daß die Beftellung des die Auseinanderjegung ;leitenden 
Speziallommiffarius zum Kommiſſar auch ffir das in Gemäßheit der 88 32 u. ff. 
des Geſetzes vom 6. Juli 1875 flattfindende Verfahren zwedmäßig erfcheint, und 
deshalb hierauf bei den von Ihr eventuell auf Grund des $ 23 ibid. bei dem 
Waldſchutzgerichte anzubringenden Anträgen binzumwirten fein wird. Die Bil- 
dung einer Waldgenofjenfchaft ift in dem Auseinanderſetzungsrezeſſe zu erwähnen 
und demfelben das vom Waldfchuggerichte feftgeftellte Statut anzubeften. 

Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 


Holzabgabe und Holzverkauf. 
80. 
Grundſätze für die Ertheilung des Buſchlages anf Gebote unter 
der Taxe bei Kolzverkäufen im Wege der Submiffion. 


Beicheid bes Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an bie Königliche Regierung zu Potsdam und 

abihriftlih zur Beachtung an ſämmtliche übrige Königlihe Negierungen mit Ausnahme 

derjenigen zu Sigmaringen und an bie Königliche FinanzsDirection zu Hannover III 2802. 
Berlin, den 25. März 1881. 


Unter Rüdjendung der Anlagen des Berichtes vom 7. März d. 3. beftinme 
ich, daß bei Ertheilung des Znſchlages auf Gebote unter der Zare, welche bei 


*) 6. Jahrb. Br. VILL. ©. 361. Urt. 39. 
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dem Holzverfaufe im Wege der Submiffion abgegeben werden, diefelben Grund⸗ 
ſätze Anwendung finden, welche der Schlußſatz des 8 35 der Geſchäftsanweiſung 
für die Oberförfler vom 4. Juni 18700) in Betreff des meiitbietend verkauften 
Holzes enthält. Die Königliche Regierung hat es hiernach in der Hand, die 
Befugniſſe der Oberförfter in diefer Beziehung feftzufiellen. 

Ich bemerkte hierbei noch Nachftebendes: 

Die ausichliegliche Anmendung des Submiffionsverfahrens, welches nur tür 
größere Holzquantitäten geeignet ift, empfiehlt fid) aus dem Grunde nicht, weil 
fih dabei nur verhältnigmäßig wenige Käufer und namentlidy größere Holz- 
händler betheiligen können. Der Berlauf lediglih im Wege der Submiffion 
würde fonach die kleineren Konfumenten von der Ddirecten Befriedigung ihres 
Bedarfes aus dem Walde ausſchließen nnd fie zu ihrem eigenen Nachtheile und 
zum Schaden für den Fiskus gänzlih auf den Anlauf von den Holzhändlern 
binweilen. Die zur Befriedigung des Lolalbedarfes vorzugsweije beſtimmten 
Holzarten und Sortimente werden deshalb zunächſt ftet3 zur Liciration zu ftellen 
fein Es läßt ſich indefin nicht verfennen, daß der Verlauf durch Submiffion, 
menn derfelbe auf die vom Lokalconſum nicht beanfpruchten, alfo namentlich die 
werthvolleren und vorzugsmweife von den größeren Conſumenten begehrten Sor- 
timente bejhränft wird, mandye Bortheile bietet. Er gewährt einerjeitS das 
Mittel, um den auf Herabdrüdung der Preije gerichteten Berabredungen der 
Holzhändler entgegen zu treten, und bietet fiir dieje wiederum eine ermwinjchte 
Gelegenheit, fi) durch ein einziges Kaufgeſchäft bedeutende Holzpoften aus einer 
und derſelben Oberförfterei zu fichern. Hierdurch erwachſen den Händlern 
erhebliche Erſparniſſe an Koften für Reifen, Anfubre, Beauffihtigung und Zu⸗ 
gutemachung des angelauften Holzes, und das geſammte Geſchäft wird verein- 
facht und vor Berfplitterung bewahrt. Leider haben die Unbequemlichkeiten, 
welche den Händlern ans dem Ankaufe einer großen Zahl Heinerer Holzmengen 
in vielen verjdyiedenen Oberförftereien ermachien, oft zur Befriedigung des Be- 
darf im Auslande geführt, wo große Holzpoften an einer und derjelben. Stelle 
mit Leichtigkeit zu erwerben find. 

Die Königliche Regierung wolle nad) den vorftebenden Geſichtspunkten ſorg⸗ 
fältig ermägen, ob es fi etwa empfiehlt, nad) Lage der Berbältniffe dem Ver⸗ 
zaufe im Wege der Submiffion größere Ausdehnung zu geben. Es wird dabei 
eventuell mit aller Borficht zu verfahren und bis anf Weiteres an dem Grund- 
fage teftzubalten fein, daß die Oberförſter zu diefem Verkauſamodus der Geneh— 
migung der Königlihen Negierung bedürfen. 

Auf eine Abänderung des bisherigen Berfahrens wird der Regel nah nur 
dann Bedacht zu nehmen fein, wenn dadurch mit Wahrfcheinfichkeit höhere Ein— 
nahmen zu erzielen find. 


Der Dinifter für Landwirthfchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


.) S. Jahrb. Bd. II. ©. 3. Art. 4. 
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Bauſachen. 
81. 


Die Anſchaffungs- und Unterhaltungskoften für Fenfter- 
Marquiſen in Dienſtwohnungen der Stantsbeamten betr. 


Circ.⸗ Berfg. an fümmtlihe Königlihe Regierungen unb Lanbdrofteien unb bie Königliche 
Miniſterial⸗ Baukommiſ ſion 
(Minifterialblatt f. db. geſ. innere Verwaltung. 1881 ©. 76.) 


Berlin, den 12. Januar 1881. 


Aus Anlaß eines Spezialfalles hat die Königl. Ober-Rechnungsfammer auf 
diefjeitigen gemeinschaftlihen Vorſchlag fih damit einverfianden erflärt, daß 
Fenſter⸗Marquiſen an folhen Dientwohnungen von Staatsbeamten, welche ſich 
in fisfafifhen Gebäuden befinden, wenn ihre Anbringung von der Central⸗ 
Inſtanz genehmigt worden if, auf Koften der Staatskaſſe zu befhaffen und als 
Pertinenzftüde des betreffenden Gebäudes zu unterhalten, fomie auch, daß fortan 
dergleihen Marquifen an ſolchen Gefchäftslofalen der Königlichen Behörden, 
welche fi in fisfalifhen Gebäuden befinden, als Bertinenzftüde diejer Gebäude 
anzujehen und die Koften der Anſchaffung und Unterhaltung derjelben, nicht wie 
bisher, bei dem Gejchäftsbedürfnißfonds, fondern bei dem betreffenden Gebäudes 
Unterhaltungsfonds zu verrechnen find. 

Die Königliche Regierung bat hiernach fiir die Folge in vorfommenden 
Fällen zu verfahren und für entfprecdende Berichtigung der betreffenden Gebäude— 
Inventarien Sorge zu tragen. 

Der Kinanz-Minifter. Der Minifter des Innern. 
53.8: Meinede. 3.9: von Kehler. 
Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
34: Shulk. 


82. 


Die Auffiellung der Gebäude-Inventarien von den Forft-Dienft- 
Etabliſſements betreffend. 


Circ.⸗Verfg. der Minifter ber öffentlihen Arbeiten unb für Landwirthſchaft zc. an ſämmt⸗ 
liche Königl. Regierungen (excl. Sigmaringen) und an bie Königl. Jinanz-Direction zu 
Hannover, M. f. &. IL II. 2092. — M. d. 6. u. 4918, 


Berlin, den 17. März 1881. 
Durch die von dem Herrn Finauzminifter erlaffene Circular-Berfiigung vom 
30. $anuar 1879, II. 697*) find unter Anderem aud Behufs Herbeiführung 
eines einheitlichen Verfahrens bei Aufftellung und Fortführung reip. Berichtigung 
und Beſcheinigung der Gebäude-AInventarien von den Forft-Dienft-Etabliffements 


% S. Jahrb. Bd. XI. Seite 47. Art. 18. 
Jahrb. d. Pr. Forft- und Jagd⸗Geſetzg. XIII. 14 
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fpezielle Vorfchriften erlaffen und beftimmt, daß die vorhandenen älteren Inven⸗ 
tarien allmälig, jedenfall3 bei einem Dienfiwechiel, im Uebrigen in einem von 
der Königlichen Regierung (Landdroſtei) jelbfiftändig feftzuftellenden Zeitraume, 
welcher aber nicht länger als auf vier Jahre den periodijch wiederkehrenden 
Hauptrevifionen der Forfl-Dienft-Etabliffements entſprechend zu bemeffen ift, den 
gedachten Vorſchriften gemäß neu aufzuftellen find. 

Gelegentlich eines Spezialfalles iſt zur Sprache gebracht, ob eine Neu-Auf- 
ftellung auch dann erfolgen fol, wenn die vorhandenen Inventarien ſich noch in 
einem braudhbaren Zuftande befinden, wenngleich dieſelben nicht überall den 
fiir die Neuherſtellung geflellten Anforderungen entiprechen. 

Ich, der Minifter fiir Landwirtbichaft, Domänen und Forſten, beſtimme 
demgemäß, daß eine Neuanfertigung von dergleihen Inventarien nicht beabfich- 
tigt ift, folche fih vielmehr nur auf diejenigen Älteren Inventarien zu erfireden 
bat, welche veraltet oder durch vielfahe Nachträge zc. uniiberfihtli oder un⸗ 
brauchbar geworden find, oder bei denen die nicht zu entbehrenden Skizzen von 
den vorbandenen Baulichkeiten 2c. fehlen. 

Ob ein vorhandenes älteres Inventarium nach den desfallfigen allgemeinen 
Vorſchriften feinem Zwecke genügt, jo daß eine Neuanfertigung des befchreibenden 
Theiles, reip. der Zeichnungen nicht erforderlich ift, bleibt gelegentlich der vom 
Forftmeifter, Kreisbaubeamten und Oberförfter vorzunehmenden periodifd, wieder- 
tehrenden Baurevifion zu erörtern und bat die Königliche Regierung, bezw. die 
Königliche Finanz-Direction zu Hannover, demnädit dariiber zu entjcheiden. 

Mebrigens Hat ſich bei Einficht verfchiedener neu aufgeftellter Gebäude. Fu- 
ventarien herausgeftellt, daß dabei nicht immer die zur Vermeidung liberflüffiger 
Arbeit und Koften vorgefchriebene und zuläffige Kürze beobachtet wird, oftmals 
ſowohl der bejchreibende Theil wie aud die Zeichnungen viel zu detaillirt 
bearbeitet und leßtere mit einem unnöthigen Aufwand von Zeit für die Aus 
ſtattung angefertigt find. 

Um ein Bild zu geben von dem Ummfange und der Form eines den Beſtim⸗ 
mungen der Civcular-Berfügung vom 30. Januar 1879, II. 697 entjprechenden 
Sebäude-$nventariums, laffen wir der Königlihen Regierung (Landdroſtei) in 
der Anlage (a) Exemplare eines ſolchen Inventariums von einem Förfter-Eta- 
bliffement mit den zugehörigen Skizzen zugeben. 

Die Königlicde Regierung (Landdroftei) wolle den Kreisbaubeamten Ihres 
Bezirkes je ein Eremplar derfelben zufertigen laffen, um ſolches fortan als Au⸗ 
halt zu nehmen bei der Anfertigung der noch fehlenden oder zu ernenuernden 
Inventarien der Baulichkeiten auf den Forft-Dienftetabliffements und den König» 
lihen Domänen-Borwerten. 

Wenn die Auffiellung demgemäß kurz uud überſichtlich erfolgt und nur 
Skizzen — feine vollffändigen Bauzeichnungen — gefertigt werden, fo wird zur 
Fertigftellung des Bauinventars bei einem Förfter-Etabliffement ein Zeitraum 
durchfchnittlic von 3 Tagen, bei einem Oberförfter-Etabliffement von 5—6 Zageır, 
bei Domänen ein entjprechender Zeitraum, je nach der Zahl der Baulichkeiten, 
erforderlich fein. 

Sollte der zur Beſchaffung ihrem Zwecke entiprechender Inventarien auf 
vier Jahre bemeffene Zeitraum in vereinzelten Fällen nad Anſicht der König- 
lihen Regierung eine zu große Belaftung für die betreffenden Kreisbaubeamten 
herbeiführen, jo mag diefelbe die Friſt, bis zu welcher die Fertigftellung dieſer 
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Arbeiten bewirkt werden muß, jelbftfländig, aber nicht weiter als bis Ende des 
Jahres 1885, hinansfchieben. 


Der Minifter Der Minifter für Landwirthſchaft. 
der öffentlichen Arbeiten. Domänen und Forſten. 
Maybadı. Lucius. 
8. 
Bau-Inventarinm 
vom 
Törfter-Etablifjfement —............... ............... 
Oberförſterei ..................... 


J. Das Wohnhaus 
einſtöckig, maſſiv im Ziegelrohbau, ganz unterkellert, mit verſchaaltem Pfan⸗ 
nendach. 

1. Das 1,2 m. über Terrain reichende Kellergeſchoß iſt mit Ziegeln flach⸗ 
ſeitig gepflaſtert; Wände und die gewölbten Decken haben Roppputz. Die vier 
gehobelten und geſpundeten Bretterthüren mit eingeſchobenen Leiſten haben ein⸗ 
fache Beſchläge mit Kaſtenſchloß und Delfarbenanftridh. 

Die 9 zweiflüglichen Fenſter ſind complett beſchlagen, verglaſt, mit Oelfarbe 
geſtrichen und mit je 5 eiſernen Gitterſtäben verſehen. 

In der Waſchküche c befindet ſich neben der Waſchkeſſelfeuerumg ein Schmauch- 
famin. 

Die Treppe zum Erdgeſchoß ift aus Klinkern in Cement bergeftellt. 

2. Das Erdgefhoß. Wände und Deden find gepust und gemeißt, die 
Fußböden in a, b und c mit Biegelfteinen flachjeitig gepflaftert, die übrigen 
Räume gebielt und mit Fußleiften verfehen. 

Die Hausthüre ift zweiflliglich, mit feſtem Oberlicht, complettem Beſchlage 
und Delfarbenanftrich. 

Die Fenſter find vierflüglih mit äußeren Läden; beide complett befchlagen 
und mit Delfarbenanftrid. 

Die Thüren haben ſechs Füllungen, find mit glattem Futter und beider» 
feitiger Bekleidung verfehen, mit Auffagbändern und eingeftedtem Schloß mit 
Meſſingdrückern, beſchlagen und mit Oelfarbe geftrichen. 

Die Stuben d, e, f und g baben Kachelöfen mit Iuftdichten Thüren und 
Ofenblech. 

Die Küche b hat einen Heerd mit Kacheln bekleidet, eine eiſerne Heerdplatte 
mit 2 Kochlöchern, Bratofen und Wafſerblaſe. 

Die Treppe zum Dachgeſchoß iſt von Holz, hat 16 Stufen mit Stoßhrettern, 
gedrehtem Handgeländer und ift mit Delfarbe geftrichen. 

3. Das Dachgeſchoß. Die Wände und Deden in a und d find glatt 
geputt und geweißt, im Uebrigen find die Wände nur berappt. Der Zußboden 
in b hat doppeltes flachjeitiges Ziegelpflafter, die übrigen Räume find gebielt, 
und zwar in a und d gehobelt und gejpundet und in c, f und e rauh und 
geſpundet. 

Die Thür von b Hat eingeſchobene Leiſten und iſt an der inneren Seite mit 
Eifenblech beichlagen, die fibrigen Thüren find Kreuzthüren, haben glattes Futter, 

14* 
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beiderſeitige Bekleidung, find mit Auffatzbändern, Kaſtendrücerſchloß beſchlagen 
and mit Delfarbe geſtrichen. 

Die Fenſter in c und d find 4flüglich, die in e und f 1flüiglich, complett 
beſchlagen und mit Delfarbe geftrichen. 

Die Stube d bat einen Kachelofen mit Iuftdichter Thür und Ofenblech. 

Der Kehlboden über a und d ift gedielt und führt zu demielben eine 
Stufenleiter. 


IL Das Stallgebäude 
bat eine 0,3 m bobe Blinthe, it malfiv in Biegelrohbau und bat ein verjchaaltes 
Pfannendad; ſämmtliche inneren Wände find berappt und geweißt. Die Fuß—⸗ 
böden in a, b, c, i find mit Biegeln flachjeitig, in d, e, f Hochfantig, in g, h, k 
mit Feldſteinen gepflaftert. 

Der Raum c ift in einer Höhe von 1,4 durch eine Balkenlage mit Bretter- 
belag getheitt. 

Die Wände der Schweineftälle d, e und f find nur 1,5m hoch; ebenfo 
die 3 Thüren dafelbft. 

Die Pferdekrippe ift von Holz mit Haufe darüber, die Kuhkrippen von gla- 
firtem Thon, desgleichen die 3 Schweinetröge mit eifernen Futtergittern darüber. 
Der Unterzugdftiel hat einen Granitfodel. 

Die Thüren find gehobelt und gejpundet, mit Quer⸗ und Strebeleiften und 
Diejenigen der Umfaſſungswände beiderfeitig mit Harzfarbe geftrihen. Die beiden 
inneren Thüren vor e und dem Raum darüber find Lattentbüren. 

Unter dem Abtrittsfit befindet filh ein Kaften auf Rollen zur Aufnahme der 
Tälalftoffe. 

Die 5 Fenſter find von Schmiebeeifen mit je einem verftellbaren Flügel, 
verglaft und mit Mennige geftrichen. 

Der Fußboden des Dachgeſchoſſes ift durch gefiredten Windelboden berge- 
ſtellt. In dem einen ®iebel befindet ſich eine 1,0. m breite und 1,8m bobe Luke, 
in dem andern ein 1,0 breites und 1,0 bobes 2flügliches Fenſter, beide complett 
befhlagen und mit Harzfarbe geftrichen. 


Il. Die Scheune 

hat ein 0,5m tiber Terrain hohes Fundament, ift in Holzfachwerk mit über⸗ 
ſtülpter Bretterbefleidung "erbaut und bat ein verfchaaltes Pfannendad. Die 
1,0m hoben Wände neben der Tenne find mit gefpundeten rauhen Brettern be- 
Heidet. Ueber der Tenne ift eine Balfenlage (nach der Länge des Gebäudes) 
und auf derfelben Schwartenbelag. 

Die Tenne a bat Lehmeftrih, der Fußboden der Banfen b und c ift 
nicht befeftigt. 

Das Thor und die Thür find gehobelt und gefpundet mit Quer⸗ und Strebe- 
Ieiften verfehen, complett beſchlagen und mit Harzfarbe geftrichen, 


IV. Der Brunnen. 
Der 8m tiefe Brunnenkeſſel it 125m im Durchmeſſer, mit Biegelfteinen 
aufgemauert, oben mit Bohlen abgededt. 
Das Brunnenrobr ift mit den erforderlichen Abfteifungen und Pumpe ver- 
feben und complett bejchlagen. 
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V. Bflafterungen. 

Um das Wohnhaus, den Stall und die Scheune ift ein 1,0 m breites Trauf- 
pflafter von Feldfteinen, ebenfo ift um den Brunnen ein Pflafter und ein Gang 
vom Wohnhaufe nach letzterem in einer Breite von 1,2m von Zeldfleinen ber- 
geftellt. 

VL Befriedigungen. 

Der Hof und der Garten find durd 1,5 m hohe genagelte Spriegelzäune 
begrenzt. Die Pfoften find von Eichenholz. Die im Baune befindlichen beiden 
Thore und eine Thür find von Latten mit Duer- und Strebeleiften hergeftellt, 
die Thür mit Kaftendrüderfchloß, die beiten Thore mit Schubriegel zum Bor- 
hängeſchloß, fowie mit langen Bändern beichlagen und mit Harzfarbe geftrichen. 


83. 


Deklaration einer Beſtimmung im $ 14 des Regnlativg über die 
Dienftwohnungen der Staatsbeamten vom 26. Iuli v. 3. 


Erlap des Yinanz-Minifters an ſämmtliche Herren Staatsminijter und an ſämmtliche Königs 
liche Regierungen und die Königliche Finanzbirection und übrigen Reſſortbehörden. 
I. 4963. II. 4541. III. 4594. 
Berlin, den 14. April 1881. 


Um einer irrthümlichen Auffafjung vorzubeugen, erlaube ich mir Ew. Ercel- 
len; mit dem Anbeimftellen der gefälligen meiteren Beranlafjung ganz ergebenft 
daranf aufmerkſam zu machen, daß der Iegie Sag im $ 14 des Regulativs über 
die Dienftmohnungen der Staatsbeamten vom 26. Juli v. %.*), meldher Tautet: 

„Bei einem gemeinfamen Gebraud von Räumen und Anlagen zu 
mehreren Dienftwohnungen werden die den Wohnungsinhaber treffen- 
den Koften nah Beitimmung der AuffichtSbehörde antheilig von jedem 
Inhaber getragen.” 
einen befonderen Abſatz zu bilden Hat und fi) auf ſämmtliche unter a bis m 
des gedachten Paragraphen bezeichnete, von dem Wohnungsinhaber zu tragende 
Koften erfiredt. 
gez. Bitter. 
Mitgetbeilt durch Berfügung des Minifterd für Landwirthſchaft, Domänen und 
Forſten vom 29. April 1881. III 4401. 


*) ©. Urt. 232 ©. 86 db. Bds. 


84. 
Prüfung der Projekte und Anſchläge zu Uen- und Reparatur- 
Banten auf Domänen ımd anf Forft-Etabliffements. 


Cire.⸗Verf. bes Minifters für Landwirthſchaft 2c. an ſämmtliche Königl. Regierungen ercl. 
Sigmaringen, und an bie Königl. Finanz⸗Direction in Hannover. II. 2350. 


Berlin, den 23. Mai 1881. 


Bei Prüfung der Projekte und Anfchläge zu Neu- und Reparatur-Bauten 
auf Domänen- und Korft-Etabliffements iſt es unumgänglid nöthig, von den 
örtlichen baupolizeilichen Beftimmungen Kenutuiß zu nehmen, da hierdurch häufig 
wejentliche Veränderungen der Konftrultion bedingt werden. 

Die Königliche Regierung (Finanz- Direktion) wird deshalb veranlaßt, die 
im dortigen Bezirke zur Zeit geltenden baupolizeilihen Vorfchriften in einem 
Eremplar bierher einzureichen und über fpätere Abänderungen derjelben jedesmal 
zu berichten. 


Der Minifter für Lanpwirthichaft, Domänen und Forſten. 


Lucius, 


Beriuhswefen. 
85. 


Inftruction zu den Beobachtungen an den in Deutfcland für 
forſtliche Bwecke errichteten meteorologifchen Stationen. *) 


I. Zweck ber forftlich-meteorologifchen Stationen. 

Der Zwed der forſtlich⸗meteorologiſchen Stationen befteht darin, vergleichende 
Beobadhtungen anzuftellen: 

1. über die Temperatur der Luft in den Wäldern gegenüber der Tem- 
peratur der Luft auf freiem Felde, 

2. iiber die Temperatur der Luft im Walde bei der Höhe von 1,5 m über 
ber Erdoberfläche gegenüber der Temperatur der Xuft in der Baum⸗ 
krone, 

3. über den Feuchtigkeitsgehalt der Luft in den Waldungen und außer⸗ 
bald derfelben, 

4. über die Wafferverdunftung innerhalb und außerhalb des Waldes, 

5. über bie Menge des einerfeits in den Wäldern und anbererfeit® auf 
freiem Felde direct anf den Boden gelangenden Regens und Schnees, 

6. fiber die Temperatur des Waldbodens in verfchiedenen Tiefen (näm- 
lich von 0 -0,15—0,3—0,6 —0,9 und 1,2 m) im Vergleich zu der Tem- 
peratur des Bodend auf freiem Felde in denfelben Tiefen. 

Ferner follen noch täglich beobachtet und in die Beobadtungs-Tabelle ein- 
getragen werden: der Stand des Barometers, die Richtung und Stärke bes 
Windes, der Wollenzug, die Bewölkung des Himmel! und der allgemeine Cha⸗ 
racter des Tages. 


*) Bereinbart von bem Verein deuticher forſtlicher Berfuchsanftalten. 


— 215 — 


Außerdem follen nody regelmäßig die Tage notirt werden, an welchen Regen, 
Schnee, Nebel, Höhenrauch, Thau, Reif (Froſt), Duftanhang, Eis-, Schnee» oder 
Windbruch, Hagel oder Braupeln, Gewitter nnd Wetterleuchten eintrat. 

Endlich wäre e3 ſehr wünſchen swerth, wenn an ſolchen Beobadhtungsorten, 
an denen fich Gelegenheit bietet, regelmäßig alle acht Tage die Temperatur ber 
Duellen und Seen in verjchiedenen Tiefen aufgezeichnet würde. 


II. Ueber die Beichaffenheit der Orte, an welchen Die Beobachtungen 
angeflellt werden follen. 

Die Beobadhtungen Haben innerhalb eines größeren Waldes und 
gleichzeitig außerhalb deſſelben auf einer niht bewaldeten Fläche 
zu gefchehen. Bei der Auswahl der Beobadhtungsorte hat man alſo darauf zu 
ſehen, daß neben dem Walde‘ eine nicht mit Holz beftandene Fläche fich befinde, 
die möglichſt frei Liegen, nicht von Höher gelegenen Punlten überragt und von 
folder Ausdehnung fein fol, daß der benachbarte Wald durch Beichattung oder 
duch Luftfirömungen 2c. auf den Stand der Inftrumente keinen oder einen mög- 
Hchft geringen Einfluß Hat. Selbſtverſtändlich ift e8 ferner, daß die beiden Orte 
nicht zu weit von einander entfernt fein dürfen und daß fie in Bezug auf Lane 
(Erhebung über dem Meeresipiegel, Erpofition) und Bodenbeſchaffenheit möglichſt 
übereinflimmen möüffen. 

Die Beobachtungsorte find hinficätlich ihrer geographifchen Lage, Erhebung 
iiber dem Meeresipiegel, Erpofition, Umgebung, Bodenbefchaffenheit und geogno- 
ſtiſchen Verhältniſſe furz zu bejchreiben. 

Zum Schug gegen etwaige Bejhädigungen der Inſtrumente find die Beob⸗ 
achtungsplätze zu umzäunen. 


III. Allgemeine Borfchriften betreffs des Beobachtungsdienſtes. 

Um die Ergebniſſe der an den einzelnen Stationen gemachten Beobachtungen 
unter fi) vergleichen zu Tönnen, iſt nothwendig: 

1. daß die Beobachtungen überall in derfelben Art und Weiſe angeftellt 
werden, 

2. daß die Suflrumente und Apparate unter ſich genau verglichen find 
und mindeftens alle zwei Sabre wieder geprüft werben, 

9. daß die Inſtrumente aller Stationen nach denjelben Principien auf⸗ 
geftellt find, 

4. daß die Beobachtungen zur feftgefettten Zeit angeflellt werden und 

5. daß die Reduction der Beobadhtungs-Ergebniffe nach denfelben Regeln 
anggeführt wird. 

In Vebereinfiimmung mit den Beichlüffen des internationalen Meteorologen⸗ 
Songrefjes in Wien vom September 1873 find die Temperaturen nad Graben 
der Gentefimalfcala aufzuzeichnen und alle Längen. und Raumangaben nad) den 
metrifhen Maßeinheiten zu machen. Das Jahr wird, übereinfiimmend mit dem 
bürgerlichen Jahr, vom 1. Januar bis 31. Dezember gezählt. 

Die gute Eonfervirung der zur Beobachtung beflimmten Inſtrumente iſt nur 
dann gefichert, wenn diefelben forgfältig behandelt und vor unberufenen Beobach⸗ 
tern geſchützt find. Sollte ein Apparat fehlerhaft werden oder gar zerbreden, 
jo muß derfelbe fofort durch ein Reſerve⸗Inſtrument erfeßt, dem Borfland der 
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forftlich-meteorologifden Stationen aber davon Anzeige gemadht werden, damit 
derfelbe flir die Bereitfiellung eines anderen Reſerve⸗Inſtrumentes Sorge tragen 
fann. Der den Inſtrumenten einmal angewiefene Standort darf ohne Wiffen 
des Borftandes nicht gewechſelt werden. In allen Fällen, in welchen dem Beob- 
achter Zweifel oder Schwierigkeiten aufftoßen, bat fich derjelbe an den Borftand 
der forftlich-meteorologifhen Stationen zu menden, der ihm bie nötbigen Ver⸗ 
baltungsmaßregeln zukommen laffen wird. 

Als tägliche Beobadhtungszeiten werden feitgejegt: 

entweder a) für den Winter (1. October bis I. Mai) Y9h Morgens und 
4h Nachmittags, für den Sommer (1. Mai bis 1. October) 7h Mor: 
gend und 6h Abends 

oder b) flir da8 ganze Jahr Ih Morgens und 2h Nachmittags. 

Die Ausmahl der bezeichneten Beobadtungsfiyunden kann nad den Iocalen 
Berbältniffen getroffen werden, jedoch müffen die einmat feftgefegten Beobachtungs⸗ 
zeiten unter allen Umftänden unverändert beibehalten und pünktlich eingehalten 
werden. Dabei ift die mittlere Zeit des Beobachtungsortes zu Grunde zu legen, 
wie fie auf Poft-, Eifenbahn- oder Zelegraphen-Stationen angegeben if. Ein 
Tag wird von Mitternacht bis Mitternacht gezählt und zerfällt in 12 Stunden 
Vormittag (B.M.) und 12 Stunden Nachmittag (N. M.). 

Winfhenswerth ift e8, daß jeder Beobachter eine oder mehrere Perſonen 
über die Art und Weife der Beobadytungen inftruirt, damit für den Fall feiner 
Berhinderung Stellvertretung möglih if. Wenn trogdem ein einzelner Beob⸗ 
achtungstermin nicht eingehalten werden kann, jo ift in den Beobadtungstabellen 
betreffenden Ortes eine Lücke zu lalien. ‚Unter feinen Umftanden dürfen will. 
fürlih angenommene Zahlen in die Tabelle eingetragen werden, da biefelben 
fehlerhafte Reſultate verurfadhen und — wenn fie durch Bergleihung mit den 
Nefultaten anderer Stationen als faljhe Angaben erkannt find — aud alle 
übrigen Beobachtungen der betreffenden Station, jelbft wenn fie forgfältig an- 
geftellt fein jollten, als zweifelhaft erfcheinen laſſen. 

Den Beobachtern wird die äußerite Pünktlichkeit zur Pflicht gemacht, ſowohl 
bei der Ausführung der Beobachtungen, als auch bei dem Aufichreiben der Be- 
obachtungsergebniſſe. Die Beobachtungen find immer in der gleichen Reihenfolge 
(cfr. Nr. V) anzuftellen, die Ergebniffe fofort am Orte der Beobachtung mit 
Bleiftift in eim hierzu beftimmtes Buch einzufchreiben und, womöglid täglich, 
in die Haupttabelle zu übertragen. Nachdem das geichehen, haben die Beob- 
achter die Reductionsrechnungen fir Barometerfiand, abfolute und relative Feuch⸗ 
tigleit der Luft in der Weife, wie es in Nr. VIII. angegeben iſt, auszuführen 
und die täglichen Mitteltemperaturen, fowie die fünftägigen Mittel in den ein- 
zelnen Rubriken der Monatstabellen zu berechnen. Nah Schluß des Monats 
find die Monatsmittel hinzuzufügen, und die Haupttabellen für Felde und Wald- 
ftation, in allen Rubrilen volltändig ausgefüllt, in den erften Tagen bes nächſt⸗ 
folgenden Monats, jpäteftens bis zum 5. deffelben, an den Vorſtand der meteo- 
rologiihen Statienen einzufhiden. Genaues Einhalten dieſes Termine ift er- 
forderlih, damit bie Ergebniſſe der angeftellten Beobachtungen und ihre 
Reductionen controlirt und rechtzeitig zufammengeftellt werden können. 
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— 217 — 


IV. Sperielle Borichriften über bie Aufftelung und Behandlung 
der Inſtrumente und nähere Anleitung über bie Art und Weife ber 
Beobachtungen. 

Die erſtmalige Aufſtellung der Inſtrumente an den Beobachtungsorten ge⸗ 
ſchieht durch den Vorſtand der forſtlich⸗meteorologiſchen Stationen. Ueber die 
Art und Weile der Beobachtungen werben folgende fpecielle Vorfchriften ge- 
geben: 

Zunächſt fommt Hinfichtlich des 

Geftelles oder Gehänfes fir ſämmtliche Thermometer 
Folgendes in Betracht: 

Die Aufftelung der Thermometer muß fo geichehen, daß die Kugeln der- 
felben im Geftell 11/, bis 1%/,ım über dem Erdboden zu liegen fommen und dem 
Zutritt der Luft von alle Seiten frei zugänglich, jedoch gegen das directe Auf- 
fallen von Regen und Sonnenſtrahlen gefhligt find. Damit nun diefe Inſtru⸗ 
mente ſowohl den erforberlihen Schuß erhalten, als auch frei genug aufgehängt 
find, um die wahre Temperatur anzeigen zu können, gefchieht die Aufſtellnng in 
einem bölzernen Kaſten, welcher mit der offenen Vorderjeite nad) Norden ge: 
kehrt ift und feinen Boden hat, alfo nur drei Seitenwände und ein Dach befttt. 
Seine Fänge beträgt 75cm, feine Tiefe 42cm und feine Höhe iſt vorne 60 cm 
und hinten 45cm. Das Dach geht nach hinten ſchräg herunter und ift auf 
feiner vorderen Seite noch mit einem kleinen, etwa 15cm breiten, nach vorne 
ſchräg abfallenden Anfate verfehen, damit den Thermometern ein befjerer Schuß 
gegen auffallenden Regen und Schnee gewährt if. Der angegebene hölzerne 
Kaften, deffen Wände aus Icm ftarten Brettern bergeftellt find, ift ringsherum, 
ſowohl auf den drei Seitenwänden, als auch oben mit einer Umbüllung um- 
geben, welche überall etwa 6 cm von den Holzwänden abfteht und aus weiß an⸗ 
geftrihenem Zinkblech angefertigt if. Die Thermometer werden in den Kaften 
gehängt, und zwar wird das Minimum- und Marimum-Thermometer in mage- 
rechter Lage fo befeftigt, daß dieje Inſtrumente zwar gegen direct auffallende 
Sonnenfirahlen und gegen Regen und Schnee gefhügt find, fi aber möglichft 
nabe an der unteren offenen Seite des Kaſtens befinden. Die beiden Thermo—⸗ 
meter des Piychrometers werden innen an der Dede des Kaſtens befeftigt und 
hängen fo weit herab, daß ihre Kugeln ungefähr mit der unteren offenen Seite 
des Kaftens abgrenzen. Beim feuchten Thermometer wird noch ein Meines Gefäß 
zur Aufnahme des zur Anfechtung erforderlichen Waſſers in paffender Höhe 
angebradit. 


1. Beobadhtungen am Piydrometer.*) 


Mit diefem Inſtrument ift die Temperatur der Luft und der abfolute und 
relative Feuchtigkeitsgehalt derfelben zu beftimmen. Tetterer wird aus den Ab- 
lefungen an zwei Thermometern — einem trodenen und einem benegten — er- 
mittelt. Zuerſt ift die Temperatur des trodenen und dann die des benetzten 
nad) ganzen Graden und Zehnteln eines Grades abzuleſen. Lestere find beim 


°) Ueber die Bezugdquellen ber Inftrumente näheren Aufſchluß zu ertheilen find bie Vor⸗ 
Rände der forſtlich⸗ meteorologiſchen Stationen in Breußen und Bayern, Brof. Dr. Muttrich 
in Eberswalde und Wrof. Dr. Ebermaner in Münden bereit. 
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Notiren dur ein Komma von den Ganzen zu trennen. Auf der Scala bes 
Thermometers ift jeder Grad in 5 gleiche Theile getheilt, jo daß O—2—4-6—8 
Zehntel unmittelbar auf der Eintheilnug und 1—3—5--7—9 Zehntel durch 
Schätzung abgelejen werden fünnen. Bei Temperaturen über O werden die Behntel 
von unten nad) oben und bei Temperaturen unter O von oben nach unten ge- 
zählt, und die Temperaturen fiber und unter O durch Die vorgejchriebenen Zeichen 
— (plus) und — (minus) von einander unterjchieden. Das Auge des Beob- 
achters muß ſich beim Ablefen genau vor dem Inſtrument und in gleicher Höhe 
mit dem oberen Ende des Duedfilberfadens befinden. 

Um zuverläffige Refultate zu erzielen, find noch folgende Vorſichtsmaßregeln 
zu beobachten. Zunächſt vermeide man das Geſicht oder die Hand dem Xher- 
mometer mehr zu nähern, als zur Ablefung erforderlich if, auch ſuche man 
letztere fo raſch als möglich audzuführen, weil die Nähe des Körpers nidyt ohne 
Einfluß auf den Stand des Thermometer if. Um diefen Einfluß möglichft 
unſchädlich zu machen, leſe man zuerft die Zehntel und dann die ganzen Grade ab. 

Die Benebung der Kugel des feuchten Thermometer kann anf zweierlei 
Arten gefchehen, und zwar 

a) dadurd, daß man ca. 5-10 Minuten vor der Beobachtung die mit 
Mouffelin nmwidelte Thermometerkugel in ein mit Wafler (Megen- oder Schnee- 
waffer) gefülltes Gefäß (Röffelchen) taucht, wobei man Sorge zu tragen bat, daß 
nie große Waffertropfen an der Thermometerkugel hängen bleiben; oder dadurch, 
daß man 

b) die Kugel des feuchten Thermometers mit Mouffelin umwickelt, denfelben 
oberhalb uud unterhalb der Kugel durch einen dünnen Faden fchwach zufammen- 
bindet und mit dem freien Ende in ein mit Waffer gefülltes Gefäß eintaucht. 

Am beiten gibt man dem Mouffelin eine ſolche Form, daß die Thermometer- 
tugel zweimal damit umhüllt wird und daß das freie Ende deffelben au Breite 
allmälig zunimmt. Beſonders zu beachten iſt, daß der Mouffelin ſtets biegjam 
und feucht bleibt. Sobald die Hülle anfängt hart und troden zu werben, oder 
durh Staub fo weit verumreinigt if, daß die Auffaugung von Waſſer erfchwert 
ſcheint, oder ſobald fi die Bildung von grünen Algen bemerklich macht, muß 
fie durch eine neue erjegt werden. 

Das Gefäß, aus welchem die Feuchtigkeit aufgejogen wird, muß immer mit 
Waſſer, und zwar Regen⸗ oder Schneewafler, gefüllt fein. 

Wenn bei Frofwetter das Waffer auf der Leinwand und iu dem Gefäß 
gefroren ift, Hat man die Beobachtung in der Weife anzuftellen, daß man etwa 
eine halbe Stunde vor derjelben die Hülle des Thermometer mittelft eines - 
Pinſels derart anfeudhtet, daß fie flets mit einer ganz dünnen Eisfrufte über, 
zogen if. Aushülfsweije kann für Zemperaturen unter O ftatt des Piychro- 
meter8 das Haarbygrometer von Herrmann und Pfifter in Bern oder das 
Haarhygrometer nah Koppe von Hottinger in Zürich oder Fueß in Berlin 
benutt werden. 

Sollte endlich das trodene Thermometer des Pſychrometers durch anhaltenden 
arten Regen oder Schnee, der etwa bei Sturm in den ſchützenden Kaften ge- 
drungen, feucht geworden fein, fo muß daffelbe erft einige Zeit (etwa !/, Stunde) 
vor der Beobachtung ſorgſam abgetrodnet werden. 
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2. Beobadtungen am Marimum- Thermometer. 


Um die höchſte Temperatur zu beflimmen, welche innerhalb eines gewifjeu 
Zeitraums vorhanden gewejen ift, bedient man fich des Maximum⸗Thermometers. 
Die von Greiner in Münden verfertigten Inſtrumente zeigen zwiſchen Ther⸗ 
mometerlugel und ⸗Röhre eine Kleine Erweiterung, in welder ein Glasiplitterchen 
eingefhmolzen if. Bei zunehmender Temperatur bewegt fi) das Queckfilber 
ungehindert über diefe Stelle hinweg, während fie bei abnehmender Temperatur 
dem zurückgehenden Quedfilberfaden den Rückweg verjchliegt. 

Der abgeriffene Quedfilberfaden bleibt mithin bei magrecdhter Lage des In⸗ 
firumentes an jener Stelle fiehen, an welcher er ſich zur Zeit der höchſten Tem⸗ 
peratur befunden bat, während an der Stelle des Ueberganges der Kugel in bie 
Röhre (bei dem eingeichmolzenen Glasfpfitterchen) eine Unterbrechung entftebt. 
Diefer abgebrochene Quedfilberfaden wird der Inder genannt. 

Bei den von Yueß in Berlin verfertigten und auf den forftlich-meteorolo- 
gifhen Stationen in Preußen, Braunfhweig und Elfaß-Lothringen eingeführten 
Marimum-Thermometern wird der Inder durch den oberen Theil des Queck⸗ 
filberfadens gebildet, der in einer Länge von ungefähr 12 mm von der Haupt» 
maffe des Quedfilbers durch eine Heine Luftblaſe getrennt if. Sobald das 
Duedfilber bei zunehmender Temperatur fteigt, wird ber Inder vorgejchoben 
und bleibt bei abnehmender Temperatur an der höchſten Stelle, die er erreicht 
hat, ſtehen. 

Bei jeder Ableſung iſt die Stelle der Scala zu notiren, an welcher ſich das 
obere Ende des Inder befindet. Die Scala iſt nach ganzen Graden getheilt (bei 
den meiften Thermometern von Fueß fchreitet indeß die Theilung nach halben 
Graden fort); die ganzen (oder bezüglich halben) Grade werden direct abgelejen, 
während die Zehntel gejhätt werben milffen. Leistere werden bei Temperaturen 
über und unter O ebenfo gezählt, wie e8 bei den Thermometern des Piychrometers 
in Ar. 1 angegeben ift. 

Bei den von Greiner in Münden verfertigten Inſirumenten muß nad 
jeder Ablefung der atgeriffene Quedfilberfaden wieder mit dem Duedfilber in 
der Kugel vereinigt, d. 5. das Inſtrument für eine neue Beobachtung eingeftellt 
werden. Diejes wird dadurch erreicht, daß man das Thermometer in fenkrechter 
Stellung fo in die Hand nimnıt, daß fi die Kugel am unteren Ende befindet 
und dann durch kurze Stöße, die man dem Inſtrument in der Nidhtung nad) 
der Kugel zu gibt, den Inder mit dem Quedfiiber in der Kugel wieder ber- 
einigt. Hierbei hat man forgfältig darauf zu achten, daß die Meinen Schrauben- 
muttern, welche die Thermometerröhre an ber Scala fefthalten, gut angezogen 
find, damit das Inſtrument nicht fchlottert. 

Um die von Fueß in Berlin verfertigten Marima- Thermometer zu einer 
neuen Beobachtung einzuftellen, hat man diefelben in die Hand zu nehmen und 
den Inder durch kurze Stöße, die man den Inſtrumenten in der Richtung nad) 
der Kugel zu gibt, jo weit nach unten zu treiben, daß er nur noch 2 bis 3mm 
von der Hanptmaffe des Quedfitbers abfteht. 


3. Beobachtuugen am Minimum-Thermometer. 


Um die niedrigfie Temperatur zu beftimmen, welche innerhalb eines gemiffen 
Zeitraums vorhanden geweſen ift, bedient man fich des Minimum-Thermometers. 
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Innerhalb des Weingeiftes (oder Amylalkohols), mit weldem das Horizontal 
liegende Thermometer gefüllt ift, befindet fih ein kurzes mit zwei Knöpfchen 
verjebenes Glasſtäbchen, welches bei abnehmender Temperatur von dem zurlid- 
gehenden Weingeift mitgenommen wird und bei fleigender Temperatur an ber 
niedrigften Stelle, die es erreicht hat, liegen bleibt. Abzuleſen und aufzufchreiben 
ift bei wagerechter Lage des Inſtrumentes derjenige Punkt der Scala, an welchem 
das Außerfte von der Kugel abgewendete dunkle Knöpſchen des Stäbchens liegt- 
Die Scala des Thermometers ift in ganze Grade getheilt, jo daß auch bier die 
Zehntel gefchäßt werden müffen — und zwar find diefe, je nachdem Die Tempe⸗ 
ratur über oder unter Null ift, vom Nullpunkt nach der Spige oder vom Null- 
punkt nach der Kugel zu zählen. 

Nah gemachter Beobachtung hat man das Yufirument gegen die Spige zu 
etwas zu neigen, wozu es — je nad) feiner Conftruction — entweder abgenom« 
men oder durch Löſen einer Schraube um feinen Befeftigungspunkt gedreht werden 
muß, bi das Wlasftäbchen nach dem Ende des Weingeififadens binabgeleitet if. 
Nachdem dies geichehen, wird das Thermometer wieder in feine urjprüngliche 
Horizontale Stellung gebracht und in diefer befeftigt, wodurch es für die folgende 
Beobachtung eingeſtellt if. 

Beſonders zu beachten bleibt noch, daß das Minimum-Thermometer leicht 
fehlerhaft wird, indem der Alkohol im Innern des Thermometerrohrs verdampft 
und fih im oberen Raume der Röhre in flüffigem Zuftande niederjchlägt. Be⸗ 
findet fih an einer oder an mehreren Stellen der Röhre Alkohol, der von der 
Hanptmaffe getrennt ift, fo ift derjelbe fofort zu befeitigen, und zwar dadurch, 
dag man das Thermometer von feinem GBeitelle abnimmt und durch kurze, aber 
ziemlich Träftige Stöße oder auch durch Schwingen den abgetrennten Alkohol 
wieder mit der Hauptmaffe vereinigt. Wird diefes unterlaffen, fo find alle Ab- 
lefungen, die feit der Abtrennung des Alkohols gemacht find, fehlerhaft; deshalb 
muß der Beobachter täglich controliren, ob fi das Inſtrument in brauchbarem 
Zuſtande befindet. 

Die Aufftelung des Minimum-Thermometers findet ebenfo mie die des 
Marimum-Thermometers in dem Gehäufe flat. Es ift aber wiinfchenswerth, 
dag anferdem noch — ſowohl im Walde als auf freiem Felde — ein Minimum: 
Thermometer auch ohne jede Beſchirmung vollftändig frei, 1,5 m über dem Erb- 
boden aufgeftellt werde, um an ihm die Temperatur unter dem ungehinderten 
Einfluß der Wärmeftrahlung zu beobadıten. Zu diefem Ywede wird day In⸗ 
firument an einem völlig freiftehenden Pfahle befeftigt. 


4. Beobachtungen an den Erdbodenthbermometern. „ 


Die Temperatur des Bodens wird an deſſen Oberfläche und in verſchiedenen 
Tiefen, nämlich von 015m — 03m — 0,6m — 0,9m und 1,2 m beobadıtet. Die 
Duedfilberfugeln der für die Beobachtungen an der Bodenoberfläche und für die 
Tiefe von 0,15m beftimmten Thermometer werden an einem Geſtell in Form 
eines Dreifußes in die erforderliche Lage gebracht, bezliglidy in die betreffende 
Tiefe eingegraben, und der Stand des Duedfilbers wird an den tiber dem Boden 
befindlichen Scalen direct abgelefen. 

Um vergleihbare Refultate für Die Temperatur der Bodenoberfläche zu er- 
halten, ift es notbwendig, daß die Kugel des Thermometer unmittelbar unter 
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der Bodenoberfläche aufgeftellt wird und birect mit dem Erbboden und nicht etwa 
mit Laub, Moos, Gras oder dergl. in Berührung fleht. 

Für die Beobachtungen der Temperatur in den vier größeren Tiefen find 
bie Thermometer in dicke Leiften von Lärchen-, Eichen. oder Fichtenholz einge- 
laffen, welche bis zu den betreffenden Tiefen fo in den Boden hinabgelaſſen 
werben, daß das Duedfilbergefäß des Thermometer mit der umgebenden Erd⸗ 
ſchicht in unmittelbare Berührung kommt. Durch einen oberhalb der Erde an⸗ 
gebrachten Verſchluß wird das Eindringen von Feuchtigkeit und die Luftcircula- 
tion möglichſt zu verhindern geſucht. Bei jeder Beobachtung ift der obere Ver⸗ 
ſchluß zu öffnen und hierauf ein Thermometer nad) dem andern herauszuziehen, 
jo raſch als möglich abzulefen und wieder binabzulaffen. Auf der Scala der 
ErdbodentHermometer fiir die vier größeren Ziefen ift jeder Grad in 10 gleiche 
Theile getheilt, jo daß die Zehntel noch unmittelbar abgelefen werden. 

Weil fi) bei den herausgezogenen Thermometern der Stand des Duedfilbers 
durd die Einwirkung der atmoſphäriſchen Luft Teicht ändert, empfiehlt es ſich, 
zuerft die Zehntel und dann erft die ganzen Grade abzulefen und aufzufchreiben. 

Nachdem alle Thermometer beobachtet find, wird der obere Verſchluß twieder 


möglichſt feft aufgefett. 


5. Beobachtungen am Barometer. 


Neben dem Barometer befindet fi ein Thermometer, deffen Ablefung der des 
Barometer8 vorangehen muß. Die Thermometerjcala ift bier in ganze Grade 
getheilt und es genügı die Ablefung bis auf halbe Grade auszuführen, melde 
mit Leichtigkeit gefchägt werden können. 

Nachdem die Temperatur beflimmt if, hat man die Höhe der Quedfilber- 
fäule abzulefen — und zwar mit Berüdfihtigung der Vorſichtsmaßregeln, die 
nach Conſtruction der Inſtrumente verjchieden find und von den Borftärden der 
Stationen bei der erfimaligen Aufftelung dem Beobachter mitgetheilt werben 
müffen. 

Das Barometer darf nie von dem Plab, den es urjprünglid erhalten hat, 
entfernt oder aus feiner verticalen Lage gebracht werden. Am beiten wird es in 
einem hellen, jedoch möglichſt geringen Temperaturſchwankungen ausgefetten 
Zimmer — hinreihend weit vom Ofen — vertical aufgehängt, an einer Stelle, 
an welcher es nie von den directen Sonnenftrahlen getroffen werden kann. 


6. Beobahtungen am Negen- und Schneemeffer. 


Diefe Apparate dienen zur Meſſung der ſowohl innerhalb als auch aufer- 
halb des Waldes gefallenen Regen- und Schneemengen. Im Innern des Waldes 
ift der Regen- und Schneemeffer unter folde Bäume zu flellen, welche den mitt- 
leren Schluß des betreffenden Beftandes möglichft gut repräfentiren; außerhalb 
des Waldes ift derjelbe auf freiem Plate jo anzubringen, daß weder von Bäumen, 
no von Hausdächern 2c. Regen oder Schnee dur den Wind in das Gefäß 
bineingetrieben werden Tann. 

An jedem Tage wird bei der Morgenbeobadtung das in dem unteren Theile 
des Negenmeffers augefammelte Waffer in einen graduirten Glascylinder abge- 
laffen und deffen Stand abgelefen. Um dies richtig auszufiihren, muß der Beob- 
achter das Meßglas vertical ftellen, da8 Auge in die Ebene der Wafferoberfläcdhe 
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bringen und dann nicht nach dem gehobenen Rand des Waſſers, jondern nach 
dem Stand der fpiegelnden Wafferoberflähe an der Scala die Waflermenge 
nad) ccm oder mm ablefen. 

Zum Anffangen des fallenden Schnees wird ein Kaften aus Zinkblech ver- 
wendet. Es ift nöthig, den Schneelaften täglich abzunehmen und durch einen 
zweiten Rejerve-Kaften zu erjeßen. Damit nämlich das geſchmolzene Schneewaſſer 
gemefjen werden kann, ift der Schneefaften behufs Aufthauens des Schnees an 
einen geeigneten Ort zu bringen. In der Wohnort des Beobachters nicht zu 
weit von der Station entfernt, jo ift der Kaſten (das Schneegefäß) mit nad 
Haufe zu nehmen, andernfalls ift e8 zwedmäßig, auf der Station ſelbſt eine 
etma 2m tiefe Grube herftellen zu laffen, die mit eier hölzernen Fallthür ver- 
fehen ift und in welder das Schmelzen des Schnees ftattfinden kann. Außer 
der Schneemenge (audgedrüdt in der Wafferhöbe) ift noch die Höhe der Schnee- 
dede felbft in cm anzugeben; aud ift iu die Rubrik „Bemerkungen“ täglich zu 
verzeichnen, ob der Boden fchneefrei oder ſchneebedectt iſt. In der Beobachtungs⸗ 
tabelle ift feiner noch zu bemerlen, ob der Niederfchlag als Regen, Schnee oder 
als Regen mit Schnee gemiſcht erfolgt if. Bei ungewöhnlich ſtarkem Regen⸗ 
oder Schneefall muß die bezügliche Beobachtung zweimal des Tages ausgeführt 
werden, und nur unter gemöhnlidhen Verhältniſſen ift eine einmalige Beobachtung 
am Morgen ausreichend. Die freisrunde Oeffnung des Auffangegefäßes, melde 
fomohl beim Rezen- als aud beim Schneemefjfer 1000 gem = 0,1 qm beträgt, 
muß bei der Aufftellung des Apparates vollfändig horizontal und 1,5 m über 
der Erdoberfläche zu ſtehen kommen. Dividirt man bei ber angegebenen Ein- 
richtung des Apparates die al8 ccm abgelejene Waffermenge durch 100, fo er- 
hält man die Höhe des atmofpäriichen Niederfchlages in mm. 


7. Beobadhtungen am Berdunftungsmeffer. 

Ein Gefäß aus Zinkblech mit quadratifcher Grundfläche von 1000 gem In— 
halt und 12cm Höhe wird unter einem Holzdach, gegen die atmoſphäriſchen 
Niederfchläge und die Einwirfung der Sonnenitrablen geſchützt, fo aufgeftellt, 
dag die Luft ungehindert Zutritt hat. Alle acht Tage und am lebten Tage 
jeden Monats wird bei der Nachmittag- oder Abendbeobadhtung ein beftinımtes 
Dnantum Waſſer (Megen- oder Schneewaffer), 3. B. 3000 cem = 31 in dem 
Meßgefäß genau abgemeffen und in den Berdunftungsfaften eingefült. Wenn 
fih das Waſſer nach mehreren Tagen fehr vermindert hat und zu befürchten ift, 
daß e8 bei weiterer Berbunftung den Boden des Gefäßes nicht mehr vollſtändig 
bededen würde, ift ein neues Qnantum Wafler abzumefjern und in das Gefäß 
nachzufüllen. So verfährt man in der Zwiſchenzeit zwifchen zwei aufeinander- 
folgenden Beobachtungen und notirt das jedesmal eingefüllte Quantum Waſſer. 
Alle acht Tage und am Ende des Monats ift das im Gefäß librig gebliebene 
Waſſer zu meffen und aufzufchreiben. Durch Subtraction der beiden Wafler- 
mengen erhält man die ccm Waſſer, die verdunftet find — und durch Divifton 
der erhaltenen Differenz dur 100 die Verbunftungshöhe in mm. 

Obgleich mit diefem einfahen und primitiven Verdunſtungsmeſſer vollkom⸗ 
mene Nefultate nicht erhalten werden, jo dürfte es doch zweckmäßig fein, ſich 
vorläufig mit diefem Apparat zu begnügen, da die Leiftungsfähigfeit aller übrigen 
Berdunftungsmefler noch nicht mit Sicherheit feftgeftellt ift. 
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Anmertung. Sollte der eine oder der andere Beobachter Luft haben, ge- 
nauere Beobachtungen über die Berdunftung zu machen, jo kann zu diefem Zwede 
vorläufig der Berdunftungsmefler von Wild empfohlen werden, der auch im 
Binter bei Froſt benugt werden kann. (Jelinel, Anleitung zu meteorologiichen 
Beobadhtungen, 1876, S. 104.) 


8. Erhebungen über Richtung und Stärke des Windes.*) 


Zur Ermittelung der Richtung und Stärke des Windes bedient man ſich 
am beften vorläufig der Wild’fchen Windfahre, welche an den meteorofogifchen 
Stationen Rußlands, der Schweiz und in Baden eingeführt if. Diefe Wind- 
fahne gibt nicht nur die Windrichtung an, fondern ift auch mit einer einfachen 
Borrichtung verfehen, die es möglich macht, auch die Windſtärke zu beobachten 
und in Metern per Sekunde auszudrüden. Sie wird von verfchiedenen Mecha⸗ 
nifern, 3 B. von Herrmann u. Pfifter in Bern und von A. Fueß in Berlin 
verjertigt. (Bergl. Jelinek, Anleitung zur Anftelung meteorologifcher Beob⸗ 
achtungen, S. 119.) — Bei den Beobachtungen find 16 Windrichtungen zu unter- 
ſcheiden und bei den Rotirungen durch folgende Abkürzungen zur bezeichnen: 


Norden ....— 
Nord-Nord-Oft. . = NNE 
Ned: Ol ... = NE 
Of-Nord-öf . . = ENE 


Dit ..... =E 
DR:Sid-öf . . = ESE 
Siv.öft. ... =SE 
Sid-Sid-öft . . = SSE 


Eid .... = 
Sid-Sid-Wel. . — SSW 
Sid-Wfl . . . = SW 
Wei-Sid-We. . = WSW 
Weſt. = W 
MWer-Nord-Wf . = WNW 
Nord: We . . . = NW 
Nord-Nord-Weff . = NNW 
In Ermangelung der Wild'ſchen Windfahne kann man fi aud einer 
anderen guten Windfahne bedienen, die entweder auf dem Hausdach des Beob⸗ 
achter8 oder an der Treiftation auf einer vollkommen ſenkrecht fiehenden 
hohen Stange jo zu befefligen ift, daß fie weder von einem nahen Gebäude, 
nod von Bäumen oder anderen hoben Begenitänden überragt wird, damit der 
Wind von allen Seiten frei auf diefelbe wirken Tann. 
Die Windftärke, beziehungsweife Windgeſchwindigkeit wird bei Anwendung 
einer gewöhnlichen Windfahne durch bloße Schätung feftgeftellt. Hierbei ſollen 
folgende Bezeichnungen gemählt werden: 


) Siehe Bericht über bie Berhandlungen bes internationalen Meteorologen-Eongrefies, 
Wien 1873, ©. 109. 


— 224 — 





I 























Der Bund in Wirkungen bes Windes. 
na: Der Rauch jteigt gerade oder faft gerade empor, 
0 indfille fein Blättchen bewegt ſich. 
| 
N Die Blätter und die ſchwächeren Beige der 
? Mäßiger Wind Bäume bewegen ſich. 
3 Ziemlich flarter Auch ſtärkere Zweige der Bäume bewegen fid. 


(frifher) Wind 





1 Schwader Wind Die Blätter der Bäume bewegen fi. 
Stärfere Aeſte und ſchwache Bäume bewegen 
| 


‘ Starter Wind fih, das Gehen im Freien ift gehemmt. 

5 turm Rüttelt die ganzen Bäume, bricht Aeſte und 
ſchwache Bäume ober entwurzelt fie. 

6 Orkan Dedt Häufer ab, wirft Schornfteine um, bricht 


| und entwurzelt große Bäume (Windbrud). 


9. Erhebungen über den Wollenzug. 

So oft es möglich ift, notire man zu den feftgejegten Beobachtungszeiten 
die Richtung des Wolfenzuges im Zenith des Beobadhtungsortes, und zwar gebe 
man hierbei die Himmelsrichtung an, aus welder die Wollen kommen. Sollten 
die Wollen in verjchiedener Höhe nach verjchiedenen Richtungen ziehen, jo wären 
in der betreffenden Rubrik des Manuals die beiden Bewegungsrichtungen über- 
einander zu fchreiben und durch einen Horizontalen Strich zu trennen. So 
würde 3. ®. Er bedeuten, daß die tieferen Wolfen von SW und die höheren 
von NE berzieben. 

Iſt die Richtung des Wolkenzuges nicht erlennbar, fo wird in die betreffende 
Rubrik des Manuals ein horizontaler Strich (Fehlſtrich) gemacht. 


10. Erhebungen über Bewölkung des Himmels, 


Die Größe der Bewölkung wird nad) 10 Graden unterfhieden; O bedeutet 
hierbei einen völlig heiteren und molfenfreien, 10 einen ganz ummöllten und 
jede der Zahlen von 1 bis 9 einen mehr oder weniger mit Wolfen bededten 
Himmel. So wird 3. B. durch die Zahl 5 ausgedrückt,“ daß eben fo viel be- 
dedter als woltenfreier Himmel fihtbar ift, während die Bemölfungszahl 3 be: 
deutet, daß 3 Zehntheile des Himmels von Wolken bededt, 7 Zehntbeile dagegen 
wolfenfrei find. 

Damit auch gleichzeitig die Dicke oder Stärke der Bewölkung aus der Be- 
zeichnung zu erkennen ift, wird eine jehr diinne Bewölkung durch die Heine Zahl 9, 
eine mittlere durch die Meine Bahl I, eine jehr dide Bewölkung durch die 


— 2235 — 


Heine Zahl ? ansgebrüdt, welche Zahlen den gewöhnlichen Bewölkungszahlen 
recht8 oben als Erponenten hinzugefügt werben. 10° bedentet 3. B. die Be- 
deckung des ganzen Himmels mit einer ſchwachen Nebelichicht, 102 eine folche 
mit diden Wolfen. 

Sn den monatliden Zufammenftellungen wird in einer befonderen Rubrik 
die Zahl der Heiteren und trüben Tage angegeben — und zwar find als heiter 
diejenigen Tage anzufprecdhen, deren mittlere Bewölkung einer als 2, und als 
trübe diejenigen, deren mittlere Bewölkung größer als 8 ifl. 


11. Anderweitige Erhebungen obligatorijcher Art. 


In der Manual-Rubrit „Bemerkungen“ find alle meteorologifchen Erſchei⸗ 
nungen einzutragen, die im Laufe des betreffenden Tages beobachtet worden find. 
Rah dem Borjchlage des internationalen Meteorologen-Kongrefjes zu Wien find 
dabei folgende Zeichen zu benutzen: 


Regen . 

Schnee 

Hagel . 

Graupeln 

Schneegeftöber . 

Nebel. 

Neif 
Than. . > 2 2 2 en. 
Rauhfroſt (Duftanhang) . 


Sfatteis . 


Starter Wind. . . . 

Gemitter (Blik mit Donner) . 
Wetterleuchten (Blig ohne Donner) . 
Regenbogen . 

Ndlidt.e. - - 2 20. 
HSöhenraud -. . » 
Sonmnendof . 

"Sonnenring 

Mondhof . . 
Mondring - 2 2 0 nen 


dgeBoIF JARANT<P LI PpPxr® 


Jahrb. d. Pr. Forſt⸗ u. Jagad⸗Geſetzg. XIII. 15 
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Bezliglich jeder Erſcheinung ift durch eine Heine Zahl 9 oder ?, die oben 
recht3 hinzugefügt wird, auszudrüden, ob diefelbe befonders ſchwach oder bejon- 
ders ſtark gemweien; außerdem ift noch die Zeitdauer der betreffenden Erjcheinung 
(Anfang und Eude) Hinzuzufligen. Dabei if der Tag von Mitternacht bis Mit- 
ternacht zu zählen, und die Zeit von Mitternacht bis Mittag mit B. M. und von 
Mittag bis Mitternacht mit N. M. zu bezeichnen. 

In den Monatstabellen ift die Zahl der Gewitter, die der beitern und trüben 
Tage, ferner die Zahl der Tage mit Hagel, Graupeln, Thau, Yroft, Schnee, Ge⸗ 
witter, Duftanhang (Raubfroft) oder Regen anzugeben. Als Frofitag ift jeder 
Tag anzugeben, an welchem das Minimumthermometer auf der Feldftation unter 
Null Grad fand, als Schneetag aber jeder Tag zu bezeichnen, an welchem über- 
haupt Schnee fiel, mag die Menge defjelben noch fo Hein oder die Dauer Des 
Falles noch jo furz geweſen jein. 

Beſonderes Augenmerk ift den Aufzeichnungen über Weif, Hagel und Ge- 
witter zuzumenden, da diefelben ſowohl für die Forſt- wie fiir die Landwirth- 
ſchaft von erheblichem Intereſſe find. 

Bei den Aufzeichnungen über die Gemitter empfiehlt es fich, die Anleitung, 
welche dafür von der königlich bayerifhen meteorologiſchen Centralitation in 
München gegeben ift, zu Grunde zu legen und anzugeben, ob vorher und nad)- 
ber Wetterleuchten ftattgefunden und wie lange daſſelbe angehalten, während 
welcher Zeit der Donner hörbar gemejen und der Regen (event. der Hagel) 
dauerte, aus welcher Himmelsrihtung das Gewitter angezogen fam und nad) 
welcher es fortzog, welche Windridtung und Windftärke vor, während und nad 
dem Gewitter flattfand. Ferner ift anzugeben, ob befonderer Schaden durch 
Blitz oder durch Hagelichlag verurſacht if, und welche Größe die Hagelfürner 
erreicht haben. Sollten an einem und demjelben Tage mehrere Gewitter an 
demfelben Ort beobachtet werden, fo find die oben aufgefiihrten Angaben für 
jedes Gewitter befonders zu verzeichnen. 


V. Vorſchriften über die Neihenfolge der anzuftellenden 
Beobachtungen. 


Zunächſt made man die Barometerbeobadhtung. Hierbei leſe man erft den 
Stand des Thermometer am Barometer und dann den des Barometers ſelbſt 
ab. Die übrigen Ablefungen Haben immer zuerft an den auf freiem Felde auf- 
geftellten Inſtrumenten und daun ungejäumt an den im Walde befindlichen zu 
gejhehen, und zwar in nachſtehender Reihenfolge: 1. Man notire den Stand 
des trodenen Thermometer amt Piychrometer (die Lufttemperatur), 2. beneße 
eventuell die umhüllte Kugel des feuchten Thermometers, lefe 3. den Stand des 
Marimum- und Minimumthermometer$ ab, mache 4. die Beobachtungen am 
Berdunftungsmeffer und Negenmeffer, daun 5. an den VBodenthermometern und 
Ieje 6. zulett den Staud des feuchten Thermometer am Piychrometer ab. Sit 
das geicheben, fo trage man 7. die Windrichtung, 8. die Windftärke, 9. die Be- 
wölkung des Himmels, 10. den Wollenzug und 11. in die Manual-Rubrit „Be« 
merkungen“ alle fonfligen Beobachtungen, als Windbruch, Schnee⸗Eisbruch, 
Duftanhang, Regen, Nebel, Thau, Gewitter, Reifbildung (Froſt), Höhen⸗ 
rauch ꝛc. ein. 

Beim Aufſchreiben der Beobachtungen iſt darauf Rückficht zu nehmen, daß 
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die Ablefung am Marimumthermometer bei der Abendbeobachtung gejchehen muß — 
oder wenn die Beobachtung fhon um 2 h flattfindet, am andern Tage des Mor- 
gens fiir dad Datum des vorhergehenden Tages. Ebenſo ift die Regenmenge, 
welche nır ein Mal des Tages bei der Morgenbeobachtung gemefjen wird, in 
die Tabellen für den vorhergehenden Tag einzufchreiben. 

Die Ablefung am Minimumthermometer erfolgt nur ein Mal am Tage, 
und zwar am beften bei der Nachmittag» oder Abendbeobachtung. 

Die Beſtimmung der Verdunftungsgröße gejchieht alle acht Tage und außer- 
dem noch am Schluß jedes Monats; fie wird am zwedmäßigfien bei der Nach⸗ 
mittag⸗ oder Abendbeobadhtung ausgeführt. 

Alle andern Beobadhtungen erfolgen zwei Mal täglih und werben für das 
Datum des laufenden Tages notirt. 


VI. Uebertragung der Beobadhtungsergebniffe in die Haupttabelle. 


Nachdem die Beobachtungen ausgeführt und deren Ergebniffe fofort am 
Orte der Beobachtung mit Bleiftift in das Tagebuch eingefchrieben find, hat der 
Beobachter diefelben in die Haupttabelle (Monatstabelle) zu übertragen. Lebtere 
ift fo eingerichtet, daß ſowohl die fünftägigen als auch die Monatsmittel einge 
jchrieben werden können. Um aber die von Dove eingeführten fünftägigen 
Mittel nehmen zu können, ift es erforderlich, in jede Haupttaßelle neben den 
Buchſtaben a, b, c u. |. mw. das zugehörige Datum fo einzutragen, wie es in 
der auf Seite 228 folgenden Tafel angegeben ift. 

Die Zahlen, welche fih auf die in Klammern fiehenden Data beziehen, 
werden nur bei den fünftägigen Summen und Mitteln, nicht aber bei den Mo- 
nats Summen und Monatsmitteln beriidfichtigt, es empfiehlt fich deshalb, dieſe 
Zahlen mit blauer Dinte einzutragen. Die fünftägigen Mittel erhält man am 
einfachften, indem man die fünftägigen Summen verboppelt und nachher das 
Komma um eine Stelle nach links verſchiebt. 

Hat der Februar (in einem Scaltjahr) 29 Tage, jo befteht das Intervall 
vom 25. Februar bis 1. März aus 6 Tagen und deshalb ift in dieſem Aus- 
nahmefall ein fechstägiges flatt eines tiinftägigen Mittels zu nehmen. 


VII. Bornahme facultativer Beobachtungen. 


Es giebt außer den erörterten noch eine Reihe anderer Beobachtungen, die 
für beſtimmte Zwecke befonderes Intereſſe Haben und angeftellt werden können’ 
wenn es twilnfchenswerth erfcheinen follte, 

Dazu gehören 3. B. Beobachtungen über die Temperatur der Bäume in 
verjchiedener Höhe über dem Erdboden und verjdhiedener Tiefe im Innern der 
Bäume; Ogonmeffungen innerhalb und außerhalb des Waldes; Beobachtungen 
über die Verdunftung des Waſſers im Boden (mittelit der Evaporationg-Appa- 
rate), über den Teuchtigkeitsgehalt der Waldluft in der Baumfrone und über 
dem Walde, über NRegenmenge und Feuchtigkeitsgrad Der Luft auf einer ent» 
bolzten Fläche (Blöße) innerhalb eines größeren Waldcompferes und außerhalb 
des Waldes, mindeftens 500 m von ihm entfernt (bei gleicher Höhenlage); Beob⸗ 
achtungen über die Temperatur uud Feuchtigkeit der Luft in verfchtedenen Ab⸗ 
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ftänden außerhalb des Waldes, um den Himatifchen Einfluß des letzteren auf 
feine nähfte Umgebung Tennen zu lernen zc. 

Ueber derartige facultative Beobachtungen werben ihrer Bielfeitigleit wegen 
teine beflimmten Borjchriften gegeben und bleibt deren Anordnung und Rege—⸗ 
lung den VBorfländen der meteorologiihen Stationen überlaffen. 
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VIII. Borfäriften über die Correction der Thermometer- und Ba- 
rometer-Angaben, fotwie über die Berechnung der relativen und 
abfoluten Feuchtigkeit der atmoſphäriſchen Luft. 


Die Ergebniffe der meteorologiihen Beobachtungen, welche nach den vorher- 
gehenden Borfchriften angeftellt find, können erft, nachdem fie gewiflen Reductionen 
unterworfen worden find, zur Bergleihung und zu Sclüffen fiber klimatiſche 
Berhältniffe benutzt werden. Dieſe Reductionen erfordern keine große Mühe, 
menn fie täglich gemacht werden, verurfachen aber, wenn fie für eine längere 
Beitperiode nachgeholt werden follen, eine ſchwer zu überwältigende Arbeit. Deshalb 
haben die Beobachter ſelbſt die Arbeit der Reductionen zu Übernehmen, was noch 
den Bortheil gewährt, daß kurze Zeit nad) der Beobachtung oft noch etwaige 
Irrthümer in der Ablefung oder Schreibfehler ſich corrigiren laflen, was längere 
Zeit darauf nicht mehr möglich if. Für die Vornahme diefer Meductionen 
werden folgende Vorſchriften ertheilt: 


1. Correction der Temperatur-Angaben. 


Die Temperatur ift unmittelbar an der Scala des Thermometers abzulefen 
und bedarf weiter keinerlei Correction, wenn die Scala richtig angefertigt ift und 
ihr Nullpunkt der Temperatur des fchmelzenden Schnee entipridt. Um die 
Brauchbarkeit der Thermometer zu unterfuchen, bat man diefelben für verfchiedene 
Temperaturen (etwa von 10 zu 10°) mit zuverläfftgen Normalthermometern zu 
vergleichen und ihren Rullpunkt direct zu prüfen. Da fi Ddiefer aber mit der 
Zeit zu ändern pflegt, fo if es notbwendig, ihn zuweilen — etwa alle zmei 
Sabre ein Mal — zu controliren und die erhaltene Eorrection bei her Berech⸗ 
nung der fiinftägigen und Monat3mittel zu beridfichtigen. 

Die Mitteltemperatur des Tages wird berechnet, indem man die Morgens 
und Abends gefundenen Werthe addirt und zu diefer Summe das Marimum 
und Minimum — jelbftverfiändlich unter Berückſichtigung der Borzeihen — hin- 
zufügt und dann die fo erhaltene Summe durd 4 dividirt. Sind die Beobad)- 
tungen des Morgens um &h und Mittags um 2 h gemacht, fo wird die Mittel- 
temperatur des Tages entweder ald Mittel der Ablefungen am Marimum- und 
Minimum-Thermometer oder al3 Mittel aus den beiden Ablefungen am trodenen 
Thermometer gefunden. In beiden Fällen bat man zu dem erhaltenen Reful- 
tate eine Correctionsgröße hinzuzufügen, um die wahren Mittel zu erhalten. 


2. Reduction der Barometer-Angaben. 


Nachdem die Ablefung am Barometer ſelbſt und an dem Thermometer des 
Barometers erfolgt if, wird die Neduction der Barometer-Angaben dadurch be- 
wirkt, daß man den Stand des Barometer für die Temperatur von 0° berechnet. 
Zur leichteren Ausführung diefer Operation find Tafeln berechnet, aus welchen 
man unmittelbar die zur Reduction dienende Zahl ablefen kann. Die Benugung 
der, Tafeln gejchteht in der Art, daß man dem abgelefenen Barometerftand unter 
den Ueberfchriften und die Temperatur unter den vorgeichriebenen Zahlen auf- 
ſucht und die Zahl, welche in der dadurch beftimmten Bertifal- und Horizontal- 
reihe fteht, bei Temperaturen über 0 von dem abgelefenen Barometerftand fub- 
trabirt und bei Temperaturen unter O zu bemfelben addirt. 
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Wenn die Wertbe für die Temperatur und für den abgelejenen Barometer- 
fland nicht unmittelbar in der Tafel ſtehen, fo ift e8 in den meiften Fällen aus⸗ 
reihend, die ihnen zunächft liegenden Werthe der Zafel zur Beſtimmung der 
Eorrectionsgahl zu benuten. Yu einer genaueren Beſtimmung derfelben ift eine 
Interpolation erforderlich. 

Als Tafeln, welche zur Heduction der Barometerbeobachtungen benutzt werden 
fünnen, find 3. B. zu nennen: 

a) Jelinek, Taf. X. in deffen „Anleitung zur Anftelung meteorologifcher 
Beobadtungen und Sammlung von Hülfstafeln”. Wien. Drud der k. k. Hof 
und Staatsdruderei. 

b) Die Tafel, welche fih in den Inſtructionen befindet, die für die meteo- 
rologiſchen Stationen der Schweiz und Badens gelten und 

ec) Tafel I, Lund 2, welde zum Gebrauch auf den forſtlich⸗meteorologiſchen 
Stationen in Prenßen und Elfaß-Lothringen herausgegeben find. 


Beifpiele: 

Unmittelbar abgelejener Thermometer-Ablefung Auf 0° reducirter 
Barometerftand in mm. in Grad. ©. Baronıeterftaud in mm. 
687,9 — 31 688,2 
772,83 — 6,9 713,2 
673,5 + 27 673,2 
762,6 + 5,3 761,9 
691,4 +21,6 689,0 
758,7 +25,4 755,6 


3. Berehnung der abfoluten und relativen Feuchtigkeit der 
atmoſphäriſchen Luft. 


Die abfolute Feuchtigkeit, d. h. die Spanntraft des in der atmofphä- 
rifhen Luft vorhandenen Wafferdampfes wird durch das Piychrometer aus der 
Zemperaturdifferenz des trodenen und feuchten Thermometer in Verbindung 
mit der auf 0° rebucirten Barometerböhe beftimmt. Bezeichnet man 

mit t die Temperatur des trodenen Thermometers, 

⸗⸗ ti ⸗⸗ * feuchten 

„ ho den auf 0° reduzirten Barometerſtand, 

„ 6; das Marimum der Spannkraft des Wafferdampfes in mm, 

weicher der Temperatur ti entjpricht und 

„ die geſuchte Spanntlraft, 

jo if 
o — ei — A, 

wo A den Werth eines Correctionsgliedes bedeutet, welcher von der Differenz 
t — ti und ho abhängt. 

Relative Feuchtigkeit der atmoſpäriſchen Luft nennt man das Verhältniß 
zwiſchen der Spannkraft des in derſelben befindlichen Waſſerdampfes, d. h. ihrer 
abſoluten Feuchtigkeit und der Spannkraft, welche der Waſſerdampf im Zuſtande 
der Sättigung für die vorhandene Lufttemperatur haben würde. 

Da die relative Feuchtigkeit nach Procenten angegeben zu werben pflegt, fo 
ift fie gleich der abſoluten Feuchtigkeit e, multiplicirt mit 100 und dividirt durch 
das der Temperatur t entfprechende Maximum der Spanntraft des Waflerdampfes. 


wer 
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Zur leichteren Beſtimmung der abjoluten und der relativen Feuchtigkeit 
dienen unter anderen die den Stationen in Bayern zugefertigten Jelinek' ſchen 
Piychrometertafeln. In der Einleitung zu diefen Tafeln ift angegeben, wie man 
bierbei zu verfahren habe. Statt der Kelinel’fchen Zafeln kann man zur Be» 
fimmung des Dunftdrudes und der relativen Seuchtigleit auch die Tabellen be» 
nußgen, welde zum Gebrauch für die forfilic)-meteorologifhen Stationen in 
Preußen und Elfaß-Lothringen befonders herausgegeben find. Die Boritände 
der forftlich-meteorologifhen Stationen haben die Beobachter mit der Einrichtung 
und dem Gebrauch der Piychrometer-Tafeln befannt zu machen. 


Beifpiele: 
Temper. de8 Temper. des Stand d. Barom.’ Abjol. Feucht. Relat. Feucht. 
troden. Therm. feucht. TH. auf 0° rebuc. in mm. in 9% 
+25,3 +20,2 742,3 14,5 61 
+43 + 23,7 764,8 4,6 74 
—13,2 —13,9 692,4 1,2 74 
-+- 0,8 — 16 721,6 29 59 
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Jagd und Fiſcherei. 
86. 


Die Verminderung der Fiſchottern, Keiher und Kormorane 
betreffend. 


Circ.⸗Verf. bes Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königl. Regierungen (ausſchl. 
Poſen, Bromberg und Sigmaringen) und an bie Königl. Finanz⸗Direction zu Hannover. 
I. 4064. III. 2490. 


Berlin, den 2. April 1881. 

In meinem Erlaffe vom 29. Zuni v. %.*) habe ich die Königliche Regie- 
rung veranlaßt, auf die Berminderung von Fiſchottern, Reihern und Kormoranen 
thunlichſt Bedacht zu nehmen. Um die Berfolgung dieſes Zwecks zu fördern, 
erfläre ich mich bis auf Weiteres bereit, fiir die in der Brutzeit erfolgende Ber- 
flörung befegter Horfte von Kormoranen und Reihern innerhalb der Königlihen 
Forſten je eine Prämie von 1,50 Mark an die Forſtſchutzbeamten und Lehrlinge 
der betreffenden Reviere zu zahlen und dieſen Perjonen fiir jeden alten Reiher 
oder Kormoran, welder in der Zeit vor dem 16. Mai eines jeden Jahres von 
ihnen erlegt wird, ein Schußgeld von 50 Pf., für die übrige Zeit aber ein Schuß⸗ 
geld von 25 Pf. zu bewilligen. 

Die Königliche Regierung wolle die Forfibeamten ihres Bezirks hiervon in 
Kenntniß ſetzen, die bezüglichen Anträge ſammeln und leßtere im Anfang jedes 
Quartals zur Anmeifung der liquidirten Veträge bier einreichen. 


Der Minifter für Lanbwirthichaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


°) S. Sahrbud Band XII. ©. 357 Urt. 82. 
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Forſt- und Jagdſchutz und Strafweſen. Forſt⸗ und 
Jagdrecht. 
| 37. 
Tagdvergehn während der Nachtzeit. 
Erkenntniß bes Reichsgerichts (III. Straffenats) vom 5. Februar 1881. 


Nachtzeit im Sinne des $ 293 Str.-G.⸗B. ift nicht die Zeit von 
Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang oder die üblihe Ruhezeit, 
fondern die Zeit der Duntelpeit. 


Die Berübung zur Nachtzeit bildet fir das unberechtigte Jagen einen Straf- 
ſchärfungsgrund. Im erften Urtheil war angenommen: Nachtzeit fei die Zeit 
zwifhen Sonnenuntergang und Sonnenaufgang. Dieſe Annahme erflärt das 
Reichsgericht für eine rechtsirrthümliche mit folgender Motivirung: 

Nach dem Str.-G.-B. ift die Verübung zur Nachtzeit ein Strafihärfungs: 
grund bei dem Diebftahle und Raube in bewohnten Gebäuden ($ 243 Nr. 7, 
$ 250 Nr. 4), bei der unberedhtigten Jagdausübung ($ 293) und dem unberech— 
tigten Fijchen oder Krebjen ($ 296). Bei dem die Schifffahrt gefährdenden An⸗ 
zlinden von Feuer auf der Strandhöhe ($ 322) ift die Nachtzeit Thatbeftands- 
merkmal. Es kann bier dahingeftellt bleiben, ob der Begriff der Nachtzeit in 
allen diefen Fällen übereinſtimmend aufzufaffen ift, oder ob namentlich die von 
der Befchwerde bezogenen 88 243 Nr. 7 und 250 Nr. 4 die nächtliche Ruhe 
borausfeßen. Denn felbftredend kann e8 bei Jagdvergehen keinenfalls auf die 
Zeit anfommen, wann die Bewohner der Gegend zur Ruhe zu gehen pflegen. 
Mit Rüdfiht auf den offenbaren Grund des Gefetzes, daß bei Nachtzeit die Ent- 
dedung und Verhinderung des Jagdfrevels, ferner die Berfolgung des Frevlers, 
befonders in Forften, weſentlich erſchwert und die Gefahr für die, welche ben 
Jagdſchutz üben, erheblich gefteigert ift, Täßt fih im $ 293 unter Nadhtzeit nur 
die Zeit der Dunkelheit verftiehen. Die Nachtzeit beginnt alfo nicht fofort nad) 
dem Untergange der Sonne, fondern erft mit Eintritt der Dunkelheit und endet 
nicht mit dem Sonnenaufgange, fondern ſchon mit dem Eintritt der Morgen⸗ 
dämmerung. Die Frage, ob nächtliche Dunkelheit vorhanden mar, unterliegt im 
einzelnen Falle der richterlichen Beurtbeilung. 

(Rechtſprechung ıc. Bd. III. S. 12.) 

Die Motivirung geht u. €. fehl. Zur Zeit der nächtlichen Ruhe ift die 
Entdedung und Verhinderung des Jagdfrevels fchon dadurch erfchwert, daß der 
Verkehr der Menſchen auf dem Jagdrevier ruht, auch die Eontrolle der Yagd- 
ſchutzbeamten eine erheblich geringere if. Die Duntelheit ift u. E. ſchon deshalb 
nicht entfcheidend, weil e8 — wenn auch felten — Nächte giebt, die mond- und 
fternenflar, eine eigentlihe Dunkelheit gar nicht eintreten Taffen. Ermähnt mag 
noch werden, daß als Nachtzeit das Forſtdiebſtahlsgeſetz ($ 3) und das Feld: 
und Forfipolizei-Gefeg ($ 2) die Zeit zwifchen Sonnenuntergang und Sonnen- 
anfgang und die fomweit nody gültige Yeldpolizeiordnung ($ 29) die Zeit von 
einer Stimde nad Sonnenuntergang bis eine Stunde vor Sonnenaufgang be- 


fiimmt. 
Raetzell. 
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88. 
Iagdvergehen. Einziehung der Jagdvorrichtungen. 
Erfenntniß des Reichsgerichts (I. Straffenats) vom 17. Februar 1881. 


Auf die im $ 295 Str.-G.-B. vorgejhriebene Einziehnng der 
Jagdvorrichtungen x. ift neben der Strafe ſtets zu erfennen, 
gleichviel, ob die Einziehung möglich oder die Beihlagnahme 
bereit3 erfolgt if. 

Die Entſcheidung ift dahin motivirt: 

Mit der deshalbigen Strafe ſoll nad der allgemein gebietenden, über die 
beſchränktere Regel des $ 40 Str.-G.-B.*). hinausreihenden Vorſchrift des $ 295 
auf Einziehung des Gewehrs, des Jagdgeräths 2c., welche der Thäter bei dem 
unberedhtigten Jagen bei fidy geführt bat, ingleichen der Schlingen zc. und an» 
derer Vorrichtungen erkannt werden. Die durch Urtheil ($ 40 Abf. 2 Str.-G.-2.) 
als Nebenftrafe auszufprechende Einziehung wird nah Wortlaut und Zwed des 
Geſetzes (Motive zum revidirten Entwurf des Str.G.⸗B. für den norddeutfchen 
Bund 88 38, 291) weder durch vorgängige Beichlagnahme des betr. Begen- 
ftandes noch durch die Zweifellofigkeit der fpäteren Vollſtreckbarkeit bedingt. 


(Rechtſprechung zc. Band IIL ©. 56. 
Raetzell. 
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89. 
Brandftiftung bezüglich einer Waldung. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (III. Strafſenats) vom 19. Februar 1881. 


Das vorſätzliche Anzünden eines im Walde ſtehenden Dorn- 
bufhes und des Grafes daſelbſt fällt unter $ 308 Str.G.⸗B., 
wenn Gefahr beftebt, daß fih das Teuer dem Holzbeftande mit. 
theilt. 

Die Angeklagten waren in der Vorinſtanz nur wegen fahrläffiger Brand⸗ 
ſtiſtung verurtheilt. Dies ift vom Neichsgericht reprobirt mit folgender Be- 
gründung: 

Ein Wald befteht aus dem auf einer Bodenfläche wachfenden bezw. ange- 
legten Holze und dem Waldboden nebft den diejen bebedenden fonftigen Wald⸗ 
erzeugniffen. Das Anzünden jolher auf dem Waldboden wachſenden bezw. be- 
findlichen, einen Beftandtheil des Waldes bildenden, brennbaren Erzengnifie it 
das Inbrandſetzen einer Waldung, wenn dadurch der Holzbeftand in die (gemeine) 
Gefahr fommt, mit in Brand gejett zu werden. Wie weit fich der Waldboden 
erfiredt und ob eine Gefahr für den Holzbeftand vorhanden, ift im einzelnen 


840 Etr.⸗G.⸗B. Tautet: 
„Begenftände, welche durch ein vorfäßliches Verbrechen oder Vergehen berborge- 
bracht, oder weiche zur Begehung eines vorfäßlichen Verbrechens ober Vergehens 
gebraucht oder beſtimmt find, können, fofern fie bem Thäter oder einem Theilnehmer 
gehören, eingez egen werden. 
Die Einziehung tft im Urtheile auszuſprechen.“ 
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Falle nach den befonderen Umfländen zu beurtheilen. Zum Thatbeſtande einer 
vorſätzlichen Brandftiftung nad $ 308 Str.G.⸗B. mar bier nicht die beftimmte 
Abfiht der Angeflagten erforderlich, den Wald feinem Wefen nad, d. 5. das 
Holz als Hauptbeftandtheil defjelben, in Brand zu ſetzen; es genügte die vorjäß- 
liche Inbrandfegung des Graſes bezw. des Dornbufches, falls die Angellagten 
dabei nach den obwaltenden Umftänden das Bewußtſein der daraus für den 
Holzbeftand erwachſenden Gefahr hatten. 
(Rechtſprechung zc. Band III. ©. 59.) 


Raetzell. 


90. 
Widerſtand gegen Forfibeamte. 
Erfenntniß bes Reichsgerichts (I. Strafienats) vom 21. Februar 1881, 


Der $ 117 Str.⸗G.⸗B. feßtnidht voraus, daß die Amtshandlung 
und der Widerfiand gerade im Forſte erfolgt fei, er findet viel- 
mebr überall dann Anwendung, wenn dem Forftbeamten bei einer 
zur Handhabung des Forfigejekesporgenommenen Amtsbandlung, 
3. B. einer Hausfuhung, Widerfiand geleiftet wird. 

Begründung: Der $ 117 Str.G.⸗B. ſetzt, wie das Reichsgericht fchon in 
einem früheren Urtbeil vom 15. Mai 1880*) ausgefproden bat, nicht voraus, 
daß der Widerftand gegen den Forfibeamten im Forſt begangen worden ift oder, 
wenn außerhalb defjelben verlibt worden, mit einer von dem TForfibeamten im 
Zorft vorgenommenen Amtsbandlung im Zuſammenhang ſteht. Er findet vielmehr 
überhaupt dann Anwendung, wenn der Widerftand dem Yorftbeamten bei Hand- 
babuug des Forſtſchutzes bezüglich der Vornahme einer Amtsbandlung geleiftet 
wird, welche innerhalb feiner örtlihen und ſachlichen Zuftändigfeit gelegen war. 

(Rechtſprechung 2c. Band III. ©. 62.) 
Raetzell. 


91. 
Sachbeſchädigung durch Abhauen ſtehender Waldbänme. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (II. Strafſenats) vom 22. Februar 1881. 

Das Abhauen ſtehender Bäume im Walde iſt, wenn es nicht 
in der Abſicht rechtswidriger Zueignung, ſondern aus Rache oder 
Bosheit geſchieht, als Sachbeſchädigung ſtrafbar. 

Begründung: Wenn die Reviſionsſchrift geltend macht, daß nicht der $ 303 
Str.G.⸗B., fondern die $$ 1, 3, 4—9, 15 des Preuß. Forſtdiebſtahlsgeſetzes 
vom 15. Auguft 1878 hätten angewendet werden müſſen, jo ift dies verfehlt 
weil der erſte Richter den Thatbeſtand eines Forſtdiebſtahls oder eines Verſuchs 
deffelben nicht feftgenellt, insbefondere die dazu erforderte Abficht der Angellag- 


*) ef. Jahrbuch Bd. XIII. ©. 102. 
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ten, fich die Hölzer rechtswidrig zuzueignen, als vorliegend nicht angenommen, 
vielmehr lediglich die Beihädigung der Bäume aus dem Motiv der Rache als 
in dem Willen der Angeklagten liegend angenommen bat. Auf dergleichen vor⸗ 
ſätzlich und rechtswidrig verlibte Beichädigung bezieht fid das Geſetz vom 
15. April 1878 überhaupt nit; diefelben unterfallen vielmehr deu allgemeinen 
Strafgejegen, wie dies felbft für dem Bereich der Feldpolizeiordnung vom 1. No» 
vember 1817 und 13. April 1856 in $ 45 ausdrüdlich ausgefprocden ift. 
(Rechtſp rechung 2c. Band III. ©. 67.) 


Raetzell. 
92. 
Die Vorladung der Forſtſchutzbeamten zu den Forſtgerichtsterminen 
betreffend. 


Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthihaft zc. an fämmtlihe Königlihe Regierungen 
(ercl. Sigmaringen) und die Königliche FinanzsDirection zu Hannover. III. 5240. 


Berlin, den 25. Mai 1881. 

Nah der Borfchrift des $ 27 Abſatz 5 des Forſtdiebſtahls⸗Geſetzes vom 
15. April 1878*) werden alle in den Strafanzeigen als Zeugen benannten Per- 
fonen zum Erſcheinen in dem gemäß Abſatz 3 dafelbft zur Einjpruchserhebung 
und zur Hauptverhandinng anberaumten Termine theils, ſoweit es fi) um Forſt⸗ 
ſchutzbeamte handelt, durch ihren Vorgeſetzten veranlaßt, theils durch die Gerichte 
vorgeladen, ohne Rüdfiht darauf, ob die Bernehmung der Zeugen in Folge des 
vom Angellagten eingelegten Einſpruchs nothwendig wird oder nicht. Da aber 
die Zahl der Einfprüche im Verhältniß zu der Zahl der Strafbefehle durchweg 
eine ſehr geringe ift, jo werden die meiften der in den forftgerichtlihen Terminen 
als Zeugen erichienenen Berjouen unvernommen wieder entlaffen. 

Aus diefer Einrichtung find erhebliche Uebelftände entflanden, indem einer- 
jeit8 ganz unnüter Weife Zeugengebühren verausgabt werden, die faft ausnahms- 
108 der Staatskaffe zur Laft fallen, andererfeit$ auch die Forfifhugbeamten an 
deu forfigerichtlichen Terminstagen ihren Nevieren entzogen und lettere dann 
gewiffermaßen den Frevlern freigegeben werden. 

Diefe Uebelftände Laffen fi, ohne daß es einer Abänderung des Geſetzes 
bedarf und ohne daß durch eine Abweichung von dem Wortlaute des $ 27 cit. 
die Rechtsbeftändigkeit des demnächſtigen Urtheils in Trage geftellt werde, da⸗ 
durch befeitigen, daß zu den im $ 27 cit. bezeichneten Terminen von der Ge⸗ 
ſtellung bezw. Ladung der Zeugen einftweilen Abftand genommen und die Ge⸗ 
ſtellung und Ladung erft erfolgt, wenn der Angeklagte gegen den Strafbefehl 
Einfpruch erhoben und das Gericht die Bernehmung der vorgeidhlagenen Zeugen 
für erforderlich erachtet hat. 

Die Königliche Regierung hat hiernach die Oberfürfter des bortigen Bezirks 
anzumeifen, das Erjcheinen der Forſtſchutzbeamten al3 Zeugen in den nach $ 27 eit. 
anberanmten Terminen erft dann zu veranlaffen, wenn das Gericht in Folge 
erhobenen Einſpruchs des Angellagten das Erfcheinen des Zeugen ausdrücklich 
verfügt bat. 


*) ©. Zahrbuch Bd. X. Urt. 12 ©. 46. 
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Es läßt fich dabei jedoch nicht verlennen, daß es unter Umfländen im In⸗ 
terefje der Sache nothwendig erſcheinen kann, daß die Zengen fon im erften 
Einſpruchs⸗Termine erfcheinen, weil die Erhebung des Einſpruchs vorauszufehen 
it. Wird in einem ſolchen Kalle das Erſcheinen vom Gerichte verfügt, fo ift der 
betreffende Forftichugbeamte in dem Termin zu geftellen; hält dagegen der Bor- 
gejetste des Forſtſchutzbeamten das Erjcheinen des letzteren für erforderlich, jo 
joll ihm zwar auch die Befugniß zuflehen, den Forfifhugbeamten als Zeugen 
in dem Einfpruchstermin zu geftellen; es wird hierbei jeboch vorausgefeht, daB 
beftimmte Kundgebungen des Angeflagten oder fonftige thatſächliche Verhälmiſſe 
vorliegen, welche die Erhebung des Einſpruchs in hohem Grade wahrſcheinlich 
machen. 

Die Königliche Regierung hat darauf zu achten, daß die Oberförfter von 
diefer Befugnig nur ausnahmsweiſe Gebrauch machen und namentlich nicht etwa 
aus Konnivenz gegen die ihnen untergebenen Forſtſchutzbeamten über das durch 
die thatſächlichen Verhältniffe gebotene Maß hinausgehen. 

Bei einem etwaigen Mißbrauche ift gegen den betreffenden Forſtbeamten 
nicht nur im Disciplinarwege vorzugehen, fondern auch derjelbe anzumeifen, für 
die Zukunft die Geftelung des Zeugen erft dann zu veranlaffen, nachdem das 
Gericht die Bernehmung ansdrüdlich verfügt bat. 
| Die Gerichte werden Seitens des Herrn Juſtiz-Miniſters mit entjprechender 
Anmeifung verjehen werden. 


Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


93. 
Verhütung von Waldbränden betreffend. 


Circ.⸗Verfg. bes Minifters für Landwirthſchaft zc. an fänmtlihe Königlichen Regierungen 
und Landdrofteien und an die Königlihe Finanz=Direction in Hannover. III, 5893. 


Berlin, den 27. Mai 1881. 

Die Waldbrände haben nah Zahl und Ausdehnung in letter Zeit einen 
Bejorgniß erregenden Umfang gewonnen. Allein in den Königlichen Forſten 
find 36 erhebliche Waldbrände im Laufe des Jahres 1880 vorgelonmen. Die 
Bahl derfelben beträgt im Jahre 1881 ſchon jett 25. Einzelne Brände haben 
einen ſehr beträchtlichen Schaden angerichtet und fogar die Einäfchernng von 
Gebänden zur Folge gehabt. Hierdurch wird der Verwaltung die Pflicht nahe 
gelegt, auf energiſche Handhabung der gejetlihen und polizeilidhen Borbeugungs- 
maßregeln hinzuwirken. Ich made in diefer Beziehung insbefondere auf die 
88 32 und 44 bis 46 des Feld⸗ und Forft-Polizei-Gefeges vom 1. April 1880*) 
aufmerkfan und weife ausdrücklich darauf bin, daß alle auf die Verhütung von 
Waldbränden abzielenden Polizei-Verordnungen, deren Befimmungen nicht in 
das vorallegirte Gejeg aufgenommen find und demjelben nicht entgegenftehen, 
auch jett noch in Kraft geblieben find. Nah meinen Wahrnehmungen laffen 
die zur Handhabung der bezliglichen gefeglichen und polizeilichen Borjchriften 


*) ©. Jahrbuch Bd. XII. Urt. 63 ©. 238. 
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berufenen Organe des Staates und der Gemeinden x. e3 oft an der erforder- 
fihen Aufmerkſamkeit, Rührigleit und Strenge fehlen. Die Königliche Regie- 
rung wird veranlaßt, diefem Gegenftande ihre befondere Beachtung zuzuwenden. 
Es werden namentli die Gensdarmen, die Königlichen und Kommunal⸗Forſt⸗ 
beamten anzumeifen fein, den betcefjenden Zumiderhandlungen mit vollfter Energie 
entgegenzutreten. Etwa belannt werdende Fälle von Nachläffigkeit Seitens der 
Beamten find mit aller Strenge zu ahnden. Andererfeit3 wird befonderem Eifer 
die verdiente Anerkennung nicht vorzuenthalten fein. Vorzügliche Aufmerkfamteit 
it dem Gegenftande in denjenigen Landestheilen zuzumwenden, in welchen zu land⸗ 
wirthſchaftlichen Zweden das Brennen von Mooren und Haiden ꝛc. üblich ift. 

Ich ſpreche die beftimmte Erwartung aus, daß alle dazu berufenen Behörden 
ihre volle Energie aufwenden werden, um ber jährlich wiederkehrenden Kalamität 
der Waldbrände möglihft Schranken zu fegen und die Schädigung des National- 
Bermögens zu vermeiden, welche die unausbleibliche Folge einer laren Hand⸗ 
habung der beftehenden Strafbeſtimmungen ift. 

Welche Maßregeln die Königliche Negierung im Sinne der vorftehend ar- 
gedeuteten Gefichtspunfte getroffen hat und wie viele Anzeigen und Beftrafungen 
wegen Berlegung der gejeglichen und polizeilichen VBeftimmungen zur Verhütung 
von Waldbränden in den beiden Jahren 1880 und 1881 im dortigen Bezirke 
vorgeflommen find, bleibt bi zum 1. März 1882 anzuzeigen. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 


Perſonalien. 
94. 


Veränderungen im Königl. Forſt- und Iagdverwaltungs-Perfonal 
vom 1. Januar bis Ende März 1881. 


(Im Anſchluß an ben Art. 65 ©, 135.) 


I. Bei der Eentral-Berwaltung und den Forſt⸗Akademien. 

Oberf.Kand. Fifcher, dem Director der Forftl-Alademie zu Münden zur Unter- 
fütung bei forftwiffenfchaftl. Unterfuchungen und Arbeiten für forftliche Ver⸗ 
ſuchszwecke überwieſen. 

Oberf. Zeiſing, vom 1. Mai 1831 ab auf die neu zu bildende Oberförſterei 
Biefenthal mit dem Wohnfite in Eberswalde verjett, hat vom Sommer- 
femefler 1881 ab die ihm "Seitens des Director der Yorft-Alademie zu 
Eberswalde übertragenen Borlefungen zu übernehmen und die beziiglichen 
Ercurfionen zu leiten refp. an denfelben Theil zu nehmen. 

Dr. Eountler zu Eberswalde, zum Dirigenten der chemifch-phyfilaliichen Ab⸗ 
tbeilung des forftlichen Verſuchsweſens und Docenten bei der Forſt⸗Aka⸗ 
demie zu Eberswalde definitiv ernannt. 

Dem Brivat-Docenten an der Univerfität zu Göttingen, Dr. Eggert, ift weiter 
für das Sommer-Semefter 1881 der Unterricht in den allgemeinen Staats⸗ 
wiflenfchaften bei der Korft-Atademie zu Münden Übertragen worden. 
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Chemiker Reichert, Aſſiſtent bei dem unter Leitung des Prof. Dr. Mitſcher— 
lich ſtehenden chemiſchen Laboratoriums der Forſt⸗Akademie zu Münden, 
ſcheidet mit dem 1. Juli 1881 aus dieſer Stellung und iſt für denſelben 
der Chemiker Carl Schwedes von demſelben Termine ab angenommen. 


I. Bei.den Provinzial-Berwaltungen der Staatsforften. 


A. Geftorben. 
Stahl, Oberförfter zu Eltville, Neg.:Bez. Wiesbaden. 
Goebels, Oberförfter zu Gelnhaufen, Reg.Bez. Eaffel. 
Plaber, " zu Wildenomw, Reg.Bez. Frankfurt. 


B. Penfionirt. 
Steinhoff, Oberförfter zu Winnefeld, Prov. Hannover. 
Walther, n zu Naumburg, Reg.-Bez. Caffel. 
Kohli, n zu Wilhelmsmwalde, Reg.⸗Bez. Danzig. 
Werneburg, Oberforfimeifter zu Erfurt. 
Kirchner, Oberförfter zu Giefel, Reg.Bez. Eaffel. 
Lenz, " zu Carlshafen, Neg.-Bez. Caſſel. 
Grebe, Forftmeifter zu Caffel. 
v. Mindwit, Oberförfter zu Zeit, Oberförfterei Gofſera, Reg.Bez. "Merfeburg. 
Kramer, " zu Neuftadt, Reg.⸗Bez. Eaffel. 


O. Berfegt ohne Nenderung des Amtsharacterd (zugleih mit 
Angabe über neu gebildete Berwaltungs- und Inſpections— 
Bezirle). 

Dem Oberförfter Mallmann zu St. Wendel ift die Verwaltung der aus den 
Oberförftereien Baumbolder und St. Wendel gebildeten einen Oberförſterei 

St. Wendel, Reg.Bez. Trier, libertragen morden. 

Zeijing, Oberförfter, von HeſſiſchOldendorf, Oberförfterei Zerjen, Reg.⸗Bez. 
Minden, auf die aus Theilen der bisherigen Oberförfterei Biejenthal neu 
zu bildende Oberförfterei Biefenthal mit dem Wohnfige zu Eberswalde, 
Reg.⸗Bez. Potsdam. 

Bom 1. April 1881 ab ift die bisherige Oberförfterei Baumbolder, Reg.⸗Bez. 
Trier, mit der Oberförfterei St. Wendel zu einer Oberföriterei St. Wendel 
bereinigt worden. 

Die Oberförftereien Biejenthal, Liepe uud Freienwalde, Reg.⸗Bez. Potsdam, 
werden neu abgegrenzt und gleichzeitig aus Theilen derfelben eine vierte 
Oberförfterei Eberswalde gebildet. 

Die einzelnen Oberförftereien beftehen ſodann: 

Biefenthal, Amtsſitz Eberswalde, aus den Schutzbezirken Heegermühle, 
Schwärze, Grafenbrüd und Eiferbude mit 4201,425 ha; 

Ziepe, Amtsfig Chorin, aus den Scutbezirten Liepe, Kahlenberg, 
Chorin, Nettelgraben und Senftenthal mit 5309,001 ha; 

Hreienwalde, Amtsfig Yreienwalde, aus den Schutsbezirlen Breitelege, 
Maienpfuhl, Breitefenn, Sonnenburg, Torgelow und Brablig mit 
6022,421 ha; 
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Eberswalde, Amtsfih Eberswalde, aus den Schugbezirten Borkemanns- 
pfuhl, Schönholz, Melchow, Kaehnsdorf und Tiefenjee mit 
4075,331 ha. 

Die Bewirthſchaftung wird vom 1. October 1881 ab nach den neuen 
Grenzen geführt, die Rechnungslegung erfolgt dagegen vom 1. April 1882 ab. 

Sämmtliche 4 Oberförſtereien dienen hinfort als Lehr⸗ und Ercurfions- 
reviere der Forſt⸗Akademie zu Eberswalde. Sie werden daher dem Akade⸗ 
mie⸗Director mit denſelben Rechten und Pflichten unterſtellt, welche ihm in 
Bezug auf die Oberförſtereien Liepe und Bieſenthal eingeräumt reſp. auf⸗ 
erlegt waren. 

Mit dem 1. April 1882 wird der Sitz des Oberförſters des Reviers Glücks⸗ 
burg, Reg.-Bez. Schleswig, nah Flensburg verlegt und von demſelben 
Termine ab der Name der Oberförfterei in „Flensburg“ umgeändert. 

Dandelmann, Oberförfter, von Zrittau, Reg.⸗Bez. Schleswig, nad) Harde- 
haufen, Reg.-Bez. Minden. 

Frhr. v. Wittgenftein, Oberförfter, von Eleve, Oberförfterei Rheinwarden, 
Neg.-Bez. Düffeldorf, nad Carlshafen, Reg.-Bez. Eaffel. 

Dem Oberförfter Dr. Kohli, welcher bisher die Oberfürfterfielle Wilbelms- 
walde, Reg.⸗Bez. Danzig, interimiftifch verwaltete, ift diefe Stelle definitiv 
verliehen worden. 

von Weikhmann, Oberförfter, von Eoblenz, Reg.⸗Bez. Coblenz, nad) Eltville, 
Reg.⸗Bez. Wiesbaden. 

Dank, Oberförfer, von Eberswalde, Oberfürfterei Biefenthal, Neg.-Bez. Pots⸗ 
dam, nach Zeit, Oberförfterei Goffera, Reg.-Bez. Merjeburg. 

Runnebaum, Oberförfter, von Freienwalde, Reg.:Bez. Potsdam, auf die neu 
zu bildende Oberförfterei Eberswalde, Neg.-Bez. Potsdam. 

Kalkhof, Oberförfter, von Goldap, Reg.Bez. Gumbinnen, nad Gelnhaufen, 
Oberförfteret Rangenfelbold, Reg.⸗Bez. Eaffel. 

Spieler, Oberförfter, von Heidchen, Oberförfterei Hartigsheide, Reg.-Bez. Pojen, 
nah Jaenſchwalde, Reg.⸗Bez. Frankfurt. 

Witzmann, Oberförfter, von Jaenſchwalde, Reg.Vez. Frankfurt, nach Heibchen, 
Opberförfterei Hartigsheide, Reg.⸗Bez. Bofen. 

Wagner, Oberförfter, von Neuentrug, Reg.-Bez. Stettin, nach Wildenom, Reg.⸗ 
De. Frankfurt. 


D. Befördert refp. verjegt unter Beilegung eines höheren Amts— 
charakters: 
Grunert, Oberföriter zu Hardehauſen, Reg.Bez. Minden, zum Forſtmeiſter 
ernannt und ihm die Forſtmeiſterſtelle Caſſel⸗Friedewald übertragen. 


E. Zu Oberförſtern ernannt und mit Beftallung verfehen find: 

Baumgart, Oberf.-Kand. und Yeldj.-Kieut. zu Oldendorf, Oberförfterei Zerſen, 
Reg.Bez. Minden. 

Debnide, Oberf.-Kand., bisher interim. Revierförfter zu Gr. Saerchen, Ober- 
förfterei Sorau, Neg.- Bez. Frankfurt, zu Creutburgerhütte, Oberförfterei 
Murow, Reg.:Bez. Oppeln. 
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von Doehn, Oberf.-Kand., zu Breitenheide, Reg.Bez. Gumbinnen. 


Siegfried, . zu Weilmünfter, Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Linnenbrint, „ zu Naumburg, Reg.Bez. Caſſel. 

Thadpden, " zu Eliſenthal, Oberf. Goldap, Reg.Bez. Gum⸗ 
binnen. 

Paaſch, " und Feldj.-Lient., zu Neuftadt, Neg.-Bez. Eaffel. 


F. Mit Borbehalt der Ausfertigung der Beftallung und Yef- 
ſetzung der Anciennetät al3 Oberförfter definitiv angeftellt find: 
Riebel, Oberf.-Kand., zu Freienwalde, Reg.-Bez. Potsdam. 

Beißig, " zu Zrittau, Neg.-Bez. Schleswig. 


G. Zum interimiftifhen Revierverwalter wurde berufen: 
Steinhoff, Oberf.-Kand., für die Oberförfterftielle Winnefeld, Prov. Hannover. 


H. Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurde berufen: 
von der Hellen, Oberf.-Kand., nad) Danzig. 


J. Zum Revierförfter wurden definitiv ernannt: 
Braun, Förfter zu Dingwalde, Oberf. Pr. Eylau, Neg.-Bez. Königsberg. 
Habeck, Förſter zu Er. Friedrich, Oberf. Limmrig, Reg.-Bez. Frankfurt, 


K. Als interimiftifhe Revierförfter wurden berufen: 

Der interim. Revier-Förfter, Oberf.-Kand. Schipper, ift von Werbermühle, 
Oberf. Diepmannsdorf, Reg.⸗Bez. Potsdam, auf die Mevier-Förfterftelle 
Gr. Saerden, Oberf. Sorau, Reg.⸗Bez. Frankfurt, verſetzt. 

Riedel, Oberf.-Kand., nad Werdermühle, Oberf. Diepmannsdorf, Reg.Bez. 
Botsdam. 


L. Zum wirklichen Hegemeifter wurde befördert: 
Dolling I., Förfter, zu Hopfenbruch, Oberf. Mauche, Reg.⸗Bez. Pojen. 


M. Den Eharalter als Hegemeifter haben erhalten: 
Kuhrke, Förfter zu Polko, Oberförfterei Guszianka, Reg.⸗Bez. Gumbinnen. 
Nerrlich, Förſter zu Ullersdorf, Oberf. Grüfſau, Reg.:Bez. Liegnitz. 
Labefins, Förſter zu Leipeningken, Oberf. Padrojen, Reg.Bez. Gumbinnen. 
Kahle, Förſter zu Lakenhans, Oberf. Neuhaus, Prov. Hannover. 
Oehlmann, Förſter zu Hohenbinde, Oberf. Rüdersdorf, Reg⸗Bez. Potsdam 

(bei der Penſionirung). 
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95. 
Ordens⸗Berleihungen 
am Forſt- und Zagdbeamte vom 1. April bis Ende Iuni 1881*). 
(Im Anſchluß an ben gleichnamigen Artikel 66 ©. 158.) 


A. Der Rothe Adler-Drden IL Klaffe mit Eichenlaub: 
Werneburg, Oberforfimeifter zu Erfurt (bei der Penfionirung). 


B. Der Rothe Adler-DOrden II. Klaffe mit der Schleife: 
Schraudebad, Oberförfter zu Windhof, Cherf. Weilburg, Reg.-Bez. Wies- 
baden (bei der Penftonirung). 
von Mindwig, Oberförfter zu Zeig, Oberf. Gofſera, Reg.⸗Bez. Merfeburg 
(bei der Penfionirung). 


C. Der Rothe Adler-Orden IV. Klaffe. 
Buffe, Oberförfter zu Lüneburg, Oberf. Scharnebeck, Brov. Hannover (dei der 
Benftonirung). 
Steinhoff, Oberförfter zu Winnefeld, Prov. Hannover (mit der Zahl 50). 
Rautenberg, „ zu Polle, Brov. Hannover (mit der Zahl 50). 


D. Der Kronen-Drden IV. Klaffe: Ä 
Liebad, Revier⸗Förſter zu Glarencranft, Oberf. Kottwig, Reg⸗Bez. Breslan 
(bei der Penfionirung). 
Bartel, Hegemeifter zu Lauterbach, Oberf. Carlsbrunn, Reg.Bez. Trier (bei 
der PBenfionirung). 
Miller, Hegemeifter zu Bluno, Oberf. Hoyerswerda, Neg.-Bez. Liegnis (mit 


der Zahl 50). 
Schroeder, Hegemeifter zu Mühlenbeck, Oberf. gi. Namens, Reg.⸗Bez. Stettin 
(bei der PBenfionirung). - 


E. Das allgemeine Ehrenzeichen: 

Broja, Förfter zu Boppelau, Oberf. Boppelau, Reg.-Bez. Oppeln. 

Kothe, Waldwärter zu Hermannsburg, Oberf. Ejchede, Prov. Hannover (bei 
der Penfionirung). 

Bremer, Förfter zu Marienborn, Oberf. Biſchofswald, Reg.Bez. Magdeburg 
(bei der Penfionirung). 

Hoffmann, Förfter zu Ehacobjee, Oberf. Dammendorf, Reg.-Bez. Frankfurt 
(bei der Penfionirung). 

Wernicke, TFörfter zu Hubadjstheerofen, Oberf. Steinſpring, „ ” 
(bei der Penfionirung). 

Müller, Förfter zu Neudamm I., Oberf. Zicher, 

Scholz, Förfter zu Gehlfeld, Oberf. Liebemühl, Reg.-Bez. Königsberg (bei der 
BVenfionirung). 


*) Die Chargen und Rohnörter der Drbensempfänger find angegeben, wie ſie zur Zeit 
der Verleihungen waren. 
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F. Die Erlaubniß zur Anlegung fremder Orden haben erhalten: 

Banning, Oberf. zu Miele, Prov. Hannover, Königlich Spaniſchen Orden 
Iſabella der Katholifchen. 

Dr. Dandelmann, Öberforfimeifter und Director der Forfi-Alademie zu 
Eberswalde, Kommandeur-Kreuz zweiter Klaſſe des Königlih Schwediſchen 
Wafa-Ordens. 


G. Anderweite Audzeihnungen. 
In Anerlennung lobenswerther Dienſtführung find von Seiner 
Ercellenz dem Herrn Miniftler Ehrenportepees verliehen worden: 
Dem Förfler Schimmer zu Kaltwaffer, Oberf. Banten, Reg.-Bez. Liegnitz. 
„ " Andrejen zu Süderholz, Oberf. Sonderburg, „ Schleswig. 
” „ Schmidt zu Develgoenne, „ „ F n 


Berihtigungen. 
Seite 146 am Schluß des Art. 56 muß ftehen 
ftatt „Band 11. S. 409—453” „Band II. ©. 409. 453”. 
„ 147 if zu ſetzen: 
zu Art. 58: Rechtſprechung x. Band LI. S. 708. 
zu Art. 59: Rechtſprechung 2c. Band IL. ©. 753. 
„ 102 if zu ſetzen: 
Zeile 12 v. o. Hinter: „Jagdſchutzes“ „befinden“. 


Unterrichts⸗ und Prüfungsiweien. 
96. 


Nachtrag zu den Bedingungen für die Aufnahme in das 
Reitende Feld-Jäger-Corps. 


Berlin, im Inli 1881. 

Die von mir für die Aufnahme in das Neitende Feld-Jäger⸗Corps im 
Januar 1874 *) erlafjenen Bedingungen werben ad VI. dahin ergänzt, daß in 
Zukunft nur folhe Aspiranten von dem Commandeur des Yeld-Fäger-Corps 
angenommen werden, welche ihrer einjährigen Militair-Dienftpflicht bei einem 
Jäger⸗ reip. dem Garde-Schüten-Bataillon geniigt haben. — Diefelben haben 
jofort beim Eintritt als Einjährig- Freiwillige ihrem Bataillons-Commandenr 
die in den Aufnahme-VBedingungen für das Neitende Feld⸗Jäger⸗Corps vorge- 
ſchriebenen Zeugniffe vorzulegen, welcher diejelben dann zur Prüfung und 
weiteren Beranlaffung dem Kommando des Feld-Yäger- Corps einfenden wird. 

Borftehende Befimmung findet Anwendung auf diejenigen vom 1. Oftober 
d. 3. ab als Einjährig-greiwillige in die Armee Eintretenden, welche in das 
Heitende Feld⸗Jäger⸗Corps aufgenommen zu werden wünjcen. 


Der Chef des Neitenden Feld⸗Jäger⸗Corps. 


Graf von der Golß, 
General der Eavallerie und General-Adjutant Seiner Majeftät des Kaiſers 
und Königs. 


Berwaliungs: und Schutz-⸗Perſonal. Gehalte und Emoln- 
mente, Penflonirungen, Alters-, Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
Berjorgung. 

97. 

Berechnung des Wohnungsgeldzuſchuſſes refp. der Lantieme für 
Forftkaffen-Rendanten betr, 

Beſcheid des Minifters für Landwirthſchaft 2c. an eine Königl. Regierung und zur gleich 
mäßigen Beachtung am ſämmtliche übrige Kgl. Regierungen (excl. Sigmaringen) und an bie 
Kol. Jinanz-Direction zu Hannover. II. 7022, 

Berlin, den 12. Juli 1851. 
Im Einverfiändniß mit dem Herrn Finanzminifter erwidere ich der König⸗ 
lichen Regierung auf den Bericht vom 28. April d. J., daß denjenigen Forſt⸗ 
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Laffen-Rendanten, welche ihr Amt als vollbefhäftigendes Hauptamt 
und nit blos fommiffarifd — wenn auch auf Widerruf oder 
Kündigung — verwalten, der Character als etatsmäßige Beamte im Sinne 
des Geſetzes vom 6. Februar d. %. (G.⸗S. ©. 17)*), namentlih mit Rüdficht 
auf die für Gewährung des Wohnungsgeldzuſchuſſes an diefelben maßgebend 
gewefenen Erwägungen nicht verjagt werden Tann. 

Die Forftlaffenrendanten diefer Klafje können alſo den Wohnungsgeld- 
zufhuß quartalsweife im Voraus beziehen und in Todesfällen ift den Hinter- 
bliebenen derfelben der Wohnungsgeldzufhuß und der als Gehalt zu berechnende 
Theil der Tantieme für den Neft des Sterbemonats und für die auf den Sterhe- 
monat folgenden drei Monate (Gnadenquartal) zu gewähren beziehungsmweije zu 
belaflen. 

Hierbei darf jedoh — in Beachtung der Beftimmungen der Eircular-VBer- 

b. dr 
fügungen vom 26. März 1865 ee a ) und vom 10. Mai 1873 m Fr 
— der Marimaibetrag des als Gehalt zu gemwährenden Tantiemeantheils von 
den Einnahmen des betreffenden Rechnungsjahres (einfchließlich für Holz aus 
dem Einfchlage vom 1. Oftober des Vorjahres ab) bis zum Ablauf des Gnaden- 
quartal8 niemals üsberjchritten werden. Die Hinterbliebenen erhalten jomit, 
felbftiverftändlich nach Abrechnung des vom Berftorbenen vor feinem Tode davon 
bereit3 Bezogenen, neben dem Wohnungsgeldzuſchuß, 

1) wo der Gebaltstheil der Tantieme für das betreffende Rechnungsjahr 
bi3 zum Ablauf des Gnadenquartals innerhalb des Marimums von 
3300 M. fich berechnet, 
den vollen Betrag des Gehaltstheils und, infoweit nicht ſchon eine 
Bertretung des Reudanten vor feinem Tode flattgefunden bat, den 
Dienftaufwandstheil big zum Todestage incl., 
dagegen aber 
2) wo der Gehaltstheil der Tantieme bis zu demjelben Zeitpunkt höher 
als das Marimum fich berechnet, 
nur das letttere und den Dienflaufwand wie zu 1. 

Stirbt ein folcher Rendant in der Zeit vom 1. Oktober bis Schluß März, 
jo gilt dag Marimum für jedes der dann betheiligten beiden Rechnungsjahre. 

Iſt ausnahmsweiſe einem Forftlaffen-Rendanten der fraglichen Klafſe ftatt 
des Wohnungsgeldzufchuffes eine Dienftwohnung überwieſen, fo behalten die 
Hinterbliebenen das Recht der Benutung der Wohnräume bis zum Ablauf des 
Gnadenquartals. 

Die Königliche Regierung molle biernad verfahren. Auf die Hinterblie- 
benen folder Forſtkafſen⸗Rendanten, welche in diejer Stellung nicht voll beſchäf⸗ 
tigt waren, findet das Geſetz vom 6. Februar d. J. Leine Anwendung. Bei 
vorhandener augenblicklicher Nothlage bleibt der Königlichen Regierung über- 
laffen, eine Unterflügung für diejelben zu beantragen. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 





*) &. zeite 122 Art. 42 d. Bds. 
») S. Forſt⸗ u. Jagd⸗Kalender XVI. Zahrg. (1866) ©. 78 Art. do. 
+) ©. Jahrbuch Bd. VL ©. 17 Art. 12. 
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98. 

Bewilligung von Unterfiühungen an Wittwen und ermachfene 
Binder von verftorbenen Forftbeamten und an penfionirte Forft- 
beamte betr. 

Circ.⸗Verfg. bes Minifters für Landbwirtäfhaft x. an ſämmtliche Königliche Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und bie Königliche Finanz⸗Direction zu Hannover. III. 8336. 


Berlin, den 9. Auguft 1881. 

Zur Verminderung des Schreibewerl3 ermädtige ich die Königliche Megie- 
rung, vom nädften Rechnungsjahr 1. April 1882/83 ab die zur Zahlung aus 
dem Fonds Gapitel 4 Titel 3 des Tyorfiverwaltungs-Etats fiir Wittwen und 
erwachjene Kinder verflorbener Forſtbeamten von bier aus anf Zeitdauer bewil- 
ligten fortlaufenden Unterftüßungen bei Ablauf der Bewilligungsfriften nach be- 
wirkter Feſtſtellung der noch fortdauernden Hülfsbedürftigkeit und Würdigkeit 
ben betreffenden Perfonen ohne vorgängige Berichtserftattung und mit Vorbehalt 
des Widerrufs unter den Bedingungen der erften Bewilligung auf beflimmte 
Zeitdauer (etwa 3 bis 5 Jahre) felbfiftändig weiter zu bewilligen, jedoch nur 
bis zur Höhe des bisher gewährten Betrages. 

Neu hinzutretende fortlaufende Unterftigungen und Erhöhungen der bisher 
bewilligten Beträge, ſowie SKinder-Erziehungsgelder werden jedoch auch ferner 
der dieffeitigen Bewilligung vorbehalten und es ift dieferhalb nach wie vor unter 
Borlegung der betreffenden motivirten Vorſchlagsnachweiſung hierher zu be- 
richten. 

Der Königlihen Regierung ertheile ich ferner hiermit die Ermächtigung 
von dem erwähnten Zeitpunfte ab aus dem obengenannten Fonds nad) Bedarf 
einmalige Unterflügungen an Forſtbeamten⸗-Wittwen und Waifen, forwie an pen⸗ 
fionirte Forſtbeamte felbfifländig zu bemwilligen und zur Zahlung anzumeifen. 

Zur Beftreitung derfelben werden der Königlichen Regierung vor Beginn 
des betreffenden Rechnungsjahres entiprecgenbe Beträge zur Dispofition geftellt 
werben. 

Es wird dabei Folgendes zur Beachtung bemerft: 

l. Mit dieſen zur Dispofition geftellten Mitteln ift bi8 zum Jahres 
Rechnungsſchluſſe hauszuhalten, es ift alfo auf die bis dahin noch 
zu erwartenden Bedürfnißfälle gehörig Rüdfiht zu nehmen, da von 
dem filr die ganze Monardie disponiblen Gefammtfonds bei der all- 
jährlichen Bertheilung nur ein geringer Betrag hier rejerbirt werden 
wird und Zufchlffe nur in geringen Beträgen und unter ganz befon- 
deren Verhältniſſen würden gemährt werden können. 

2. Erwachſenen Kindern verftorbener Forſtbeamten find da, mo die Dlutter 
noch lebt, Unterſtützungen nicht zu gewähren und e8 wiirde in Bedarfs- 
fällen nur der letzteren eine Unterſtützung zu bemilligen fein. 

3. Als Regel gilt, daß im Laufe eines Jahres für diefelbe Perfon zwei⸗ 
oder mehrmalige Unterftütungen, desgleihen an Perfonen, welche be- 
reits eine fortlaufende Unterftügung beziehen, außerordentliche Unter- 
flüßungen nicht zu bemilligen find. Ausnahmen hiervon find nur 
unter ganz befonderen Berhältniffen zuläffig, wenn in Kranfheits- und 
bei fonfligen Unfällen vorübergehend eine größere Hilfsbebürftigfeit 
eingetreten ifl. 

16* 
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4. As Grundſatz ift feflzuhalten, daß Unterflüßungen, jowohl fortlan- 
fende als einmalige, und Kinder-Erziehungsgelder immer von der⸗ 
jenigen Regierung beantragt rejp. angewiefen uud verrechnet werben, 
in deren Bezirk die Unterfilitungs-Empfänger wohnen und nicht von 
der Regierung, welcher der verftorbene Beamte zuletzt angehört Hat. 

5. Am Jahresrechnungsſchlufſſe find nur die wirflih angewieſenen und 
für das betreffende Jahr zu zahlenden Beträge an fortlaufenden und 
einmaligen Unterſtützungen, fowie an Kinder-Erziehungsgeldern als 
Sollausgabe nachzuweiſen, es ift ſonach die von dem zur Dispofition 
gefteliten Betrage nicht verwendete Summe in Abgang und nicht in 
Ausgabe-Neft zu fielen. Als Ausgabe⸗Reſte, die aber möglichſt zu 
vermeiden find, dürfen von den angewiejenen und zur Soll-Ausgabe 
geftellten Unterſtützungen und Erziehungsgelbern nur die noch zahl« 
baren, bis zum Finalabſchluſſe aber nicht abgehobenen Beträge nach⸗ 
gewiejen werden. 

6. Weber die ans dem Allerhöchften Eabinet mir zugehenden Immediat⸗ 
Unterſtützungs⸗Geſuche wird, event. nach eingezogenem Berichte ber 
Königlichen Regierung, von bier ans Entſcheidung getroffen werben, 
und die hierauf etwa bewilligten Unterſtützungen werden aus dem bier 
referpirten Theil des Fouds geleiftet werden. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


99. 
Interpretirung des Begriffes „Familie“ bezüglich der Gewäh— 
rung des Depntat-Brennholzes für „unverheirathete“ oder für 
„verheirathete reſp. Forftauffeher oder Hülfsjäger mit Familie“ 
betreffend. 


Cire.⸗Verf. bes Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an fänmtlihe Königl. Regierungen ercl. 
berjenigen zu Sigmaringen und an bie Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 11. 8714. 


Berlin, den 15. Auguft 1881. 

Aus Beranlaffung eines Sperialfalles beftimme ih Hierdurch, daß bei Ent- 
ſcheidung der Trage, ob den Forſtaufſehern uud Hillfsjägern das ihnen zu ge- 
währende Deputat-Brennholz innerhalb der für „unverbeirathete” oder für „ver- 
beirathete rejp. Yorflaufjeher oder Hülfsjäger mit Familie” zuläffigen Sätze ver- 
abfolgt werden darf, der Begriff „Familie“ fo zu interpretiven ift, wie ſolches 

, $ 
durch die Eircular-Berfügung vom 17. April 1877 —— beſtimmt worden 
if. Danach find unter Familie nit nur die Ehefrau, Kinder, Eltern und Ge- 
ſchwiſter eines Beamten, foudern auch andere nahe Verwandte und Pflegelinder 
zu verfteben, jofern der Beamte denfelben in feinem Hausftand Wohnung und 


2) ©. Zahrbuch Bd. IX. ©. 414 Urt. 48. 
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Unterhalt auf Grund einer gejetslihen oder moralifchen Unterfliigungsperbind- 
lichkeit gewährt. Jedenfalls aber muß ein eigener Hausftand von dem Beamten 
geführt werben. 

Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


100. 


Ausſchließung neuer Notirnngen forſtverſorgungsberechtigter 
Jäger bei mehreren Königl. Regierungen betr. 
Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthfchaft ꝛc. an fämmtlihe Königlichen Regierungen 
(ercl. Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz-Direction in Hannover. III. 9675. 

Berlin, den 3. September 1881. 

Auf Grund des 5 28 des Negulativs liber Ausbildung, Prüfung und An⸗ 
ftellung flir die unteren Stellen des Forfidienfte in Verbindung mit dem Mi. 
litairdienfte im Jägercorps vom 15. Februar 1879*) werden bei den Königl 
Regierungen zu Gumbinnen, Stettin, Stralfund, Oppeln, Magdeburg und bei 
der Königlichen Hoflammer neue Notirungen forftverforgungsberechtigter Jäger 
in Klaffe AI. bis uuf Weitered derart ausgefchloffen, daß bei den genannten 
Behörden nur die Meldungen folder im laufenden Jahr den Forſtverſorgungs⸗ 
ſchein erbaltenden Jäger angenommen werden dürfen, welche in dem Bezirke der⸗ 
jenigen der vorbenannten Behörden, bei welcher fie fich melden, zur Zeit bes 
Empfanges des Yorfiverforgungsicheins im Königlichen Forſtdienſt bereit3 länger 
als 2 Jahre beſchäftigt find. 

Die Zahl der Anwärter ift gegenwärtig am geringften in den Regierungs⸗ 
bezirken Erfurt, Minden, Arnsberg, Cafjel und Düfieldorf, fowie in der Provinz 
Hannover. 

Borfiehendes ift alsbald durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 

Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
J. A.: Haas. 


Berſicherungsweſen. 
101. 
Bekanntmachung der Mitglieder des Verwaltungsraths des Brand- 
Verfiherungs-Vereins Prenf. Forfibeamten. 


Gemäß $ 36 der Statuten des Brandverfiherungs-Bereind Preußiſcher 
Forſtbeamten bringen wir zur öffentlihen Kenntniß, daß von der erfien ordent- 


*) ©. Jahrb. Bb. XL. ©. 1 Art. 1. 
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lichen General-Berfammlung am 20. Mai d. J. zu Mitgliedern des Berwaltungs- 
raths des Vereins für die nächften drei Jahre die Herren 

1. Oberforfimeifter von Alvensleben zu Potsdam, 

2. Oberförftler Krieger zu Cöpnick, 

3. Oberförfter Godberjen zu Woltersborf, 

4. Oberförfter, jet orfimeiiter von Stüntzner zu Potsdam, 

5. Förſter Wollante zu Geisberg, 

6. Hörfter Wirth zu Eichlamp 
gewählt worden find. 

Die ferner gewälten Herren haben inzwiſchen ihren Austritt aus dem Ber- 
waltungsrath erflärt und bat an deren Stelle der Herr Minifter des Innern in 
Ausführung des $ 25 der Statuten bis zur nächften, durch die Generalverſamm⸗ 
lung zu bewirtenden Wahl die Herren 

7. Forftaufjeher Grußdorf zu Teufelsſee, 
8. Förſter Nitzke zu Philippsthal und 
9. Förfler Krüger zu Schmödwitz 
zu Mitgliedern des Berwaltungsrath3 des Bereins ernannt. 
Berlin, den 15. September 1881. . 


Directorinm bes Brand-Berfiherungd-Bereins 
Preußiſcher Forſtbeamten. 
gez. Ulrici. 


Geſchäfts⸗ Kafien- und Rechnungsweſen. 
102. 
Die künftige Verrechnung der Koſten für Beſchaffung von 
Kluppen betreffend. 


Beſcheid an eine Königl. Regierung und abſchriftlich zur Kenntniß und Nachachtung an 
fänmtlihe übrige Königl. Regierungen excl. Sigmaringen und Aachen und an die Königl. 
Finanz⸗Direction zu Hannover. III, 7680. 


Berlin, den 19. Juli 1881. 

Auf den Berit vom 27. v. Mts. (TI 6788) erwiedere ich der Königlichen 
Regierung, daß die Circular⸗Verfügung vom 5. November 1875. (IIb- 200657) 
fih allerdings nur auf diejenigen Kluppen bezieht, welche behufs Ausführung 
befonderer im Eingange jener Verfügung näher bezeichneter Ertragsermittelungs- 
arbeiten befchafft warden. Um die eutftandenen Bmeifel zu beheben, und im 
Hinblid darauf, daß es nicht recht praltiſch erjcheint, die Anfchaffungstoften für 
ein und dafjelbe Inſtrument je nach den Arbeiten, zu melchen es zunächſt ge- 
braucht wird, bald bei diefem, bald bei jenem Fonds zu verrechnen, fowie in 
Erwägung des Umftandes, daß auch die zu Abſchätzungsarbeiten befchafften und 
zunächſt zeitweilig benutten Kluppen ſchließlich im gewöhnlichen Dienftbetriebe 
beim Ausmeffen der eingefchlagenen Langhölzer ihre Hauptverwendung finden, 
beſtimme ich Hiermit für die Zukunft und zur Dellarirung der Verfügung vom 
5. November 1875 (IIb- 20057), daß die Koften für die Beſchaffung aller Klup- 
pen bei dem TForftertraordinarium, Kap. 2. Tit. 32, verrechnet werden follen, dag 
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e3 aber in den Yällen, wo die Verrechnung bei Kap. 2. Zit. 196 in Gemäßheit 
der Berfügung vom 5. November 1875 (II-20057) bereits flattgefunden hat, 
hierbei fein Bewenden behält. 


Der Miniſter für Landwirthichaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 


1 08. 


Die kinftige Verrechnung der Roften der Gelderhebung und Ans- 
zahlung bei kommiffarifdyen oder interimiftifchen Verwaltungen 
von Forftkaffen betreffend. 


Cire.⸗Verf. bes Minifters für Lanbwirthfchaft ac. an ſämmtliche Königl. Regierungen ercl. 
Sigmaringen, und an bie Königl. Finanz-Direction in Hannover. III. 9683. 


Berlin, den 31. Auguft 1881. 

Nah einer Bereinbarung mit der Königl. Ober-⸗Rechnungskammer find vom 
Etatsjabre 1881/82 ab bei fommiffarifhen oder interimiftiihen Bermaltungen 
von TForftlafien die Koften der Gelderhebung und Auszahlung, ſoweit fie durch 
die etats- reip. befiimmungsmäßige Tantiöme nicht gededt werden, nicht mehr 
beim Zitel 31, fondern ebenjo wie die Tantièmen der Nendanten, bei dem Ans⸗ 
gabetitel 8 Kapitel 2 des Etats der Forfiverwaltung zu verrechnen. 

Bei Bertretungen erkrankter oder beurlaubter Forftlaffen-Nendanten, welche 
während der Bertretung im vollen Genuſſe der Zantieme verbleiben, find dage⸗ 
gen die Koſten der Bertretung bei Kap. 2 Tit. 31 in der Forft-Bermaltungs- 
Rechnung zu verausgaben. 

Die Königl. Regierung (Hinanz-Direction) bat hiernach zu verfahren und 
beziiglich der bereits im Laufe des Etatsjahres etwa abweichend hiervon ver- 
rechneten derartigen Koften die andermweite Verrechnung nad) Maßgabe der obigen 
Beftimmungen zu veranlaffen. 


Der Minifter für Landwirthicdhaft, Domänen und Korften. 
%. 4: Haas. 


Solzabgabe für Holzverfauf. Nebennutungen. 
104. 

(Erweiterung der den Rönigl. Regierungen beigelegten 
Befugnig mr Abfıhliefung bezw. Genehmigung von freihändigen 
Holzuerkänfen. 

Circ.⸗Verf. des Minifters für Landwirthſchaft ze. an fänmtlihe Könige. Regterungen mit 
Ausihluß von Sigmaringen und an bie Kol. Finanz⸗Direction zu Hannover. III. 9196. 


Berlin, den 16. Auguft 1881. 
Die betreffenden Beflimmungen der Berfügung vom 8. März 1843 (27633) 
ändere ich dahin ab, daß in Zukunft meine Genehmigung zu freihändigen Holz- 
verläufen nur dann einzuholen if, wenn der Kanfpreis fünftaufend Mark über- 
fleigt. Bis zur Höhe dieſes Betrages ift die Kgl. Regierung (Finanz. Direction) 
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von jet ab ermächtigt, freihändige Holzverfäufe zum Licitations-Durchſchnitts⸗ 
preife, zue Tare oder zur Tare mit einem Aufjchlage jelbfiftändig abzufchließen, 
bezw. zu genehmigen. Daffelbe gilt für freihändige Holzverläufe unter der Taxe, 
fofern bei mindeftens zweimaligem öffentlichen Ausgebote die Tare nicht erreicht 
worden iſt, und nach dem pflichtmäßigen Daflirhalten der Königl. Regierung 
(Finanz-Direction) dur den freihändigen Verlauf der Staatskaſſe unzweifelhaft 
höhere Einnahmen zugeführt werden, als durch nochmalige Wiederholung der 
Licitation. 

Ferner will ich den Oberförſtern hiermit die Befugniß beilegen, unter den 
Bedingungen sub a bis e des 8 28 der Geſchäftsanweiſung vom 4. Juni 1870%) 
Holz freihändig bis zum Betrage von einhundert Mark, ftatt bisher 45 Mark, 
an ein und diejelbe Perjon im Laufe eines Jahres zu verlaufen. Im Uebrigen 
bleiben die VBorfchriften des $ 28 a. a. O. in Kraft. 

Unter entfprechender Abänderung der Verfligung v. 2. Kult 1873 (IIb. 10316**) 
bildet ferner der vorftehende Betrag von 100 M. in Zukunft zugleich die Marimal- 
grenze für den jelbfiftändigen freihändigen Berlauf von Nebennugungsgegen- 
ftänden durch die Oberförfter. Auch will ich hiermit die Befugniß derfelben, 
unverfchulte Pflanzen in unbeſchränktem Betrage zu verabfolgen, auf die ver- 
ſchulten Pflanzen ausdehnen. Der Königl. Regierung (Finanz-Direction) bleibt 
es indeffen überlaffen, wenn Sie dies als nothwendig erachten follte, bezitglidh 
des Pflanzenverfaufes einfchräntende Beftimmungen zu treffen. Gleiches gilt bes 
züglich des Verkaufes von Nebennugungsgegenfländen. 

Nach diefer Erweiterung der Ermächtigung der Oberförfter zum freihändigen 
Berlauf wird es für die Zukunft der Aufrechterhaltung befonderer Befugnifſe der 
Forſtmeiſter in diefer Beziehung nicht bedürfen. 

Ich bemerkte jchlieglich, daß die vorflehenden Beſtimmungen nicht den Zwedck 
haben, dem freihändigen Verkaufe eine erweiterte Ausdehnung zu geben, fondern 
das mit den bisherigen Beſchränkungen verbunden geweſene Schreibwert zu ver⸗ 
mindern. 

Der Mintfter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


105. 


Dorfchläge über Pachtgelder-Minima für zu verpachtende Neben- 
nubungsgegenftände betr. 


Gircular-Berfügung des Minifters für Landwirthſchaft zc. an fänmtliche Königl. Regierungen 
(mit Ausfhlug von Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz⸗ Direction zu Hannover. 
IH. 9197. 


Berlin, den 18. Auguft 1881. 
Zur Verminderumg des Schreibwerkes will ich die betreffende Beſtimmung 
des 548 der Geichäftsanweifung für Die Oberförfter***) dahin abändern, daß bie 
von denſelben abzugebenden Vorſchläge über die Pachtgelder⸗Minima für zu ver- 


*») &. Jahrb. IH. W®b. Geite 18. 19. 
“) S. Zahrb · Bd. VI. Art. 31. ©. 92. 
”*) ©, Jahrb. Bb. III. ©. 28. 
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pachtende Nebennutungsgegenflände nur danı durch vom Forſtmeiſter zu prü⸗ 
fende und zu beicheinigende Anfchläge zufbelegen find, wenn der voranzfichtliche 
FJahresertrag für ein einzelnes Pachtloos mehr als Einhundert uud fünfzig Marl, 
ftatt bisher 60 Mark beträgt. Handelt es fich um bereits verpadhtet gemejene 
Objecte, fo bedarf es eines Anfchlages überhaupt nicht, wenn die Königl. Re⸗ 
gierung (Finanz-Direction) die Fertigung eines ſolchen nicht befonders anordnet. 
Der Regel nad) wird das Padhigelder-Diinimum dem bisherigen Bachterlöfe 
gleichgeftellt werden können. 
Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Koriten. 


Lucius. 


Erwerbungen, Berauferungen und Berpadhtungen bon 
Domänen und Korfigrundftüden. 
106. 
erweiterung der den Regierungen beigelegten Befugniß bezüglich 
der Vertauſchung von Domänen- und Forſtgrundſtücken. 


Circular⸗Verfũg. des Minifters für Landwirthſchaft ac. an ſämmtliche Königl. Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und an die Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 19. Auguft 1881. 

Im Berfolg des Erlaſſes vom 18. Januar 1872 (IIb. 898)*) will ich die 
durch Verfiigung vom 22. April 1865 (IIb- 4610**) ertheilte Ermädhtigung, Ber- 
tauſchungen von Domänen- und Forfigrundfiiden unter gewiffen Bedingungen 
ſelbſtſtändig zu genehmigen, hiermit dahin erweitern, daß an Stelle des ımter c 
m ber Iettbezeichneten Berfügung beftinimten Flächenlimitums ein ſolches von 
zehn Heltaren tritt. 

Ser Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Sorten. 
Lncius. 


Forſtkultur und Bewirthſchaftung. 
107. 
Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes über das Geſetz über 
gemeinſchaftliche Holzungen.***) 
A. Gefes-Entwurf nebſt Begründung. 
$ 1. Diejes Geſetz findet Anwendung 


1. auf Holzungen, an weichen bei dem Julrafttreten deffelben das Eigenthum 
„mehreren Berfonen gemeinjchaftlich zufteht, fofern nicht nachgewiefen wird, 


*) 6, Zahrb. Bd. IV. ©. 84. Urt. 37. 
+) S. Forſt⸗ u. Iagblalender XVI. Jahrg. ©. 74. Urt. 34. 
".., ©, den Art. 49. ©. 130 bi8. Bb8. 
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dag die Gemeinschaft durch einen befonderen privatrechtlidden Titel ent- 
landen ift, insbefondere auf die Holzungen der Realgemeinden, Nutzungs⸗ 
gemeinden, Markgenoſſenſchaften, Gehöferſchaften, Erbgenofſenſchaften und 
ähnlicher Genoſſenſchaften, 

2. auf Holzungen, welche Mitgliedern einer ſolchen Genoſſenſchaft, oder welche 
einer Klaſſe von Mitgliedern oder von Einwohnern einer Gemeinde durch 
eine Gemeinheitstheilung oder Forſtſervitutenablöſung als Geſammtab⸗ 
findung überwieſen werden oder bereits früher überwieſen worden und 
bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes gemeinſchaftliches Eigenthum ge⸗ 
blieben find. 

8 2. Dieſe Holzungen unterliegen, inſoweit fie ſich nach ihrer Beſchaffenheit 
und ihrem Umfange zu einer forſtmäßigen Bewirthſchaftung eignen, hinfichtlich 
des Forſtbetriebs und der Benutzung der Aufficht des Staates nad) Maßgabe 
der geſetzlichen Beſtimmungen, welche in den einzelnen Landestheilen für die 
Holzungen der Gemeinden gelten. 

8 8. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, die Koſten, welche Durch die Ausführung 
der von ihr innerhalb ihrer Zuftändigkeit getroffenen Anordnungen entftehen, auf 
die Miteigenthümer nach dem Verhältniſſe ihrer Eigenthumsantheile zu vertbeilen 
und, vorbehaltlich des Rechtsweges unter den Miteigenthümern über eine andere 
Art der Vertbeilung im Verwaltungszwangsverfahren einzuziehen. 

Die aus der ftaatlicden Oberaufficht erwachſenden Koften fallen der Staatd- 
faffe zur Laſt. 

$ 4. Beläuft fi die Zahl der Miteigenthiimer einer Holzımg auf mehr als 
fünf, jo find diefelben auf Berlangen der AuffichtSbehörde verpflichtet, Bevoll⸗ 
mädhtigte zu beftellen, welche fie in allen die Gemeinjchaft betreffenden Angele- 
genbeiten der Auffichtsbebörde gegenüber zu vertreten, und welche die von biefer 
innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaffenen Verfügungen auszuführen haben. Die 
Zahl der Bevollmächtigten darf drei nicht Überjchreiten. " 

Auf Antrag der Auffichtsbehörde oder eines Miteigenthiimers ift die Art 
der Beflellung der Bevollmächtigten, fowie das Verhältniß derjelben unter ein- 
ander und zu den Miteigenthümern duch ein Statut zu regeln. 


Das Statut bedarf der Zuſtimmung der Mehrheit der Miteigenthlimer, nach 
dem Berbältniffe der Antheile berechnet, und der VBeftätigung durch das Wald⸗ 
ſchutzgericht. Auf die Feſtſtellung des Statuts finden bezüglich der Bildung und 
der örtliden Zuftändigleit der Waldſchutzgerichte, des Verfahrens bei denfelben 
der Berufung und des Berfahrens in den Berufungsinftanzen die 88 31 und 
folgende des Geſetzes, betreffend Schutzwaldungen und Waldgenofjenfchaften, vom 
6. Juli 1875 (Geſetzſamml. ©. 416) entfprehende Anwendung. 

Wenn die Beftellung von Bevollmächtigten nicht erfolgt, fo liegt die Ver⸗ 
tretung der Miteigenthümer gegenüber der Auifichtsbehörde dem Gemeindevor⸗ 
flande derjenigen Gemeinde ob, zu deren Bezirle die Holzung, beziehungsweife 
der größere Theil derjelben gehört. Der Gemeindevoritand kann von den Mit- 
eigenthiimern den Erfatz feiner baaren Auslagen und eine mit feiner Milhewal⸗ 
tung in billigem Verhältniſſe ſtehende Entſchädignng beanſpruchen. Die Beichluß- 
faffung hierüber ſteht der Auffichtsbehörde zu. 

$ 5. Die Berwaltung und Bewirtbichaftung einer Holzung kann, wenn hierzu 
ein Bebürfniß vorliegt, durch ein in Gemäßheit des 8 4 feftzuftellendes Statut 


vw. 
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geregelt werden. Daſſelbe hat insbefondere zu beftimmen, inwieweit dabei Stim- 
menmehrheit entfcheiden foll, und mie diefelbe zu berechnen if. 

$ 6. Holzungen der im $ 1 bezeichneten Art dürfen der Regel nad) nicht in 
Natur getheilt werden. 

Eine ſolche Theilung ift nur inſoweit zu geftatten, als: 

1. die Holzung zu einer forftmäßigen Bewirthſchaftung nicht geeignet 
ift, oder 
2. der Grund und Boden zu anderen, als forflliden Zwecken dauernd 
mit erheblich größerem Vortheile benutt werden kann, 
und landes⸗ oder forfipofizeiliche Intereſſen nicht entgegenftehen. 

Ueber die Statthaftigleit der Theilung entſcheidet die Auseinanderjegungs- 
behörde. 

In den Landestheilen des linken Rheinufers iſt zur Theilung, wenn ſie 
nicht in dem durch das Geſetz vom 19. Mai 1851 (Geſetzſamml. S. 383) geord⸗ 
neten Verfahren erfolgt, die Genehmigung der Aufſichtsbehörde erforderlich. 

Bezüglich der Theilbarkeit der halben Gebrauchswaldungen im vormaligen 
Kurfürſtenthum Heſſen verbleibt es bei den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen. 

8 7. Die Beſtimmungen des $ 6 finden auch auf bereits eingeleitete Theilun— 
gen Anwendung, wenn zur Zeit des Inkraftretens dieſes Geſetzes der Theilungs- 
plan noch nicht endgültig feftgeftellt ift. 

Wird dad Zheilungsverfahren in Folge dieſes Geſetzes eingeftellt, jo fallen 
die entftandenen Regulirungskoſten der Staatslaffe zur Laſt. 

$ 8. Zu Veräußerungen von Theilftüden einer Holzung ift die Genehmigung 
der Auffichttbebörde erforderlih. Die Genehmigung iſt nur infoweit zu ertheilen, 
als die Bedingungen des $ 6 vorliegen. 


Diefe Beftimmung bleibt außer Anwendung, wenn tie Veräußerung für 
Zwede erfolgt, wegen welcher das Enteignungsverfahren zuläffig ift. 

$ 9. Miteigenthümer, Nutungs-, Gebraudhs- und Servitutberechtigte, ſowie 
Pächter, find, wenn fie ohne die gefeglich erforderlihe Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde Holz einjchlagen, mit einer Geldftrafe zu beftrafen, welche dem dop- 
pelten Werthbetrage des gefällten Holzes gleichlommt. 

Wenn fie fonflige Nutungen ausüben, welche die Auffichtöbehörde innerhalb 
ihrer Zuftändigkeit verboten bat, jo find fie mit einer @eldfirafe bis zu Einhun« 
dert Mark zu beftrafen. 

$ 10. Zufomeit in einzelnen Landestheilen der Forſtbetrieb in den oben be: 
zeichneten Holzungen von den Staatsforfibehörden oder Beamten geführt wird, 
verbleibt e8 bei den beftehenden gefetzlichen Beſtimmungen. 

An Kraft bleiben ferner: 


1. das Korftgefeg file das ehemalige Amt Olpe im reife Olpe vom 
6. Januar 1810; 

2. die in dem $ 5 der Verordnung vom 9. November 1816 (Sammlung 
der Edifte und Verordnungen für das Herzogthum Naffau, Band 2 
©. 166) aufrecht erhaltenen Borfchriften über die Hauberge im vor- 
maligen Herzogthume Naffau, insbefondere die Haubergsorbuung für 
das frühere Fürſtenthum Siegen vom 5. September 1805; 

3. die Polizeiordunng über die Bewirthſchaftung der Hauberge in den 
Aemtern Freusburg und Friedewald, Kreifes Altenfirchen, vom 21. Ro» 
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vember 1836 (Amtsblatt der Negierung zu Coblenz für 1837 ©. 59 
und Geſetzſamml. für 1851 ©. 382); 
4. das Waldlulturgefeg für dem Kreis Wittgenftein vom 1. Juni 1354 
(Geſetzſamml. 5. 329); 
5. die Haubergsordnung für den Kreis Siegen vom 17. März 1879 (Ge« 
ſetzſamml. S. 228). 
Im Uebrigen werden alle Vorſchriften, welche dem gegenwärtigen Geſetze 
entgegenſtehen oder ſich mit demſelben nicht vereinigen laſſen, insbeſondere auch 
der 8 47 des Geſetzes vom 6. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 416) aufgehoben. 


Beglaubigt: | 
Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
(L. S.) Lucius. 
Begründung. 


Das Edikt zur Beförderung der Landkultur vom 14. September 1811. hat 
ſämmtliche Einſchränkungen, welche das Allgemeine Landrecht und die Provinzials 
forftordnungen in Anfeyung der Benutzung der Privatmaldungen vorgefchrieben 
hatten, bejeitigt und den Grundjag aufgeftellt, daß die Eigenthümer der Privat- 
waldungen diejelben nach Gutbefinden benußen und fiber fie frei verfügen dürfen, 
jofern nit Rechte Dritter entgegenftehen. Diefer Grundfat gilt jet — mit 
einigen wenigen Modificationen — für den ganzen Umfang der Monarchie und 
ift erft neuerdings duch den $ 1 des Geſetzes, betreffend Schugmwaltungen und 
Waldgenoffenichaften von 6. Juli 1875 (Gefegfamml. S. 416) beftätigt worden. 
Am Allgemeinen hängt alfo die Benugung und Bewirthſchaftung der Privat- 
waldungen jett lediglih vom freien Belieben der Eigenthümer ab. Der vor« 
liegende Gejegentwurf will hierin wenigftens bezliglich eines Theil$ der Privat⸗ 
mwaldungen, nämlich bei denjenigen gemeinfchaftlichen Holzungen, an deren Er- 
haltung das öffentliche Intereſſe in befonderem Maße betheiligt if, Befchräntun- 
gen eintreten laffen, und zwar nad zwei Richtungen Hin. Einmal follen diefe 
Holzungen, injomeit fie ſich nad ihrer Beichaffenheit und ihrem Umfange zu 
einer forſtmäßigen Bewirthſchaftung eignen, Hinfichtlich des Forſtbetriebs und der 
Benutung unter die Auffiht des Staates geftellt werden, und es jollen dabei 
diefelben geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung finden, welche in den einzelnen 
Landestheilen für die Holzungen der Gemeinden gelten. Sodann joll die Thei⸗ 
lung der gedachten Holzungen erjchiwert werden. 

Es giebt in Preußen eine große Anzahl gemeinfchaftlicher Holzungen, welche 
gewiffermaßen eine Mittelftufe bilden zwifchen den Gemeindewaldungen und den 
Privatwaldungen, indem fie zwar rechtlich zu den letzteren gehören, aber doch 
nad ihrem Urfprunge, ihrer wirthfchaftlihen Bedeutung und den bei ihnen ob- 
waltenden Befittverhältniffen den Gemeindewaldungen nahe fliehen. Es find dies 
die Genoffenfchaftsmaldungen, welche hauptjächlich in den weſtlichen und den 
mittleren, und die fogenannten Antereffentenforften, welche mehr in den öftlichen 
Provinzen vorlommen. 

Bei den Benoffenihaftswaldungen läßt fih als Regel annehmen, daß der 
Urjprung der Gemeinſchaft auf Die alte Markgenoſſenſchaft des Deutſchen Rechts 
zurüdzuführen if. Für die Landestheile links der Elbe ſteht geichichtlich feft, 
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daß es der genoſſenſchaftliche Befitz auf der Grundlage der Markzemeinſchaft ge⸗ 
weſen iſt, welcher dort den forſtlichen Verhälmiſſen zuerſt eine wirthſchaftliche 
und rechtliche Geſtaltung gegeben hat. Die Marken waren beſtimmt abgegrenzte 
Waldflächen, innerhalb welcher die Markgenoſſen von ihren Anſiedelungen aus 
nach gewiſſen Grundſätzen die für ihre wirthſchaftlichen Bedürfniſſe nöthigen 
Ländereien in Beſitz nahmen und kultivirten. Der Reſt blieb genoſſenſchaftliche 
Forſt, Gefammteigenthum der Marktgemeinde. Im Laufe der Zeit zerfiel dieſe 
in eine engere, die ‚marlberechtigte, und in eine weitere Gemeinde, aus weldher 
fi die politiiche Gemeinde entwidelte. Die letztere zog mitunter auch die Wald- 
mark an ſich, welche dadurch Gemeindelorporationdvermögen wurde. Wo dies 
nicht geſchah, jchied die engere Gemeinde mit der gefammten gemeinen Marl oder 
bei einer Auseinanderfegung mit der politiſchen Gemeinde mit einem Theile ber- 
jelben aus der leßteren aus. Sie wurde eine bloße Wirthſchaftsgemeinde, welcher 
die frühere Waldmark als Gefammteigenthum verblieb.*) Solche gemeinſchaft⸗ 
Ihe Waldungen, welche früher Eigentbum der alten Darkgenoffenjchaften ge- 
weſen waren, haben ſich noch in großer Anzahl in den Provinzen Sachen, Han- 
nover, Weftfalen, Heffen-Raffau und der Aheinprovinz erhalten. Die Beſitz⸗ und 
Benugungsverhältniffe find bei ihnen fehr verſchiedenartig, besgleichen ihre Be- 
nennung. Zu den gedachten Genoffenjchaftswaldungen gehören auch die Gehöfer- 
fhaftswaldungen im Regierungsbezirk Trier**), itber weldde dem Haufe der Ab- 
geordneten in der vorlegten Landtagsjeifion eine befondere Denkichrift vorgelegt 
worden ift (Nr. 54 der Drudiaden des Hanfes der Abgeordneten, Seifton 
1878/79). 

In den öftlichen Landestbeilen ift die Entflebung der ſogenannten Intereſſen⸗ 
tenforfien eine wefentlid andere geweſen. Diefelbe beruht dafelbft der Regel 
nach entweder auf Verleihung feitens des Landesherrn bei Gründung neuer Ort- 
f&aften oder Gemeinden, aljo auf einem Fundamente öffentlich rechtlicher Natur, 
oder — was der häufigere Fall — auf einer Abfindung für Servituten, welche 
Gemeindemitgliedern oder Öutsunterthanen in dem fiskaliſchen oder gutsherrlichen 
Walde zugeftanden hatten. 


Im Allgemeinen verftebt man unter utereffentenforflen ſolche Waldungen, 
welche von mehreren Miteigenthümern ungetbeilt bejeffen werden. Meiftens 
flieht, obgleich dies zum Begriffe der Interreſſentenforſten nicht nothwendig ifl, 
das Eigenthum derſelben einer beflimmten Klaffe von Mitgliedern oder Ein- 
wohnern einer Gemeinde zu, beifpielsweife den Hofbeftgern, Vollhüfnern, Halb- 
hüfnern, Erbfigern, Sohlflättenbefigern, Altanbauern, Althäuslern, Käthnern, 
Koffäthen, Hinterfattlern, Blidnern, Heuerlingen u. |. w. Einen foldyen Klaffen- 
befig haben die Beftimmungen der 88 23 und ff. Tit. 7 Th. II. A. L. R. und 
der $ 49 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 im Auge. 

Die Erhaltung der gemeinfchaftlihen Holzungen ift für weite Kreiſe der 
ländlichen Bevölkerung von hoher Wichtigkeit, indem die Waldnugungen eine 


°*) cr. Gerber Deutſches Brivatredjt, 7. Auflage, 8 51; Rofchers Volkswirthſchaft 
Band 2, 8. Auflage, 88 71 und 73; Grefe, Hannovers Recht, 88 82 u. ff; Meitzen, der Boden 
und die landwirthſchaftlichen Verhältniſſe des Preußiſchen Staates, Band 1, Eeite MA u. ff. 
Band 2, Seite 311 u. ff.; Dandelmann, Abdruck der Verhandlungen bes Sandesötonomies, 
tollegiums de 1879, Geite 46 u. ff. 

») cfr. Hanſſen in der Tübinger Beitichrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft, 
86. Jahrgang (1880) Seite 407 u. ff. 
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wejentliche Grundlage ihres wirthichaftlichen Gedeihens bildet. Seit Yreigebung 
der Brivatwaldwirthfchaft hat ſich aber in vielen Landestheilen der Zuftand ber 
gemeinfchaftliden Holzungen fortdauend verjchlechtert, mitunter fogar bis an Die 
(Srenze der Ertragsfähigleit. Dies berichten die Landdroſteien in Hannover flr 
die dortigen nicht unter Beförfterung flehenden Waldungen, der Forfidirector 
Burdbardt fiir die 285685 ha Gemeinde- und Genofienfchaftsforften der Land. 
droftei Filneburg, die General-Kommilfion in Miünfter und die Regierung in 
Arnsberg hinfichtlich der Waldungen im Sauerlande, die Regierung in Trier 
in Betreff der Behöferihaftsmaldungen ihres Bezirks. Ein befonders trauriges 
Bild der MWaldvermüftung bietet der Kreis Altenkirchen dar, in welchem außer 
den fogenannten Haubergen, deren Erhaltung dur eine Hanbergsorbnung ges 
ſichert ift, di8 vor wenigen Jahren noch etwa 8000 ha Genoſſenſchaftswaldungen 
vorbanden waren. Dieſe Waldungen wurden bisher als Eigenthum der polis 
tiſchen Gemeinden angefehen und von der Regierung zu Eoblenz auf Grund der 
Verordnung vom 24. December 1816 beauffidhtigt, bis e8 den Genofjenjchaften 
neuerdings gelungen ift, fi von der Staatsauffiht zu befreien, indem fie Er⸗ 
kenntniſſe erftritten, durch melde die Waldungen als ihr Privateigentbum aner- 
kannt worden find. Seitdem find, wie die Regierung zu Coblenz und die Ge- 
nerallommilfion zu Müufter berichten, die Holzbeftände, infoweit fie überhaupt 
verwerthbar waren, auf weiten Flächen abgetrieben worden, und dieſe liefern 
jettt ihren Befigern faft gar feinen Ertrag mehr. 

Der Staat nimmt gegenüber den bier in Rede ſtehenden gemeinfchaftlichen 
Holzungen eine ähnlihe Stellung ein, wie bei den Gemeindeforporationswal- 
dungen. Auch bei der Erhaltung der erfteren handelt e8 fi nicht blos um 
die Privatintereffen ihrer Eigenthümer, fondern, da die Waldbefiter regelmäßig 
einen zahlreichen und Häufig fogar den mohlhabenderen Theil der Gemeinde 
bilden, auf deren Leiftungsfähigleit diefelbe bei Beftreitung ihrer Bedürfniſſe an- 
gewiejen ift, zugleih um ein wichtiges Gemeindeintereſſe, welches wohl darauf 
Anſpruch machen darf, daß e8 gegenüber dem Eigennutze oder Unverftande der 
gegenwärtigen Waldbefiter vom Staate geſchützt werde. Dies ift auch bereits 
im Wege der Geſetzgebung für einzelne Landestheile anerfannt, indem dajelbft 
die gemeinfchaftlichen Holzungen in Betrefi des Einfluffes, welcher dem Staate 
auf ihre Bewirthichaftung und Benutzung zufteht, den Gemeindelorporations- 
waldungen völlig gleichgeftellt worden find. 

Dies ift geicheben: 

I. in der Provinz Hannover, und zwar: 

a) für das Flirftenthun Hildesheim durch ein Königlih Wenfälifches De- 

tret vom 29, März 1808, die Verordnung vom 21. Oftober 1815 
(Hagemann's Sammlung der Hannoverſchen Landesverordnnungen de 
1815 ©. 886) und die Belanntmahung vom 26. Auguft 1857 (Han- 
noverſche Gefetiammt. de 1857, III, ©. 40), mwonad die TForften der 
Gemeinden einfhlieglih der in Denjelben beftehenden Ge- 
nofjenfhaften unter die Verwaltung der Königlichen Forftbeamten 
geftellt find; 

b) für den Bezirk der Landdroftei Hannover dur die Verwaltungsord⸗ 
nung für die Forften der Landgemeindat vom 1. September 1830. 
(Hannoverfehe Geſetzſamml. de 1830, III, ©. 247), melde die bis— 
herige herrſchaftliche Aominiftration der Intereſſenforſten aufrecht 
erhalten bat; 


Eur 


— 37 — 


c) für die Fürftentbiimer Calenberg, Göttingen und Grubenhagen und bie 
mit denfelben verbundenen Landestbeile einſchließlich des Eichsfeldes 
dur das Geſetz vom 10 Juli 1859 (Hannoverfche Geſetzſamml. de 
1859, I, ©. 725), mweldes den Betrieb in den Forſten der Landge- 
meinden, jowie der in denjelben beftehenden Genoſſenſchaften der König - 
lichen Forftbehörden und Forſtbeamten überträgt; 

d) für die Grafihaft Hobnftein dur das Geſetz vom 80. Oktober 1860 
(Hannoverſche Geſetzſamml. de 1860, I, ©. 164), meldes das zu c 
aufgeführte Geſetz aud auf die genannte Graffchaft ausdehnt. 

IL in der Provinz Hefien-Naffau, und zwar: 

a) für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen durch die Berorbnung vom 
29. Juni 1821 (Kurh. Geſetzſamml. de 1821 ©. 29), weldhe im $ 132 
die Einleitung und Ausführung des Forfibetriebs in ſämmtlichen Wal- 
dungen der Gemeinden und Märkerfchaften den Staatsforftbehörden 
übertragen bat; 

b) für das vormalige Kurfürſtenthum Heffen, ſowie für die friiher Baye⸗ 
riſchen und Großherzoglich Heſſiſchen Bebietsiheile durch das Geſetz 
vom 25. Juli 1876 (Geſetzſamml. de 1876 S. 366), nach deflen Ar- 
tifet 6 Binfichtlich der forftwirtbichaftlichen Benutzung derjenigen Yorft. 
grumdftüde, melde einer aus Gemeindenugungberedhtigten, Einmwarts- 
berechtigten, Nachbarberedhtigten, Markgenoſſen, Märkern oder gleid)- 
artigen Berechtigten beftehbenden Genoffenfchaft oder Klaffe von Perſonen 
eigenthümlich gehören oder als Abfindung gegeben werden, die für 
Waldungen der Gemeinden geltenden geſetzlichen Beftimmungen zur 
Anwendung kommen. 

Die vorerwähnten gejeglichen Beftimmungen haben fi durchaus bewährt, 
wie dies namentlich filr die Provinz Hannover, obgleich dort die Einführung der 
ſtaatlichen Verwaltung bei den Gemeinde» und Genofjenichaftsforften anfänglich 
auf lebhaften Widerſpruch der Bevölkerung geftoßen war, jettt allgemein aner- 
fannt wird (cfr. Burdbardt, Theilforfien S. 111). 

Es hat ferner fon von Alters her bei den fogenannten Haubergen, vor⸗ 
nehmlich Eichenfhälwaldungen — im vormaligen Herzogthum Naffau, fowie in 
den Kreifen Olpe, Altenkirchen, Wittgenftein und Siegen auf Grund für fie er- 
lafiener Spezialgefege eine ſehr weit reichende Aufficht des Staates ftattgefimden 
Diefer Auffiht it es hauptſächlich zu verdanken, daß fi die Hauberge zum 
Segen der betreffenden Landestheile bis auf den heutigen Tag in einem verhält⸗ 
nigmäßig günfiigen Zuftande erhalten haben. 

Nach der beiliegenden, aus den Nachmweifungen der Propinzialbehörden ge 


Alfa 
fertigten Zufammenftellung, in welcher diejenigen Holzungen einſchließlich der UL 


Hauberge, welche ſchon jett gejeglic) unter der Verwaltung oder der Aufficht des. 
Staats ftehen, außer Beritdfichtigung geblieben find, giebt es im ganzen Staats⸗ 
gebiete 2352 gemeinfchaftlihe Holzungen mit einem Slächeninhalte von zufammen 
103.591 ba, für welche e8 an jeder gefeglihen Beſtimmung zur Sicherung ihrer 
Erhaltung und orbnungsmäßigen Bewirthſchaftung fehlt. Diefe Lücke foll der 
vorliegende Gejegentwurf ausfüllen. Indeſſen liegt es nicht in der Abficht, das 
Syftem der Beförfterung, das beißt der Betriebsverwaltung durch den Staat, 
welches nad) den oben aufgeführten Gefeten in einzelnen Theilen der Provinzen 
Hannover und Hefien-Naffau gilt und dafelbfi beftehen bleiben ſoll, auch auf die 
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übrigen Landestheile auszudehnen. Es joll vielmehr in den letzteren der Wirth. 
jchaftsbetrieb nach wie vor den Waldeigenthimern verbleiben, und dabei nur 
eine Auffiht des Staats nad) Maßgabe der für die Gemeindewaldungen gelten- 
den Beftimmumngen eintreten. Hiernach würden für die VBeauffichtigung der ges 
meinschaftlihen Holzungen zur Anwendung gelangen: 

1. in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Pofen, Schlefien. 
und Sachſen das Geſetz vom 14. Auguft 1876 (Geſetzſamml. ©. 373), 

2. in der Rheinprovinz und in Weftfalen die Verordnung vom 24. Dezember 
1816 (Geſetzſamml. de 1817 ©. 57), 

3. in den Landdroſteibezirken Lüneburg, Osnabrüd und Stade, in welchen 
es an befonderen gefeßlichen Beflimmungen für die Gemeindeforften 
fehlt, Die allgemeinen Grundfäge über die Beauffihtigung der Verwal⸗ 

tung des Gemeindevermögens. 

In den übrigen Landestheilen find entweder die Verhältniſſe geſetzlich ſchon 
genügend geregelt, oder ſolche Holzungen, auf welche das neue Geſetz Anwendung 
finden könnte, nicht vorhanden. Letzteres ift namentlich in der Provinz Schles- 
wig⸗Holſtein und im Landdroſteibezirke Aurich der Fall. 

Das Edikt zur Beförderung der Landkultur vom 14. September 1811 hatte 
die Barzellirung der Privatwaldungen völlig freigegeben. Auch die fpätere Ge- 
jeggebung hat an dem Grundſatze der Theilbarkeit feftgehalten und ſich nur 
darauf beſchränkt, diejelbe an gewifle Bedingungen zu Inlipfen, Durch welche das 
Landestulturintereffe gejchlittt werben follte, welche fich aber hierfür als unzu⸗ 
länglich ermwiejen haben. Es ift dabei nicht genügend berüdfichtigt worden, daß 
nur größere Flächen eine nachhaltige Waldwirthſchaft geftatten und daß eine 
Berwendung von Waldboden zu anderen als forftlichen Zwecken kulturſchädlich 
wirkten muß, wenn er hierzu auf die Dauer nicht geeignet if. 

Die nachtheiligen Folgen der bisherigen Gejeßgebung liegen zu Tage. m 
weiten Gebieten find von den früher vorhanden geweſenen gemeinfchaftlihen 
Holzungen nur noch ſpärliche Reſte übrig. Der getheilte und gerodete Wald- 
boden ift anderen Arten der Kultur für die Dauer nur theilmeife gewonnen. 
Sehr große Flächen find, nachdem eine vorübergehende Ader- und Weidenutung 
die fruchtbaren Bodenbeftandtheile aufgezehrt hat, in den Ebenen der Berfandung, 
in den Gebirgen der Abſchwemmung und Berödung verfallen. 

In einzelnen Theilen des Regierungsbezirks Merjeburg haben die Walb- 
theilungen im höchſten Grade kulturſchädlich gewirkt. 

Seitend der Regierung in Erfurt wird berichtet, daß die nachtheiligen Fol⸗ 
gen der Waldtheilungen faum in einem anderen Landftriche ftärker hervorgetreten, 
und deshalb die Erhaltung der noch vorhandenen Gemeinſchaftswälder kaum 
irgendwo dringender jei, als im Eichsfelbe. 

In den Kreifen Minden, Herford und Lübbede des Regierungsbeziris Min- 
den ift von dem Wiehengebirge ein Areal von etwa 4800 ha unter 6747 Marl« 
berechtigte in 8 bis 16 m breiten, 500 bis 1000 m langen Streifen vertbeilt 
worden. Ein tiber alle Beichreibung jchlechter Waldzuftand, welder namentlich 
an der Südſeite des Gebirges an Ertragslofigkeit grenzt, ift dort die Folge der 
Baldtbeilungen geweien (cfr. Dandelmann, Zeitſchrift für Forſt- und Jagd⸗ 
weſen, II. Bd. ©. 110). 

Aus dem Regierungsbezirke Arnsberg berichtet die Regierung, das im dor⸗ 
tigen Gebirgslande die Theilungen von Markenwaldungen auf vielen Quadrat⸗ 
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meilen unbedingten Waldbodens mit feltenen Ausnahmen zu berabgelommenen 
Daldzuftänden mit unbeſchränkter Waldweide, unmirthfchaftlichem femelartigen 
Niedermwaldbetriebe und ausgedehnten Haideflächen geführt haben. Bezüglich des 
Herzogthums Weftfalen berichtet die Generallommifftion zu Münfter, daß die 
Markenwaldungen, welche dort früher ausgedehnte Komplexe gebildet, in Folge 
der bei ihnen durchgeführten Theilungen flellenweife ganz verfchmunden  feien, 
indem die meiften Befiger auf ihren Parzellen das Holz abgetrieben, die Wieder: 
aufforftung aber aus Judolenz oder Mittellofigkeit unterlaffen haben, daß in 
Folge defien der Boden verarmt fei, und daß man weite Flächen finde, anf 
denen fein großer Baum mehr, fondern faft nur noch Geftriipp fteht. 


Bon der Provinz Hannover berichtet der Forſtdirektor Burdhardt, daß 
in dem ehemaligen Fürſtenthume Osnabrück gegen 21.000 ha getheilter Marken⸗ 
waldungen, meift mit kläglichen Wald- und Wirthichaftszuftänden, zerjplitterr in 
Parzellen bis zur Größe von mwenigen Ar herab mit langer, ſchmaler Form 
liegen, ein Chaos von liidenhaften Beſtänden mit vielen Blößen, mit Weide, 
Plaggenhieb und Streunugung, mit Windhrud und Abfuhrbefhädigungen, eine 
Mirthichaft, die, wie der Berichterftatter fagt, faum noch den Namen Forftwirth- 
{haft verdient. Im alten Fürflenthbum Hildesheim find 2503 ha Wald von 53 
Gemeinden unter 2501 Eigenthlimer in 10.372 Parzellen getheilt, ein Zuftand, 
welcher einen befriedigenden Erfolg der Einzelwirtſchaft zur Unmöglichkeit macht 
(cfr. Burdhardt, aus dem Walde, S. 100 u. ff.). 

Im Landdrofteibezirte Hannover ift die Elze- Mehler Intereſſentenforſt von 
618 ha in 1.613 Stüde zeriheilt worden. Die Landdroftei berichtet hierüber: 
„Hier, wie beinahe ausnahmslos bei allen Theilforften, gehen diefelben ihrem 
völigem Ruin entgegen und find demfelben bereits verfallen. 

Wie kann auch eine geordnete Forftwirthichaft möglich fein, wenn, wie bei 
der Elze⸗Mehler Forft, jeder Theil durchſchnittlich kaum die Größe von 3/, ha oder 
noch nicht 1 Morgen erreicht, und eine Bermüftung getrieben wird, der die Forft 
fon ganz erlegen märe, käme nicht eine faft unerjchöpflihe Bodenkraft zu ftatten. 
Wo früher die herrlichſten Waldungen geftodt haben, find jetzt nur noch elende 
Krüppelbeftände vorhanden.“ 


Nah dem Berichte der Regierung zu Düffeldorf befteht im Kreife Lennep, 
welder im Ganzen 30.321 ha Flächeninhalt hat, etwa die Hälfte deſſelben, näm- 
lid ein Areal von 13.238 ha, aus lauter Heinen Waldparzellen, welche nirgends 
mehr hohes Holz, jondern faft durchweg nur noch Geſtrüpp tragen und mit ge— 
ringen Ausnahmen fediglihd zur Gewinnung von Haidelraut ald Streumaterial 
benutzt werden. Auf dem Bergifchen Hügellande, innerhalb der Kreije Solingen, 
Mettmann und Lennep, lag früher ein Waldkompler von 50 bis 60.000 Morgen, 
welder in 14.080 Parzellen getheilt wurde, von welchen 3268 unter 1 Morgen, 
7210 von 1 bis 5 Morgen, 3441 von 5 bis 50 Morgen und nım 161 über 
50 Morgen groß waren; die Regierung zu Düffeldorf bezeichnet jetzt dieſes ganze 
Terrain als ein verübetes. 

Daß die Theilungen, welche in dem Negierungsbezirte Trier bei den Ge— 
höferſchaftswaldungen erfolgt find, im vielen Fällen zur gänzlichen Devaftation 
derfelben geführt haben, if in der fchon oben erwähnten Denkſchrift dar- 
gelegt worden (efr. Drudjachen des Hauſes der Abgeordneten Nr. 54, Seifion 
1878/79). 

Jahrb. d. Br. Forft- und Jagd»Gejehg. XIII. 17 
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In Betreff der ganzen Nheinprovinz berichtet der frühere Oberforftmeifter 
Hoeffler zu Coblenz, daß zwei Drittheile der gejanımten Privatwaldnıngen, 
etwa 200.500 ha Wald, meift in Folge einer weitgehenden Parzellirung, der 
ihonungstofeften Behandlung, einer rüdfihtslofen Ausnutzung der Weide des 
Haide- und Plangenhiebes, die zum Theile fchon bis an die Grenze der Er- 
tragslofigfeit geflihrt bat, unterliegen. Als Beilpiel für den Grad, welchen die 
Waldzerftiidelung dafelbft erreicht hat, führt Hoeffler an, daß eine Waldflädhe 
von 117.600 Morgeu (30.023 ha) in nicht weniger als 166.846 Parzellen zer- 
theilt jei, jo daß im Durchichnitt auf jede Parzelle eine Fläche von 17%ı0 & 
kommt (cfr. Hoeffler, Staatsauffiht über das Privatwaldeigenthum ©. 12 
und ff). 

Daß der Staat unter ſolchen Verhältniffen die Pflicht Hat, kulturſchädliche 
Waldtheilungen möglihft zu verhindern, kann wenigftens in Bezug auf die bier 
in Rede ftehenden gemeinſchaftlichen Holzungen nicht zweifelhaft fein. Gegenüber 
dem etwaigen Bedenken, daß der Staat dadurch in Privatrechte eingreifen würde, 
ift zu berüdfichtigen, daß es ſich bier nicht darum Handelt, von Staatswegen 
neue Berbältniffe zu fchaffen, fondern nur darum, im öffentlichen und zugleich im 
eigenen Intereſſe der Waldbeſitzer den bisherigen Zuftand aufrecht zu erhalten 
und die Auflöfung von Gemeinfchaften zu verhüten, welche ſchon von Alters her, 
oft jeit Jahrhunderten befanden haben. 

(age ıI. In der Anlage II find die gefetlihen Beftimmungen, welche in den einzel- 
U en Landestheilen bezüglich der Zuläſſigkeit einer Naturaltheilung gemeinfchaft- 
fiher Holzungen gelten, zujammengeftellt. Faſt ſämmtliche Provinzialbehörden 
haben die Nothwendigkeit einer weiteren Beſchränkung der Theilbarleit der ge- 
dachten Forſten anerfannt und eine Abänderung der Geſetzgebung nach dieſer 
Richtung auf das Lebhaftefte befürwortet. Auch das Königliche Landesökonomie⸗ 
tollegium hat in der Sitzung vom 25. Januar 1879 die andermeitige Regelung 
und die Ergänzung der gefeglihen Beftimmungen über die Theilung der Ge- 
meinfchaftswaldungen für dringend wünſchenswerth erklärt. 

Die wejentlichften Punkte, in welchen der vorliegende Geſetzentwurf von der 
bisherigen Geſetzgebung abweicht, find folgende: 

1. Bisher ift die Naturaltheilung einer gemeinſchaftlichen Holzung zuläffig 
geweſen: 

a) nach der Gemeinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821: 

wenn die einzelnen Antbeile vortheilhaft als Ader oder Wiefe benutzt 
werden fünnen; 

b) nad) den Gemeinheitstheilungsordriungen vom 19. Mai 1851 und vom 

5. April 1869: 
wenn die einzelnen Theile in anderer Sulturart mit größerem Bor« 
theile, wie zur Holzzucht, benutt werden können; 

c) nad den Gefegen vom 13. Juni 1873, vom 25. Juli 1876 und vom 

17. Augufi 1876: 
wenn die Theilung, beziehungsweije die Niederlegung der Forſt land⸗ 
wirthihaftlih nüglih ift und das Landes- und forftpolizeilihe In⸗ 
tereffe nicht entgegenfteht. 

Darauf, wie groß der Bortheil ift, welcher von der Benußung der Theil⸗ 
ftlide in anderer als forftlider Kulturart erwartet werden kann, kommt es nad 
den bisherigen Gejegen nicht an. Nach diefen genügt e8 zur Theilung, wenn 
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eine ſolche Benugung überhaupt nur vortheilhaft ift, wie geringfügig auch ber 
Bortheil fein mag. Die Auseinanderfegungsbehörben befinden ſich daher, vor⸗ 
ausgefegt, dag nicht etwa befondere landes- oder forftpolizeiliche Bedenken vor- 
fiegen, welche iiberdieß nur im Geltungsbereiche der drei zuletst erwähnten Ge⸗ 
fee zu berüdfichtigen find, nicht in der Lage, die Theilung zu verhindern, wenn 
fih aus einer Bergleihung der forſtlichen mit der Iandwirthfchaftlihen Benutzung 
für die leßtere die Möglichkeit eines auch nur minimalen Mehrertrags ergiebt. 
Daß in einem folden alle die Theilung geftattet werden muß, erjcheint nicht 
gerechtfertigt, zumal, wenn berüdfidhtigt wird, wie häufig fih die Gutachten ber 
Sahperfländigen in der Folge nicht bewähren, inden: ber von ihnen ange- 
nommene Mehrertrag überhaupt nicht oder nur vorübergehend eintritt. Liegt 
e3 im öffentlichen Intereſſe, daß die vorhandenen Waldungen möglichft erhalten 
bleiben, jo darf die Niederlegung derjelben nicht ſchon um eines geringfügigen 
und oft nur unfidheren Privatvortbeilswillen zugelaffen werden. Der Geſetzentwurf 
will daher die Tkeilung nur dann geftatten, wenn der von ihr zu erwartende 
Bortheil ein erheblicher if, nnd jchließt fich hierin an die alte Hannöverſche 
Gejeßgebung an, weldhe in dem $ 146 der @emeinbeitstbeilungordnungen fir 
das Fürſtenthum Liineburg vom 25. Juni 1802 und für die Herzogthlimer Bre⸗ 
men und Berben vom 25. Juli 1825 fchon die Beſtimmung enthielt, 
dag Spezialholztheilungen wegen der manuigfaltigen Nachtbeile, die nicht 
felten eine Folge davon find, nicht zu geflatten find, e8 wäre denn, daß 
wegen eintretender befonderer Umflände eine ſolche Theilung für vorzüg- 
lich nützlich geachtet würde. 

2. Ausgenommen das vormalige Kurfürſtenthum Hefſen und die früher 
Bayeriſchen und Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, in welchen ſchon jetzt 
nach dem Geſetze vom 25. Juli 1876 eine Naturaltheilung nur dann zuläſſig iſt, 
wenn fie landwirthſchaftlich nützlich, geſtatten die bisherigen Geſetze in allen 
übrigen Landestbeilen die Theilung auch fiir den Fall, 

daß die einzelnen Theile zur forftmäßigen Benugung geeignet bleiben, 
wobei für die Provinzen Hannover und Schleswig-Holftein nach den Geſetzen 
vom 13. Juni 1873 und vom 17. Auguft 1876 nod die weitere Bebin- 
gung gilt, 

daß die forfimäßige Benugung genügend zu ſichern if. 

Nach dem Geſetzentwurfe fol dagegen, wie ſchon jet im @eltungsbereiche 
Des Geſetzes vom 25. Yuli 1876, auch in den übrigen Landestheilen die bloße 
Möglichkeit, die einzelnen Theile einer gemeinfchaftlichen Holzung auch nach voll- 
zogener Theilung forftimäßig zu benugen, nicht mehr als Theilungsgrund gelten. 
Wollen die Eigenthümer einer folhen Holzung diejelbe audy fernerhin nur forft- 
mäßig benuten, fo liegt feine Beranlafjung vor, ihnen die Aufhebung ibrer bis- 
herigen Gemeinſchaft zu geftatten. Es empfiehlt fich vielmehr für diefen Fall 
die Aufrechterhaltung der legteren, weil der Forfihug und die Betriebsverwal⸗ 
tung in einem gemeinjchaftliden Walde leichter und mit geringeren Koften ber» 
zuftellen find, als auf einzelnen Barzellen, und weil die Einrichtung felbfiftändiger 
Einzelwirthichaften auf diefen nothwendig zu einer Zerfiüdelung der Altersklaſſen 
führt, deren regelrechte Wiederherfiellung fange Zeit und häufig erhebliche Opfer 
erfordert. Weberdies läßt fich eine Sicherung der forfimäßigen Benutzung, wie 
fie fiir Hannover und Schleswig- Holftein vorgefchrieben ift, praftich Taum durch⸗ 
führen, da bei einer großen Anzahl von Einzelwirtbichaften und bei der auf 

17* 
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denfelben flattfindenden Zerjpfitterung des Hiebes und der Kultur die Ausübung 
einer wirkfamen Staatsaufficht überaus ſchwierig ift. 

Erfahrungsmäßig hat die Naturaltheilung gemeinſchaftlicher Yorften, wenn 
der Grund und Boden nur zur forfimäßigen Benugung geeignet ift, der Regel 
nad) ihre Devaflation zur Folge gehabt. Der Direktor der Yorflalademie zu 
Eberwalde, Oberforfimeifter Danckelmann, bat fich hierüber in einem an das 
Landesötonomielollegium erftatteten Berichte, welcher dem eben erwähnten Be⸗ 
ſchluſſe dieſes Kollegiums zu Grunde liegt, ausgeſprochen mie folgt: 

„Die ungünfligfte Befigform für den Wald ift die Kleinparzelle. Sie iſt 
behaftet mit dem Mangel wirthichaftliher Unfähigkeit. Die Waldgemeinihaft 
kann eine einträglihe Waldwirthichaft einrichten, wenn fie will; der Waldpar- 
zellenbeſitzer kann dies beim beiten Willen nicht. 


Der weſentlichſte Unterſchied gegenüber der Landwirtbichaft, welcher die 
anerfannte Ausnahmeftelung der Yorfiwirtbichaft begründet, befteht darin, daß 
der Forfiwirth nicht, mie der Landmwirth, jährlich erntet, was er fäet, jondern 
daß zwischen Anbau und Ernte ein meift viele Jahre umfaffender Wirthſchafts⸗ 
zeitraum liegt. Daraus ergiebt fi die Notwendigkeit einer meit größeren 
Betriebsfläche, die Anjammlung eines beträchtlichen, nad Fahren gegliederten 
Holzbetriebslapitald auf der Betriebsflädhe, das Erforderniß eines geringen Ar» 
beit3aufiwandes und die Notbwendigleit größerer Auffihts- und Verwaltungs» 
bezirte. In der durch den Stleinmaldbefig herbeigeführten wirthſchaftlichen Un- 
felbftändigleit und Abhängigkeit von benachbarten Waldparzellen anderer Eigen- 
thümer, welde die Beftandsbegründung durch Beichattung beeinträchtigt, die 
Beftandgerhaltung durch unzeitige Abtriebe von Nachbarbeftänden, und dadurd 
bervorgerufenen Windbruch gefährdet, die Abfuhr tiber fremde Grundſtücke weiſt, 
die Herfiellung von geordneten Betriebsverbänden unmögli macht, liegt eine 
ber größten Gefahren für den Wald. Bier vereinigen ſich in der Regel wirth- 
fhaftlidye Untenntniß, deren Mißgriffe bei den langen Wirthichaftzeiträumen eine 
lange Reihe von Fahren nachwirken, ferner Schuglofigleit, Mittellofigkeit, Neigung 
zum Ernten und Abneigung zum Wiederandau. Das Ende ift faſt immer Walb- 
zerflörung, im günftigen alle, bei landwirthſchaftlich nutzbarem Boden, Um⸗ 
wandlung in landwirthichaftliches Kulturland, im ungünftigen Yale, bei nur 
zur Holzzucht geeignetem Boden, welcher die Regel bildet, Ertragslofigkeit. In 
dem ifolirten Kleinbeſitze vereinigen ſich alle Uebelitände, in dem Großbefige alle 
Bortheile der Waldwirthichaft, welche in der langen Dauer der Wirthſchaftszeit⸗ 
räume ihren Grund haben.“ 


3. Es ift den Miteigenthümern geftattet, Gemeinheitstheilungen, und zwar 
auch bei Holzungen, ohne Mitwirkung einer öffentlichen Behörde im Wege freier 
Bereinbarung vorzimehmen. Indeſſen ift in allen Zandestheilen, mit alleiniger 
Ausnahme des Linken Rheinufers, zur Gültigkeit der Theilung die Beftätigung 
bes Theilungsvertrages durch Die Auseinanderſetzungsbehörde erforderlich, welche 
dabei das Tandespolizeilihe Intereſſe wahrzunehmen und insbefondere bei Wald- 
theilungen die land- und forftwirthichaftlichen Berhältniffe zu prüfen vet von 
welchen deren Zuläſſigkeit abhängt. *) 


x *) Chr. 8 165 ber Berorbnung vom 20. Juni 1817 (Geſetzſamml. ©. 161), 8 25 bes @efches 
som 7. Juni 1821 (Geſetzſamml. ©. 83), 8 9 ber Verorbnung vom 18. Mai 1867 (Befehfammt. 
716), 85 8 des Geſetzes vom 17. Auguſt 1876 (Geſetzſamml. ©. 377), fowie die 88 140 und 141 beä 
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Auch der 88 der Gemeinheitstheilung für die Rheinprovinz vom 19. Mai 
1851 (Geſetzſamml. &. 371) fchreibt vor, daß, wenn die Theilung durch freies 
Uebereinfommen der Parteien zu Stande gefommen ift, die Theilungsverträge 
der Audeinanderfegungsbebörde zur Prüfung und Beflätigung vorgelegt werden 
müſſen, er beſchränkt aber diefe Vorjchrift ausdrücklich auf die Landestheile des 
rechten Rheinufers. Dagegen ift e8 in denen des linken Rheinufers lediglich 
dem freien Belieben der Theilnehmer überlaffen, ob und wie fie eine Theilung 
vornehmen mollen. ine obrigfeitlicde Mitwirkung braudt Dabei nicht ftatt« 
zufinden. 

Der 8 13 des ebengedachten Geſetzes beftimmt ferner, und zwar für die 
ganze Nheinprovinz, mit alleiniger Ausnahme der Kreife Rees und Duisburg, 
daß die Bedingungen, von welchen dafelbft die Zuläffigfeit der Naturaltheilung 
eines gemeinfchaftlichen Waldes abhängig gemadht wird, nur in subsidium, näm« 
lich nur für den Fall gelten follen, 

dag fi die Betheiligten nicht über die Theilung einigen, 
fo daß alfo eine von den gefetzlichen Beſtimmungen abweichende Theilung ges 
ftattet ift, jobald nur die Betheiligten unter ſich fiber eine jolche einverftatt- 
den find. 

Diefes freie Vertragsrecht der Betheiligten ift nach) dem übereinſtimmenden 
Urtheile der Provinzialbebörden für die Erhaltung der gemeinfchaftlidhen Hol« 
zungen in der Rheinprovinz von den nadtheiligiten Folgen geweſen. Beſondere 
Gründe, aus welchen es fich rechtfertigen ließe, in der NAheinprovinz die Thei« 
fung diefer Forſien anders zu behandeln und mehr zu erleichtern, als in den 
fibrigen Landestheilen, find nicht erfihtlih. Nach dem vorliegenden Geſetzent⸗ 
murfe fol e8 daher auch in der Nheinprovinz den Betheiligten nicht mehr frei= 
ftehen, die gefetslichen Beſchränkungen hinfichtlich der Aufäffigleit der Theilung 
gemeinſchaftlicher Holzungen durch Privatvereinbarung auszufhließen. Es fol 
ferner auch in den Landestheilen des Tinten Rheinufers jede derartige Theilung, 
wenn fte nicht in dem geordneten Theilungsverfahren nah) Maßgabe des We 
feges vom 19. Mai 1851 (Gefegfammi. ©. 383) erfolgt, zu ihrer Gültigkeit der 
obrigkeitlihen Genehmigung bedürfen. Diefe Genehmigung wird, da in den Landes⸗ 
tbeilen des linken Rheinufers eine eigentliche Auseinanderſetzungsbehörde nicht 
vorhanden iſt, derjenigen Staatsbehörde zu libertragen fein, welcher nach dem 
$ 2 des Gefeentmurfes die Aufficht über die gemeinfchaftlichen Holzungen zu- 
fieht, alfo mach der gegenwärtigen Behördenorganifation der Bezirksregierung, 
welche übrigens fchon jetzt nach dem letterwähnten Geſetze in einzelnen Be- 
ziehungen die Gejchäfte der Auseinanderjegungsbehörde wahrzimebmen hat. — 

Der vorliegende Gefegentwurf bat ſchon in der letzten Landtagsſeſſton die 
Zuftimmung des Herrenhaufes gefunden, im Haufe der Abgeordneten ift er nicht 
mehr zur Berathung gelangt. 

Zur Erläuterung der einzelnen Beftimmungen des Gefebentmurfes wird 
Folgendes bemerft: 

Zu den 88 1 und 2. a) Der Ausdrud „Holzungen“ wird hier in demielben 
Sinne gebraucht, wie bei der Grundſteuergeſetzgebung (cfr. $ 5 der Anweiſung 


Hannöverjchen Geſetzes vom 30. Juni 1843 (Hannoverſche Geſetzſamml. L S. 146) in Verbindung 
mit den Erkenntniſſen des Obertribunals, Entſch. Bd. 820, S. 254, Bb. 36, S. 103, Zeitſchrift des 
Reviſionskollegiums Bd. 6, ©. 467, Bd. 9, ©. 195, Striethorſt's Archiv Bd. 17, ©. 110. 
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denſelben ſtattfindenden Zerſplitterung des Hiebes und der Kultur die Ausübung 
einer wirkſamen Staatsaufficht überaus ſchwierig iſt. 

Erfahrungsmäßig hat die Naturaltheilung gemeinſchaftlicher Forſten, wenn 
der Grund und Boden nur zur forſtmäßigen Benutzung geeignet iſt, der Regel 
nach ihre Devaſtation zur Folge gehabt. Der Direltor der Forſtakademie zu 
Eberwalde, Oberforfimeifter Dandelmaun, bat fich hierüber in einem an das 
Landesölonomielollegium erftatteten Berichte, welcher dem eben erwähnten Be- 
ſchluſſe dieſes Kollegiums zu Grunde liegt, ausgeſprochen wie folgt: 

„Die ungünſtigſte Befigform für den Wald ift die Kleinparzelle. Sie ift 
behaftet mit dem Mangel wirtbichaftlicher Unfähigkeit. Die Waldgemeinfchaft 
kann eine einträgliche Waldwirthſchaft einrichten, wenn fie will; der Waldpar- 
zellenbeſitzer kann dies bein beiten Willen nicht. 


Der weſentlichſte Unterfchied gegenüber der Landwirtbichaft, welcher die 
anerfannte Ausnahmeſtellung der Forſtwirthſchaft begründet, befteht darin, daß 
der Forſtwirth nicht, mie der Landwirth, jährlich erntet, was er fäet, fondern 
daß zwischen Anbau und Ernie ein meift viele Jahre umfafjender Wirtbichafts- 
zeitraum liegt. Daraus ergiebt fi) die Nothwendigkeit einer weit größeren 
Betriebsfläche, die Anfammlung eines beträchtlichen, nad Jahren gegliederten 
Holzbetriebstapitals auf der Betriebsfläde, das Erforderniß eines geringen Ar» 
beitsaufwandes und die Nothwendigleit größerer Auffiht3- und Berwaltungs- 
bezirfe. In der durch den Kleinwaldbeſitz berbeigeführten wirthichaftlichen Un- 
jelbftRändigfeit und Abhängigkeit von benachbarten Waldparzellen anderer Eigen- 
tbiimer, welche die Beftandsbegründung durch Beichattung beeinträchtigt, die 
Beitandserhaltung durch unzeitige Abtriebe von Nachbarbeffänden, und dadurd 
bervorgerufenen Windbruch gefährdet, die Abfuhr Über fremde Grundftiide weiſt, 
die Herfielung von geordneten Betriebsverbänden unmöglich macht, liegt eine 
der größten Gefahren für den Wald. Hier vereinigen ſich in der Regel wirth- 
fchaftliche Unfenntnig, deren Mißgriffe bei den langen Wirthichaftzeiträumen eine 
lange Reihe von Jahren nachwirlen, ferner Schutzlofigkeit, Mittellofigfeit, Neigung 
zum Ernten und Abneigung zum Wiederanbau. Das Ende ift faf immer Wald- 
zerflörung, im gäünftigen Yale, bei landwirthſchaftlich nutzbarem Boden, Um⸗ 
wandlung in landwirthfchaftliches Kulturlaud, im ungünftigen ale, bei nur 
zur Holzzucht geeignetem Boden, welcher die Regel bildet, Ertragsloftgkeit. In 
dem ifolirten Kleinbefie vereinigen ſich alle Uebelitände, in dem Großbeſitze alle 
Bortheile der Waldwirthichaft, welche in der langen Dauer der Wirthſchaftszeit⸗ 
räume ihren Grund haben.“ 


3. Es iſt den Miteigenthiimern geftattet, Gemeinheitstheilungen, und zwar 
auch bei Holzungen, ohne Mitwirkung einer öffentlicden Behörde im Wege freier 
Bereinbarung vorzumehmen. Indeſſen if in allen Landestheilen, mit alleiniger 
Ausnahme des linken Rheinufers, zur Gilltigfeit der Theilung die Veflätigung 
des Theilungsvertrages durch Die Auseinanderfegungsbehörde erforderlich, melde 
dabei das landespolizeiliche Intereffe wahrzunehmen und insbefondere bei Wald- 
theilungen die land. und forſtwirthſchaftlichen Berhättniffe zu pritfen Det bon 
welchen deren Zuläffigleit abhängt. *) 


x") Of. 8 165 ber Berordnung vom 90. Juni 1817 (Geſegſamml. ©. 161), 8 95 des Geſetzes 
som 7. Juni 1821 (Gejegfammi. S. 83), 8 9 der Verordnung vom 13. Mai 1867 (Geſetzſamml. 
716), 8 8 des Geſetzes vom 17. Auguſt 1876 (Geſetzſamml. ©. 377), ſowie Die 88 140 und 141 des 
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Auch der $ 8 der Gemeinheitstheilung für die Rheinprovinz vom 19. Mai 
1851 (Geſetzſamml. S. 371) fchreibt vor, dag, wenn die Theilung durch freies 
Uebereinkommen der Parteien zu Stande gelommen if, die Theilungsverträge 
der Auseinanderſetzungsbehörde zur Prüfung und Beftätigung vorgelegt werden 
müſſen, er befchränft aber diefe Vorſchrift ausdrücklich anf die Yandestheile des 
rechten Rheinufers. Dagegen ift e8 in denen des linken Rheinufers Lediglich 
dem freien Belieben der Theilnehmer überlaffen, ob und wie fie eine Theilung 
vornehmen wollen. Eine obrigfeitlide Mitwirfung braucht dabei nicht ftatt- 
zufinden. 

Der 5 13 bes ebengedadhten Geſetzes beflimmt ferner, und zwar für die 
ganze Rheinprovinz, mit alleiniger Ausnahme der Kreife Rees und Duisburg, 
daß die Bedingumgen, von welchen dajelbft die Zuläffigkeit der Naturaltheilung 
eines gemeinjchaftlichen Waldes abhängig gemacht wird, nur in subsidium, näm⸗ 
lich nur für den Fall gelten follen, 

dag fi die Berheiligten nicht über die Theilung einigen, 
fo daß alfo eine von den gefetlichen Beſtimmungen abweichende Theilung ges 
ftattet iſt, fobald nur die Betheiligten unter ſich fiber eine folche einverftans- 
den find. 

Diefes freie Vertragsrecht der Betheiligten ift nach dem lbereinftimmenden 
Urtheile der Provinzialbebörden für die Erhaltung der gemeinſchaftlichen Hol- 
zungen in der Rheinprovinz von den nachtheiligſten Folgen geweſen. Beſondere 
Gründe, aus welchen e8 fich rechtfertigen ließe, in der Rheinprovinz die Thei— 
fung diefer Forfien anders zu behandeln und mehr zu erleichtern, als in den 
übrigen Landestheilen, find nicht erfichtlih. Nach dem vorliegenden Gefegent- 
wurfe fol e8 daher auch in der Aheinprovinz den Betbeiligten nicht mehr frei- 
ſtehen, die gefetslichen Beſchränkungen Hinfichtlich der Yuläffigkeit der Theilung 
gemeinfhaftlicher Holzungen durch Privatvereinbarung auszufchliegen. Es fol 
ferner auch in den Tandestheilen des linken Rheinufers jede derartige Theilung, 
wenn fie nicht in dem geordneten Theilungsverfahren nah Maßgabe des Ge— 
fees vom 19. Mai 1851 (Befegfammti. S. 383) erfolgt, zu ihrer Gültigkeit der 
obrigkeitlihen Genehmigung beblirfen. Diefe Genehmigung wird, da in den Landes- 
theilen des linfen Rheinufers eine eigentliche Auseinanderſetzungsbehörde richt 
vorhanden ift, derjenigen Staatsbehörde zu libertragen fein, meldher nach dem 
$ 2 des Geſetzentwurfes die Aufficht ber Die gemeinfchaftlichen Holzungen zu- 
ſteht, alfo nad der gegemmwärtigen Behördenorganiſation der Bezirksregierung, 
melde übrigens fchon jetzt nach dem lettermähnten Geſetze in einzelnen Be- 
ziehungen die Gefchäfte der Auseinanderjegungebehörde wahrzunebmen hat. — 

Der vorliegende Gefegentwurf hat ſchon in der letzten Landtagsfeffton bie 
Zuftimmung des Herrenhaufes gefunden, im Haufe der Abgeordnieten ift er nicht 
mehr zur Berathung gelangt. 

Zur Erläuterung der einzelnen Beſtimmungen des Geſetzentwurfes wird 
Folgendes bemerft: 

Zu den 88 1 und 2. a) Der Ausdrud „Holzungen“ wird bier in demielben 
Sinne gebraucht, wie bei der Grundſtenergeſetzgebung icfr. $ 5 der Anweiſung 


Hanndverſchen Geſetzes vom 30. Juni 1843 (Hannoverihe Geſetzſamml. L S. 146) in Berbirdung 
mit den @rkenntniffen des Obertribunals, Entſch. Vd. 20, ©. 254, Bb.36, ©. 103, Beitichrift des 
Nevifionstollegiums Bd. 6, ©. 467, Bd. 9, ©. 195, Striethorft’s Archiv Bd. 17, ©. 110. 
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für das Berfahren bei Ermittelung des Neinertrages der Liegenfchaften behufs 
anderweiter Megelung der Grundftener, Geſetzſamml. de 1861 S. 258), er um⸗ 
faßt alfo alle Örundflüde, deren hauptſächlichſte Benugung in der Holzzucht beftebt. 

b) Bezüglich der Gemeinfdaftlichkeit des Eigenthums ift der Zeitpunkt bes 
Inkrafttretens des neuen Geſetzes entjcheidend. Etwaige fpätere Veränderungen 
in den Eigenthumsverhältniffen follen auf die Anwendbarkeit des Geſetzes ohne 
Einfluß fein. 

c) Das Geſetz foll feine Anwendung finden: 

1. auf Holzungen, bei welchen die Gemeinjchaft nachweislich auf einem 
befonderen privatrechtlichen Verhältniſſe beruht, alfo namentlich nicht 
auf Holzungen, welche zu einem Familienfidveilommiffe, oder welche 
Miterben gehören, oder welde von mehreren durch Bertrag gemein- 
ihaftli erworben find; 

2. auf Holzungen, melde fi) nach ihrer Bejchaffenheit oder ihrem Umfange 
zu einer forfimäßigen Bewirthſchaftung nicht eignen. 

Es wird hierdurch ein Eingreifen in reine Privatrechte vermieden werden, 
und ferner die Staatsauffiht nur da eintreten, wo von derfelben ein praftifcher 
Erfolg zu erwarten ifl. 

Zum $3. Der zweite Abjak des $3 — ein vom Herrenhaufe beichlofjener 
Bufag — entſpricht dem 8 14 des Geſetzes, betreffend tie Verwaltung der den 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten gehörigen Holzungen, vom 14. Auguft 1876 
(Gejegfammi. de 1876 ©. 373). 

Zum $ 4. Die Miteigenthlimer bilden feine Korporation, fondern kommen 
rechtlich nur als Einzelne in Betracht. Allerdings befteht bei den Mark- und ähn- 
lien Genoſſenſchaften häufig eine Art Verfaſſung; indeffen berubt diefelbe 
meiftens nur auf Herlommen, über deffen Hechtöverbindlichkeit leicht Zweifel ent- 
ſtehen. Der Geſchäftskreis der Vorſteher, welche an der Spite einzelner Ge- 
nofjenfchaften fiehen, bejchränkt fih der Hegel nad) auf deren innere Angelegen« 
beiten, auf die Berhältniffe der Genoffen unter einander, und es ericheint frag- 
lich, ob diefelben Tegitimirt find, die Genoffenfchaft auch nach Außen hin zu 
vertreten. Diefer Zweifel gilt namentlid aud für die Hannöverſchen Mark—⸗ 
genoffenichaften nad Erlaß des Geſetzes vom 13. Februar 1850 (Hannoverjche 
Geſetzſamml. I, S. 39). , 

Bei der großen Anzahl von Miteigenthlimern, melde der Negel nach bei 
ben bier in Rede ftehenden Holzungen betheiligt find — es giebt deren oft bei 
einer einzigen Holzung hundert und mehr —, fcheint es zur Handhabung einer 
wirkſamen Staatsaufficht unerläßlich, daß die Miteigenthlimer, wenn ihre Anzahl 
eine gewifle Grenze iiberjchreitet, Bevollmächtigte beſtellen, welche Namens der 
der Bejammtheit mit den Behörden zu verhandeln und deren Anordnungen ans« 
zuführen haben. Eine Verpflichtung der Miteigenthümer bierzu befteht ſchon 
für das Bemeinheitstheilungs- und Ablöfungsverfahren, wenn es ſich dabei um 
die Wahrnehmung der Intereſſen einer Korporation, Genoſſenſchaft oder einer 
fonftigen Mehrheit von Intereſſenten handelt, nad den 88 75 und ff. der Ber, 
ordnung vom 20. Juni 1817 (Geſetzſamml. S. 161), fowie in der Provinz Han» 
nover fiir die Verhandlungen mit den FForfigenoffenichhaften wegen Ausführung 
des Geſetzes vom 10. Juli 1859 (cfr. $ 7 des Publilandums vom 26. Juli 
1859, Hannov. Geſetzſamml. I, ©. 739), An die desfallfigen Beftimmungen 
ſchließt ſich der $ 4 des Geſetzentwurfs an. 
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Die Beſtellung von Bevollmächtigten erfordert zu ihrer Rechtsbeſtändigkeit 
Stimmeneinhelligkeit aller Betheiligten. Da eine ſolche häufig nicht zu erzielen 
fein wird, fo bat der Gejekentwurf zum Zwecke der Herftellung einer legalen 
Gefammtvertretung eine flatutarifche Regelung unter entiprechender Anmendung 
der Beflimmungen des Gejees betreffend Schuwaldungen und Waldgenofien- 
fhaften, vom 6. Yuli 1875 (Geſetzſamml. ©. 416) in Ausficht genommen. 

Aeußerſten alles foll der Gemeindevorſtand die Bertretung der Bejammt- 
heit gegenüber der Auffichtsbehörde zu übernehmen haben. Der Ausdruck „Ge⸗ 
meindenorftand” ift Hier in demfelben Sinne gebraucht, wie in dem $ 30 des 
dem Landtage in der letten Seffion vorgelegten Entwurfs eines Gejetzes liber 
die Zuftändigleit der Berwaltungsbehörden und der Verwaltungsgerichte (cfr. 
Drudiahen des Haufes der Abgeoroneten, Seifion 1879,80 Nr. 68, ©. 11 
und 70). 

Zum $ 5. Der $ 5 foll der Majoriät der Miteigenthümer die Möglichkeit 
eröffnen, eine ordnungsmäßige Verwaltung und Bewirthſchaftung der Holzung 
auch gegen den Widerſpruch der Minorität im Wege flatutarifcher Regelung ber- 
beizuführen. Beranlaßt iſt der $ 5 durch den an den Kommunallandtag des 
Regierungsbezirts Caſſel gerichteten, al8 Anlage III beigefügten Antrag des Ab- 


geordneten Dr. Wolff, welchen der Kommunallandtag mittelſt Beichluffes vom — 


29. October 1878 einffimmig angenommen hat, und welcher auch von dem Öber- 
präfidenten, der Regierung und der Generalkommiſſion zu Eaffel übereinftiimmend 
befürwortet if. Uebrigens walten ähnliche Berhältniffe, wie die in dem beilie- 
genden Antrage erörterten, auch in anderen Landestheilen ob (efr. 3. B. den 
Schluß des 8 3 des Hannoverfchen Geſetzes vom 10. Juli 1859, Hannoverſche 
Geſetzſamml. I, S. 725). Durch die ftatutariiche Regelung darf felbftredend das 
gejetsliche Auffichtsrecht des Staates micht gejchmälert werden. 

Zum $ 6. a) Der $ 6 fchließt fidh, indem er die Untheilbarkeit der gemein- 
fhaftlihen Holzungen als Regel an die Spitze flellt, der Faſſung des Art. 8 
des Geſetzes vom 25. Juli 1876 (Geſetzſamml. ©. 366) an. 

b) Bezüglich der Bedingungen für die Zuläffigleit der Waldtheilungen ift 
in den bisherigen Geſetzen überall nur von der landwirthſchaftlichen oder forft- 
mäßigen Benutbarkeit der einzelnen Theilftiide die Rede. Nach dem 8 6 würde 
es zuläffig fein, dabei auf die Verwendbarkeit der Theilftüde auch für Zwecke, 
welche nicht landwirthſchaftlicher Art find, beijpielsweife fir induftrielle oder bau- 
liche, Rüdfiht zu nehmen, vorausgefett nur, daß es fih um einen erheblichen 
Bortheil Handelt. 

c) Die Berhältniffe der fogenannten halben Gebrauchswaldungen im vor- 
maligen Kurfärftentfum Heflen find höchſt vermidelt und rechtlich zweifelhaft. 
Diefe Waldungen fiehen unter der Verwaltung des Staats, welcher die Pflicht 
bat, fie zu bewirtbichaften und zu beaufficdtigen, wofür er verfchiedene Beld- und 
Naturalleiftungen bezieht, während Gemeinden, Genofienichaften, Yamilien und 
einzelne Berechtigte oft die Holz-, Hitungs- und Streunugung haben oder be- 
flimmte oder auch unbeftinmte Quanta, Bau, Nut- und Brennholz gegen 
Zahlung ermäßigter Taren oder gegen fonftige geringe Gegenleiftungen beziehen 
oder den aus dem Berlaufe in öffentlicher Licitation erzielten Erlös ganz oder 
theifweife erhalten oder mit dem Fiscus nach beflimmten Quoten theilen. Die 
Jagd wird in einigen halben Gebrauchswaldungen vom Fiscus, in anderen von 
den nutungsberechtigten Gemeinden ausgelibt, Grundfiener wird von ben 
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Nutungsberedtigten fiir einige Waldungen zum vollen Betrage, für andere zur 
Hälfte, für viele gar nicht gezahlt. Das Eigenthum iſt überall fireitig. Wahr- 
fheinlih find die halben Gebrauhsmaldungen ehemals Markwaldungen geweien, 
in deren Befig und Verwaltung ſich der Staat als OberauffichtSbehörbe zur Ber- 
binderung der Devaftation und zur Befeitigung von Streitigkeiten der Markgenofien 
untereinander gejegt hat. Ob dies mit Einwilligung der Markgenofſſen geſchehen 
ift, ob der Fistus das Eigenthum dur Erfigung erworben bat, ob die Nutzungs⸗ 
berechtigten als Miteigenthümer, oder ob fie nur als Serpitutare anzujehen find, 
find Fragen, für deren Beantwortung ed meiftens an jeder ficheren Grundlage 
fehlt. Im Allgemeinen dürfte das Rechtsverhältniß als gemeinjchaftliches Eigen: 
thum anzufeben fein. 

Die Verwaltung der halben Gebrauhswaldungen ift eine fehr befchmerliche 
und bat feit jeher zu fortmährenden Streitigkeiten und Proceſſen mit den Nutungs- 
berechtigten Anlaß gegeben. Der Staat iſt daher beftrebt gewejen, mit denſelben 
eine glitliche Auseinanderjegung herbeizuführen, was in zahlreichen Fällen ge⸗ 
lungen iſt. Im Sabre 1869 waren im Ganzen 209 halbe Gebraudhswaldungen 
vorhauden; von dieien find inzwifchen 157 regulirt, fo daß eine Auseinanderjegung 
nur noch bei 52 zu bewirken if. Daß eine folcye auch bei den letzteren erfolge, 
erſcheint in Rüdfiht auf die unflaren und vermidelten Berhältniffe, welche bei 
ihnen obmwalten, dringend wünſchenswerth, und zwar nicht blos im Intereſſe des 
Fiskus, fondern aud in dem der Nutungsberedhtigten. Um nicht den Abſchluß 
der Bergleihsverhandlungen zu erjchweren, und um nicht Ungleichmäßigfeiten 
in der Behandlung der bereits getkeilten und der noch zu regulicenden halben 
Gebrauchswaldungen hervorzurufen, fo bei den letteren die Zuläſſigkeit der 
Theilung nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen beurtheilt werden. Im 
Laufe des Jahres 1879 find bei den halben Gebrauchswaldungen 20 Zheilungen 
erfolgt, nach) welchen von 5984 ha den Intereſſenten 5166, dem Fiskus aber nur 
818 ha zugefallen find. Die Erhaltung und fernere ordnungsmäßige Bewirth⸗ 
ihaftung der den Intereſſenten zugefallenen reſp. zufallenden Waldflächen wird 
durch 8 1 Nr. 2 des Geſetzentwurfs gefidhert. 


Zum $ 7. Bei einer großen Anzahl gemeinjchaftlidger Holzungen, deren 
Theilung nad dem $ 6 nicht ftatthaft fein wiirde, ſchwebt bereits das Theilungs- 
verfahren. Daffelbe würde, wenn es durchgeführt wird, nach der Ueberzeugung 
von Provinzialbehörden in vielen Fällen die völlige Devaftation der Holzungen 
zur Folge haben. Dies gilt namentlid von den Gehöferſchaftswaldungen im 
Regierungsbezirle Trier und den Genoffenfchaftswaldungen im Regierungsbezirk 
Coblenz, deren Grund und Boden fah durchweg abjoluter Holzbhden if. Im 
Kreife Altenkirchen erſtrecken ſich die bereit3 anhängigen Waldtheilungen auf nicht 
weniger als einige 90 Ortihaften und auf ein Areal von rund 5800 ha, alfo 
auf etwa eine Duadratmeile. Es fcheint hiernach im öffentlichen Intereſſe ge» 
geboten, die Theilungsbefhränfungen des Gefegentwurfs auch da Nur Sumendung 
zu bringen, wo das Theilungsverfahren zwar ſchon eingeleitet, aber od; nicht 
zum endgiltigen Abfchluffe gelangt if. Als ein folder Abichluß ift im Sinne 
bes Gefepes vom 26. Juni 1875 (Geſetzſamml. S. 325) nicht erft die Bertätigung 
des Neceffes, fondern ſchon die endgiltige Feſtſtellung des Auseinanderjagungs- 
planes auzufehen, wenn diefe von jener erfolgt ift. 


Zum $ 8. Während der $ 6 für die Fälle einer Auseinanderfegung je 
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den Betheiligten im Wege der Bemeinheitstheilung oder Servitutenablöfung 
Beſtimmung trifft, bezieht fih der $8 auf alle fonftigen Arten der Veräußerung. 
Zum $ 9. Die Strafbeftimmungen entiprechen denen des $ 53 des Geſetzes, 
betreffend Schugmwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, vom 6. Juli 1875 (Ge⸗ 
ſetzſamml. ©. 416). Die Verhängung der Strafen fol im gemöhnlidden Straf: 
verfahren erfolgen. 
Anlage I. 
Nachweiſung 
über Anzahl und Flächeninhalt der Holzungen, auf welche das Geſetz über 
gemeinfehaftliche Holzungen Anwendung finden fol. 
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Davon haben eine Größe von 
























2 
Im 2 Ei = I. _ 
Regierungs- | 3 SIE € | 10 bis | 50 bis 
er * = = = 8 On unter unter ‚ber 860 Gange 
5 aa] E 5 50 ha | 250 ha 
(Land- ESIE => nn 
. = 7 a. obere Zahl: Anzahl der Holzungen. 
drofteien). 55 b. untere Zahl: Fläheninhalt in —— 
Königsberg ..| 76 | 4.279 | a. 26 29 17 
b. 108 | 512 1606 | 2058 4.279 
Gumbinnen .. 532 I a. 1 3 1 1 
b. 8 54 50 420 532 
Danzig ....- 4 129] a 1° 2 | — 4 
b. 6 | 61 2 — 129 
Marienwerder 5 18Ila — 4 1 _ 5 
b. — 98 100 _— 198 
Potsdam ... 921 5.130 | a. 44 | 19 24 5 92 
b. 44 444 2.457 | 2.185 , 5.130 
Frankfurt ...| 54 | 8.388 | a. 19] 16 16 8 | 54 
b. 58 397 2.105 778 83.338 
Stettin...... 951 3.104 | a. 38 38 19 — 95 
b. 134 968 2.007 — 3. 104 
Coslin ...... — — — — — — — 
Stralſund .. — — — — — — 
Poſen....... 3 188a. — 1 _ 3 
b. — 16 172 — 188 
Bromberg ...| — — — — — — — 
Breslaı..... 5 371. 3! 2 — — 5 
b. 12 25 — _ 37 
Liegnitz ..... 13 5951 a. 6 3 3 13 
b. 17 71 256 251 595 
Oppeln ..... 2 7121a — — — 2 2 
b. — — — 742 742 
Magdeburg..| 18 161Ia 5 8 5 — 18 
b. 34 105 577 — 716 
Merjeburg...1 214 7.086 | a. 8 5 5 3 21 
b. 48 80 555 | 6.408 | 7.086 
Erfurt ...... 741 5935| a 11 29 26 8 
b. 36 876 | 3068! 1.956 | 5.985 
Münfter. 1 1981|la — _ — 1 
b. — — — .031 1.031 
Minden ..... 38 402 | a. 29 6 3 _ 38 
| b. 74 108 220 — 402 
Latus 07 1 33.442 | a. 191 165 123 28 7 
b. 573 | 3.810 | 13.235 | 15.824 | 33442 
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Im = * Davon haben eine Größe von 
88135 
Regierungs- | 2 51235 unter 10 bis , 50 bis über 250 im 
ya: - Ei ES unter | unter Ganzen 
—* 32158 10ha | 50 ha | 250 ha | Pa ha 
and: 5 2 
Balz 5 a. obere Zahl: Anzahl der Holzungen. 
brofteien). 8 5 b. untere Zahl: Flächeninhalt in Heltaren. 
Transport 33.442 la. 191 165 12 507 
b. 6573| 3.810 | 13.235 | 15.824 | 33.442 
Arnsberg ..... a. 106 27 1 164 
b. 540 | 2.452 | 7.744 | 10.979 
Wiesbaden... _ 3 3 — 6 
Dufſeldorf — 92 269 — 361 
eldorf ... — — _ _ _ 
Koblenz ..... a 17 54 63 3 137 
b 1.662 | 5.869 | 1.123 8.704 
Köln. ....... — — — — — 
Trier ....... a. — — — — 81 
b. — — — — 7.492 
Aachen ...... — — — — — 
Schleswig ... n } a — — 
Hannover.... a. 16 30 5 1 51 
b 73 705 538 303 1.619 
Hildesheim .. a. 1 2 4 1 
b. 2 78 561 611 1.242 
Stade....... a 34 86 ! 87 — 157 
b. 2.060 | 3.250 — 5.518 
Dsnabrüd... a. 14 26 25 72 
P b. 5 602 | 8.024 | 2.679 6.359 
Aurich .....- — — — — — 
Luneburg .... a. 493 1.167 
b 12.278 | 10.753 | 3.280 
Zuſammen a. 2 


— 


7 936 403 60 
. 2.756 21 39.941 | 31.564 | 103.591 





Anlage u. 
Zufammenftellung 
der bisherigen geſetzlichen Beftimmungen über die Zuläfftgleit der Naturaltheilung 
gemeinfchaftlicher MWaldgrundftitde. 

Es beftimmen: 

1. Für diejenigen Landestbeile, in welchen das Allgemeine Landrecht gilt, 
die SS 109 und 110 der Gemeinheitstheilungsoronung vom 7. Juni 1821 (Ger 
ſetzſamml. S. 58): 

Die Naturaltheilung eines gemeinfchaftlihen Waldes ift ganz oder theil- 
weiſe nur dann zuläffig, wenn entweder die einzelnen Autheile zur forfimäßigen 
Benugung geeignet bleiben oder fie vortbheilhaft als Ader oder Wiefe benukt 
werben können. 

Außer diefen Fällen kann die Auseinanderjegung der Miteigenthümer im 
Mangel einer Einigung nur dur öffentlichen gerichtlichen Verkauf bewirkt 
werden. 
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2. für die Rheinprovinz (mit Ausnahme der Kreife Rees und Duisburg, 
wo die Beſtimmungen zu 1. gelten) und in Neu-VBorpommern und Rügen, der 
$ 13 der Gemeinheitstheilungsordnung vom 19. Mai 1851 (Geſetzſammlung 
S. 371): 

Jeder Pitteigenthümer kann in der Hegel die Theilung des gemeinjchaft- 
lichen Grundſtücks in Natur verlangen. Die Naturaltheilung eines gemeinfchaft« 
tihen Waldes aber ift, ſoweit fich die Betheiligten nicht fiber diejelbe einigen, 
ganz oder theilweife nur dann zuläffig, wenn die einzelnen Theile entweder zur 
forftimäßigen Benugung geeignet bleiben oder in anderer Kulturart mit größerem 
Bortheil, wie zur Holzzucht benugt werden können. Außer dieſen Fällen kann 
die. Auseinanderfegung der Miteigenthlimer eines Waldes nur durch öffentlichen 
Berlauf an den Meiftbietenden bewirkt werden. 

3. für den Regierungsbezirk Kaffel und den Kreis Biedenkopf der $ 14 der 
Berordnung vom 13. Mai 1867 (Geſetzſamml. S. 716): 

Jeder Miteigenthümer kann in der Regel die Theilung des gemeinschaft. 
lihen Grundſtücks in Natur verlangen. 

Die Naturaltheilung eines gemeinschaftlicden Waldes iſt ganz oder theilweije 
nur dann zuläffig, wenn die einzelnen Theile entweder zur forfimäßigen Benugung 
geeignet bleiben, oder in anderer Kulturart mit größerem Bortheil, wie zur 
Holzzucht, benugt werden fünnen. Außer dieſen Fällen kann die Auseinander- 
fegung der Miteigenthlimer eines Waldes nur durch öffentlichen Verlauf an den 
Meiftbietenden bewirkt werden. | 

Diefer $ 14 ift abgeändert durch Artilel 3 des Geſetzes vom 25. Juli 1876 
(Geſetzſamml. S. 366) welcher lautet: 

Sorftgrundftüde, welche einer aus Gemeindenugungsberecdhtigten, Einmarts- 
berechtigten, Nachbarberedhtigten, Markgenoſſen, Märlern oder gleihartigen Be⸗ 
rechtigten beitehenden Genoſſenſchaft, oder Klaſſe von Perjonen eigenthümlich ge- 
hören oder als Abfindung gegeben werden, find untheilbar. 

Bon der zufländigen Auseinanderfegungsbehörde Tann jedody die Theilung 
ausnahmsweije geftattet werden, wenn bdiefelbe landwirthſchaftlich nützlich ift, 
und das landes- und forfipolizeilicde JIntereſſe nicht entgegenftebt. 

4. für den Regierungsbezirt Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Bieben- 
topf der $ 12 der Gemeinheitstheilungsordnung vom 5. April 1869 (Geſetzſamml. 
©. 526): 

Feder Miteigenthümer kann in der Negel die Theilung des gemeinichaftlichen 
Grundſtücks in Natur verlangen, ſoweit nicht die beftehenden Vorſchriften fiber 
die Minimalmaße entgegenftehen. 

Die Naturaltheilung eines gemeinfchaftlihen Waldes aber ift ganz oder 
theilmeife nur dann zuläffig, wenn die einzelnen Antbeile entweder zur forit- 
mäßigen Benugung geeignet bleiben, oder in anderer Kulturart mit größerem 
Bortheile, wie znr Holzzucht, benutt werden können. Außer diefen Yällen kann 
die Audeinanderjegung der Miteigenthümer eines Waldes nur durch öffentlichen 
Berlauf an den Meiftbietenden bewirkt werden. 

5. fiir die Provinz Hannover der 8 23 des Geſetzes vom 13. Juni 1878 
(Geſetzſamml. S. 357): 

Die Naturaltheilung einer gemeinſchaftlichen Forſt iſt nach Einholung eines 
forſttechniſchen Gutachtens nur dann für ſtatmehmig zu erkennen, wenn entweder 
die einzelnen Theile zur forſtmäßigen Benutzung geeignet bleiben, und dieſe ge⸗ 
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nügend gefichert ift, oder wenn fi) ergiebt, daß die Niederlegung der Forft land⸗ 
wirthichftlich nützlich iſt und im Tandespolizeilichen Intereſſe zugelaffen werden 
kann. Die künftige forſtwirthſchaftliche Benutzung ter nach Erlaß dieſes Geſetzes 
getheilten Forſt kann, wenn die beſtehenden Geſetze wegen Verwaltung der Ger 
meindeforiten auf dieſelben keine Anwendung finden, durch ein vom Oberprä⸗ 
fidenten der Provinz Hannover nah Anhörung der Betheiligten und des Ber- 
waltnngsausichuffes des Hannoverſchen Provinziellandtages zu erlaffendes Statut 
mit verbindlicher Kraft für ſämmtliche Theilungsintereffenten geregelt werden. 

Die vorftehende Beftimmung findet auch auf die nah $ 11 als Abfindung 
für Berechtigungen ausgewiefenen Forfttheile Anwendung. 

6. für die Provinz Schleswig-Holftein der $ 12 des Geſetzes vom 17. Auguft 
1876 (Geſetzſamml. ©. 377): 

Bei der Theilung eines gemeinjchaftlichen Grundftiids kann jeder Miteigen« 
thümer in der Regel feinen Antheil in Natur verlangen. 

Die Naturaltheilung einer gemeinſchaftlichen Forft iſt jedoh nur zuläfftg, 
wenn entweder die einzelnen Theile zur forſtmäßigen Benugung geeignet bleiben, 
und diefe geniigend gefidhert ifl, oder wenn fich ergiebt, daß die Niederleguny 
der Forſt oder des abzutretenden Theil derfelben landwirthfchaftlich nützlich iſt 
und im landespolizeilichen Antereffe zugelaffen werden kann. 

7. fie den ganzen Umfang der Monarchie der $ 47 des Geſetzes, betreffend 
Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, vom 6. Zuli 1875 (Geſetzſammlung 
©. 416): 

Sofern eine nad den beftehenden Vorſchriften zuläffige Naturaltheilung eines 
von einer Nealgemeinde oder einer Genofjenfchaft befeffenen Waldgrundftücks 
ſolche Theilftitcde ergeben witrde, deren forftmäßige Benugung nur durch gemein- 
ſchaftliche Bewirthſchaftung zu erreihen wäre, jo darf dem Antrage auf Theilung 
nur dann flattgegeben werden, wenn die Mehrzahl der Betheiligten, nach den 
Theilnahmerecdhten berechnet, demfelben zuſtimmt. 


Unlage IIL 
— — ⸗ꝰ; 


Antrag 
des Abgeordneten Dr. Wolff, die Ablöſung der Servituten, die Theilung der 
Gemeinheiten und die Zuſammenlegung der Grundſtücke betreffend. 

Der Kommunallandtag wolle die Königliche Staatsregierung um Erlaß 
eines Gejeges eriuchen, welches die Beichlußfaffung über die Bermwaltung der 
nah Artikel 3 des Geſetzes vom 25. Juli 1876 (Geſetzſamml. S. 367) untheil- 
baren Forfigrundftiide, fowie die Errichtung eines hierauf bezüglichen Statuts 
ermöglicht, ohne dag dazu Stimmeneinhelligleit der Miteigenthlimer erforder- 
lih wäre. 

Gaffel, den 29. October 1878. 


gez. Dr. Wolff. 


Begründung. 
Das Geſetz vom 25. Juli 1876 (Geſetzſamml. S. 366 ff.) wegen Ergänzung 
bezw. Abänderung der Verordnung vom 13. Mai 1867, betreffend die Abiöfung 
der Servituten, die Theilung der Gemeinheiten und die Zufammenlegung der 
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Grundſtücke, fir das vormalige Kurfürftenthum Heflen beflimmt ım Art. 3 zu 
$ 14 ter Verordnung: . 

„Horftgrundftüde, welche einer aus Gemeindenugungsberechtigten, Ein- 
wartsberechtigten, Nacdhbarberechtigten, Markgenofien, Märlern oder gleich- 
artigen Berechtigten beſtehenden Genoſſenſchaft oder Kaffe von Perfonen 
eigenthilmlich gehören oder als Abfindung gegeben merden, find un- 
theilbar ;“ 

und im Artikel 6: 

„Dinfihtlih der forfiwirthichaftliden Benutung des im Artikel 3 er- 
wähnten Forftgrundes fommen die für Waldungen der Gemeinden gelten- 
den gefeglichen Befiimmungen zur Anwendung.“ 

Es handelt fih Hier um Forſtgrundſtücke, welche im Privateigenthum einer 
Mehrheit von Perſonen ftehen, die bei der geſetzlich angeordneten Untheilbarteit 
diefer Grundſtücke nur ein Miteigenthum zu idiellen Antheilen haben. Der forft- 
wirtbichaftlihe Betrieb wird wie bei Waldungen der Gemeinden von der Staate- 
behörde geleitet. Diefelbe giebt die Wirthichaftspläne, ordnet die Hauungen und 
die Kulturen an, muß die Ausführung und die Berwaltung im Uebrigen aber 
den Intereſſenten überlafien. Dieſe haben für den nöthigen Waldſchutz, für die 
Bertheilung und Verwerthung des libermwielenen gejchlagenen Holzes und der 
ſonſtigen Erzeugniffe des Forfigrundftäds, fiir die Ausführung der angeordneten 
Kulturen und für die Aufbringung der nöthigen Koften zu forgen. 

Diefe Berwaltung kann nit von der Geſammtheit der Intereſſenten, welche 
oft aus fünfzig und mehr Perjonen beftehen, gefiihrt werden. 

Die politifchen Gemeinden hatten an den im Artikel 3 des Geſetzes v. 25. Zuli 
1876 bezeichneten Korftgrundftiiden dingliche Hechte, jei es Eigenthum, ſeien es 
Nutzungsrechte. In Folge diefer Betheiligung der politifchen Gemeinden vertrat 
der Ortsvorſtand oder der Gemeinderath berfümmlih aud die Nutungsbered- 
tigten, Einwart3berechtigten u. ſ. w. und ſchloß die Verwaltung diefer Forſtgrund⸗ 
ftide überhaupt fi mehr oder weniger an die des Gemeindevermögens an. 

In Folge der Berordnung vom 13. Mai 1867 baben aber in jehr vielen 
Gemeinden de3 vormaligen Kurfürftentbums Heilen Auseinanderfegungen mit 
der politifhen Gemeinde ftattgefunden, durch welche das Alleineigenthum der In⸗ 
terefjenten (Bemeindenuguugsberedhtigten, Einwartsberechtigten 2c.) an den frag- 
lichen Torfigrundftliden gegen eine Abfindung der Gemeinde anerkannt wurde. 

Dieie Waldeigenthlimer haben keine Korporationsrechte umd in Teiner Weife 
eine Organifation, jondern find lediglich Miteigentbümer zu idiellen Theilen, 
welche gegenjeitig bindende Beſchlüſſe nur durch Stimmeneinhelligkeit faflen 
können. 

Dur dieſes Erforderniß der Stimmeneinhelligleit iſt die Beſchaffung einer 
Bertretung der Geſammtheit zum Zweck der Vornahme der oben hervorgehobenen 
Verwaltungshandlungen faſt unmöglich gemacht. Wenige eigenwillige Perſonen 
können die Vornahme der nothwendigſten Verwaltungshandlungen verhindern. 

Es bat dieſer Zuſtand auch in mehreren Gemeinden ſchon zu großen Unzu: 
träglichkeiten geführt. 

Ku einer Gemeinde (Ebsdorſ) ſteht der JIntereſſentenwald im Eigenthum 
einiger fünfzig Perſonen. Als in diefem Frühjahr eine bedeutende Ouantität 
Brenn⸗, Bau- und Werkholz gejchlagen und überwieſen war, fand ſich Niemand, 
welcher die Theilung des Holzes unter die Waldeigenthümer und den nothwen⸗ 
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digen Verkauf des übrigen Holzes leiten konnte. Einige der Intereſſenten luden 
die ſämmtlichen Miteigenthlimer zu einer Berfammlung zum Zwed der Wahl 
einer Vertretung ein. “ 

Diefe Verſammlung wählte einftimmig einen Bertreter; acht Waldeigenthiimer 
aber waren nicht erfchienen und fomit konnte der Gewählte nicht obne deren 
Mitwirkung handeln. Diefe Mitwirkung wurde hartnädig vermeigert. Es blieb 
deshalb fein anderer Weg übrig, als der, bei dem zufländigen Gericht eine Klage 
auf Theilung ded Holzes zu erheben. 

Ein folder Zuftand ſchädigt nit nur die Intereſſen der Waldeigenthümer, 
fondern auch die der Korftwirtbfchaft. 

Das Holz, welches der einzelne dringend nöthig hat, kann er nicht erlangen, 
es ift dem Berderben und der Entwendung ausgeſetzt; das Geld zur Bezahlung 
der Holzhauer, des Waldſchützen, zur Dedung der Koften von Waldkulturen kann 
in Folge des unterbliebenen Verkaufs des hierzu beftimmten Holzes nicht beſchafft 
werden; das Holz wird nicht Zu der von der Forſtbehörde beſtimmten Zeit aus 
dem Walde gejchafft, die angeordneten Kulturen werben nicht rechtzeitig ausge⸗ 
führt u. |. w. 

In einer anderen Gemeinde (Hesken) hatten die Waldeigentbiimer vor mehreren 
Jahren ein Statut über die Wahl eines Vorftandes, welchem die Verwaltung 
übertragen fein follte, vereinbart. Inzwiſchen ift ein Waldantheil in andere 
Hände übergegangen. Der neu hinzugetretene Miteigentbiimer weigert fih, dem 
Statut beizutreten; er kann hierzu nicht gezwungen werden, und ber Widers 
ſpruch dieſes Einzelnen hemmt, ja zerfört die bis dahin geordnete Verwaltung. 

Es ift deshalb ſowohl im Intereſſe der Waldeigenthlimer als auch in dem 
Öffentlicher: Yntereffe einer georbneten Waldwirthſchaft eine Abhilfe dringend und 
jobald mie möglich nöthig. Dieje fann nur durch ein Geſetz gejchaffen werden, 
welches die Ordnung der hier in Betracht kommenden Berhältniffe durch ein 
Statut und durch die Einführung bindender Mehrheitsbefchläffe (wofür die Zap! 
der Eigentbumsantheile maßgebend fein dürfte) ermöglicht, welches mindeſtens 
aber das Erforderniß der Stimmeneinhelligfeit bejeitigt. 


B. Erfie Berathung. 
1l. Sigung am 17. November 1880. 

BVicepräfident Stengel: Zur Geihäftsordnung hat das Wort der Abgeord- 
nete Freiherr v. Schorlemer-Alft. 

Abgeordneter Freiherr v. Ehorlemer-Alft: Ich möchte hier gleich den 
Antrag ftellen, daß diejes Geſetz der um fieben Mitglieder verflärkten Agrarkom⸗ 
miffion zur Beratung überwiefen werde. 

Bicepräftdent Stengel: Ich eröffne die Diskuffton über den Geſetzentwurf. 
Da fid mehrere Redner zum Wort gemeldet haben, fo muß erft eine Verlefung 
- derfelben ftattfinden. 

(Die Berlefung erfolgt.) 

Abgeordneter Dr. Reichensperger (Olpe): Meine Herren! Ich bezmeifle 
feinen Augenblid die guten Abfichten, welche den Herrn Minifter bei Einbrin- 
gung dieſes Geſetzentwurfes geleitet haben, ich bedaure aber, meine Weberzeugung 
dahin ausſprechen zu müſſen, daß diefer Gejegentwurf rechtlich und verfaffungs- 
mäßig unzuläffig und daß er praftifch wirkungslos und verfehlt ifl. Ich habe 
mit großem Intereſſe die Motive gelefen, in denen der Herr Verfafler mit aner« 
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kennenswerther Birtuofität ein wahres Schauergemälde von Walddevaftationen 
und Waldzerfiüdelungen dargelegt hat, offenbar um die erforderlihe Stimmung 
herbeizuführen, die nothwendig if, um fo tief eingreifende Beſchränkungen der 
Freiheit des Grundeigentbums bier votiren zu laffen. Sch bemerle aber dabei 
vor Allem, daß diefe Schwarzichilderungen der Motive zum großen Theile mit 
unjerer Frage gar nichts zu ſchaffen haben. Denu fie flellen namentlih auf 
Seite 12 Walddevaftationen und BZerfiidelungen oder Verſtückelungen dar, die 
keineswegs beſchränkt geblieben find auf die bisherigen Markenwaldungen oder 
Snterefienwaldungen, fondern nad den Motiven ſelbſt bei den gewöhnlichen, im 
Privateigentbum ftehenden Holzungen vorgefommen find ohne Rückſicht feibft 
darauf, ob fie jemals in einem Miteigenthum oder in einem Sondereigenthum 
begriffen waren. 

Nun, meine Herren, alle diefe letztere Holzungen follen von dem gegenwär- 
tigen Gefege gar nicht berührt werden und die vorgeführten Schäbdlichleiten 
jollen aljo künftighin fortdauern dürfen. Es ift ja klar, daß der Gejegentwurf 
die bewußte Abficht bat, ſoweit nicht zu gehen, daß er das gefammte Waldareal 
unter die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes fiellen wolle, weil man denn 
doch zurückgeſchreckt ift vor den höchſt bedenklichen Conſequenzen, die damit ges 
geben werben. Denn, meine Herren, der Ausgangspunkt und der Zweck der 
ganzen ſocialiſtiſchen Doktrin ift doch einfach der, daß Grund und Boden in ber 
Staatshand vereinigt werden folle, damit durch den Staat die befte und zwed- 
mäßigfte Vertheilung und Ausnutung diefes Eigentums herbeigeflihrt werde 
Run, meine Herren, daß auf dieſem Wege viele Unzuträglichleiten bejeitigt wer- 
den können, das beftreitet ja fein Menfch, aber wir Anderen halten denn dod) 
fer an dem Gedanken, daß der Beftand und die Sicherheit des Privateigenthumd 
unermeßlich größere Vortheile als Nachtheile bietet. Wir halten daran feit im 
Begeufage zu jenen ſocialiſtiſchen Auſchauungen, die da meinen, von Geſammt⸗ 
heits⸗ oder von Staatsmwegen könne und folle kraft der Staatsraifon das Beſte, 
das Ideale hergeftellt werben. 

Davon will ja der Geſetzentwurf auch nichts wiflen, er beſchränkt die Maß- 
regelungen, die er ung zur Annahme vorfchlägt, auf zwei ganz fpecielle Katego- 
rien des WaldeigentHums. Es ſoll auf das im Miteigentbum noch ſtehende 
Waldareal der Markgenoſſenſchaften und auf die fogenannten Sutereffenwalbungen 
zur Anwendung kommen, dagegen fol ausgeſchieden werden alles dasjenige Pri- 
vatwaldeigenthum, welches auf einem bejouderen privatrechilichen Titel berußt. 
Das ift der Grundſatz, von dem der Geſetzentwurf ausgeht. Im Allgemeinen 
aljo joll der Wald frei fein und bleiben, mithin auch fernerhin devaftirt werden 
ungeachtet der Schäblichkeiten, die in fo kraſſen Zahlen uns entgegengetragen 
worden find. Aber, meine Herren, indem der Gejegentwurf dieſen bejchränlten 
Standpunft einnimmt, wird fofort per fictionem juris der Begriff des „beion- 
deren privatrechtlichen Titels“ auf der einen Seite eingeengt, auf der anderen - 
Seite ausgedehnt in einer Weife, die nach meiner lieberzeugung jeder Begrün⸗ 
dung entbehrt. 

In den Motiven ſehen wir zunächſt die zu Fideikomiſſen gehörenden 
Holzungen ausgejchloffen, indem man, wie e8 fcheint, annimmt, bier liege ein 
folder „bejonderer privatrechtlicher Titel” allein und ausjchließlid zu Grunde. 
Allein, meine Herren, die Richtigkeit diefer Annahme ift doch fehr zu bezweifeln, 
indem ich meine, daß das Fideikommiß eben keinen ansſchließlich privatrechtlichen, 
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ſondern zugleich einen ſtaatsrechtlichen Charakter bat, und daß, wenn man ſolche 
Beſchränkungen fberhaupt zur Geltung bringt, wie fie bier beantragt find, fie 
dort gerade ohne Rechtsverletzung plabgreifen fünnen. Denn das Fideilommiß, 
was ja nicht durch Privatwilllitr eingelegt werden kann, vielmehr einen flaat« 
lien Begründungsaft erfordert, hat ja gerade den Zwed und bie Bedeutung, 
auf die Dauer die FSamilienintereffen zu fchligen. Aber nein, bier jollen die Ber 
flimmungen, die das Gefe für die ungetheilte Erhaltung und namentlih auch 
für die forftlihde Bemwirtbihaftung den im Mitteigenthum 1:ehenden Privatwa I 
dungen auferlegen will, wiederum nicht plaßgreifen. Ich verfiehe ja fehr wohl 
den Grund, weshalb man in den Motiven die Fideikommiſſe als ausgefchieden 
bezeichnet; man merkt die Abfiht und ich wenigſtens bin etwas verſtimmt worden 
darüber, daß man gerade diefes im Miteigentbum der Familie ſtehende Wald. 
areal wieder freiläßt. 

Minder rückſichtsvoll behandelt man die Sache auf der anderen Seite. Da 
foll der privatrechtliche Zitel nicht beftehen bei den in Gemeinfchaft befeflenen 
Holzungen der Markgenoſſenſchaften und bei den ntereffentenmwaldungen! Aber, 
meine Herren, in den Motiven felbft ift bemerkt, daß aus diefen Markenwal⸗ 
dungen auch die Semeindefluren hervorgegangen find. Auch dieſe Aderländereien 
baden alfo urſprünglich genau denfelben Rechtscharakter und find theilmeije auch 
noch Heute im Miteigenthum mehrerer Eigenthümer. Es wird doh Niemandem 
einfallen, den reim privatrechtljichen Charakter jene® Grundeigenthums zu be» 
zweifeln und ihm befondere Koften aufzulegen, indem man ihm jenen fogenannten 
Öffentlichen Charakter aufdrüdt. Diefer Begriff ift dem germanifchen Rechte fo 
fremd, wie nur irgend möglich; das Hervorgeben des Privateigenthums aus der 
Markgenoſſenſchaft ift eben das gemeine Agrarrecht der deutſchen Vergangenheit. 
Diejen Markwaldungen den privatrechtlichen Charakter abjprechen, heißt einfach 
die Geſchichte verkennen. Und ebenfo ſteht e8 bei den Gejammtabfindungen, die 
bei den Gemeinheitätheilungen gegeben worden find; da foll ebenfall3 der be— 
fondere privatrechtliche Zitel vermißt werden! Aber, meine Herren, bei diefen 
Bemeinheitstheilungen find ja nicht bloß Holzungen abgegeben worden, fonbern 
and) andere Ländereien, und dieje anderen Ländereien follen dann alfo wiederum 
nicht anerkannt fein und bleiben als auf einem privatrechtlichen Titel beruhend ? 
Es wiirde wenigftens confequent fein, auch dieſem Beſitzthum jenen öffentlich“ 
rechtlichen Charakter anfzudriiden, und es würde daraus die Gejegebung mie- 
derum die Prätenfton berleiten können, auch diefen gegeniiber befondere erccptio- 
nelle Beſtimmungen zu treffen. Nein, meine Herren, das Alles geht meines Er- 
achtens zu weit! Man wiirde ja allenfalld mit fich ſprechen laffen können, wenn 
es ſich bei dieſen Maßregeln etwa um eine „Rettung der Gefellichaft” handelte; 
— wenn es fi) um Objekte handelte, mit denen unfere Geſellſchaftsordnung ſteht 
und fällt, dann kann man ja möglicherweiſe zu Gewaltmitteln übergehen. Aber, 
meine Herren, worum handelt e8 fidy denn hier? Um 103,000 Heltare Wald- 
areal, welches iiber die ganze Monardjie zerftreut Liegt. Daflir aber ſoll man 
foldhe fundamentalen Eingriffe in das Weſen des Eigenthbumsrechts machen! Ich 
glaube, daß das ein recht bedenklicher Schritt wäre. Ich meine, diefe Funda⸗ 
mente des Privateigenthums feien von ganz anderer Seite ſchon mehr als genug 
angeriittelt, als daß man amtlich noch dazu mithelfen ſollte! 

Was die in den Motiven betonten Schäblichleiten anlangt, die aus der 
freien Dispofition über den Wald hervorgegangen find, fo glaube ich doch daran 
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erinnern zu dürfen, daß es in diefer beften der Welten Hunderte und Taufende 
von Schädlichkeiten, auf allen Gebieten unferer, auf der individuellen Freiheit 
beruhenden Geſellſchaftsordnung giebt, die man geduldig erträgt und höchftens 
indirelt auszugleichen fucht, — daß man aber nicht das Kind mit dem Bade 
ausfhlttet, indem man die Bevormundung jeitens des Staates proflamirt und 
Rechtsbeſchränkungen einführt, die mit den Grundprinzipien des Eigenthums un⸗ 
- verträglich find. 

Allein, meine Herren, ich behaupte, daß diefe Gründe nicht bloß die König- 
liche Staatsregierung abfchreden follten, fondern abjchreden müjfen, den Stand- 
punkt weiter zu verfolgen, den fie hier wiederum eingenommen bat. Es iſt Dies 
ja nit mehr ein ganz neues Eyperiment, vielmehr find ähnliche bereits zu 
wiederholten Malen dageweſen, und ich habe fie vergeblich befämpft, wenigſtens 
theilweife. Ich jage, die Königlihe Staatsregierung darf nicht zu ſolchen Er—⸗ 
perimenten übergeben, weil der Artilel 9 der Verfafſungsurkunde es verbietet. 
Artikel 9 fagt ganz einfach: „Das Eigenthum ift unverleglih." Was das heißt 
denke ich, braucht doch hier nicht erſt eingehend erörtert zu werden. Die Unver- 
leglichkeit befteht nicht darin, daß man den Eigenthimer hindert, Hand oder Fuß 
auf dem Grund und Boden zu haben, fondern die Unverleglichleit des Eigen- 
thums, wie fie hier gewährleiftet if, beiteht darin, daß das Eigenthum in feiner 
begrifigmäßigen Integrität refpeltirt werde, das heißt, als volles jus disponendi, 
atendi, fruendi. Das ift der Begriff des Eigenthums, und der wird verlegt, 
wenn man auf dem Wege fortgeht, der hier vorgefchlagen wird. 

3b muß noch mit einem Worte nad ein oder zwei Minuten auf dieſen 
Sat zurüdtommen und werde das Gefagte durch den Zufag, den Artilel 9 der 
Berfaffungsurfunde bat, noch mit einem Worte näher erbhärten, zeigend, wie 
wahr das ift, was ich fage. Durch dieſen Artikel ift felbfiredend nicht ausge» 
fchloffen, daß im landespolizeilihen Intereſſe Einwirkungen geſchehen kön⸗ 
nen, und daß die Regelung der Eigenthumsbenutung im landespolizeilichen Iu- 
terefie geitattet it. Dieje landespoligeilichen Intereſſen müſſen dann aber jelbft- 
vebend ihrer Natur nach fi auf den Wald oder den Grund und Boden als 
ſolchen, nicht auf beftimmte Perſonen, als Miteigenthitmer beziehen, und keines⸗ 
wegs können fie alsdann nur gegen einzelne herausgegriffene Kategorien diejes 
Eigenthums angewendet werden. (Sehr ritig! Links.) 

Hier aber, meine Herren, handelt es fi, wenn Sie den ganzen Geſetzent⸗ 
wurf und die Motive vergleichen, jchlechterdings nicht um landespolizeilidde In⸗ 
tereffen, jondern es handelt fi um äußere ökonomiſche Intereſſen der Wald- 
benugung, die ich ebenfalls erreicht wiffen will, die aber auf dem hier betretenen 
Wege nicht erreicht werden können. Solche Einwirkungen find ja ganz verfländ- 
lich in dem vielleicht unglücklicher Weife hinter uns liegenden patriardhalifchen 
Staate. Wir werden nnd können aber denjelben nicht zuriidführen; wir leben 
im Rechts- und Berfafjungsftaate, und da ift es unzuläffig, zur Ver⸗ 
wirklichung ſolcher ökonomischer Wünſche und Intereſſen das Prinzip des Cigen- 
thums zu vertennen. Allein, meine Herren, mit diefer Berfennung ifl es noch 
lange nicht genug; es handelt fich bei diefem Gefegentwurf Teineswegs bloß um 
Beihräntung des freien Dispofitions- und Benutungsrechtes der betreffenden 
Eigenthümer, fondern es follen ihnen auch pofitive Laſten auferlegt werden, ins⸗ 
beſondere die Pflicht, Koften und Aufwendungen zu machen, die doch ſehr leicht 
und bei dem Bilde, das auf Seite 10, 11, 12 uns gegeben worden ift, ſehr 
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wahrſcheinlich über die Kräfte der betreffenden Leute hinausgehen, — Koften und 
Aufwendungen, die gemacht werden follen, um einen fchönen Forſtbeſtand herbei⸗ 
zuführen, der ſich aber erfi nach langen Jahren, vielleicht erft nach Generationen 
rentiren fann. Nun vergegenwärtigen Sie fich doch, daß derartige Koften auf 
die Dauer mit von Allen aufgebracht werden fünnen, mithin zu ihrem Schaden 
und Nachtheil führen müſſen. Der vorausfihtlide Schlußeffelt aller diefer Maß⸗ 
regelungen wird danı der fein, daß nur der potentere der bisherigen Miteigen- 
thümer übrig bleibt, daß die minder Potenten, die Zahlungsunfähigen, ihre 
Antheile zu einem Spottpreile au ben potenteren Miteigenthlimer verlaufen 
mäüffen, und biefer fchließlih der alleinige Eigenthilmer diefer ſämmtlichen An- 
theile ift. Und was wird dann? Dann ift das Geſetz Hinfällig geworden, dann 
it er als der alleinige Eigenthümer wieder frei. Er iſt nicht, mehr Miteigen- 
thuüumer und kann alsdann wieder munter theilen und devaſtiren; und alle die- 
jenigen Bortbeile, die auf Koften der zurüdgetretenen Miteigenthümer aufgewendet 
worden find, fommen ihm zu gute, reſpeltive haben nicht im allerentfernteften 
den von dem Minifter fiherlich allein erftrebten öffentlichen Zwed erreicht, 
fie haben zu Beihädigungen der Privaten geführt und fie haben ſchließlich nur 
das Nefultat, daß von neuem zerftüdelt, zertbeilt und devaftirt wird. Aber, 
meine Herren, ich möchte denn doch den Herrn Minifter bierbei noch fragen — 
oder ich brauche es nicht, es ift ihm ja gewiß wohl bekannt, wie maſſenhafte 
Dedländereien der preußiihe Staat felber in feinem Forſtareal noch hat. Es 
if das eine unzmeifelhafte Thatſache. Unlängft haben wir ja in den Zeitungen 
‚gelejen, daß von neuem wieder ein Erlaß ergangen ift, der neue und volle Klar- 
beit fiber die Größe dieſer fiöfalifchen Dedländereien geben fol. Nun, meine 
Herren, wird doch feiner von uns bezweifeln, daß der Herr Minifter es für fehr 
wünſchenswerth erachtet, daß auch diefe Dedländereien aufgeforftet werden. Ganz 
zweifellos mill er es, er thut es aber einftweilen noch nicht, feine Borgänger 
haben es auch nicht gethan, gewiß nicht aus böſem Willen, fondern aus dem 
einfahen Grunde, dag man doch ſtets das respice finem im Auge behalten muß, 
dag man alfo fragt, wie ftellt ſich der Bortheil, wie das zu bringende Opfer 
der Koften? Wie und wann kommen die Koften auf? So, meine Herren, han⸗ 
delt und fpriht der Staat, der doch die Stenerfchraube in der Hand hat, wäh⸗ 
rend diefe Steuerjchraube nur paffiv auf denjenigen Miteigentblimern von Hol- 
zungen ruht, denen man im öffentlichen Intereſſe diefe Koften auferlegen 
will, — die fie aufwenden follen auf einfache Anordnung der Aufſichtsbehörden. 
Nein, meine Herren, das gebt nicht, dagegen muß ich aufs allerentichiedenfte 
mid verwahren. Man wird mich nun vielleicht fragen, ob denn nad) meiner 
Meinung diefe ganze Mifere, die recht faßlich vorgeführt worden ift in den Mo- 
tiven, in alle Ewigkeit foll fortbeftehen müffen. Darauf fage ich mit derjelben 
Entjhiedenheit mein Nein, wie ich es dem Geſetzentwurfe gegenüber ausipreche. 
Aber ich fage dies Nein nicht blos den ntereffenten- und DMarkenwaldungen, 
fondern allen Brivatwaldungen gegenüber. Ich bin der Meinung, daß das 
Öffentliche Wohl es fordern kann und in 100 Fällen wirklich fordert, daß Hier 
ein Einfehen genommen werde, — und daflir gerade hat denn auch unfere preu⸗ 
ßiſche Verfaſſungsnrkunde ausreichende Vorkehr getroffen, indem fie zu den be- 
reits citirten Worten des Artilel 9 noch einen Znjat binzufügt. Nachdem alfo 
gefagt iſt: „Das Eigenthum ift unverleglich“, heißt es weiter: „es kann ans 


— 27 — 


Gründen des öffentlichen Wohles gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenig⸗ 
ſtens vorläufig feftzufeßende Entichädigung entzogen oder beſchränkt werben.” 

Alſo auch Beſchränkungen des Eigentums find nur zuläffig gegen vor- 
gängige Entfhädigung. Es kann alfo nit dem Einzelnen zugemuthet werben, 
im Intereſſe des öffentlichen Wohles fich einfeitig Opfer auflegen zu laffen. Das 
if gegen die Beftimmung unferer Berfafjungsurfunde. Und nun bin ich and) 
gar nicht der Meinung, der Königlichen Regierung den Rath geben zu wollen, 
daß fie dieſes Beihränktungsredht auf dem Wege der Erpropriation hier erft er- 
werbe. Nein, meine Herren, ich bin der Meinung, daß der Staat in allen Fällen, 
wo er die Gemeinſchädlichkeit des beftehenden Zuſtandes erkennt, das volle Er- 
propriationsrecdht geltend zu machen bat. 

Das ift der Weg, der zu guten, gefunden Zuftänden führt, und es ift zu⸗ 
glei der Weg, von dem ih den Herrn Miniſter verfichern kann, daß ih ihn 
von vielen ausgezeichneten Forſtmännern, mit denen ich gerade liber diefe Frage 
mid befproden babe, als den allein zum Ziele führenden gebilligt fah. Ein 
folder Herr aus Sachſen ſprach die Meberzeugung aus, — Namen nenne id) 
nicht — daß nur auf dem vou mir bezeichneten Wege die Sache in Ordnung 
gebracht werden könne, nicht auf dem Wege der ewigen Diaßregelungen gegen 
die Privatwaldbefiter. Diefer Weg der vollen Erpropriation ift aber ein doppelt 
gewiejener, weil der Wald in der That nur in der Hand des Staates oder der 
Unterabtheilnngen des Staates, nämlich der Gemeinden, Kreife, Provinzen wohl 
aufgehoben ift, und weil wir alle wollen, daß der Wald mohl aufgehoben jet, 
jedoch nicht auf Koften Einzelner, denen man bier Opfer im Intereſſe des Ganzen 
auferlegt. Im Staate Breußen iſt das aber ganz befonders nahe gelegt, weil 
derfelbe fich glüdliherweife im Beſitz fehr reicher Domänen befindet, die eben 
fo naturgemäß in die Hände der Privatbtfier gehören, wie der Wald in Die 
Hände des Staates gebracht werden fol. Das mwenigftens ift meine Meinung, 
und ih Tann darum für den Gefegentwurf unmöglich ſtimmen. (Bravo!) 

Minifter für Landwirtbichaft, Domänen und Forfien Dr. Lucius: Meine 
Herren, der Herr Vorredner hat in der That eine fehr abfällige Kritik fiber den 
Ahnen vorgelegten Geſetzentwurf geübt. Derjelbe geht nad) jeiner Meinung nad 
der einen Seite zu weit, nach der anderen Seite nicht weit genug. Während 
er dem Gejegentwurf im Eingange feiner Rede vorwirft, daß er grobe Eingriffe 
in das Privateigentyum enthalte, hat er mit einer Berlirwortung der weitgehend- 
ſten Erpropriation im Landeskulturintereffe gejchlofien. Ich glaube, der Geſetz⸗ 
entwurf hält fich genau auf dem Wege, den die preußifche Geſetzgebung in den 
legten 30 Jahren bejchritten hat. Er geht allerdings von dem Prinzip ab, 
welches das Landeskulturedilt vom 14. September 1811 proflamirte, die umein- 
geſchränkte Benutung des Grundeigenthums nad allen Richtungen bin zu eta- 
bliren. Ich bin fo fiberzeugt, daß das Landesfulturedilt im Großen und Ganzen 
anßerordentlich nüglich und jegensreich gewirkt hat, daß ich gewiß jeden Schritt 
ernftlich prüfen würde, ehe ich mich entichlöffe, einjchräntende Maßregeln gegen 
dies niebergelegte Prinzip zu proponiren. Aber gerade auf dem bier discutirten 
Gebiete, der Entwidelung, welchen der Waldbeſitz und die Verwaltung der Pri⸗ 
vatforfien, genommen hat, haben fi) doch ganz augenſcheinliche und große Schä- 
ben heransgeftellt, die zu Waldverwäflungen in weitefter Ausdehnung geführ 
haben. Das hat fih ſchon in den zwanziger Jahren berausgeftellt, und man 
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hat zu wiederholten Malen Anläufe genommen, um den Waldverwüſtungen vor⸗ 
zubeugen. Man bat fi in diefer Richtung nicht vor Eiuſchränkung der Dis. 
pofition des Grundeigenthumes gefchent, und man kann das auch in der That 
nicht, wo es fi) um allgemeines, wo es fi) um das Landeskulturintereſſe han⸗ 
delt. Es ift unter Zuſtimmung der gejeßgebenden Körperſchaften vor fünf Fahren 
das Waldſchutzgeſetz zu Stande gebracht worden, was doch eine jehr weſentliche 
Einfhräntung in den Dispofitionsbefugniffen des Waldeigenthümers ftatuirt. 
Es ftatuirt fie da, wo dag allgemeine Landeskulturintereſſe, Himatifche und jani- 
täre Rüdfichten ın Frage kommen und beſchränkt den Waldbefiger erheblich in 
feinen Dispofttionen. Die Erfahrungen, die die Einführung der preußifchen Ge- 
fegebung in dem früheren Kurfürftentgum Heffeu gewährt haben, haben ja auch 
dazu gefiihrt, daß man fi in fehr kurzer Zeit davon überzeugt hat, daß die 
uneingeſchränkte Ausnugung und Berfigung über das Waldeigenthum zu einer 
Devaftation geführt hat. Es ift dann im Jahre 1876 ein weiterer Schritt ge- 
ſchehen, indem für die 6 öftlihen Provinzen die Beftimmung, die bisher nur 
zum Theil auf die Gemeindewaldung anwendbar war, ausgedehnt wurde aud) 
auf alle Gemeinde- und Inſtitutwaldungen. Es drüdt ſich alfo in diefen ver- 
fhiedenen Schritten aus, daß die Erfahrungen, die man im praktiſchen Leben 
gemacht bat, dazu geführt haben, daß die Pflege des Waldeigenthums es 
nothwendig madt, daß der Staat ihm eine größere Fürſorge zumendet, als den 
anderen Formen des Grundeigentbums. Gewiß wird Niemand jo weit geben, 
die früheren Gemeinheitstheilungen, die Ländereien, die beffer als Ader nugbar 
find, folgen Beſchränkungen zu unterwerfen, obwohl wir ja bei Wegeanlagen 
und dergleichen auf diefelben das Erpropriationsredht in ſehr weiter Ausdehnung 
anmenden, jo oft allgemeine Intereſſen dafür ſprechen. Der Entwnrf, der Ihnen 
vorliegt, geht allerdings einen Schritt weiter als das Geſetz von 1876, infoferu 
als er die Beftimmungen, weldye bisher in Bezug auf Gemeindewaldungen und 
Inſtitutenwaldungen galten, ausdebut auf die Waldungen, die ſich im genoffen- 
ſchaftlichen Befig von Privaten befinden. Es find alfo Sntereffentenwaldungen, 
die allerdings den Charakter des Privateigentbums haben. Wenn mau fich zu 
diefem Schritte entjchloffen hat, jo ift man gerade durch die Erfahrungen, die 
wir gemacht haben, dazu geführt worden, daß nur dies der einzig mögliche Weg 
if, um diefe Waldungen überhaupt zu erhalten und ich berufe mid) gerade auf 
die thatſächlichen Belege, welche in den Motiven fehr ausführlich und, wie mir 
jcheint, in fehr zutreffender Weife gegeben find. 

Wenn der Herr Abgeordnete jagt, es fei hier eine unbedeutende Sache, man 
könne fih Einſchränkungen des Privateigenthums gefallen laffen, wo es fi um 
große allgemeine Staatszmede haudle, fo möchte ich doch bitten, die Objelte, um 
die es fi Hier handelt, nicht zu unterfhägen. Es find allerdings uur etwas 
über 100,000 Hektare Wald, die unter diefe Kategorie fallen, allein fie bilden 
ben Befit von 2000 und mehr Einzelgemeinden und Jutereffentenfchaften. Es 
handelt fih um Meine zerfireute Waldungen, die, individuell zertheilt, feinen 
dauernden Nuten geben können für den Einzelnen und die Sintereffenten die 
aber wohl ein mejentliches, ökonomiſches Moment bilden, können für die Präſta⸗ 
tionsfähigleit der Einzelgenoffenfchaften, aber einzeln vertheilt, ganz ficher der 
Bernichtung entgegengehen. Es ift ein fehr häufiges, aber in wirtbichaftlicyen 
Fragen gar nicht zutreffendes Argument, daß man fagt: weil mit diefem Geſetz⸗ 
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entwurf nicht Alles erreicht wird, darum taugt er gar nichts, ift Überhaupt nichts 
werth. Meines Erachtens ift er immerhin ein ſehr wefentlicher und nützlicher 
Schritt vorwärts in der Richtung, den Waldfhut auszudehnen. Wenn bamit 
zugleich auch die wirthichaftlichen Intereſſen der betreffenden Intereſſentenſchaften 
und Genofſenſchaften gehoben werden, fo ift das doch ganz gewiß Fein Grund 
gegen diefen Entwurf fondern im Gegentbeil ein Grund für denjelben. 

Der Herr Abgeordnete Neichensperger bat dann noch mehrere Momente 
hervorgehoben, von denen ich allerdings glaube, daß fie beffer in der Special» 
discujfion ihre Erörterung finden fünnen; er bat dabei einige der Beſtimmungen 
des Entwurfs, wie ich meine, überſehen oder mißverftanden; zum Beijpiel in 
dem Punkt, daß er meint, die erwachjenden Koften folten nun aud noch den 
Sntereffenten zur Laft fallen. Es ift in diefem Entwurfe $ 3 ein Antrag des 
Herrenhaufes acceptirt worden, der ausdrücklich beftimmt, daß die aus der flaat- 
lihen Oberaufficht erwachfenen Koften der Staatskaſſe zur Laft fallen follen. Es 
ift das immerhin eine Leiftung, die der Staat im Intereſſe der Waldpflege und 
des Waldſchutzes übernimmt. 

Ich glaube mich auf diefe Bemerkungen zur Zeit befehränfen zu dürfen und 
kann nur wiederholentlih diefen Gejegentwurf dem Wohlwollen des Hohen 
Haufes als einen nicht unmefentlihen Schritt zur Pflege des Waldes und im 
Intereſſe der Tandesfultur meinerjeitS empfehlen. 

Abgeordneter v. Eynern: Meine Herren! Schon bei der Berathung des 
Feld⸗ und TForftpolizeigefeges in der legten Seffion wurde von verſchiedenen 
Seiten auf die ganz außergewöhnliche Parzellirung des Grund und Bodens in 
unjeren weftlichen Provinzen aufmerffam gemadt und in den Reden find auch 
die Gefahren geftreift worden, melde namentlich durch die gleihmäßig große 
Zerftüdelung des Waldbefiges in der Rheinprovinz dem Landesfulturinterefle 
drohen. Sch habe damals ein Beifpiel der Parzellirung angeführt: die Ded- ınd 
Haideländereien in den Kreifen Lennep, Solingen und Mettman, in einem Um— 
fange von 50—60,000 Morgen Landes. Dieſer große Kompler ift unter nit 
weniger wie 14,080 Eigenthimer vertheilt; eine Folge dieſer Zerfplitterung if, 
daß die Bemühungen zur Aufforftung diefes fat nur auf Höhen gelegenen G&e- 
bietes bis jeßt ohne Erfolg gemejen find. Die einzelnen Parzellenbefiger find 
zu gleihem Thun nicht zu vereinigen. Es find dort nur noch Haidebeflände, 
und wo noch Wald ift, ein fchlechter Niedermalbbetrieb, der dem Eigenthümer 
feinen Nuten bringt und höchftens zu gewiffen Jahreszeiten dem beerenfuchenden 
armen Mann eine Meine Ernährungsquelle eröffnet. Diejes Beifpiel wird auch 
in den Motiven zu diefem Gejegentwurf angeführt. Diefelben enthalten aber 
noch umfafjendere Beifpiele aus dem Weften. Das Gelammtrejultat der dort 
angefteliten Erhebung ift, daß die Waldzeritiidelung der Aheinprovinz einen 
jolden Umfang erreicht hat, daß jetzt 2/, der gefammten Privatwaldungen, und 
zwar 200,500 Heltare Waldterrain gleih 90 Duadratmeilen, und zwar nur als 
Folge diefer Parzellirung, der ſchonungsloſeſten Entwaldung preisgegeben find, 
die fie an die Grenze der Ertragsloſigkeit geführt hat. 

Wenn Heine Waldparzellen einmal abgeholzt find, fo find fie für eine andere 
Art der Kultur Taum zu gewinnen; fie liegen ohne Ertrag da, verfchlecdhtern das 
Klima und bringen fortgefett Ueberſchwemmungen der Flüſſe, ganz abgefehen 
von dem burch ihre Entwertbung dauernd verringerten Volkseinkommen. Es 
find nım zwar Beflimmungen aus dem Jahre 1811 und aus dem Jahre 1814 
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in der Nheinprovinz vorhanden, welche die Ausrodung von Wald verbieten und 
die MWiederbewaldung nah abgeholztem Schlage verlangen. Aber das hat die 
allmälige Verwüſtung in feiner Weife aufhalten können Durch das geringe In⸗ 
tereffe, welches der Einzelne an feinem Heinen Befitt hat. Diefe große Parzel« 
lirung bat es auch verhindert, daß die Beftimmungen des Geſetzes vom 6. Juli 
1875 in irgendweldem Umfange zur Anwendung gefommen find, fomeit fie die 
Bildung von Waldgenoſſenſchaften anregten und geftatteten. Es find die Ber- 
ſuche zur Bildung derartiger Genoſſenſchaften mehrfach gemacht worden, aber fie 
haben zu feinem nennenswertben Erfolg geführt. Wie kann man auch fo viele 
Parzellenbefiter zu gleichen Thun einigen? Die Höhen werden entwaldet bleiben, 
wenn nicht durch einen Alt der Geſetzgebung im Intereſſe der allgemeinen Volks⸗ 
mohlfahrt das Recht geichaffen wird, daß diefe Waldparzellen, fomweit fte nutzlos 
da liegen, der unbedingt freien Verfügung des Eigenthümers entzogen werden 
lönnen. Nachdem das Feld» und orftpolizeigefeg dem Waldeigenthiimer neue 
Nedte zugewieſen bat, wird ja auch mohl die Zeit fommen, wo diejen neuen 
Rechten auch die Pflichten gegen die Geſammtheit gegenübergeftellt werden. 

Der vorliegende Gefegentwurf macht nun den Anfang mit der Ausübung 
diefer Pflicht: er will in zwei Regierungsbezirken der Rheinprovinz, Trier und 
Koblenz, die Devaftation von über 16,00 Heltaren, aljio von über 64,000 Mor- 
gen Waldung Hindern. Ich fpredhe nur Über die Berhältniffe der Rheinprovinz, 
weil mir die Verhältniſſe im Often weniger befannt find. Die Devaftatioı in 
dem erwähnten Kompler von 64,000 Morgen kann gehindert werden, ohne in 
die fehr ſchwierige Frage des Privatrechts einzugreifen: e8 handelt fi um Hol» 
zungen, die nach beftehendem Recht ungetheilt bleiben müffen, die im gemein» 
ſchaftlichen Befig find. Es Handelt fih nicht um Neubildung von Genofjen- 
ſchaften mit Preisgebung eines Einzelrechts, fondern um die Verhinderung der 
Auflöfung beftehender in dem Berhältniß ihrer Mitglieder ſchon befchränfter Ge⸗ 
noffenihaften. Den Wirtbhichaftsbetrieb, wie er bisher in diefen Gemeindehol- 
zungen geführt wurde, ohne eine beftimmte gefetliche oder ftatutarifhe Ordnung, 
bat die übelften Folgen gehabt. Es Liegt mir eine Heine Schrift aus dem Kreiſe 
Merzig vor über die Wirkung der Theilung der erbichaitlichen Lohhecken, welche 
bier faft in der Gefammtbeit den gemeinfchaftlichen Befig bilden. Es maren 
davon im Kreiſe Merzig 1868 noch 16,458 Morgen vorhanden, von denen feit- 
dem viele zur Theilung gelommen find. 

Die Heine lehrreide Schrift jagt, daß als Folge diefer Theilungen der 
Bodenwerth nicht nur derart geſunken fei, daß der Befig faft werthlos geworden, 
e3 jei eine vollftändige Devaftation großer Landftriche eingetreten. Die Schläge 
würden jet in den verjchiedenartigfien Abjchlüffen zu verfchiedenen Beiten ge- 
ſchält; die Lohe würde nicht mehr in der regelmäßigen Umtriebszeit, fondern 
geerntet, je nachdem der Eigenthlimer Geld brauche. Reihenfolge und Zugäng- 
lichkeit der Schläge fei völlig verloren gegangen. Jeder richte feine Umtriebs— 
zeit nach feinem Belieben ein und fchädige die Parzellen mit anderer Umtriebs⸗ 
zeit, indem er durch fie hinfahre. Beliebig würden die Parzellen gerodet und 
als Aderland Fultivirt, aber auch wo das Land ſich zur Fruchtbeftellung eigne, 
jei der Ertrag nicht nennenswerth durch Befchattung der in Lohkultur gebliebenen 
Streifen. Ohne Ergebuiß werde dann der Verſuch der Beftellung fortgefekt, 
aber dann verflele das Land als völlig ertragslos der Dede. 

Meine Herren, es jcheint mir Doch im Intereſſe des Staates und der allge- 
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meinen Landeskultur zu liegen, daß hier, wo es möglich if, der aus der Eint« 
ftehungsgefchichte diefer gemeinfamen Holzung herzuleitende Rechtszuftand wieder 
neu eingeführt und die Benutung der einzelnen Parzellen durch eine gemeinfame 
Drdnung geregelt wird. Wenn nun der vorliegende Gefeßentwurf auch im 
Ganzen von den Befitern der gemeinfchaftlihden Holzungen in dieſen Theilen 
der Rheinprovinz freudig begrüßt wird, fo haben fie doch an demjelben noch 
einzelne Ausftellungen zu machen. Sie möchten nicht, wie e8 der Geſetzentwurf 
vorjchreibt, daß der Befi dem Belieben der Forſtbehörde unterftellt jei, fie wün⸗ 
ſchen eine neue und fefle Norm geſetzlich oder ftatutariich bergeftellt zu ſehen, 
etwa nad Art der Haubergordnung, wie fie im Kreiſe Siegen in vortheilhafter 
Weiſe zur Anwendung gebradt if. Auch wünſchen die Betreffenden, daß die 
Theilnng nicht allein nach der Begutachtung der Königlichen Behörden gefchehen 
folle, fonderu daß die Parzellenbefiger auch mitzujprechen haben nach Berhältniß 
der Köpfe und der Flächen im Befig des Einzelnen. Bei der allgemeinen ſym⸗ 
pathijchen Stellung, die diefe Vorlage itberall findet, bin ich überzeugt, daß in 
einer Kommiffionsberathung dieje Bedenken und Einwendungen befeitigt werden 
fönnen, und daß aus derfelben ein Gefeg hervorgehen wird, welches den Wün⸗ 
fhen und Bedüriniſſen des Landes Rechnung trägt und von dem hohen Haufe 
angenommen werden kann. ch fchließe mich, auch namens meiner politifchen 
Freunde, dem Antrage des Abgeordneten vd. Schorlemer auf eine Webermweifung 
diefer Gejegesporlage au die Agrarkommiſſion mit einer Berftärtung von 7 Mite 
gliedern an. 

Abgeordneter Dr. Geelig: Meine Herren, wenn ich gegen die Borlage 
zum Worte mich gemeldet babe, jo follte damit keineswegs ausgedrüdt werden, 
daß ich gegen das Prinzip, auf welchem das Geje im Allgemeinen beruht, zu 
fpreen die Abficht habe. Im Gegentheil Tann ih die Erklärung abgeben im 
Namen meiner politifden Freunde, daß wir mit der Tendenz des Gejetentwurfs 
im Ganzen einverfianden find; wir verhehlen uns freilich nicht, daß dieſes 
Gefeß einen Eingriff in das Privatrecht enthält, allein wir ftehen nicht auf dem 
Standpunkt, den der Herr Kollege Reichensperger vorber einnahm, als er aus 
führte, daß dies Gefe gegen die Berfafjung laufe und daß dies Geſetz ſich auf 
fozialiftiihdem Boden bewege. Das Grundeigentbum am Wald will in Betreff 
feiner Benugung und Ausübung nad anderen Grundfägen geregelt fein, als 
anderes Grundeigenthum, und darum kann man Beichränfungen der Benutzung 
bei dem Eigenthum am Walde für wohl zuläffig erklären, ohne daß man des 
Halb auf ſozialiſtiſchem Standpunfte fi zu befinden braudt. Der Grund für 
die Beihränfung bier ift ein fehr einfacher. Der Waldparzellenbefiter iſt im 
einem hohen Grade von der Wirthichaft feiner Nachbarn abhängig. Der Be 
figer der einzelnen Parzelle kann feinen Nachbarn im eminenten Grade ſchädigen, 
und es ift allerdings ein öffentliches Intereſſe vorhanden, ſolche Beſchädigungen 
duch den einzelnen Parzellenbefiger fern zu halten. Das allein iſt fchon ge» 
nügend, um eine Einwirtung des Staates bei dem Grundeigenthum am Walde 
in einer anderen Weife zu geftalten, als es bei fonftigem Grundeigenthum wohl 
im Allgemeinen nöthig fein dürfte Wir fliehen aljo im Allgemeinen dem Beiete 
nicht feindlich gegenüber, wir billigen die Tendenz deffelben, welche darauf ge- 
richtet if, den Wald fo viel wie möglich zu erhalten. Es iſt geſprochen worden 
von dem geringen Umfang derjenigen Waldungen, auf die das Geſetz Bezug 
haben würde. Nun, meine Herren, es find immerhin ſchon mehr als 20 Qua⸗ 
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dratmeilen; und ob 20 Duadratmeilen Forſt erhalten bleiben oder nicht, ift, 
meine ich, denn doch für die Zukunft ſchon von gewiſſer Bedeutung. Allerdings 
möchten wir, daß Conſequenzen auch noch weiter in dem Sinne gezogen würden, 
wie fie der Herr Borredner angedeutet hat. Wir fehen den prinzipiellen Unter: 
{chied nicht ein, warum der Staat beredtigt ift einzufcreiten da, wo Parzel. 
[enbejiter den Wald devaftiren, dagegen e8 ganz und gar rubig gefcheben 
laſſen jol, wenn etwa ein bankerotter Großgrunmdbefiter feinen Wald de- 
vaftirt (Hört!), warum alfo nicht and) hier der Staat das Recht haben fol, ein« 
zufchreiten, um einer weiteren Devaftation Einhalt zu thun. 

Meine Herren, ich enthalte mich in diefem Augenblide freilich eines be- 
ſtimmten Antrags in diefer Richtung, ich möchte nur die Königliche Staats- 
regierung auffordern, fi diefen Punkt doch zu überlegen, ob nicht auch bier 
Mittel und Wege gefunden werden können, folcher öffentlichen Schädigung Ein- 
halt zu thun. (Sehr gut!) 

Ich möchte ferner die Bitte ftellen, daß auch der Forſtfiskus in diefer Be- 
ziehbung immer in gleicher Weife verfahre.e Ich muß das ausſprechen nad den 
Eindrüden, die ich in meiner Heimathprovinz erhalten habe. Für ung kommt, 
wie Sie auß der Gejegesporlage gejehen haben, dieſes Geſetz beinahe gar nicht 
in Betracht. Es giebt aber bei uns eine ziemliche Anzahl Heiner Forfiparzellen, 
die dem Fiskus gehören. Wir haben fchon früher darüber Magen müffen, daß 
ſolche Forftparzellen, die allerdings vom forfttechnifchen Standpunfte aus viel- 
leicht Unbequemlichleiten boten, abgetrieben wilrden zum großen allgemeinen 
Nachtheil. Dem ift auch Einhalt gethan. An diefem Augenblide werden nun 
wiederum joldde Klagen aus der Landſchaft Angeln erhoben. Es ift mir dieſes 
nur befannt dadurch, daß dem gegenwärtig verjfammelten Provinziallandtag eine 
Reihe von Petitionen gegen dieſe Waldabtreibungen jeitens des Yorfifisfus ein- 
gereicht worden find. Privatim wird mir mitgetheilt, daß ſchon eine Antwort 
ertheilt worden jei, dahin gehend, es feien dieſe Waldabtreibungen nicht inten- 
dir. Es würde zur großen Beruhigung gereichen, wenn vielleiht der Herr 
Minifter entweder heute oder auch bei der Budgetberatbung die Erklärung dahin 
abgeben könnte, daß die Bejorgniffe, die in meiner Heimathprovinz in dieſer 
Richtung gehegt werden, unbegründet find, daß überhaupt auch die Erhaltung 
der dem Fiskus gehörigen Fleinen Waldparzellen in meiner Heimath mit der- 
jelben Sorgfalt behandelt wird. Ich kann dem Antrag, der geftellt worden ift, 
diefen Gejegentwurf der verftärkten Agrarlommiffion zu überweifen, nur zuſtim⸗ 
men, weil ich allerding8 der Meinung bin, daß der Gefekentwurf in feinen Ein- 
zelheiten manches enthält, was einer näheren Unterfuchung wohl bedarf, namentlich 
ſchon der $ 2, welcher den allgemeinen Grundſatz aufftellt, daß die Aufficht des 
Staates nad Maßgabe der gefetzlichen Beftimmungen, welche in den einzelnen 
Landestbeilen für die Holzungen der Gemeinden gelten, ftattfinden fol. Es ift 
mir aus der Agrarlommiffion bekannt, daß in diefer Richtung in einzelnen Lan⸗ 
destheilen jehr erhebliche Beichwerden darüber geführt werden, mie dieſes Auf- 
fihtsredht den Gemeinden gegenüber ausgelibt wird. Ich will ganz dahingeftellt 
fein affen, ob diefe Beſchwerden begründet find oder nicht, jedenfalls werden wir 
in der Kommiffion Gelegenheit haben, Unterfucdhungen dariiber anzuftellen, mie 
weit in den einzelnen Provinzen dieſes Auffichtsrecht liber die Gemeindewal⸗ 
dungen ausgedehnt if. 

Ich will ferner binweifen auf den $ 4, worin beflimmt ift, daß die Beſtä⸗ 
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tigung des Statuts durch die Majorität der Miteigentbiimer erfolgen joll umd 
daß diefe Majorität bloß nad) dem Areal bemeffen werden fol, Es wird fi 
fragen, ob hier bloß die Majorität des Befies oder auch eine Majorität der 
Stimmen foll mitwirlend fein, weil ja fonft im andern alle ein einziger Be- 
figer nicht bloß den Antrag flellen kann, dad Statut beireffs der Beftellung und 
Machtbefngniß der Bevollmächtigten zu entwerfen, fondern auch ihm, wenn er 
die Majorität des Beſitzes hat, die Gutheißung des Statuts in die Hand ge- 
geben wäre. 

So Tönnte ih noch andere Beſtimmungen aufführen, die einer genauen Un. 
terſuchung wohl bebürftig find, ich befchränte mich aber darauf, den Antrag zu 
unterftüigen, das Geſetz der verftärkten Agrarlommiffion zu übermeifen. 

Abgeordneter Schreiber: Meine Herren, im Namen meiner politiſchen 
Freunde driüde ich meine Freude darüber aus, daß der Gejekentwurf der Kö⸗ 
nigliden Staatsregierung anfcheinend ziemlich einfimmige Sympathie des Hanfes 
findet. Der Herr Abgeorbnete Neichensperger bat nicht erwähnt, daß er im 
Namen feiner Yreunde geſprochen habe, und nehme ich an, daß unter feinen 
Freunden viele find, welche die Sympathien, die dem Gejegentwurf aus dem 
Haufe entgegengebradht werden, tbeilen. (Zuftimmung im Centrum.) 

Die Regierung geht mit diefer Vorlage einen Schritt weiter auf der Bahn, 
die fie im vollen Einverftändnig mit der Landesvertretung feit einigen Jahren 
befchritten bat, zuerfi wurde in dem Gefe vom 6. Juli 1875 dem Privateigen- 
thümer das Recht gegeben, feine Nebenlieger weſentlich einzufchränten durch Ge⸗ 
noffenjchaftsbildungen. Im Jahre 1876 Hat die Megierung dann durch das 
Geſetz vom 14. Auguft die Macht befommen, in den Provinzen, wo fie dazu 
nod nicht beredhtigt war, die Staatsaufficht fiber die Gemeindewalbungen zu 
führen. Der Gefeßentwurf, der uns heute bejchäftigt, giebt der Regierung das 
Recht und die Pflicht, dafür zu forgen, daß die gemeinfchaftlihen Waldungen 
erhalten bleiben. Diefe Waldungen originiren aus derſelben Quelle, wie bie 
Gemeindewaldungen und find in vielen heilen des deutfchen Baterlandes, in 
denen die Gefegebung einen anderen Gang genommen hat, wie in Preußen, 
fängft ®emeindewaldungen geworden. Ich erinnere namentlich an Heffen-Raffaı, 
an Hohenzollern, Baden und Württemberg, dort find die gemeinſchaftlichen Wal 
dungen ſchon früher zu Gemeindewaldungen erflärt. Daffelbe AYutereffe nun, 
welches die Regierung daran hat, daß die eigentlichen Bemeindewaldungen be- 
fteben und wohl erhalten bleiben, bat fie aud daran, daß die gemeinjchaftlichen 
Waldungen beftehen bleiben. Die Leiftngsfäbigkeit der Gemeinden hängt zum 
großen Theil von diefen Waldungen ab. Die bänerlihen Wirthe und Bauern 
find meift die Eigentbiimer derjelben — können ihre bänerlihe Wirthſchaft nur 
dann recht betreiben, wenn fie den Ertrag des Waldes verbinden mit dem Er- 
trage aus ihren Grimdfiüden Wir begrüßen es deshalb mit großer Freude, 
daß die Regierung jet endlih auf den Standpunft fommt und einem Uebel. 
ftand abhelfen will, und bedaure nur, daß fie ihn dazu nicht vor Jahren ſchon 
eingenommen bat. Wir find auch bier wieder durch Schaden Hug geworden. 
Man dedt den Brunnen oft erft zu, wenn das Kind bineingefallen if, und freut 
fi) dann doch noch, daß er zugededt ift, ehe noch mehr Kinder hineingefallen 
find. So können auch wir uns jet noch freuen, daß noch gerettet werden foll, 
was möglich if. Wir haben no 19 Duadratmeilen Wald im Lande, die nad) 
der Megierungsporlage noch vor Devaftation geſchützt werden können, und ich 
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freue mich, daß es von drüben fo bereitwillig und unzweideutig betont if, daß 
man zur Unterftigung der Vorlage bereit if. Der Herr Abgeordnete NReichens- 
perger fprach davon, e8 lägen Hunderte von Schäden vor. Wir find zufrieden, 
einen diefer Schäden nad) dem anderen bejeitigen zu können. 

Nachdem der Herr Minifter diejen Gefetzentwurf fo energifch vertheibigt 
hat und da derjelbe überhaupt jo wenig Angriffe erfahren bat, glaube ich mid 
bei der vorgerüdten Zeit auf diefe Bemerkungen bejchränten zu follen. Ich 
unterfliie den Antrag, den Entwurf der verftärkten Agrarlommiffion zu über⸗ 
meifen. 

Ich hätte nur noch eine fpezielle Angelegenheit vorzubringen. Beide Herren 
Borredner haben provinzielle Sachen zur Sprache gebracht und der Herr Mi- 
nifter hat auf Heffen eremplifizirt. Ich bin aus Heflen hierher gefandt und 
möchte noch eine heſſiſche Angelegenheit zur Sprache bringen. 

In Heffen find die gemeinfchaftlihen Waldungen in großer Menge vor- 
handen, fie haben dort ſtets unter Auffiht der Staatsforfibehörden geftanden 
und find ſtets untheilbar gemweien, bis es 1867 plötzlich durch die Gemeinheits- 
tbeilungsordnung zum Leidweſen fehr vieler Leute anders geworden und die Thei- 
lung des Waldes erlaubt if. Es find nicht ohne Anregung der Auseinander- 
jfegungsbehörden feit 1867 Anträge auf Theilung der Forſten geftellt und bat 
man denen näher treten müffen. Dadurch ift das Land gefehädigt worden. Dies 
baben die Heffen bald eingefehen und wurde im Jahre 1876 von dem Herrn 
Abgeordneten Bähr und Genoffen beim Landtage beantragt, bei Gelegenheit der 
Abänderung der Ablöfungsorpnnung eine Aenderung der Gemeinheitstheilungs- 
ordnung vorzunehmen und eine Beſtimmung in das Geſetz vom 25. Juli 1376 
aufzunehmen, welche der Herr Minifter auch ſchon vorhin angeführt hat und 
welche wörtlich wie die 88 6 und 7 der Vorlage lauten, die Theilung unterfagt 
und anordnet, daß die ungetheilten Waldungen unter der Verwaltung der Forſt⸗ 
bebörden bleiben follen. Deine Herren, da ift es aun eine eigenthümliche Er- 
jheinung, daß, während in der jegigen Vorlage vorgejährieben wird, daß das 
Theilungsverbot rüdwirkende Kraft haben folle, auch auf die Theilungen, die 
noch im Gange find, die heffiihen Behörden angenommen haben, daß das Thei⸗ 
Iungsverbot, das damals ergangen ift und diefe Beſtimmung nicht enthält, auch 
rückwirkende Kraft babe. 

Ich bin vollfländig damit einverftanden im Intereſſe des Waldes, daß bie 
Theilungen, die noch nicht fertig find, auch nicht fertig gemadht werden. Nun 
beftebt aber doch ein Unterſchied zwifchen den Vorjchriften des beffiichen Geſetzes 
und der Vorlage. In der Borlage beißt es, die Koften der Theilungen, weldye 
rüdgängig gemacht find, trägt die Staatslaffe; in Heffen bat man aber die 
Koften, weldye bei den geftellten Theilungen erwachſen, den Leuten gelaffen. Nach 
meiner Anficht iſt dies eine Ungleichheit und möchte ich die Kommilfion, weicher 
das Gejeg überwiefen wird, bitten, einen Weg zu fuchen, und ich hoffe, fie wird 
ihn finden können, auf dem dieſe Ungleichheit ausgegligden wird. (Brava! 
rechts. 

Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Yorften Dr. Lueius: I 
babe nochmals um das Wort gebeten, nur um die von dem Herrn Abgeorbneten 
Seelig ausgefprochene Befürchtung zu widerlegen, als ob in Schleswig- Holftein, 
bekanntlich einer fehr waldarmen Provinz, in den letzten Jahren Abholzungen 
ftattgefunden hätten oder daß foldhe in Ausficht genommen jeien. Seit meiner 
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Amtszeit bat eine Abholzung außer der periodifhen nicht flattgefunden, und ein 
im Laufe des letzten Sommers hierher gegaugener auf Abtrieb verfchiebener 
Holzungen gerichteter Antrag ift meinerjeitS abgelehnt. Inſofern ift alſo die 
Befürchtung des Herrn Abgeordneten Seelig unbegründet. 

Was feine Bemerkung betrifft, daß eine weitergehende Beſchränkung wün⸗ 
jhenswerth fei, um den Devaftationen vorzubeugen, welche die großen Grund. 
befiger mit ihrer Privatwaldung vornehmen, fo erlaube ih mir darauf hinzu- 
weifen, daß zur Zeit eine gefetzliche Beſtimmung, welche diefe Möglichkeit böte, 
nicht vorliegt, ausgenommen diejenige, die das Waldſchutzgeſetz von 1875 enthielt, 
und daß dieſe ficher ſeitens der Etaatsregierung jeder Zeit angewendet werden 
wird. 

Was feine weitere Bemerkung anlangt über etwa wünſchenswerthe Verbeſſe⸗ 
rungen der Geſetzesvorlage, fo will ich der Kommiffionsvorberatbung nicht vor» 
greifen, idy möchte nur davor warnen, daß verfucht wird, in das Geſetz Beſtim⸗ 
mungen aufzunehmen, die eigentlih in die Statuten gehören, und damit eine 
Neihe von Spezialftreitigkeiten hervorzurufen, die zu außerordentlichen Schwierig: 
feiten in der weiteren Behandlung Anlaß geben könnten. 

Es iſt mit voller Abficht den flatutariichen Beftimmungen in dieſem Gefeg- 
entwurf ein weiter Spielraum gelaffen, und da für alle Landestheile Selbftver- 
waltungsorgane, die Waldfchuggerichte, erifliren zur Prüfung der Statuten, fo 
find die Befürchtungen nicht begründet, daß diefe Behörden irgend wie das Auf- 
fihtsrecht des Staat weiter ausdehnen oder die Eigenthumsrechte der einzelnen 
Genoſſen in einer engeren Weiſe beichränten, als geboten if. Ich glaube, daß 
der Gejegentwurf nach diejer Richtung gerade joviel enthält, wie nöthig iſt umd 
daß die Berfuche, nah der Richtung weiteres Hineinzubringen, vorausſichtlich 
techt erhebliche Schwierigleiten bieten werden. 

Abgeordneter Dr. Langerhand: Deine Herren! Ich werde nur ein paar 
Worte fagen. Mein Gefinnungsgenofie Dr. Seelig hat Ihnen jchon gejagt, daß 
wir in unferer Partei im Allgemeinen fir möglichſten Schutz des Waldes ein⸗ 
treten werden; in Betreff diefes Geſetzes indeflen find denn doch unter uns jehr 
erhebliche Zweifel entflanden, inwieweit die Vorwürfe, die der Abgeordnete 
Heichensperger vorhin dem Geſetze gemacht bat, in Betreff des Eingriffs in das 
Privateigenthum zu beridfichtigen find. Meine Herren, es ift jehr zmeifelbaft, 
welche für das Geſetz die Hauptmotive geweien find. Einmal wird in den Mo- 
tiven angefitbrt, daß die fchlechte Bewirthichaftung der gemeinfamen Waldungen 
dahin geführt habe, dag die Regierung glaubt eintreten zu können, und, meine 
Herren, jeder, der derartige Waldungen fennt, muß zugefteben, daß fie zum 
Theil fo jchlecht bemirthichaftet werden, daß man den unglüdlichen Befigern eine 
befiere Bewirthichaftung wünſcht; ob man aber dadurd das Recht erlangt, im 
ihre Eigenthumsrechte jo tief einzugreifen, wie e8 das Geſetz gefiattet, ift doch 
eine Frage. 

Der andere Grund, der jet bei der Debatte etwas in den Vordergrund 
getreten ift, ift der des Waldſchutzes, und da wird unter ung Allen feine ver- 
ſchiedene Meinung fein; wir werden ſelbſt in diefer Beziehung mancdherlei Be- 
denken ſchwinden Iaffen, wenn es fi) darum handelt, einen wirkſamen Wald» 
Int auszuüben. Ob das aber durch das Geſetz erreicht wird, ift zweifelhaft. 
Es kann jede beliebige Genoſſenſchaft, wenn fie ſich durch die Aufficht der Re⸗ 
gierung oder durch die gemeinſchaftliche Bewirthſchaftung gebrüdt fühlt, fofort 
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ihr Beſitzthum verkaufen; und wenn es nicht etwa gelingt, trgendweldhe Zwangs⸗ 
maßregeln den Waldeigenthiimern gegenüber in das Geſetz hineinzubringen, dann 
glaube ich, ift in Bezug auf den Waldſchutz das Geje ziemlich gleichgültig. Ich 
glaube, daß im Allgemeinen die Größe der Waldungen durch dieſes Geſet nicht 
erhalten wird. Immerhin find dies Bedenken, welche die Kommiffion vielleicht 
bei näherer Berathung in Erwägung zieht. 

Präfident: Es iſt der Schluß der Distuffion beantragt; er ift aber von 
jelbft erfolgt, da Niemand mehr anf der Nednerlifte ſteht. 

Meine Herren, e8 ift von allen Seiten beantragt worden, den Gejegentwurf 
der um fieben Mitglieder verftärkten Agrartommiffion zur Vorberathung zu über: 
weiſen. Wenn feine fürmliche Abftimmung verlangt wird; werde ich annehmen, 
dag das Haus dem beitritt. 

(Baufe.) 

Es erhebt fich kein Widerſpruch, danach geht das Geſetz an die um fieben 

Mitglieder verftärkte Agrarlommiifion. 


C. Bericht 
der um 7 Mitglieder verjtärkten Agrartommiffion über den Entwurf eines 
Geſetzes über gemeinichaftliche Holzungen. 

Nachdem auch diejenigen Ge meindemaldungen, welde noch nicht unter 
Staatsaufſicht ftanden, dur das Geſetz vom 14. Auguft 1876 der Staatsaufficht 
unterſtellt worden find, hat fih auch für alle Kategorien von gemeinſchaft— 
lichen Waldungen die Nothmendigfeit, zur Verhütung weiterer Devaftationen 
eine geordnete Aufficht einzuführen, beransgeftellt. 

Zu diefem Behufe ift ein beziiglicher Gejetentwurf am 28. October 1880 
dem Haufe der Abgeordneten vorgelegt, von demjelben in erfler Lefung am 
17. Rovember 1880 beratben und zur weiteren Behandlung der um 7 Mitglie- 
der verftärften Agrarkommiſſion übergeben morden. 

Dieje Kommiffion bat in 6 Sitzungen, an welchen als Kommiffarien der 
Königlichen Staatsregierung die Herren 

Land-Forftmeifter Haas, 
Geh. Regierungsratd Michelly und 
" Sterneberg 
theilgenommen haben, und zwar in zwei 2ejungen über denfelben berathen und 
iſt zu dem aus der Anlage I. erfichtlichen Refultate gelangt. 

Aus den Berhandlungen der Kommiffion wird Nachſtehendes bervor- 
gehoben. 

Es murde zunächſt von einer Generaldisfuffton Abftand genommen, weil die 
geſammte Kommilfion der Anficht war, daß man die 88 1—5 in der Diskuffton 
wegen der zu benfelben geftellten prinzipiellen Abänderungsanträge zufammen«- 
faffen müffe, mobet da8 Gebiet der übrigen Paragraphen von 6—10 incl. nicht 
unberührt bleiben könne. 

Es wurde num allgemein die Nothmwendigfeit einer Staatsaufficht anerkannt, 
nur traten weitgehende Differenzen tiber den Umfang und die Art derfelben her⸗ 
vor, die ihren Ausdrud in den in Anlage II und III erfichtlichen Anträgen zur 
erften und zweiten Lejung gefunden Haben; von melden die sub II die durch 
das Geje zu treffenden gemeinfchaftlihen Waldungen nicht den technischen Staats. 
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behörden nach Analogie der Semeindewalbgejetsgebung unterfiellt, jondern eine 
Regelung der Aufficht und Verwaltung auf Grund und in den Formen der 
Waldſchutzgenofſenſchaftsgeſetzgebung herbeigeführt wiffen wollen. Der betreffende 
Antragfteller führte nachſtehende Motive an: 

Man müffe die VBefiger die dem Privateigenthbum nahe kommenden gemein- 
ſchaftlichen Waldungen fo menig als möglich bejchränfen durch ein Gejeg, welches 
ohnehin einen, wenn auch heilſamen Eingriff in ihre Nechtsiphäre bedeute. 

Die betreffenden mtereffenten würden durch eine weitgehende ftaatlidhe Be⸗ 
vormundung, namentlich feitens der technifchen Behörden, vielfach die Luft und 
Liebe, ihre Waldungen zu erhalten und zu pflegen, verlieren, wenigfiend würden 
ihre eigenen dahin zielenden VBeftrebungen vielfah von der Staatsbehörde nad) 
Annahme der Regierungsvorlage vereitelt werden. 

Man müffe daher dur flatutarifche Regelung diefer Berhältniffe den 
Intereſſenten eine größere Mitwirkung zu verjchaffen ſuchen, als dies die Re— 
gierungsvorlage in Ausfiht nähme. 

Es feien ja auch ſolche ftatutarifchen Regelungen jchon vorgenommen worden, 
fo durch die Haubergsordnung für den Kreis Siegen. Es läge kein Grund vor, 
ſolche bier ausgefchloffen wiffen zu wollen, um fo mehr, als die Koften fich bei 
diejer flir die Intereſſenten viel billiger ftellten, als wenn die betreffenden Ge⸗ 
meinſchaften der techniſchen Auffiht und Leitung der Staatsbehörde unterftellt 
würden. 

Dem wurde von Seiten der Regierungstommiffare entgegeugehalten: 

In Bezug auf die Nothwendigkeit, eine geordnete Waldwirthichaft herbeizu- 
führen, oder zu erhalten, ftehen die gemeinfchaftlicden Waldungen den Gemeinde- 
waldungen gleich. 

Die Staatsaufficht, wie fie für.die Gemeindewaldungen neuerdings allge- 
mein eingeführt iſt, greift verhältnigmäßig wenig und nur foweit in die Ber- 
waltung ein, als dies dringend erforderlich iſt; diefe Eingriffe gefchehen mit 
möglichſter Berüdfichtigung aller einfchlagenden Verbältniffe und fpezieller Wünfche. 

Dringend nothwendig aber ift das ftete Eingreifen der technifchen Behörden 
da, wo es fi um Aufftellung, Ausführung und Abänderung des Betriebsplanes 
bandelt. 


Ein folder kaun im Boraus vermittelfti eines Statutes eher für eitte fo 
einfadhe Bewirthichaftungsart, wie fie bei den Lohhecken Platz greift, geregelt 
werden, als bei den gemeinſchaftlichen Waldungen, bei welchen Hoch⸗ und Mittel« 
waldbetrieb vorliegt, namentlih im Oſten, wo der Hochwald vorherricht, deſſen 
ordentliche, Danernd nugbringende Bewirthſchaftung ohne techniſche Hilfskräfte 
nicht ausführbar ift, ſondern im Gegentbeil deren ſtetes und rechtzeitiges Ein- 
greifen benothwendigt: erfennt doch auch für die Lohhecken das Gefe unter Um» 
fländen die Nothwendigkeit forfttechnifcher Hilfe an. 

Die Koften der fogenanuten Beförfterung fiehen meiftens abfjolut hinter denen 
einer Bewirthichaftung auf Grund eines Statutes und unter Aufficht des Wald- 
ſchutzgerichtes zurüd; wenigftens find fie meiftens relativ geringer, da aus ihnen 
faft flet3 eine dauernd größere Nutung refultirt, als aus den abjolut geringeren 
Koften einer anderen Bewirthſchaftung. 

Es muß auch auf die Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit hingewieſen werden, 
eine jo große Menge Statuten in der zugeflandenen verhältnigmäßig kurzen Zeit 
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aufzuftellen, wobei dad Borlommen von vielem Unfug und vielen Unzuträglich- 
teiten bei der Bewirtbichaftung in der Zwiſchenzeit nicht ausgeichloffen bleibt. 

Die Regierung belennt offen, daß mit dem Waldſchutzgeſetz, welches an er- 
heblichen Mängeln leidet, bisher kein nenneuswerther Erfolg erzielt if. Sie 
muß deshalb erhebliche Bedenten haben, Aehnliches für die durch das vorliegende 
Geſetz zu treffenden und zu fchligenden Grundftüde in Vorſchlag zu bringen oder 
zu acceptiren. Endlich: 

Der Zwed des Gefeßes wird durch eine flatutarifche Negelung der Sache 
nicht immer erreicht. Für bejonders pafjende Berhältniffe läßt das Geſetz Trei- 
beit in $ 5. In feltenen Füllen wird eine auf flatutarifcher Grundlage ohne 
technische Mitwirkung gefchaffene und wirkende Auffiht ſich als ſtark genug er- 
weijen, unberecdtigten Anforderungen einzelner Intereſſenten gegenüber, und felten 
wird dann ohne die Möglichkeit des Eingreifen der forfttechniichen Behörden 
eine Devaftation verhütet werden können. 

Diefen Ausfiihrungen, die eine lebhafte Debatte bervorriefen, ſchloß fich der 
größere Theil der Kommilfion an und wurden die einzelnen Anträge bei der 
folgenden jpeziellen Berathung der einzelnen Paragraphen zwar noch mehrfad 
beiprocdhen, bei der Abftimmung aber in 1. mit geringer, in 2. Leſung mit un« 
gefähr 3, Majorität abgelehnt. 

Im wefentlidhen Gegenfage, jowohl mit den foeben beſprochenen Amende- 
ments aber auch mit der Regierungsvorlage bewegen fi die aus Anlage II 
erfichtlihen in 1. und 2. Lefung gefiellten Anträge, welche zwar ihrem Wortlaut 
nach verjchieden, doch im Zwecke auf dafjelbe hinauslaufen — abgefehen von ein- 
zelnen nicht prinzipiellen Unterjchieden, nämlich, zwar eine möglihfi große Zahl 
von Gemeinfchaften unter das Geſetz fallen zu laſſen und flir diefe die Staats 
auffiht nah Analogie der Gemeidewald-Gejeggebung regelmäßig einzuführen, 
aber die Worte des Entiwurfes „bei Inkrafttreten deſſelben“ in Wegfall zu brin- 
gen, mit der Wirfung, daß bei einer Gefammtveräußerung von gemeinfchaftlichen 
Holzungen das onus diejer Staatsaufficht hinwegfalle. Antragfteller hält dieſen 
Punkt des Antrages für einen eminent wichtigen. Es fei ungerecht bei einer 
Gejammtveräußerung den Berlaufswertb des betreffenden Objektes dadurch um ein 
Beträchtliches herabzujegen, daß der neue Erwerber jener Staatsaufficht unter- 
worfen bleibe, das Schidfal dieſes Punktes feines Amendements dürfte für das 
Schidjal des ganzen Gejetzentwurfes entfcheidend werden. 

Im Einzelnen führt der Antragfteller noch aus: 

Die Anträge haben im Auge, zunächſt die Gedanken des Geſetzgebers jpeziell 
zu prägifiren, die Konjequenzen aus denfelben zu ziehen, die gezogen werden 
müſſen, um dem Gefege zu einem praftifchen Erfolge zu verhelfen. Die An- 
träge ad 1 und 2, keineswegs nur redaltioneller Natur, follen zur Beſeitigung 
ihwer wiegender Bedenken beitragen. Zunähft muß flatt „Holzung” geſetzt 
werden „Forſtgrundſtück“ weil bei Aufrechterbaltung des erfteren Ausdrudes 
wohl fchwerlich, außer dem beftandenen Walde, aud die Flächen dem Geſetze 
unterliegen werden, die zwar abfoluter Waldboden, aber noch nit aufge» 
forftet find. 

Sodann zieht der Geſetzentwurf für feinen Herrſchaftsbereich eine negative 
Grenze, was zu dem Bedenken Anlaß giebt, Wem gegeniiber der in $ 1 ver« 
langte Nachweis geführt werden fol. Die meiften Fälle find derartige, daß man 
von einem privatrechtlichen Erwerbstitel derfelben nicht reden kann; auch treffen 


— 289 — 


die Motive, welche die Vererbung unter die privatrechtlichen Titel zählen, nicht 
zu, denn gemeinrechtlich bildet Erbgang keinen Erwerbstitl. Das was unter 
das Geſetz gebracht werden foll, ift daher pofitiv zu bezeichnen, wie das die be- 
treffenden Anträge wollen. 

Diefen Ausführungen treten die Regierungstommiffarien bei der Einzelbe- 
rathung der 88 1—5 entgegen, die Mehrzahl der Kommiffion tritt den Anfchan- 
ungen derjelben im Wejentlichen bei und lehnt die prinzipiell einfchneidenben 
Punkte der Anträge ab. 

Bei der num folgenden Specialdiscuffton des $ 1 wird feitens der Königl. 
Regierung hervorgehoben, „daß der Entwurf zunächſt feftftellen müſſe, auf welche 
Waldungen das Gejeg Anwendung finden folle; dies fei in $ 1 geichehen. 
Borangeftellt fei das allgemeine Prinzip, da man bei der großen Bariation in 
den betrefienden gemeinfchaftlichen Eigenthumsverhältniffen nicht blos eremplifi- 
ziren dürfe, die Gefahr einer Amiffion läge da zu nahe. Erft zur Erläuterung 
des Prinzip's fomme der Entwurf in Nr. 1 zur Anführung einzelner Beifpiele, 
unter welden die Hauptfategorien bejagter Gemeinſchaften nambaft gemacht 
jeien.“ 

„In Nr. 2 fei dann eine Kategorie angeführt, die ganz befonders unter das 
Geſetz fallen ſolle.“ 

„Zur Kennzeichnung der Qualität der Grundſtücke habe man nur das Wort 
„Holzung“ gewählt, weil es nicht allein im Allgemeinen Landrecht und im 
Geſetz vom 25. Juli 1876, fondern aud in der Grundfteuergefeßgebung arge- 
wendet werde; durch Iebtere ſei ihm daher eine legale Definition gegeben, und 
diefe fei allen anderen vorzuziehen.“ 

„Unter Holzungen feinen audy diejenigen Waldblößen mitverftauden, welche 
Holzboden und im Örtliden Zufammenhange mit der Waldung feien.“ 

(Ein bez. Amendement, dies ausdrücklich in den Tenor des Geſetzes auf- 
zunehmen, wird von der Kommiffion demnädft in 2. Leſung angenommen.) 

„Sodann wolle der Entwurf ganz abſichtlich alle diejenigen Holzungen in 
fein Bereich ziehen, die bei Anlrafttreten diejes Geſetzes mehreren Ber- 
fonen gemeinfhaftlih gehörten. Man wolle hierdurch einerfeitS einem nach den 
bisherigen Erfahrungen häufig verfuchten und durchgeführten Dianeupre entgegen- 
treten, durch welches alle Theile einer folchen gemeinfchaftlichen Holzung fchein- 
bar auf einen Theilhaber vereinigt, und von diefem miederum und zwar nun 
als von der Staatsaufficht befreite refp. veräußerlicde Eigenthbumsftüde zurück⸗ 
übertragen würden; andererfeit3 wolle man prinzipiell die Staatsaufficht fiber 
gemeinſchaftlich geweiene und im Ganzen veräußerte Holzungen und die mit 
derfelben verbundene bisher nur fegensreich gewirft habende technifche Leitung 
auch in Zukunft beibehalten.” 

„Demnähft müfle man von der Wirkung des Geſetzes diejenigen gemein- 
ſchaftlichen Waldungen ausnehmen, die auf einem befonderen privatrechtlichen 
Titel berubten, mozu aud die Vererbung gehöre; um jeden Zweifel, wie folder 
laut geworden, anszufchließen, habe fie gegen die Erjegung des Wortes Titel 
durch Verhältniß nichts einzumenden.“ 

(Ein bezügliches Amendement wird in 1. und 2. Leſung angenommen.) 

Ebenjo habe fie der Erjegung der Worte ähnlicher Genoſſenſchaften 
buch gleihartiger Genoſſenſchaften nichts entgenzufegen. 

(Ein Hezügliches Amendement wird in 2. Lejung angenommen.) 
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Nachdem fih nun eine längere Debatte über die Beibehaltung des Wortes 
Holzungen entfponnen hatte, wird die definitive Beſchlußfaſſung hierüber der 
2. Leſung vorbehalten, in diefer aber wird von der großen Mehrzahl der Kommiifion 
die fi der Motivirung der Regierungsfommiffare anfchließt, der Regierungs- 
vorlage gemäß befchloffen; nachdem ferner noch ein in 2. Leſung geftellter An⸗ 
trag, welcher bezwedt, den im $ I Nr. 2 präfizirten Grundftüden auch diejenigen 
hinzuzufügen, „welche ſich vorzugsweiſe zur Holzzucht eignen“ und damit bie 
Elshrüche, raume Flächen zc. getroffen wiffen will, auf denen Weide ausgeübt 
wird, al$ zu weit gehend nud die Intereſſen der betreffenden Eigenthlimer ſchwer 
bebrohend von Seiten. der Regierung und aus der Kommiſſion befämpft und 
ſchließlich zurückgezogen war, wird ein in 2. Lefung geftellter Zujagantrag als 
Zufag zu Nr. 2 des $ 1 angenommen und duch defien Annahme ein zwar 
redaktionell verjchiedener, aber daſſelbe bezwedender in 1. Zefung zu $ 8 neu 
eingeführter $ 8a unnöthig und deshalb in 2. Lefung wieder gefirichen, umſo⸗ 
mehr, als der beiden Anträgen zu Grunde Tiegende Gedanke fi logiſcher am 
diefer als an jener Stelle in das Gejet einfligt. Die neue Nr. 3 bezmwedt, die 
Wirkung des Geſetzes auch auf die in $ I Nr. 2 bezeichneten Gemeinſchaften, 
die fi erft in Zukunft bilden werden, auszudehnen, um der Bildung ſolcher in 
Zulunft Vorſchub zu leiften. Seitens der Regierung wurden Einwendungen 
biergegen nicht erhoben. 

Der $ 1 wird num in feiner neuen Faſſung — im Wefentlichen aber nad) 
der Vorlage mit großer Mehrheit angenommen. 

Bei der Spezialberathung von $ 2 wiederholte ſich zuvörderſt im beiden 
Lefungen die Motivirung und Belämpfung der, aus Anlage I und III erficht- 
lichen prinzipiellen Anträge. In den fich entipinnenden längeren Debatten wird 
aus der Kommiffton unter Anderem noch hervorgehoben: „daß die dem Private 
eigenthum faft gleichzuftellenden Gemeinfchaften nicht ohne Weiteres dem @e- 
meindeeigenthum hinfichtlicd der Einwirkung des Staates auf dafjelbe gleichzu- 
ftellen jeien, deshalb dürfe man nur.fomweit gehen, al$ es die Umftände gebieten 
und nicht die Privatwaldungen in Genofjenfhaftswaldungen ummandeln, was 
das Rejultat der Annahme der Regierungsvorlage fein würde. Es empfehle fid 
daher der Selbſtbeſtimmung der Theilhaber einen möglichſt großen Spielraum 
zu gewähren und dies würde erreicht, wenn man flatutarijche Anordnungen über 
Auffiht und Bewirthſchaftung regelmäßig nicht ausnahms weiſe ein- 
führe.“ 

Demgegenüber wurde, gleichfall8 aus der Kommiffion, angeführt: dag durch 
die Oltroyirung eines Statuts ein nicht zu billigender Zwang auf die Gemein⸗ 
ſchaften ausgeiibt wiirde, 

Sodann wird auf die Anfrage eines Kommilfionsmitgliedes teitens der Re⸗ 
gierungsfommiffare die Erklärung abgegeben, „daß auch bei der Verwaltung der 
in Bufunft unter Staatsauffiht zu flellenden Holzungen den Wünſchen der In⸗ 
terefienten jeitens der Auffichtsbehörde Rechnung getragen werben folle, nament- 
li würde man bei einem vorliegenden landwirthfchaftlichen Bedürfniß die Ent- 
nahme von Streumaterial aus den betreffenden Waldungen ebenjo wie jede 
jonflige Nebennugung, wenn e8 ohne zu großen Schaden für den Holzbeftand 
gejchehen könne, nach Maßgabe der Gemeindewaldgefetsgebung, geftatten.“ 

Ferner wird auf die Anfrage, „ob in der Oberaufficht des Staates das 
Recht enthalten fein ſolle, auf die Beſtallungen der Forfibedienfteten hinzuwirken 
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und eventuell im Zwangswege bieferhalb gegen die Genoffenfchaften vorzu⸗ 
gehen ?“ 

Seitens der Regierungstommiffare ift die Erffärung abgegeben, daß in diefer 
Hinſicht die Gefeßgebung nicht Überall gleich liege, doch habe die Regierung durch⸗ 
gängig die Befugniß, auf Anftellung gehörig ausgebildeter Forftbeamten zu drin» 
gen und event. im Zwangswege vorzugehen. 

‘ Schließlich wird der $ 2 mit großer Majorität in beiden Leſungen nad) der 
Negierungsvorlage angenommen. 

$ 3 behandelt die Koften der Aufficht und Oberanffiht; die Erfieren follen 
nad dem Regierungsvorſchlage den Intereſſenten nad) Maßgabe der Selbſikoſten 
der Verwaltung der flaatlihen Forſten pro Heftar, die der Letzteren dem Staate 
allein zur Laft fallen. In der Debatte über den Koſtenpunkt wiederholte fich die 
Behauptung, der Intereſſent wirthichafte ohne das Eingreifen der technifchen 
Auffichtsbehörde meiftens billiger und ebenfo die Widerlegung diejer Anfiht ans 
der Kommiffion und von Seiten der Negierungstommifjare. 

Ein dahin zielender Antrag der erſten Lejung, dab auch den Privatbefigern 
von Holzungen e8 frei fieben folle, nad) Maßgabe des 8 3 ſich der Aufficht der 
technischen Behörden behufs Verwaltung ihrer Holgungen zu unterftellen, zu ver- 
langen, ruft eine lange Debatte hervor, welche fich namentlich über fpeziell Hef- 
ſiſche Verhältnifſe verbreitet. 

Der $ 3 wird ſchließlich in beiden Leſungen, abgeſehen von einer rein 
redaftionellen Aenderung nach dem Vorfchlage der Redierung mit großer Mehr⸗ 
heit angenommen. 

Die zu $ 4, welcher die Bertretung der gemeinfchaftlichen Holzungen regeln 
foll, geftellten Anträge, unterfcheiden fih mit Ausnahme der im Bericht fiber 
die im 8 1 bis 5 zufammengefaßte Debatte hervorgehobenen, nur unmefentlich 
von der Negierungsvorlage, oder bezweden nur redaktionelle Aenderungen. 

Diefe legteren werden von der Kommiffion genehmigt, alle Anträge, die eine 
materielle Aenderung der Regierungsvorlage bezweden aber abgemworfen, und 
wird $ 4 in 1. und 2. Leſung mit obiger Modification nach der Regierungsvor- 
lage angenommen, 

$5. In erfter Leſung in unveränderter Geftalt angenommen, wird in 
zweiter Leſung durch den erfien Pafſus des aus Anlage II erfichtlichen Antrages (im 
Falle der Ablehnung der Prinzipalanträge den $ 5 der Negierungsporlage durch 
den Eventualantrag zu $ 5 zu erjegen) unter Zuflimmung der Regierung, welche 
in demfelben in Webereinflimmung ınit der Kommiifion eine Berbefjerung erblidt 
erjetst; der Paffus 2 des ermähnten Eventualantrages aber wird, als in Kon⸗ 
fequenz mit den Prinzipalanträgen den Grundgedanlen des $ 2 der Regierungs- 
vorlage aufhebend von den Kommiflaren und der Kommijfion befämpft, und 
von der Mehrzahl der letzteren, nachdem der Antragfteller von einigen Kom⸗ 
mifflonsmitgliedern eifrigft unterftligt, feinen au im Eventualantrag ausge⸗ 
fprodhenen Grundgedanken wiederholt vertheidigt hatte, abgelehnt. 

8 6 der Regierungsporlage, welcher über die Theilbarfeit der im 8 1 be= 
zeichneten Holzungen handelt, erfuhr infofern eine Anfechtung in der Kom⸗ 
miffton, als durch einen bez. Antrag bezwedt wurde, die Möglichkeit der Spren« 
gung einer Gemeinfchaft im Sinne des $ 1 für die Minorität zu erfchweren. 
Bon anderer Seite wurde dies bekämpft unter dem Hervorheben, daß man die 
Minorität nicht geradezu rechtlos machen dürfe, was wenigftens in der Praris 

Jahrb. d. Pr. Borft- u. Jagd⸗Geſetza. XII. 19 
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Durch Annahme dieſes Antrages erreicht werden würde. Bon Seiten der Re- 
gierung wurde es zwar als im hoben Grabe wünſchenswerth hervorgehoben, 
daß der Leichtigkeit einer Theilung ſowohl im ftaatlihen Jutereſſe als im pe 
funtären Intereſſe des einzelnen Theilhabers nicht Vorſchub geleiftet wiirde, aber 
die engen Grenzen der in Nr. 1 und 2 des $ 6 präzifirten Fälle der Möglich: 
feit einer Theilung bieten hinreichende Kautelen gegen unberedtigte und ſchäd⸗ 
liche Beftrebungen in biefer Hinfiht. Eine im Intereſſe der Geſammtheit liegende 
Theilung aber dürfe nicht durch den Willen einer häufig aus unſachlichen Motiven 
geleiteten Majorität vereitelt werben. 

Demgemäß wird her betreffende Antrag abgelehnt, ebenjo wie ein anderer 
Antrag, welcher die Möglichkeit einer Theilung auch dann geftatten will, wenn dieſelbe 
im Intereſſe der beſſeren Bewirthichaftung der Theilitlide liegt, zwar befürmortet 
als im Intereſſe namentlid der fog. halben Gebrauhsmwaldungen liegend, aber 
von Mitgliedern der Kommiſſion und von den Megierungslommifjarien befämpft, 
welche u. U. noch hervorheben, daß es eine ſchwer zu löſende Thatfrage jet, mas 
unter einer befleren Bewirthſchaftung verftanden werden müſſe. 

Ein weiterer Antrag, gerichtet auf die Streihung der Worte „in Natur”, 
mit dem Zwede, jedwede weitere Theilung, auch die „civile Theilung”, welche 
vom Antragfteller als juriftiich gegenjätlich zur „Xheilung in Natur“ bezeichnet 
wird, zu verbüten, während die Negierungsvorlage einer „ideellen” Theilung 
als irrelevant bei dem Beftreben, weitere Devaftationen zu verhüten, nichts in 
den Weg legen will, wird zurüdgezogen und in beiden Lefungen mit großer 
Majorität nah dem Vorſchlage der Regierung befchloffen. 

Desgleihen bei $ 7 der Wegierungsporlage, verjehen mit einem Zufate, 
welcher auch Die Regulirungsfoften der auf Grund des Artikel 3 des Ge- 
ſetzes vom 25. Juli 1876 eingeftellten Theilungsverfahren im ehemaligen Kur- 
fürftenthHum Heflen von der Staatskaſſe übernonmen wiffen will. Aus der 
Kommiffion wurde dem gegenüber bemerkt, daß es bedenklich fei, diefem Gedanken 
im Gejege Ausdrud zu geben, es ſei zweddienlicher, denjelben in Form einer 
Refolution zu faſſen. In äbnlihem Sinne fprehen ſich die Regierungskom⸗ 
mifjarien aus: 

Der Herr Minifter der Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten fände dem 
Gedanken des Antrages nicht feindlich gegenüber, es feien aber die bez. Ver⸗ 
handlungen mit dem Yinanzminifterium noch in der Schwebe; ehe dieſe been- 
digt feien, erſcheine es bedenklich, durch eine geſetzliche Beſtimmung vorzugreifen, 
möglicherweife werde das Zuftandefommen des Geſetzes durch die Annahme 
bes betreffenden Zuſatzes in Frage geftellt. 

Bom Antragfteler wird demgegenüber hervorgehoben, daß e3 einerfeit3 dem 
Herrn Minifter nur angenehm fein könne, wenn er bei Kortfekung jener Ber- 
handlungen eine geſetzliche Beftimmung zur Seite habe, andererſeits handele es 
fih nur um einen geringen Betrag, der fogar noch auf das Ertraordinarium 
des vorliegenden Staatshaushaltsetats gebracht werden könne und endlich fei 
e3 doch nicht mehr wie recht und billig, einen einmal begangenen Fehler in der 
Geſetzgebung fo bald als möglich wieder gut zu machen. 

Die Regierungstommiffare widerjprechen auch diefen Ausführungen. 

Ein anderer Antrag will, daß alle Koften eines fiflirten Theilungsver- 
— vom Staate übernommen werden, und ſoll deshalb „Regulirungskoſten“ 

urch „Koſten“ erſetzt werden. Hierauf die Erklärung eines der Herren Regie⸗ 
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rungslommiflfare: daß den ntereffenten an und für ſich durch die Vorlage ein 
erheblicher Bortheil gewährt werde, fo z.B. wilrden auch die Vermeffungstoften 
bom Staate übernommen, Prozeß- nnd Weiterungstoften aber zu itbernehmen, 
Babe der Staat keine Beranlaffung. 

Zrogdem vom Antragfteller, welcher von verfchiedenen Mitgliedern der 
Kommilfton in feinen Ausführungen unterſtützt wird, unter Anderem noch bemerft 
wird, daß doc Häufig die Intereffenten bei einem Theilungsverfahren geradezu 
gezwungen würden Prozefje zu führen, Anwälte zu nehmen, Gutachten zu ver- 
anlaffen, und daß die aus diefen allen erwachſenden Koften doch nothmendiger 
Weiſe mit unter die Regulirungstoften zu rechnen feien, wird der Antrag ab- 
gelehnt. 

Die Kommilfton nahm aber aus der ftattgehabten Debatte VBeranlafjung, 
von den Wegierungsvertretern eine Aeußerung darliber zu erbitten, welde 
Kofen die Regierung denn unter den auf die Staatskaſſe zu 
übernehmenden Regulirungsfoften verflünde. 

Es wird bierauf von der Bertretung der Königlichen Staatsregierung fol- 
gende Erflärung abgegeben: 

Die Bezeihnung „Regulirungskoſten“ ift eine bei den Auseinander- 
ſetzungsbehörden durchaus feftftehende und geläufige; es merden darunter die 
jenigen Koften verftanden, welche bei ordnungsmäßiger Durchführung des Thei- 
lungsverfahrens entftanden find. Dagegen gehören zu den Regulirungskoſten 
nicht die eigentlichen Prozeßkoſten (3. 8. für Prozeſſe über Eigenthumsanſprüche, 
Antheilsrechte zc.), ſowie ſolche Koften, welche durch unnütze Weiterungen, 3.8. 
Bereitelung von Terminen, oder jonftigen zur Durdführung von Theilungen ge- 
jeglih erforderlihen Maßnahmen, entftanden oder welche für die zur ordnungs⸗ 
mäßigen Durchführung einer Theilung an fi nicht erforderlihe Erledigung 
von Anträgen herbeigeführt find. 

Dagegen find diejenigen Koften, welche für die zur ordnungsmäßigen Durch⸗ 
führung einer Theilung erforderlichen Bermefjungen aufzumenden find, unbedent- 
lich zu den Regulirungstoften zu rechnen. 

Auf eine befondere Anfrage Seitens eine® Mitgliedes der SKommilfion 

wurde vom Regierungstommiffar noch hervorgehoben, dag, weun im Geltungs- 
bereiche des Iintsrheinifchen Verfahrensgefeges vom 19. Mai 1251 auf Grumd 
des $ 26 defielben die Klage auf Theilung angebradt fet, die lediglich in 
Folge diefer Theilungsflage entftandenen Koften zu den Regulirungsfoften zu 
rechnen ſeien. 

Der 8 8 der Negierungsvorlage wird in erfter Lefung, unter Zuſtimmung 
der Regierungslommiffare ad Nr. 1, durch einen Antrag erjegt, welcher 

1. die in der Vorlage nicht genan ausgebrüdte Verpflichtung der Regierung, 
die Veräußerung eines Theilſtückes einer Holzung ($ 1) bei Eintritt der 
Bedingungen des $ 6 zu genehmigen, feſtſtellt. 

2. diefe Berpflihtung auch dann Plag greifen laſſen will, wenn das zu 
veräußernde Theilftiid als Holzung erhalten und der Staatsaufſicht 
unterftellt bleibt. Dies ausdrücklich zu verlangen fol die Anffichtsbe- 
börde berechtigt fein. 

In zweiter Leſuung aber wird der nach den angeführten Richtungen Hin 
abgeänderte Paragraph noch infoweit alterirt, als im Anfange beffelben die 
Worte „Zu Veräußerungen” erſetzt werben durch die Worte „Zur Bildung und 
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Beräußerung* womit alfo au Neubildungen von Zheilftüden einer Holzung 
der Genehmigung der Auffichtspehörde unterliegen follen. Diefelbe ſoll aber 
in den im Paragraphen felber angeführten Fällen nicht verjagt werden können. 

Die Bertretung der Staatsregierung ſprach fi nicht gegen diefe Abände- 
rung aus. Der fo neugeftaltene $ 8 wird mit großer Majorität angenommen. 
Zu $ 9 der Negierungsporlage wurde in erfter Leſung beantragt, den Strafbe- 
fimmmngen wegen unbefugten Holzeinjchlagens in Bezug auf die Pächter feine 
rüdtwirtende Kraft zu geben, fondern nur diejenigen Pächter zu treffen, deren 
Pachtkontralte nah Erlaß diejes Geſetzes abgeichloffen worden feien; ferner, die 
betreffenden Straffeftjegungen nicht den Auffichtsbehörden zu Übertragen, jondern 
auch hier das gewöhnliche Strafverfahren Pla greifen zu laffen. 

Die Kommiffion ſchloß fih den Ausführungen der Negierungstommiffare, 
welche die Nothwendigkeit beider Abänderungen verneinten, an und lehnte die- 
felben mit großer Majorität ab. 


Nachdem noch in erfter Lefung auf eine dieferhalb aus der Kommiſſion ge- 
ftelte Anfrage ein Regierungskommifſar fi dahin geäußert, daß nad) den aus 
dem $ 9 zu ziehenden Konfequenzen auch Käufer, die entgegen den Beftimmun⸗ 
gen der Auflichtsbehörde Holz einfchlitgen, in eventum aber auch deren Auftrag- 
geber zur Beftrafung herangezogen werden konnten,“ wird Dies in zweiter Lefung 
unter Zuflunmung der Regierungstommiffare im Wortlaut des Geſetzes durch 
Annahme der bez. Abänderungsanträge eingeführt und der jo abgeänderte $ 9 
faft einftimmig angenommen. Ein zu $ 10 geftellter Antrag, das Wort „ge- 
feglich“ zu ftreihen, wird Seitens der Regierungstommiffare der Kommilfion 
zur Ablehnung empfohlen, weil nad Annahme des Antrags alle bisher fiber 
die Berwaltung gemeinfchaftlicher Holzungen erlaffenen abminiftrativen Beftim- 
mungen Geſetzeskraft erhielten und damit ihren früher abänderlicheg Charakter 
verlören; das könne große Webelitände im Gefolge haben. Diejem Bedenken 
wurde durch Zuriidziehung des betreffenden Antrages Rechnung getragen. Ein 
in erfter Lejung angenommener Antrag: „für den Krei3 Schmalkalden die Be- 
flimmungen des Ausjchreibens des ehemaligen kurfürſtlich heſſiſchen Staats⸗ 
minifteriums vom 14. Juli 1830 wieder in Kraft treten zu laffen,” wird im 
zweiter Lefung, als den Intereſſen der dortigen Privatparzellenbefiger entgegen- 
tretend, wieder befeitigt. 


Dagegen wird ein Zufatantrag, darauf gerichtet, unter die in Wegfall kom⸗ 
menden Borjchriften auch diejenigen der Artikel III und VI des Gejeßes von 
25. Juli 1876 aufzunehmen, unter Zufiimmung der Regierungstommifjare von 
der Kommiffion angenommen. 
Bei der nun erfolgenden Schlußabfiimmung wird das ganze Geſetz mit 
großer Majorität, jo wie es aus zweiter Leſung hervorgegangen, angenommen. 
Die Kommiffion beantragt demgemäß: 
Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen: 
IL. dem Entwurf eines Geſetzes über gemeinfhaftlide Hol- 
7 zungen nad den in der sub I anliegenden Zufammenftel‘- 


lung enthaltenen Beſchlüſſen ber verffärften Agrarkom— 
miffion feine Zuſtimmung zu ertheilen. 
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DI. die zu diefem Bejeg eingereichten Petitionen II. Nr. 338, 
383, 309, 419, 538, 579, 627 für erledigt zu eradten. 
Berlin, den 25. Januar 1881. 


Die verflärkte Kommiſſion für die Agrarverhältnifie. 
Hol, Borfigender. Dr. Frhr. v. Guſtedt, VBerichterftatter. Bork. Claeſſen. 
Filbry. Dr. Grimm. Dr.v. Hagenow. Hamkens. Hellwig. Knebel. 
Marcard. Nels v. Rifjielmann Graf Shad. Scholz. Screiber- 
Schroeder. Dr. Seelig Sombart. Spangenberg Zimmermann. 


Geſetz Entwurf nad) den Beſchlüſſen der Kommiifion. 


$ 1. Diejes Geſetz findet Anwendung. 

1. auf Holzungen und die damit im örtlichen Bufammenhange 
fiehenden Walbblößen, an welchen bei dem Inkrafttreten deffelben 
das Eigenthum mehreren Perſonen gemeinfchaftlich zuftebt, fofern nicht 
nachgewiefen wird, daß die Bemeinfchaft durch ein befonderes pri- 
vntrechtliches Verhältnißß entfianden ift, insbejondere auf die Hol⸗ 
zungen der Realgemeinden, Nutungsgememden, Marklkgenoſſenſchaften, 
Gehöferſchaften, Erbgenofſenſchaften und gleichartiger Genoflenichaften. 

2. auf Holzungen, welche Mitgliedern einer ſolchen Genoſſenſchaft, oder 
weldye einer Klafje von Mitgliedern oder von Einwohnern einer Ge⸗ 
meinde durch eine Gemeinheitstheilung oder Forſtſervitutenablöſung als 
Gefammtabfindung überwiefen werden ober bereits früher überwieſen 
worden und bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes gemeinfchaftliches Eigen- 
thum geblieben find. 

Abfindungen, welche den vorſtehend bezeichneten Berechtigten bei 
einer Gemeinheitstheilung oder Korftfervitutenablöjung als Holzuug 
zu gewähren find, Dürfen nur als Gelammtabfindung überwieſen 
werben. 

8 2. Unverändet. 

8 3. Die Auffichtbehörde iſt befugt, die Koften, welche durch die Ausfüh—⸗ 
rung der von ihr innerhalb ihrer Zuftändigfeit getroffenen Anordnung entftehen, 
auf die Miteigenthümer nach dem Berhältniffe ihrer Eigenthbumsantheile zu ver- 
theilen und, vorbehaftlih des den Miteigenthümern über eine andere 
Art der Bertheilung zuſtehenden Nechtsweges, im Berwaltungszwangs- 
verfahren einzuzieben. 

Die aus der ftaatlichen Oberauffiht erwachlenden Koften fallen der Staats- 
kafſe zur Laſt. 

8 4. Beläuft fi die Zahl der Miteigenthümer einer Holzung auf mehr als 
fünf, fo find dieſelben auf Verlangen der Auffichtsbehörde verpflichtet, Bevoll- 
mäcdhtigte zu beftellen, welche fie in allen die Gemeinichaft betreffenden Ange 
legenheiten der Auffichtsbehörde gegenüber zu vertreten, und melde die von 
diejer innerhalb ihrer Zuftändigleit erlaffenen Verfügungen auszuführen haben. 
Die Zahl der Bevollmächtigten darf drei nicht fiberfchreiten. 

Auf Antrag der Auffihtsbörde oder eines Miteigenthlimers ift die Art der 
Beftellung der Bevollmächtigten, ſowie das Verhältniß derſelben unter einander 
und zu den Miteigenthüimern durch ein Statut zu regeln. 
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Das Statut bedarf der Zuftiimmung der Mehrheit der Miteigenthiimer, nach 
dem Berhältniffe der Antheile berechnet, und der Beſtätigung durch das Wald- 
ſchutzgericht. Auf die Feſtſtellung des Statut3 finden bezüglich der Bildung und 
der örtlihen Zuftändigfeit der Waldfchutgerichte, des Verfahrens bei denfelben, 
der Berufung und des Berfahrens in den Berufungsinftanzen die SS 31 und 
folgende des Gefetzes, betreffend Schutzwaldungen und Waldgenofienichaften, vom 
b. Zuli 1875 (Geſetzſamml. S. 416) entiprehende Anwendung. 

Wenn die Beftellung von Bevollmächtigten nicht erfolgt, fo liegt die Ber- 
tretung der Miteigentblimer gegenüber der Auffichtsbehörde dem Gemeinde- 
vorſteher derjenigen Gemeinde ob, zu deren Bezirke die Holzung, beziehungs- 
weife der größere Theil derjelben gehört. Der Gemeinbevorficher Tann von 
den Miteigenthlimern den Erſatz feiner baaren Auslagen und eine mit jeiner 
Mühemwaltung in billigem Verhältniſſe ftehende Entihädigung beanjprucdhen. Die 
Beſchlußfaſſung biertiber fteht der Aufſichtsbehörde zu. 

85. Die nad; Antheilen zu bereiinende Mehrheit der Eigen- 
thümer ift beredgtigt, die Verwaltung und Bewirthichaftung der 
Holzung ($ 1) durch ein in Gemäßheit des S 4 feitzuftellendes und 
zu beftätigendes Statut zu regeln. 

$ 6. Unverändert. 

$ 7. Die Beftimmungen des 8 6 finden auch auf bereits eingeleitete Thei- 
Iungen Anwendung, wenn zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes der Thei⸗ 
Iungsplan noch nicht endgiltig feftgeftelt iſt. 

Wird das Theilungsverfahren in Folge diefes Geſetzes eingeftellt, jo fallen 
bie entflandenen Regnlirungskoſten der Staatslaffe zur Lafl. Daffelbe tritt 
ein für bie in Folge des Art. 5 des Geiches vom 25. Juli 1876 
(Geſetzſamml. &. 366 ff.) eingeitellten Theilungsverfahren. 

$ 8. Zur Bildung und Veräußerung von Theilſtücken einer Holzung 
(8 1) if die Genehmigung der Auffichtsbehörde erforderlih. Die Genehmigung 
muß ertheilt werden, wenn die Bedingungen des 8 6 vorliegen, oder das 
Theilſtück als Holzung erhalten und auf Berlangen der Behörde 
ihrer Aufficht nach Maßgabe dieſes Geſetzes unterſtellt bleibt. 

Die Genehmigung iſt nicht erforderlich, wenn die Veräußerung für 
Zwecke erfolgt, wegen welcher das Enteignungsverfahren zuläffig iſt. 

8 9. Miteigenthümer, Nutungs., Gebrauchs⸗ und Servitutberechtigte, ſowie 
Pächter oder Käufer ſind, wenn ſie ohne die geſetzlich erforderliche Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde Holz einſchlagen oder einſchlagen laſſen, mit einer 
Geldſtrafe zu beſtrafen, welche dem doppelten Werthbetrage des gefällten Holzes 
gleichkommt. 

Wenn ſie ſonſtige Nutzungen ausüben, welche die Aufſichtsbehörde innerhalb 
ihrer Zuſtändigkeit verboten hat, fo find fie mit einer Geldſtrafe bis zu Ein- 
hundert Mark zu beftrafen. 

$ 10. Inſoweit in einzelnen Landestheilen der Forſtbetrieb in den oben 
bezeichneten Holzumgen von den Staatsforfibehörden oder Beamten geführt wird, 
verbleibt e8 bei den beſtehenden gefelichen Beftimmungen. 

In Kraft bleiben ferner: 

1. das Forfigefeg für das ehemalige Amt Dlpe im Kreife Olpe vom 
6. Sanuar 1810; 
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2. die in dem $ 5 der Verordnung vom 9. November 1816 (Sammlung 
der Edikte und Verordnungen für das Herzogthum Naffan, Band 2, 
S. 166) aufrecht erhaltenen Borfchriften über die Hanberge im vor: 
maligen Herzogthume Naffau , insbefondere die Haubergsordnung filr 
das frühere Fürſtenthum Siegen vom 5. September 1805; 

3. die Polizeiordnung über die Bewirthſchaftung der Hauberge in den 
Aemtern Freusberg und Friedewald, Kreifes Aitenfirchen, vom 21. No» 
vomber 1836 (Amtsblatt der Megierung zu Coblenz fiir 1887 ©. 59 
und Gefebjammt. für 1851 S. 882); 

4. das Waldkulturgejeg fiir den Kreis Wittgenftein vom 1. Inni 1854 
(Geſetzſamml. S. 329); 

5. die Haubergsordnung für den Kreis Siegen vom 17. März 1879 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 228). 

Im Uebrigen werden alle Vorſchriften, welche dem gegenwärtigen Geſetze 
entgegenſtehen oder ſich mit demſelben nicht vereinigen laffen, insbeſondere auch 
der 847 des Geſetzes vom 6. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 416) und Artikel 8 
und 6 des Geſetzes vom 25. Juli 1876 (Geſetzſamml. S. 366) auf⸗ 
geboben. 


D. Zweite Berathung. 
59. Eigung am 11. Februar 1881. 


Präftdent: Ich eröffne die Diskuffton fiber $ 1 und ertheile das Wort 
dem Herrn Beridterftatter. 

Berichterflatter Abgeorbnieter Dr. Freiherr u. Guſtedt: Meine Herren, in 
Anbetracht der vorgerlidten Zeit und des Umftandes, daß der vorliegende Bericht 
in, wie ih glaube, ziemlich ansführlicher Weife diejenigen Geſichtspunkte dar⸗ 
legt, von welchen ausgehend die Kommilfton zu ihren Beichlüffen gekommen tft, 
darf ich mich für den Moment kurz faflen und behalte mir vor, bei der Be 
rathung der einzelnen Paragraphen das Nothwendige hinzuzuſetzen. 

Zunächſt entledige ich mich des mir gewordenen Auftrags, nämlich Ihnen 
die underänderte Annahme der Kommiſſionsbeſchlüſſe zu empfehlen. 

Gehe ich auf die Materie felbft ein, jo will ih mir erlanben, in Kürze die 
wejentlichften in dem Geſetzentwurfe niedergelegten Geſichtspunkte nochmals vor⸗ 
zuführen. Die Kommiffion ift einftimmig im Anſchluß an die Auffafinng und 
Motivirung der Staatsregierung der Anficht gemweien, daß es fi fowohl im 
allgememen Landesintereffe, als im peluniären Intereſſe der einzelnen Theilhaber 
der in $ 1 näher bezeichneten Holgungen empfehle, für diefelben eine geordnete 
Berwaltung unter Aufficht der Staatsbehörden einzuführen. Sie war der An⸗ 
fiht, dag diefer nothiwendige Eingriff feinen unrehtmäßigen Eingriff bedeutet in 
die Nechtsiphäre der einzelnen Theilbefiter. Während nun der größere Theil 
der Kommilfion der Anfchauungsweife der Regierungsvorlage ſich anſchloß, nänı- 
lich für diefe im $ 1 bezeichneten Holzungen diejenige Staatsaufficht einzuführen, 
wie fie neuerdings für die Gemeindewaldungen eingeführt if, war eine nicht 
unbeträdhtlide Minorität der Anficht, daß dieſe Hier intendirte Aufficht eine zu 
weit gehende, nicht zweckentſprechende und auf biejenige zu beichränlen jei, wie 
fie in ähnlicher Weife für die Waldſchutzgenoſſenſchaften eingeführt if. Die Mo⸗ 
tivirung diefer Anſchauungsweiſe wird Ihnen ja, wie ih annehmen kann, bier 
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in extenso vorgeführt werden; ich werde deshalb nicht nöthig haben, darauf 
einzugehen. 

Desgleihen war die Kommilfion der Anficht, daß die grundjägliche Be⸗ 
ſchränkung weiterer Theilungen der Benofjenichaftsholzungen, mie fie die Regie⸗ 
rung intendirt, zweckentſprechend fei entgegen Anträgen, welche diejelbe in fehr 
ansgiebiger Weile ausdehnen oder bejchräufen wollten. 

Das gleiche griff Pla bei den Paragraphen, welche von der Veräußerbar- 
teit der Theilſtücke ſprechen. Bei den nun noch folgenden allgemeineren Beftim- 
mungen baben ſich wejentliche Gegenſätze in der Kommiſſion nicht berausgeftellt; 
im Großen und Ganzen hat aljo die Kommilfion fich der Anſchauungsweiſe und 
der Motivirung der Königlichen Staatsregierung angejchloffen, nur bein $ 7 
ift eine wefentliche Differenz zwiichen der Majorität der Kommilfion und dem 
Herrn Regierungstommiffar bervorgetreten; ich behalte mir vor, bei der Be⸗ 
rathung des & 7 des Näheren darauf einzugeben, und erlaube mir, Ihnen noch⸗ 
mals die Annahme der Kommilfionsvorlage zu empfehlen. 

Abgeordneter Filbry: Meine Herren, der $ 1 des uns vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurfs umgrenzt das Gebiet feiner Anwendbarkeit und ftellt als haratteriftifches 
Merkmal und als leitendes Prinzip das gemeinichaftliche Eigenthum an einer 
Holzung auf, joweit diefe Gemeinjchaft nicht auf einem privatrechtlidhen Ber- 
bältniffe beruht. Es dürfte Deshalb nahe liegen, gerade bei dieſem erften Para- 
graphen der Frage näher zu treten, ob für folche Holzungen ein Gefegentwurf 
wie der vorgelegte, durch welchen die Freiheit in der Bewirthſchaftung ſeitens 
der Eigenthlimer und die Theilbarleit des Gegenftandes eine erhebliche Beſchrän⸗ 
tung erleidet, Bedürfniß if, und ob nicht etwa diefe Beſchränkung gegen grund- 
legende Vorſchriften unferer Berfaffung verftößt. Denn diejenigen, meine Herren, 
welche entweder die Beblirfnißfrage oder die Verfaſſungsmäßigkeit der Vorlage 
verneinen follten, müßten diefe ihre Anihauung fofort duch Ablehnung des 81 
zum Ausdrud zu bringen haben. 

Meines Erachtens find mir zunächſt, was die Bedenken, melde aus dem 
Artitel 9 der Berfaffung hergeleitet werden, betrifft, diefe nicht der Art, daß man 
ihnen zuftimmen Tann, von fo autoritativer Seite fie auch bei der erften Leſung 
ausgegangen find. Es dürfte zumächft feinem Zweifel unterliegen, daß das reine 
tommunale Eigenthum unter Borfchriften der Verwaltung oder Bewirthſchaftung 
geftellt werden kann, welche die Confervirung und befiere Erhaltung diejes Eigen- 
thums gemwährleiften. Es liegt ja auf der Hand, daß von der Erhaltung diefes 
Eigenthums und bejonders, wenn e3 ein fo werthvolles ift, wie das der Ge⸗ 
meindewaldungen, die Präftationsfähigleit der einzelnen Gemeinden in ganz ber- 
vorragender Weile abhängig ift und es bedarf einer Ausführung wohl nicht, 
daß der Staat als Ganzes ein hervorragendes Intereſſe an der fortdaueruben 
Leiftungsfähigkeit feiner einzelnen Beitandtbeile hat. Nun ift zwar formell nicht 
die politiihe Gemeinde Eigenthümerin diefer Waldungen, iiber welche das vor⸗ 
liegende Geſetz fich verbreitet, fonbern vielmehr es find fogenannte Intereſſenten, 
oder wie man es auch genaunt bat, eine fogenannte „Realgemeinde“. Indeſſen 
materiell ift meines Erachtens hierdurch au der Frage nichts geändert, denn 
materiell ift allerdings dieſer Wald für die Bedürfniffe der Gemeinde in Beziehung 
auf das Holz und auf die fonftigen Nugungen, die aus dem Walde gezogen 
werden können, beftimmt und es ift ja wohl belannt, daß in der großen Mehr⸗ 
zahl der Gemeinden außer dieſen Waldungen, die man nur verfchiedentlih In⸗ 
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terefientenforften oder Genofſenſchaftswaldungen oder Höferechtswaldungen nannte 
— ic fage, daß außer diefen Waldungen die Mehrzahl der Gemeinden nicht 
noch einen bejonderen &emeindewald hat. Es würde alfo durch Devaflirung 
diejed Waldes aud der ganzen Gemeinde alles das entzogen werben, was fie 
in einem wirklichen Gemeindewalde befitt. Außerdem ift e8 ja ebenjo bekannt, 
daß bis zum Schluß des vorigen Jahrhunderts die fogenannten Realgemeinden 
mit denjenigen fi) dedten, was man jetzt die politiihde Gemeinde nennt. Ein 
Zuzug von außen war, wenn nicht ganz unmöglich, doch wenigitens ſehr er- 
{wert und jeder, der in der Gemeinde, in der Ortichaft ein eignes Haus befaß 
und daffelbe bewohnte oder wie man fih damals ausdrüdte, deffen Haus rauchte, 
hatte auch damit zugleih Antheil an diefen Waldungen, Biefer Zuftand hat 
fi nun freilich geändert durch die Gefeggebung zu Anfang diefes Jahrhunderts, 
indem dadurch, daß die Freizügigkeit hergeftellt wurde, es nun möglich gemacht 
wurde, daß auch nicht mit Wohnungen angeſeſſene Leute in die Gemeinde auf- 
genommen wurden. Materiell ift aber, wie ich fchon ausgeflihrt habe, das Ver⸗ 
bältniß für die Trage, ob es geftattet fei, in Beziehung auf diefe Waldungen 
ſolche Borfchriften zu erlaffen, unverändert geblieben. 

Ich möchte noch einen Umftand gegen die behauptete Berfaflungswidrigfeit 
der Borlage geltend machen. Der Artitel 9 der Berfaflung fchreibt vor, daß 
Einſchränkung und Entziehung des Eigenthums nur nad vorgängiger Entſchei⸗ 
dung fattfinden ſolle. Es ſetzt aljo der Artikel 9 zu feiner Anwendung voraus, 
daß ein nad Geld ſchätzbarer Schaden dem Eigenthümer zugefügt wird. Meines 
Erachtens werden nuu aber durch Vorfchriften, weiche die Bewirtbichaftung diefer 
Waldungen unter Eontrole ftellen und welche die Eonjerbirung durch Erſchwerung 
der Theilbarkeit zum Gegenſtande haben, die Eigenthümer des Waldes nicht ge. 
ihädigt; im Gegentheil bin ich der Meinung, daß ihr Eigenthum noch werth- 
voller wird. Wenn aber ein Schade dem Eigenthlimer nicht zugefligt wird, jo 
kann auch von einer Entfhädigung nicht die Rede fein. 

Wenn ich fo, meine Herren, die Bedenken nicht theilen kann, die gegen bie 
Berfaffungsmäßigfeit vorgebracht werden, fo muß ich doc jagen, daß die Be⸗ 
dürfuißfrage zum Erlaß dieſes Geſetzes allerdings wohl bedenklich jein möchte. 
Im Allgemeinen bin ich der Anficht, daß ſowohl Befimmungen, melde die Be- 
wirthſchaftung diefer Waldungen regeln, als aud Beflunmungen, welche bie 
Theilbarkeit diefer Holzungen erjchweren, wohl angebracht find und im Allge- 
meinen will ich daher die Bedürfnißfrage zu dem Einbringen eines ſolchen Ge⸗ 
fees itberhaupt nicht verneinen. Biel bedenklicher iſt mir aber, ob nicht dieſe 
Geſetzesv orlage in der Ausführung diefes an ſich richtigen Grundgedankens weit 
über das Maß hinausgegangen ift, welches die Achtung vor dem Privateigen- 
tbum eigentlich hätte erwarten laſſen ſollen. Ich will zunädft aber nur dar- 
legen, daß überhaupt für ein foldhes Geſetz wohl ein Bedürfnig vorhanden ift, 
und Sie wollen mir verzeihen, wenn idy bei der Beleuchtung diejer Frage einige 
Rückſicht nehme auf den Kreis, den ich hier zu vertreten die Ehre habe, nämlich 
auf den Kreis Altenkirhen im Regierungsbezirke Koblenz, der den traurigen 
Borzug bat, in den Motiven dieſer Vorlage als warnendes und abjchredendes 
Erempel vorgeführt zu fein. 

Meine Herren, in dem Kreife Altenlirhen war, abgeiehen von den foge- 
nannten Haubergen, bis vor einigen Jahrzehnten ein Waldareal von ungefähr 
8000 Heltar. Es ift dies jetzt aber theilweife verſchwunden durch die dort durch⸗ 
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gefettten Theifungen dieſer Genoſſenſchaftswaldungen. Es gelang nämlich einer 
Semeinde, die Theilung durchzufegen, und zwar provozirte fie auf Anerkennung 
ihred Privateigenthums und demgemäß auf Theilung des Waldes, aus Gründen, 
auf die ich Hier in diefem Augenblid nicht weiter eingehen will, weil fie zu 
Hinftigen Baragraphen mehr gehören würden, und fie fegte eine ginftige Ent- 
ſcheidung bei den landwirthſchaftlichen Gerichtshöfen dur. Es wurde der Wald 
getHeilt und in Folge deffen, angelodt durch dieſen Erfolg, erhoben fi} die In. 
terefienten in allen Theilen des Kreifes und verlangten ebenfo die Theilung, 
wahrjcheinlich der großen Mehrzahl nach veranlaßt dur ihre Noth und Armuth, 
da fie glaubten, durch die Theilung ihres Waldes und Ueberweiſung zum Pri—⸗ 
vateigenthum einen augenblicklichen Bortheil zu erlangen, ohne freilich zu be- 
denken, daß fie für fih und ihre Nachkommen fih wahrſcheinlich einen großen 
Schaden zugefügt hätten. 

Sie haben aus den Motiven vielleicht entnommen, daß augenblidlih noch 
in 90 Gemeinden des Kreifes Altenfirchen derartige Theilungsverfahren ſchweben. 
Wenn man nun auf den Erfolg in der Gemeinde fieht, welche zunächfi die Thei⸗ 
lung zugefett hat, fo kann ich nicht umbin, zu jagen, daß diefer Erfolg ein 
überaus trauriger war. Es haben eine große Mehrzahl der Eigenthiimer, welche 
bisher an dem Walde zu ideellen Antheilen mit betheiligt waren, ihren ihnen in 
Natur zugetheilten Antheil abgetrieben und das Holz verfauft. Theilweije haben 
fie auch den Antheil jelbft an wohlhabendere Berfonen veräußert und es ift dahin 
gekommen, daß in diefer Gemeinde, welche felbfiverfländlich mie alle Gemeinden 
jenes $reifes, bisher ihren einzelnen Mitblirgern und Theilhabern den Bedarf 
an Brandholz jährlich unentgeltlich lieferte und außerdem noch eine große Partie 
Holz verlaufte, deffen Erlös zum Beften der Gemeinde verwendet wurde, — ih 
fage, es ift dahin gekommen, daß jett fchon nach einer amtlichen Ermittelung 
eine große Zahl Einwohner diefer Ortichaft genöthigt geweien ift, zum Stein- 
fohlenbrand überzugehen, meil fie abfolut kein Holz mehr haben. Es ift dies, 
wie jeder, der mit bäuerlichen Berhältniffen befannt ift, zugeben wird, ein ehr 
unerwünfcdter Zuftand. Wenn ich, wie gefagt, auch aus diefen Gründen glaube, 
daß zu dem Erlaß eines foldhen Gejetzes, namentlich für den Kreis Altenlirchen, 
wohl ein Bedürfniß vorliegt, und zwar ein Bedlirfniß deshalb, weil, nachdem 
die Gerichtshöfe das Privateigenthbum der Intereſſenten an diefen Waldungen 
anerfannt hatten, nunmehr die Königliche Staatsregierung von der Befugniß 
nicht ferner Gebrauch gemacht Hat, die ihr auch nicht mehr zuftand, diefe Wal- 
dungen unter die Aufficht zu ftellen, welche nach den Geſetze vom 24. Dez. 1816 
fir Gemeindewaldungen gegeben wird. Es wurden diefe Waldungen vollſtändig 
dem Berechtigten frei in die Hand gegeben. Sie Tonnten daher fdhalten und 
walten wie fie wollten. Alſo auch für diejenigen Waldungen, welche noch nicht 
getheilt worden find, werde ich diefe Art der Bewirtbichaftung ohne jede Regel 
niemals vertheidigen umd ich halte es fiir durchaus nothwendig und geboten, 
daß ein Geſetz gegeben wird, welches in dieſem Falle die Borjchriften enthält, 
nad) weldgen die Bewirtbichaftung diefer Waldungen erfolgen fol. Ich bin auch 
mit den anderen Mitteln zur Gonfervirung der Waldbungen noch mehr einver- 
fanden damit, dag die Theilung diefer Waldungen nad Möglichkeit erfchwert 
werden fol, denn fonft Könnten die Borfchriften über befiere Bewirtbichaftung 
feinen Erfolg haben; denn wenn fie getheilt werben, bört die Bewirtbichaftung 
von ſelbſt auf. Ich bin aber doch der Meinung, daß verjchiedene Paragraphen 
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in ber Beziehung viel zu weit gehen, weil fie der Regierung ein zu großes 
Recht der Eontrole der Bevormundung fiber diefe Gemeinden einräumen, und 
ih kann Ihnen verfiern, daß man gerade in dem Kreife Altenfirchen, obwohl 
man fi) dort der Erfenntniß nicht verfchließt, wie nothmwendig die Waldungen 
für den Wohlftand des Kreijes find, doch mit großer Beforgniß diefem Geſetze 
enigegenfteht, weil man darin eine iibermäßig große Bevormundung und Con⸗ 
trole für die Privateigenthümer erblidt. Ich kann mich felbftredend bei dieſem 
$ 1 auf die Erinnerungen, die aus jenen Kreifen nnd wahrſcheinlich auch aus 
anderen Gegenden dagegen erhoben worden find, nicht des Näheren einlaffen, 
weil das bier nicht zur Sache gehört. Ich habe nur feftfiellen wollen, daß ich 
zwar im Allgemeinen ein Bebürfniß zur Borlegung des Geſetzes anerkenne, 
aber im Speziellen nicht zugeben werde, daß das Geſetz das richtige Maß inne- 
gehalten hat. Indem ih mir vorbehalte, zu den einzelnen Paragraphen, zu 
denen meine Freunde umd ich Anträge geftellt haben, auf diejenigen Erinnerungen, 
die feitens der Intereſſenten gegen diefe Vorlage erhoben merden, zurückzukom⸗ 
men, bitte ih Sie, nur im Allgemeinen jet den erſten Paragraphen anzuneh- 
men, um damit ihre Znftimmung zu dem Prinzip zu geben, daß diefe Genofien- 
ſchaftswaldungen fiberhanpt unter Controle geftellt und ihre Theilbarkeit erſchwert 
werde. Wie gejagt, das Weitere über die zu erhebenden Bedenken muß ich mir 
namentlich bis zu $ 5 des Gefegentwurfes vorbehalten. (Bravo!) 

Abgeordneter Knebel: Meine Herren, die Ausführungen des Herrn Bor- 
redners itberheben mich des Eingehens auf die Frage binfichtlicd des Bedürf⸗ 
niffes dieſes Geſetzes. Ich ftehe in diefer Beziehung auf feinem Standpuntte, 
wie ich ihm auch darin ſehr nabe ftehe, daB auch ich der Anficht bin, die Ein- 
griffe, die der Staatsverwaltung durch diejes Geſetz in die Verwaltung dieſer 
Genofjenfhaften ermöglicht werden, gehen zu weit. Es wird Niemand lieber 
anerkennen als ih, daß bier eine ftaatliche Aufficht, eine ftaatlihe Einwirkung 
erforderlich ift, nachdem diefer Gefegentwurf eigentlih aus einer Anregung ber- 
vorgegangen ift, die ich vor mehreren Fahren in diefem Haufe zu geben bie 
Ehre hatte. Jemehr ich aber mich freue, daR die Königlihe Staatsregierung 
diefer Anregung weitere Yolge gegeben hat, um fo vorfichtiger wird man bin» 
fichtlih der nunmehr neu zu konftruirenden Aufficht fein müſſen. Man wird 
fid Mar machen müſſen, daß es ſich darum handelt, die Grenze feftzuftellen, wie 
weit der Staat in Berwaltung von Genoſſenſchaften, die zwar urfprünglich öffent» 
lichen Charakter haben, die aber mit der Beit in allen praftiihen Beziehungen 
die Eigenichaften des reinen PrivateigenthHums angenommen haben, eingreifen 
darf und eingreifen fol. Meines Ermefjens bat das Waldfchutgefe feiner Zeit 
in diefer Beziehung die Grenze richtig gefunden. Die Grenze wird nämlid da 
zu ſuchen fein, wo das Öffentliche Intereſſe aufhört. Der Staat bat zweifellos 
ein Snterefie daran, daß die Waldungen nicht devaftirt werden. Die Aufficht 
wird ſich alfo fo weit erfireden müfjen, daß die Devaftation der Walbungen ver: 
hindert werde. Ob die Waldungen etwas beffer oder weniger gut verwaltet 
werden, ob deren Ertrag in Folge befien ein etwas höherer oder weniger guter 
fein wird, das ift nidht mehr Sache des Eingreifens des Staatet. Der Staat 
würde fich auf ein Gebiet begeben, auf dem er fchließlih auch dazu kommen 
müßte, hinſichtlich landwirthſchaftlicher Beſtellung vorzufchreiben, daß dieſe oder 
jene Kultur vorzunehmen ſei, weil die Intereſſen des Beſitzers dadurch beffer 
gefördert werden. Das würde zweifelloß zu weit geben. Das Syſtem umferes 
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Waldſchutzgeſetzes reiht aber völlig aus, um das Öffentliche Intereſſe jo weit zu 
wahren, daß Devaftationen nicht vorlommen. Das Waldſchutzgeſetz jchreibt be- 
kanntlich Theile, wo es von Genofienfchaften handelt, vor, daß jede Genoſſen⸗ 
fchaft ein Statut haben muß, daß dies Statut von dem Waldſchutzgericht (bier 
im Oſten der Kreisausfhuß) beftätigt fein muß und daß die Aufficht über die 
Bermaltung der Genoffenjhaften von dem Waldſchutzgericht mit den Befugniflen 
der Semeindeforfiverwaltung geübt wird. Der uns vorliegende Geſetzentwurf 
will nun die Aufficht des Laienelements, wie das Waldſchutzgeſetz fie Tonftruirt 
bat, bejeitigen und an Stelle deffen die. Anfficht des einfachen Staatsbeamten, 
des Gemeindeforfttechnilers, beziehungsmweife derjenigenz Behörde, welcher dieſer 
Gemeindeforfttechniter angehört, geſetzt, wiſſen. Gegen das Waldſchutzgeſetz find 
ia vielfache Bedenken erhoben worden und man hat ſich fcharf verurtheilend dahin 
ansgeiproden, daß mit diefem Waldfchuggefeg gar nichts anzufangen fei. Ich 
erfenne gerne an, daB das Gejeg an großen Mängeln leidet. Der größte liegt 
jedenfalls in den außerordentlihen Weitläufigkeiten des Verfahrens, einem Dlangel, 
den es übrigens mit unferen meiften Landestulturgefegen der jüngſten Periode 
tbeilt. (Sehr richtig!) 

Ich gebe auch weiter zur, daß auf Grund diefer Geſetze im Ganzen praktiſch 
nur wenig geleiftet wird. Sie können einem Beamten faum verübeln, wenn er 
fih davor ſcheut, das außerordentlich lange Verfahren überhaupt einzuleiten, das 
der Bildung jeder Wald», Wafler-, Fiſchereigenoſſenſchaft und fo weiter voraus- 
gehen muß, wo er von vorn herein weiß, daß er fih eine ganz außerordentliche 
Arbeit auflaftet, aber niemals weiß, ob er die Sache überhaupt zum Abſchluß 
zu bringen in der Lage ift und jedenfalls vorausjehen kann, daß, wenn er fie 
überhaupt zu Stande bringt, ein fehr erbebliher Zeitraum hierzu gehört. Rück⸗ 
haltlos, meine Herren, ertenne ich diefen Mangel an; auf der anderen Seite 
behaupte ich, e8 find das nur formelle Theile diefer Geſetze, die Grundidee, die 
organischen Beſtimmungen derjelben find durchaus gefunde. Nur fragt es id: 
follen wir, indem wir dem Entwurfe, der uns beute vorliegt, zuflimmen, das 
Syftem, wie es das Waldſchutzgeſetz für die Genoflenfchaften einführt, vollftäudig 
wieder über Bord werfen oder follen wir nur diejenigen Theile des Waldichup- 
gejege8 befeitigen, die fih in der praltiiyen Ausübung als erfchwerend erwielen 
haben nnd das Gute defjelben beibehalten? Daß es rathſam ift, nicht zu weir 
zu geben, und nicht gleich deshalb, weil mit dem Waldſchutzgeſetz nicht viel, 
praftifchen Erfolge erreicht find, die ganze Sache über Bord zu werfen, dafür 
ſcheint mir der vorliegende Geſetzentwurf ein fchlagendes Beilpiel. Würde das 
Syſtem des Waldſchutzgeſetzes bier eingeführt, wonach alfo die ftatutarifche Re⸗ 
gelung der Genofienfchaften nad beftimmten geſetzlich vorgefchriebenen Normen 
für erforderlih erklärt umd die Aufficht itber die Genofjenichaften dem Wald⸗ 
Ichuggefeg fibertragen würde, fo wiirde damit dem öffentlichen Interefſe vollftändig 
Genüge geleiftet. Das öffentliche Intereffe erfordert lediglich die Verbinderung 
der Devaftationen. Und das Vertrauen wird man zu den Waldfchußgerichten 
haben miüffen, daß fie, in den Fällen, mo eine Devaftation zu beforgen wäre, 
einfchreiten werden. Wie wird ſich aber die Sache neftalten, wenn wir die ganze 
Forfauffiht in die Hände von Forftauffichtsbehörden legm? Dann werden, 
wie es aud in der Gemeindeverwaltung der Yall if, die Forftauffichtebehörden 
fid mit anerfennnngswerthem Eifer diefer Sache annehmen; und ſchließlich wird 
die Berwaltung der Genofſenſchaften mehr oder weniger in die Hände der flaat- 
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fihen Behörden übergeben. Es läßt fich diefe Eonfequenz kaum abweiſen, wenn 
man weiß, daß in der Praris der Forſtmann, dem die Aufficht anvertraut ifl, 
ſtets geneigt fein wird, mehr oder weniger die Leitung der laufenden Verwal⸗ 
tung in die Hand zu nehmen. Geräth er bierbei in Meinungsverfchiedenbeit 
mit den Eigenthümern, fo unterliegt diefe der Entſcheidung der vorgefegten Auf» 
fihtsbehörde und es liegt in der Natur der Sadıe, daß hierbei die Stimme des 
Technilerd maßgebend fein wird, daß die Anſchauung der Forftauffihtspeamten 
den Borzug haben wird vor der Anjchaunng der Betheiligten. Das, meine 
Herren, gebt mir auf diefem Gebiete zu weit, und deshalb möchte ich auf das 
Dringendfte das Syſtem, wie e8 das Waldſchutzgeſetz vorgeſehen hat, beflirworten. 
Ich babe in diefer Richtung auch bei den Kommiffionsverhandfungen Anträge 
gefiellt; die Anträge haben leider die Majorität nicht gefunden, weil man aus 
den öitfihen und zum Theil auch aus den meftlichen Provinzen der Anficht war, 
e3 fei wünſchenswerth, daß techniſche Auffichtsbehörvden die Waldungen einfähen 
und ihre Verwaltung leiteten. In der Rheinprovinz würde diefe Leitung auch 
mit den allerbedentlichften praftifhen Nachtheilen verbunden fein. Ich enthalte 
mich bier, auf diefe Nachtheile näher einzugehen, ich werde dazu Gelegenheit 
nehmen beim $ 5, zu dem ich einen Antrag eingebradht habe. Ich möchte jekt 
nur anführen, daß ich unterlaffen babe, meinen Antrag, der das Syſtem des 
Waldſchutzgeſetzes hier wieder einführen wollte, bier im Haufe zu wiederholen, 
meil ich denjenigen Provinzen, die auf andere Weije glauben eine beffere Rege⸗ 
Inng für ihre Verhältnifie herbeiführen zu können, nicht in den Weg treten wollte. 
Dagegen follen meine Anträge wenigftens ermöglichen, daß in denjenigen Pro- 
vinzen, wo das Syſtem des Waldſchutzgeſetzes zmeifello8 das beffere und vorzu⸗ 
ziehende ift, diefes Syftem an die Stelle des allgemeinen Syftems des Entwurfs 
geſetzt werden kann und bereit$ jett möchte ich Sie bitten, daß Sie diefen An- 
trägen wohlwollend entgegen kommen. Mögen Sie durh Annahme diefer An⸗ 
träge e3 ermöglichen, daß auch wir unfere desfallfigen Verhältniffe fo regeln, 
daß eine gebeihliche Entwidelung der Genoffenfchaften und deren Beftand ge- 
fiyert wird. 

Abgeordneter Dr. Langerhans: Meine Herren! Schon bei der erfien Be- 
rathung ift man dem Gefeg von allen Seiten mit dem größten Wohlwollen ent- 
gegengefommen, in der Beziehung, daß wir allerſeits ausgebrüdt haben, es 
ift im höchſten Grade wünſchenswerth, dag der Wald, foweit es geht, in feinem 
Beitande geſchützt wird. Indeſſen, meine Herren, ift auch damals bei der erften 
Berathung doc fchon der Zweifel angeregt, ob der Eingriff in das Eigenthum, 
der durch dieſes Geſetz fanktionirt wird, nit im Berhältniß zu dem, was man 
dem Walde an Schuß gewähren kann, zu groß ift, und auch die Kommilfion 
bat das ja gefühlt. Ich bin nicht Mitglied der Kommiffton geweſen, aber wenn 
Sie die Berathungen der Kommiffion gelefen haben, und wenn Sie die jebt 
vorliegenden Amendement® anfehen, jo werden Sie ertennen, daß fämmtliche 
Beftrebungen »arauf gerichtet waren, die Eingriffe in das PrivateigenthHum etwas 
Heiner, etwas weniger fühlbar zu machen. Ich bin der Dleinung, daß, nachdem 
ung diefer Bericht der Kommiſfion vorliegt, und nad den Auslafjungen der 
Herren Regierungstommiffarien in der Kommiffton der Eingriff in das Privat» 
recht im Berhältniß zu dem Schuß, den wir dem Waldbeftand verleihen, zu 
groß erjcheint. Meine Herren, wir baben nad) den Auslaffungen des Herrn 
Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten auf (id nenne ruude 
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Zahlen) 34 Millionen Heltaren Landes 8 Millionen Forft; von diefen S Millio- 
nen gehören 21/g Millionen dem Staat und dem Privatbefik ungefähr 51/, Mil- 
lionen. Bou diejen 5l/, Millionen fallen nad den Auslaffungen der Staats⸗ 
regierung nur 103.000 Heltare unter dieſes Gejek. Tür dieſe 103.000 Hektare 
bat die Staatsregierung ſchon verſchiedene Geſetze gegeben, um den Waldſchutz 
effektiv zu erhalten; fie hat das Waldgenofienfchaftsgefeg gegeben, hat die Wald- 
ſchutzgerichte befiimmt und fo weiter. 

Meine Herren, jchon in dem Waldgenofjenichaftgejeg find die Befiter einer 
gemeinjchaftliden Holzung dem Zwange unterworfen, daß, wenu die Mehrzahl 
der Befiger eine Genoſſenſchaft bilden will, fte fi fligen müſſen. Es liegt aljo 
ſchon in dieſem Waldgenoſſenſchaftsgeſetz ein jehr großer Drud auf dem Privat- 
eigentgum. Nun fommt die Regierung jet mit diefem neuen Geſetz. Bon den 
103.000 Heltaren würden überhaupt nur 3/4 fih noch zu forftwirthichaftlichem 
Betrieb eignen, denn 25 Prozent von diefen 103.600 Heltaren find unter 50 Hek⸗ 
taren groß, und auf einer Fläche von 50 Heltaren wird man faum einen großen 
forftwirthichaftlicden Betrieb einrichten wollen. Ich muß alſo jagen, wenn id) 
dieje 103.000 Heltare wirklich jhüten kann, und ich kann nicht dafür eintreten 
durch daffelbe Geſetz, daß die anderen 5.400.000 Heltaren, die außerdem noch 
im Brivatbefig find, auch gejchligt werden vor Devaftationen, dann meine Her- 
ren, ift mir der Eingriff ein zu großer, zumal da er namentlich weniger qut 
fütuirte Leute trifft. Meine Herren, ich halte einen Eingriff in der Weife in das 
Privatrecht um jo bedenklicher, als wir auf diefer Bahn jett überhaupt vorgehen. 
Denken Sie doch darüber nah: jetzt handelt es fi um den Holzbeſtand, laſſen 
Sie einmal auf anderen Gebieten der Landwirthſchaft die außerordentliche Produk- 
tion an Gefegen unjeres landwirthſchaftlichen Minifters fich ergießen; laflen Sie 
einmal in Bezug auf die Landwirthſchaft irgendwie Eingriffe in das Eigenthum 
ſtaluirt werden, wenn vielleiht nicht genügend Cerealien hervorgebracht werben 
u. j.w. Meine Herren, das find doc nur die Konfequenzen davon, daß Sie 
überhaupt derartige Eingriffe in das Privateigenthum geftatten wollen. 

Da Sie doc eigentlich überhaupt noch nicht fagen können, daß Sie durch dies Ge⸗ 
jetz den Forſtbeſtand jchiigen, denn fie ſchützen eben höchſtens 75.000 Heltare, und da 
Sie zu gleicher Zeit einen großen Eingriff in das Privatrecht zulaijen und zwar 
zumeift in das ziemlich armer Leute und da Sie doch nicht vergeflen können, daß 
für dieje gemeinfchaftligen Holzungen dieje 75.000 Hektare dad Waldſchutz⸗ und 
Genoſſenſchaftsgeſetz befteht, welches jhon einen großen Zwang in Beziehung auf 
die Ausübung privatrechtlicder Handlungen für die einzelnen euthält, fo bin ic) 
der Anfiht, daß der Eingriff im Berhältniß zu dem, was Sie an Schuß für 
den Wald erreichen fünnen, zu groß if. Ich bitte Sie, lehnen Sie diefen erften 
Paragraphen und damit das Gejeg ab. Wenu wir einfehen, daß der Forft jo 
wejentlih für das Land ift, müſſen wir in der Art und Weife vorgehen, wie 
Herr von Meyer uns ſchon feit Jahren vorgejchlagen hat: der Staat ſelbſt muß 
mebr Forften anlegen. Wir können nit Privatperſonen zwingen, ihre Forſten 
zu erhalten, wollen Sie fie aber zwingen, nun, dann laflen Sie ung nit an 
diefen Befigern von ganz Heinen Parzellen zuerfi den Zwang ausüben, jondern 
dann laffen Sie ung im großen den Zwang anlegen, an alle die, die Forſten 
haben, und zwar zunächſt an diejenigen, die ſehr große Forſten haben. 

Regierungstommiffarius Geheimer Oberregierungsrath Dr. Michelly: Den 
Vorwurf des Herrn Abgeordneten Dr. Langerhans, daß der Gejegentwurf unbe- 
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techtigter Weife in rein privatrecdhtliche Berhältniffe eingreife, dürfte nicht gerecht. 
fertigt fein. Der Geſetzentwurf bat e3 keineswegs mit gewöhnlichem Privat. 
eigenthum zu thun, fondern mit Rechtsverhältniſſen, bei melden öffentliche und 
namentlich fommunale Intereſſen fehr weſentlich konkurriren. Der $ 1 der Re 
gierungsvorla ge beftimmt ausdrücklich, daß Holzungen, bei welchen die Gemein⸗ 
ſchaft auf einem rein privatrechtlichen Berhältniß beruht, diefem Geſetze nicht 
unterworfen jein follen; das Geſetz foll alſo nur Anwendung finden auf ſolche 
Holzungen, welche nad) ihrem Urfprung, nach der bisherigen Art ihrer Bewirth- 
ihaftung und nad den beftehenden Befiverhältniffen für die Gemeinde im 
weientlichen die gleiche Bedeutung haben, wie die eigentlihen Gemeindelorpo- 
rationswaldungen, wenn auch das Eigenthum an ihnen nicht den Gemeinden in 
ihrer Gefammtbeit , fondern nur gewiffen Klaffen und Unterabtheilungen in ber 
Gemeinde zuftebt. Es handelt ſich dabei einmal um die fogenannten Intereffenten- 
forften in den öftlichen Provinzen, und dann um die Forften derjenigen Genoſſen⸗ 
ſchaften, in den mittleren und weftlichen Provinzen, welche fih aus den alten 
Markgenofjenfchaften entwidelt haben, und welche auch jetst noch als die Eigen» . 
thümer der urjprünglicden Gemeindewaldmarf innerhalb der politifchen Gemeinde 
eine engere wirtbichaftliche Gemeinde bilden. Dieſe Ueberbleibjel der alten 
Marlkgenoſſenſchaften haben nicht bloß eine privatrechtliche Bedeutung, fondern 
fie bilden vielmehr auch jet noch einen fehr wichtigen und gerade den wohl- 
habenderen Beftandtheil, man könnte fagen, den Kern der politifchen @emeinden, 
weiche fi aus den alten Markgenofienfchaften entwidelt haben. Da der Abge⸗ 
ordnete Dr. Langerhans die Bedürfnißfrage in Rückſicht auf das geringe Quan⸗ 
tum, auf welches ſich der Gefeentwurf bezieht, in Abrede geftellt hat, jo möchte 
ich mir in diefer Beziehung die Anführung erlauben, daß die Fläche von 100.000 
Heltaren, um melde es ſich bier Handelt, fich auf nicht weniger als 2.300 Ge⸗ 
meinden vertheilt, von welchen eine jede Gemeinde durchſchnittlich eine Wald⸗ 
fläche von 40 bis 50 Hektar befitt. Der Zweck des gegenwärtigen Geſetzent⸗ 
wurfs ift gerade der, dieſen Heinen bänerlicden Walbbefit zu fehlten, um den 
ländlichen Gemeinden, welche in ihren Bebürfniffen auf den Wald angewiefen 
find, diefe weſentliche Grundlage ihres wirtbichaftlichen Gedeihens zu erhalten. 
Es ift dies doch ein Zweck, der im öffentlichen und namentlih kommunalen In⸗ 
terefle wohl zweifellos gerechtfertigt iſt. Uebrigens enthält diefer Gejegentmurf 
nichtS neues, fondern er eignet fich lediglich Grundfäge an, welche ſchon längſt 
in anderen Landestheilen, nämlich in den neuen Provinzen zur Anwendung ges 
langt find und fih außerorventlih bewährt haben. In erfier Reihe kommt 
Hannover bier in Betracht, woſelbſt das Bedürfniß der Staatsaufficht über die 
genofjenfchaftlihen Waldungen fchon längft anertannt if. Im Sabre 1815 erging 
für das Fürſtenthum Hildesheim ein noch jeßt geltendes Gejet, welches ben 
Forſtbetrieb bei den genofjenfchaftlichen Waldungen ebenjo, wie bei den Gemein. 
dewaldungen unter die Aufficht und Leitung der Staatsforitverwaltung geitellt 
bat. Eine ganz gleiche Anordnung ift denn im Jahre 1859 für die Fürſtenthümer 
Calenberg, Grubenhagen und Göttingen ergangen. In diefen 4 Fürftenthiimern 
werden fchon jett die genofjenjchaftlichen Waldungen, auf welche fich diefer Ge⸗ 
jegentwurf bezieht, ganz ebenſo behandelt, wie die eigentlichen Gemeindekorpo⸗ 
retionswaldungen. In Hannover haben ſich die beiden Befege von 1815 und 1859 
jo vortrefflich bewährt, dag man es alljeitig als das Beſte erfannte, wenn ſie 
aud auf die übrigen Landestheile ansgebehnt würden. Zu diefem Zmed hatte 
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auch ſchon die Hannoverſche Regierung im Jahre 1866 den Ständen eine Vor⸗ 
lage gemacht, durch welche die Mehrkoſten, welche Durch die Ausdehnung der 
Staatsauffiht auch auf die Übrigen Randestheile erwachfen würden, auf das 
Budget fibernommen werden follten. Dieje Vorlage kam megen der politifchen 
Vorgänge von 1866 damals nicht mehr zur Erledigung. Die preußifche Regie⸗ 
rung thut jetzt nicht$ anderes, als daß fie ſich auf den Standpunkt ftellt, welchen 
jhon die hannoverſche Regierung im Jahre 1866 eingenommen hatte, nur mit 
dem Unterjchied, daß das jebt zu erlaffende Gefeg nicht nur für die ganze Pros 
vinz Hannover, fondern für den ganzen Staat gelten fol. In den ehemals 
kurheſſiſchen und naſſauiſchen Landestheilen fiehen die genoſſenſchaftlichen Wal« 
dungen ſchon feit jeher unter Staatsaufficht, und zwar unter einer Staat3aufficht, 
welche noch viel weiter geht, als diejenigen, — welche das jetzige Gejet einführen 
will, denn es gilt dort das volle Eyſtem der ftaatlidhen Beförſterung, nad) 
weichem der gejammte technifche Korftbetrieb in den Händen der Staatsforfiver- 
waltung liegt. Daß aber nody in andern Landestheilen, als dem eben erwähnten, 
dag auch in den alten Fandesıheilen in der That das driugende Bedürfniß vor⸗ 
liegt, die Staatsauffiht and auf die genoffenfchaftlicden Waldungen auszudehnen, 
kann nad den Berichten der Provinzialbehörden und gegenüber der notorijchen 
Thatjache, daß gerade bei den genoffenfhaftlihden Waldungen Walddevaftationen 
in den legten Jahrzehnten einen geradezu erfchredenden Umfang angenommen 
haben, einem Zweifel nicht unterliegen. Die Staatsregierung glaubt Die Hoff. 
mung ausfpreden zu dürfen, daß die Tendenz des Geſetzes jedenfalls vom Hohen 
Haufe gebilligt werden dürfte, wie dies feitens des Herrenhaufes in der vorigen 
Seſſion auch ſchon gefchehen ift. 

Abgeordneter Dr. Grimm: Deine Herren! Ih mage es in der That 
nicht, im dieſer borgefchrittenen Tagesſtunde ihnen eine Rede zu halten. Ich 
verfolge nur den praftifchen Zwed, eine Bitte an die Königliche Staatsregierung 
zu richten, um Aufflärung über die Bedeutung und den Umfang eines Ausdruds, 
der im legten Alinea des Paragraphen enthalten ift, der den Zuſatz Ihrer Kom⸗ 
miffion enthält. Ich möchte bitten, daß die Königlihe Staatsregierung ſich 
darüber aufpreden möge, ob unter den Gemeinhbeitstheilungen, melde 
dafelbft aufgeführt find und flir meldhe eine Gefammtabfindung gegeben werden 
muß, auch diejenigen Theilungen verflanden worden find, welche die halben 
Gebrauchswaldungen in dem ehemaligen Kurfürſtenthum Heflen betreffen, und auf 
welches fich das legte Alinea des 8 6 bezieht. Würde, mie ich nicht zmeifle, 
ed don Seiten der Königlichen Staatsregierung beflätigt werden, daß unter 
dieſen Gemeinbeitätheilungen zweifellos auch die Auseinanderjegungen über Die 
halben Gebrauchswaldungen in Heflen fielen, jo würde ich in meiner Abſtimmung 
mich bewogen fühlen, unbedingt dem letzten Alinea des $ 6 zuzuftimmen, andern- 
falls würde ich mir allerdings vorbehalten, noch im Taufe der Verhandlungen einen 
Antrag einzubringen, welcher die Verhältniffe in einer den Intereſſen meines 
Baterlandes entſprechenden Weife regeln würde. 

Regierungstommifjar Geheimer Regierungsrat) Sterneberg: Meine Herren, 
ih kann mid nur "dahin ausiprechen, daß nah Anficht der Staatsregierung 
unter der Bezeichnung „Bemeinheitstheilungen“ in dem von der Kommiffion zu⸗ 
gefügten Zuſatze anch die Regulirungen der halben Gebraudhsmwaldungen ver. 
ftanden find. 

Abgeordneter Graf Matuſchka: Nachdem mehrere der Herren Vorredner 
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über die Gejeßesvorlage im Allgemeinen ſich ausgeſprochen haben, iſt es nicht 
meine Abficht, auch meinerfeit3 noch auf eine Generaldiskuſſion bei Gelegenheit 
diefes $ 1 einzugeben. Meine Abficht if nur, mich zu wenden gegen deu erfien 
Zuſatz, mit welchem unfere Kommiffion den $ 1 bereichert bat, indem fie in der 
erfien Zeile der Nr. 1 Hinter dem Wort „Holzungen“ eingefligt hat „und die 
damit in örtlihem Zufammenhang ftehenden Waldblößen“. Durch diefen Zufag 
ift meines Erachtens die Faſſung des Paragraphen fchwerfällig und unfchön ge- 
worden. Außerdem balte ich diefen Zuſatz auch für durchaus unnöthig. Der 
Ausdrud „Holzung” ift recipirt worden in den früheren Geſetzen, im Landrecht, 
im Gejey vom 25. Juli 1876 und in der Grundfteuergefeggebung. Er ift aus 
dem Grunde in jene Geſetze aufgenommen worden, weil unter dem Wort „Hol⸗ 
zungen” forfitehnifh immer auch mitverftanden wird, daß darunter gleichzeitig 
Waldblößen mit inbegriffen find, welche Holzboden haben und melde entweder 
im Gemenge mit Waldungen liegen oder fonft im örtlichen Zufammenhauge mit 
ſolchen fleben. Ich Halte deshalb diefen Zuſatz für vollſtändig überflüffig. Einen 
befonderen Antrag deswegen babe ich nicht geftellt, mein Zweck Tann erreicht 
werden, wenn der Herr Präfident die Güte haben will, die Worte „und damit 
im örtlichen Zufammenhang flehenden Waldblößen“ befonders zur Abſtimmung 
zu bringen. 

Bräfldent: Es if jegt der Schluß der Diskuffion beantragt von den Ab- 
geordneten Graf Schad und v. Rauchhaupt. 

Ich bitte diejenigen, welche den Schlußantrag unterflügen wollen, fi zu 
erheben. (Geſchieht.) 

Die Unterftiigung reiht aus. Auf der Nebnerlifte ftehen noch bie Abgeord⸗ 
neten Bachem und Steinbuſch. Der eritere verzichtet. — Ich bitte jetzt, daB 
diejenigen ſich erheben, welche fchliegen wollen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität, die Diskuffion ift geichloffen. Der Herr Berichter⸗ 
ftatter verzichtet. Wir fommen zur Abftimmung. 

Meine Herren, um dem Wunfch des Abgeordneten Graf Matujchla zu ent- 
fprechen, werde ich zuerſt die Frage ftellen, ob im $ 1 Nr. 1 folgende Worte 
beibehalten werben follen: „und die damit im örtlichen Zufammenhang ftehenden 
Waldblößen“. Mag diefe Abftimmung ausfallen, wie fie will, ich laſſe dann 
iiber den $ 1 der Kommiffion abflimmen, wie er annod lauten wird. Sollte 
er nit Annahme finden, jo würde ich auf den $ 1 der Hegierungsporlage zu- 
rüdfommen. — Damit iſt das Haus einverftanben. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche in $ 1 Nr. 1 folgende Worte bei- 
behalten wollen: 

„und die damit im örtlihen Zuſammenhange ſtehenden Waldblößen“ 
fih erheben. (Gejchieht.) 

Das ift die Majorität. Die Worte bleiben aljo beiteben. 

Ich bitte nunmehr diejenigen, welche den unveränderten $ 1 der Kommiſſion 
annehmen wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 

8 Lift angenommen. 

Meine Herren, e3 wird mir eben ein Bertagungs-Antrag überreicht und 
mit Nüdficht auf die vorgeriidte Zeit möchte ich felbft dem Hanſe vorjchlagen, 
fih zu vertagen. — Damit iſt das Haus einverfanden. 


Jahrb. db. Br. Forſt- und Sagb:Geiehg. XIII. 0 
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Fortſetzung der zweiten Berathung. 
60. Situng am 12. Februar 1881. 


Bräfldent: Wir waren gelommen bis zu $ 2. Ich eröffue die Diskuffion 
über $ 2 und bemerfe, daß zu demfelben ein Abänderungsantrag von den Ab- 
geordneten Filbry und Genoffen vorliegt, der ſich unter Nr. 198 der Drudjachen 
AI in den Händen der Herren befindet.) 

Berichterftatter Abgeordneter Dr. Freiherr v. Guftebt: Meine Herren, zu 
dem $ 2, deſſen unveränderte Annahme ich Ihnen zu empfehlen babe, iſt der 
foeben ſchon erwähnte Zufagantrag geftellt: 

Die Eigentümer find jedoch beredtigt, die Strennugung, wo 
ſolche herkömmlich if, durch ein in Gemäßheit des S 4 feflzuftellendes 
und zu beflätigendes Statut zu regeln. 

Meine Herren, ich empfehle Ihnen die Ablehnung diefes Antrags, den ich 
nit nur für unpraktiſch, ſondern auch für unnöthig, unter gewiſſen Umftänben 
fogar für ſchädlich halten muß; unpraktiſch, meil ich mir gar nicht Tonftruiren 
kann, wie man durch ein Statut eine Streunugung regeln will; unnöthig nad 
den fehr beflimmten Erklärungen der Königlichen Staatsregierung in der Kom- 
mijfton, welche auf Anfrage eines Kommiffionsmitgliedes die beſtimmte Erflä- 
rung äußerte, daß fie den Wünſchen der Betheiligten in Betreff der Neben- 
nugungen in der mweitgehendften Weife entgegentommen werde, wenn diefe tech⸗ 
niſche Staatsaufficht eingeflihrt werde. Fir ſchädlich halte ich ihn aber dann, 
wenn durch diefen Antrag erreicht werden foll, daß die Theilhaber unter allen 
Umftänden auf Streunugung einen Anfpruch befommen follen, daß durch Statut 
feftgeftellt werden fol, daß unter allen Umftänden ihnen die Streunugung ge- 
ftattet werden muß. 

Aus diefen drei Rückſichten bitte ich, das Amendement abzulehnen. 

Abgeordneter Steinbuſch: Dieine Herren, diejenigen, welche der vorlie- 
gende Entwurf vorzugsweiſe intereifirt, nämlich die Miteigenthiimer der gemein- 
famen Holzungen, ſehen mit banger Erwartung dem Zuflandelommen des Ge⸗ 
jetge8 entgegen. Das ift wenigftens die Stimmung in meinem heimatblichen 
Bezirk, im Kreife Altenkirchen, wo 52 Prozent des gejammten Areals bewaldet 
und zum großen Theil in gemeinfamen Befige find, und nicht minder auch in 
dem Kreife Neuwied, wo die Berhältnifie ähnlicher Art find. Da nad den bis. 
berigen Berbandlungen in diefem Haufe wie in der Kommiffion es wohl außer 
Zweifel fteht, daß der Gefegentwurf eine Majorität für fit haben wird, fo faun 
e3 nur mein Wunfd fein, daß den berechtigten Forderungen der Miteigenthümer 
möglihft Rechnung getragen werde. Dementjprechend erlaube ih mir, zu $ 2 
auf einen Punkt aufmerffam zu machen, der mir in dem Entwurfe nicht bin» 
reihend Har gelegt erfcheint und doch in einzelnen Gegenden für die Ländliche 
Bevölkerung von durchgreifender Tragweite if. Das ift die Streunukung. Ju 
manchen aderbautreibenden Diftrilten — und das ift eben ganz befonders in 


*) Der Antrag lautet: 
Dem 8 2 folgenden Ubjas hinzuzufügen: 
Die Eigenthämer find jedoch berechtigt, die Streunugung, wo ſolche berfömmlic 
ift, Durd) ein in Gemäßheit des 5 4 feftzuftellenbes und zu beftätigendes Statut zu 
regeln. 
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waldreichen Gegenden der Yall — ift die Bevölkerung zur Erhaltung ihres Vieh 
ftandes auf die Streunugung angewiefen. Line weitgreifende Beſchränkung oder 
vollends gar eine Befeitigung derſelben kann die materielle Eriftenz bes Land» 
mannes aufs Spiel jegen, weil fie ihn nöthigt, feinen Viehſtand zu verringern 
und in weiterer Yolge den Ertrag feiner Aeder wegen mangelnden Erſatzes der 
verbrauchten Stoffe herabdrüdt. Bei der forftwirtbichaftlidhen Bewirihſchaftung 
der Waldflächen, wie fie nach dem Geſetz in der Folge wohl mehr als bisher 
Play greifen wird, was allerdings bei der Fulturellen Bedeutung des Waldes 
für das ganze Land nur zu begrüßen ift, wird ohnehin mehr Hochwald angelegt 
werben als bisher und die Folge wird eine bedeutende Verringerung des Streu, 
aufwuchſes fein. Um fo nothmendiger erfcheint e3 mir, daß in jenen Holzungen, 
welde Streu aufmachen laffen, eine volle Ausnugung derjelben geftattet wird, 

Wegen der dabei für die Holzungen mitwirlenden Gefahr würde eine Kautel 
geichaffen werden müffen, die in dem Antrage Filbry vorgejehen if. Es iſt 
hervorgehoben worden, daß dieſer Antrag überflilifig fei, weil 85, wie die Kom⸗ 
miffion denfelben geftaltet bat, das GBeeignete für die Eigenthümer ermögliche. 

Es fteht jedoch jehr dahin, ob $ 5 nad dem Antrag der Kommiffion auch 
die Mehrheit der Stimmen bier im Haufe finden wird. Wenn das Wohlwollen 
der Staatsregierung in der fraglihen Sache betont wird, fo darf ich wohl ent- 
gegnen, daß vielfach Unterbeamte eine den Intentionen der Regierung vollends 
entſprechende Haltung nicht immer beobadten möchten. 

Meine Herren, ih kann nicht anders, als im Sntereffe meiner heimiſchen 
Bezirke Ihnen das Amendement Yilbry zu empfehlen. Die Annahme deffelben 
würde zu großer Beruhigung der Miteigenthlimer gemeinjamer Waldungen in 
den Kreifen Altenkirchen und Neumied dienen. 

Regierungstommiffar Landforfimeifter Haas: Meine Herren! Ich kann dem 
Hohen Haufe in Uebereinftimmung mit dem Herrn Verichterflatter nur die Ab- 
Iehuung des Amendementd empfehlen. Zunächſt dürfte ein Bedürfniß zu einem 
Zufag zum $ 2 diefes Gefegentmurfs, wie ihn das Amendement will, nicht er- 
fichtlich fein. In dem Gejeg tiber die Gemeindewalbungen und in dem dazu 
gehörigen Reglements ift ausgiebige Vorſorge getroffen, daß den Gemeinden, 
und wenu die Gemeindegefege auf die Schugmwaldungen und Genofjenfhafts- 
waldungen angewendet werden, auch den Miteigenthümern die Nebennngungen 
nicht verkümmert werden, und zwar ift diefe Vorforge getroffen nicht bloß ba, 
wo die Nebennutzungen und namentlich das Streufammeln herkömmlich if, jon- 
dern ganz im Allgemeinen. Zum Beweiſe dafür Bitte ih um die Erlaubniß, 
die betreffenden Beftimmungen der Gemeindegejege vorzulefen. In dem Ges 
meindewaldgejeg vom 14. Auguft 1876 für die Oſtprovinzen ift in $ 2 vorge- 
fhrieben, daß die Nebennugungen die Erhaltung der flandortsgemäßen Holz- 
und Betriebsarten nicht gefährden follen. In den zu biefem Paragraphen 
erlaffenen Miniſterialinſtruktionen if hierzu folgende nähere Ausführungsbeftim- 
mung gegeben: 

Bezüglich der Frage, ob durch die Ausübung der Nebennutzungen 
die Erhaltung der ftandortsgemäßen Holz- und Betriebsarten gefährdet 
wird, ift bei den Unterjuchungen als Pegel feftzubalten: rückfichtlich 
der Streuentnahme, daß, wofern nicht die Entnahme der Streu im 
Intereſſe der Waldfultur ftattfinden muß, diefelbe in Holzbeftänden 
an fteilen Hängen nnd auf armen, zum Flüchtigwerden neigenden 
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Böden gar nicht, in anderen Holzbefländen nur, wo es berem 
wirthſchaftlicher Zuſtand geftattet, alfo in Hochwaldbeſtänden 
nicht vor vollendetem Höhenwuchſe, in Schlagholz- (d.h. Riedermald-) 
Beränden nicht vor Vollendung des zweiten DrittelS des Umtriebs⸗ 
alters, und auch dann nur in angemeflenen Zwifchenräumen ftattfinden 
und daß bei der Gewinnung kein Boden entnommen werden darf. 

In den auf Grund der Allerhöchſten Kabinetsordre vom “Jahre 1835/36 
erlaffenen Oberpräftdialinfiruftionen zu dem Geſetz vom 24. Dezember 1816 
welches in Weftfalen und der Rheinprovinz gilt, ift vorgeichrieben: 

Wegen der Nebenbenutung der Gemeinde» und SKorporations- 
glieder namentlih der Weide, der Maft, des Streulaubes und des 
Raff⸗ und des Leſeholzes, find, ſoweit e8 nicht bereit geſchehen, für 
jede Gemeinde ober Korporation bejondere Reglement zu entwerfen 
und von der Regierung zu beflätigen, worin die Bedürfniſſe der Be⸗ 
theiligten nur infomweit eingejchränft werben follen, als die Erhaltung 
der Waldungen und die Handhabung des Forſtſchutzes ſolches er- 
fordert. 

Als Regel gilt: 

Daß das Einjammeln des Streulaubes nur an ein oder zwei 
Wochentagen und nur in denjenigen Difrikten fattfinden darf, in 
welchen folches wirthſchaftlich zuläffig if. Eiferne Rechen dürfen bei 
Einfammlung deffelben nicht gebraucht werden. 

Aehnliche Beſtimmungen find für das ehemalige Kurfürſtenthum Heffen ge- 
geben und nicht minder für das ehemalige Herzogthum Naffau. Zu diefen ge 
ſetzlichen Beſtimmungen ift aljo auch den Miteigenthümern derjenigen Genoffen- 
ſchaftswaldung, auf weiche nad dem vorliegenden Gefegentwurf die Gemeinde- 
waldgejege Anwendung finden follten, die ausreichende Garantie geboten, daß 
ihnen die Nebennutungen, namentlich das Streueinfanumeln, nicht verkümmert 
werde Es ift aljo nad) meinem Daflirbalten der Erlaß bejonderer Statuten 
bezüglich der Steuerentnahme unnöthig. Ein folder Erlaß hat aber auch noch 
weitere Bedenlen. Er kann nur Bermwirrungen anrichten. Wenn das Amende- 
ment angenommen wird, jo flellt fih die Sache folgendermaßen: in einem und 
demfelben Gemeinheitswalde ftebt dann die Aufficht über den tedhnifchen und den 
ganzen wirtbichaftlicden Betrieb mit Ausnahme der Streunutung unter der Re⸗ 
gierung reſp. dem Regierungspräfidenten. Hinfichtlih der Streunugung wird 
dagegen eine ganz bejondere Behörde, das Waldfchußgericht, feftgeftellt, welches 
nach dem Gejeentwurf mit der Waldanfficht ſonſt gar nichts zu thun bat. Eine 
ſolche Zmielpältigleit würde do ein ganz unnormalmäßiger Zuftand fein. Die 
Stremugung kann ohne Beirath forſttechniſcher Sachverſtändiger gar nicht ge- 
regelt werden. Die Streunugung kann auch nicht geregelt werden ganz für fich, 
fondern nur in Verbindung mit allen übrigen wirthſchaftlichen Nüdfichten des 
betreffenden Waldes. Das Waldſchutzgericht ift num aber gar nicht in der Lage, 
weil e3 in der Negel einen technifchen Beiftand ımter feinen Mitgliedern gar 
nicht bat, fiber diefe Frage felbfiftändig zu urtheilen. Es wird immer befonbere 
Sachverſtändige zuziehen müſſen. Außerdem ift e8 ja auch leicht möglich, daß 
vielleiht in das Statut Beftimmungen hineinkommen, die den übrigen wirth- 
ſchaftlichen Rückſichten ganz widerfireben, jo daB Konflilt- und Kompetenzftreitig- 


— 31 — 


feiten zwifchen den Auffichtsbehörden die nothwendige Folge find. Durch bie 
Zuziehung von Sachverfländigen zu den Waldſchutzgerichten werden zudem noth- 
wendigerweiſe Koften entfiehen, die den betreffenden Waldintereffenten zur Laft 
fallen. Alles das wird vermieden, wenn die Aufficht über die Gemeinheits- 
waldungen ausnahmslos nad) den Gemeindewaldgeſetzen fich regelt. Denn der 
diefe Aufficht dann führenden Negierung reip. dem Negierungspräfidenten fiehen 
die erforderten fadhverfländigen Organe in den technifchen Mitgliedern der Re— 
gierungsfollegien ftet3 zur Berfügung, welche Mitglieder gejetlich zu einem ſach⸗ 
verfländigen Beirath zwar foftenloß verpflichtet find, da in einem großen Theil 
des Staates die technifchen Mitglieder der Regierungstollegien bereits in ihren 
Dienftaufmandsentihädigungen auch die Entſchädigung für einen derartigen Bei- 
rath mitbeziehen. Ich Tann daher dem. Hohen Haufe nur wiederholt dringend 
empfehlen, im Anfchluß an den Beichluß der Kommiffion das Amendement ab- 
zulebnen. 

Abgeordneter Dr. Zehrt: Meine Herren, die Motive zu unferer Gefeges- 
vorlage nehmen ganz befonder® Rückſicht auf den Landestheil, deſſen Vertreter 
zunächſt ich mit einen anderen Herren die Ehre Habe zu fein, und eben darum 
halte ic mich für verpflichtet, in diefer Sache das Wort zu ergreifen. Die 
Motive jagen nämlich: „Seitens der Regierung in Erfurt wird berichtet, Daß 
die nachtheiligen Folgen der Walbtheilung kaum in einem anderen Landfirid) 
ſtärker bervortreten, und deshalb die Erbaltung der noch vorhandenen Gemein- 
ihaftswälder faum irgendwo dringender fei, als im Eichsfeld.“ Ich danke zu- 
nächſt der Staatsregierung ausdrücklich für diefe Gefeesvorlage, und zwar dor 
Allem deswegen, weil in meinem engeren Heimathslande e3 mit den Waldungen 
recht weit Heruntergelommen if. Sie dürfen fich nicht vorflellen, meine Herren, 
daß auf dem Eichsfeld nun alle Walbungen devaftirt werden, wie das die Mo- 
tive des Geſetzentwurfes faſt vermutben laſſen, nein, das if abfolut nicht ber 
Fall; im Gegentheil, wir haben noch ſehr ſchöne Waldungen, der Fiskus hat 
feine Waldungen bejonders in dem legten Fahre fehr gut kultivirt; die Haupt- 
ſtadt des Eichsfeldes, Heiligenftadt, hat ihre Stadtforften erhalten und fehr gut 
fultivirt, auch mehrere Privarbefiger haben noch herrliche Waldungen, und es 
giebt noch mehrere gut erhaltene ntereffentenholgungen, aber im Großen und 
Ganzen muß man doch fagen, daß was eben am verberblichfien if, die Ge⸗ 
meindewaldungen, die Gemeinſchaftswaldungen und Privatwaldungen jehr in 
Abgang gelommmen find. Ya, meine Herren, wenn uns in den Geſetzesmotiven 
ganz ausdrädlich der Borwurf gemacht wird, daß bei uns die nachtheiligen 
Folgen der Waldtheilungen beſonders ſtark bervorgetreten find, fo muß ich frei- 
lich vor Allem auch darauf hinweiſen, daß die Königliche Staatsregierung im 
den Motiven an einer anderen Stelle jelbft anerkennt, daß die früheren Geſetze 
diefe Waldtheilungen und Devaftationen im hohen Grade veranlaßt haben. 
Dabei muß ich in Bezug auf mein engeres Heimathsland bemerken, daß die 
Waldabtreibungen und Devaftationen in Folge des flebenjährigen Krieges vor⸗ 
genommen find. Im fiebenjährigen Kriege ift nämlich das Eichsfeld mehrmals 
gebrandichagt worden, und dies Heine Land bat mehr wie eine Million Thaler 
Kriegsfteuer geben müſſen. Da haben nun die adligen Grundbeſitzer und mehrere 
Gemeinden ihre Zuflucht zu ihren Holzungen genommen. Sie haben diefelben 
abtreiben müffen, um die enormen Brandihatungsgelder und Kriegsfienern zu 
zahlen. Später aber, nachdem das ilberwunden war, find die in den Motiven 
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erwähnten Geſetze erlaffen, dur welche das Walbtbeilen und Abtreiben und 
dadurch das Waldverwäften — ich brauche dieſes Wort, es ſteht aber nicht im 
den Gefeten von damals — im großen Umfang erlaubt worben ifl. Der Fiskus 
bat bei ung felbft damit den Anfang gemacht; nämlich er bat pie @üter der 
anfgehobenen Klöſter ganz oder theilweije verkauft. Darunter find auch Wal⸗ 
dungen geweſen und mehrere von den verkauften Waldungen find ausgerodet 
worden. Das bat nun das Signal für andere gegeben, ebenfo zu handeln, 
namentlich haben mehrere adelige Grundbeſitzer ganz bedeutende Waldungen im 
Anfang diefe Jahrhunderts, befonders während der erften Dezennien, verlauft 
oder ganz abgetrieben. Aus meiner Ingend erinnere ich mid) noch, daß mehrere ber 
Berge meines Heimathlandes mit berrlichem Hochwald gekrönt waren, — heute 
find fie ganz kahle, öde Berggipfel. Infolge defien haben auch einzelne Ge⸗ 
meinden angefangen, ihre Waldtheile theils zu parzelliren, theils auszuroden, 
oder den Hochwald in bloßes Buſchwerk zu verwandeln. So iſt es immer weiter 
herabgegangen und nachdem nun nameuntlich von den fiskaliſchen Wäldern und 
von den Holzungen der Rittergutsbefiger jehr viele in Abgang gekommen waren, 
it e8 den Gemeinden, die nur Heinere Waldparzellen im Beftte hatten, und den 
einzelnen Brivatbefigern von Holzungen geringeren Umfangs nicht mehr möglich 
geweſen, den gehörigen Forfichut zu üben, und da hat man fi — das Motiv, 
durch den Berfauf und das Ausroden leicht viel Geld zu bekommen, bat auch 
mitgewirkt — gemlüßigt gefühlt, die Wälder theils zu verlaufen, theils auszu⸗ 
roden und das Land zu vertbeilen. Die damalige Landeskultur brachte es auch 
fo mit fi, daß man meinte, wenn man Wälder ausrodete und in Aderlaud 
legte, dadurch einen viel größeren Gewinn daraus zu ziehen. Manche Butsbe- 
figer haben es fo gemadt, haben ihre Wälder ausgerodet, den Boden urbar 
gemacht, ein paar Jahre auch gute Ernten gehabt, am Ende ift aber der urbar 
gemachte Boden durch den Regen von den Bergen heruntergeſchwemmt oder die 
Grundfilide find für jede Kultur unfähig geworden, jo daß da, wo früher Wälder 
waren, jet wirklidde Deden und Wüſteneien vorhanden find. Es if alſo wirk⸗ 
Iih wahr, was von der Königlichen Regierung zu Erfurt gejagt worden if, daß 
e8 auf dem Eichsfelde dringend nothiwendig fei, daß die Gemeinfchafts- und In⸗ 
terefientemwälber mehr gefchlittt werben, und dies foll befonders durch das vor- 
liegende Geſetz geſchehen. Ich muß deshalb noch einmal der Königlichen Staats⸗ 
regierung von ganzem Herzen dafür danken, daß fie durch dieſen Geſetzentwurf, 
den fie dem Hohen Haufe zur Berathung vorgelegt bat, es möglich macht, bie 
Gemeinhaftswaldungen zu ſchützen, fowie das Geſetz vom 6. Juli 1876 zum 
Schutze der Gemeindeholzungen erlaffen if. Auf einen Mißftand aber muß ich 
bier aufmerffam machen. Alle unfere Gemeinden hatten früher Gemeindewälber; 
an diefen Gemeindewäldern partizipirten ganz vorzüglich bie fogenannten Ge⸗ 
rechtigfeitsbefiger. Dieſe hatten das eigentliche Recht, das Holz zu fällen, ſowohl 
das Nutz⸗ wie das Brennholz, aber die Heinen Leute, die Einmietbhlinge, batten 
do ein Hecht auf Raff- und Lefeholz, Streu, Gräferei, Pilze und Beeren, um 
einmal wieder diefen Ausdrud zu gebraudhen. Da in neueren Beiten dieſe 
Nechte theilmeife verdunfelt worden find, fo ift es in einzelnen Gemeinden dahin 
gelommen, daß diefe Wälder, die bis dahin als Gemeindewaldungen angejehen 
waren, als bloße nterefientenholzungen angejehen wurden, weil die Geredhtig- 
feitSbefiger vorzugsmeife auf das gefällte Holz das Anrecht hatten. infolge 
defien find nun mande PBarzellirungen, Veräußerungen und Ausrodungen ber» 
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vorgerufen und ausgeführt worden, wodurch die bewaldeten Berge und die fon- 
ſtigen Holzungen immer mehr und mehr auf eine Meinere Zahl herabgeſunken 
find. Darum wird es ganz bejonderd nothiwendig, daß die Staatsregierung auch 
darauf hält, daß nicht fo leicht Semeindewaldungen fiir bloße Interefſentenwal⸗ 
dungen angefehen und erflärt werben, und darum ift auch die im $ 6 vorkom- 
mende Beitimmung nad meinem Dafürhalten nit ganz angemeffen, nämlich 
die Beftimmung, daß über die Stattbaftigleit zu ſolchen Theilungen die Aus- 
einanderfegungsbebörde entjcheiden folle, e8 wäre viel zwedmäßiger, daß immer 
die Anffihtsbehörde die Entſcheidung ertheilte, weil diefe mehr im Stande ift, 
feflzufteflen, ob der Wald wirklich ein Bemeindeeigentbum, oder ob er das Eigen- 
tum der Intereſſenten ift. 

Fetzt will ih mir noch erlanben, die Aufmerkſamkeit der Hohen Staats. 
regierung daranf hinzulenfen, daß fie das Auffichtsrecht nicht bloß in Bezug auf 
die Erhaltung der noch beftehenden Waldungen übe — manche von ihnen können 
faum noch erhalten werden, weil es nicht möglich ift, den nöthigen Forſtſchutz 
zn üben — fondern auch darauf, daß die Deden, die durch die Devaflationen 
der Holzungen entfanden find, wieder in Holz gelegt werben. 

Ich weiß wohl, meine Herren, daß das ſehr ſchwer if, und auch, daß es 
fange Zeit in Anſpruch nimmt, aber ich kann Ihnen an meiner Vaterſtadt ein 
Beiipiel vorführen, wie e8 doch möglich ift, wenn die wichtige Sache mit Klug⸗ 
Beit, Energie und Ausdauer verfolgt wird. Bei Heiligenftadt lagen mehrere 
taufend Morgen, die ganz und gar verödet waren. In dem zweiten Dezennium 
diefes Jahrhunderts — es ift alfo ſchon lange ber, meine Herren! — bat die 
Stadtbebörde beſchloſſen, wieder Hein anzufangen und die Deden wieder in Wald 
zu legen! Sie hat ſeitdem lange Jahre hiudurch jährlich 300 Thaler in ihrem 
Stabtetat ausgeſetzt, bloß dafür, daß nene Waldkulturen ausgeführt werden 
follten, und dadurch ift e8 dahin gelommen, daß wir jet einen jo fchönen Wald 
Baben, der von Allen, die nach Heiligenitadt fommen, als ein großer Schaf der 
Stadt gepriefen wird, und wir Heiligenftädter find glücklich, daß wir diefen Wald 
baben, denn ohne ihn würde unfere Gemeinde eine recht arme, arme Stadt- 
gemeinde fein. 

Aus diefem Beifpiel können Sie abnehmen, daß, wenn die Waldkultur mit 
Klugheit, Eifer, Energie und Ansdauer verfolgt wird, endlich etwas Großes er- 
zieft werben lanı. Darum wollte id die Staatsregierung reiht von Herzen 
bitten, auf diefe Angelegenheit ganz vorzüglich ihr Augenmerk zu richten. Wie 
nothwendig und wichtig die Waldkultur ift, darüber bier ein Wort zu verlieren, 
halte ich für unnöthig. Für die Förderung der Waldkultur ift es nothmendig, 
und der Landesreihthum kann kaum durch irgend eine andere Maßregel fo jehr 
erhöht werden, als wenn in dem weiten Bereiche bes Baterlandes alle die öden 
Berge und die Landfireden wieder in Holz gelegt werben, die ſich dazu eignen, 
(ſehr richtig!) wenn unfere Regierung darauf ihr Augenmer! richtet und von 
oben her die Initiative ergreift, durch die Regierungen und Landräthe die Ges 
meinden anmeift, aber nicht bloß fo obenhin nnd nebenbei, ſondern fo, daß die 
Gemeinden hören und jehen, es ift der Regierung Ernft, (jehr richtig!) und wenn 
die Regierung zu diefem gewiß produltiven Zweck audy die nothwendige Unter- 
ftützung giebt, dann wird gewiß das Wohl des ganzen Baterlandes gefördert, 
Biele Gemeinden können ihre Deden nicht wieder in Holz legen aus Mangel an 
Mitteln, und das um jo weniger, weil die Waldanlagen, wie Sie wifien, erſt 
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ſpüter ihre Zinſen tragen, aber die Regierung kann das Werk fördern, und da 
wir in voriger Woche fo erheblihe Summen für die Hebung des Wohlftandes 
in Oberfchlefien Hier votirt haben, fo hoffe ih auch, daß Überall im Baterlande, 
wo folche Berhältniffe obwalten und bejonders in meinem engeren Heimathslande, 
die Staatsregierung die Gemeinden in ihrem Eifer, die Deden wieder in Wald 
zu legen, kräftig unterftügen wird; nicht fo mangelhaft, daß fie nur etwas zu 
thun ſcheint, denn es handelt fi) hier nicht bloß um Hunderte von Mark, fon» 
dern um taujende. Die Unterflügungen bilden bier ein Kapital, welches für das 
ganze Baterland angelegt wird und darum bitte ich die Königliche Staatsregie- 
rung, die Sache redht eifrig in Angriff zu nehmen, und zwar zunächft zum Heile 
für mein engeres Vaterland, das Eichsfeld, welches in den Motiven als hülfs⸗ 
beditrftig beſonders genannt worden ift, aber auch zum Wohle des ganzen Bater- 
landes. Dadurch wird ganz befonders für den Wohlftand der Zulunft geforgt 
werden, für den wir doch auch forgen müflen. (Bravo!) 

Abgeordneter Dr. Seelig: Meine Herren! Schon in der erften Lejung habe 
ih den $2 als einen derjenigen bezeichnet, aus welchem meine politifchen Freunde 
und ich die meiften Bedenken gegen dieſes Geſetz fchöpfen. Der $ 3 will die 
gemeinfchaftlihen Waldungen denjenigen Beſtimmungen unterjtellen, welche in 
den einzelnen Landestheilen für die Holzungen der Gemeinden gelten. Das 
Hingt ja außerordentlich einfah. Ju Wirkiichleit iſt es aber nicht fo einfady; 
denn in den verfchiedenen Landestheilen gelten Binfichtlih der Beauffichtigungs- 
rechte, die fiber die gemeinſchaftlichen Waldungen geübt werden, die allerver« 
ſchiedenſten Beftimmungen. Ich glaube keinen zu kühnen Ausipruch zu thum, 
wenn ich fage, ich möchte der Meinung jein, daß gerade nicht viele in diefem 
Haufe find, welche fi in dieſem Augeublid vollftändig ar machen können, unter 
welchen gejeglichden Beſtimmungen im Einzelnen nun in jeder Provinz die ge⸗ 
meinjhaftlihen Waldungen geftellt werden jollen. Wir beichliegen aljo etwas, 
über deflen Tragweite wir im Einzelnen gar nicht hinlänglich unterrichtet find. 
Meine Herren, es ift doch ımmer Privateigenthum, welches durch diefes Geſetz 
in feiner Nutzung und in feiner Berwertbung bejchräntt werden jol. Wenn es 
auch gemeinſchaftlich bejeffene Waldungen find, fo iſt es doch aljo Privateigen- 
thum, und diefes Privateigenthum fol Beichränfungen unterworfen werden, die 
für die einzelnen Landestheile durchaus verichieden find, Über die wir uns, wie 
gejagt, in diefem Augenblid, da ja nicht die einzelnen gefeglichen Beflimmungen 
uns vorliegen, gar nicht einmal fo genauen Aufichluß geben Lönnen. Es fcheint 
mir von vorn herein ſchon ein fehr bedenkliches Unternehmen, einem Privateigen- 
thum Beſchränkungen aufzuerlegen, von welchen man nicht genau weiß, wie weit 
fie im einzelnen Fall gehen. Wir haben deshalb in der Kommilfion geglaubt, 
daß es am zwedmäßigfien fei, wenn wir auch hier dafielbe Prinzip der Beauf- 
fihtigung der gemeinſchaftlichen Bewirthichaftung einführen, welches für die ge- 
nofſenſchaftlichen Waldungen durch das Gejeg von 1875 eingeführt worden ift, 
daß aljo die Bewirtbichaftung durch ein Statut in allen Fällen geregelt unb 
die Beauffihhtigung dem Waldſchutzgericht anbeimgeftellt werben ſolle. Meine 
Herren, ich weiß ſehr wohl, daß jet gegen dad Geſetz von 1875 fehr abfällige 
Urtbeile üblich geworden find. Man Hält das Geſetz von 1875 in vielen Be⸗ 
ztehungen für ein durchaus unzureichendes und ebeufo fiber die Waldſchutzgerichte 
hören wir die allerunglinftigften Urtheile. Meine Herren, nad) den Erfahrungen, 
die ih in meiner engeren Heimath, der Provinz Schleswig-Holftein gemacht, 
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babe, kann ich mich ſolchen Anfhauungen durchaus nicht anfchließen. Dort find 
auf Grund diejes Gejeges eine Reihe von Waldgenoffenjchaften gebildet, und 
zwar bon foldhen Befigern, die durchans freies Eigentbum haben, weldes fie 
feit langer Zeit ſchon frei, ſelbſtſtändig bewirtbfchaftet haben. Die haben fih in 
Anerkennung der durch das Geſetz von 1875 gebotenen VBortheile geeinigt, haben 
Waldgenofienfchaften auf Grund diefed Gefetzes gebildet, und es gehen folche 
Bildungen noch fortwährend vor. Ich darf mich alfo wohl auf diejes Beifpiel 
beziehen, um darzuthun, daß dad Waldgenofjenfchaftsgefeg teinesmegs ein jo 
durchaus verfehltes und unpraktiſches fei, wie e8 häufig dargeftelt wird. Gegen 
die Waldfehupgerichte erhebt man vorzugsweiſe den Vorwurf, daß ihnen meift 
ein Forſttechniler fehle, daB es mit bejonderen Koften verknüpft wäre, wenn man 
in fie einen Forſttechniker einfiihren würde. Natürlich, jo lange das Waldſchutz⸗ 
gejeg jo zu fagen in der Luft fchwebt oder nur auf dem Papier fteht, ift 
e3 nicht zu der Bolllommenbheit der Ausbildung gelangt, die es haben Tann, 
fobald es erft mehr zur praltiihden Wirkjamfeit gelangt. 
Jetzt wird ja auch dieſes Inſtitut als ein Inſtitut der Selbfiverwaltung 
als ein etwas mißliebiges angejehen. Nun, meine Herren, ich hoffe, daß die 
Zeitfirömungen auch einmal wieder andere werben, daß auch einmal eine Zeit 
wieder fommen wird, wo man die Inſtitute der Seibfiverwaltung im allgemeinen 
mit güinfiigeren Augen anficht; und daß eine ſolche Strömung danı auch ben 
Waldſchutzgerichten zu gute kommen wird. Ich möchte ihnen aber fchon jetzt 
eine Stärkung dadurch zuführen, daß die Aufficht über die durch diefes Geſetz 
betroffenen gemeinfamen Waldungen ihnen übergeben würde. Sie würden dann 
bierdurdy eine Stärkung erhalten, weil fie damit ein Arbeitsfeld vorfinden. a, 
ich ftehe nicht an, — will aber ausdrücklich bemerken, daß ich hierin nur meine per- 
fönlide Meinung ausdrüde — es auszufpredhen, daß ich glaube, es wird einmal 
die Zeit fommen, wo man eingeben! des Brundfages: salus publica supremo 
lex esto, fi auch dazu entfihließen wird, oder wenigſtens daran denken wird, 
die reinen Privatwaldungen, insbejondere aud die Waldungen der Großgrundbe- 
figer, einer öffentlichen Beauffihtigung zu unterftellen. Da möchte ich die öffent“ 
liche Beauffihtigung eben dur ein Organ der Selbfiverwaltuug, durd ein 
weiter ausgebildete Waldſchutzgericht ausgeübt wiſſen. Wir in meiner 
Heimatprovinz haben darüber Erfahrungen machen können, wohin es in früberen 
Sabrhunderten geführt hat, Daß der Privatwald, insbefondere der des Großgrund- 
befittes, vollkommen auffichtslos geblieben if. Wenn die Provinz Schleswig. 
Holſtein jet nur no 5 Prozent Wald Hat, fo beruht dies zum großen Theil 
Darauf, daß eben bie Waldungen des Großgrundbefites im vorigen Jahrhundert, 
namentlich nach Eröffnung des Eiderfanals, in der rlidfichtölofeften Weife nieder- 
geichlagen find. Noch im Anfange des vorigen Jahrhunderts gab e8 in Süd⸗ 
fchleswig Walddörfer, welche vorzugsweife von Koblenbrennerei und ähnlichen 
Snduftrien lebten und die jet meilenmweit feinen Wald mehr in der Nähe Haben. 
Hier war e8 auch der Großgrundbefis, der feine Wälder niedergefchlagen hat 
und auf den neuen Eiderkanal nah Holland geführt bat. Jetzt wird freilich 
der Werth des Waldes dort auch von ben Privaten volllommen gemürbigt 
und demgemäß gewirthichafte. Auch in anderen Provinzen find ähnliche Ent» 
waldungen vorgelommen. Ich glanbe darum, meine individuelle Meinung dahiu 
ausiprechen zu dürfen, es wird eine Zeit lommen, wo man ſich überzeugen wird, 
daß auch der reine Privatwald einer Beanffichtigung unterzogen werden müſſe 
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die dann aber, meiner Anſicht nad, von Organen der Selbfiverwaltung geübt 
werden muß. In diefer Richtung möchte id} jchon jetzt einen Schritt thun, inden: 
ih eine Wirkung des Organs der Selbfiverwaltung der Waldſchutzgerichte her- 
beiführen möchte, denen die Auffiht auch über die dieſem Geje zu unterwer- 
feuden genoffenichaftlichen Waldungen zu unterfiellen wäre. Meine Herren, wir 
haben die Klagen, die Bedenken, die in vielen Lanbestheilen gegen das vor⸗ 
liegende Geſetz namentlich darum gehegt werden, weil man mit ber Bewirth- 
ihaftung der Gemeindewaldungen nichts weniger al3 zufrieden ift, ja zu verſchie⸗ 
denen Malen ſchon ausſprechen gehört. 

Ich weiß ſehr wohl, daß in anderen Lanbestbeilen die Sache anders if. 
In der Provinz Heſſen zum Beifpiel ift man mit der Bewirtbichaftung der Ge⸗ 
meindewaldungen durch die Organe des Staats ſehr mohl zufrieden und man 
wünfcht dort, wie ich gehört habe, dieſe ſelbe Bewirthichaftungsweife auch auf 
die genoffenfchaftlihen Waldungen diefes Geſetzes auszudehnen. Wenn Sie fi 
aber näher erkundigen, fo werden Sie hören, daß einmal allerdings die Forſt⸗ 
verwaltung dort von büreankratiſchen Nüdfichten ſich mehr frei gehalten bat, als 
das wohl anderwärts vielfach geſchehen ift, Daß fie den Wünfchen der Intereſſen⸗ 
ten, der Gemeinde, in zuvorkommender Weife nachgelommen ifl. Aber nicht zum 
mindeften ift dabei von Einfluß gemweien, daß eben die Verwaltung der Gemein⸗ 
dewaldungen in Heffen von Seiten des Staats für eine außerodentlidh geringe 
Bergütung geführt wird, fo daß man alſo wünſcht, diefelben finanziellen Vor⸗ 
tbeile auch den Benoffenfchaften zuzuführen. Das mögen die Beftimmungsgründe 
fein, welche in Heflen dem $ 2 die Zuftimmung erworben haben. In anderen 
Lanbestheilen ift das aber ander. Und vom allgemeinen Standpunfte aus muß 
ich die Bedenken wiederholen gegen folches tiefe Eingreifen in das Privateigen- 
thum durch ein Geſetz, defien Tragweite wir im allgemeinen im Augenblid nicht 
überjeben können. In der Kommilfion ift in erfter und zweiter Berathung ein 
Amendement geftellt worden, melches ftatt des $ 2 und der folgenden andere 
Paragraphen einfligen wollte, die dem Geje über die Waldgenoffenichaften ent⸗ 
lehnt waren, die alfo durchaus dafjelbe Prinzip bier einführen wollten. Die 
große Majorität, mit welcher diejes Amendement in der Kommiffion wiederholt 
abgelehnt wurde, hat uns davon überzeugt, daß es höchſt wahrjcheinlidh aus⸗ 
ſichtslos ſein würde, diefe Amendements bier noch einmal zu wiederholen. Wir 
haben davon Abſtand genommen; es ift nur zu $ 5 ein Antrag eingebradht 
worden, welcher doch einigermaßen diefe Tendenz verfolgt. Ich mollte aber nicht 
unterloffen, bier diefen Standpunkt zu marliren und ihn bejonders diefem $ 2 
gegenüber zum Ausdrud zu bringen. 

Abgeordneter Schreiber: Der Herr Borrebner bat das im $ 2 ausge- 
fprochene Prinzip des Geſetzes angegriffen. Ich möchte diefes Prinzip mit ein 
paar Worten vertheidigen. Im $ 2 werben die in Rede fiehenden gemeinfchaft- 
lihen Waldungen hinſichtlich des Forſtbetriebs und der Benutzung der Aufficht 
des Staates in der Weiſe unterftelt, wie die Gemeindewaldungen in den ber- 
ſchiedenen Landestheilen. Gerade diefes Prinzip halten meine politifchen Freunde 
und ich im Gegenfatz gegen die Auffaflung des Herrn Dr. Seelig für fehr richtig 
und zwar gerade darum, weil e8 die Waldungen nicht nach einer Schablone be- 
bandelt, fondern die Berfchiedenheiten, die ftch in der Gejetgebung bezüglich ber 
Gemeindemaldungen im Laufe der Jahre entwidelt ‚haben zum Ausdrud bringt 
und beibehält. Wir balten diefen Grundſatz prinzipiell für richtig, weil die ge- 
meinfhaftlihen Waldungen den Gemeindewaldungen ihrem Urfprunge nad) fehr 
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ähnlich find. Auch die Motive, mit welchen die Regierung die Vorlage begleitet bat, 
glauben fie ihnen gleichftellen zu follen. Wir halten den in $ 2 zum Ausdrud gelom« 
menen Grundfaß ferner für nützlich, weil diefe gemeinfchaftlichen Waldungen viel- 
fa im Gemenge liegen mit den Gemeindewaldungen und es fi alfo empfiehlt, die 
Bewirthſchaftung derfelben im engften Anfchluffe an die Bemeindewaldungen vor- 
nehmen zu lünnen. Es wird dadurch die Aufficht wefentlich erleichtert und es 
werden viele Koften erfpart, welche fonft unvermeidlich den Interefſenten zur 
Lar fallen würden, wenn eine befondere Aufftcht konſtruirt werden folltee Der 
$S 2 hält alle Berfchiedenheiten aufrecht, melde in der Monarchie bezüglich der 
Aufficht über Gemeindewaldungen beftehen. Es find da hauptſächlich zwei Kate- 
gorien zu unterfcheiden. Die Gemeindewaldungen werden entweder wie die 
Staatsforftien von der Staatsforfiverwaltung für die Gemeinden gleichzeitig mit- 
beforftet; diefes Prinzip ift namentlich in Heffen-Raffan zur Geltung gelommen, 
und bat fi dort vorzüglich bewährt, oder es unterfieht, wie in ben öftlichen 
Provinzen feit dem Geſetz von 1876, die Waldmwirtbichaft der Gemeinden nur 
einer Staatsauffiht. Das ſoll nad dem $ 2 erhalten und auf die gemeinjchaft- 
Iihen Waldungen ausgedehnt werden, und ich glaube das Hohe Haus bitten zu 
follen, diefem Prinzip mit derjelben Majorität zuftimmen zu wollen, mit ber bie 
Kommilfion ihm zugeftimmt bat. 

Ich wende mich nun noch zu dem Antrag Filbry und kann mid nad) dem, 
was der Herr Regierungstommiffarius gefagt bat, ganz kurz faffen. Ich würde 
e3 bedauern, wenn mit Annahme diefes Antrags in das Prinzip, um den vul⸗ 
gären Ausdruck zu wählen, ein Loch gemadt und eine zweite Auffichtäinftanz 
fonftruirt würde. Dies könnte nur zu Differenzen bei der Yorfivermaltung 
führen. Ich erachte die Streunutung, das Naff- und Lejeholz lediglich als Theil 
der gefammten Nutungen, die überhaupt aus dem Walde gezogen werben, und 
muß behaupten, daß es nicht möglich if, bei der Abgabe dieſer Nebennutzungen 
ohne Schaden des Waldes andere NRüdfichten walten zu lafien, als überhaupt 
bei der ganzen Waldwirtbichaft maßgebend find, und würde e8 nicht verftehen, 
wenn man bier zwei Behörden für die Waldaufficht Tonftruiren wollte; ich 
empfehle alfo die Ablehnung des Antrages des Herrn Abgeordneten Yilbry. 

Präſident: Wir kommen zur Abflimmung. 

Ich werde erfi abflimmen lafien Über den Antrag Yilbry, das heißt, ich werde 
fragen, ob der Zuſatz, den der Antrag projeltirt, dem $ 2 Hinzugefügt werden 
fol, und dann über den $ 2, wie er nach der vorangegangenen Abſtimmung 
noch lautet. 

Eine Berlefung wird nicht verlangt. Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche 
den Antrag Filbry, Nr. 193 AI, annehmen wollen, fi) erheben. (Geſchieht.) 

Das if die Minorität, der Antray Filbry ift abgelehnt. 

Nun bitte ich diejenigen Herren fi zu erbeben, weldye ven 8 2 in der ım- 
veränderten Faſſung der Kommiffion annehmen wollen. (Gejchieht.) 

Er ift angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion fiber $ 3 und 4, fchließe diefe Diskuſſionen und 
darf wohl konftatiren, daß diefe Paragraphen in der Yaflung der Kommilfion 
gleihfall8 angenommen find. 

Ich eröffne die Diskuffion über $ 5. Hierzu liegen zwei Abänderungsan- 
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träge vor, der Antrag des Abgeordneten Knebel Nr. 184 ad 1 und der Autrag 
Filbry 193 A IL. *) 

Berichterflatter Abgeordneter Dr. Freiherr u. Guſtedt: Meine Herren, 
geftatten Sie mir zu $ 5, als dem das Schidjal des Geſetzes entfcheidenden 
Paragraphen, noch eine kurze Ausführung. Während wir in der Kommiffton 
einftimmig der Anſicht waren, daß es fich empfehle, für die in $ 1 bezeichneten 
gemeinfchaftlicden Holzungen eine geordnete Verwaltung unter Aufſicht der Bes 
börde einzuführen und die Kommiffion fi nur fiber die Art und Weife diefer 
Staatsauffiht nad zwei Richtungen hin fpaltete, treten uns jet hier in zweiter 
Berathung vier verſchiedene Auffaffungen entgegen. Die eine, welche überhaupt 
einen Eingriff in die Befugniffe der Theilhaber gar nicht geflatten und das Ge- 
jeß überhaupt abgelehnt wiffen will, vertreten durch den Abgeordneten Langerhans 
geftern in der Generaldiskuſſion, ohne daß derfelbe heute zu $ 5 ein befonderes 
Amendement geftellt hat. Zweitens diejenige, welche unter allen Umftänden bie 
Möglichkeit geftatten will flir die Theilhaber, fih der von der Staatsregierung 
und der Kommiffion intendirten technifchen Aufficht, wenn ich mich dieſes präg- 
nanten Ausdruds bedienen darf, zu entziehen, — Amendement Yilbry. Drittens 
diejenige, welche diefe Möglichkeit nur in dem Falle geftatten will, daß das über 
diefe Aufficht zu erlaffende Statut nad) dem 8 26 des Gefees über die Walb- 
ſchutzgenoſſenſchaften gefaßt it, — Amendement Knebel. — Das Amendement 
Filbry, in ähnlicher Faſſung in erfter und zmeiter Lefung in der Kommiſſton 
geftellt, ift dort abgelehnt worden, weil die Kommiffion die in diefen Amende- 
ments intendirte Möglichfeit nicht als Regel Hingeftellt wiffen wollte Wäre 
dagegen das Amendement Knebel in feiner jegigen Yaflung in der Kommilfton 
geſtellt geweſen, fo glaube ich faft, daß es eine mildere Beurtheilung gefunden 
hätte als das Amendement Filbry, denn e8 war in der Kommiffton eine gewiffe 
Geneigtheit vorhanden, die Möglichkeit des Ausfchluffes von technifcher Aufficht 
wenigftens dort einzuführen, wo, wie am linfen Rheinufer, die Verwaltung 
diefer gemeinſchaftlichen Waldungen nad altbefannten, langjährig bewährten 
Grundſätzen von den Theilhabern jelber ausgeführt werden kann. Ich muß es 
Ihnen überlaffen, ob Sie dieſer milderen Auffaffung Hier Geltung verjchaffen 
wollen; als Referent der Kommiſſion aber habe ich Ihnen die Auffafjung zu 
empfehlen, wie fie in der Negierungsporlage und in den Kommiffionsbeichlüfien 
niedergelegt ift, nämlich kurz: auch für den Fall, dag eine flatutarifche Regelung 








*) Die Anträge lauten: 


Ar. 186. ad 1: Dem 8 5 der Kommiſſionsbeſchlüſſe folgenden zweiten Abfag hinzuzu⸗ 
fügen: 

Sofern das Statut zufolge Veftätigung bes Walbfchubgerichtes dem 8 26 des 
Geſetzes über Schugwaldbungen unb Waldgenoflenfhhaften vom 6. Juli 1875 entſpricht, 
Tann die nach Köpfen und Antheilen zu berechnende Mehrheit ber Eigenthümer be: 
fließen, daß die Holzung ber in dem 8 44 bezw. ben 88 48 bis 52 deſſelben Geſetzes 
geordneten Staatsaufſicht unterftellt wird. 


Nr. 198 A.IL: Dem 8 5 folgenden Abfag Hinzugufügen: 

Die Beachtung der Vorſchriften deſſelben unterliegt, vorbehaltlich der in denfelben 
zu treffenden näheren Beſtimmungen, in erfter Inftanz der Aufficht bes Waldſchutz⸗ 
gericht, in zweiter und letzter Inſtanz der bes Bezirkarathes, bezw. in benjenigen 
Landestheilen, in melden ein folder noch nicht beiteht, der des NRegierungspräfie 
benten und bleibt für eine ſolche Holzung hierauf die im 8 2 gedachte Staataufficht 
beſchraͤnkt. 
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ber Berwaltung herbeigeführt if, doch die Verwaltung nicht der Aufficht der 
technischen Staatsbehörden zu entziehen. Ich muß dies um fo mehr, als bie 
betreffenden Befchlüffe in zweiter Lefung in der Kommilfion mit großer Majo» 
rität gefaßt find. Ich empfehle Ihnen die Annahme des $ 5 nad den Be- 
Ihlüffen der Kommilfion und die Ablehnung der beiden dazu geftellten Amen⸗ 
dement3. 

Abgeordneter Filbry: Meine Herren, ich habe es ſchon bei der geftrigen 
Berathung des $ 1 als meine Ueberzeugumg ausgeiprocdhen, daß die Benugung 
ber gemeinſchaſtlichen Holzungen nad ein für alle mal feſt befiimmten Regeln 
erfolgen müfle, und daß die Negellofigleit diefer Benugung unzweifelhaft den 
Ruin der Holzungen zur Folge haben müßte. Ych kann mich aber nicht mit 
dem Wege einverftanden ertlären, den der Entwurf.eingeichlagen hat, um dieſes 
Biel zu erreihen. Der Entwurf hat an die Spite den Grundſatz des $ 2 ge- 
fiellt, wonach diefe gemeinfchaftlihen Holzungen betrefis des Forſtbetriebs in der 
Benutzung volftändig gleich zu achten find den Gemeindewaldungen, und bat im 
$ 5 nur die eine Ausnahme flatuirt, daß, wenn dazu ein Bedürfniß vorliege, 
eine ftatutarifche Negelung erfolgen könne Meines Erachtens ift der umgelehrte 
Weg der richtige, es muß prinzipiell den Eigenthiimern üÜberlafſen bleiben, bie 
Art der Benutung ihres Eigenthums felbft zu regeln, und nur bei foldhen Hol- 
zungen, bei denen die Eigenthümer von ihrer Befugniß, flatutarifch die Bewirth⸗ 
fyaftung zu regeln, Teinen Gebrauch machen, nur bei dieſen tritt in subsidium 
das Staatsgeſetz ein. Es if in der Kommilfion zunächſt der Berfucdh gemacht 
und gelungen, an Stelle des $ 5 des Entwurfs den $ 5 der Ihnen vorliegenden 
Kommiffionsbeichläfie zu fegen. Wir find davon ausgegangen, daß die Worte 
des 8 5: „wenn hierzu ein Beblirfniß vorliegt”, viel zu dehnbar feien und das 
Recht der Eigentbümer nicht ſicher zu flellen im Stande find, zumal ja die Trage 
immer offen bliebe, wer denn darüber zu enticheiden babe, ob ein ſolches Be⸗ 
biirfniß vorhanden fei oder nit. Wenn man annimmt, daß die Staatsbehör- 
den diefe Entſcheidung zu treffen haben, — und ih darf wohl annehmeh, daß 
die Staatsregierung diefe Enticheidung für fi in Anfprud nehmen würde — 
fo wären ja die Eigenthümer vollftländig von dem guten Willen der Regierung 
abhängig. Wir haben deshalb den $ 5 dahin formulirt, daß die nach Antbeilen 
zu berechnende Majorität der Eigenthümer berechtigt ift, die Verwaltung und 
Bewirthichaftung der Holzungen durch ein in Gemäßheit des 5 4 feflzuftellendes 
md zu beftätigendes Statut zu regeln. Um aber dem Gedanken vollländig Aus- 
drud zn geben und um bdiefe Befimmung nicht werthlos erfcheinen zu lafien, 
ift in der Kommiffion zugleich der Antrag geftellt, daß für den Fall, daß von 
Diefer Befugnig Gemeinden Gebrauch machen, die Auffiht des Staates ſich 
darauf beichränten joll, daß diejes Statut wirklich ausgeführt und feine Regeln 
befolgt werden, und daß ald Organ diefer Staatsauffiht das Waldſchutzgericht 
und in zweiter Inſtanz der Bezirksratb, aljo die geordneten Organe der Selbſt⸗ 
verwaltung, hingeftellt würden. Es ift nun dieſer lette Theil des Antrags zu 
$ 5 in der Kommilfion nicht zur Annahme gelangt und ich babe mir deshalb 
geftattet, denjelben heut wieder aufzunehmen. 

Meine Herren, wenn es nach meiner Anfiht wohl nicht zweifelhaft jein 
ann, daß prinzipiell jeder Eigenthümer zunächft felbft zu entfcheiden bat, wie 
fein Eigenthum und nad welchen Regeln und Grundſätzen und in welchem Um⸗ 
fange es benutzt und verwaltet werben foll und wenn nad $ 5 das Staatsin- 
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tereffe inſofern gewahrt erfcheint, als das Waldſchutzgericht dieſes Statut zu be- 
flätigen hat, — fo follte ich doch glauben, daß die Konjequenz dahin führt, daß 
nun aud) die Staatsaufficht nicht weiter gehen darf und kann, als daß für 
ſolche Waldungen, in denen ein derartiges Statut etablirt wird, nun das Statut 
auch wirklich zur Ausführung und Anwendung gelangt. Die Autereffenten und 
MWaldeigenthiimer können in der That nicht begreifen, daß man ihnen mit ſolchem 
offenbaren Mißtrauen entgegentritt, man follte doch denken, daß vernünftige Leute 
wohl am beften ſelbſt im Stande find, zu beurtheilen, was zu ihrem Bortheile 
gereicht und daß fie ihr Eigenthum, und befonders ein fo werthoolles Beſitzthum, 
wie e3 diefe Waldungen find, nicht mutbwillig devaftiren und verkommen laffen 
werden. Ueberdies haben die Eigenthlimer diefer Waldungen mit der abjoluten 
Staatsaufficht Häufig gar jchlimme Erfahrungen gemadt. Schon jeit Fahren 
und nicht erft jetst find mir von den Betheiligten Klagen über dieſe rigorofe 
Ausdehnung und Auslegung der Staatsauffihht zu Ohren gelommen und wenn 
der Herr Regierungskommiſſar bei Gelegenheit des 8 2 davon gejprocdhen bat, 
dag den Wünfchen und Antereffen der Eigenthümer in jeder Beziehung nachge⸗ 
fommen würde, jo will ich ja gerne zugeben, daß das in den oberen Regionen 
der Forfiverwaltung der Fall und auch ernſt gemeint ift, er wolle mir aber ver- 
zeihen, wenn ich nicht zugeben lann, daß das überall, aud in den unteren 
Stadien der Forfiverwaltung, der Fall if; namentlich bei |der Streunußung, 
die ja fiir mande arme Lente einen ziemlich wefentlihen Beſtandtheil der Be⸗ 
nutung des Waldes bildet, find die Klagen fehr häufig. Es wird darüber ge- 
Hagt, daß oft in einem Jahr, wo jogar große Stroharmuth herricht, alfo die 
Streunugung nothwendig, fie dennoch trog aller Bitten verfagt wird. Es wird 
darüber gellagt, daß die lange, fertig im Walde hbergeftellte Streu dort liegen 
bleibt, weil die Intereffenten nicht berechtigt find, an jedem ihnen gut fcheinen« 
den Tage die Streu abzuholen, jondern der Kommunalförfter den Tag dazu be 
ftimmt und oft fehr lange damit wartet, fo daß Fälle vorgefommen fein follen, 
in denen die Streu im Walde naß und werthlos geworden if. Andererſeits 
fommandirt der untere Forfibeamte oft die Leute an ſolchen Tagen zum Holen in 
den Wald, an welchen fte ınit anderen landwirthſchaftlichen Arbeiten, mit Heu- 
und Kornernte, jo überhäuft find, daß fie nur mit Schaden in den Wald gehen 
können. 

Aehnlich wie bei der Streunutzung find die Klagen bei der Kultivirung und 
beim Holzbetrieb. Es wird kurz in vielen Fällen über die ganz ungerechtfertigte 
Strenge der Forſtbeamten Häufig geklagt und ich bin der Anficht, daß, wenn ein 
Statut beflände und wenn die Aufficht des Staates fi auf die Beobachtung 
des Statut3 bejchräntte, vielen Klagen in dieſer Beziehung Abhilfe geichafft 
werden könnte Es ift überall in vielen Theilen ein ſehr beredhtigtes Miß⸗ 
trauen gegen bie Beamten entflanden. Ich kann nicht umbin, meine Herrn, 
Ihnen ein draſtiſches Beifpiel darüber vorzuführen, wie mit dieſen Leuten bin 
und wieder umgegangen wird. Das Beiſpiel bezieht fich allerdings nicht auf die 
Bewirtbichaftung, fondern auf die Theilung eines Waldes, ift aber doch zu 
charakteriſtiſch, als daB ich es übergeben könnte. 

In einer Gemeinde wurde nad) langwierigem Prozeß erfannt, daß der Ge⸗ 
nofjenfhaftswald Privateigenthum der Berechtigten ſei. Es erging ein Urtheil 
am 18. November 1876 und es wurde am 16. März 1877 ein Kommiffar be⸗ 
auftragt, die Theilung dieſes Waldes vorzunehmen. Derfelbe hielt den erſten 
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Termin in der Sade am 31. Dezember 1877 ab, in welder die Borfchläge 
und Anträge der Jutereſſenten entgegengenommen wurden. Darauf erfuhren 
diefelben weiter von dem Berlanfe der Sache nichts. u ihrer Geduld warteten 
Re ein volles Jahr und wandten fi am 24. Dezember 1878 an den Kommiffar 
mit der Bitte, doch nımmehr der Sache endlich Fortgang zu geben. Darauf er- 
wiberte er ihnen, daß jett die Jahreszeit dazu nicht geeignet fei, er aber im 
Frühjahr des folgenden Jahres der Sache gleich Fortgang geben werde. Die 
Leute waren wieder geduldig, und warteten wieder ein Jahr. Der Kommiflar 
jegte aber feinen Termin an. Am 27. November 1879, alfo nachdem jegt zwei 
Sabre verfloffen waren, fchrieben fie wieder an den Herrn, er möge endlich einen 
neuen Termin anjegen. Darauf antwortete er ihnen, e8 wären dazu noch geo- 
metrifche Arbeiten nothwendig, die liegen fi) im Winter nicht machen, die müß- 
ten im Frühjahr gemacht werden. Wieder ging das Frühjahr vorliber und end- 
ih am 20. Zuni 1880 riß den Leuten die Geduld und fie jchrieben, er möge 
ihnen die Karten aushändigen, fie wollten die Theilung felber vornehmen. Dar- 
auf fchrieb er, das ginge nicht, die Karten könne er nicht aushändigen, er könne 
feine Entſcheidung treffen, er babe dariiber die Entſcheidung der Generalkom⸗ 
miffton eingeholt. So fieht die Sache heute. Die Leute haben vor vier Jahren 
das Erlenntniß erfiritten, wonach der Wald getbeilt werden lanı, aber bis jetzt 
haben ſie nicht zur Theilung gelangen können. 

Meine Herren, auf folhe Weije erwirbt man fich die Liebe und das Ber: 
trauen der Bevölkerung nicht. (Sehr wahr!) 

Es ift nun die Vermuthung ausgeiproden — ich weiß nicht, ob fie be- 
gründet ift — daß von oben her den Kommifjarien anempfohlen jet, die Thei- 
lung diefer Waldung möglichſt Hinauszuzieben. ch würde ja flir meine Berjon 
ſchon ganz damit einverflanden fein, wenn eine ſolche Theilung unterbiiebe, weil 
ich für meine Perfon prinzipiell ein Gegner diefer Theilung bin. Aber ich kann 
denn doch nicht unterlafien, zu bemerten, daß dieje fonderbare Anwendung des 
an ſich verwerflichen Satzes, daß der Zwed die Mittel heilige, mir nicht gefallen 
will, und ich glaube, wenn eine Genofjenfchaft, nachdem fie über 4 Jahre lang 
einen Prozeß geführt und in diefem Prozeß über 900 Mark Koften aufgewendet 
bat, wenn fie dann endlich einen Rechtsanſpruch anerlannt befommt, daß fie dann 
auch verlangen kann, ihren Anfpruch vealifirt zu ſehen. Ich glaube, daß in der 
That wohl Gründe dafür fprecden, daß für die Fälle, in welchen die Genoffen- 
ſchaft ein Statut felbft entwirft, und diefes Statut die Genehmigung des Wald- 
ſchutzgerichtes findet, auch die Aufficht des Staats konſequent fi nur darauf be- 
ſchränken Tann, daß dieſes Statut auch befolgt wird. 

Ich möchte daher dringend bitten, diefes Amendement, welches wir geftellt 
haben, anzunehmen. Ich erkläre dabei im voraus, dag ich fiir den Fall der Ab- 
lehnung dieſes Amendements dem Antrage des Herrn Abgeordneten Knebel zu- 
flunmen würde, wie ich auch hoffe, daß derſelbe prinzipiell dem von uns ge 
Kelten Antrage gegenüber fich zuftimmend verhalten werde, weil er ja von ibm 
in der Kommiffion geftellt und eingehend begründet worden if. (Bravo!) 

Abgeorbnieter Sombart: Meine Herren, ich möchte mich für die unver- 
änderte Annahme des 8 5 ausiprehen und Sie erfuchen, beide Amendements 
abzulehnen. Wir haben und im $ 2 dahin ausgefprochen, daß die Beauffichti- 
gung der in Rede flehenden Waldungen durch die Staatsorgane erfolgen fol, 
und wenn ich gewiß ein großer Freund der kommunalen Selbfiverwaltung bin, 
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fo hat doch die Erfahrung gezeigt, daB in Wald- und Forſtangelegenheiten der 
Staat die erfte Behörde ift und die geeignetfien Organe befigt, um zeitgemäß 
und techniſch zu wirthſchaften. Wenn deshalb von dem verehrten Herrn Bor- 
redner ausgeführt worden ift, daß der Eigenthümer felbft am beften wifien 
müßte, was ihm frommt, fo fann man da3 für den Augenblid und im allge 
meinen wohl anerfennen, man foll aber do an die Früchte den Maßſtab legen, 
und unterjuchen, wa8 aus diejer freien Dispofition über den Wald erfolgt, durch 
das Landestulturedift vom Jahre 1811 hervorgerufen, was jeit diefen zwei 
Menſchenaltern aus den Yorften, namentlich aus den Privat-, Kommunal-, und 
Semeindeforften geworden iſt. Wir Haben uns ja deshalb genöthigt gefehen, 
im Jahre 1876 für die ſechs öftlihen Provinzen das ja in ihrer aller Gedächt⸗ 
niß ſtehende Gefeg in Bezug auf &emeinde- und Korporationsverwaltungen zu 
erlaffen. Ich möchte grade meinen, daß diejenigen Beftimmungen, welche für 
diefe maßgebend find, auch Hier die richtigen wären; e8 ift das ja bereit$ von 
jener Seite bei $ 2 ausgeführt worden. Meine Herren, warım nun bier bei 
diefem Heinen Prozentjat der gefammten Waldungen — denn wir haben es, 
wie wir geftern vernommen, nur mit circa 100,000 Heltaren, aljo mit etwa 11/, 
Prozent des gefammten Yorftareald zu thun — eine andere Inſtitution, umd 
zwar die des Provinzialausfchufies, der ſorſtmänniſch überſetzt „Waldſchutzge⸗ 
richt“ beißen foll, als Auffichtsbehörde eintreten laffen ? Wenn einmal der Staat 
durch feine Organe immer das geeignete, zeitgemäße, techniſche bejorgt, dann ift 
er nad) meiner Meinung auch bier, wenn er die Gemeinde- und die Staats. 
forften bereift, das generelle Organ, die Aufficht zu führen, und daher möchte 
ih Sie bitten, nicht diefe Zwiſcheninſtanz für Diefe Heinen Eomplere von Wal- 
dungen eintreten zu laffen. Ich würde mic fogar auch felbft als Waldbefiter 
gern dem Gedanken des Herrn Eollegen Seelig anſchließen, daß auch fänmtliche 
Privatforften, die die Hälfte des gejammten Areales unferer Waldungen ans- 
machen, unter diefe generelle Aufficht des Staates geftellt werden; denn was 
dem einen Recht ift, ift dem anderen billig. Ich möchte nicht dag Sprüchwort 
gebrauchen: die Heinen Diebe hängt man, die großen läßt man laufen; aber ich 
möchte Sie darauf aufmerjam machen; daß erft jüngſt der Agrartommiffion eine 
Petition vorgelegen bat, wo durch die Abforftung eines Waldes von ca. 2,800 
Morgen eine benachbarte Gemeinde, und zwar in nicht jehr weiter Entfernung 
von der Stadt Berlin, jett faktiſch überſandet wird, und ihre Präftationsfähig- 
keit ganz verliert. Webnlich, wie der Flugſand an den Dlinen, fo tritt jest bier 
der Sand wallend heran, meil der Forſt fortgenommen ift und verfandet eine 
bis dahin präftationsfähige Gemeinde mit jammt ihrem Dorf; bis an die Ställe 
heran liegt ſchon der San. 

Fa, meine Herren, wenn man fagt, wir wollen bier das eine einführen, 
dann wilnjche ich auch, wie der College Seelig jagt, daß in nicht zu weiter 
Zerne man auch die andere Hälfte der Forften umter die generelle Aufficht 
des Staates fiellt, denn bier beißt es: einreißen kann man, wie auch die Stadt 
Berlin gethan bat; aber die Stadt Berlin bat auch aufgebaut, und das ift hier 
nicht geſchehen. Darum bitte ich, fiir $ 5 tu unveränderter Faflung, ohne die 
Selbfiverwaltungginftanz, zu ſtimmen. 

Abgeordneter Knebel: Meine Herren, es fcheint, daß mein Freund, der 
Abgeordnete Sombart, die Tragweite des Antrages Yılbry und des bon mir 
geftellten jehr erheblich überfchätt Hat. Wenn man menigftens feine Ausführuns 


— 823 — 


gen hört, fo mußte man glauben, wir wollten, wie e8 allerdings in der Com- 
miffton beantragt war, die technifche Aufficht fiber diefe Waldungen ganz befei- 
tigen und überall die Anfficht des Waldſchutzgerichts an Stelle dieſer technifchen 
Aufficht einführen. Unfere Anträge geben nicht fo weit. Wir laffen das Syſtem 
der Negierungdvorlage als prinzipales Syſtem beftehen und wünſchen nur, daß 
in denjenigen Fällen, wo eine technifche Aufficht nicht erforderlich if, die Mög- 
lichleit gewährt wird, daß von der technifchen Auffiht abgefehben werde. Das 
ift die Xendenz beider Anträge, ſowohl des Herrn Filbry, als des meinigen. 
Der erfiere geht weiter in jo fern, als er im allen Ssällen, wo ein Statut be- 
ſchloſſen wird non Seiten der Genoffenichaften, die Anfficht des Waldſchutzge⸗ 
richtes eintreten Taffen will, während ich meinerjeit3 nur dann, wenn dieſes 
Statut erſtens den Borfhriften des Waldſchutzgeſetzes entipriht und wenn 
zweitens außerdem noch die Betheiligten den Autrag fielen, von der techniſchen 
Aufficht entbunden zu werden, die Genoffenjchaft unter die Auffiht des Wald- 
fhußgerichtes fielen will. Ich babe geftern ſchon ausgeführt, daß ich au ſich 
das erflere Syftem für das berechtigtere halte. Wir haben aber Abftand davon 
genommen, deffen prinzipale Einführung zu beantragen, tbeilweife mit Rüdficht 
anf die anſcheinende Ausfichtslofigkeit, theifweife mit Rüdfiht darauf, dag wir 
den Provinzen, die anderer Anſchauung find als wir, die vielleicht andere praf- 
tiſche Berhältuiffe haben ala wir, nicht zumutben wollen, unferen Anſchauungen 
gemäß ihre Berhältmiffe zu regeln. Bei uns wird Niemand, der die Berhält- 
niſſe der Genofjenihhaften einigermaßen kennt, behaupten, daß eine technifche Auf» 
Ft nöthig fe. Die Waldungen derjelben beftehen ausſchließlich aus Niederwald 
end feit 1000 Jahren bewirtbichaften die Genoſſenſchaften felbft diefen Nieder- 
wald, bewirtbichaften ihn jo, daß im weſentlichen an der Art der Wirthichaft 
nichts auszuſetzen if. Wenn vielfach Devaftationren eingetreten find, und wenn 
vorhin der College Sombart gejagt hat, „an ihren Früchten follt ihr jte er- 
kennen,“ dann muß ich doch Mar fielen, wer eigentli die Schuld an diejen De- 
vaflationen trägt. Nicht die Wirthichaft der Beſitzer ift «9, die die Devaſtationen 
zur Folge gehabt Hat, fondern das Drängen auf Theilung, das nicht von den 
Beſitzern, fondern vielfach gerade von den Berwaltungsorganen ausgegangen ifl. 
(Sehr richtig!) 

Das ift die Urfache der Devaftationen nnd nicht etiva die Art und Weife, 
wie die Beſitzer gemwirtbichaftet Haben. Nun liegt bier ein Eigenthum vor, das, 
wenn es auch im Öffentlichen Recht feinen Grund hat, einen weſentlich privat» 
rechtlichen Charakter angenommen hat, und da jollte man denn doch die Aufficht 
nicht über das Bedürfniß ausdehnen. Dem Bedürfniß aber, deffen Grenze ic) 
im der Verhinderung der Devaftationen fehe, wird völlig genügt, ment ung ge- 
ftattet wird, da, wo die technifche Aufficht entbehrlich if, das Waldſchntzgericht 
als Anffichtsinftang eintreten zu laffen. Das Syſtem der Negierungsvorlage 
würde nach meinem Ermefien ſehr erheblihe Schäden bei uns zur Folge haben. 
Sehr richtig! Tinte.) 

Gerade die Waldungen find es, vorzugsmeife in gewiflen Theilen der Rhein» 
probinz und der angrenzenden Provinzen , die die Seßhaitigfeit der Bevölkerung 
am meiften gemährleiften. 2öfen wir die Bevölkerung mehr oder weniger von 
diefen Genoffenfchaftsmaldungen ab, jo werden mir damit die vagabondirenden 
Elemente im Lande vermehren; umd ich fürdte, daß die Einführung des Syſtems 
der Negierungsporlage in diefer Richtung wirken wilde, denn es iſt mir, ziwei« 
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fellos, wenn die Auffiht an die Staatsbehörden übertragen fein wird, dak dann 
ſehr bald dazu übergegangen werden wird, an Stelle der Berbeiligten, die ge- 
genmwärtig felbft die Arbeiten im Walde ausführen, künftig die berufsmäßigen 
Zorftarbeiter einzuführen. Man wird von Seiten der Forſtverwaltung finden, 
daß die Betheiligten einzelne Arbeiten nicht vollftändig kunſtgerecht ausführen, 
man wird in Yolge deffen dem Berufsarbeiter, der das au fich befier verfiehen 
mag, den Borzug geben vor dem Betheiligten, und es wird die Berbindung der 
Berheiligten mit dem Walde in ganz erheblicher Weife gelodert werden. 

Wir Iodern gleichzeitig aber auch die Liebe zum Walde, die gerade bei uns 
noch in fo hohem Maße bei der Bevölkerung vorhanden if, und die ic} dringend 
bitte, nicht zu unterfhägen. Dazu kommt, daß wir, wenn wir dieje Staats- 
aufficht des Eutwurfes einführen, Koften hervorrufen, die für die Betheiligten 
vollftändig überfliifig find. Wo, wie bei unjeren Riederwaldungen, die Aufficht 
nicht erforderlich ift, da wiirde man eine geradezu unnütge Ausgabe wegen ber 
Auffichtsbehörde herbeifülhhren. Das Waldſchutzgericht führt die Aufficht, wenig⸗ 
ſtens in der Regel, ohne Entihädigung. In meinem Kreife geichieht es fo, uud 
follte in anderen Kreifen eine Entihädigung von Seiten des Waldſchutzgerichtes 
berechnet werden, jo kann ſich das nit auf einen erbeblidden Betrag belaufen. 
Der ganzen Zufammenjezung des Waldſchutzgerichts gemäß wird es nicht fo 
häufig vorfommen, daß daffelbe ſich direlt in die Angelegenheiten der Benofjen- 
haften einmifcht, und in Folge deffen find die Kofıen, die durch die Aufficht des 
Waldfhutgerichtes erwachlen, völlig unerheblich, während die Gemeindeaufftcht, 
nah den Erfahrungen wenigftens, die wir bei den Gemeindewaldungen gemacht 
haben, keineswegs unbedeutende Beträge den Betheiligten zur Laft legt. Nun 
iſt e8 doch auch fehr mwejentlich, bei der Regelung der Verhältniſſe der Genofien- 
Ichaften dem Wunſch der Betheiligten felbft Rechnung zu tragen. In der Be- 
ziehung kann ich auf alle Mitglieder dieſes Haufes, die in der füdlichen Rhein⸗ 
provinz und den benachbarten Laudestheilen belannt find, Bezug nehmen und 
glaube, daß deren Aeußerung einftunmig dahin gehen wird, daß von Seiten der 
Betheiligten ebeufo einſtimmig die Unteritelung unter die Gemeindeforftaufficht 
verurtheilt und die Unterftelung unter das Waldjchutgericht gewünſcht wird. 
(Sehr wahr!) 

Ich glaube nicht, daß ich da von Seiten eines einzigen Abgeordneten dieſer 
Landestheile auch nur den geringfien Widerjpruch erfahren werde. Es ift dies 
übrigens auch der Königlichen Staatsregierung jelbft nicht ganz unbelannt. Als 
feiner Zeit mein erfter Antrag wegen der Gehöferichaften örtlich befprocden 
wurde und die Deputirten der Geböferfchaften zu einer Konferenz zufanmen- 
getreten waren, wurde auch diefe Frage mit zur Verhandlung gebradt. Und 
mit ganz draſtiſcher Beſtimmtheit haben fi) damals ſämmtliche Betheiligte gegen 
die Gemeindeforftaufficht ausgefprochen. Wenn mir übrigens die abfälligen Lir- 
theile über die Waldihußgerichte entgegengehalten werden, jo kann ich dagegen 
dody auf Thatjachen relurriren, die diejen Urtheilen durchaus entgegenftehen. Das 
Waldſchutzgericht meines Kreifes arbeitet in einer außerordentlich nützlichen Weife 
nicht allein binfihtlih der Waldgenoſſenſchaften, fondern auch binfihtli des 
Theiles des Waldſchutzgeſetzes, der die Schutzwaldungen behandelt. Hinfichtlidh 
der Waldgenofjenjchaften aber haben wir ebenfalls bereit Erfahrungen. Wir 
haben wenigftens eine Waldgenoffenfhaft auf Grund des Gefeges von 1575 be- 
gründet und die Art und Weife, wie unter dem Syſteme des Geſetzes von 1875 
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e 
fi dieſe Waldgenofienfchaft entwidelt, zeigt, daß die gefelichen Borfchriften 
durchaus geeignet find, ein fürderliches Gedeihen herbeizuführen. 

Id) bitte Sie daher dringend im Intereſſe diefer gemeinfcyaftlichen Wal- 
dungen, die ja die lebhafte Sympathie des Haufes angeregt haben, daß Sie 
uns nicht in den Schnürftiefel der Gemeindeforftaufficht hineinzwingen, fondern 
daß Sie uns dur Annahme, ſei es des Antrages Filbry oder des meinigen, 
die Möglichkeit laffen einer gefunden und freien Entwidiung, deren die Genofſen⸗ 
ſchaften benöthigt find. (Bravo!) 

Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Dr. Lutius: Meine 
Herren, ih habe doch den Eindrud, daß der Herr Abgeordnete Knebel die Er⸗ 
fahrungen aus einem verhältnigmäßig engen Kreis zu ſehr verallgemeinert hat. 
Es it mir and befannt, Daß gerade in dem Kreis, welchem er vorfleht, das 
Waldfchuggefeg von 1875 verhältnigmäßig eine glüdliche und energiſche Anwen- 
dung gefunden hat. Ich darf das aber doch leider als eine vereinzelte Aus⸗ 
nahme bezeichnen, insbejondere glaube ich nicht, daß man die dort gemachten 
Erfahrungen verallgemeinern kann, ſchon wegen der großen Berichiedenheit der 
Baldverbältniffe In dem Trierſchen Regierungsbezirt, wo der Abgeordnete 
Knebel feine Erfahrungen gejammelt hat, beftehen diefe Gehöferſchaftswaldungen 
wejentlich aus gleichartigen Lohhedenwirtbichaften; deren Bewirthichaftung wird 
der Natur der Sade nach eine regelmäßig flabile fein und es wird fchwierig 
fein, ſchon lediglid aus Wirthichaftsrüdfichten, für welche die Interefſenten doch 
nothiwendig empfänglich find, bier feine großen Fehlgriffe zu machen. Sehr 
wejentlich verjchieden wird es aber fein, wo es fih um Hoch⸗- und Mittelmalds- 
wirtbfchaft handelt, und ſelbſt audy in dem Trierſchen Bezirk, meine ich, find mir 
Klagen begegnet über unwirtbfchaftliche Verwaltung von Gehöferjchaftswaldungen. 
Ich glaube ferner, daß der Herr Abgeordnete eigentlih doch kaum Gelegenheit 
gehabt hat, die praltifchen Erfahrungen zu machen, welche fidh bei der Bewirth- 
ihaftung durch die Königlichen Staatsforftbeamten der Gemeindewaldungen 
anderwärts hberansgeftellt haben, mo man geradezu dieſe Einrichtung lieb ge⸗ 
mwonnen bat nnd fie als eine höchſt wirtbichaftlihe und billige in ihrer Wirk» 
famteit anfiebt. Ich exemplifizire in diefer Beziehung auf Kurheffen und auf 
Hannover. 

Wenn der Herr Abgeorduete wünſcht, daß den Interefſenten eine möglichſt 
freie Bewegung in der Nutung ihrer Waldlomplere geftattet werde, fo meine 
ih, kann eine geordnete Forftauffiht und Forſtwirthſchaft eigentlid) gar keine 
anderen Tendenzen verfolgen, als die wohlverfiandenen Wirthichaftsinterefien der 
Intereſſenten ſelbſt. Cine geordnete Waldwirihſchaft wird auch die wirthichaft- 
lich richtigfte und nüglidhfte in Bezug auf die Nutzungen feitend derfelben fein; 
und da komme ich auf den Punkt, der in der Diskuſſion auch ſchon wiederholt 
erörtert worden ift, das ift die Entnahme von Waldfiren. 

Meine Herren, gerade diefer Punkt ift einer derjenigen, worüber, glaube ich, 
die Erfahrungen aller Forſttechniker ohne Unterſchied volllommen übereinftimmen. 
Die Waldftreu if der Dinger des Waldes und nichts deterriorirt den Boden 
mehr, al3 gerade eine übermäßige Streuentnahme, Plaggenhieb und dergleichen 
mehr. Ich verweife Sie auf die ausführliden Darftellungen, die in den Mo⸗ 
tiven der Megierungsporlage in diefer Beziehung enthalten find, und wo and) 
gerade bezügliche Erfahrungen aus dem Kreife Altenkirchen, ans dem Regierungs- 
bezirk Trier, aus dem Siegenſchen nnd von anderwärts ber angeführt und nad 
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gewiejen ift, Daß durch eine übermäßige Entnahme von Waldftreu vollſtändige 
Devaftation der Waldungen die Folge gewejen und der Baumwuchs beinahe 
verlämmert ift, fo daß an Stelle der Eichen jett nur noch Ginſter, Birken und 
dergleichen kümmerliche Sträucher wachſen und gedeihen. Das find pofitive Er- 
fahrungen; es eriftiren darüber ganz genaue — man Tann fagen eralte — %or- 
ſchungen und Beobachtungen, wodurch nachgewiefen wird, daß in demjelben und 
einem böberen Brozentfa der unmirtbichaftlichen Entnahme von Waldftreu auch 
der jährliche Holzzuwachs abnimmt und abnehmen muß. Ich glaube aljo, wenn 
die Forfivermaltung in Bezug auf die Entnahme von Waldfiren, au wo es 
fh um ®emeindewaldungen handelt, eine gewiffe Strenge übt, daß die Ent- 
nahme nicht zu große Dimenfionen annimmt, fo handelt fie lediglich im wohl- 
verftandenen wirthſchaftlichen Intereſſe der Juterefſenten ſelbſt. Auf der andern 
Seite gehe ich gar nicht fo weit, zu jagen, daß unter allen Umſtändeun vielleicht 
Fehlgriffe in der Beziehung vermieden werden, daß nicht vielleicht die ausflih- 
renden Organe in ihrer Fürſorge und Pflege für den Wald gelegentlich zu weit 
geben und weniger gewähren, als wie unter bejon'deren Berhältnifien gemährt 
werben kann. Tritt diefer Fall ein, fo ift es allerdings Sache der vorgefetten 
Behörde, bei der Regierung und eventuell auch an der Centralſtelle die richtige 
mäßigende Einwirkung eintreten zu lafie An und für ſich aber Tann man e#, 
wenn Forftſchutzbeamte, tlichtig technisch gebildete Yörfter in der Ausiibung der 
Aufficht und in der Verwaltung der Gemeindewaldungen fireng verfahren nad) 
sationellen Grundfägen, jo a priori nicht mißbilligen, wohl aber ift e8 angezeigt, 
von der Gentralfielle aus die Mäßigung eintreten zu lafien, wo vielleiht in 
übertriebener Weiſe diefe Nüdfichten geltend gemacht werden. Ich glaube in 
diefer Beziehung nicht bloß Worte anzuführen, fondern id kann nachweijen, daß 
in den legten Fahren, wo Fälle vorlamen, wo man fich überzeugte, daB durch 
Mißwachs, durch Froffchäden in beftimmten Waldbezirken der Streubedarf ein 
befonders großer war, daß da ausdrücklich von ber Gentralftelle aus angewieſen 
wurde, daß die Lokalbeamten in der Bewährung von Waldſtreu etwas liberaler 
zu verfahren und felbft bis zu einem gewiffen Grade auf Koften der Forſten 
in der Strenabgabe eine Milde walten zu laffen. Das ift nicht bloß angeorduet, 
fondern, wie ich glaube, es ift auch ausgeführt worden. Dagegen werhe id 
doch auch auf der anderen Seite anführen dürfen, dag man nicht jeden Antrag 
derart als einen unbedingt beredhtigten anerlennen darf. Es find mir auch 
Fälle vorgelonmen, wo in den Häglicäften Karben die Roth um Streu geichil- 
dert, wo der „Ruin“ der Gemeinden und Intereſſenten in Ausficht geftellt wurde 
— das ift ja in allen diefen Eingaben eigentlich immer das dritte Wort, und 
wenn man übermäßig leicht zu bewegen ift, fo wirbe man jeden foldyen Antrag 
unbejehen genehmigen —, es ift mir aber vorgelommen, daß bei der näheren 
Unterfuhung folder Fälle fidy gelegentlih auch heransgeftellt hat, dag die Be 
treffenden ihr Stroh verfauft, daß fie das eigentliche, in ihrer Wirthichaft ge⸗ 
monnene Streumaterial verwerthet hatten durch Verkauf an Bapierfabrifen und 
dergleihen und dagegen die Waldftreu umſonſt nehmen wollten. Es find mir 
Fälle vorgelommen, wo von bier aus angewiefen wurde, die Waldftreu annähernd 
unentgeltlihd oder zu einem minimalen Breife — damit die Sache nur einen 
Namen hatte — zu gewähren und wo nachher Berichte einliefen, daß die Ber 
treffenden die ihnen far unentgeltlich gewährte Waldftreu wieder weiter verkauft 
haben. Sie werden mir aljo zugeben, daß in dem Entgegenfommen auf ſolche 
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Anträge doch auch eine gewiffe Grenze zu beobachten ifl, und fo empfänglich 
man daflir fein kann, in befiimmten Yällen Milde walten zn laſſen, fo wirb man 
doch nicht allgemeine Zufagen machen und bezligliche Anordnungen treffen können 
ohne eine Prüfung der einzelnen vorliegenden Fälle vorzubehalten. 

Meine Herren, nad) dem Gefagten würde ich meinerfeits nur dringend 
eınpfeblen können, daß das Hohe Haus dem Kommiſſionsbeſchluß fich anfchließen 
wolle. Ich fürchte, daß die Anwendung des Befegentwurfs in dem Sinne der 
Herren Abgeordneten Knebel und Filbry nur zu Unklarheiten und zu einer un⸗ 
fidjeren Handhabung der betreffenden Geſetzesbeſtimmungen Anlaß geben Tann. 
Ich meinerſeits kann nur verjpredhen, daß, wenn diefe Vorlage Geſetz werden 
follte, dort, wo in der That eine verſtändige wirthſchaftliche Verwaltung feitens 
der ntereffenten vorhanden if, wie ed ja in vielen Fällen glücklicherweiſe an- 
zuerfennen fein wird, jedenfalls gejorgt werben ſoll für eine verfländige, die be- 
rechtigten Wünſche der Interefſenten berädfichtigende Handhabung des Geſetzes. 

Präfident: Wir kommen zur Abflimmung. 

Ich werde zuerſt abftimmen Laffen tiber den Antrag Yilbry Nr. 198 AL 
der Druckſachen. Wird diefer Antrag angenommen, fo ift damit der Antrag 
Knebel befeitigt und es kommt der $ 5 mit dem Bufay Filbry zur Abſtimmung. 
Wird aber der Antrag Filbry abgelehnt, jo laſſe ich abſtimmen über den Antrag 
Knebel. Deffen Annahme hat wiederum zur Folge, daß der 8 5 der Kommif- 
fion mit dem Antrag Knebel zur Abflimmung kommt; im Fall der Ablehnung 
des Antrages Knebel aber kommt der $ 5, wie ihn die Kommiſſion formulirt 
bat, allein zur Abſtimmung. Damit ift das Haus einverftanden, eine Berlefung 
ber beiden Anträge wird nicht verlangt. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche den Antrag Silben Nr. 193 AU 
annehmen wollen, ſich erheben. (Geſchieht.) 

Das if die Minorität, der Antrag ift abgelehnt. 

Jetzt bitte ich, daß diejenigen Herren ſich erheben, welche den Antrag Knebel 
Nr. 184 ad 1 der Drudiacden annehmen wollen. (Geſchieht.) 

Das ift die Minorität, der Antrag ift gleichfall® abgelehnt. 

Seht kommt zur Abflimmung der 8 5, wie ihn die Kommilfion formulirt 
Hat, und ich Bitte, daß diejenigen Herren ſich erheben, welche dieſen Antrag au- 
nehmen wollen. (Geſchieht.) 

Dos ift die große Majorität, der $ 5 if in der Fafſung der Kommiſſion 
angenommen. 

Ich eröffne jetzt die Distuffion über $ 6. Hier liegt vor ein Abänderungs⸗ 
Untrag bes Abgeordneten Filbry, der fi unter Nr. 198 AIIa nnd b in den 
Händen der Herren befindet und der Antrag Knebel unter Nr. 184 der Drad- 
fachen ad 2.*) Die Anträge flehen mit zur Diskuffion, die ich hiermit eröffne. 


*) Die Anträge lauten: 

Nr. 198 A. III. a, im Ulinea 2 des 8 6 die Worte: 

und landes⸗ oder forſtpolizeiliche Intereflen nicht entgegenftehen. 
an fireidgen. 

db. Dem Wlinea 3 des 8 6 folgenden Zuſaß hinzuzufügen: 
Berweigert diejelbe eine aus dem sub Nr. 2 gedachten Grunde beantragte Their 
Iung, fo dat über die Statthaftigleit derſelben eine aus fünf Mitgliebern beftehende 
Kommtiffion endgültig zu entidheiden, von denen drei von ber Auffichtsbehörde und 
zwei von der nach Antheilen zu berechnenden Mehrheit der Eigenthümer gewählt 
werben. 
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Berichterftatter Abgeorbneier Dr. Freiherr v. Guſtedt: Meine Herren! 
Ich möchte Sie aufs dringendfte um Beibehaltung der Worte „und landes- oder 
forftpofizeiliche Intereſſen nicht entgegenftehen” bitten, deren Streichung beantragt 
il. Gerade aus landes- und forftpolizeilichen Intereſſen bat ſich die Kommiſſion 
Aberhanpt nur verftehen können zu dem in dem Geſetz intendirten Eingriff in die 
Rechtsiphäre und die Befugniß der Theilhaber, fie legt einen bejonderen Werth 
darauf, daß nur, wenn foldye landes⸗ und forftpolizeilichen Intereſſen nicht ent⸗ 
gegenfteben, eine weitere Theilung ſolcher gemeinfchaftlihen Holzungen ermöglicht 
wird. Ebenſo bedenklich erfcheint auch der Antrag des Abgeordneten Filbry, 
nämlich als letzte Inſtanz, ald endgültige Entfheidung fiir Ablehnungsfälle jeitens 
der AuffichtSbehörde eine befondere Kommiffion einzufegen. Das balte ich allein 
fon prinzipiell für im höchſten Grade bedentlih. Der Antrag Knebel will, 
wie dies auch ſchon im Berichte hervorgehoben worden ift, in ausgiebiger Weife 
eine ſolche Theilung erſchweren. Die Kommilfion bat fih dem nicht anichließen 
Iönnen. Sie glaubt, durch die unter 3 und 2 in $ 6 angeführten Bedingungen 
die Möglichkeit der Theilung hinreichend erſchwert zu haben und ich bitte, auch 
diejen Antrag Knebel abzulehnen. 

Abgeordneter Steinbuſch: Deine Herren, der jest in Rebe flehende S 6 
läßt eine Naturaltheilung der gemeinfchaftliden Holzungen in zwei Fällen zu, 
nämlich, wenn die Holzung zu einer forfimäßigen Benntzung nicht geeignet if, 
oder der Brand und Boden zu anderen als forftlihen Zwecken dauernd mit er- 
beblih größerem Vortheil benutst werden kann. Ich meine nur, was den erfien 
Punkt andetrifft, wen nämlich die Holzungen zu forfimäßiger Benutzung fi 
nidht eignen, daß dann die Ummandlung in andere Kulturarten und demgemäß 
auch die Theilung nicht ganz und gar allein dem Ermeffen der Behörden anheim 
zu geben wäre, fondern auch wohl eintreten dürfte auf den Wunſch und das all» 
gemeine Berlangen der Intereffenten, — worauf ich übrigens bier nicht be= 
ſtehen will. 

Mit der zweiten Bedingung kann man fi) wohl theoretifch fehr qnt ab- 
finden; ob aber die Sache in der Praris fo trefilich ſich geftalten wird, ift mir 
mindeftens zweifelhaft. Zunächſt ift der Begriff „erbeblih* jo dehnbar, daß mit 
demjelben nach den entgegengefettten Richtungen operirt werden kaun. Diefer 
Ausdruck ift uns ja nicht neu; er ift ein alter Bekannter und vielen ein gar 
nnliebfamer Bekannter. In dem fogenannten Altlatholitengejege bat fich derfelbe 
nämlich eingeniftet, und wir find Zeugen geweſen, wie eine Zahl von Altkatho⸗ 
lien, die fih zu der Zahl der Latholiihen Gemeindeglieder wie 1 : 30, wie 
1:50 verhielt, fiir erheblich im Sinne des Altkatholifengefeges vom Oberprä- 
fiventen erflärt, in den Mitgebrauch der Kirchengebäude und der kirchlichen 
Utenfitien gefet wurde und entiprechenden Antheil an dem SKirchenvermögen 
erhielt. 

Meine Herren, ich glaube nicht, daß man bei dieſem Geſetz diefe Latitüde 
anwenden wird. Die Eigenthlimer ber gemeinfamen Holzungen fünnen damit 
ſchon zufrieden fein. Meiner Anficht nach liegt übrigens da$ punctum saliens 


Nr. 184 ad 3: In 8 6 Nlinea 2 („Eine Theilung ift nur infomeit zu geftatten, als“) 
hinter dem Worte „nur“ Binzuzufügen: 
„auf Antrag der Mehrheit ber Eigenthümer, nad) Antbeilen und Köpfen berechnet’ 
und auch dann nur.” 
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in dieſer Materie in der Alleinentfcheidung der Auffichtsbehörde. Das ift ſchon 
meines Erachtens prinzipiell nicht richtig, daß der flaatlichen Behörde in Sachen 
des Privateigenthbums eine jo weit reichende Befugniß eingeräumt wird. Hier, 
meme id), wären doch auch wohl die Miteigentbiimer zu hören, und das um fo 
mehr, als den Eigenthümern vielfach ein gejünderes Judizium in Folge ihrer 
örtlichen Erfahrungen innewohnt, als der forftwiffenfchaftlihen Prognoſe, die 
von allgemeinen Regeln ausgeht. 

Die aber follen wir denn hier eine Mitwirkung der Jutereſſenten ftatuiren? 
Jedenfalls find die Intereſſenten zu hören, wo es ſich um die Entfcheitung über 
den erheblich größeren Bortheil handelt, und wenn das gutachtliche Urtheil der 
Mehrheit zu Bunften derfeiben ſich erklärt, wäre es nicht wohlgethan, daffelbe 
ohne weiteres zurückznweiſen. Wir wilnfchen für ſolchen Fall eine Inſtanz ftatuirt, 
welche endgültig enticheidet, und zwar eine Inſtanz, in der auch die nterefienten 
ihre Bertretung finden mit Sig ımd Stimme. Das, meine Herren, ift das 
wenigfte, was meiner Meinung nach in diefer wichtigen Yrage den Intereſſenten 
einzuräumen if. Bei der großen Zunahme der Bevölkerung in unſerem Vater⸗ 
Sande wird es ohnehin auf die Dauer nicht zu verhindern fein, daß in den Nie- 
derungen und auf der Hochebene gelegene Waldflächen mehr und mehr in Ader- 
land umgewandelt werden, infoweit fie einen guten Ertrag der Feldwirthſchaft 
verſprechen. 

Ich empfehle Ihnen deshalb das von dem Abgeordneten Filbry geſtellte 
Amendement zur Annahme. 

Abgeordueter Dr. v. Cuny: Ich möchte Sie im Gegentheil bitten, beide 
Anträge abzulehnen. Der Herr Vorredner hat ſich hauptſächlich ausgeſprochen 
über den zweiten Antrag. Ich geſtehe, eine ſeltſamere Konſtruktion, wie diejenige 
der hier vorgeſchlagenen Kommiſſion, iſt mir ſelten vorgekommen. Es wird ein 
Schiedsgericht eingeſetzt — etwas anderes kann nicht gemeint ſein — nachdem 
eine Meinungsverſchiedenheit entſtanden iſt fiber die Theilung, eine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit zwiſchen dem Miteigenthümer einerſeits und der Auffichts- oder 
Auseinanderjegungsbehörde andererjeits. Welche von den beiden gemeint ift, 
ob die Auffichts- oder die Auseinanderfegungsbehörde, ift mir nicht Mar gewor⸗ 
den. Der Herr VBorredner ſprach von der Aufſichts behörde, während nad) dem 
Antrage felbft der Fall gemeint fein fol, wo die Anseinanderjfegungsbehörde 
die Statthaftigkeit der Theilung verneint. Wahrſcheinlich werden die Herren 
Antragfteller noch Gelegenbeit nehmen, uns in diefer Hinficht wenigſtens ihren 
Antrag Mar zu ſtellen. Alfo, wenn ein Streit entftanden ift, dann foll das 
Schiedsgericht eutſcheiden. Ja, handelt es fih denn bier um Funktionen, die 
irgend wie zur Entfheidung dur ein Kompromiß geeignet find? Der Staat 
tritt ja Hier nicht auf als Fiskus, es ift ja Hier nicht ein Streit zwiſchen privat- 
rechtlichen Anſprüchen des Staates nnd den privatrechtlicden Ansprüchen der Mit. 
eigenthümer; der Staat handelt als Auseinanderfegungs-, beziehungsweife Auf⸗ 
ſichtsbehörde. Wo er aber jo handelt, wo er alfo feine Hoheitsrechte ausübt, 
fieht er ja anf einem Standpunkt, der tie Möglichkeit eines fchiedögerichtlichen 
Austrages abfolut ausſchließt. Er kann doch da, wo er feine Pflicht gegen das 
Ganze zu erfüllen bat, mo er landes⸗- und forfipolizeilide Rückſichten walten 
läßt, nicht fi) dem Ausſpruch eines Schiedsgerichtes unterwerfen, zu welchem 
die Privaten ihre Vertreter ftellen. Alſo ſchon aus allgemeinen ſtaatsrechtlichen 
Gründen Halte ich diefen Antrag für ganz unmöglich. 
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Ich vermiffe im fibrigen im der Rede des Ubgeorbneten Steinbufch die Be- 
gründung des anderen Antrages, weldyer dahin geht, die Worte: „und landes- 
oder forftpolizeiliche Intereſſen nicht entgegenftehen” zu fireichen. Ich war eigent- 
ih auf die Begründung jehr geipannt, da diefe Worte belanntlich nicht abfelnt 
eine Neuerung find, jonderu aus Gejegen übernommen find, welde für einen 
großen Theil des Staates bereits beftehen, nämlich aus den Geſetzen von 1878 
und 1876, welde flir Hannover, Schleswig - Holftein und Heſſen erlafien find. 
Wenn num diefe Worte im gegenwärtigen Geſetz geftrichen werden, fo würde 
das nicht ein Fortſchritt, fondern ein Rückſchritt gegenüber der fraglichen Geſetz⸗ 
gebung filr die betreffenden LTandestheile fein. Wodurh wird nun der Rück⸗ 
ſchritt gerechtfertigt, den ich darin ſehe, daß die Theilung erleichtert werden joll, 
während doch die Tendenz des Gejeges im allgemeinen und mit beflem Grunde 
dahin gebt, die Theilung zu erjchweren. Ich babe nach den Namen der Herren 
Kollegen, welche den Antrag unterjchrieben haben, angenommen, daß dabei haupt⸗ 
ſächlich rheiniſche Verhältniffe ins Auge gefaßt worden feien, und gerade diefer 
Umftand hat mich als Rheinländer veranlaßt, das Wort zu ergreifen und den 
Antrag zu belämpfen. Aus verfchiedenen Aeußerungen von Vorrednern, ſowie 
ans Privatgefpräcden, glaube ich entuehmen zu müffen, daß vielfach die Anficht 
herrſcht, gerade für die rheinischen Marlgenoſſenſchaften ſei Grund vorhanden, 
die Theilung zu erleichtern. Diefen Anſchauungen kann ich nicht entfcyieden 
genug entgegentreten. Auch für die Genoſſenſchaften am linken Rheinufer gilt 
das, was der Abgeordnete Schreiber heute bereits ganz zutreffend hervor. 
gehoben hat. Die Benoffenfchaften, um welche es fich bier handelt, die foge- 
nannten Erbengenoffenfchaften, hatten auch in den Rheinlanden urjprünglich einen 
Xommunalen Charakter, und es ift hoch intereffant, meine Herren, daß fie diejen 
Charakter fogar unter der Herrfchaft der franzöſiſchen Geſetzgebung fich in man⸗ 
chen Gegenden nody mehrere Jahrzehnte hindurch bemahrt haben. Ich kann mid 
Dafür auf zwei intereffante Urtheile berufen, welche der rheiniſche Appellations- 
gerichtshof noch im Fahre 1849 erlafien hat, und welde biefen alten Rechtazu⸗ 
Kand zu konſerviren ſuchen. Es handelte fi da um mehrere Erbengenofjen- 
fhaften im ſüdlichen Theile der Rheinprovinz, nämlich um die Erbeögenofien- 
Saft zu Baumbolder und die zu Hahnmeiler. Nun, meine Herren, dort war 
der Zuſtand, der von den Beireffenden ſelbſt fonjervirt worden war, der zum 
Beifpiel in Baumholder noch dur ein Statut von 1838 beibehalten war, der: 
daß Mitglieder diefer Erbesgenofienfchaften überhaupt nur fein konnten Perjonem, 
die in der betreffenden Bemeinde Baumbolder, beziehungsweife Hahnweiler, an« 
jälftg waren, die ferner abſtammten von früheren Mitgliedern der Erbesgenofien- 
ſchaft, und die endlich eine eigene Haushaltung führten. Diefer Zufland, der 
damals in dem vierziger Jahren in jener Gegend noch befand und wie gejag 
durch das Urtheil des rheinifchen Appellationsgerichtshofes in Köln noch 1849 
aufrecht erhalten wurde, läßt doch fo recht den kommunalen Charalter jener Ge⸗ 
noffenjchaften hervortreten, und läßt fo recht Har erjcheinen, daß die Theilbar- 
teit, wie fie leider durch die franzöſiſche Geſetzgebung, jpeziell Durch Artikel 815 
des code civil und das in biefer Beziehung fehr verhängnißvoll wirtende Ge⸗ 
meinheitstheilungsgejeß von 1851 auch in dieſe Genoſſenſchaften hineingetragen 
if, dag diefe Theilbarkeit mit dem eigentlichen Charakter jener Genoffenjchaften 
durchaus im Widerfpruch geflanden hat. Was ich librigens hier von den Ge⸗ 
nofjenfchaften im üblichen Theil der Rheinprovinz angeführt habe, gilt auch für 
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andere Gegenden, namentlich im Bergiſchen. Ich glaube, mein verehrter alter Freund 
Freiherr v. Fürth if im Stande, in der Beziehung nähere Auskunft zu geben, 
er bat Ach in feiner früheren Thätigkeit fehr eingehend mit dieſer Materie be- 
ſchäftigt. 

Ich glaube alſo, eine abweichende Behandlung der rheiniſchen Genofſſen⸗ 
ſchaftswaldungen iſt nicht indizirt, und ich möchte Sie bitten, ſich durch etwaige 
Bezugnahme auf rheiniſche Berhältniffe nicht an der Ablehnung des Autrages 
behindern zu laffen. 

Abgeordneter Sinebel: Meine Herren, zu meinem Bedauern muß ich bei 
$ 6 von meinem biöherigen Alltirten mich entfchieden trennen. Ich habe bereits 
ausgeführt, daß nicht die Taufende Bewirthſchaftung diefer Genoſſenſchaften Schuld 
am den vielen Devaftationen trägt, fondern daß es die Theilungen gewejen find, 
welche die Devaftationen herbeigeführt haben. Wir kommen bier au den Theil 
des Geſetzes, wo die Theilungen erfchwert werden follen, und damit, wie ich 
glaube, au denjenigen Theil, der am meiften beftimmt iſt, ben bisherigen Uebel. 
ſtänden abzubelfen. 

Der Antrag, den ich mir zu ftellen erlaubte, wird die Theilungen erſchweren. 
Es if das nicht die uriprüngliche Abficht geweſen, in der ich diefen Antrag ein- 
gebracht habe, fondern ihm Liegt eine andere Idee zu Grunde. Indeſſen halte 
ih es nicht für den geringften Borzug des Antrags, daß er die Zheilnugen er- 
Ihwert. Die Idee ſelbſt if die folgende: 

Bir haben aus dem gemeinfamen Recht den Grundſatz übernommen, daß 
Bei einer Gemeinſchaft jede einzelne Berfon die Berechtigung haben folle, die 
Gemeinſchaft aufzulöfen. Diefen Grundſatz haben wir in die Berbältuiffe der 
öffentlichen Genoſſenſchaften hineingetragen, und der Herr Borrebner hat bereits 
angebdentet, mit welch unglücklichem @rfolge. 

Diefer Grundſatz tritt in dem vorliegenden Gejegentwurf wiederum zur Er⸗ 
ſcheinung. Nah dem Entwurf nämlih wird dann, wenn von Geiten der zu- 
Händigen Behörde überhaupt die Theilung für zuläffig erflärt worden if, und 
ein einzelner Theilhaber der Genoſſenſchaft den Autrag auf Theilung fiellt, dieſem 
Antrage Folge gegeben werben ınfffe; die DMajorität der Benoffen ift gegenliber 
dem Antrage dieſes einzelnen vollſtändig wehrlos, iſt ihm völlig anheim gegeben- 
Meine Herren, bätten wir nicht den Grundſatz des gemeinen Rechts überliefert 
erhalten, ich glaube, kein Menſch Hätte je daran gedadıt, jedem einzelnen &e- 
noffen das Recht zu geben, die Theilung gegen den Willen. der übrigen Genofſen 
berbeizuflihren. Unfer ganzes Genoffenfchaftsrecht beruht auf dem Grundſatz, daß 
zur Konftituirung einer Genofjenihaft eine Majorität erforderlich if, und daß 
ebenfo wie zur Konftituirung auch zur Auflöjung der Genofienfchaft die Majo- 
rität der Genofien gehört, die Genoſſen follen eben ſelbſt über Sein und Nichte 
fen der Genofſenſchaft entſcheiden Bon dieſem allgemeinen Genofienihaftsrecht, 
welches au Ausdrnd in dem Geſetz von 1875 wegen der Waldgenoſfſenſchaften 
gefunden hat, wird bier nun wieder abgegangen und die Möglichkeit gegeben, 
das jeder einzelne Genoffe die Genoſſenſchaft fprengen Tann, jofern nur die Thei⸗ 
Img für zuläffig erklärt if. 

Ich erkenne an, daß die Bedingungen, ımter denen Überhaupt eine Theilung 
für zuläffig zu erflären if, in dem Entwurf erheblich verjchärft find gegen Die 
bisherigen Beftimmungen, nicht Tann ich aber anerlennen, daß fie einen genü⸗ 
genden Schutz dagegen gewähren, daß es nicht doch wiederum zu Theilungen 
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zomme, die den allgemeinen Intereſſen in gleicher Weife widerfprechen wie den 
bisherigen. Wir haben ja — ih fomme nicht gern nochmals darauf zurück — 
wir haben die Yälle gehabt, wo die Anſchanungen der Behörden über die Frage 
der Zwedmäßigkeit und Zuläſſigkeit nicht die wichtigen gemwejen find, und wo fie 
gerade die Beranlafjung geweien find, dag Theilungen eintraten, umd damit die 
Devaftationen. In dieſem Zuftande würde meines Ermeffens eine weſentliche 
Beflerung eintreten durch Annahme meines Antrages; ih kann aud anführen, 
daß in anderen Ländern, wo man ſich auch gezwungen gefeben bat, die Genofjen- 
ichaften durch neue Geſetze zu fchüigen, von ganz anderen Anjchaunngen ausge- 
gangen ifl. In der Schweiz ift fantonmweife eine ſolche Gefetsgebung bereits feit 
20 Jahren in Arbeit, dort wird fiberall zur Auflöfung einer Genofienjchaft 
mindeftens die Hälfte der Stimmen der Genoſſen, mehrfad aber fogar 2/, der 
Stimmen verlangt; nad; meinem Antrage würde die Hälfte der Genofien zu be- 
fließen haben, ob die Auflöfung ftattfinden foll, und das, meine ich, iſt doch 
das Mindefte, was man verlangen kann, daß die Trage der Eriftenz der Ge⸗ 
nofjenfchaft wenigftens der Beichlußfaffung der Dajorität der Genofſen unter- 
liegt. Hier ift gerade der wundeſte Punkt der ganzen bisherigen Geſetzgebung, 
und bier werden Sie mithelfen, die heilende Hand anzulegen, wenn Sie meinen 
Antrag annehmen. (Bravo!) 

Regierungstommiffar Geheimer Regierungsrat Sterneberg: Der $ 6 des 
Entwurfs beftimmt zunächſt, daß die Theilung der im S 1 genannten Waldun- 
gen in der Regel unzuläffig fein foll; nur ausnahmsweiſe geftattet der Entwurf 
die Theilung, wenn zunädft die Hauptvorausſetzung vorliegt, daß Ianbes- und 
forftpolizeiliche Intereſſen nicht entgegenftehen. Stehen diefe nicht entgegen, fo 
fol aud nur dann getheilt werden lünnen, wenn erfiens die Holzung zu einer 
forfimäßigen Bewirtbichaftung überhaupt nicht geeignet ift, oder zweitens der Grund 
und Boden zu anderen als forfilicden Zwecken mit erheblich größeren Bortheilen 
benutt werden kann. 

Zu diefen Beſtimmungen find nım zwei Anträge geflellt, ber eine von dem 
Herrn Abgeordneten Knebel, der andere won den Herren Abgeordneten Filbry 
und Genofien. Der erfte will eine Erfchwerung der Theilung, der zweite erftrebt 
eine Erleichterung der Theilung. 

Was zunähft den Antrag des Herrn Abgeordneten Knebel betrifft, fo fol 
danach die Theilung beim Borhandenjein der Borausjegungen des $ 6 nur dann 
zugelafjen werden, wenu bie Mehrheit der Interefſenten, nach Köpfen und An⸗ 
theilen berechnet, die Theilung beantragt. Die Staatsregierung muß es dem 
Hohen Haufe anheimgeben, eine derartige Erſchwerung für ſolche Fälle zu be- 
fchließen, in welchen an fi die Erhaltung der Wälder nicht im öffentlichen In⸗ 
tereffe liegt. 

Was dagegen ben zweiten Antrag der Herren Abgeorbneten Filbry und &e- 
noffen betrifft, auch dann die Theilung zur geftatten, wenn landes- und forftpo- 
lizeiliche Intereffen entgegenftehen, fo muß die Königliche Staatsregierung fi 
gegen diejen Antrag ganz entjchieden ausipredhen. Dieine Herren, daß landes- 
und forftpolizeiliche Intereſſen der Theilung nicht entgegenftehen dürfen, ift 
eigentlich eine ganz felbfiveritändlicde Beſtimmung; ftehen biefe Intereſſen ent- 
gegen, dann darf nicht getheilt werden, wenigftens find auch in den alten Pro- 
vinzen jolde Anordnungen und Vorkehrungen zu treffen, welche diefes Interefſe 
wahren. In den neuen Provinzen ift ausdrüdlich befiimmt worben, daß die 


— 833 — 


landespolizeifichen Intereſſen der Theilung nicht entgegenftehen dürfen. Meine 
Herren, was würde denn auch der Erfolg fein, wenn ohne Rückſicht auf die 
landes. und forftpolizeilichen Intereſſen getheilt würde? Es würde dann eine 
Theilungsbehörde die Theilung mit großen Koiten und Aufwand an Zeit durch⸗ 
führen, e8 würde dann die Landespolizeibehörde kommen und fagen: nein, im 
Landespolizeiintereffe ift e3 erforderlich, daß diejer Wald, fei es als Schutz wald, 
fei e8 als Genoſſenſchaftswald, erhalten wird. Es würde dann auf Brund des 
Baldfchutgejeies entweder eine Schugwalbung errichtet, oder eine Genoffen- 
Ihaftöwaldung gebildet werden müllen, und das Waldſchutzgericht mit größeren 
Koften den Zuftand wieder herfiellen möüflen, den die Theilungsbehörde mit 
großen Koften herbeigeführt hat. Ich glaube nicht, daß man ernſtlich daran 
denken kann, ſolche Theilung zuzulafien. 

Es ift dann ferner von den Herren Abgeordneten Yilbry und Genoſſen noch 
ein Antrag geftellt, der dad Berfahren betrifft, und zwar des Inhalts, daß, 
wenn die Auseinanderfegungsbehörde die Theilung . verweigert bat, nun über 
diefe Verweigerung eine Gommiffton definitiv entſcheiden fol, welche zujammen«- 
geſetzt ift and 3 Mitgliedern, die von der Anffichtsbehörde beftellt, und zweien, 
die von den fntereffenten gewählt werden. Eine foldhe Beftimmung würde in 
dem Juftanzenzug, der für das Berfahren in Auseinauderjegungsfachen befteht, 
ganz mefentlich eingreifen. Die Auseinanderjegungsbeamten enticheiden in dieſen 
Sachen als Bericht, fie entjcheiden in Form eines richterlichen Urtheils, und 
gegen ein folches Urtheil ift ein ganz geordnetes Verfahren vorgefchlagen. Es 
if die Berufung dagegen zuläffig, welde an das Oberlandestulturgericht geht. 
Bermeigert nın das Oberlandeshulturgericht als Auseinanderjegungspebörde die 
Theilung, dann würde nad dieſem Abänderungsantrage eine Kommiſſion ein- 
treten müſſen und fiber diefes richterliche Urtheil des: Gerichtshofes Entfcheidung 
zu treffen haben. Das, meine Herren, wilrde man wohl nicht zulaffen können. 
Es kommt noch hinzu, daß gar nicht feitgeftellt ift, welches Nechtsmittel gegen 
ein ſolches Erkenntniß eingelegt werden fol, es ift feine Friſt beftimmt, es fehlt 
überhaupt jede Borfchrift Über das Berfahren, weldes die Kommiffion einhalten 
fol. Die Commiſſion würde nicht in der Lage fein, Sachverſtändige zu ver- 
nehmen, namentlich nicht zu bereidigen, e8 würde überhaupt jede Borjchrift fiber 
das Berfabhren fehlen. 

Ich glaube nicht, meine Herren, daß diejer Antrag zur Annahme ſich 
empftebit, und ich möchte daher das Haus bitten, ihn abzulehnen. 

Bräfident: Die Diskuffion if geſchloſſen. 

Der Herr Berichteritatter hat das Wort. 

Berichterflatter Abgeordneter Dr. Freiherr v. Guftebt- Darbesheim: 
Meine Herren, betreffend den Antrag Knebel, halte ich es fiir meine Pflicht, hier 
noch hervorzuheben, daß derfelbe aud in der Commiſſion in erfter Lejnng” ge 
ftelt und dort nar mit einer Stimme Majorität abgelehnt worden if. Ich 
möchte mich fonft der Anficht hingeben, daß, wenn derjelbe in zweiter Leſung 
geftellt wäre — ich glaube, er ift in zweiter Leſung nicht wiederholt — er mög- 
licherweiſe die Majorität gefunden hätte. Jedenfalls kann ich conftatiren, daß 
feiten$ der Regierungsvertreter diefem Antrage ein irgendwie lebhafter Wider« 
ftand nicht entgegengeftellt worden iſt. 

Bräfident: Deine Herren! Wir kommen zur Abflimmung. Ich werde 
zunähft abftimmen laſſen fiber ben Antrag Knebel Nr. 184 ad 2, das heißt 
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fragen, ob im zweiten Alinea Hinter dem Worte „nur“ binzugefligt werben fol 
„auf Antrag der Mehrheit der Eigenthümer, nach Antheilen und 
Köpfen berechnet, und aud dann nur“ 
Wie auch diefe Abſtimmung fallen möge, ich laſſe dann abſtimmen fiber ben 
erſten Theil des Antraged Filbry sub a, und zwar werde ich affirmativ fragen, 
ob entgegen dem Antrage Filbry die Worte beibehalten werben jollen, welche 
lauten: 
und Iandes« oder forſtpolizeiliche Intereſſen nicht entgegenflehen. 

Wie auch biefe Abftimmung fallen möge, ich laffe dann abflimmen über ben 
zweiten Theil des Antrages Filbry sub b, das heißt, ob in dem Alinea 8 ber 
Zuſatz hinzugefügt werden fol, den das Amendement projectirt. Endlich Taffe 
ih abftimmen über den 8 6, wie er fih nad allen dieſen vorangegangenen 
Abſtimmungen geftaltet haben wird. Damit ift dad Haus einverflandent. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche den Antrag Knebel Ar. 184 ad 2 
der Druckſachen annehmen wollen, ſich erheben. (Geſchieht.) 

Das ift die Minorität; der Antrag Knebel ift abgelehnt. 

Jetzt bitte ich, daß diejenigen Herren, welche entgegen dem Antrage Yilbry 
die Worte beibehalten wollen, welche lauten: 

und landes. oder forftpolizeiliche Interefſen nicht entgegenftehen, 
fih erheben. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität, die Worte find beibehalten. 

Jetzt bitte ich, daß diejenigen Herren fich erheben, weiche den zweiten Theil 
des Filbry’jchen Antrages annehmen, das haft im Alinea 3 den beantragten 
Zuſatz hinzufügen wollen. (Geſchieht.) 

Das if die Minorität, der Antrag Fibry ift in feinem zweiten Theile 
gleichfalls abgelehnt. 

Es kommt daber der $ 6 fo zur Abflimmung, wie die Sommiffion ihn for- 
mulirt bat. Ich bitte, daß diejenigen Herren fi) erheben, welche ihn aljo ans 
nehmen wollen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität; der $ 6 if in der Fafſſung der Commiſfion an- 
genommen. 

Jetzt fommen wir zur Diskuſſton des 6 7. 

Berichterftatter Abgeordneter Dr. Freiherr v. Guftebt: Meine Herren, die 
Commiſſion hat mit großer Majorität den hier fettgedruckten Paſſus neu in das 
Geſetz aufgenommen. Ich gebe zu, daß der Bericht in etwas magerer Weiſe 
dieſes hier behandelt hat, da ich aber annehmen kann, daß die Sache hier noch 
eingehend erörtert wird und, wie ich glaube, in entgegengeſetzter Weiſe ſeitens 
der Regierung erörtert werden wird, ſo kann ich für den Moment auf das Wort 
verzichten. 

Abgeordneter Steinbuſch: Meine Herren, in einzelnen Landestheilen hat, 
wie die Motive ausführen, das Streben, die gemeinſamen Waldungen zur Thei⸗ 
lung zu bringen, in den letzten Jahren ſich ſtärker denn ſonſt geltend gemacht, 
wahrſcheinlich weil eine gewiſſe Vorahnung herrſchte von den kommenden Dingen. 
So erſtrecken ſich nach den Motiven die anhängigen Waldtheilungen auf einige 
90 Ortſchaften und auf ein Areal von 5,800 Hektaren in meinem heimathlichen 
Kreife Altenkirchen. j 

Ein Grund für diefe außerordentliche Anzahl liegt auch in der Thatſache, 
daß die Auseinanderfegungsbehörden die die Theilung nachſuchenden Intereffenten 
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wohl im Hinblid auf diefen Geſetzentwurf fo lange hinzuhalten ſuchten, bis die 
Thür zugemadht wird. Herr Abgeordneter Filbry hat Ihnen einen eflatanten 
Tall vorgetragen, wie man die nterefienten einer Gemeinde hingehalten hat; 
ich Lönnte Ihnen ähnliche vorführen. So lange nun aber in der Nheinprovinz 
die Gemeindetheilungsorbuung vom 19. Mai 1851 Geltung bat, follte es doch 
Pflicht der Behörde fein, ihr entfprechendb in dem . @eltungsbereih zu handeln. 
Nach diefer Ordnung if die Naturaltheilung bedingungsios zuläjfig, wenn bie 
Miteigenthüimer einig find. 

Run follen nah 5 7 der Borlage auch diejenigen, deren Theilungfache ohne 
ihr eigenes Verſchulden nicht zum Austrage gebracht if, von dem neuen Geſetze 
mit betroffen werden. Es ‚mag dies vielfady im öffentlichen Sinterefie gelegen 
fein, aber billig und recht deu PBrivatinterefienten gegenüber finde ich es nicht 
und kann ich deshalb dem $ 7 nicht zuſtimmen. 

Minifter für Landwirtbichaft, Domänen und Forſten Dr. Lutius: Meine 
Herren, die Commiſſion bat dem $ 7 einen Zufat gegeben, der dahin geht, daß 
die Wohlthaten dieſes Gejeges auch denjenigen Intereſſenſchaften infofern zu 
@ute kommen follen, als ihnen, foweit in Folge dieſes Geſetzes das bereits ein- 
geleitete Theilungsverfahren eingeftellt wird, wo bereit Koſten erwachien find, 
dieſelben erlaffen werden follen. Ich kann namens der Staatsregieruug erflären, 
dag dem Commiſſionsbeſchluß ein Widerftand nicht entgegengefett wird. 

Präfident: Es hat fich niemand weiter zum Wort gemeldet, die Dis- 
kuſſion if gefhloffen. Wir lommen zur Abfimmung. Ach werde bitten, 
daß diejenigen Herren, weldhe den $ 7 der Commiſſion nicht annehmen wollen, 
fih erheben. (Geſchieht) Er if angenommen. 

Ach eröffne jetzt die Diskuffion über $ 8, — 9, — 10; bier lag ein Abän- 
derungdantrag von dem Abgeordneten Schreiber vor, berjelbe if} aber zurückge⸗ 
zogen; auch zu $ 10 meldet fich niemand, Abänberungsanträge liegen nicht vor, 
ich darf alfo wohl conflatiren, daß aud die 88 8, 9, 10 nah den Borfchlägen 
der Commiſſion angenommen find. 

Ich erüffne jet die Diskufflon über Ueberſchrift und Einleitung, — auch 
gegen diefe erhebt ſich kein Widerſpruch, fie find gleihfalls angenommen. 

Ich ertheile dem Herrn Berichterftatter noch das Wort über Petitionen. 

Berichterflatter Abgeordneter Dr. Freiherr v. Guſtedt: Meine Herren! Es 
ſind zu diefem Geſetze mehrere Petitionen eingereicht worden, die alle darauf 
hinzielen, die techniſche Staatsauffiht aus dem Geſetze zu eliminiren. Der Ge⸗ 
genftand ift Hier fo eingehend behandelt worden, daß ich anf die Petitionen nicht 
weiter einzugeben brauche. 

Präfident: Es verlangt niemand das Wort, es erhebt fi) auch fein Wiber- 
iprud) gegen den Antrag der Sommiffion. Das Haus Hat alfo bejchloffen, bie 
Betitionen durch die in der Hanptjache gefaßten Beichlüffe für erledigt zu 
erachten. 

Damit iſt dieſer Gegenſtand der Tagesordnung erledigt. 


E, Dritte Berathung. 


61. Sigung am 14. Februar 1881. 


Bräfident: Ich eröffne die Generaldiskuſſion und ertheile dad Wort dem 
Abgeordneten Knebel. 
Abgeordneter Knebel: Der Entwurf hat ſich zwar dadurd, daß Sie unfere 
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Anträge in der zweiten Leſung abgelehut haben, in weſentlichen Punkten nicht 
fo geftaltet, wie es dem Intereſſe derjenigen Landestheile entipricht, weldye ich zu 
vertreten die Ehre babe. Ich Habe auch noch ein Bedenken gegen denjelben, in- 
fofern als das Berhältnig dieſes Entwurfes zum Waldſchutzgeſetz nicht vollfiän- 
dig Mar geftellt if. Es wird zu zweifelhaften ragen Beranlafjung geben, ob 
nämlich Genoffenjchaften, die bereit auf Grund des Gefeges vom Jahre 1875 
conftituirt find, nunmehr unter diefes Gejeg fallen, oder ob fie nach dem Geſetz 
vom Sabre 1875 aufrecht erhalten bleiben. Es hat dies eine nicht unerbebliche 
prinzipielle Bedeutung, infofern als wenn dieſes Geſetz dem Waldſchutzgeſetze de- 
rogirt hinſichtlich der Genoffenfchaften, der Geichäftstreis der Waldſchutzgerichte 
auf ein Außerft geringes Maß beſchränkt werden wird. 

Troß diefer Bedenten werde ich indefjen für den Gefegentwurf ſtimmen und 
zwar wegen der großen Vortheile, die wir auf der anderen Seite und von dem⸗ 
felben verjpredden. Sie liegen theilweife darin, daß endlich diefe bisher fo ver- 
nadjläffigten GSenoffenfchaften eine feſte Regelung erhalten, und daß dem Un. 
ſegen der Theilungen Einhalt gethan wird. 

Ich möchte aber doch an den Herrn Minifter die Bitte richten, daß wenig⸗ 
ſtens für diejenigen Landestheile, wo eine techniſche Aufficht nicht gerade ein Be⸗ 
dürfniß iſt, Durch reglementarische Beflimmungen Borforge getroffen werben möge, 
daß den Betheiligten die möglichfte Freiheit in der Bewirthichaftung aufrecht er» 
halten bleibt. Geichieht dies, fo wird der Herr Minifter ganz gewiß dazu bei« 
tragen, daß dieje Genoffenfhaften diejenige Bedeutung im öffentlichen Leben auch 
behalten, die fie einnehmen jollen., (Bravo!) 

Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forflen Dr. Lucius: Die 
von dem Herrn Abgeordneten Knebel gewünſchte Zuſicherung, daß dort, mo be- 
reits technisch und wirthichaftlich richtig für die Bewirthichaftung genoffenfchaft- 
liher Holzungen gejorgt ift, vo Seiten der Staatsverwaltung feine ungeredjt- 
fertigten Eingriffe geicheben follen, fondern vielmehr das beſtehende georbnete 
Berhältniß refpektirt werden wird, glaube ich meinerfeits geben zu können. Es 
liegt ja auch vollkommen in der Natur der Sache, daß die Forfiverwaltung ſich 
nicht ohne Noth Aufgaben aufblirdet, die bereits in genligender Weife anderweitig 
gelöft find. Es liegt ja in feiner Weife auf Seiten der Forſtauffichtsbehörde 
und ihrer ausführenden Organe die Neigung vor, fih in Berbältniffe einzu- 
mifchen, die bereit3 wirthſchaftlich und technisch richtig geordnet find, und id) 
glaube in der That, daß der Herr Abgeordnete fi in der Beziehung meines 
Erachtens Leinen Beforguifien hinzugeben braudht. 

Was das Verhältniß dieſes Bejeges zu dem Geſetz vom 6. Juli 1875 be- 
trifkt, fo wird e8 allerdings ſchwierig fein, hier in Kürze und unvorbereitet die 
verjchiedenen Beziehungen, die dieſe Geſetze zu einander haben, darfiellen zu 
tönnen. Im allgemeinen glaube ih nur jagen zu können, daß eine Kollifion 
beider Geſetze meines Erachtens kaum mahrjcheinlich oder zu befürchten fein dürfte. 
Das Geſet von 1875 handelt einmal von Schugwaldungen, welche in dieſem 
Gejeg überhaupt nicht berührt werden und zweitens von der Bildung von 
Waldgenoſſenſchaften. Die Bildung von Waldgenofjenfchaften aber jegt Verhält⸗ 
niffe voraus, die bei dieſem Geſetz, welches wir jet behandeln, nicht ftatthaben. 
Bei der Bildung von Waldgenofjenichaften werden gemiffermaßen Wiederver⸗ 
einigungen gejchaffen von bereits einzeln, in getrennten Befitz übergegangenen 
Baldungen, während das jegige Geſetz wejentlih überhaupt umfaßt diejenigen 
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gemeinſchaftlich und ungetheilt befefienen Waldungen, die eben noch nicht indi- 
pidwell getbeilt find und nun in Zukunft aud nicht getheilt werben ſollen. Ich 
glaube ſonach, daß dieſe Materie fi) in beiden Gefegen wohl abgrenzen lafſen 
wird, wenn auch vielleicht in dem einen oder anderen Zweifelfalle eine Auftlä- 
zung und nähere Ermittelung nöthig jein wird. Daß diefe in finn- und ſach⸗ 
gemäßer Weiſe erfolgen fol, dafür zu forgen wird die Staatsregierung aller» 
dings befirebt fein müſſen. 

Bräfident: Es hat fi) niemand weiter zum Wort gemeldet, die General⸗ 
distujſion ift geſchloſſen. 

Ich eröffne jetzt die Spezialdiskuſſion über die $$ 1, — 2, — 3, — 4, — 
b, — 6. — 7, — 8, — 9, — 10, — Ueberſchrift und Einleitung. Niemand 
meldet fich zum Wort. Ich kann wohl ohne formelle Abſtimmung konſtatiren, 
daß die 88 1—10 incl. nebſt Ueberfehrift und Einleitung im einzelnen ange 
nommen find. Ich conftatire das. 

Bir kommen zur definitven Abflimmung iiber das ganze Geſetz. Ich bitte, 
Voß diejenigen Herren, weldhe das ganze Gejeg, wie Sie e8 sub Nr. 242 der 
Drndjachen verzeichnet finden, nunmehr definitiv annehmen wollen, fi erheben. 
(Geſchieht.) 

Das iſt die große Majorität. Der Geſetzentwurf iſt angenommen. 


F. Entwurf eines Geſetzes über gemeinſchaftliche Holzungen in der 
vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verordnen, 
mit Zuftimmmung beider Häufer des Landtages Unſerer Monardjie, für den ganzen 
Umfang berjelben was folgt: 

8 1. Dieſes Gefeß findet Aumwendung 

1. auf Holzungen und die damit in örtlichem Zufammenhange 
fiehenden Waldblößen, an welchen bei dem Inkrafttreten deffelben 
das Eigentyum mehreren PBerfonen gemeinfchaftlich zuftebt, ſofern nicht 
nachgemwiefen wird, daß die Gemeinfchaft dur ein beſonderes pri- 
vatrechtliches Berhältnif entftanden ift, insbejondere auf die Hol- 
zungen der Nealgemeinden, Nugungsgemeinden, Martgenofienichaften, 
Gehöferfhaften, Erbgenofienfhaften und gleichartiger Genofien- 
ſchaften, 

2. auf Holzungen, welche Mitgliedern einer ſolchen Genoſſeuſchaft, oder 
welche einer Klaffe von Mitgliedern oder von Einmohnern einer Ge⸗ 
meinde dur eine Gemeinheitstheilung oder Forftfervitutenablöfung 
als Gejammtabfindung überwiefen werden ober bereits früher über⸗ 
wiefen worden und bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes gemeinjchaft- 
liches Eigenthum geblieben find. 

Abfindungen, welche den vorfichend bezeichneten Berechtigten 
bei einer Gemeinheitstheilung oder Forſtſervitutenablöſung als Hol- 
zung zu gewähren find, dürfen nur als Gefammtabfindung über- 
wiefen werben. 

$ 2. Unverändert. 

$ 3. Die Aufſichtsbehörde ift befugt, die Koften, welche durch die Ausfüh- 
rung der von ihr innerhalb ihrer Zuſtändigkeit getraffeneu Anordnungen entftehen, 
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auf die Miteigenthitmer nach dem Berhältnifle ihrer Eigenthumsantheile zu ver» 
tbeilen und, vorbehaltlich des Ben Miteigenthümern über eine andere 
Art der Bertheilung zuſtehenden Rechtsweges, im Berwaltungszwangs- 
verfahren einzuziehen. 

Die aus der faatlichen Dberaufficht erwachſenden Koften fallen der Staats⸗ 
taffe zur Laſt. 

S 4. Beläuft fih die Zahl der Miteigentblimer einer Holzung auf mehr 
als fünf, jo find dieſelben auf Berlangen ber Aufficytsbehörbe verpflichtet, Be⸗ 
vollmädtigte zu beftellen, welche fie in allen die Bemeinfchaft betreffenden Auge» 
legenheiten ber Auffichtsbehörde gegenüber zu vertreten und welche die von dieſer 
innerhalb ihrer Zuftändigleit erlaffenen Berfägungen auszuführen haben. Die 
Zahl der Bevollmächtigten darf drei nicht überſchreiten. 

Auf Antrag der Auffichtsbehörde oder eines Miteigenthümers iſt die Art 
der Beftellung der Bevollmächtigten, fowie das Berhältniß derfelden unter ein- 
ander und zu den Miteigenthlimern durch ein Statnut zu regeln. 

Das Statut bedarf der Zufimmung ber Mehrheit der DMiteigenthiimer, 
nad) dem Berbältniffe der Autheile berechnet und der Beſtätigung duch das 
Waldſchutzgericht. Auf die Feſtſtellung des Statuts finden beziiglich der Bildung 
und der örtlichen Zufländigfeit der Waldjchußgerichte, des Berfahrens bei den- 
jelben, der Berufung und des Verfahrens in den Berufungsinftanzen die 88 31 
und folgende des Gefetes, betreffend Schugwaldungen und Waldgenoffenfchaften, 
vom 6. Juli 1875 (Geſetzſamml. ©. 416) entfpredende Anwendung. 

Wenn die Beſtellung von Bevollmächtigten nicht erfolgt, jo liegt die Ver⸗ 
tretung der Miteigenthümer gegenliber der Auffichtsbehörde dem Gemeinde⸗ 
vorſteher derjenigen Gemeinde ob, zu deren Bezirke die Holzung, beziehung 
weile der größere Theil derfelben gehört. Der Gemeindevorficher kann von 
den Miteigenthlimern den Erjat feiner baaren Auslagen und eine mit feiner Mühe- 
waltung in billigem Berbättniffe ftehende Entſchädigung beanfpruchen. Die Bes 
ſchlußfafſung hierüber ſteht der Aufſichtsbehörde zu. 

F 5. Die nad Antheilen zu berechnende Mehrheit der Eigen⸗ 
thümer iſt berechtigt, die Verwaltung und Bewirthſchaftung der 
Holzung (8 1) durch ein in Gemäßheit des 5 4 feilzuftellendes nnd 
zn beflätigendes Statut zu regeln. 

$ 6. Unverändert. 

$ 7. Die Beflimmungen bes $ 6 finden auch auf bereits eingeleitete Thei⸗ 
Iungen Anwendung, wenn zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes der Thei- 
Iungsplan noch nicht endgültig feftgeftellt if. 

Wird das Theilungsverfahren in Yolge dieſes Geſetzes eingeftellt, fo fallen 
die entſtandenen Regulirungstoften der Staatskafſe zur Lafl. Daffelbe tritt 
ein für die in Folge des Art. 3 des Geſetzes vom 25. Juli 1876 
(Gefetfammi. S. 366 ff.) eingeſtellten Theilungsverfahren. 

$8 Zur Bildung und Veräußerung von Theilftliden einer Holzung 
(8 1) it die Genehmigung der Auffichtsbebörde erforderlih. Die Genehmigung 
mu ertheilt werden, wenn die Bedingungen des $ 6 vorliegen, oder bas 
TSheilftüd als Holzung erhalten und auf Berlangen ber Behörde 
ihrer Aufſicht nach Maßgabe dieſes Geſetzes unterflellt bleibt. 

Die Genehmigung tft nicht erforderlich, wenn die Veräußerung für 
Zwede erfolgt, wegen welcher das Enteiguungsverfahren zuläffig ift. 
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$ 9. Miteigenthümer, Rugungs-, Gebrauchs. und Gervitutberechtigte, fowie 
Pächter ober Käufer find, wenn fie ohne die gefeglich erforderliche Benehmi- 
gung der Auffihtsbehörde Holz einſchlagen oder einfchlagen laſſen, mit einer 
Geldfirafe zu beftrafen, welche dem doppelten Werthbetrage des gefällten Holzes 
gleihlommt. 

Wenn ſie jonftige Nugungen ausüben, welche die Aufſichtsbehörde innerhalb 
ihrer Zuftändigleit verboten bat, jo find fie mit einer Geldfirafe bis zu Einhun- 
dert Mark zu beftrafen. 

8 10. Inſoweit in einzelnen Landestheilen der Forfibetrieb in den oben 
bezeichneten Holzungen von den Staatsforfibehörden oder Beamten geflihrt wird, 
verbleibt es bei den beftebenden gejeglichen Beftimmungen. 

In Kaft bleiben ferner: 

1. das Forfigeieg für das ehemalige Amt Olpe im Areiſe Olpe vom 
6. Jannar 1810; 

2. die in dem $ 5 der Verordnung vom 9. November 1816 (Sammlung 
ber Edikte und Verordnungen für das Herzogthum Raffau, Band 2 
&. 166) aufrecht erhaltenen Borfchriften über die Hauberge im vor- 
maligen Herzogthume Naſſau, insbefondere die Hanbergsordnung für 
das frühere Fürſtenthum Giegen vom 5. September 1805; 

3. die Polizeiordnung über die Bewirtbichaftung der Hauberge in ben 
Aemtern Freusburg und Friedewald, Kreifes Altenlirchen, vom 21. Ro- 
venber 1836 (Amtsblatt der Regierung zu Coblenz für 1837 ©. 59 
und Geſetzſamml. für 1851 ©. 382); 

4. das Waldkulturgeſetz für den Kreis Wittgenftein vom 1. uni 1854 
(Geſetzſamml. S. 329); 

5. die Hanbergsordnung für den Kreis Siegen vom 17. März 1879 
(Geſetzſamml. ©. 23233). 

Im Uebrigen werden alle Borjchriften, welche dem gegenwärtigen Geſetze 
entgegenftehen oder fich mit demfelben nicht vereinigen laflen, insbejondere auch 
der $ 47 des Geſetzes vom 6. Zuli 1875 (Geſetzſamml. S. 416) und Art. 8 
und 6 des Geſetzes vom 25. Juli 1876 (Geſetzſamml. &. 866) auf- 
gehoben. 

Urkundlich zc. 


108. 
Verhandlungen des Herrenhanfes über dag Geſetz über gemein- 
ſchaftliche Holzungen. 
A. Erfte Berathung. 
12. Sigung am 14. Februar 1881. 
Der Gefeh- Entwurf wird der Agrarkommiſſion überwieſen. 


B. Zweite Berathung. 
17. Sigung am 21. Februar 1881. 
Bräftdent: Wir fommen zum 
mündlichen Bericht der Kommilfton fir Agrarverhältnifie 
über ben Geſetzentwurf über gemeinſchaftliche delgungen. 
Jahrb. d. Br. Forft- u. Jagd⸗Geſeßg. XIII. 
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Als Regierungstömmiffare werden fungiren die Herren: Geheimer Ober- 
Negierungsrath Michelli, der Landforfimeifter Haas und der Geheime Regierungs- 
rath Sterneberg. 

Berichterftatter ift Herr von der Oſten; ich ertheile demfelben das Wort. 

Berichterftatter von der Oſten: Deine Herren, der Geſetzentwurf, der 
Ihnen vorliegt, hatte bereit in der vorigen Seifton die Zuſtimmung dieſes 
Haufes erfahren. Er kam aber im Abgeorbnetenhaufe nicht mehr zur Erledi« 
gung. Die Staatsregierung hat nun in diefer Seffion deu Gefegentwurf in der 
Faflung, wie er ſich nad den Beſchlüſſen diefes Haufes geftaltet bat, dem an- 
deren Hanje vorgelegt. Dort ift derjelbe in einigen Punkten verändert und nehme 
ih an, daß die hierliber im anderen Haufe gepflogenen Berbandlungen im All« 
gemeinen Ihnen befannt find. Unter diefer Borausfegung und bei der Geichäfts- 
lage des Haufe glaube ich anf eine generelle Berichterftattung verzichten zu 
können. Ich erlaube mir nur bezüglich des Standpunktes, den Ihre Agrarkom- 
miffton bei der Prüfung der Vorlage eingenommen bat, Folgendes zu bemerlen: 
Sie war der Anficht, daß fie dem Wunſche der Staatsregierung, dieſes Geſetz 
in diejer Seffton endlih zu Stande zu bringen, nachkommen müfſe. Sie bat 
daber das Bedenken, welches durch den Schlußjatz des $ 1 hervorgerufen worden, 
fallen lafien, und zwar mit Rückſicht auf die hierliber abgegebene Erklärung der 
Staatsregierung. Dem $ 1 war nämlid im Abgeoronetenhaufe der Schluß- 
paffus Hinzugefügt: 

Abfindungen, welche den vorftehend bezeichneten Berechtigten bei einer 
Gemeinbeitstbeilung oder Forfifervitutenablöfung als Holzung zu ge» 
währen find, dürfen nur als Gefammtabfindung itberwiefen werden. 

Die Agrartommiffton war der Meinung, daß mit diefem Zuſatz in der vor- 
Iiegenden Fafſung eine materielle Aenderung der beftehenden Agrargefeggebung 
herbeigeführt werde. Dem gegenüber erflärte die Staatsregierung, daß eine 
materielle Aenderung der Agrargefeggebung nicht beabfichtigt ſei. Der Zuja habe 
nur den Zwed, zu beftunmen, im Falle den unter Nr. 2 näher bezeichneten Mit- 
gliedern einer Genoſſenſchaft eine Abfindung, ſei es in Forſtland, ſei e8 in beftanbener 
Forſt, gewährt werde, diefe Abfindung als Gejammtabfindung zu geben fei und 
daß alsdann die Vorſchriften diejes Gejetzes auf die Abfindung Anwendung 
finden follten. Ihre Agrarlommiffion Hat im Interefſe des Zuſtandekommens 
des Geſetzes geglaubt, bei der Erflärung der Staatsregierung e3 bewenden laffen 
zu können, und beantragt, dem vorliegenden Gejegentwurfe Ihre Zuftimmung 
zu ertbeilen. 

Präafident: Ich eröffne die Generaldistuffion. 

Das Wort hat Herr Bredt. 

Bredt: Meine Herren, nur menige Worte. Aber fo ganz ohne Sang und 
Klang darf diefer wichtige Gejegentwurf nicht aus dem Haufe gehen. Ich ſetze 
nur wenige Worte dem Bortrage des Meferenten hinzu. Es ift feitens der 
Staatsregierung anerlannt worden, daß das fogenannte Waldſchutzgeſetz vom 
Sabre 1875 nicht die Erfolge gehabt bat, die wir bei deſſen Berathung von ihm 
erwarteten. Es ift belanut, daß das fogenaunte Kulturedilt vom 14. Sep- 
tember 1811 die freie Benugung und Theilung der Privatwaldungen geflattete. 
Es ift num die Abfiht der Staatsregierung, wenigftens bei einem Xheile der 
Privatwaldungen, nämlid bei denjenigen gemeinfchaftlichen Holzungen, deren 
Erhaltung beſonders winjchenswerth ift, jeien e8 Genoffenfchaftsmaldungen oder 
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fogenannte Intereffentenforfien, einen befieren Schuß herbeizuführen. Dies foll 
geſchehen einmal dadurch, daß die fehlende ſtaatliche Ueberſicht eingeführt, an- 
dererjeit$ deren Theilung erjchwert wird. Wie wichtig die Erhaltung der ge- 
meinſchaftlichen Waldungen für die ländliche Bevöllerung if, wiffen wir am 
beften im Weften zu beurtheilen. Ach vermeife darüber auf die Motive und bie 
dortigen Ausführungen fiber die Waldvermüflungen im Kreife Altenfirchen, die 
großartigen Waldverwüflungen im Bergijchen, im Regierungsbezirk Coblenz und 
die eigentbiimlichen Verhültnifſe der Gehöferſchaften im Regierungsbezirk Trier. 
Ich will bei der knappen Zeit auf Einzelnes nicht weiter eingehen. Der Herr 
Berichterfiatter hat dargelegt, daß das zu berathende Geſetz weſentliche Anfech- 
tungen im .anderen Haufe nicht erlitten bat. Schon im vorigen Jahre iſt es 
dort eingebracht und Lommifjarifch berathen worden. Auch diesmal find dort, 
nachdem man nad längeren Debatten die Nothiwendigleit der Aufficht des Staats 
über die gemeinfchaftlichen Holzungen in der beabfichtigten Yorın anerlannt hat, 
größere Einwendungen nicht gemacht worden. Ich glaube daher, meine Herren, 
daß wir der Königlichen Staatsregierung den Dank für das Geſetz ausfprechen 
und vorjchlagen dürfen, ohne weitere Diskuſſion über die Einzelparagraphen, 
daſſelbe en bloc anzunehmen. 

Minifter für die Iandwirtbichaftlichen Angelegenheiten Dr. Lucius: Ich 
fann meinerjeitS bloß die Befriedigung der Königlichen Staatsregierung aus 
fpredden, wenn dieſe gefeggeberifche Arbeit bier in diefem Hohen Haufe zum Ab⸗ 
ſchluß gelangen wird. Die Nothwendigkeit und Nützlichkeit diefes Gejegentwurfs 
ift anerfannt worden in beiden Häuſern des Landtages und die Staatsregierung 
fieht in diefem Bejegentwurf einen gewiflen Abſchluß auf diefem @ebiete, welcher 
es ermöglicht, für einen großen zahlreihen Theil von Holzungen eine forftimäßig 
gefiherte Wirthichaft einzuführen und ihre Erhaltung zu fihern. Ich meiner- 
feit3 kann ferner nicht unterlaflen, ſeitens der Staatsregierung die Auffaffung 
des Herrn Referenten zu beflätigen, wonach in dem von dem Abgeordnetenhaufe 
beſchloſſenen letzten Alinea des $ 1 keinerlei materielle Aenderungen ber bis⸗ 
berigen preußifchen Agrargejeggebung. enthalten find. 

Bräfident: Es hat fih Niemand fonft zum Worte gemeldet, ich jchließe 
deshalb die Generaldiskuſſion. Berlangt der Herr Berichterftatter das Wort? 
(Derfelbe verzichtet.) 

Dann kommen wir zur Abfimmung über den Antrag des Herrn Bredt, 
das Geſetz en bloc anzunehmen. Ich darf wohl auch ohne bejondere Abftim- 
mung, wenn ein Widerfpruch Dagegen nicht erhoben wird, Tonftatiren, daß das 
Haus mit dem Modus der Abflimmung en bloc einverftanden ift. 

Wir lommen nunmehr zur Abftimmung über das ganze Gejeß, und ich er⸗ 
ſuche die Herren, welche dem vorgenannten Geſetz in der vom Abgeordnetenhaufe 
beichloffenen Fafſung unverändert die verfafjungsmäßige Zufimmung ertheilen 
wollen, fi} zu erheben. (Geſchieht.) 

Das Gefet ift angenommen. 


22* 
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109. 


Die Einreichung der jährlicyen Berichte über die zu erwartende 
Eichelmaſt betreffend. 


Circ.⸗Verf. des Minifters für Landwirthſchaft sc. an fämmtlihe Königl. Regierungen excl. 
berjenigen zu Sigmaringen und an bie Königl. Finanz=Direction zu Hannover, III. 7068. 


Berlin, den 25. uni 1831. 


Die im Berfolg der Verfügung vom 24. Zuli 1868 (IIb 13267)*) zu er- 
ſtattenden Anzeigen fiber den Vorrath und Bedarf an Saateidheln find der Regel 
nad jo fpät Hier eingegangen, daß die Ausgleihung des Ueberfchuffes und Man⸗ 
gels fir die einzelnen Bezirke von Hier aus oft nicht rechtzeitig hat veranlaßt 
werden könmen. Ich fee die vorallegirte Berfligung deshalb Hiermit außer Kraft 
und überlaffe es der Königlichen Regierung (Sinanz- Direktion), wegen des etwa 
nöthig werdenden Bezuges von Saateicheln aus anderen Bezirken ſich mit diefen 
direft in Berbindung zu fegen. 

Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


110. 


Betr. den 8 8 des Geſetzes über gemeinſchaftliche Holzungen 
vom 14. März 1881. 


Circular⸗Verfügung des Minifters für Landwirihſchaft zc. an fämmtliche Herren Regierungs- 

BVräfidenten der Provinzen Ofts und Weſt⸗Preußen, Brandenburg, Pommern, Polen, 

Schleſien und Sachen, ſämmtliche Königliche Regierungen ber Rheinprovinz und ber Pro⸗ 

vinzen Weitfalen, SchleswigeHolftein und Heſſen⸗Naſſau, ſämmtliche Königliche Landdroſteien 

ber Provinz Hannover, ſämmtliche Königl. Generalfommilfionen und bie Königliche Finanz: 
Direction zu Hannover. II. 7126. I. 9989. 


Berlin, den 12. Inli 1881. 
. , III. 4221**) 
In Berfolg meiner Eircular-Berfügung vom 26. April d. J. TBB 
betreffend die Ausführung des Geſetzes fiber gemeinfchaftliche Holzungen vom 
14. März d. J.*), made ih auf die abfchriftlich beiliegende, im Juſtiz⸗Mi⸗ 
nifterialblatt Seite 137 abgedrudte Verfügung (a.) aufmerkſam, welche der Herr 
Juſtiz⸗Miniſter unter dem 10. Juni d. J. in Bezug auf den $ 8 des erwähnten 
Geſetzes an fämmtliche Amtsgerichte im Geltungsbereiche der Grundbuchordnung 
erlaflen bat. 
Der Minifter fiir Landwirthſchaft, Domänen und Jorſten. 


Lucius. 


*) fr. Jahrbuch Bd. I. 6. 196 Art. 101. 
*e) ofr. den Art. 78 ©. 200 bfs. Bos. 
*.°) cfr. ben Art. 49 ©. 130 dfs. Bos. 
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Zur Bildung und Veräußerung von Theilſtücken einer dem Geſetz fiber ge- 
meinfchaftlihe Holzungen vom 14. März 1881 (Geſ.Samml. ©. 261) unter- 
worfenen Holzung ift, abgefehen von Beräußerungen für Zwecke, wegen welcher 
das Enteignungsverfahren zuläffig if, Die Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
erforderlich ($$ 1, 8a. a. D.). 

Um (insbefondere für die der Entgegennahme von Anflafjungserflärungen 
porangebende Prüfung) Zweifeln vorzubeugen, mache id) die betheiligten Gerichte 
daranf aufmerffam, daß als Auffihtsbehörden im Sinne jenes Geſetzes zur Zeit 
anzuſehen find: 

1. in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Bommern, Poſen, Schlefien 
und Sachſen 

die Regierungspräfidenten, 
2. in der Provinz Hannover 

die Landdrofteien, 
3. in den übrigen Provinzen 

die Bezirksregierungen. 
Berlin, den 10. Juni 1881. 

Der Juſtizminiſter. 
ge3. Friedberg. 
An die Amtsgerichte im Beltungsbereiche der Grundbuchordnung. 

IL 2500. F. 66. 


111. 
Freihändige Verdingung von Rultur-, Verbeſſernngs nnd Wege- 
arbeiten betreffend. 


GircularsVBerfügumg bes Minifters für Landwirthſchaft zc. an fünuntliche Königl. Regierungen 
(mit Ausflug von Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz⸗Direction zu Hannover. 
III 9198. 

Berlin, den 17. Anguſt 1881. 

Zur Verminderung des Schreibwerles veranlaffe ich die Königliche Regie- 
rung unter entipredhender Abänderung der desfallfigen Beſtimmungen des $ 78 
der Geſchäftsanweiſung für die Oberförfter vom 4. Inni 1870*), diefelben gu er⸗ 
mächtigen, bei ſolchen Kultur-Berbefferungs- und Wegearbeiten, für welche die 
Berdingnng aus freier Hand zur Anwendung kommt, den Anſchlag nöthigenfalls 
His zn zehn Prozent, bei der Berdingung an den Mindeſtfordernden aber bis zu 
zwanzig Prozent überfchreiten zu dürfen, fofern Erſparniſſe bei anderen Poſi⸗ 
tionen des betreffenden Planes hierzu die Mittel bieten. Im Uebrigen bleiben 
die Beſtimmungen des 8 78 a. a. D. in Kraft. Gelbfiverfiäudlich if auf jede 
irgend zuläffige Sparjamleit nach wie vor Bedacht zu nehmen. 

Der Minifter für Laudwirthſchaft, Domänen und Korflen. 
Lucius. 


*) ofr. Jahrb. BL. IIL 6. 44. 
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Bauſachen. 
112. 


Die formelle Behandlung der Entwürfe zu fiskaliſchen Land- 
bauten und deren Veranfdlagung betr. 


Gircular-Berfüg. des Minifters für Landwirthſchaft sc. an ſämmtliche König. Regierungen 
unb Lanbbrofteien fowie bie Königl. Finanz-Direction in Hannover. II. 3611. 


Berlin, den 16. Juli 1881. 
Die Königliche Regierung wird hiermit davon benachrichtigt, daß die von 
dem Herrn Minifter der öffentlichen Arbeiten unter dem 21. v. Mts. erlaffene 
Berfügung III. 7429 (a), betreffend die Behandlung der Entwürfe zu fiscalifchen 
Landbauten audy für das Neffort der Domänen- und Yorft-Berwaltung Anwen⸗ 
dung zu finden bat. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


Berlin, den 21. Juni 1881. 

Die für die formelle Behandlung der Entwürfe zu fiskaliſchen Landbauten 
und deren Beranſchlagung beftehenden Vorſchriften haben ſich nicht als ausreichend 
erwiefen, um die fiir ſolche Ausarbeitungen wünſchenswerthe Weberfichtlichteit, 
Einfachheit und Gleichmäßigkeit herbeizuführen. Ich babe daher eine neue An- 
o weifung zur Regelung dieſes Gegenftandes entwerfen Iaflen, welche fowohl mög⸗ 
lichſte Sleichmäßigfeit in der Aufftellung der Anſchläge berbeiflibren, als auch 
auf thunlichſte Vereinfachung des Verfahrens hinwirken fol. 

Em. Hochwohlgeboren überfende ich ergebenft anliegend ... Eremplare der 
neuen Anmweifung zum Gebrauch bei der Regierung und zur Bertbeilung an bie 
Banbeamten Ihres Beziris mit dem Auftrage, ſämmtliche fih auf Landbauten 
bezieheuden Entwürfe und Anſchläge vom 1. September cr. ab nady den darin 
enthaltenen Vorſchriften ausarbeiten zu lafien. Die Anweiſung ift für alle 
Bauten zur Anwendung zu bringen, bei deren Ausführung die Beamten der All⸗ 
gemeinen Bauverwaltung von Amtswegen mitzuwirken haben. 

Der Minifler der Hffentlichen Arbeiten. 
9%. Maybach. 
An die Herren Regierungs-Präfidenten reſp. die Königlichen 

Regierungen und Landdrofteien, an die Königliche Fi⸗ 

nanz-Direltion in Hannover, die Königliche Minifterial- 

Ban-Eommilfion und das Königliche Polizei⸗Präfſidium 

hierſelbſt (je beſ.) III. 7429. 


Anweiſung 
für die formelle Behandlung der Entwürfe zu fislaliſchen Land⸗ 
bauten unb deren Veranſchlagung. 
Allgemeines. 


F 1. Die Anweifung gilt für jämmtlihe Neubauten, bagegen für Repa- 
ratur- reip. Um- und Erweiterungsbauten nur foweit, als die Berhältnifie es 
zulafien. 


— 345 — 


Bevor jpecielle Projefte und Koftenanjchläge nah Maßgabe der nachſtehen⸗ 
den Anmeifnng angefertigt werden, find, fofern der Bau nicht auf Grund vor- 
gejchriebener Normalien ausgeführt wird, für alle Bauten, "deren Koften mehr 
als 5000 M. betragen, Skizzen anfzuftellen und unter Beifllgung eines Situa- 
tionsplanes, eines generellen, jedoch alle wefentlihen Punkte Harftellenden Er- 
läuterungsberichtes, jowie eines Kofteniiberfchlages nah Duadratmetern der zu 
bebanenden Fläche und nad Kubitmetern des Rauminhaltes zur Revifion bezm. 
Superrevifion vorzulegen. 

Die eine Bauaulage bildenden verſchiedenen Baulichleiten find getrennt zu 
entwerfen und zu veranſchlagen und fomit: 

a) für das Hauptgebäude, 

b) für Nebengebäude, 

c) für Ummwährungen, 

d) für Piaherung und fonftige Befefigung der Höfe, Gartenanlagen 
n. f. w. 


e) für Brunnen u. ſ. w. 
geionberte Entwürfe und Anfchläge aufzuftellen. Ebenſo getrennt find Utenfilien, 
eräthe 2c. zu veranſchlagen. 


F 2. Der fpezielle Entwurf zu einem fislalifhen Landban befteht aus: 


A. den Situations- und Nivellements-, fowie den Banzeichnungen 
nebſt etwa erforderlichen Details, 
B. dem Erlänterungsbericht, _ 
C. en Spezialanfhlage mit Berechnung der Maſſen, Materialien und 
often. 


Jede Ausarbeitung nnd Zeichnung ift mit Datum, Namen und Amtscharal« 
ter ſowohl des Verfafſers ald des Reviſors zu verfehen. 


A. Zeichnungen. 

3. 1. Sitnations⸗ und Nivellementd:-Zeihnungen. Die Situations- und 
Nivellementszeichnungen follen die Oberfläche der Bauftelle und deren nächfte 
Umgebnng veranſchaulichen, und find die Längen in der Regel nad) dem Maßitabe 
von 1:500, die Höhen dagegen in zehnfachem Maßftabe der Längen aufautragen. 
Die Höhenlage ift indeffen nur bei fehr coupirtem Terrain durch befondere Ni— 
vellementszeihhnungen zu verdeutlichen, fiir gewöhnlich genügt ein Nivellements- 
net oder nur die Angabe der wicdhtigften Höhenzahlen im Situationsplane, wel⸗ 
cher außerdem ſtets die Nordlinie enthalten muß. In den event. beizufligenden 
Nivellementszeichnungen ift der Stand des Grundwafſers, ſowie der bekannte 
niedrigfte, mittlere und höchſte Wafferftand benachbarter Gewäffer zu vermerlen. 

2. Bauzeihnungen. Die Bauzeihnungen*) find in der Regel nad einem 
Maßſtabe von 1:100 aufzutragen und follen das projectirte Bauwerk durch die 
Grundriffe aller Geſchoſſe und ter Fundamente, durh Anfichten, Durchſchnitte, 
Ballen- und Sparrenlagen vollftändig zur Anſchauung bringen. Someit die 
Deutlichkeit nicht darunter leidet, Lönnen Ballen- und Sparrenlagen in die bes 
treffenden Grundriffe der Geſchoſſe mit blaffen Farben eingetragen, aud kann 
behufs Erleichterung der Arbeit zur Darftellung der Fundament - Grundriffe 
Pansleinwand benutt werden. 

Um Gleihmäßigleit in der Benennung der einzelnen Geſchoſſe berbeizu- 
führen, wird feftgefeßt, daß das unterfle, ganz ober theilmeije im Terrain lie- 
gende Geſchoß mit „Kellergeſchoß“ zu bezeichnen iſt; darauf folgt das „Erd- 
—2 — das „erſte, zweite, dritte u. ſ. w. Stockwerk“ und ſchließlich das, Dach⸗ 
geſchoß“. 

In die Zeichnungen find die der Bauausführung zu Grunde zu legenden 
Maße nad erfolgter genauer Ausrehnung m Metern mit 2 Stellen binter 
dem Komma, 3. 8. 5,24, die Mauerſtärken jedoch in Centimetern, 3. ®. 25, 
38 ⁊c., einzutragen. 








*) Bur Erläuterung ber nadjftebenden „usführungen ift eine Zeichnung beigegeben, welche 
die hieruach erforberliden Angaben enthält und für bie Aufftelung der Beiſpiele in den An⸗ 
lagen A und B als Unterlage gedient bat. 
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Die Stärken der Bauhölzer find in Eentimetern in Form eines gemeinen 
Bruches zu fchreiben, z. B. 16/on. 

Die durchichnittenen Theile find mit hellen, burchfichtigen, das Material 
lennzeichnenden Farben unter Bermeidung von dunkelblauen und karminrothen 
Tönen anzulegen. 

In die Srundriffe if die Zweckbeſtimmung jedes einzelnen Raumes und 
deſſen Flächeninhalt deutlich einzujchreiben, ebenfo der Umfang, wenn dieſe 
Größe bei Ermittelung der Maffen wiederholt einzeln gebraudyt wird. Bet Feſft⸗ 
ftellung des Flächeninhalts werden durchgehende Vorlagen in Abzug gebracht, 
Niſchen aber nicht hinzugezählt. Ebenfo werden bei Berechnung des Umfanges nur 
durchgehende, oben nicht durch Bogen 2c. verbundene Borlagen beridfichttgt. 

* erhält jeder Raum zur Benutzung im Koſtenanſchlage und in der 
Abrechnung eine fortlaufende, mit Sunmtober einzufchreibende Nummer, wobei 
mit dem Grundriß der unterfien Banlette anzufangen und bis zum Dachgeſchoß, 
in jedem Grundriß aber von links nach rechts und von oben nad unten fortzu- 
fchreiten if. In den Grundriffen des Erdgeichoffes find die Linien, nach wel» 
hen die Durdfchnitte gelegt find, an ihren End- und Brechpunkten mit Buch⸗ 
ftaben zu bezeichnen. 

Für die zur Verdeutlichung einzelner Conſtruktions⸗ oder Architelturdetails 
ie eichnungen ift ein größerer Maßftab von etwa 1:50, 1:20, 1:10 
zu wählen. 

3. Format und Berpadung der Zeichnungen. Das Yormat der Zeichnun- 
gen foll ın der Regel eine Länge von 65 cm und eine Breite von 50cm nicht 
überjchreiten. Kleinere Formate find zu empfehlen und können häufig durch 
Abfonderung der Grundrißzeichnungen verſchiedener Geſchofſe, der Durchſchnitte 
und Anſichten auf einzelne Blätter erlangt werden. Die Zeichnungen ſind auf 
dauerhaftem und Radirungen geſtattendem Papiere aufzutragen. Gehören zu 
einer größeren Bauanlage verſchiedene Gebäude, fo iſt jedes derſelben anf geſon⸗ 
derten Blättern darzuftellen. 

Die Berpadung und Berjendung der Zeichnungen fol nur in Mappen er- 
folgen, ein Aufrollen der Zeichnungen ift unftatthaft. 


B. Erläuterungs-Bericht. 

$ 4 Der Erläuterungsbericht, auf deſſen erſter Seite die zugehörigen 
Zeichnungen nad ihrer Zahl anzugeben find, hat unter Hinweis auf das Ban- 
programm, die Zeichnungen und den Koſtenanſchlag alle Berbältniffe des Bau⸗ 
projetteß zu beleuchten. Er ift auf gebrochenen Bogen mit mindeſtens 1 cm 

reitem Swijhentaum der Zeilen kurz, aber erichöpfend abzufaflen und muß in 
uachftehender Reihenfolge folgende Mittheilungen enthalten: 

1. Dienftlide Beranlaffung zur Aufftelung des Projektes. Anführung der 
Berfügung, durch welche der Auftrag zu den Ausarbeitungen ertheilt ift, unte 
Kennung der Behörde, melde jene erlaflen bat; 

2. Bauprogramm. Angabe der Zwedbeftimmung des Gebäudes, der Gründe, 
welche die Bauausführung nöthig machen, fowie des Bedarfs an Räumen und 
jonftigen nrichtungen unter Nachweis der Bedürfniſſe in Bezug auf Größe 
u nzahl; 

3. Beſchaffenheit der Bauſtelle. Beſchreibung des Bauplatzes und Darlegung 
der Gründe für defien Wahl, ſowie für die Stellung des Gebäudes auf dem- 
jelben mit Bezug auf den beigefügten Situations- bezw. Nivellementsplan; 
Mittheilungen über die Bugänglichleit des Erundfilides, fiber etmeige befondere 
Rechte der Nahdargrundftüde, wie Tranf- und Lichtrecht zc., Angabe und Be- 
[dreibung der etwa erforderlichen Xerrainregulirungen, fowie der ar Einfriedi- 

ung, eNerauführung, Entwäfjerung und für die Beſeitigung der Fäcalien 
nöthigen Anlagen und Vorrichtungen; 

. Beſchaffenheit des Baugrundes. Angabe der Beſchaffenheit des Bau⸗ 
ne unter Mittbeilung der zur Erforſchung deffelben benugten Hilfsmittel, 
einer iu alahigleit. bezw. der Vorkehrungen, melde d feiner Befeſtigung er- 
forderli Mind; ferner Angaben über die Höhe des Grundmwafferftandes, über 
Bar aa het gutes Trinkwaſſer zu beihaffen und über fonflige Waflerver- 

iffe; 
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5. Banprojelt. Bejchreibung der Grundriß- Dispofition in Bezug auf die 
Berwendung der einzelnen Räume, Begrändung der Raumvertheilung in den 
verſchiedenen Stodwerten, Bezeihnung der Lage der Haupt. und Nebeneingänge 
und der Treppen; ferner Angabe der Geſchoßhöhen von Oberfante bis Oberkante 
Wußboden, ſowie der Höhenlage des unterften Fußbodens gegen das Terrain 
und den höchſten Grundwaflerftand; 

6. Bauart. Aufführung der wichtigeren Baumaterialien und event. ihrer 
Transportweite unter Begründung der getroffenen Wahl mit NRüdficht auf 
Feſtigkeit, Wetterbeftändigleit und Preisangemeffenheit. Beſchreibung der Con- 
firuftionen des Rohbanes und des inneren Ausbaues unter Hinweis anf die 
Zeichnungen und die im Koftenanfdylage enthaltenen genaueren Beftimmungen in 
nachſtehender Reihenfolge: 

a) Architeftur, 
b) Mauerwerlk, Mauerſtärken, 
c) Schuß gegen Erdfeuchtigkeil und Schwammbildung, ſowie etwaige 

Borfichtsmaßregeln gegen befondere klimatiſche Einwirkungen, 

e Deden, 
e) Fußböden, 
f) Treppen, 
B) Dächer, 
) fter und Thüren, 
i) Imere Ausftattung u. f. w., 
k) Heizung, 
l) Bentilation; 

7. Bauansführung. Angabe des Zeitraumes, innerhalb deflen die Her- 
ftellung der wichtigeren Abfchnitte der Bauausführung, fowie die Bollendung 
des ganzen Baues beabfichtigt wird, ferner des vorausfichtlichen Zeitpunftes der 
Bauabnahme mit Rüdficht auf die Fertigftelung der Abrechnung. Mittheilung 
der Bauführungs- und Auffichtstoften und der Umftände, welche die Verwendung 
technischer Hilfsträfte flir die Bauleitung nothwendig machen, event. Begrün- 
dung der im Zitel „Insgemein“ ausgemworfenen Geldmittel; 

8 Bankoſten. Angabe der Gefammtloften des Bauwerks und des Be- 
trages für die Einheit des Quadratmeters der zu bebauenden Fläche, wobei die- 
jenige des Erdgeſchoſſes unter TFortlafiung der Meinen nicht hochgeführten Bor- 
bauten, wie Freitreppen, Kellerhälfe zc. zu runde zu legen ifl. Außerdem find 
die Koften für die Einheit des Eubilmeters Rauminhalt zu ermitteln, wobei die 
vorbezeichnete Fläche des Erdgeichoffes einzuftellen und als Höhe das Maß von 
der Oberkante Sunbament bis zur Oberlante Hanptgefims anzunehmen ift, ſo⸗ 
fern nicht bejondere Berhältniffe eine andere, dann näher zu motivirende An- 
nahme erforderlich ericheinen laflen. Die berechneten Beträge find event. mit 
den Koften ähnlicher Baumerke in demfelben Baufreife in Vergleich zu ftellen. 

Hier ift ferner anzugeben, aus welchen Fonds die Koften des Baues be- 
firitten, ob und welde PBatronats- oder fonfligen Beiträge, beflehend in Geld 
oder Naturallieferungen von Banmateriaf, Bauholz x. ſeitens des Fiskus, ferner, 
weiche Beiträge, Hand und Spanndienfle von dazu verpflichteten Gemeinden, 
Pächtern u. f. w. etwa zu dem Bau geleiflet werden, unter Bezugnahme auf 
die dem Anfchlage beizugebende fpezielle Berechnung des Werthes dieſer Beiträge. 


C. Specialanjdhlag. 


$ 5. Der Aufchlag jeßt ſich zujammen aus: 
1. einer Maſſenberechnung, 
2. einer Materialienberedhnung, 
3. einer Koftenberechnung. 
Bei Banten, deren Koften den Betrag von 5000 M. nicht üiberfteigen, bleibt 
‚e8 dem Aufchlagauffieller überlaſſen, die Maſſen- und Materialienberechnung mit 
der Koſtenberechnung zu vereinigen und fomit die Ermittelung der Maffen und 
Materialien den einzelnen VBorderjägen direct voranzuftellen. 
8 6. 1. Maſſenberechnung. Allgemeines. Die Maſſenberechnung erftredt 
fih in der Regel auf: 
a) die Erdarbeiten, 
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die Arbeiten des Maurers, 
c) „ „ „Steinmetzen, 
d), „Zimmermannes, 

„Eiſenarbeiten. 

Der Mafſſenberechnung iſt loſe beizufügen eine Vorberechuung nach Schema 
A, ans welcher zur bequemen Handhabung bei der Aufſtellung und Reviſion des 
Anſchlages Folgendes erſichtlich ſein ſoll: 

a) der äußere Umfang des Gebäudes in jedem einelnen Stockwerke; 

ß) die Gefammtfläche des Gebäudes in jedem einzelnen Stodwerte; 

y) die Flädyeninhalte der Räume in ſämmtlichen Grundriffen des Ge⸗ 
bäudes in der in 8 3 sub 2 vorgeichriebenen Reihenfolge von den 
Fundamenten anfangend bis zum Dachgeſchoß; 

5) der Umfang ſämmtlicher Räume des Gebäudes, in der ad y er- 
wähnten Reihenfolge vom Kellergefhoß beginnend; 

e) ein Berzeihnig aller Gurtbögen, Thür⸗ und Fenſteröffnungen, 
Nifchen 2c. deren körperlicher Inhalt bei der Materialienberedhnung 
in Abzug fommt. 

Zur Aufftellung der Maffenberehnungen für die Erd», Maurer: und Stein- 
meßarbeiten ift das beifolgende Formular B, für die Zimmerarbeiten das For⸗ 
mular C zu benugen. 

Erſteres enthält gegen die bisherige Yorm zwei Rubriken mehr, von welchen 
die eine mit der Weberjchrift „Raum Nr... ." zur Aufnahme der laufenden 
Nummern der einzelnen Räume beflimmt ift, um überfehen zu können, auf 
melden Raum des Baues ſich der nebenftehbende Rechnungs-Anjat bezieht. Die 
andere Rubrik, mit der Vezeihnung „Abzug”, fol ermöglichen, etwaige Abzlige 
glei an der betreffenden Stelle der Maflenberechnung maden zu können. 

Die einzelnen Bofitionen der Maſſenberechnung find mit je einer Pofttions- 
nummer zu bezeichnen, weldye mit der entfprechenden Nummer der ununterbrochen 
fortlaufenden Nummern aufweifenden Koſtenberechnung übereinſtimmen muß, 
gleichviel, ob dabei Lüden in der Reihenfolge der Nummern der Maffenberedy- 
nung entflehen oder nicht. 

Um die rechneriihe Prüfung zu erleichtern, foll vermieden werden, lange 
Zahlenreihen, welche ſummirt oder multiplizirt werden, horizontal hintereinander 
zu ſchreiben. Diefelben find vielmehr — ohne Rüſicht auf den dadurch verur- 
ſachten Mehrverbrauch von Bapier — in verticalen Reiben untereinander aufzu- 
führen. Es find ferner Wieterholungen von Rechnungs⸗Anſätzen thunlichſt zu 
unterlafien und genügt ein Hinweis auf diejenige Pofttionsnummter, bei welcher 
die betreffenden Anjätze bereits vorkommen. 

In die Mafienberechnungen find alle Diejenigen Arbeiten aufzunehnen, deren 
Ermittelung die Aufftelung von längeren, aus mehreren Anfäten beftehenden 
Berechnungen erforderlid) macht; die aus der Zeichnung unmittelbar durch einfaches 
Zufammenzählen zu entnehmenden Gegenftände find bagegen von der Mafienbe- 
rehnung auszuſchließen nnd gleich in die Materialien- bezw. Koſtenberechnung 
zu übertragen, wenn fie auch der Ueberfichtlichleit wegen in den nachftehenden 
Erörterungen über die einzelnen Maflenberechnungen theilmeis mit behandelt 
mworben find. 

$ 7. a) Maſſenberechnung der Erdarbeiten. Sobald bei Lage des guten 
Baugrundes in erheblicher Tiefe unter dem Zerrain fchwierige Fundirungen 
event. künſtliche Befeftigungen des Baugrundes in Trage kommen, find befondere 
detaillirte Anfchläge anzufertigen, in welche außer den Arbeiten für die künftliche 
Befeftigung des Baugrundes bezw. die ſchwierige Fundirung aud die Erdar- 
beiten aufzunehmen End, Ein folder Anſchlag ift für fi) abzufchließen und dem 
Hauptanſchlage beizufügen. 

Befindet fi der gute Baugrund dagegen in geringer Tiefe etwa 1 bis 2 
m unter der Kellerfohle, fo find die Erdarbeiten unter Tit. I zu veranfchlagen 
und ift eine Mafienberecdhnung aufzuftelen, in welche die Ausſchachtung der Ban⸗ 
grube und der Bankette, ferner Abtragungen oder Planirungen des Bauplages 
und, foweit erforderlich, die abzufahrenden Mafjen aufzunehmen find. 

Der Ermittelung des cubiſchen Inhalts der Baugrube find die durchſchnitt⸗ 
lihe Tiefe der Ausihadhtnng bis Unterkante Fußboden im Keller und die Außen- 
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maße des unterfien Banletts unter Hinzurechnung eines je nach der Tiefe der 
Ausſchachtung und der Yeftigleit des auszuſchachtenden Bodens in den Grenzen 
von 0,30 His 1,9 m ſich bewegenden, in Ausnahmefällen entiprechend größer zu 
bemefjenden Arbeit3- reip. Bölhungsraumes zu Grunde zu legen. Für die Be- 
rechnung des Erdandhnbes der Bankette ift der cubifhe Anhalt des bei den 
Maurerarbeiten zu ermittelnden Bankettmauerwerls unter Zuſchlag eines der 
Bodenart anaupa enden Bruchtheils für Arbeitsraum in Anja zu bringen. 

$ 8. b) Maffenberechnung der Manrerarbeiten. Die Berechnung der Dauer- 
mafjen erfolgt in der Weile, daB von der in der „Borbereihnung“ angegebenen 
Geſammtfläche jedes Stodwerkes die Flächen der darin vorhandenen Räume 
abgezogen und der Reſt mit der Stockwerks⸗ bezw. Banketthöhe multipfizirt 
wird. 

n Ausnahmefällen, wie bei der Ausmauerung von Senkkaſten und Brunnen, 
bei Heinen Borbauten, alleinftehenden Bfeilern, Zreppenmangen and dergl., geichieht 
die Ermittelung der Maffen auf directem Wege durch Wultipliziren der einzel 
nen Längen, Breiten und Höhen. 

Dafjelbe Verfahren kaun aud bei allen Bauten, deren Koftenbetrag 5000 M. 
nicht tiberfleigt, Anwendung finden, ebenfo bei folden, in welchen ein flarfer 
Wechſel in der Höhe und Höhenlage der Räume zu einander in dem einzelnen 
Geſchofſen flattfindet oder das Material der Bände ein ſehr verfchiedenarti- 
ges if. 

Sind insbefondere Gebände ganz oder vorzugsweile aus Fachwerk mit 
Biegelaugmanerung zu erbauen, jo wird für die maffiven Theile ebenfalls Die 
legtermwähnte Art der Berechnung zu benugen fein, während die Fachwerkswände 
nad ihren Flächen zu ermitteln find. 

Die Stodwertshöhen find von Oberlante bis Oberlante Fußboden, event. 
von Oberkante Fundament ab zu rechnen. 

Fir Bruchfteinmauerwert, fofern folches in den Banketten vorfommt, find 
die Stärken itet3 in vollen Decimetern anzunehmen, andernfall3 aber auf halbe 
Decimeter abzurunden; für die Stärke des Ziegelmauerwerkes gelten die durch 
den Eircular-Erlaß vom 13. April 1872 III 65425 vorgejchriebenen Maße. Ab- 
weichungen Hiervon find beſonders zu begründen. 

Bon den nad obigen Angaben ermittelten Mauermaffen find für die Ywede 
der Materialienberehnung in Abzug zu bringen: alle Deffnungen, Thüren, 
Fenſter, Gurtbögen und Riſven xc., und zwar nach ihren kleinſten unter An⸗ 
nahme der Vollendung des Baues ſich ergebenden Kichtmaßen, wobei fiir die mit 
Bögen geſchloſſenen Deffnungen eine entiprechende mittlere Höhe in Anſatz zu 
bringen ift. Tenfterbrüftungsnifchen, Schornftein- und Bentilationsrohre, Luft⸗ 
tfolirfchichten zc. find dagegen bei diefen Abzligen nicht zu berüdfichtigen. 

ee find behufs Berwendung bei der Materialienberechnung bejonders 
zu berechnen: 

a) die Maffen des Gement- bezw. Klintermanerwerfes, fowie des 
Manermwerfed aus poröfen oder Lochfteinen; 

b) die Maſſen der Dianerfteinverblendung behufs Ermittelung Der 
Blend: und Formfteine, Terracotten :c.; 

c) die etwa in Abzug kommenden Maflen der Hauftein-Arbeiten, unter 
Annahme von Miktelmaßen für das Einbinden der Werkiteine in 
das Ziegelmanerwert und bergl. 

Freiſtehende Schornfleine find unter Angabe der Anzahl und Größe ber 
darin befindlichen Röhren nach Metern ihrer Höhe zur berechnen. Die Gewölbe 
tommen nad Maßgabe der in den Zeichnungen eingefchriebenen Flächenmaße 
zum Anſatz und zwar einfchließlih der Hintermanerung. Für Pflafterungen 
a ebe Flächenberechnung unter Zufat der Gurtbogenöffnungen und größeren 

iſchen. 

Bei der Ermittelung der Putz⸗ reſp. Fugungsarbeiten im Aeußern und 
Innern find die Fenſter- und Thüröffnungen, deren Leibungen geputzt refp. ge⸗ 
fugt find, überhaupt nicht abzuziehen, während bei Gurtbogenöffnungen mit Rück⸗ 
fie auf deren meift größere Fläche eine Seite der betreffenden Oeffnung jomohl 
für die Berechnung der Arbeit wie des Materials in Abzug kommt. Leiteres 
geſchieht auch bei Thliren, deren yutterbreite nicht die ganze Stärke der be» 
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treffenden Mauer einnimmt, während Thüren mit vollen Futtern auf beiden 
Seiten beim Put in Abzug zu bringen find. 

8 9. c) Maffenberehnung ber Steinmetarbeiten. Die Steinmegarbeiten 
find wie folgt zu berechnen: 

8) die Duader- bezw. glatte VBerblendung nad Quadratmetern ihrer 
Fläche unter Abzug aller Geſimſe, Säulen, Pfeiler, Fenſterge⸗ 
wände und Verdachungen, ſowie der Deffnungen u. ſ. w.; 

b) die durchlaufenden Geſimſe, Bebälte und dergi. nad) ihrer in der 
größten Ausladung gemeflenen Länge und zwar mit Hinzurechuung 
der etwaigen Berlröpfungen; 

c) Hingegen alle einzeln auftretenden Bautbeile, wie Säulen, Pfeiler, 
energewände, Verdachungen, Sohlbänfe und dergl uach der 
tüdzapl. 

Es find hierbei die weientlihfien Abmeffungen der Werkftüde, ſowie die 
Ziefe ihrer Einbinduug in das Mauerwerk anzugeben. 

Sofern e8 aus bejonderen Gründen erwünſcht if, foll neben der Berechnung 
nad Flächen, Längen und Stüchzahl eine Ermittelung des cubijchen Inhalts 
auf demfelben Formular eintreten. Die fo berechneten Körpermaße find jedoch 
nicht als Borderfäpe in die Koſtenberechnung aufzunehmen, ſondern nur in 
Klammern zur Erläuterung hinter den Vorderfägen einzufchalten, welche nad 
den Augaben sub a, b und c gefunden werden. 

Bei Treppen find die Podeſte nad Quadratmetern der aus der Zeichnung 
zu entnehmenden Fläche, die Xreppenflufen nad der Stüdzahl unter Augabe 
ihrer lichten Fänge zu ermitteln. Bei beiden iſt außerdem die Tiefe der Ein- 
bindung in das Mauerwerk anzugeben. In ähnlicher Weife ift bei Thürſchwellen, 
Abdedungsplatten u. |. w. zu verfahren. 

$ 10. d) Maffenberehnung der Zimmerarbeiten. Tür die Mafienberech- 
nung der Zimmerarbeiten ift dad im $ 6 erwähnte Formular C anzumenden, 
in welchem die Längen der Balten- und Berbandhölzer ohne Rüdficht auf ihre 
Stärke gruppenmweije zufammenzufafien, gleichzeitig aber behufs bequemer Er- 
mittelung des Cubilinhalts nad ihren Stärken gejondert erfichtlich zu machen 
fund. Die Längen der einzelnen Ballen⸗ und Verbandbölzer, bei deren Feſtſetzung 
jedoch Stöße zc. nicht zu berüdfichtigen find, müffen aus den Beichnungen un» 
mittelbar zu entnehmen fein. 

Alle Dielungen, Schaalungen, Berihläge — auch Lattenverſchläge — find 
nad) ihrer Fläche, Bohlenunterlagen für Defen und Kochheerde, Kreuzholz⸗ und 
Bohlenzargen nach der Stüdzahl unter Angabe ihrer Größe, Dübel und Ueber⸗ 
lagsbohlen nach der Stüdzahl der Thliren unter Angabe der Dimenfionen der 
Zöltröffnungen und der zugehörigen Wandſtärke in Anſatz zu bringen. 

r die Flächenberechnung der Deckenſchaalung gelten die Hinfichtlich der 
Gewölbe, für die Dielungen die in Bezug auf die Pflafterungen in $ 8 ge- 
troffenen Befimmungen. Bei Dachſchaalungen find nur die mehr als ein Qua⸗ 
PR Fläche umfaflfenden Oberlichter, Schornfteine, Ausfteigelnten u. ſ. w. 
abzuzieben. 

Hölzerne Treppen find ebenfo wie die vom Steinmeßen berzuftellenden nad 
der Anzahl der Stufen, die dazu gehörigen Stodwerls- und Zwiſchenpodeſte 
nad) den aus den Zeichnungen erfichtiichen Flächen und zwar einfchlieglich der 
Podeftbalten, Schaalungen und Verkleidungen zu berechnen. 

$ 11. e) Mafienberechnung der Erfenarbeiten. Für die erforderlichen größe- 
ten Eifenconftructionen, wie gewalzte und genietete Träger, Säulen, eijerne Dach- 
werte u. f. w., find auf Grund hier anzufchließender ſtatiſcher Berechnungen die 
Dimenfionen der einzelnen Gonitructionstheile feſtzuſtellen. Die Maffen find 
demnäct nach den zu beichaffenden Eijenjorten bezw. nach der Art der Gon- 
ſtructionen getrennt in Kilogrammen zu ermitteln. 

12. 2. Materialienberehnung. Bei der Matrialienberechnung kommen 
nur ın Betradht: 

a) die Materialienberehnung zu den Maurerarbeiten, 

b) die Materialienberechnung zu den Zimmerarbeiten. 

$ 13. a) Materialienberechnung zu den Maurerarbeiten. Die Maurer-Ma- 
terialienberechnung wird unter Berwendung eines nad Maßgabe der beigefügten 
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Anlage D gefertigten Yormulars im Anſchluß an die bezügliche Maffenberedhnung 
aufgeitellt. —— 

Das Material an Ziegeln, Yormfleinen u. ſ. w. und an Mörtel für Ge- 
fimfe, Fenftereinfafjungen u. f. mw. bei Verblend⸗ bezw. Putzfaçaden tit beſonders 
pro Meter oder pro Stüd zu ermitteln. Daffelbe gilt für vorgemauerte und 
gezogene Gefimje n. ſ. w. der inneren Architektur. 

Material zum Berpugen der Thüren, Fenſter, Fußleiſten u. |. w., fowie 
zum Nachputzen und dergl. Arbeiten wird nicht beſonders angejegt, ſondern iſt 
im dem nach Procenten zu beredhnenden, gewöhnlich 3 bis 5 pCt. betragenden 
Far zu den Materialien für Bruch, Verluſt und zur Abrundung mit ent- 

alten. Alle geringeren Materialien, wie Rohr, Rohrnägel, Draht, Gyps u. |. w., 
find von der Materialienberehhnung auszuſchließen uud in das Arbeitslohn ein- 
zubegreifen. 

n der Materialienberechnung ift bei jeder einzelnen Bofltion der Bedarf 
an Mörtel nach Maßgabe des Erlaffes vom 13. April 1872 III 5425 auszu- 
werfen. Am Scluffe it nad den Erfahrungen, weldye man über die Qualität 
des zur Verwendung fommenden Kalkes und Cementes gemacht hat, das Miſchungs⸗ 
verhäftniß anzugeben und danach der Geſammtbedarf an Kalk, Gement und Sand 
zn befiimmen. 

14. b) Materialienberehnung zu den Zimmerarbeiten. Die Berechnung der 
gimmermater item erfolgt im Anſchluß an die bezitgliche Maſſenberechnung unter 

enugung deflelben Formulars. Die Ermittelung des cubifhen Inhalts ift 
auf die Balken, Lagerhölzer, Fachwerks- und Dachverbandhölzer n. f. w. zu be 
ihränten, während alle übrigen Zimmermaterialien nad) Duadratmetern oder 
nah Stüdzahl zu veranfchlagen find. Für die nah Cubikmetern berechneten 
Hölzer ift ein Zuſchlag von 2 bis 3 pCt. ald Berſchnitt n. ſ. w. beim Material 
in Anja zu bringen. 

Bei Anfchlägen für Bauten, zu melden Fiskus das Holz aus der Forft 

in natura bergiebt, oder deſſen Werth auf Grund der in Frage kommenden 
Forſttare bezw. der Licitations⸗Durchſchnittspreiſe zu vergüten bat, iſt am Schluffe 
der Zimmermaterialienberehnung oder in einer bejonderen Zufammenftellung die 
Maſſe des im Ganzen erforderlihen Holzes der Berbandhölzer, Bohlen, Bretter 
Latten, Schwarten u. |. w. als Rundholz nah Stämmen, Sägeblöden und 
Stangen getrennt in bejonderer Rundholz⸗Deſignation zu ermitteln, wobei darauf 
zu rüdfichtigen ift, daß die angenommenen Längen der Rundhölzer zur Gewin- 
nung ber nothwendig aus einem Stüd herzuftellenden Berbandhi Iyer ausreichen. 
Für Verſchnitt u. |. w. ift bier ebenfalld ein Zuſchlag von 2 bis 3 pCt. bei 
den Berbandhölzern, von 3 bis 5 pCt. bei Bohlen, Brettern u. f. w. anzujeßen. 
de formelle Handhabung der Umrechnung in Rundholz regelt die Bezirks⸗ 
inſtanz. 
8 15. 8. Koſtenberechnung. Die Koſtenberechnung ſoll, obgeieben von 
ihrem nächſten Zwed, dem Bauausführenden, foweit thunlich, audy bei der Ber- 
dingung und Ausführung der einzelnen Arbeiten, fowie bei der Abrechnung des 
Banes eine bequeme und fichere Handhabe gewähren. 


Demgemäß find die einzelnen Arbeiten nad Titeln fo auseinander zu hal⸗ 
ten, wie dies ihre Herftellung Durch einen Handwerker bezw. Unternehmer er- 
fordert; es ift ferner bei den einzelnen Pofitionen der Umfang der Arbeiten, fo 
wie deren Art genan erfennbar zu machen, auch find darin namentlich alle die⸗ 
jenigen Nebenleiſtungen aufzuführen, welche in dem Preiſe einbegriffen fein follen. 
Dengemäß ift dem Wortlaut der betreffenden Kan eine folde Faflung zu 

eben, daß fie alle auf die Bemeflung des Preiſes Einfluß übenden Details er- 

chtlich macht, 3. B. angiebt bei Fußböden — „geipundet, mit verbedter Nage- 
lung, aus Brettern von höchſtens 20 cm Breite u. |. w.“ — Hierdurch joll er- 
möglicht werden, daß die den Submiffionen und Berträgen beizugebenden „Spe- 
zial-Bedingungen“ thunlichſt eingeſchränkt werden und darin vornehmlich die auf 
die Art der anzumendenden Banweiſe, ſei diefelbe ortsüiblich oder außergewöhn⸗ 
lich, bezüglichen Beftimmungen, wie für Mauerwerk aus Bruchfiemen „mit vollen 
Fugen“, gut verzwidt*, oder fiir Fußböden „von gutem, fernigem, nicht blauem, 
teodenem Kiefernbolz“ u. |. w., Aufnahme finden. 
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Die Reihenfolge der Titel, fowie deren Bezeichnung ift aus der beigefügten 
 —Tufammenftelun HB erfihtlid. ser 

Mit Ausnahme der Maurerarbeiten, bei welchen die Materialien volftändig 
gefordert, und der Zimmerarbeiten, bei welchen entweder nur das Material zu 
den Balten und Berbandhölzern oder ſämmtliches Material getrennt zur Be⸗ 
rechnung gelangt, find die Arbeiten einfchließlich des Materiald zu veranjchlagen. 

Die Koften der Anfuhr der Materialien find in die für diefe felbft anzu. 
fegenden Preiſe mit einzufchließen. 

In die Koftenberehnung find die Borderfäge der Maſſenberechnung, nad 
Maßgabe des Lircular-Erlaffes vom 25. Auguft 1879 III 12651 auf eine Dec 
malftelle gekürzt, aufzunehmen und, unter Abänderung jenes Erlaſſes, in gleicher 
Weiſe gekürzt auch bei der Abrechnung beizubehalten. Dagegen find die Pfennige 
bei Ausrechnung der Koften-Einzelbeträge fowohl im Anſchlage wie in der Ab- 
rechnung Komm —A aoßenberech das als Anlage E 

Als Formular zur Aufſtellung der Koſtenberechnung dient das als Anlage 

— Tem. G beigefügte Schema. 

Am Sciuffe it ohne Küdfiht auf den Umfang des Baues eine nad 
Titeln geordnete Ueberficht der Geſammtkoſten na Schema H zu geben. Die 
in der Anmweifung aufgejlihrten, bei dem Bau aber nicht vorfommenden Titel 
werden fortgelaffent. 

Bei Kichen-, Pfarr⸗ und Schulbauteu, zu welchen Fiskus als Patron Ma⸗ 
terialien oder baare Beiträge zu liefern bat, if dent Anfchlage noch eine geſon⸗ 
derte Berechnung diefer Beiträge, jowie der von den Gemeinden zu leiftenden 
gan. und Spanndienfte u. ſ. w. anzufügen, oder e8 find diefe Beiträge auch im 

nichlage ſelbſt in geeigneter Weiſe erfichtlich zu machen. 

Ber Forfibauten find die Koiten der Anfuhr ſämmtlicher Materialien eben- 
falls in einer befonderen Zufammenftelung zu ermitteln. 

Ein Gleiches gilt für die Domainenbauten, bei welchen außerdem die Dach—⸗ 
dedungstoften und die fonftigen dem Pächter zur Laft fallenden Leiftungen ge- 
trennt anzugeben find. 

Für die zu Zmeden der Koften-Repartition oder fonft erforderlichen Ermit- 
telungen des Abbruchswerthes alter Gebäude oder der Koften bebufs Wieder- 
beritellung derjelben in bisheriger Größe und Bauweiſe find überfchlägliche Be⸗ 
rechnungen ausreichend. 

Nachſtehend ift dargelegt, wie bei der Koftenberechnung der einzelnen Titel 
verfahren werden fol. 

16. Tit. L Erdarbeiten. Der in der Maflenberechnung ermittelte Kubik⸗ 
inhalt der auszuhebenden Erde ift unter Angabe der betreffenden Bodenart und 
des Grundwaflerftandes einjchließlich des Transports auf eine im Mittel anzu⸗ 
fegende Entfernung und des event. Einplanivens oder Auffegens des Bodens in 
Anſatz zu bringen. In den Anſchlagspreis ift einzufchließen Die oebnungsmäßige, 
je nad) der Bodenart geringere und größere Abböjchung der Baugrube, fowie 
die Borhaltung ſämmtlicher Geräthe, auch der Karrdielen u. f. w. Ueberflüffige 
daher abzufahrende Bodenmaffen find ftetS befonders zu veranſchlagen. 

‚ Bei jchwierigen Fundirungen und bei künftlicder Befeſtigung des Baugrundes 
tritt an die Stelle des Tit. I des Hauptanſchlags der bereits im $ 7 erwähnte 
Spezialanfchlag, welcher, nach Unterabtheilungen gegliedert, die fämmtlichen die 
Fundirung bezw. die Befeitigung des Baugrundes betreffenden Ausführungen 
einjchließlih der Erdarbeiten, des Waflerfchöpfens u. f. w. umfafien muß. Für 
die Aufftelung dieſes Anſchlags find die vor- und nachſtehend gegebenen Bor- 
ihriften im Allgemeinen ebenfall$ maßgebend. 

17. Zit. II. Maurerarbeiten. a) Arbeitslohn. Das in der Maffenbe- 
berechnung nach dem kubiſchen Inhalt ermittelte Mauerwerk ſämmtlicher Stod.« 
werte ift voll, ohne Abzug von Deffuungen, Stockwerk für Stodwerk zu ver- 
anſchlagen. 

Alle bisher wohl angeſetzten Zulagen für Bogen-, Gurtbogen⸗, Cement⸗- und 
Klinfermauerwer!, Ausfparen der Luftiſolirſchichten, Anlage und Berpuß bezw. 
Ausfugung der Schornftein-, Heiz- und Ventilationsröhren, Rohrſchlitze ıc., Ein⸗ 
fegen der Thüren, Fenſter und Neinigungsthüren, Vermauern der Thürdübel, 
Kreuzholz- und VBohlenzargen, ſowie der Mauer- und Balkenanker und das An- 


— 853 — 


ſchlagen ber letzteren an die Ballen, endlich für Ausmauerung längs ber Ort- 
balten und für Beklei dung der Ballen in der Ausdehnung der Schornfteinlaften 
mit Dachſteinſchichten und für ähnliche Nebenleiftungen find nicht befonders zu 
berechnen. Der Xransport der Manrermaterialien von dem auf dem Bauplatze 
befindlichen Zagerplag zur Berwendungsftelle ift ebenfalls in die Preife für die 
Maurerarbeiten einzubegreifen. 

Schornſteinkaſten fommen erfi, fobald fie frei Neben, nach Metern ihrer Höhe 
einjchlieglich ihrer Ausfugung, des Berpugens und der Herftellung des Schorn- 
fteinfopfes zur Veranſchlagung. Sind reicher ausgebildete Köpfe aufzumauern, 
fo iſt dafiir eine befondere Zulage pro Stüd in Anja zu bringen. 

Die Berblendung der Yagaden mit Ziegelfieinen ift and dann, wenn 
diefelbe gleichzeitig mit der Hintermanerung erfolgen fol, mas möglichſt anzu. 
itreben ift, befonder8 zu berechnen und zwar nad dem Flächeninhalt der An- 
fihten ohne Abzug der Deffnungen, Gefmie u. ſ. w. In dem Preije für die 
Berblendung ift da8 Bermauern bezw. Aufmauern von fchlihten oder einfach 
gegliederten Pfeilern, Fenftereinfaffungen u. j. w. und die Neinigung und Aus- 
fugung der Flächen, ſowie die Berüftung der Façaden einzubegreifen. Für das 
Berjegen der aus Berblendfleinen, Formſteinen oder Terracotten 2c. beftehenden 
Gefimfe einfchließlich der Frieſe ift eine Zulage pro Dieter, für das Berfegen von reich 
gegliederten Fenſtergewänden, Verdachungen, ſowie von einzelnen Architekturtheilen, 
Säulen, Füllungen und dergl. dagegen ein Zuſatzpreis pro Stück anzunehmen. 

Sind einzelne Theile der Façaden aus anderem Paterial, wie Hauflein, 
Kunfiftein, Mörtelpug, bergeftellt, jo werden von dem Inhalt der Anfichtsflächen 
die von jenem andern Material eingenommenen Flächen mit den von ihnen 
etwa umjchlofienen Deffnungen in Abzug gebradit. 

Bei ganz oder theilwerfe in Pu auszuführenden Façaden ift genau nad) 
ben für Biegelverblendung gegebenen Borfchriften zu verfahren. 

Die PButarbeiten im Innern fommen nah Maßgabe der beligtichen De- 
fimmungen in $ 8, alfo eventuell unter Abzug von Deffnungen zur Beranfchla- 
gung und zwar einfchließlich des Berpugens der Thüren, Feuſter, Fußleiften, 

fenröhren 20. fowie des nothwendigen Nachputzens, des Schlemmens umd 
Weißens. Ebenſo wird das Berputen der Stucverzierungen im Aeußern und 
Innern nicht bejonders berechnet. 

Endlich ift die Bereitung des Mörtels ſowie die Beſchaffung des Hierzu 
und zur Ausführung des Mauerwerks u. |. w. erforderlichen Waſſers in die 
angefegten Preiſe mit einzubegreifen. Abweichungen biervon find bejonders zu 

egründen. 

Inwieweit der Maurer bei dem Berfegen bezw. Berlegen von eifernen 
Trägern und Conftruftionen betheiligt ift, findet de im $ 23 des Näheren 
angegeben. 

Bas Borhalten, fowie die An- und Abfuhr der Geräthe und Rüſtungen ift 
nad Maßgabe des Gircular-Erlaffes vom 24. Zuni 1880 III 11390 8 12%) der 
allgemeinen Bedingungen, betreffeud die Ausflihrung von Arbeiten und Lieferungen 
bei den Hochbauten der Staatsverwaltung, nicht befonders in Anſatz zu bringen. 

Das Aufftelen nnd Abbrechen der Rüftungen ift bei den eingelnen Pofitionen 
in den Preis ebenfalls einzufchließen. Beſonders jchwierige oder abgebundene 
NRüftungen, wie für Thlirme, oder für das Verſetzen von Werkftiiden, find ge- 
trennt, event. bei den Zimmerarbeiten zu veranjchlagen. 

$ 18. b) Maurermaterialien. Die Maurermaterialien find einfchließlicdh 
‘der Anfubr bis zu dem von der Bauverwaltung auf der Bauftelle zu bezeich- 
nenden Plate im Anfchlage anzufegen. Der Kalk ift in eingelöjchtem eventuell, 
wo es fih um Waſſerkalk zc. handelt, in gebranntem Zuftande zu veranichlagen. 

S 19. Zit. DI. Asphaltarbeiten. Die Aspbaltarbeiten find einfchließlich 
des Materials, in geeigneten Fällen, wie bei der Asphaltirung von Höfen, Straßen 
u. ſ. w., auch einf unus der Unterbettung aus Beton oder dergl., unter An⸗ 
gabe der Stärke der Asphaltſchicht bezw. der’ Unterbettung in Anſatz zu bringen. 

8 20. Zit. IV. Steinmebarbeiten. Die Steinmebarbeiten find einfchließlich 
der Lieferung des Haufleinmateriales und des Berjegens in der Koftenberechnung 
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auf Grund der in $ 9 erläuterten Maſſenberechnung zu veranfdhlagen. In den⸗ 
jenigen Gegenden, wo bie Bearbeitung und das Berfegen der Hanfleine nicht 
vom fieferanten bewirkt werden kaun, find bei jeder Pofltion die Einheitspreije 
für die eeierung des Diateriales, für deffen Bearbeitung und für dad Verſetzen 
getrennt nah Maßgabe des Yormular8 E bezw. G aufzuführen. Hierburd 
fol nicht allein eine gefonderte Vergebung des Materials und der Arbeit, fon- 
dern auch die Hebertragung des Verſetzens an den Maurer ohne Schwierigfeit 
ermöglicht werden. 

te Anfertigung der Schablonen, das Nacdharbeiten, Reinigen, die Lieferung 
und das Einfegen der Dübel ?c. ift in die ausgeworjenen Geſammt⸗ reip. die 
entſprechenden Einheitspreife mit einzubegreifen, ebenfo das Heranfchaffen und 
Aufbringen der Werkftiidde und die Vorhaltung der Winden, Zaue, fowie aller 
fonft erforderlichen Geräthichaften, ferner das Bergießen und Bermanern der etwa 
zwijchen den Werfftüden und dem Biegelmauerwerk verbleibenden Räume. 

Endlich find auch die Rüftungen tin die Preife einzufchließen , fofern ſolche 
nicht bereitS bei den Maurerarbeiten berildfichtigt find, oder bei den Zimmer- 
arbeiten befonders in Anja kommen. 

Alle zum Verſetzen von Eteinmetarbeiten erforderlichen Dlaurermaterialien, 
als Biegel-, Dachfteine, Cement u. |. w., find in der Maurer-Materialienberedh- 
nung, joweit angänglich in Pauſchquanten, mit zu berfidfichtigen. 

21. Tit. V. Bimmerarbeiten und Material. Die Hölzer zu Balkenlagen, 
Tußbodenlagern, Fachwerks- und Dachverbänden u. ſ. w. find gemäß den An⸗ 
gaben für die Maſſen- und Materialienberechnung nad Arbeitslohn nnd Material 
oetrennt zu veranjchlagen und zwar bei erfterem nad) Metern der Tänge, bei 
legteren nach Kubilmetern. Alle übrigen Zimmerarbeiten find einfchließlich des 
zugehörigen Materiales zu berechnen. 

Bei Anjchlägen für Bauten, zu melden der Fiskus das Holz in natura 
bergiebt, oder deffen Werth auf Grund der in Frage kommenden Forſttaxe bezw. 
der Ficitationsdurchfchnittspreife vergütet, ift Arbeitslohn und Material im Au⸗ 
ſchluß an die Ausführungen in $ 14 und 15 ftetS getrennt in Anfag zu bringen. 

An den Preis für das Zurichten und Verlegen der Ballen if das Aus» 
falzen derjelben für die Staalung oder, wo zu diefem Zwecke Latten in Anwen⸗ 
dung kommen, die Lieferung und Anbringung der legteren mit einzubegreifen. 

Ebenjo ift in den Preifen für das Berbinden und Anfftellen fänmtlicher 
Berbandhölzer, auch der Hänge und Sprengewerle, das Anbringen des erforder- 
Iihen Eifenzeuges, aljo der Schienen, Klammern, Hängeeifen, Muffen, Bolzen 
u. |. w einzufhließen. Bei gewöhnlichen Lattenverfchlägen ift die Anfertigung 
der etwa vorlommenden Lattenthliren und zwar einfchlteßlich der Lieferung und 
des Anfchlagens der fehmiedeeifernen Thlirbänder, Haspen und Ueberfälle in ben 
Preis pro qm der Fläche mit aufzunehmen. 

Holztreppen find nad den Beſtimmungen der Maffenberehnung in 8 10 
fir und fertig einfchließlicy des Geländers und des erforderlicden Eiſenzeuges zu 
veranichlagen. 

Nägel find niemals befonders zu berechnen, ſondern bei den einzelnen Poſi⸗ 
tionen in der Preisbemeflung zu berüdfichtigen. 

Kin Hinfigtli der Rüſtungen wird auf die beziiglichen Beftimmungen in $ 17 
gewieten. 

22. Tit. VI. Staalerarbeiten. Die auszuſtaakende Fläche jetst ſich aus 
der Summe der in den Grundriffen eingetragenen Flächeninhalte der mit Bal⸗ 
tendeden gejchloffenen Räume zufammen, wobei ein Abzug für Ballen nicht zu 
madhen .if. Staakung, Strobbeleymung und Ausfüllung der Balkenfache ein⸗ 
ſchließlich der Lieferung der Materialien find bier zufammenzufaffen. 

8 23. Tit. VII Schmiede- und Eifenarbeiten. Das Eifenzeug für Maurer- 
und Zimmerarbeiten, als Anker, Bolzen, Schienen xc., ferner Fenſtergitter und 
dergl., find gewöhnlich nad der Stüdzahl, Treppengeländer, Einfriedigungs- 

itter dagegen nad) Mietern ihrer, Länge unter Angabe der wichtigeren Dimen- 

Äonen und event. auch der Gewichte in Anfag zu bringen. Eiferne Treppen 
find, wie hölzerne, nach der Anzahl der Stufen, die zugehörigen Podefle nad) 
Duadratmetern zu berechnen. 
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Die im $ 11 erwähnten Eiſeuarbeiten find nad einem Preife pro 100 kg 
zu veranfchlagen. Die Reinigung der Eifentheile von Roſt, ſowie das fachge- 
mäße Grundiren derſelhen ift bei Bemeffung der Preiſe mit zu berüdfidtigen. 

Bei zufammengefigten und genieteten Eifentonuruftionen, wie bei eiſernen 
Dächern, genieteten Trägerſyſtemen u. f. w. ift die Montage einfchließlich der 
erforderlihden Rüftungen ın den EinheitspreisS pro 100 kg miteinzubegreifen. 

Dagegen ift das Verſetzen und Berlegen einzelner eiferner Säulen, Ballen 
u. f. w. Sache des Maurer3 und in dem betreffenden Zitel pro 100 kg der 
gleichartigen Eifenarbeiten gefondert zu veranfchlagen. 

5 24. Tit. VIII. Dachdederarbeiten. Die Ermittelung der einzudedenden 
Flächen erfolgt nah Maßgabe der in $ 10 fiir die Berechnung der Dachſchaa⸗ 
Iung gegebenen Borjchriften. Die Eindedung der Firfte, Grate, Keblen, der 
Schornſtein⸗ Lulen- und Dacdfenfter-Einfaffungen u. f. w. ift, fofern dazu das⸗ 
jelbe Material wie zur Eindedung des Daches felbft zur Verwendung gelangt, 
nicht befonders zu beredynen, fondern in den Einheitspreis pro qm Dachfläche 
einzuſchließen; ebenſo ift darin die Firferung und Anbringung der Leiterhaken 
aufzunehmen. Wird dagegen zur @indedung eines oder mehrerer der oben- 
genannten Dachtheile oder Anfchläffe ein anderes Material als zur Eindedung 
der Dachfläche verwendet, insbeſondere bei Schiefer- und Ziegeldächern Zink oder 
Blei für die Keblen und die Kinfaffung der Schornfleine u. f. w. benutzt, fo 
find erftere nach Metern der Ränge unter Angabe der Breite, letztere pro Stüd 
gefonbert zu veranfchlagen und von dem zu den gedachten Arbeiten zu veriven« 

enden Metall ſtets das Gewicht pro Flächeneinheit anzugeben. 

Eiferne Dachfenſter find in dem Anſchlage, einſchließlich der Lieferung und 
Aubringung der Berglafung und des Auſtrichs, mit einem Preife pro Stüd auf- 
zunehmen, ebenfo die Ausfleigelufen. 

Schneefänge, ſowie Laufbretter find bei den Dachdederarbeiten, fir und fertig 
bergeflellt, mit einem Preiſe pro Meter der Länge anzujegen. 

25. Tit. IX. Klempnerarbeiten. Bei den Klempnerarbeiten find alle 
Abdedungen der Gefimfe, auch die der Hanptgefimfe, die Verkleidung des Stirn⸗ 
breites, Rinnenverkieidungen, Rinnen, Abfallröhren u. ſ. w. nad Metern der 
Länge unter Angabe der Breite bezw. des Umfanges oder Durchmeſſers der be- 
treffenden &egenftände; Abdedungen der Tyenfterfoblbänfe und Verdachungen, 
Waflerkaften und dergl. aber pro Stüd unter Angabe der bezüglichen Abmeſ⸗ 
jungen zu veranfhlagen Das Gewicht des zu verwendenden Blechs iſt pro 
Tlächeneinheit in jedem Falle befonders anzugeben. 

26. it. X, XL, XU. und XII Tiſchler⸗ Schloffer-, Slafer- und 
Anftreiyerarbeiten. Zifchler-, Schloffer-, Glaſer⸗ und Anftreicherarbeiten find im 
Anſchlage für alle diejenigen Begenftände zufammenzufafien, an deren Herftellung 
wenigftens zmei der betreifenden Handwerker theilnehmen. 3 diefem Zweck ift 
fRatt des gewöhnlichen Geldberehnungs-Formulars ein folhes nad) abante 
des beigefligten Schemas F zu benutzen und dies an der betreffenden Stelle des 
Anſchlages einzubeften. Es find darin die bezliglichen Arbeiten den gegebenen 
Beiſpielen entiprechend hintereinander, aber nad) den verjchiedenen Handwerkern ge- 
trennt, aufzuführen und ebenjo die Preiſe in befonderen Spalten auszuwerfen, da⸗ 
mit ohne Schwierigkeit die einzelnen Arbeiten auch gejondert vergeben werden können. 
Die Summen der Geldbeträge, welche fih am Schluſſe diefer Berechnung fiir 
jeden der vier Titel ergeben, find demnächſt in das gewöhnliche Koftenberech- 
nungs- Formular gefondert zu übernehmen und bier event. folde Arbeiten noch 
titelmeife hinzuzufligen, welche von dem betreffenden Handwerker allein gefertigt 
werden. Dies wird in der Regel nur bei den Anftreicherarbeiten nothwendig 
fein, da die Herflellung aller übrigen in Frage fommenden Arbeiten das Zufjam- 
menwirken von mindeftens zweien jener vier Handwerker erfordert. 

Bezüglich der Veranfchlagung ſelbſt wird feftgeiegt, daß Fenſter, Thüren 
und dergl. unter Angabe der Meinften Lichtmaße nad der Stüdzahl in Anja 
zu bringen find, und zwar vollftändig fertig, fo daß alfo bei Wenftern die Lattei- 

retter u. f. w., bei Thüren die Thlirfutter, Schwellbretter, die beiderjeitige Ber- 
Heidung und event. die Verdachungen mit einbegriffen find. Unter Tleinften 
Lichtmaßen find diejenigen Abmefjungen zu verftehen, welche fih unter Annahme 
der Vollendung bes Baues für die einzelnen Oeffnungen als die Heinften ergeben, 
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mobei die Höhen mit Bogen geichloffener Deffnungen im Scheitel zu ınefien find. 
Auch die Glajer- und Anftreiherarbeiten find bei Fenſtern und Thhren u. |. w. 
pro Stüd zu verauſchlagen. 

Bei Panneelen, Parquettfußböden und ähnlichen Arbeiten ift die Berechnung 
nah Quadratmetern beizubehalten; ebenfo iſt binfichtlich der Berglafung von 
Kirhhenfenflern zu verfahren. 

27. Zit. XI. Unftreicher- und Zapeziererarbeiten. Abgefehen von dem 
Anftrih der Teniter, Thüren u. |. w., welder nad $ 26 berechnet wird, find 
die Anftreicherarbeiten im Allgemeinen nad der Fläche bezw. Länge der in Be 
tracht kommenden Gegenfläude in Anſatz zu bringen. Aud die Tapeziererarbeiten 
find nad der Fläche einichließlich der Borden, Uniftreifen u. ſ. w. uud einidhließ- 
li der Malulatur-Unterlage zu veranichlagen. Für die Maffenermittelung gelten 
die bei den Maurer-, Zimmer. 2. Arbeiten gemadten Borfhrijten und find für 
gewöhulich die dort berechneten Borderjäge hierher zu übernehmen. 

28. Tit. XIV. Studarbeiten. Die Studarbeiten find einfchließlich der 
Modelltoften, des Aubringens und des Befefligens zu veranjchlagen. Bei Fa- 
gaden erfolgt die Ermittelung der Studarbeiten nad) Maßgabe der im $ 9 unter 
b und c gegebenen Borfähuiften Bei Arbeiten im Innern find Pauſchquanten 
für jeden einzelnen in Yrage kommenden Raum unter Beſchreibung der beab- 
fihtigten Ausfattung anzulegen. 

5 29. Tit. XV. fenarbeiten, Centralheizungen und Bentilation. Ge⸗ 
wöhntiche Oefen und Kochheerde find ſtückweiſe, einfhließlich der erforderlichen 
Eifentheife, fowie auch des Bedarfs an Ziegeln, Dachſteinen und Lehm aufzu- 
iühren. Gentralheizungsanlagen find in dem Hauptanſchlage pro 100 cbm zu 
beizenden Raums mit zu veranichlagen. Dies erfolgt auf Grund eines fpeziell 
auszuarbeitenden Projekts, welches durch Zeichnungen, detaillirte Befchreibung 
und Berechnungen erläutert, dem Anjchlage beizufügen iſt. 

In den EinbeitspreiS pro 100 chm find von den in Yrage kommenden 
Maurerarbeiten Keffeleinmauerungen, Einmauerung der Heizapparate, Stemm- 
arbeiten. u. f. w., fowie die dazu nöchigen Materialien mit einzufchließen, dagegen 
etwaige Ganal- und ähnliche Anlagen, Schlote u. f. w., bei den Maurerarbeiten, 
nah Arbeitslohn und Material getrennt, zu berüdfichtigen. 

30. Tit. XVI. @as- und Wafferanlagen. Der Verauſchlagung der Gas», 
Waſſer⸗ und Entwäfferungs-Anlagen find kurze Erläuterungen vorauszufchiden, 
aus denen zumädhit zu erfehen ift, welchen Umfang die beabfichtigten Anlagen über- 
baupt erhalten und auf melde Räume fich dieſelben erfireden ſollen. Es ift 
alsdann die Anzahl der Aud- bezw. Abläffe, ſowohl für die Gas. als für Die 
Waffer-Zu- und Ableitung getrennt zu ermitteln, und find biernad die Koften 
der einzelnen Leitungen, foweit fie innerhalb des Gebäudes zu liegen kommen, 
auf Grund eines Durdfchnittspreifes pro Aus- bezw. Ablaß zu veranfchlagen. 

Für die außerhalb des Gebäudes in Frage kommenden Anjchlupleitungen, 
ſoweit diefeiben nicht nach $ 1 befondere Anſchläge erfordern, find Baufchquanten 
auszumerfen. 

Die Beleuchtungskörper, die Cloſets, Wafchbeden, Ausgüffe 2c. find außer- 
dem pro Stüd in Anfaß zu bringen. 

Die bei den vorerwähnten Auflagen vorltommenden Stemm-, Maurer- und 
Erdarbeiten find ebenfalls nah Pauſchquanten zu berechnen. 

31. Tit. XVII. Bauführungstoften und Rendantengebühren. Es if de- 
taillirt anzugeben, welche Hiliskräfte für die betreffende Bauausführung als noth- 
wendig erachtet werden und wie lange und zu melden Einheitsjägen pro Monat 
diefelben zur Verwendung kommen follen. Für Schreib- und Zeichenmaterialien, 
für Miethe, Heizung und Beleuchtung eines Bau-Bireaus und dergl. find be» 
fondere Pauſchquanten anzufeben. 

$ 32. Zit. XVII. Insgemein. In den Titel Insgemein find alle Ar⸗ 
beiten, melde in die früberen Titel nicht eingereiht werden könuen, aufzunchmen 
und jede für ſich nah einem Paufhquantum zu berechnen. Jnusbeſondere find 
die Koften für Beichaffung von Bauzäunen, Materialienſchuppen u f. w. für Bau- 
reinigung, Nichtegelder, Unterftügungen an verunglüdte Arbeiter und ähnliche 
Ausgaben anzugeben. 
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Am GSchiuffe if für micht vorher zw fehende Arbeiten und zur Abrundung 
ein nad; Procenten der bis dahin ermittelten Koflenfumme zu berechnender Geld 
betrag andzuwerfen. 

Berlin, den 21. Juni 1881. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
94. Maybadı. 
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Forſt⸗ nud Jagdſchutz und Strafweſen. Forſt⸗ und 
Jagdrecht. 
118. 


Ansübung der Jagd auf einem zu einem gemeinſchaftlichen Jagd- 
bezirk gehörigen Grundſtück mit Obenehmigung des Eigenthümers 
des lehteren. 

Erkenntniß des Reichsgerichts (II. Strafjenats) vom 10. Mai 1881. 

Der Eigenthümer eines zu einem gemeinfhaftliden Jagdbe— 
bezirte gehörigen Grundſtückes ift in Preußen auf diefem Erund- 
ſtück nicht jagdberehtigt, follte die Jagd auf dem gemeinfdaft- 
Iihen Zagdbezirte au ruhen, und fann fi der Beglinfigung 
eines auf diefem Grundftüde von einem Andern verübten Jagd— 
vergebens um feines eignen Bortheils willen ſchuldig maden. 

Der erſte Angellagte Hatte auf einem zu einem gemeinfchaftlidyeu Jagdbe⸗ 


zirk, auf dem die Jagd rubte, gehörigen Grundſtücke feines Bruders, des zweiten 


Angeklagten, ein Reh gejchoffen, und der Legtere hatte dies Neh mit Hülfe eines 
Knechts nach feiner Wohnung tramsportirt. Der erfte Angellagte ift wegen 
Jagdvergehens, der zweite wegen Begünftigung um feines eigenen Bortbeils 
willen zu Strafe verurtheilt. Dies ift vom Reichsgericht in der Revifionsinftan; 
gebilligt mit folgender Ausführung: 

Der zur Jagd Berechtigte fei im vorliegenden Fall nicht der Eigenthümer 
des Grundftiids, jondern die durch die betbeiligten Grundbeſitzer gebildete, von 
der Semeindebehörde vertretene Societät, und zwar aud dann, wenn die Ge— 
meindebehörde durch Beſchluß feitgefeht habe, daß die Jagd gänzlich ruhen folle 
($ 4, 9, 10 des FJagbpolizeigejeges vom 7. März 1850). Es fei daher die Aus- 
fbung der Jagd auf dem zu einem folchen Jagdbezirk gehörigen Grnndftüde 
auch mit Genehmigung des Eigenthiimers des Letern eine unberedhtigte ($ 292 
St. G. B). Aber auch der Eigenthümer des Grundſtücks könne ſich der Be- 
güuftigung des Vergehens ſchuldig machen. Denn die Jagdausübung ſei nicht 
ein Eingriff in deſſen Rechte, ſondern in die Rechte der betr. Societät. Gleich⸗ 
gültig bleibe, ob der Eigenthümer, wenn er felbft die Jagd ausgelibt habe, fid) 
aus $ 292 Str. &. B. oder aus $ 172 des Jagdpolizeigeſetzes vergangen hätte, 
weil die Begünftigung einer fremden That in Frage ftehe, und der von ihm er- 
firebte Vortheil nad der einen oder andern Richtung ein rechtswidriger fei 
(8 257 Str. ®. 8.). 

(Rechtſprechung 2c Bd. III S. 290.) 


Raetzell. 


114. 


Widerftand gegen den ein Gewehr pfändenden Jagdbeamten. 
Erlenntniß des Reichsgerichts (II. Straff.) vom 31. Mai 1881. 


Ein Förfter, weldher in dem ibm unterftellten Jagdreviere 
außerhalb des üffentlihen Weges einen des unberechtigten Ja— 
gend verdädtigen Menſchen mit Jagdgewehr wahrnimmt, if zur 
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Pfändung des Gewehres berechtigt, follte auch durch die ftrafbare 
Handlung die Einziehung des Gewehrs nicht verwirkt fein. 


Der Angellagte, welcher bereits wegen Jagdvergehens beftraft ift, war von 
einem Förfter in deffen Schußbezirt unter Umftänden, die ihn des unberechtigten 
Jagens verdädtig machten, mit einer Flinte angetroffen und hatte fi) der Pfän⸗ 
dung derjelben mit Gewalt widerjegt. In erſter Inſtanz war angenommen, 
daß fih der Förſter bei Pfändung des Gewehrs nicht in der rechtmäßigen Aus⸗ 
übung feines Amts befunden babe, weil, wenn auch der Angellagte fich zur Jagd 
ausgerüftet auf einem fremden Sagdreviere außerhalb eines Öffentlichen Weges 
aufgehalten ($ 36810 Str.-&.-.8.), doch durch Berlegung diejer Strafvorfchrift 
dem Förſter kein gefetlicher Grund zur Wegnahme des Gewehrs gegeben jei. 

Diefe Annahme ift von Neichsgericht reprobirt mit folgender Begründung: 
Das Geſetz vom 31. März 1837 über den Waffengebraud der Korft- und Jagd⸗ 
beamten giebt den im $ 1 deffelben bezeichneten Beamten die Befugniß, in ihrem 
Dienfte zum Schute der Forſten und Jagden gegen Holz» und Wilddiebe, gegen 
Forſt⸗ und Jagd-Eontravenienten von ihren Waffen Gebrauch zu machen, wenn 
diejenigen, welche bei einen Holz. oder Wilddiebftahl, bei einer Forſt⸗ oder 
Kagd-Eontravention auf der That oder als der Berlibung eines folchen 
Verbrechens verdächtig in dem Forſt-⸗ oder SFagdrevier gefunden werden, 
fih der Anhaltung, Pfändung oder Abführung zu der Forſt⸗ ober Polizei- 
bebörde thätlich oder durch gefährliche Drohungen vwoiderfegen. Hierdurch ifl 
auch rüdfichtlich der nicht zum Waffengebrauch berechtigten Zorft- und SJagdbe« 
dienfleten die Berechtigung anerfaunt, in derartigen Fällen die betreffenden Per: 
ſonen anzubalten, zu pfäuden und zur Yorft- oder Polizeibehörde abzuführen, 
denn das Gefet kaun durch die Geftattung des Waffengebrauchs nur folche Rechte 
zu fihern beabfichtigt haben, welche es aus der Obliegenheit des Forſt- oder 
Fagdihutes fließend anerkennt.*) 

Weiter wird ausgeführt, daß vorliegend die Pfändung ſich aus $ 416, 417 
I. 14 A. 8. R. vechtfertige**), weil insbefondere nur durch die Beſchaffenheit 
des Gewehrs, namentlich durch die Feftftellung, ob daffelbe geladen war, zu er- 
mitteln gewefen fei, ob der Angellagte fi zur Jagd ausgerüftet befinden habe. 

(Rechtſprechung zc. Bd. III ©. 852.) 
Raetzell. 


*) Doch aber nur nach ber damaligen Geſetzgebung, bie z. B. bezüglich bet Pfänduugs⸗ 
rechts beim Forſtdiebſtahl ſich weſentlich geändert bat, cf. Delichläger und Bernhardt, Forſtdieb⸗ 
ftablögeje Anm. * IT zu 8 16. 

“+, Das gilt alfo nur im Gebiete des Allg. Barbrechis. 

8 416, 417 1 14 bajfelbft lauten: 

8 416. Werner alddann (findet die Pfändung ftatt), wenn bie Pfänbung daB einzige Mittel 
ift, fi} des Beweiſes ber geſchehenen Beeinträdtigung ober beB erlittenen Schaden zu ver⸗ 
ſichern. 

8 417. Wegen bloß verwirkter Strafen kann eine Privatperſon nur alsdann zur Pfän⸗ 
dung ſchreiten, wenn fie ein beionderes Intereſſe dabei hat, daß durch Vollſtreckung ber Strafe 
ihr Recht gegen künfrige Beeinträdhtigungen geſichert werde. 
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115. 


Gemeinſchaftliches Iagdvergehen. Einziehung des Obewehrs. 
Erkennmiß des Reichsgerichts (I. Straff.) vom 16. uni 1881. 

Zur gemeinfhaftliden Begehung der unberedhtigten Jagd— 
ausübung genügt nit, daß von Mehreren neben einander gleid- 
zeitig Jagdausüibungshandlungen vorgenommen wurden, ſon— 
dern es müffen gegen Jeden der Mehreren alle Thatbeftandsmert- 
male des als einheitliche That in Betracht flommenden Bergehens 
vorliegen, demnach die Mehreren ſämmtlich die That als die ihrige 
gewollt und unter gemeinfhaftlidem Zufammenmwirten ausgeführt 
haben. Ob der Einzelne für fich oder einen Anderen das Wild in 
Befit nehmen wollte, ift ohne Belang; ebenfowenig fommt es zur 
Einziehung des Gewehrs darauf an, ob die vom Thäter bei der 
Fertigftellung und Bereitihaft zum Schuffe verfolgte Abſicht aud 
erreicht worden ifl. 

Das Fagdvergeben wird nad $ 293 Str.G.⸗B. härter beftraft, wenn es 
von Mehreren gemeinfchaftlid begangen iſt. Eine gemeinſchaftliche Jagdaus⸗ 
übung ift vorliegend auf Grund des vom erften Nichter feftgeftellten nachfolgen- 
den Thatbeftandes angenommen : 

Die beiden Angeklagten jagten auf dem Jagdrevier des Einen derfelben. 
Ein bierbei angefchoffenes Reh ging fiber die Grenze in ein anderes Fagdrevier, 
Die Angellagten fhhidten ihren Jagdhund dem Reh zur Verfolgung nad und 
ftellten fih an der Grenze fchußfertig, die Gewehre nach dem fremden Jagd⸗ 
revier gerichtet, an, um das Wild, wenn e8 durch den Hund entweder nach ihrem 
Jagdrevier zurid oder auch auf dem fremden Yagdrevier auf Schußweite ber- 
angetrieben würde, zu erlegen und ſich zuzueignen. — 

Es iſt ferner auf Einziehung nicht nur des Hundes, fondern auch der Ge⸗ 
wehre erkannt worden, weil durch die Bereithaltung der letztern eine die Jagd 
auf fremden Gebiet ausiibende Handlung bethätigt worden fei und es micht 
darauf ankomme, ob die bei der Handlung verfolgte Abficht auch erreicht fei, es 
vielmehr genüge, daß die Thäter im Augenblide des unberechtigten Jagens die 
Gewehre bei fich gefliprt haben. 

(Rechtſprechung zc. Band III. ©. 409.) 
Raetzell. 


116. 


Gewerbsmäßiges Jagdvergehen. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (III. Straff.) vom 18. Juni 1881, 


Bewerbsmäßiges unberehtigtes Jagen if ein Eollectivreat, 
welches feine ſelbſtſtändige Beftrafung der einzelnen Bergeben 
zuläßt und wobei die Erfhwerumgsgründe des $ 293 Str.⸗G.⸗B. 
nur bei Strafzumeffung zur Geltung fommen. 

Der bier und bereits anderweit vom Weichsgericht angenommene Rechts: 
grundjat geht dahin: daß die Gewerbsmäßigfeit ihrem Begriffe nach die mehreren 


— 3868 — 


einzelnen Vergehen in fich fchließt, jo daß diefelben nicht nach dem Grundſatze 
des 8 74 ©t. ©. B., fondern nur als ein und zwar gewerb3mäßiges Ber- 
geben zu firafen ſeien, wobei die Begehung der mehreren Bergeben und die Er. 
ihwerungsgründe des 8 293 St. ©. B. nur als Strafzumeffungsgründe in Be- 
tradht kämen. 

(Rechtſprechung ꝛc. Bd. III ©. 415.) 


Raetzell. 





117. 


Miniſterial Erklürung, betr. die Aufhebung der zwiſchen Preu— 
en und Waldeck Pyrmont unterm 3./13. März 1869*) abge- 
ſchloſſenen Uebereinkunft wegen Ausdehnung des gegenfeitigen 
Rechtsſchutzes hinfichtlid; der Forſt⸗, Feld-, Jagd», Fiſcherei- und 
ähnlichen Frevel und Polizeiübertretungen. 
(Gef.-Samml. 1881. ©. 301.) 


Nachdem die Verabredung getroffen worden ift, die zwifchen Preußen und 
dem Fürſtenthum Waldeck unter dem 3./13. März 1369 abgeſchloſſene Weber- 
einfunft wegen Ausdehnnng des gegenfeitigen Rechtsſchutzes binfichtlich der Forſt⸗, 
Feld⸗, Jagd⸗, Fifcherei- und ähnlichen Frevel und Polizeiübertretungen aufzu- 
heben, jo ift zu Uikund deffen die gegenwärtige Erflärung des Landesdirectors 
der Fürſtenthümer Walded und Pyrmont ausgewechielt worden. 

Berlin, den 17. Juni 1881. 

Der Königlich Preufjifche Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
(L. S.) % 8: Limburg: Stirum. 





Borftehende Minifterial-Erflärung wird, nachdem fie gegen eine überein— 
fimmende Erklärung des Landesdirectors der Fürſtenthümer Walded und Pyre 
mont vom 8. Juli d. J. ausgemwechjelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebradht. 

Berlin, den 12. Juli 1881. 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
J. 4.: Dr. Buſch. 


*, S. Jahrb. Bd. II. ©. 67. Urt. 46. 
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Berfonalien. 
118. 


Veränderungen im Königl. Forft- und Iagdverwaltungs-Perfonal 
vom 1. Zuli bis Ende September 1881. 
(Im Anflug an den Urt. 94 ©. 237.) 


L Bei der Eentral-Berwaltung und ben Forſt⸗Akademien. 


Nachdem der Geh. Reg.⸗Kath Sterneberg in die Abtbeilung I. des Minifterüi 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten fibergetreten ift, find dem 
Ober-Landes-Rultur-Gerichts-Mathe Rintelen die Decernate als Juſti⸗ 
tiar und für die Forftablöfungsfachen bei der Forſtabtheilung libertragen 
worden. 


II. Bei den Provinzial-Berwaltungen ber Stantöforfien. 
A. Penfionirt. 
Seng, Oberförfter zu Cladow, Neg.-Bez. Frankfurt. 
Mangold, Oberforfimeifter zu Danzig. 
Brettmann, Oberförfter zu Memſen, Brov. Hannover. 
Grebe, Oberförfter zu Gottsbüren, Neg.-Bez. Caſſel. 
Seeling, Oberförfter zu Borntuchen, Reg.⸗Bez. Cöslin. 
Jaſſoy, Oberförfter zu Hersfeld, Reg.⸗Bez. Caſſel. 


B. Berfjegt ohne Aenderung des Amtscharacters (zugleih mit 
Angabe fiber neu gebildete Berwaltungs- und Inſpections— 
Bezirke). 


Schaeffer, Oberförfter von Buchwerder, Neg.-Bez. Pofen, nad Cladow, Reg.- 
Bez. Frankfurt. 
Brünnings, Oberförfter von Kuhſtedt, Brov. Hannover, auf die Oberf.:Stelle 

Rheinwarden, Reg.⸗Bez. Düffeldorf. 

Kienaſt, Oberförſter von Ulfhuns, Oberförſterei Hadersleben, Regierungs⸗Bez. 
Schleswig, nach Buchwerder, Reg.-Bez. Poſen. 

Wulff, Oberförſter von Weſterlund, Oberförſterei Apenrade, Reg.Bez. Schles⸗— 
wig, nach Ulfhuus, Oberförſterei Hadersleben, Reg.⸗Bez. Schleswig. 

John, Oberförſter von Kielau, Reg.Bez. Danzig, nach Nenenkrug, Reg.⸗Bez. 
Stettin. 

Panzer, Oberförſter von Schirpitz, Reg.Bez. Bromberg, nach Kielau, Reg.⸗ 
Bez. Danzig. 

Hoernigk, Forſtmeiſter von Schleswig, Forſtmeiſterſtelle Schleswig⸗Trittau, 
nah Frankfurt, Forſtmeiſterſtelle Frankfurt⸗Landsberg a. W. 

Hollweg, Forſtmeiſter von Frankfurt, Forſtmeiſterſtelle Frankfurt⸗Landsberg 
a. W., nach Potsdam, Forſtmeiſterſtelle Potsdam⸗Cöpenick. 

Panl, Oberförſter von Ellnhauſen, Reg.⸗Bez. Caſſel, nach Gottsbüren, Reg. 
Bez. Caſſel. 

Zinnius, Oberförſter von Födersdorf, Reg.⸗Bez. Königsberg, nad) Colbitz, 
NReg.⸗Bez. Magdeburg. 
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Eberts, Oberförfter von Bederlefa, Prov. Hannover, nad Födersdorf, Reg.⸗ 
Bez. Königsberg. 

Krüger, Oberförfter von Grondowken, Reg.-Bez. Gumbinnen, nach Borntuchen, 
Neg.-Bez. Cöslin. 

Gies, Oberförfter von Großenlüder, Oberförfterfielle Bimbach, Reg.⸗Bez. Cafſel, 
nad Hersfeld, Oberförſterei Hersfeld⸗Oſt, Reg.⸗Bez. Caſſel. 

Der Wohnſitz des Verwalters der Oberf. Biernan, Reg.⸗Bez. Erfurt, wird nad 
Schwarza verlegt. 

Bom 1. October 1881 wird die jetzt zur Forſt⸗Inſpection Danzig-Elbing ge- 
hörige Oberförfterei Wirthy der Inſpection Danzig- Stargard und die jegt 
zur Letzteren gehörige Oberförfterei Sobbowit der Inſpection Danzig-Elbing 
zugelegt. 

O. Befördert refp. verjegt unter Beilegung eines höheren Amt %- 

charakters: 


Meyer, Forſtmeiſter zu Potsdam, zum Oberforſtmeiſter und Mitdirigenten 
einer Regierungs⸗Abtheilung befördert und ihm die Oberforſtmeiſterſtelle 
zu Erfurt verliehen. 

Hildebrandt, Forftmeifter zu Potsdam, zum Oberforfimeifter und Mitdiri- 
genten einer Regierungs-Abtbeilung befördert und ihm die Oberforftmeifter- 
ftelle zu Danzig verliehen. 

von Stünzner, Oberförfter zu Kolbig, Reg.-Bez. Magdeburg, zum Forft- 
meifter befördert und ihm die Forſtmeiſterſtelle Potsdam⸗Joachimsthal ver- 
lieben. 

Stahl, Oberförfter zu Carlsbrunn, Neg.-Bez. Trier, zum Formeifter‘ ernannt 
und mit der Forſtmeiſterſtelle Schleswig-Trittau belieben. 

D. Zu Oberförſtern ernannt und mit-Beftallung verjehen find: 

Baar, Oberf.-Kand. zu Biefel, Reg.-Bez. Caſſel 

Appel, Oberf.-Kand. (bisher interim. Revierförſter zu Niederbeisheim, Ober- 
förfterei Morſchen, Reg.⸗Bez. Eaffel) zu Wefterlund, Oberförfterei Apenrade, 
Reg.⸗Bez. Schleswig. 

Wurzer, Oberf.-Kand. zu Coblenz, Neg.-Bez. Coblenz. 

Schladitz, zu Kuhſtedt, Prov. Hannover. 


Simon, zu Ellnhauſen, Reg.⸗Bez. Caſſel. 
Ulrich, zu Bederkeſa, Prov. Hannover. 
Thiel, zu Junkerhof, Reg.⸗Bez. Marienwerder. 


Schüller, Oberf.-Kand., (bisher interim. Revierförſter zu Bargſtedt, Oberförft. 
Barlohe, Reg⸗Bez. Schleswig) zu Memſen, Prov. Hannover. 

Wiesmann, Oberf.:Kand. und Yeldjäger-Lientenant zu Schirpis, Reg.Bez. 
Bromberg. 

. Hilfenberg, Oberf.-Kand. zu Sellhorn, Prov. Hannover. 

Sames, Oberf.-Kand. (bisher interim. Revierförſter zu Altenlirhen, Ober- 
förfterei Kirchen, NReg.-Bez. Eoblenz) zu Carlsbrunn, Reg.-Bez. Trier. 

E. Die bei der definitiven Anftellung als Oberförfter vorbebaltene 

Beftallung haben erhalten: 
Kluge, Oberförfler zu Osburg, Reg.Bez. Trier. 
Zeiffig, Oberförfter zu Trittau, Reg.⸗Bez. Schleswig. 
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F. Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurde berufen: 
Duntlelbed, Oberf.:Kand., nach Coblenz. 


G. Zu Revierförftern wurden definitiv ernannt: 
Hörer Schutzeichel zu Siebenborn, Oberf. Wadern, Neg.-Bez. Trier. 
„  Beters zu Schafhaus. Oberf. Aurich, Prod. Hannover. 
„ Klaehr zu Cafelow, Oberf. Gramzow, Reg.-Bez. Potsdam. 


Hegemeiſter Steinborn zn Obersgegen, Oberf. Balesfeld, Reg.⸗Bez. Trier. 


HB. Ats interimififher Revierförfer wurde berufen: 
Oberf.-Kand. Müller nad Altenlichen, Oberf. Kirchen, Reg.Bez. Coblenz. 


J. Zum wirfliden Hegemeifter wurde befördert: 
Kleiufhmidt, Förfter zu Hentern, Oberf. Osburg, Reg.⸗Bez. Trier. 


K. Den Charakter als Hegemeifter haben erhalten: 
Meißner, Förſter zu Hagen, Oberf. Werder, Neg.-Bez. Straljund. 


Kerſchbaum, Förfter zu Augstutichen, Oberf. Weßtallen, Neg.-Bez. Gumbinnen 


(bei der Penfionirung). 
Baſt, Förfter zu Kablenberg, Oberf. Liepe, Neg.-Bez. Potsdam. 
Mießner, Förſter zu Duferlafe, Oberf. Reiersdorf, Reg.Bez. Potsdam. 


119. 
Orden®-Berleihungen 


an Forft- nd Iagd-Beamte vom 1. Inli bie Ende September 1881. 


(Im Anſchluß an den Art. 95. ©. 241.) 


A. Der Rothe Adler-Orden II. Klafje mit Eihenlaub: 
Werneburg, O:herforftmeifter zu Erfurt (bei der PBenfionirung). 


B. Der Rothe Adler-Drden IH. Klafje mit der Schleife: 


Schraudebach, Oberf. zu Windhof, Oberförfterei Weilburg, Reg.⸗Bez. Wies- 


baden (bei der Penftonirung). 


von Mindwitz, Oberf. zu Zeit, Oberförfterei Goffera, Reg.-Bez. Merfjeburg 


(desgleiden). - 
C. Der Rothe Adler-Örden IV. Klajje. 
Steinhoff, Oberf. zu Winnefeld, Prov. Hannover (mit der Zahl 50). 
Rantenberg, Oberf. zu Polle, Prov. Hannver (desgl.) 
D. Der Kronen-Örden II. Klafje: 
Kirchner, Oberf. zu Rogelwitz, Reg.Bez. Breslaı. 
Jahrb. d. Br. Forft- und Iagd-@efebg. XIII. 24 
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E. Der Kronen-Drden IV. Klafje: 
Delion, Hegemeifter zu Wellmübhle, Oberf. Fuhrberg, Prov. Hannover (bei der 
Penfionirung). 


F. Die Erlanbniß zur Aulegung fremder Orden hat erhalten: 


Schimmelpfennig, Forſtmeiſter zu Magdeburg, das Ritterkreuz L Klaſſe des 
Herzogl. Anhaltiſchen Hausordens Albrecht des Bären. 


G. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 


Ernte, Sägemlihlenmeifter zu Riefensbeck, Oberf. Riefensbed, Prov. Hannover. 

Beuzlin, Förfter zu Wildberg, Oberf. Grammentin, Reg.⸗Bz. Stettin (mit 
der Zahl 50). 

Riſcher, Yörfter zu Vatterode, Oberf. Siebigerode, Reg.-Bez. Merjeburg (mit 
der Bahl 50). 

Geis ler, Oberholzſchläger zu Voigtsdorf, Kreis Habelichwerbt, Reg. Bez. Breslau. 

Reche, Holzhauer zu Vaale, Oberf. Gahrenberg, Reg.-Bez. Caſſel. 

Dietrich, Förſter zu Eibels hauſen, Oberf. Ebersbach, Reg.Bez. Wiesbaden. 

Bergmann, Förſter zu Wittſtock, Oberf. Klütz, Reg.⸗Bez. Stettin (m. d. Zahl 50). 

Hinüber, Förſter zu Steinborn, Oberf. Knobben, Prov. Hannover (bei der 
Penfionirung). 


H. In Anerkennung lobenswerther Dienſtführung find von Sr. 
Ercellenz dem Herrn Miniſter Ehren-Porteépées verliehen 
worden: 

Dem Yörfter Trübe zu Yafanerie, Oberf. Schleudig, Reg.⸗Bez. Merjeburg. 
" „Dreſe zu Annaburg, Oberf. Thiergarten, Reg.⸗Bez. Merfeburg. 
"» Friedrich zu Herrmannsede, Oberförfterei Biegelrode, Reg.Bez. 
Merfeburg. 
n „» Schmidt zu Er. Ofterhaufen, Oberförfterei Bifchofrode, Reg.⸗Bez. 
Merjeburg. 
" „ Duprier zu Werfin, Oberf. Jägerhof, Reg.Bez. Stralfund. 
„ne Kiethöffel zu Endingen, Oberförfterei Schuenhagen, Reg.-Bez. 
Stralfund. 
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Chronologiſches Berzeichniß 
der in dem gegewärtigen (XIII.) Bande des Jahrbuches enthaltenen 
Geſetze, Erlaſſe, Staatsminiſterial⸗-Beſchlüſſe, Inſtructionen, Regulative 
und Minifterial-⸗Verfügungen ꝛc. 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Artikel im XII. Bande, Seite 362) 
(Thronologiſche Bezeichniſſe dieſer Art vom Jahre 1851 an für die 
erſten acht Jahrgänge 1851—1858 des Jahrbuches im Forſt⸗ und Jagdkalender 
für Preußen befinden ſich im VII. Jahrgange 1858, ©. 77, von da ab für die 
einzelnen Jahrgänge IX— XVII. (1859—1867) jedesmal am Schluß des Ka- 
Iender-Jabrbuches, die Fortſetzungen in den Bänden des vorliegenden, feit 
1868 vom Kalender getrennten Jahrbuches.) 


1819. 
15. November ©. 123. 
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Beurlaubung im 4. Dienfljahre flchender Jäger der Klaffe A. 
zum Forfidienfte betreffend. 


Circ.⸗Verf. des Minifters für Landwirthſchaft x. an fämmtlihe Könige. Regierungen und 
an bie Königl. Finanz⸗Direction zu Hannover. III. 9684. 


Berlin, den 18. September 1881. 

Nach einer Mittheilung der Königlichen Inſpektion der Jäger und Schliken 
find in ueuerer Zeit von den Königlichen Regierungen und Oberförftern fo zahl⸗ 
reiche Anträge auf Verlängerung des den im 4. Dienftiahre ſtehenden Jägern 
der Klaffe A. während der Winter- und bezw. Frühjahrsmonate erteilten Forſt⸗ 
urlaubs eingegangen, daß fi) die genannte Behörde außer Stande gejehen, hat, 
fänmtlichen derartigen Anträgen zu entipredhen. Die Königliche Inſpektion ber 
Jäger und Schügen hat fich in dankenswerther Weife bereit erflärt, auch ferner: 
Hin nach Möglichkeit allen berechtigten desfallfigen Wänfchen der Yorfiverwaltung 
Rechnung tragen zu wollen und in anerfannt dringenden Fällen Jüger der Klaſſe A, 
welche bereits ein halbes Jahr zum Yorfturlaub gelangt waren oder joche, weiche 
in vereinzelten Fällen zu diefem Urlaub bis dahin noch nicht herangezogen 
wurden, auch "während der militärifhen Ausbildungsperiode weiterhin zu be⸗ 
urlauben. Selbſtverſtändlich muß aber die Verlängerung bezw. Ertbheilung eines 
ſolchen den militärifhen Intereſſen entgegenftehenden Urlaubs auf diejenigen be- 
fonderen Ausnahmefälle beſchränkt bleiben, in denen ein unabweisliches Bedürf⸗ 
niß auf Ergänzung der Forftihuglräfte in einem beſtimmten Reviere oder Re- 
viertheile vorliegt und die Yorflverwaltung außer Stande if, diefe Ergänzung 
in anderer Weife zu bewerfftelligen, wie 3. ®. durch Heranziehung bezw. ander. 
weite Bertheilung der für den betreffenden Bezirk angemeldeten Reſervejäger 
oder durch Zuhilfenahme geeigneter Waldarbeiter. 

Die Königliche Regierung wird daher hiermit veranlaßt, vorſtehende Ge⸗ 
fihtspuntte in Zukunft gehörig ins Ange zu faffen und nur in wirklich dring- 
lichen Fällen entfprechend motivirte Anträge auf längere Belaffung der Dis- 
pofitions-Urfauber im Forfidienfte an die Königliche Inſpeltion der Jäger uud 
Schlten gelangen zu laffen. Alle derartige Anträge find binfort von der 
Königlihen Regierung ſelbſt, nicht aber von den 2olalforitbeamten ein- 
Zubringen und zwar, damit der genannten Militärbehörde die nöthige Zeit zur 
erforderlichen Korrefpondenz mit den betreffenden Truppentheilen verbleibt, recht- 
zeitig vor Ablanf des zuerft ertheilten Urlaubs, jedenfalls aber bis ſpäteſtens 
zum 15. April. 

Jahrb. b. Pr. Forft- u. Jagd⸗Geſetzg. XIV. 1 
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Nach einer ferneren Mittheilung der mehrgenannten Juſpeltion gehen bei 
derfelben nicht felten auch Anträge auf Ueberweifung eines, qualifizirten Jägers 
zur Vertretung erkrankter Forfibeamten für wenige Wochen ein. Auch ſolchen 
Unträgen wird in wirklich dringenden VBebarfsfällen, fobald eine Aushilfe in 
anderer Weife nicht zu beſchaffen ift, fernerhin dies Genehmigung nicht verfagt 
werben; es läßt ſich dabei jedoch nicht verlennen, daß die betreffenden Jäger 
bei einer fo kurzen Beurlaubung zum Forſtdienſte, für welchen fie immerhin ſich 
anderweit zu equipiren gezwungen find, bei Remunerirung nach !den fiir die 
Dispofttiond-Urlauber durch die Gircular- Berfügung vom 17. Februar 1874 
II 8080*) vorgefchriebenen Diätenfigen in eine pekuniäre mißlicde Lage verfetst 
werden. Um diefem Uebelfiande vorzubeugen, ermächtige ich daher die Königl. 
Regierung, binfort denjenigen Jügern, welche fiir eine kürzere Zeitdauer als 
8 Monate zum Forſtdienſte beurlaubt und im letteren bejchäftigt werden, an 
Stelle der sub e der oben genannten Gircular-Berflügung aufgeführten Sätze 
Diäten bis zum Betrage von „zwei Marl‘ pro Tag zu gewähren. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


Geſchäfts⸗ Kaflen- und Rechnungsweſen. 
3 8. 

Befchränkung der Seitens der betreffenden Behörden in bürger- 
lichen Rechtsſtreitigkeiten zu ertheilenden Vollmachten. 
Cire.⸗Verf. bes Minifters für Landwirihſchaft se. an fämmtlihe Königliche Regierungen 
ausschließlich der zu Sigmaringen, an bie Kgl. Finanz⸗Direction zu Hannover und an ben 

Koniglichen Geheimen Regierungsrath, Herrn Kayſer, Hochwohlgeboren hier. m 4279. 


Berlin, den 30. Auguft 1881. 
Der Herr Minifter des Innern und der Herr Finanz» Minifter haben in der 


I. 10806 } 
Eircular-Berfigung vom 17. d. M. (T. A. 6652 M. d. J. n 9084 ) F. M., 
. 1138 


Anl. a.) angeordnet, dag in allen, den ftslalifchen Vertretern in bürgerlichen 
Nechtsfreitigleiten und in Konkurſen zu ertheilenden Vollmachten die Ermächti⸗ 
gung zum Abſchluſſe von Bergleichen, zu Berzichtleiftungen und zu Anerkennt- 
niffen ausdrücklich ausgejchloffen werden, und daß es demnach zu derartigen Er⸗ 
Närungen einer befonderen Ermächtigung der die Vollmacht ertbeilenden Behörde, 
beziebungsweife der höheren Genehmigung bedürfen ſolle. Ich beftimme Hiermit, 
daß die gedachte Eircular-Berfligung auch für den Bereich der Domänen- und 
Forfl-Berwaltung Anwendung zu finden bat. 


Der Minifter für Lanpwirthichaft, Domänen und Korften. 
% 4: Schartom. 


2) ©. Jahrbuch Up. VII. ©. 4 Art. 5. 


Berlin, den 17. Anguft 1881. 


Nach $ 77 der deuſchen Civilprozeßordnung*) bedürfen Bevollmädhtigte in 
bürgerlichen Recdtsfireitigleiten zum Abſchluß von Vergleichen, zur Verzichtleiftung 
anf den GStreitgegenftand und zur Anerkennung des von dem Gegner geltend 
gemachten Anſpruchs feiner bejonderen Ermädtigung. Das Bleiche gilt in &e- 
mäßbeit der Beſtimmung im $ 65 der deutſchen Goncursordnung**) auch für 
Bwangsvergleihe in Concurſen. Nah 8 79 der Givilprozeßordnnng***), fann 
die Befugniß zur Vornahme der gedachten Rechtshandlungen jedoch in der Boll- 
macht jelbft ausgefchloffen werden. Da es bedenklich erjcheint, den fistalifchen 
Bertretern jene Befugniß ohne Einfchränfung zu ertheilen, fo wird hiermit ange- 
ordnet, daß in allen den Bertretern des Fiskus in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten und in Goncurjen zu ertheilenden Vollmachten die fragliche Ermächtigung 
ausdrücklich ausgeichloffen wird und daß es demnach zu Vergleichen, Berzicht- 
leiftungen und Anerlenntniffen gedacdhter Art einer befonderen Ermächtigung der 
die Vollmacht ertbeilenden Behörde bedarf. Inwieweit die letztere hierzu noch 
die höhere Genehmigung einzuholen bat, befiimmt ſich uad den darüber ergan- 
genen beſonderen Anweifungen, 


Der Minifter des Innern. Der Yinanz-Minifter. 
gez. v. Buttlamer. In Bertretung. 
. gez. Meinede. 


An ſämmtliche Königl. Regierungen und Landdrofteien, an das Königliche 
Bolizei-Bräfidium in Berlin und die Königlihe Finanz-Direltion in Hannover. 


I. 10806) 
FM. II. W084) M. d. 3. 1. A. 6662. 
ir. 1138) 


*) 8 77 der Deutidhen Givilprogehorbnung lautet: 

Die Prozeßvollmacht ermächtigt zu allen den Rechtsſtreit betreffenden Brozeßhandlungen 
einfchließlich derjenigen, welche burd eine Widerklage, eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
und bie Bimangsvolitredung veranlaßt werben ; zur Beſtellung eines Vertreters, ſowie eines 
Bevollmächtigten für bie höheren Inftanzeu; zur Beſeitigung bes Nechtöftreits durch Vergleich, 
Berzichtleiſtung auf ben Gtreitgenenftanb oder Anerkennung bed von dem Gegner geltend ge- 
machten Anipruchs; zur Empfangnabme ber von dem Gegner zu erftattenden Koften. 

»e) 8 65 der deutſchen Rontursorbnung: 

Die Vorſchriften der Eivilprogehorbnuug finden, ſoweit nicht auß ben Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ſich Abweichungen ergeben, auf das Konkursverfahren entſprechende Anwendung. 

see) 8 79 der beutfchen Civilprozeßordnung: 

Eine Befchräntung des geieglihen Umfangs ber Vollmacht bat bem Gegner gegenüber 
nur infoweit rechtliche Wirkung, als dieſe Beichräntung bie Beieitigung des Rechisftreits durch 
Vergleich, Berzichtleiftung auf ben Streitgegenftand oder Anerkennung bed von dem Gegner 
geltend gemachten Anſpruchs betrifft. 

Inſoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten if, Tann eine Vollmacht für ein- 
zelne Prozeßhandlungen ertheilt werben. 


1* 
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8. 
Die Anlegung von Steinbrüchen etc, Umwandlung zur Holzudt 
beftimmter Flächen in landwirthſchaftlich benutzte etc. betr. 


Cirxcular⸗Verfũgung bes Minifters für Landwirthſchaft ac. an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen 
(excl, der zu Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz Direction zu Hannover, 7 9333, 


Berlin, den 15. September 1881. 


Auf Grund der Allerhöchſten Ordre vom 12. Auguft d. 3. ermächtige ich 
die Königliche Regierung, ſelbſtſtändig in den Königlichen Oberförftereien 
1. die Anlegung von Steinbrüchen, Lehm⸗, Kied-, Mergelgruben und 
Torfſtichen innerhalb forft- bezw. landwirthſchaftlich benutter Flächen 
anzuordnen und 
2. die Ummandlung zur Holzzucht beftimmter Flächen bis zur Größe von 
drei Heltaren in landwirthſchaftlich benußte zu veranlaffen umd um⸗ 
gelehrt, letzteres jedoch nur, fofern der etatsmäßige Durchſchnittsbrutto⸗ 
ertrag der betreffenden Oberförfteret pro ha den Durchſchnitts⸗Pacht⸗ 
erlös der legten ſechs Jahre für die betheiligten Flächen überſteigt. 
Jener Durchſchnittsbruttoertrag kann fo ermittelt werden, daß die etats⸗ 
mäßige Solleinnahme der beziiglichen Oberförfterei fiir Holz durd die 
etatsmäßige Fläche des Holzbodens getheilt wird, 
Nah Borfiehendem mobdifizirt fi das zweite Alinea im Abjchnitt I ber 
Circular-Berfügung vom 3. Juni 1877 IIb 9678*). 
Zür die Domänen-Berwaltung verbleibt eg bei den bisherigen Beftimmungen. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


4. 
Die Einreichung von Disciplinar-Unterſuchunsakten gegen Forft- 
beamte zur Einholung der Entſcheidung der Berufsinftanz betr. 
Circ.⸗Verfg. bes Minifters für Landwirthſchaft c. an fämmtlihe Königliche Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz-Direction in Hannover. II. 11587. 
Berlin, den 27. Oftober 1881. 

Die Königliche Regierung veranlaffe ich, in allen Fällen, in welchen Dis- 
ciplinar-Unterfuchungsalten gegen Forſtbeamte zur Einholung der Entjcheidung 
ber Berufsinftang an mid) eingereicht werden, eine vollſtändige Abfchrift bes 
Disciplinar-Erfenntniffes erfter Inſtanz für die Alten meines Minifteriums bei- 
zufügen. 

Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen nnd Forſten. 
Lucius. 


*) ©. Jahrb. Bd. IX. ©. 459 Art. 60. 


b. 


Die Unmuläffigkeit einer Abänderung der Finalabfihlüffe der 
Staatskaſſen betreffend. 


Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthſchaft ac. an fämmtlihe Köntgl. Regierungen, die 

Königl. Finanz⸗Direction zu Hannover und bie Könige. Minifterial-Bautommiffion bier- 

ferbft, ſowie zur Kenntnifnahme und gleihmäßigen Beachtung an ben Direktor ber Forſt⸗ 

akademie, Herrn Oberforfimeifter Dr, Dandelmann, Hochwohlgeboren zu Eberswalde, und 

an ben Direktor der Forftafabemie, Herrn Dr. Borggreve, Hochwohlgeboren zu Münden. 
II. 6314. 


Berlin, den 10. November 1881. 

Die Königlihe Regierung (Finanz-Direltion, Minifterial-Baulommiffton) 
erhält anliegend beglaubigte Abſchrift des Beichluffes des Königlichen Staats- 
Minifteriums vom 14. v. M., betreffend die Unzuläffigleit der Abänderung der 
Final⸗Abſchlüſſe der Staatstaffen, zur Kenntnignahme und Beachtung. 

Bei der Domänen- und Forftverwaltung ift gemäß der Eircular-VBerfügung 
vom 1. Februar 1876 (II. 16208)*) bereits bisher nad den Beflimmungen des 
vorgedachten Beſchluſſes verfahren worden, den Rechnung legenden Kaffen der 
gedadhten beiden Verwaltungen ift jedoch die genaue Beachtung derjelben nochmals 
in Erinnerung zu bringen. 


Der Minifter für Landmwirthichaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 


&. 
Beſchluß. 
ad St. M. Nr. 1808,81. 
Berlin, den 14. Oltober 1881. 
Mit Rückſicht auf die Beſtimmung im Abfa 2 des $ 22 des Allerhöchft 
vollzogenen Kaffen-Regulativs vom 17. März 1828, wonach die Final-Abjchlüffe 
aller Staatstaffen unabänderlich find und die Grundlage der Jahres-Rechnungen 
zu bilden haben, wird auf Anregung der Königlihen Ober-Rechnungslammer 
hiermit beichloffen, 
dag fortan in allen Verwaltungen die Yinal-Abjchlüffe der Kaflen, abge⸗ 
ſehen von etwaigen formellen Mängeln derjelben, niemals nachträglichen 
Abänderungen unterzogen werden ditrfen, und daß von denfelben auch bei 
Aufftellung der Zahres-Rechnungen der nächſt höheren Kaffe niemals ab- 
gewichen werden darf. 
Eine beglaubigte Abfchrift dieſes Befchluffes ift ſämmtlichen Herren Reſſort⸗ 
Miniftern mitzutheilen, um biernah das Erforderliche für ihre Reſſorts an⸗ 


zuordnen. 
Königliches Etants-Minifterium. 


gez. von Buttlamer. von Kameke. Maybad. Bitter. Dr. Lucius. 
Dr. Friedberg. von Boettider. von Goßler. 


*) &. Jahrb. Bd. VII. ©. 397 Urt. 56. 


Berechtigungen nnd Ablöfungen. Gemeinheitötheilungen. 
6. 


Gebühren für Vermeffungsarbeiten in Auseinanderfehnngs- 
ſachen betreffend. 


GircularsBerfügung an fämmtlidhe Königl. General⸗Kommiſſionen. M. f. 2. 1. 11625. 
III. 8680. %. M. 11. 108564. I. 14078. 


Berlin, den 12. Okltober 1881. 


Nachdem die von dem Sentral-Direltorium der Bermeflungen unterm 29. De- 
zember 1879*) befchloffenen Beflimmungen über den Auſchluß der Spezialver- 
mefjungen an die trigononetrifche Landesvermeflung auch für die Auseinander⸗ 
ſetzungsſachen in Kraft getreten find, wird auf Grund des $ 14 des Geſetzes 
über das Koftenweien in Auseinanderjepungsfachen vom 24. uni 1875**) das 
für die von den Auseinanderfegungsbebörden ausschließlich und dauernd beſchäf⸗ 
tigten Bermeffungsbeamten erlaffene gemeinfchaftliche Reſtript vom 4. Januar 1877 
(Minifterialblatt für die innere Verwaltung ©. 61.) durch folgende Zuſatzvor⸗ 
fchriften ergänzt beziehungsmweife abgeändert : 

A. Bu „a. Gebülihrenfäte* hinter I. 3. 

4. Die zur Genügung der Borfcriften in den 88 1 ff. der Beflimmungen 
vom 29. Dezember 1879 ausgeführten trigonometrifchen Arbeiten werden wie 
folgt entſchädigt: 

8) Yür die volftändige Ausführung der Triangufation einſchließlich der dauer- 
haften Vermarktung der trigonometrifhen Punkte, insbefondere für die 
Ausführung der Winkelmeſſung und der hierher gehörigen Eentrirungs- 
und fonftigen Hülfsrechnungen, für die Berechnung der Koordinaten der 
trigonometrifchen Puukte emſchließlich der Herleitung ber rechtwinkligen 
Koordinaten aus den geographifhen Koordinaten für die aus der Trian⸗ 
gulation der Landesaufnahme gegebenen Punkte und dergleichen mehr, 
endlich für die Anfertigung der trigonometriihen Netzkarte und für alle 
jonftigen hiermit in Berbindung ftehenden Arbeiten können liquidirt werben: 

für jeden trigonometrischen Punkt 
Preis I. . . 10 Mari, 
„U...B u», 
„DI...20 u. 








*% ©. Jahrb. 8b. XIIL. ©. 58. 
») Der 8 14 lautet: 

Die von den Nuseinanderjehungsbehörben verwendeten Bermeflungsreviforen unb Felb⸗ 
mefjer werben nach den für fie beitebenben bejonderen Beltimmungen, indbefonbere be Feld⸗ 
meflerreglements, remunerirt. Für bie von den Auseinander ſetzungsbehörden ausſchließlich und 
dauernd beichäftigten Bermefiungsbeamten Tarın der Verwaltungschef nad Einvernehmen mit 
bem Yinanzminifter von dem gebadhten Reglement abweichende Entſchädigungsſätze feftftellen. 

Un Stelle der bisherigen in Wegfall Tommenden Gewährung freier Wohnung, Licht und 
Heizung bei auswärtigen Geſchäften burch die Auseinanberfegungsintereffenten, fowie an Stelle 
der ihnen bisher zugcbilligten bejonderen Reifediäten erhalten die Bermeflungsbeamten fortad 
für jeden Kalenbertag, welchen fie behufs Erledigung der Geſchäfte in mehr als 1,5 Kilometer 
Entfernung von ihrem gewöhnlichen Wohnorte nothwendig zubringen müflen, eine Feld⸗ und 
Neifezulage von 4,50 Marl, bei mebhrtägiger Abweſenheit bagegen für jeben Tag 6 Mark. 


b) die Gebühren unter a) finden nur Anwendung für diejenigen neu be- 
fimmten Punkte, auf welchen eine Wintelmeffung wirklich fRattgefunden 
bat, während für die lediglih durch Borwärtseinfchneiben befimmten Punkte, 
auf denen die Winkel nicht gemeffen worden, nur bie Hälfte ber ge 
dachten Gebühren zu Tiquidiren if. Bis zur Hälfte der Gebühren unter 
& kann auch fiir diejenigen durch eine bereit vorhandene Triangulation 
gegebenen PBunlte bewilligt werben, welche zur Befimmuug weiter trigo- 
nometriſcher Punkte gedient haben, falls auf den erfigebadhten Punkten 
die Winkel wirklich gemeflen find. 

c) Die Gebühren unter a dürfen für einen und benfelben Punkt nur ein- 
mal zum Aufat kommen. 

Die Auzahl der neun beſtimmten Bunkte darf im der Hegel nicht 
größer fein, als daß durdfchnittlich je ein Bunkt im mittleren Terrain 
anf eine Fläche von 100 Heltaren, in gebirgigem Terrain auf eine Fläche 
von 75 Heltaren, da aber, wo umfangreihe Waldungen ober Haiden zu 
vermefien find, namentlich in ebenem Terrain, auf eine Fläche von 
150 Heltaren entfällt. SFR eine größere Anzahl von trigonometrifchen 
Buntten beftimmt worden, fo bürfen, falls diefelben überhaupt uoth- 
wendig zu befimmen waren, im mindeflen Ausmaß vier nen beſtimmte 
Buntte nad den vollen Gebühren zu a, alle übrigen nur zur Hälfte diefer 
Gebühren vergütet werben. 

d) Bon den unter a aufgeführten Preisfägen dürfen die Preiſe U und IV 
nur angewendet werben, wenn die Punktenbeſtimmung durch „Einfchueiden“ 
die ‚Regel bilbet. 

Im Uebrigen find anzuwenden: 

der Breis J bei offenem tiberfichtlichem Terrain, in weichem bie Aus⸗ 
lihtung von Bifiriinien garnicht oder nur in ganz gerimgenm Maße 
erforderlich ift, auch fonftige erſchwerende Umftände nicht obwalten; 
der Preis II unter mittleren VBerhältniffen, insbefondere, wenn Aus- 
fihtungen von Bifirlinien, zwar im größerem Maße vorlommen, aber 
hoch nicht fehr zeitraubend find; 

der Preis III unter fchwierigeren Berbältniffen, insbefondere, wenn 
die Auslichtung der Bifirlinien in größerem Umfange nothwendig wird, 
oder wenn ercentrijche Winkelbeobachtungen auf Kirchthürmen unb 
dergleihen mehr mit zeitraubenden Hülfsmefiungen zur Beſtimmung 
der Gentrirunggelemente in größerer Ausdehnung auszuführen find; 
der Breis IV unter den fchwierigften Berbältuiffen, bei ber Be⸗ 
Kimmung von Punkten der dritten oder einer noch höreren Dreieds- 
ordnung, insbefondere, wenn koſtſpielige Signalbauten erforderlich, 
ferner bei Punkten der vierten Dreiedsordnung, wenn fehr zeitranbende 

Auslichtungen der Biftrlinie in Holzpflanzungen und dergleichen mehr 

nothwendig find oder fonft fehr erhebliche Schwierigkeiten obwalten. 


B. Zu „a. Gebührenfäße“ Hinter IL 6. 
6) Die zur Genügung der Vorfchriften in den 89 3 fj. der Beſtimmungen 
vom 29. Dezember 1879 erforderlichen polygonometrifhen Arbeiten. 
Ueber die durch die Beſtimmung zu A in Ihrem Geichäftsbezirt 
porausfichtlich erwachſenden Mehrkoften wolle die Königliche General⸗Kom⸗ 
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miffton bis zum 1. April 1882 behufs Berückſichtigung für den Staats⸗ 
haushaltsetat für 1883/84 mir, dem Miniſter für Landwirthſchaft, Do⸗ 
mäneu und Forften, Anzeige madhen; auch ift im all von Veränderun⸗ 
gen für die fpäteren Etatsjahre rechtzeitig zu berichten. Yür das lau⸗ 
fende und das nächfifolgende Etatsjahr find die fraglichen Mehrkoſten, 
fofern durch dieſelben eine Ueberſchreitung des bezüglichen Etatstitel3 her⸗ 
beigeführt wird, als Mehrausgabe zu verrechnen. 


Zuſatz für die Generallommijfion in Hannover. 


Für die Provinz Hannover, in welder das Geſetz vom 24. Juni 1875 über 
das Koflenweien in Auseinanderjegungsfachen keine Geltung Hat, ift die Ent⸗ 
ſcheidung fiber die Bezahlung der fraglichen Mefiungstoften und die Erwiderung 
auf den von der Königlichen General-Kommiffion an mich, den Minifter für 
Landiwirtbichaft, Domänen und Forſten, unterm 10. Dezember v. 38. Ar. 9572 
erflatteten Bericht noch vorbehalten. In Betreff der trigonometrifdhen 
Buuttenbefimmungen erjcheint die Anwendung der gleichen Gebührenſätze ange- 
meflen. Da die yolygonometriſchen Punktenbeſtimmungen die Stüdvermeffung 
weientlich erleichtern, fo würde es nicht gerechtfertigt fein, neben einer etwaigen 
bejonderen Bezahlung der erfteren die jet im der Provinz Hannover filr die 
©tüdvermeflung beftehenden Akkordſätze aufrecht zu erhalten; vielmehr if es an⸗ 
gezeigt, die polygonometrifchen Arbeiten und die Stüidvermeflung zufammen durch 
einen gemeinfchaftliden Bezahlungsjag zu vergliten. Wegen Fixirung beffelben 
wolle die Königliche General-Kommiffion zunächſt Borjchläge machen. 

In Betreff des Koſtenpunkts für polygonometriiche Arbeiten ſei beifpiels- 
weife bemerkt, daß für die Vermeſſung einer Fläche von 500 ha, an deren 
äußerem lUmfange etwa 50 Polygonpunbkte zu befiimmen und hierfür noch den 
in der Katafterverwaltung geltenden Gebührenbeftimmungen, welche für die poly- 
gonometriſchen Arbeiten, für die Stüdvermefjungen im ‘Felde, für die Kartirung 
und für die Flächenberechnung wegen der bier befiehenden Arbeitsausführung 
durch verjchiedene Berfonen je beſondere Bezahlungsjäge vorjehen, eine Ge⸗ 
bühr von 150 M. fiir den Punkt, alfo von etwa 75 M. im Ganzen zu zahlen 
fein würde. Die Bezahlung von Polygonpunkten im Innern der zu ver- 
meflenden Fläche kann hierbei nicht in Betracht kommen, da diefe Punkte voll 
der Städvermeffung zu Gute fommen witrden, auch berüdfichtigt werben muß, 
daß die eigentliche Stüdvermeffung ohne das Bindeglied der polygonometrifchen 
Bunttenbeftimmung direft von den trigonometriſch beftimmten Punkten und ben 
geraden Berbindungslinien der letzteren unter fih und mit den Polygonzligen 
am Umfange der zu vermeffenden Fläche ausgeführt werben kann (8 3 der Be- 
fimmungen vom 239. Dezember 1879). 


Der Minitter für Landwirthſchaft, Der Yinanz-Minifter. 
Domänen und Korften. In Bertretung: 
Lucius. Meinede. 


Baufadıen. 
7. 


Beſtimmungen über Vergebung und Ausführung von Lieferungen 
und Arbeiten bei den Wafferbanten der Domänen- und 
Forfiverwaltung. 


GireularsVerfüg. bes Minifters für Lanbwirtbfchaft sc. an ſäͤmmtliche Königl. Regierungen 
und Landdroſteien, bie Königl. Finanz-Direction in Hannover und bie Königliche Minifterials 
BausGommilfion hierſelbſt, ſowie abjchriftlih an fänmtlihe Herren Oberpräfibenten behufs 
Mittheilung zur Kenntnisnahme und Nachachtung an bie Meliorations-Bauinfpectoren. 
I. 14891. II. 5127. 
Berlin, den 4. November 1881. 
Durch Circular⸗Verfügung des Herrn Minifters der öffentlichen Arbeiten 

vom 4. Dftober cr. III. 10126 (Anm. a) iſt angeordnet worden, daß 

die Submifftonsbedingungen für die Öffentliche Bergebung von Arbei« 

ten und Lieferungen bei den Hochbauten der Staatsverwaltuug 
und 

die allgemeinen Bedingungen, betreffend die Ausführung von Arbeiten 

und Lieferungen bei den Hochbauten der Gtaaisverwaltung 
abgefehen von einigen Ergänzungen unverändert auch bei den auf die Wafler- 
bauten der Staatsverwaltung bezüglichen Ausfchreibungen und Bertragsabfchlüffe 
des dortfeitigen Neffort3 zu Grunde zu legen feien und beftimme ich hiermit unter 
Hinweis anf meine bezügliche Circular⸗Verfligung vom 20. September v. 8. 
II. Ro. 8456 und 111. No. 6170*), daß auch bei den Wafferbauten des dies⸗ 
feitigen Nefforts ein gleihmäßiges Berfahren zur Anwendung zu bringen jei. 

Sollten in einzelnen Fällen Abweichungen von den getroffenen Anordnungen 

geboten erfcheinen, fo ift darliber befonder an mich zu berichten. 


Der Minifter für Landbwirthichaft, Domänen unb Forfien. 
Lucius. 


Berlin, den 4. Dftober 1881. 
Die im Anſchluß an den Erlaß vom 24. Juni dv. J. und die demſelben 

beigefügten Allgemeinen Beflimmungen, betreffend die Vergebung von Leiſtungen 
und Lieferungen im Bereich des Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten vorge- 
fohriebenen und unter demfelben Tage mitgetheilten 

Submiffionsbedingungen filr die Öffentliche Vergebung von Arbeiten 

und Lieferungen bei den Hochbauten der Staatsvermwaltung 
und 

allgemeinen Bedingungen, betreffend die Ausführung von Arbeiten 

und Lieferungen bei den Hochbauten der Staatsverwaltung 
erſcheinen im Wefentlihen auch zur Anwendnng für die Waſſerbauten geeignet 
und werden zu diefem Ende nur in einigen Punkten einer Ergänzung. bedürfen. 
Indem ich daher Euer Hochwohlgeboren erfuche, jene Beftimmungen fortan unter 
Berückſi htigung der nachſtehenden Bemerlungen unverändert auch bei den auf 


*) efr. Jahrb. Vd. XII. ©. Ti Art. 21. 
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die Waflerbauten der Staatövermaltung innerhalb meines Reſſorts bezüglichen 
Ausschreibungen und Bertragsabfchlüffen zu Grunde zu Tegen, bemerke ich be- 
züglich der erforderlichen Ergänzungen das Folgende. 

Die nad $ 2 der „Submiffionsbedingungen für die öffentliche Vergebung 
von Arbeiten und Lieferungen“ von den Submittenten einzureichenden Offerten 
haben, fofern fich biefelben auf Wafferbauten beziehen, außer den im $ 2 L c. 
bezeichneten Erflärungen und Angaben nod die genaue Bezeichnung zu enthalten, 
ob fie auf die ganze Submiffton oder auf Theile derfelben und event. welche 
Theile gerichtet find, und ift daher in den fpeziellen Bedingungen ein entiprechender 
Sat vorzufehen und darin vorzufcreiben, daß, fofern es fih um Theillieferungen 
‚ bezw. Leiftungen banbelt, die Wafferbauinfpeltionsbezirfe event. Buhnenmeifter- 
diftrifte, auf welche die Offerten fich beziehen, fpeziell anzugeben find. 

De nad $ 5 1. c. der Yufchlag mit bindender Kraft erfolgt if, wenn die 
Benachrichtigung davon innerhalb der Zuſchlagsfriſt an die in der Offerte ange- 
gebene Adreſſe aufgegeben worden, jo ift es felbfiverfländlich, daß bei Ablehnung 
der im $ 7 vorgejehenen Bertragsabfchliegung, bezw. Ausführung der in ber 
Offerte übernommenen Arbeit oder Lieferung der Fiskus befugt if, den Bau 
oder die Lieferung auf Gefahr und Koften des Unternehmers zur Ausführung 
bringen zu laſſen. 

Ein Anfprud auf Schadenerfa nad $ 10 der „Allgemeinen Bedinguugen, 
betreffend die Ausführung von Arbeiten und Lieferungen“ ift dem Unternehmer 
zweifellos aud für den Fall zuzuerlennen, wenn die linterbredhung oder gänz 
lie Abftandnahme von der weiteren Bauausführung anf ausdrückliches Ber- 
langeu der Verwaltung erfolgt. Bei einer durch höhere Gewalt herbeigeflihrten 
längeren Unterbrechung kann ferner nah dem Ermefjen der Behörde der Been- 
Digungstermin der Arbeitsleiftung beziehungsweiſe Lieferung angemeffen verlängert 
werden: 

Sollten demnähft in einzelnen Fällen bei Anwendung der betreffenden Be⸗ 
fimmungen Schwierigleiten entfliehen, welche Abweichungen von denfelben geboten 
erſcheinen laſſen, fo ftelle ich anbeim, darüber gleichzeitig mit dem durch den 
Erlaß vom 24. Yuni dv. J. angeordneten generellen Bericht motivirt Sich zu 
äußern. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
ges. Maybad. ” 

An die Herren Negierungs-Präfidenten in den Provinzen Oft- und Weftpreußen, 
Pommern, Brandenburg, Schiefien und Sachſen, ſowie in Sigmaringen, 
die Königlichen Regierungen und Landdrofteien in den Übrigen Provinzen 
und die Königliche Minifteriol-Bau-Kommiffion Hierjelbft (je befonders). 

III. 10126. 
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Beriuhöweien. 
8. 


Verbreitung des forftlich-meteorologifcyen Jahresberichts pro 1880 
des Prof. Dr. Müttrich. 
Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthſchaft ac. an fümmtlihe Königl. Regierungen 


(excl. Sigmaringen) und an bie König. Finanze Direction zu Hannover. 
II. 12899/12938 1. Ang. von 2, 


Berlin, den 3. Dezember 1881. 

Sm Intereſſe des forſtlichen Verſuchsweſens find von der Schrift des Pro⸗ 
feffor8 an der Forſtalademie zu Eberswalde und Dirigenten der meteorologifchen 
Abtheilung des forfilichen Berjuchsweiens Dr. A. Müttrich: 

„Jahresbericht über die Beobadytungs-Ergebniffe der im Königreich 
Preußen und in den Reichslanden eingerichteten forſtlich⸗ meteorologiſchen 
Stationen. Sechster Jahrgang Das Fahr I880. 
eine Anzahl Exemplare angelauft worden, um dieſe Beobachtungen, wie mit 
früheren Jahresberichten gejchehen, dem TForfiverwaltungsperfonal zur Kenntniß 
zu bringen. 

Der Königlihen Regierung (Finanz-Direltion) werben ..... Eremplare 
dieſer Schrift mit der Berantaffung hierbei Hberfandt, jedem Oberförfter Ihres 
Bezirks je ein Eremplar berielben zur Kenntnißnahme und Inventariſation mit- 
zutheilen und die fiberjchießenden Eremplare für den dortigen Gebrauch zurück- 
zubehalten. 


Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


9. 


Verrechnung der Roften für die Anban-Verfuce mit ausländifchen 
Holzarten. 


Citc.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an fämmtliche Königl. Regierungen (excl. 
Sigmaringen) und an bie Königl. Finanz⸗Direrkion zu Hannover. III. 18191. 


Berlin, den 6. Dezember 1881. 

Es befteht die Abficht, für die Anbau-Berjuche mit ansländifchen Holzarten 
im nächſten Staatshanhaltsetat einen befonderen Fonds nicht mehr auszubringen, 
fondern die für jene Verſuche notbwendigen Ausgaben bei dem Kulturgelderfonds 
zu verrechnen. Da bereits gegenwärtig in einzelnen Berſuchsrevieren für das 
Kulturjahr 1. Oftober 1881/82 bezügliche Koflen auflaufen, jo beſtimme ich ſchon 
jetst vorbehaltlich der Abänderung, wenn der Staarshaushaltsetat Anderes ans 
ordnen follte, daß von dem vorgenannten Kulturjahr ab die Koften für die An⸗ 
bau⸗Verſuche mit ausländifchen Holzarten bei dem Kulturgelberfonds der Ber- 
juchöreviere verbucht werden. Die Rechnung darüber ift aber nach wie vor nad 


Anweifung der Verfügung vom 12. April d. J. II... 8185 ( 


h 
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Diejenigen Königlichen Regierungen, welche bereits die Zuſchüſſe zu dem 
Kulturgelderfonds pro 1881,82 hier beantragt haben, wollen ungeläumt nod) 
ergänzend anzeigen, welche Koflen die Ausführung der mehrfady erwähnten Ber- 
ſuche im nächſten Jahre erfordern wird. 

Die fibrigen Königlichen Regierungen werden dieje Koften bei ihren nod 
ausftebenden Anträgen zu berüdfichtigen haben. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


a. 


Berlin, den 12. April 1881. 

Auf dem Brit 
benadprichtige ich die Königliche Regierung (Finanz Direktion), dag im dortigen 
Bezirke vorläufig die Oberförftereien: 
zu Anbauverfuchen mit außerenropäifhen Holzarten beftimmt worden find. Ob 
von denfelben noch die eine oder andere Oberförfterei in Yortfall kommen Tann, 
wird fich erft überſehen Laffen, wenn feſtgeſtellt ift, welche Berjuchsftellen in den 
anderen deutſchen Staaten zu dem gleichen Zwecke ausgemählt find. 

Den Oberförftern der vorftehenden Reviere find bereit® mit Nüdficht auf 
die Dringlichkeit der in diefem Frühjahre auszufüihrenden Arbeiten je ein Eremplar 
bes Arbeitöplanes für die Anbauverfuche mit ausländiichen Holzarten, ſowie je 
ein Eremplar des darin in Bezug genommenen allgemeinen Arbeitsplanes für 
forftlihe Kulturverfude Seitens der Hauptitation für das forftlihe Verſuchs⸗ 
wejen zu Eberswalde direlt üiberjandt worden. 

Bon den in der Anlage beifolgenden ..... . Eremplaren beider Bläne wolle 
bie Königlihe Regierung. (Finanz-Direltion) dem Herrn Oberforftmeifter und 
den betheiligten Herren TForftmeiftern je ein Eremplar übermeifen. 

Die Hanptftation für das forftliche Verſuchsweſen bat auch bereits einen 
Theil der in diefem Frübjahre auszufäenden fremden Holzjämereien, den Ober: 
förftern direft zugehen lafjen, ohne daß es bei der drängenden Zeit möglich ge- 
weſen ift, die Königliche Aegierung (Finanz. Direktion) von bier aus davon zu 
benachrichtigen. Es wird ſogar erft in einigen Wochen mitgetheilt werden können, 
welche Samenmengen in den dortigen Bezirk überwieſen find. Die Königliche 
Negierung (Finanz Direktion) wolle fi) daher zu Ihrer DOrientirung Anzeige 
von den Oberförftern der obigen Berjuchsreviere Über den Empiang der Samen 
erftatten laſſen, fo daß die betheiligten Herren Forfibeamten Ihres Kollegii in 
der Tage find, auch ſchon in diefem Jahre ihre volle Aufmerkſamkeit den Anbaus 
verjuchen zuzuwenden und diefelben gehörig zu kontroliren. 

Die Koften der Anbauverſuche find vorläufig bei dem Kulturgelderfonds der 
VBerjuchsreviere zu verausgaben. Die Rechnung darüber ift getrennt zu balten, 
in der Form der Kulturgelder-Rehnung zu führen und diefer als Anhang feiner 
Beit beizugeben. Weitere Anordnungen in diefer Beziehung bleiben vorbehalten, 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


An ſämmtliche Königliche Regierungen excl. Sigmaringen und an die Königliche 
Yinanz-Direltion zu Hannover. III. 3704. 
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10. 
Arbeitsplan für die Anbanverfudye mit ausländiſchen Holzarten. 


L Allgemeine Bemerkungen. 


1. Bwek. 


Die Anbau-Berfuche bezweden, die Anbauwürdigleit ausländifcher Holzarten 
duch Erforjchung, ihres waldbaulihen Verhaltens und ihrer Erträge feflzu- 
ftellen. 

Für die Ausführung der Anbauverjuche, die Buchführung über diefelben, 
fowie für die Verarbeitung und Veröffentlichung ihrer Ergebuiffe find maßgebend: 

Der von dem Berein der deutichen forfllicden Verſuchsanſtalten feſtge⸗ 
ftellte allgemeine Arbeitsplan für forftlidde Kulturverfuche,*) und 

die Ergänzung und Abänderung deffelben durch die nachfolgenden Be⸗ 
fimmungen, 


2. Holzarten. 


Die anzubauenden Holzarten zerfallen in zwei Klaflen. 
Es gehören an: 
der I. Anbauflaffe: 
Pinus rigida (Miller), Pechtiefer, 
Abies Douglasii (Lindley), Douglastanne, 
Abies Nordmanniana (Steven, Link), NRordmannstanne, 
Carya alba (Nuttall), Weiße Hidory, 
Juglans nigra (Linne), Schwarze Wallnuß; — 
der I. Anbauklaſſe: 
Pinus ponderosa (Douglas), Gelbe Kiefer, 
Pinus Jeffreyi (Oreg. comm.), Jeffrey's Kiefer, 
Pinus Laricio (Poiret), var. corsicana, Korſtſche Schwarztiefer, 
Picea Sitchensis (Carriöre), Sitcha-Fichte, 
Cupressus Lawsoniana (Murray), Lawſons-Cyprefſe. 
Thuya Menziesii (Douglas), Riefen-Lebensbaum, 
Juniperus virginiana (Linn), Birginifher Wacholder, 
Acer californicum (Torrey, Gray) Kaliforniſcher Ahorn, 
Acer saccharinum (Wangenheim), Zuckerahorn, 
Acer dasycarpum (Ehrhart), Weißer Ahorn, 
* Fraxinus pubescens (Lamarck), Rothejche, 

Betula lenta (Linne), Hainenblättrige Birte, 
Carya amara (Michaux), Bitternuß-Hidory, 
Carya tomentosa (Nuttall, Michaux), Weichhaarige Hidory, 
Carya porcina (Nuttall, Michaux), Glattblättrige Hidory, 
Quercns rubra (Linn), Rotheiche, 
Populus serotina (Th. Hartig), Späte canadifche Pappel, 
Populus monilifera (Aiton), ®emeine canadifche Bappel. 


*% ©. Jahrb. ®b. VIII. ©. 432. Art. 69. 
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Die Ausdehnung der Anbauverfuche auf andere, namentlich japanifche Holz- 
arten bleibt vorbehalten. 


3. Same. 


Die Beihaffung ausländifhen Samens erfolgt aus einer gemeinfamen 
Duelle und zwar bis auf Weiteres durch den Baumfdhulenbefiger John Booth 
zu Klein⸗Flottbeck bei Altona, die Beſchaffung inländifhden Samens dur Ber- 
mittelung der Landes⸗Verſuchs⸗Anſtalt. 

Bei den Samenlieferungen ift die Herkunft des Samens und deſſen muth- 
maßliche Keimfähigkeit in Procenten anzugeben. Den Bermwaltern der Reviere, 
in welchen die Pflanzen-Erziehung, bezw. die Veftandsanlagen flattfinden, wird 
bieriber von der Landes-Berfucht-Anftalt Mittheilung gemacht. 

Ueber die Bertheilung des ausländifchen Samens an die Berfuchs-Reviere 
befindet die Landes⸗Verſuchs⸗Anſtalt. 

Der Same ift unmittelbar nach feiner Ankunft auf den Verſuchs⸗Revieren 
auszupaden und bis zur Ausfaat in der unter II. für die einzelnen Holzarten 
angegebenen Art aufzubewahren. 

Die für die einzelnen Holzarten angegebenen Samenmengen beziehen fich 
auf volle (100 p&t.) Keimfähigteit. 

Die wirkliche Keimfähigkeit iR für jede Samenlieferung möglihft auf den 
Berjuchs-Revieren durch Keimproben in Procenten der vollen Keimfähigkeii feft- 
zuftellen und in den Verſuchsheften anzugeben. 

Die zur Ausfaat gelangenden Samenmengen find einerfeits nach den Nor⸗ 
malfägen für volle Keimfähigkeit, andererieitS nach den Procentfägen der wirk⸗ 
lichen Keimfähigleit, oder, fofern die Keimproben nicht vechtzeitig beendet werden 
fonnten, nach den Brocentjägen der muthmaßlichen Keimfähigleit zu bemeffen. 


4. Planzmaterial. 


Die Beihaffung des Pflanzmaterials gefchieht der Hegel nad dur Er⸗ 
ziebung in denfelben Revieren, in welchen die Anbauverjuche gemacht werben. 
Um eine zwecknäßige Verwendung des erzogenen Pflanzmaterial® ficher zu 
ftellen, ift in jedem Jahre von den VBerwaltern aller derjenigen Reviere, aus 
denen Pflanzmaterial an andere Reviere abgegeben werden fanı, eine nach Holz- 
arten, Pflanzenfortimenten und Pflanzenzahl aufzuftellende Nachweiſung der ab- 
gebbaren Pflanzen an die Landesperfuchs-Anftalt einzureihen. Die zur Abgabe 
verfügbaren Pflanzenmengen werden fodann von der Landes.Berfudhs-Anftalt 
. zufammengeftellt und den Berwaltern ſämmilicher Verſuchs⸗Reviere mitgetheilt. 
An Pflanzen-Sortimenten find nach der Größe zu unterfcheiden: 
Kleinpflangen unter 0,2 m (Zährlinge, Zjährige Pflanzen zc.),. 
Halbloden von 0,2 m bis unter 0,5 m, 
Loben „ 0öu nn» 1m 
Starlioden „ I un vr 10 
Halöheifter „ 15» » » 2 m 
Schr vn 2 un Wön 
Starfheifter iiber 2,5 m. 
Das Stedlings-Material fiir den Anbau von Populus serotina und moni- 
lifera (II, 22,28) wird durch Bermittelung der Landes » Berjudhs - Auftalt be= 


ſchafft. 
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5. Pfanzenerzichung. 

Die Pflanzenerziehung erfolgt der Regel nad in fländigen Forſtgärten, 
möglich in der Nähe von den Wohnorten der Auffichts-Beamten, von Eijenbahn- 
Stationen und von den Orten der Düngerbefchaffung. 

Die Bodenbearbeitung der Saat- und PBflanzbeete ift bei neuen Anlagen 
thunlichſt längere Zeit vor der Saat oder Pflanzung, bei Frühjahrs-Kulturen 
ſpäteſtens im Herbft zuvor zu bewirken. Auf loſem Sandboden ift der durch 
die Bearbeitung geloderte Boden unmittelbar vor der Ausfaat oder Verfchulung 
etwa dur Antreten zu dichten. 

Für gebörige Düngung ift zu forgen. 

Wildbefhädigungen find durch Zäune abzumehren, froftempfindliche Holz. 
arten während der Spätfroftperiode im Frühjahr, namentlich im erſten Lebens. 
jahre, durch Dedgitter, Stedreifig oder Hoch über den Beeten augebrachtes Ded- 
reiſig zu jchirmen. 

Zum Schute gegen Bögel und Mäufe wird bei Nadelholz.Sämereien das 
Einreiben des Samens mit Blei-DMennige empfohlen. 

Für Reinhaltung der Beete von Unkraut ift zu forgen. 

Samenmenge, Stärke der Erbbededung des Samens, Art und Zeit der 
Aussaat, Berfhulungs-Berband find bei den einzelnen Holzarten angegeben. 


6. Sehands-Anlage. 


Die Beftands-Anlagen follen nach den unter II. bei den einzelnen Holzarten 

gegebenen Vorſchriften erfolgen in reinen und gemifhten Befländen, ferner 
anf größeren Kahlflächen, in Schirmſchlägen und in Löcherlahlflächen 
(Kahlſchlägen, Beſtandalücken u. ſ. w.). 

As Miſchhölzer find vorzugsweiſe die einheimiſchen Hanptholzarten: Kiefer, 
Fichte, Tanne, Buche zu wählen. 

In Bezug auf die räumliche Anordnung der Holzarten⸗Miſchung find an- 
aumenden: 

theils Wechfelveihen, bei denen die eine Holzart mit der anderen reihen: 
weile abwechſelt, 

theils dreireihige Gürtel, bei denen je drei Reihen der einen Holzart 
mit je drei Reihen der andern wechieln, 

theils weitftändige Einzelmifhung, bei welcher die ausländiichen Holz- 
arten in einem Berbande von 8-4 m mit bodenſchirmendem Zwifchen- 
holze (Schlagholz im Mittelwalde oder mit in engem 1 bis 1,2 m Ber- 
bande anzubauenden einheimiſchen Miſchhölzern) wechfeln. 

Auf größeren Kahlflächen (Kahlichlägen und Dedflädden) find die Verſuchs⸗ 
flächen in einer Größe von mindeflens 25 ar anzulegen. Die Flächenangaben 
ſchließen hier, wie überall die in dem allgemeinen Arbeitspfane für forftliche 
Eultur-Berfuche vorgejchriebenen Umfaffungsftreifen (Iſolirungsſtreifen) ein. 

Der Anbau in Schirmichlägen hat hauptſächlich in Kiefernbeftänden ftattzu- 
finden, einerfeitd in Kiefern-Baumholzbeftänden mit beabfichtigtem allmähligem 
Abtriebe des Kiefern-Schirmbeftandes (Hauptverjüngung), anderjeitS nad) vor⸗ 
heriger ſtarler Durchforſtung in Kiefern. Stangenhölzern behufs Begründung 
eines bodenſchirmenden Unterfiandes (Unterbaubetrieb). Auch bier find die Ber⸗ 
Inchsflähen in einer Größe von mindeſtens 25 ar anzulegen. 
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Löcherkahlflächen finden Anwendung theilg in Buchen. oder Tannen-Borbe- 
reitungs- und Samenfchlägen, theils in Kiefern-Hochmwalbbefländen, theil endlich 
in Mittelmaldungen behufs Nachzucht des Oberholzes zwijchen bodenfchirmendem 
Schlagholze. Die außerhalb der Traufe anzulegenden Kulturflächen follen min- 
deſtens 10 ar enthalten. 

Der Anbau iſt mit Ausnahme der Carya-, Juglans- und Populus-Arten 
ausſchließlich durch Pflanzung von bemwurzelten, theils unverfähulten, theils ver- 
ſchulten Meineren und größeren Pflanzen nad den üblidhen Pflanzmethoden zu 
bewirten. 

Bei den Carya- und Juglans-Arten (II. 16 bis 20) find mit Nüdficht auf die 
ſtarke Entwidelung der Pfahlwurzel in der Jugend vorzugsmeife Beltandsjaaten 
in tief gelodertem Boden zu wählen. Empfehlenswerth find dabei Niefenfaaten 
in 0,5 m breiten, 2 m von Mitte zu Mitte entfernten Niefen. Außerdem find 
Pläbefaaten in 0,5 m im Quadrat großen, 1,5 m von Mitte zu Mitte entfernten 
tief bearbeiteten Plägen anzuwenden. Die Bodenbearbeitung hat bei Beftand- 
faaten in gleicher Weife wie bei den Saatbeeten längere Beit vor der Saat ftatt- 
zufinden. 

Der Anbau von Populus serotina und monilifera (II. 22 und 23) erfolgt 
dur Stedlingspflanzung. 

Als Pflanzverbände werden empfohlen: 

bei Yährlingspflanzungen ein Neibenverband von 1,2 und 0,6 m, 

bei fonftigen Kleinpflanzen, Halbloden und Roden ein Dreieds- oder 
Duabratverband von 1,9 m oder ein Neibenverband von 2 m 
und I m, 

bei Starkloden, Halbheiftern und Pappeln-Stedlingen ein Dreiecks⸗ 
oder Duadratverband von 1,5 bis 2,0 m, 

bei Heiftern und Startheiftern ein Berband von 8 bis 4 m mit 
fülendem Zwiſchenholze. 

Im Uebrigen wird in Betreff der Kulturarten und Kulturverbände auf bie 
dei den einzelnen Holzarten unter II. gegebenen Befimmungen verwiejen. 

Den mit der Ausführung der Anbau-Berfuche beauftragten verwaltenden 
Beamten bleibt es überlaffen, auch andere als die in dieſem Arbeitsplane vor⸗ 
gejhriebenen Kufturverfuhe in Bezug auf Beftandsart, Größe der Verſuchs⸗ 
fläche, Kulturart und Kulturverband vorzunehmen. Die darliber anzufertigenden 
Pläne find aber vorher der Landesverfuchsanftalt zur Genehmigung vorzulegen. 

Daffelbe gilt in Bezug auf das Verfahren der Pflanzenerziehung. 

7. Sehandspflege und Beſtandsſchutz. 

Beftardsfanten von Carya- und Juglans-Arten find dur Behaden der 
Riefen und Plätze in den erfien Jahren zu pflegen. 

Fehlſtellen find rechtzeitig mit gleichartigem und thunlichſt mit gleichalterigem 
Pflanzmaterial nachzubeſſern. 

Für gedeihliche Entwidelung der angebauten Ausländer ift durch Läuterungs- 
biebe von verdämmendem Zwifchenhofze und durch rechtzeitige Durchforftungen 
zu forgen. 

Wildbeſchädigungen find durch Einfriedigung der Verſuchsflächen abzuhalten. 

8. Endführung. 

In jedem Berfuchsreviere find unter Benugnng des Formmlars 1 zu dem 

allgemeinen Arbeitöplane fiir forftliche Kulturverfuche anzulegen und fortzuführen. 
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a) Für die Pflanzenerziehung einer jeden Holzart je ein Verſuchsheft. 

b) Für jede Verſuchsfläche jeder anzubauenden, ausländifchen Holzart ein 
Verſuchsheft. 

Es find beizufügen: 

c) Den Verſuchsheften ad a und b die nach der Anleitung flir die Unter- 
ſuchungen über das forfllihe Verhalten ber ausländifchen Holzarten 
auszufüllenden Weberfichten. 

d) Den Verfuchsheften ad b eine die Rage der Verſuchsflächen darſtellende 
Handzeihnung mit Maßftab oder Draßangaben. 

Die Formulare zu den Verfuchsheften ad a und b, fowie zu den Weberfichten 
ad c werden von der Landes-Berfucht-Anftalt geliefert. 

Die Verſuchshefte, Ueberfihten und Handzeichnungen für die gefammte eine 
nnd diefelbe Holzart betreffente Pflanzenerziehung und für alle derfelben Holzart 
angebörigen Verſuchsflächen find in jedem Reviere zu einem Verſuchsſsbande zu 
vereinigen. 

Am 1. Januar eines jeden Jahres find nady vorheriger Eintragung ber 
Berjuchsergebniffe des abgelaufenen Kulturjahres die Berjucdhsbände eines jeben 
Neviers der Landes-Berfuchs-Anftalt zur Anlegung und Ergänzung des bort zu 
führenden Nebeneremplars einzureichen. 

Am 1. März eines jeden Jahres werden feitens der einzelnen Lanbes-Ber- 
fuds-Anfalten die nad) Mufter 2 ded allgemeinen Arbeitsplanes über forflliche 
Kulturverfuche anzufertigenden Weberfichten über die im verfloffenen Kulturjahre 
ausgeführten Anbauverfuche mit ausländiſchen Holzarten der Geſchäftsleitung 
des Bereind der deuiſchen forſtlichen Berjuchsanftalten überſandt. 


9. Die Verarbeitung und Versffentlihung 
der durch die Anbau⸗Verſuche erzielten Ergebnifle iſt Sade der Preußiſchen 
Berſuchsanſtalt. 


II. Die einzelnen Holzarten. 
I. Pinus rigida (Miller) [Pitch Pine]. Pechliefer. 
I. Anbauklaſſe. 
Eingeführt 1759. 
Waldbanliches Verhalten. 

Beniigfam, felbft auf geringem Sandboden; liebt friſchen und feuchten, erträgt 
trocknen und naffen Boden, auch Ueberfluthung durch Seewaſſer. Wahrſcheinlich 
zum Anbau von Dilnen geeignet. 

Winterhart. Unempfindli gegen Spätfröfte. 

Lichtholzart. 

Frühzeitig (Schon mit 10 Jahren) famentragend. 


Ausſchlagfähig. 
Samen-Anfbewahrung. 
Wie bei der gemeinen Kiefer, an kühlen weder feuchten noch trodenen Orten, 
0,3 m hoch gelagert mit zeitiweifer (wöchentlicher) Umlagerung. 
Hanzen-Erziehung. 

Wie bei Pinus sylvestris. 

a. In Rillenfaatbeeten mit 15 bis 20 cm entfernten, eingedrädten Rillen. 

Aprilfaat. 1 kg pro ar. 5 bis 6 mm Erdbededung. 

Zahrb. d. Br. Forſt⸗ und Jagd⸗Geſetzg. XIV. 2 
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b. Zn Pflanzbeeten zur Erziehung Zjähriger, ballenlojer Kiefern. 
Berſchulung 1jährig in Reihen mit 15 bis 20 cm Reihenweite, 10 cm 
Pflanzweite in den Reihen. 
Beflauds-Anlage. 
Wie bei Pinus sylvestris. 
8. In reinen Beftänden auf Kahlflächen. 
b. Als Miſchholz mit Kiefern, Fichten oder Tannen, in Wechfelreihen 
oder 3 reihigen Gürteln auf Kahlflächen. 
c. Als Ausſchlagholz Zur Erziehung von Waldmänteln. 
Frübjahrspflanzung von Jährlingen und von Zjährigen verjchulten 
Kiefern in 0,4 m tief bearbeitetem Boden. 


2. Pinus ponderosa (Douglas) [Yellow Pine]. Gelbe Kiefer. 
. D. Anbauftaffe. 
Eingeführt 1826. 
Waldbanliches Verhalten. 
Genügſam. Liebt tiefgründigen, lehmigen Sandbobden. 
Meiſt winterhart. Keimlinge empfindlich gegen Spätfroſt. 
Samen-Aunfbewahrung, Pflanzenerziehnug. 

Wie bei Pinus rigida (Mr. 1), jedoch mit 2 kg Samen pro ar und etwa 
7-9 mm Ürbbededung in Saatbeeten. Schirmen in der Keimlingsperiobe 
rathjam. 

Beflands-Anlage. 

a. In reinen Befländen auf Kahlflächen; 

b. Als Miſchholz mit Kiefern, Fichten oder Zannen in Wechſelreihen oder 
Breihigen Gürteln auf Kahlflächen oder auf Kiefern-, Buchen⸗ ober 
Tannen-Löcherhieben. 

Kulturart wie bei Pinus rigida (Nr. 1). 


9. Pinus Jeffrey (Engelmann, Murray, Balfour). Jeffrey's Kiefer. 
II. Anbauklaſſe. 
Eingefilhrt 1852. 
Waldbanlihies Verhalten. 
Bodenvag. Genügſam. Liebt Sandboden, erträgt bindigen Boden. 
Binterhart. 


Samen-Aufbewahrung, Pfanzen-Erziehung und Beflandsanlage. . 
Wie bei Pinus rigida (Rr. 1), jedoch mit 4 kg Samenmenge pro ar und 
8 bis 12 mm Erdbebedung. 


4. Pinus Lariolo (Poiret) var. corsicana. Korſiſche Schwarzfiefer. 
I. Unbauflaffe. 
Waldbanlihes Verhalten. 

Bodenvag. Genügjam; liebt Kalkboden, tiefen, Iodern, frifchen Boden, er 
trägt flachen, felfigen, verödeten, dürren und feuchten, leichten und firengen 
Doden. Bodenverbeffernd durch ſtarken Nadelabwurf, unterbrüdt die Heide. 

Im Ylachlande, Hügellande, unteren und oberen Berglande (FFichtenregion). 

Leidet mitunter durch Froſt, jedoch ohne völlig zu erfrieren. 

Crträgt wenig Schatten. 
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Mit OO Jahren famentragfähiz. 
Leidet durch Schneebruch, joll im Gegenſatze zu der Öfterreichifchen Schwarz. 
tiefer (Pinus austriaca) dem Wildverbiß nicht unterworfen fein. 


Samen-Aufbewahrung. 
Wie bei Pinus rigida (Nr. 1). 


Hanzen-Erziehung. 
Wie bei Pinus rigida (Nr. 1). 
Beſtands Anlage. 

a In reinen Beſtänden auf Kahlflächen, hauptſächlich zur Wiederbewal⸗ 
dung flachgründiger, verödeter, unter Dürre leidender, ſchwierig auf⸗ 
zuforſtender Flächen, namentlich auf Kalkboden. 

b. Als Miſchholz mit Kiefern in Wechſelreihen oder dreireihigen Gürteln 
auf Kahlflächen mit geringem und mittelmäßigem Boden. 

Kulturart wie bei Pinus rigida (Nr. 1). 


5. Abios Douglasil (Lindley). Douglas⸗Tanne. 
I. Anbauklaſſe. 
Eingeftihrt 1326. 
Waldbaulies Verhalten. 

Senügjam (anf Diinenfand); liebt lofen und milden, durchläſſigen, frijchen 
Boden, gedeiht auf teodnem Boden, erträgt firengen, verhält ſich unglinfig auf 
feuchtem und naffem Boden. 

Au der Regel winterhart, mehrfach jedoch auch durch Winterfälte ſtark be- 
ſchädigt; wegen fpäten Austreibens ziemlich gefehlt gegen Spätfröfte Wider⸗ 
Randsfähig gegen die Einwirkung des Windes (Windſchutzholz an Küften). 

Anfcheinend Schattenholz. 

Im Höhenwuchſe der Fichte, Kiefer und Weymouthskiefer voraneilend. 

Frübgeitig (mit 25 Jahren) Zapfen tragend. 

Dem Wildverbiß wenig ausgefett. 


Dichtſtändig. 
Samen-Aufbewahrung. 
Wie bei Pinus rigida (Wr. 1). 
Pſtanzen ˖ Erziehung. 


a. In Rillenſaatbeeten zu 2Zjährigen Sämlingen bei üppiger Entwickelung 
auch ſchon 1jährig verwendbar. Aprilſaat. 1,5 kg pro ar. 4 bis 
6 mm Erbdbebedung. 

b. In Pflangbeeten zur Erziehung jähriger, ballenlofer Pflanzen. Ber- 
ſchulung 1jlihrig in Reihen mit 20 cm Reihenweite, 10 cm Pflanzen- 
weite. 

Sehauds-Anlage. 

a. In reinen Beftänden auf Kabiflächen, in Kiefern-Schirmfchlägen, in 
Kiefern-, Tannıen- und Buchen-Löjcherichlägen; 

b. Als Miſchholz mit Kiefern, Fichten, Tannen oder Buchen in 
Wechſelreihen oder dreireibigen Bürteln auf Kahlflächen, in Kiefern- 
Schirmſchlägen, Kiefern-, Tannen⸗ und Buchen⸗Löſcherſchlägen. 

2 
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c. Berfuchsweifer Unterbau in Kiefern ſtarken (50jähr.) Stangenhölzern 
nad) vorheriger ſtarker Durchforſtung (Unterbaubetrieb). 
Frühjahrspflanzung mit 2jährigen Sämlingen oder mit Zjährigen 
verſchulten ballenlojen Pflanzen in 0,4 m tief gelodertem Boden. 


6. Ables Nordmannlana (Steven, Link). Nordmanns-Taune. 
I. Anbauflaffe. 
Eingeführt 1545. 
Waldbauliches Yerhalten. 

Macht mittlere Auſprüche an die Bodennährfähigkeit, if genligfamer als 
Buche und Weißtanne, begebrlicher als Kiefer, Neht etwa der Fichte in Diefer 
Hinfiht gleich; — gedeiht auf Ioderem und firengem, auch friſchem und feuchten 
Boden, erträgt trocknen, meidet naffen Boden. 

Am Flach⸗ und Berglande (Fichtenregion). Meift winterhart. Gegen Späte 
fröfte wegen fpäter Zriebentwidelung wenig empfindlich. 

Schattenholzart. 

Dem Wildverbiß ſtark ausgefekt. 

Samen-Aufbenahrung, 

Wie bei Pinus rigida. 

Manzen-Erziehung. 

Aehnlich der Weißtanne. In Saat- und Pflanzbeeten zu 4 bis bjäbrigen, 
einmal verſchulten, ballenlojen Pflanzen. 

a. Nillenfaatbeete; möglichſt frühzeitige Ausfaat, thunlichſt bald nad 
Ankunft des Samens. 2 kg pro ar. 1 bis 1,5 cm Erdbebedung. 
Schirmen während der Keimungs- Periode rathſam. 

b. Pflanzbeete. Berfchulung 2jährig in Neihen mit 24 cm Reihenweite, 
10 cm Pflanzweite. 

Seflands-Anlage. 
In denfelben Beftandformen (a bis c) wie bei Abies Douglasii (Nr. 5). 
Töcherpflanzung im Frühjahr und Herbft mit 4 bis bjährigen verſchulten, 
ballenlofen Einzelpflanzen. 


7. Picea Sitohensis (Carridre) [Pinus Menziesii Douglas; Abies Sitchensis 
Bongard]. Sitcha⸗Fichte. 
1. Anbauflajje, 
Eingeführt 1831. 
Wald banliches Verhalten. 
Liebt friſchen, faudigsthonigen, erträgt ſtrengen Boden. 
Meiſt winterhart. 
Durch ſtachlige Benadelung gegen Wildverbiß gefchlitt. - 
Samen-Anfbewahrung. 
Wie bei Pinus rigida (Nr. 1). 
Pſlanzen · Erziehung. 
Ju Saat- und Pflanzbeeten zu 3 bis 4jährigen verſchulten, ballenloſen 
Einzelpflanzen. 
a. Rillenſaatbeete. Aprilſaat. 1 kg pro ar. 3 bis 4 mm Erbbebedung. 
b. Verſchulung 2jährig, in Reihen mit 20 cm Reihenweite, 10 cm 
Pflanzmeite. 
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Befands-Anlage. 

a. In reinen Beftänden auf Kahlflächen, in Kiefern-, Tannen⸗ und Buchen: 
Löſcherſchlägen. 

b. As Miſchholz mit Kiefern, Fichten, Tannen oder Buchen in Wechſel⸗ 
reiben oder dreireibigen Gürteln auf Kahblflächen, in Kiefern, Tannen- 
und Buchen-Löcdherfchlägen. 

Löcherpflanzung mit 4 jährigen, verfchulten Einzelpflanzen. 


8. Copressus Lawsonlana (Murray). Lawſons⸗Cypreſſe. 
ID. Anbautlajje. 
Eingefiihrt 1854. 
MWaldbanlihes Verhalten. 

Gedeiht auf trodenem, durchlaffendem fandigem Boden. Fenchter Boden 
ift zu vermeiden. 

Wideritandsfähigkeit gegen Winterfälte (vielleicht nach der Provenienz bes 
Samens) verfchieden, — bald winterhart, bald durch Froft mebr oder weniger 
ſtark beſchädigt. Gegen Spätfröſte wenig empfindlich. 

Das wohlriechende Holz wird von Inſebkten nicht angegriffen, 

Samen-Anfbewahrung. 

Wie bei Pinus rigida (Nr. 1). 

Hflanzen-Erziehung. 

In Saat» und Bflanzbeeten zu verfchulten, ballenlofen Halbloden. 

a. Bollfaatbeete. Ayrilfaat. 1 kg Samen pro ar. 3 bi8 6 mm Erd⸗ 
bededung. 
b. Berſchulung 2jährig in Neihen mit 20 und 10 cm Berbant. 


Beflands- Anlage. 
Wie bei der Sitha-Fichte (Nr. 7). 


9. Thuya Menziesil (Douglas) [Th. plicata, Lamb. Th. gigantes, Hook Th. 
Lobbii. Hortorum]. NRiefen-Lebensbaum. 
I. Anbauklaſſe. 
Eingeführt 1854. 
Waldbanlihes Verhalten. 
Gedeiht auf leihtem und firengem Boden, liebt feuchten und frifchen, 
erträgt trodnen Boden. 
Hat fi) meift winterhart gezeigt. Vereinzelt find indeſſen felbft ältere Erem- 
plare im Winter 1879/80 durch Froſt getödtet, 


Raſchwüchſig. 
Samen-Aufbewahrung. 
Wie bei Pinus rigida (Nr. 1). 
Hfanzen-Erziehung. 


a. Bolliaatbeete mit 1 kg pro ar, 2 bis 4 mm Erdbededung. 
b, Berfehulung jähriger Sämlinge in Reihen mit 20 und 10 cm Verband. 
Beflandsanlage. 
Wie bei der Sitha-Fichte (Nr. 7). 
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10. Juniperus virginlana (Linné). Virginiſcher Wachholder (Rothe Ceder). 
IL Anbauflaffe. 
Eingeführt feit 1664. 
Waldbanliches Verhalten. 

Bodenvag. Liebt friſchen und feuchten, erträgt trodnen Boden, gedeiht auf 
fofem und firengem Boden, bevorzugt Kaltboden; recht wüchſig auf friihem, hu⸗ 
moſem Lehmboden. 

Faft überall völlig winterhart; Hat fih in Rorddeutichland nur mitunter 
emfindlich gegen Spätfroft gezeigt. 

Erträgt Schatten. 

Same liegt über. 

Erfordert große Sorgfalt, namentlih Yeuchthaltung der Wurzeln beim 
Berpflangen. 

Dem Wildverbiß ausgeſetzt. 


Samen-Anfbewahrung. 

Wie bei der Hainbuce, 1 Yahr lang (bis zum 2. Frühjahre nach der 
Samenreife) eingefchlagen in 30 cm tiefen Gräben, 15 cm hoch gelagert und 
ebenſo hoch mit Erde bebedt. 

Hlanzen-Erzichung. 

a. In Rillenfaatbeeten (20 cm Rillenweite). Erbbededung 8 bis 12 mm. 
Samenmenge 2 kg pro ar. Anlage der Saatbeete im Seitenſchatten 
eines ſüdlich vorliegenden Beſtandes oder Beſchirmen derjelben durd) 
Nadelholzreifig oder Dedgitter ift empfehlenswertb. 

b. Verſchulung 1jährig, bei ſchwach entwidelten Pflanzen 2jährig in 
Reiben mit 20 und 10 cm Berband; auf bindigem Boden zur Ballen- 
erziehung in 25 cm Duadratverband. 


Schands-Anlage. 

Zur Erziehung von Bleififtholz, in reinen Beſtänden anf Kahlichlägen, 
Kieferu-, Tannen- und Buchen⸗Löcherſchlägen und in lichten Kiefern-Schirm- 
ſchlägen, mit verfchulten ballenloſen Einzelpflanzen, auf bindigem Boden mit 
Ballenpflanzen. 


ll. Acer callfornloum (Torrey, Gray) [Acer negundo californicum, — nidt 
Acer negundo L]. Kalifornifher Ahorn. 
II Anbanflaffe. 
Bor etwa 20 Jahren eingeführt. 

Anßerorbentlih raſchwüchfig in der Jugend. Mitunter durch Froſt beichä- 
digt. Brauchbar als Ausſchlagholz. Sonftige Erfahrungen über waldbauliches 
Verhalten fehlen. 

Samen-Aufbewahrung, Pflanzen Erziehung mit ljähriger Verſchulung und 
Beflands-Anlage wie bei Acer saccharinum (Rr. 12). 


i2. Acer saccharinum (Wangenheim) [A. nigrum, Michaux]. Zuderahorn. 
II. Anbauklaſſe. 
Eingeführt 1735. 
Waldbaulihes Verhalten. 
Macht mittlere Anfprüche an die Bodenkraft, Tiebt friſchen und feuchten 
Boden, gedeiht auf tiefem und mitteltiefem, auf mildem und firengem Boden. 
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Billig winterhart. 
Trägt frübzeitig (mit 15 Jahren) nnd faft jährlich Samen. 
Samen-Anfbewahrung. 
Un kühlen, weder trodenen noch feuchten Orten, 0,3 m body gelagert, zweck⸗ 
mäßig vermengt mit Sarıd, mit wöchentlicdher Umlagerung. 
Yflanzen-Erziehung. 
Zu verſchulten Starkloden und Halbheiftern. 
a. Nillenfaatbeete mit Breitrillen, 1,5 kg Samen pro ar, 1 bi8 15 cm 
Erbbebedung. 
Herbfifaat (am ficherfien) oder zeitige Frühjahrsſaat. Schirmen 
während der Zeit der Spätfröfle. 
b. Verſchulung 1jährig und 2jährig in 0,4 m Duadrat-Berband. 


Behauds- Anlage. 
a. As Mifchholz mit Buchen, Kiefern, Yichten oder Tannen in Wechſel⸗ 
reihen auf Kablflächen, Buchen-, Tannen- oder Kieſern⸗Löcherſchläügen. 
b. As Oberholz im Mittelwalde in weitfländiger Einzelmiſchung zwiſchen 
Schlagholz auf Föcherbieben. 
Starke Roden- und Halbheifter-Pflanzung. 


13. Acer dasyoarpum (Ehrhart). Weißer Ahorn. Gilberahorn. 
I. Anbauklaſſe. 
Waldbaulihes Verhalten. 

Ziemlich genligfam, auf feuchtem und trodnem, anf loſem und firengem 
Boden. 

Böllig winterhart. 

Bon fehr lebhaften Wuchfe in der Jugend; als Baumbolz Häufig fperrig. 

Frübzeitig (mit 35 Jahren) und faft jährlih Samen tragend. Reife bes 
inläudifhen Samens Ende Juni, 

Leicht verpflanzbar. 

ISamen-Anfbewahrung, Pflanzen-Erziehung und Bchands-Anlage. 

Wie beim Zuder-Ahorn (Nr. 12), jedoch Ausſaat im Sommer, fobald als 

mögli nad) der Samenteife. 


14. Fraxinus pubescens (Lamarck). Rotheſche. 
IL Anbauklaſſe. 
Waldbauliches Verhalten. 
Bedeiht auch auf firengem, trodenem Boden. 
Same liegt nicht über. 
Samen-Aufbewahrung, Pfanzen-Erziehung nnd Behands-Anlage. 
Die beim Zuderaborn (Nr. 12). 


15. Betula lienta (Linné). Hainenblättrige Birke. 
D. Anbauklaſſe. 
Eingeführt 17569. 
Waldbauliches Verhalten. 
Erfahrnngen beſchränkt. Auf mildem und firengem, auch flachgrünbigen 
Boden. " 
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Hat ſich faſt überall unempfindlich gegen Froſt erwieſen. 
Raſche Jugend⸗Entwickelung. 
Der Beſchädigung durch Hafen ausgeſetzt. 
SamenAnfbewahrung. 
Wie bei der Birke, in kühlen, weder trockenen noch feuchten Räumen, dünn 
(20 cm) aufgeſchichtet, mit wöchentlicher Umlagerung. 


Pflanzen-Erzichung. 

Wie bei der Birke, in Bollfaatbeeten mit thunfichft frübzeitiger Ausfaat, 
womöglich unmittelbar nach Ankunft des Samend. Ausſaat von 2 kg pro ar 
mit geringer (bis 1 mm ftarfer) Erdbedeckung und Friſchhaltung der Saatbeete 
bis zur Krinning, fowie mit 1 big 2Zjähriger Berihulung in 0,3 m Quadrat» 
Berband. 

Behands-Aulage. 

Mit verfehulten, ballenlofen Einzelloden in reinen Beſtänden und Kahl- 

flächen. 


16. Carya alba (Nuttal, Miller) [Juglans alba, Michaux und C. ovata Miller]. 
Weiße Hidory. 
L Anbauklaſſe. 
Eingeführt 1629. 
Waldbanlies Verhalten. 

Ziemlich begehrlich; nicht auf armem Boden, — erfordert tiefen oder mittel» 
tiefen Boden, liebt feuchten, gedeiht auf friſchem und naſſem, meidet trodnen 
Boden, — erträgt firengen Boden. 

Meift, namentlih in Süd⸗ und Weftdeutichland, widerftandsfähig gegen 
Winterfälte und Spätfroſt. 

Sehr ftarle Eutwidelung der Pfablwurzel bis zu 1 m Länge in den erfteu 
Sabren, daher ſchwer verpflanzbar, — im fpäteren Alter ſtarle, weit verbreitete 
Seitenwurzeln, — anfangs laugfamer, fpäter lebhafter Höhenwuchs, laug- und 
Rartichäftig, vollholgig, — etwas Schatten ertragend, — frübzeitig (mit 30 Jahren) 
famentragfähig, — große Ausſchlagsfähigkeit, — dem Wildverbiß ausgefett. 


Samen-Anfbemahrung. 
In kühlen, weder trodenen noch fenchten Räumen, 0.3 m hoch gelagert, 
zwedmäßig vermengt mit Sand. 
" Manzen-Erziehnng. 

a. Saatbeete in 380 cm weit entfernten Rillen, in denen die Nüffe (auf 
6 cm 1 Nuß) zu legen und 4 bis 5 cm ſtark zu bebeden find. 40 lit. 
pro ar Saatfläche. Möglichſt zeitige Frühjahrsſaat. Schub gegen 
Mäufe Scirmen in der Spätfroftperiode rathſam. 

b. Verſchulung 1jährig in 40 cm Duadrat:Berband nad Klirzung der 
Pfahlwurzel auf etwa 20 cm. 


Behands-Anlage. 
3. In reinen Beſtänden auf Kablflächen. 
b. Als Miſchholz mit Buchen, Tannen oder Kiefern auf Kahlflächen, in 
Buchen, Zannen- ober Kiefern-Töcherfchlägen, und in lichten Kiefern- 
Schirmfchlägen. 
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c. Als Oberholz im Mittelwalde auf Löcherjchlägen. 

Anbau in der Regel durch geitige Frübjahrsfaat mit (0,4 m) Bodenloderung, 
4 bis 5 cm Erdbededung, auf etwa 10 cm eine Nuß; (bei Riefenſaat in 0,5 m 
breiten, 1,5 m im Lichten entfernten, in einer Mittefrille zu bejäenden Riefen, 
3,5 Heltoliter; — bei Pläßefaat in 0,5 m im Quadrat großen, 1 m im Lichten 
entfernten, mit je 4 bezw. 5 Nüffen zu bejäenden Pläten, 1,2 bis 1,5 Heltoliter 
pro ha. Schub gegen Mäufe, Reinhaltung der Pläße von Unkraut durch Be- 
baden im erften und zweiten Jahre, — außerdem Pflanzung von Jährlingen 
oder einmal verſchulten Loden. 


17. Carya amara (Michaux). Bitternuß-Hidory. 
II. Anbauklaſſe. " 
Waldbauliches Verhalten. 

Nach den vorliegenden bejchränkten Erfahrungen in Bezug auf Bodenkraft 
begebrlih; auf friſchem, feuchten, felbft naffem, mildem und ftrengem, 
tiefem und mitteltiefem Boden. 

Meift widerftandsfähig gegen Froſt. 

Ergrlnt ſpäter als die übrigen Hidory-Arten. 


ISamen-Anfbewahrnng, Pflanzen-Erzichung uud Behands-Anlage. 
Wie bei der meißen Htdory (Nr. 16). 


I8. Carya tomentosa (Nuttall, Michaux) [C. alba. Miller). Weichhaarige 
Hidory. 
II. Aubautlafje. 
Erfahruugen über waldbauliches Verhalten jehr beſchränkt. Hat durch den 
Winterfroft 1879/80 wenig oder gar nicht gelitten. Angeblich langſamer Wuchs. 


Samen-Aufbewahrung, Pflanzen-Erziehnng und Behands-Anlage. 
Wie bei der weißen Hidory (Nr. 16). \ 


19. Carya poroina (Nuttall, Michaux) [C. glabra. Miller]. @fattblättrige 
Hickory, Schweinshidory. 
II. Aubauftafje. 

Erfahrungen über waldbanliches Berhalten ſehr beſchränkt. Gedeiht auf 
riſchem, feuchtem, felbft naffem Boden. Hat im Winter 1879/80 durch Froſt 
wenig oder gar nicht gelitten. Erwächſt in ihrer Heimath zu großen Bäumen. 

Samen-Aufbewahrung, Pfanzen-Erzichung und Behands-Anlage. 

Wie bei der weißen Hidory (Nr. 16). 


20. Juglans nigra (Linnd). Schwarze Wallnuß. 
I. Anbauftaffe. 
Eingeführt 1629. 
Waldbauliches Verhalten. 

Ziemlich begehrlih in Bezug auf mineralifche Bodenkraft, liebt frifchen und 
feuchten, loderen, tiefen umd mitteltiefen Boden (Sandlehm, Lehmſand), 
erträgt ziemlich trodenen Boden und firengen Boden. 

Binterhart, gegen Frübjahrs- und Herbfifröfte empfindlicher. Einjährige 
Zriebe erfrieren mitunter. 
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Gleich aufangs ſtarke Entwickelung der Pfahlwurzel. 

Langſchäftig (iiber 30 m), ſtarkſchäſtig (über 1 m Durchmefler), im Schlufſfe 
aſtrein. 

Dicht belaubte, verbämmende Krone. 

Schattenholz. 

Raſchwüchfig. 

Beginnt mit 15 bis 20 Jahren faſt alljährlich leimfühige Früchte zu tragen. 

Gute Ausſchlagfähigkeit. 


Samen-Aufbewahrung, Pflanzen-Erziehung und Befands-Anlage. 

Wie bei der weißen Hidory (Nr. 16), jedoch find die Nüffe in den Saat- 
beeten in 40 cm entfernten NRillen 8 cm weit zu legen (giebt etwa 100 lit. Nüffe 
pro ar Saatfläche), bei den Beftandsfaaten etwa 20 cm weit zu legen (giebt 
bei Riefenfaaten in 0,5 breiten, 1,5 im Lichten von einander entfernten, in einer 
Mittelrile zu befäenden Riefen etwa 8 Heltoliter pro ha, ferner bei Pläße- 
faaten in 0,5 m im Duadrat großen, 1m im Lidhten entfernten, in einer Mittel⸗ 
rille mit je 2 reſp. 3 Nüffen zu befäenden Plätzen etwa 2,8 reſp. 4,2 Heltoliter 
pro ha. 


21. Querous rubra (Linne). Rotheiche. 
I. Anbauklaſſe. 
Waldbanlies Verhalten. 

Macht mittlere Anſprüche an die mineralifhe Bodenkraft; liebt friſchen und 
feuchten, erträgt trodenen Boden; gedeiht auf loderem und firengem, auf mittel» 
tiefem und tiefem Boden. 

Binterhart, in den jüngſten Trieben gleich den deutſchen Eichen empfindlich 
gegen Spätfröſte. Im Flach⸗ Hiigel- und niederen Berglande (Buchenregion). 
Erträgt noch das Klima von Kurland. 

Eilt den deutſchen Eichen im Wuchſe meift voran. 

Frühzeitig (mitunter ſchon mit 20 Jahren) famentragfähig. Tyruchtreife in 
dem auf das Bläthejahr folgenden Yahre. 

Ergrünt fpät (ziemlich gleichzeitig mit den deutſchen Eichen). 

Dem Wildverbig und der Beſchädigung durch Hafen unterworfen. 


Samen-Aufbewahrung. | 
Wie bei den deutſchen Eichen, zwedmäßig in von Alemann’ichen Eichel. 
fduppen, 0,3 m body auf dem Erdboden gelagert, mit zeitweifer Umfchanfelung 
und Ausgangs Winters mit Anfeuchtung durch Anbraufen. 


Yanzen-Erziehung. 
Wie bei den deutfchen Eichen: 

a. In Nillenfaatbeeten, Aprilfaat in 30 cm entfernten Rillen, auf je 
5 cm eine Eichel, mit 3 bis 5 cm Erdbededung. 40 lit. pro ar Saat- 
fläche. 

b. Berfhulung 1jährig mit Kürzung der Pfahlwurzel auf 20 bis 25 cm 
tänge in 0,4 m Ouadrat-Berband, zur Lobenzucht, — abermalige 
Berihulung nah 2 bis 3 Jahren in 0,8 m Duadrat-Berband zur 
Erziehung von Heiftern. 
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Beſtands· Anlage. 

a. Fu reinen Beſtänden des Hochwaldes und Niederwaldes (Schälwaldes) 
auf Kahlflächen. 

b. Als Miſchholz mit Buchen, Kiefern oder Tannen in Wechfelreiben, 
oder Zreihigen Gürteln anf Kablflächen, in Kiefern-, Tannen» ober 
Buchen⸗Löcherſchlägen. 

c. Als Oberholz im Mittelwalde; in weitſtändiger Einzelmiſchung auf 
Löcherſchlägen. 

Anbau durch Jährlings⸗ und Lodenpflanzung, im Mittelwalde durch Heiſter⸗ 
pflanzung, beim Niederwalde durch Stutzpflanzung. 


22. Populus serotina (Th. Hartig). Späte canadiſche Pappel. 
ID. Anbauklaſſe. 
Waldbanliches Verhalten. 

Macht mittlere Anſprüche an die mineraliihe Bodenkraft, Tiebt feuchten, 
lockeren, tiefen Boden (Sandboden), gedeiht au auf friſchem, naffem und 
firengem Boden. Unempfindlid gegen Froſt. 

Außerordentlih raſchwüchſig. 

Lichtholzart; erfordert räumlichen Stand. 

Ergrünt ſpät (Mitte Mai). 

Beflands-Aulage. 

In reinen Beftänden anf Kahlflächen mittel April-Pflanzung von 30 bis 
40 cm langen, geraden Stedlingen aus 1 und 2jäbrigem Holze in 0,6 m tiefen, 
0,6 m im Duadrat großen, 3 m im Quadrat von Mitte zu Mitte entfernten 
Rajolplätzen. 

Die Stecklinge ſind ſenkrecht und ſo tief zu ſteden, daß die Schnittfläche 
mit dem Boden gleich iſt. 

Im Herbſt nad dem Stecken find alle Ausfchläge bis auf einen Haupttrieb 
zu befeitigen. 

Im Wege der Durdforftung ift allmählich ein weiter zur gedeihlichen Ent» 
widelung erforderlicher Standraum berzuftellen. 


23. Populus monilifera (Aiton). Gemeine canadifche Pappel. 
Berbalten, Pflanzen-Erziehung, Beftands- Anlage wie bei P. serotina. (Nr. 22.) 


. 411. 
Arbeitsplan für die Unterſuchung des forſtlichen Verhaltens 
ausländiſcher Holzarten. 
1. Zwed. 


Die Arbeiten bezweden, die Anbauwürdigkeit und die waldbauliche Behand⸗ 
lung der zum Anbau beſtimmten ausländiſchen Holzarten durch Unterſuchung und 
Beobachtung ihrer Wachſthums⸗ und Nutzleiſtungen zu ermitteln. 


2. Begenfiand. 


Die Erhebungen follen erforfchen: 
a) das Verhalten zum Klima nad den Berfchiedenheiten der geographiſchen 
Lage und der Höhenlage, namentlich die Widerftandsfähigkeit gegeu Win- 
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terkälte, Frühjahrs⸗ und Herbſtfröſte, das Verhalten in Windlagen (Frei⸗ 
lagen an der See und im Hochgebirge) ſowie die Fähigkeit, keimkräftigen 
Samen zu tragen; 

b) das Berhalten zum Boden, einerſeits hinfichtlich der Anſprüche der Holz- 
arten an den Nährftoffgehalt, die Mächtigkeit, Bindigleit und an den 
Feuchtigkeitsgehalt des Bodens, anderſeits Hinfichtlih der Einwirkung, 
welche die Holzarten auf Befchaffenheit des Bodens (Bodenbededung im 
Beftandsichluffe) ausüben; 

e) die Wurzelbildung namentlih in der Jugend in Bezug auf Tiefgang 
(Tiefmurzier, Flachwurzler), Dimenfionen des Wurzelraumes in vertilaler 
und horizontaler Richtung, Art der Wurzelverbreitung (Pfahlwurzel, 
Herzmurzel d. i. eine von einem Punkte der Wurzelachje aus in mehrere 
feitlihe Hauptionrzelu aufgelöfte Wurzel), ferner in Bezug auf Wurzel: 
menge (befouders der TFaferwurzeln) und Anpaffungsvermögen der Wurzeln 
an die VBefchaffenheit des Wurzelraumes ; 

d) die Stammbildung in Hinfiht auf Stammflärke, Schaftform (Wipfel- 
ichäftigleit d. b. ein bis zum Wipfel auslaufender Schaft, Theiljchäftig- 
feit, Geradſchäftigkeit, Vollholzigkeit, Formzahl), auf Höhe des Kronen- 
anfattes und Kronendurdhmefler ; 

e) das Berhalten gegen Licht einerfeits in Bezug auf Fihtbedarf durch Ein- 
reihung in die Klaffen der Lichthölzer, Halbſchattenhölzer oder Schatten- 
Hölzer, wo möglich in Vergleichung mit einheimifchen Holzarten, anderjeits 
in Bezug auf Lichtdurdhläffigleit der Krone durch Bezeichnung derjelben 
ald dunkel, mäßig oder licht belaubt; 

f) das Berhalten des Höhenwuchſes durch Angabe der Scheitelhöhe und des 
Alters mit Nüdfiht auf Stammftellung (Freiſtand, Lichtſtand, Schluß⸗ 
ftand) wo möglich in Bergleihung mit benachbarten vergleichbaren ein- 
beimifchen Holzarten; 

g) die Verjiingungsfähigfeit durh Samen und Ausfchlag und zwar binfidht- 
lid Des Samens durch Angabe des Alters der Mannbarbeit, der Wieder- 
tebr der Samenjahre, der Meifezeit, Keimfähigkeit (Procentſatz, Dauer, 
Samentreife, Ueberliegen) und der Keimmmgsperiode, von der Ausfaat bis 
zum Anfgehen des Samens, ferner 

Hinfihtlfih der Ausichlagsfähigkeit in Bezug auf Holzalter, Art, 
(Wurzelausſchlag, Stodausjhlag, Schaftausfchlag) und Menge der Aus- 
ſchläge; 

h) die Beſtandsdichtigkeit durch Angabe der Stammzahl und der Stamm⸗ 
grundfläche bezüglich des Hanptbeſtandes in gut beſtockten reinen Be- 
ſtänden; 

i) den Holzmaſſenertrag an Derbholz und oberirdiſchem Geſammtholz ſowohl 
von Einzelſtämmen, als in reinen und gemiſchten, gut beſtockten Beſtän⸗ 
den, im letztern Falle mit Sonderung von Haupterträgen und Durdh- 
forſtungsverträgen; 

k) das Verhalten gegen Gefahren und Feinde aus dem Bereiche der Wit- 
terungserfcheinungen (Froft, Dürre, Schneebruch, Duftbruch), der Bflanzen- 
welt (Pilze, Forftunkräuter); und der Thiermwelt (Wild, Mäufe, Bögel, 
Inſekten); 
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l) die Nutzleiſtungen in Bezug auf die Ergebniſſe der Verwendung zu tech⸗ 
niſchen Zweden und der Verwerthung (Preife). 


3. Berfabren. 


Die Unterfuchungen find anzuftellen: 

a) durch einmalige Erhebungen innerhalb und außerhalb des Waldes an 
Einzelflämmen nnd Befländen, die aus früheren Anbauverfuchen herrübren. 
Die dabei vorzunehmenden Maffenermittelungen von reinen und gemiſch- 
ten Beſtänden find ohne Beſchränkung in der Flächengröße möglihft nad 
dem Arbeitsplan für die Aufftellung von Holzertragstafeln*) zu bewirken 

b) durch Eimridtung von fländigen Ertragsprobefläden fowohl in reinen 
als in gemifchten Beftänden, ohne Beſchränkung in der Flächengröße nad) 
Maßgabe des Arbeitsplans fiir Holzertragstafeln. 

Für die Auswahl der nach a und b zu unterfuchenden Bäume und 
Beftände gewährt die im Jahre 1881 durchgeflihrte ſſtatiſtiſche Erhebung 
über das Vorkommen ausländifhher Holzarten im bdeutfchen Reich den er- 
forderlihen Anhalt; 

c) durch Einrihtung von fländigen Aubauverfudhsflächen nad Maßgabe des 
Arbeitöplans fiir Anbauverjuche mit ausländifchen Holzarten; 

d) durch fortgeſetzte Beobachtung und Unterfuchung in den nach dem lekt- 

genannten ArbeitSplane einzurichtenden ſtändigen Forftgärten. 


4. Darftellung der Unterfuhungsergebnijfe. 
Die Ergebniffe der Unterfuhungen find in Weberfihten einzutragen, welche 


unter Benugung des anliegenden Formulars und mit Beachtung der nadfol-— 


genden Befimmungen ausgefüllt werben. 

In jede Ueberfiht ift nur eine Holzart aufzunehmen. 

Jede Unterfuhung ift auf den einzelnen Seiten gleihmäßig zu fnumeriren 
und in gleidyer Höhe auf allen Seiten durch einen Strich abzufchließen. 

Die Notirungen find mit den entjprechenden im Kopfe des Formulars an- 
gegebenen Buchſtaben zu verfehen. 

In den Bemerkungen über Lage, Boden und Beftandsbeichreibung (Rubrit 
2, 8, 4 der Ueberficht) find die in der Anleitung zur Standorts. und Beſtands⸗ 
befchreibung beim foritlihen Verſuchsweſen**) vorgefchriebenen Ausdrücke zu ge- 
brauchen. 

Die Maß- und Altersangaben in Rubrik 5 und 6 find möglichſt auf genaue 
Ermittelung zu gründen. Wo bloß Schätung zum Grunde Tiegt, ift dies zu 
bemerken. Für beſtandsweiſe Maffenermittelungen ift dad angewandte Verfahren 
anzugeben. Der Grad der Bollholzigkeit ift auf den Schaft zu beziehen und 
durch die Ausdrücke: vollholzig, abbolzig, bezw. durch Angabe der Formzahl zu 
bezeichnen. Die Angaben über Gefammtholz beziehen fich auf die oberirdifche 
Holzmafle. 

Die Bemurzelung (Rubrik 7) ift durch typiſche Zeichnungen mit Maßangaben 
und durch Beſchreibung darzuflellen. 


* S. Jahrb. Bd. VII. Art. 54. ©. 97. 
*#) 5. Jahrb. Bd. VII. Urt. 78. ©, 152. 
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Landes-Berfuchsanftalt: Holzart: | 



















1. 8. ‘ 
a) Ort der Erhebung. Lage. Boden. : 
(Regierungsbezirk, I a) Geogr. Länge (Ferro) a) Grumdgeftein. 


Forſtrevier, Sagen, und Breite. b) Beftandtheile. 
8* Diſtrict, Abtheilung, b) Höheäb.d.Dieere.(m.) | c) Grundigkeit. 
5 Bart, Yorfigarten zc.) c) Bodenausformung. d) Bindigkeit. 
& | b) Beit der Erhebung. (Himmelsrihtung, Grad | e) Feuchtigkeit. 
c) Name und Stand der Neigung ⁊c.) f) Bodendede. 
des Erbebers. d) SonftigeBerhättniffe. | g) Bodenklaffe für (Bu. 


(Seelage, freie @ebirgs- Ei. Fi. $i.) 


Ueberficht der Unterjuchungen über das mwaldbauliche Verhalten ausländifcher Holzarten 
(zu Nr. 4 des betreffenden Arbeitsplanes). 


) 


Beſtandsbeſchreibung. 
a) Holzart. Betriebsart. 
b) Entſtehung. 

c) Alter. 

d) Holzhaltigkeitin gehn⸗ 
teln des Vollbeſtandes. 

e) Wuchs, Geſundheit. 


Des unterfuchten Einzel- | 
ftammes 


8) Alter. 

b) Stammftellung (frei, 
fit, im Schluß). 

c) —— bei 1,3 m 


8 e cm 

d) Scheitelhöhe d. Stam⸗ 
mes und benachbarter 
andererHolzarten. m 

6) Kronendurdm. m. 

f) Höhe der Krone über 
dem Boden, m. 

g) Bollholzigkeitsgrad 
Derb-u.Gefammtholz 


Sormmgah 

h) Maffe Derbholz (D) 
und Seſammthotz 
(GH) ’ 


Des unterfuchten Be⸗ 
ftandes 

a) Größe ar. 

b) Alter. 

c) Stammzahlpro ha 

d) Stammgrundfläche 


ro ha. 
e) FittelhöhelMEL.) m. 
bezw. Öberb.(OH.)m. 
f) Danptbeflanbama e 


pro ha. 
Derbhol; (D). Ge⸗ 
fammtholz(GE.) fm. 
g) Durdforfiungsertrag 
Br ha fm Gefammt- 


olz. 





Same Ausihlag. 
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a) Tragfäpigleit im Alr eichtverhalten. 

a ’ b) n ei i ı a) Lichtbebarf. 
ewurzelung. y)) Samenjahre. (Lichtholz, Halbſchat⸗ 
a) Alter des Namens. ä) Keinfe — tenholz, Schattenholz. 
5 | ©) Beidmung bezw Ber | Dauer, Urberligen) | Bergleid mit einfei 

ſchreibung. e) Reimungsperinde mifchen Holzarten.) 
3 wilgen ugaet undy) Lichtdurchläſfigkeitd er 
f) —— Du Krone (dunfel, mäßig, 
Menge, Alter des licht belaubt.) 


Stammes.) 











10. 11. 12, 


, 8 | dBerhalten gegen Bit. 
E terungs · Erſcheinungen. Beſchüdungen durch v Nutzleiſtungen. 
& (Winterlätte, Frühjahrs⸗ Pflanzen und Tiere. (Verwendung und Preife 
fröfte Herbfifröfte, Dürre, des Holzes pro fm.) 
Rind, Schneebruch, Sonftige Bemerkungen. 
Duftbruch ꝛc. 


| 
| 
| 
| 
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Die Froſtwirkungen (Rubrik 10) find mözlihft durch Angabe der Kältegrade 
und des Datums zu erläutern. 


5. Buchführung. 

Die Ueberſichten fiber die Ergebniffe einmaliger Erhebungen (3a) werden bei 
den Landesverfuhsanftalten aufbewahrt. 

Die Ueberfichten, welche fi auf die ftändigen Berfuchsflädhen nnd Forſi⸗ 
gärten (3 b-d) beziehen, werden den darliber nach Maßgabe der betreffenden 
Krbeitspläne anzulegenden und fortzuflihrenden Lagerbiichern (Berjudhsheften) 
beigefiigt. 

Die Lagerbüicher werden in zwei Eremplaren angelegt. Die Nebeneremplare 
find bei den Werfuchsrevieren, die Haupteremplare bei der Landesverſuchsanſtalt 
aufzubewahren. 

Am 1. Januar eines jeden Jahres find die berichtigten Haupteremplare 
zur Anlegung und Ergänzung der Nebeneremplare an die Landesverfudhsanftalt 
einzureichen. 

6. Die Verarbeitung und Beröffent lihung. 
der Unterfuchungs-Ergebniffe ift Sache der Preußiihen Berfuchs-Auftalt. Zu 
diefem Behufe werden die Unterfucdhungsrefultate der Übrigen Anftalten der Preu- 
ßiſchen Hauptflation zugefiellt. 


Forſt⸗ und Jagdſchutz und Strafweien. Forſt⸗ und 
Jagdrecht. 
12. 
Allgemeine Verfügung vom 25. Auguft 1879, betreffend die von 
den Beamten der Staatsanwaltſchaft an andere Behörden zu 
machenden Mlittheilungen.*) 


(Juſtiz⸗ Minifterial⸗Blatt 1879 &, 251 ff.) 


Artikel I. 
Die nachſtehend angeordneten Mittheilungen erfolgen durch die zufländigen 
Beamten der Staatsanmwaltihaft (Amtsanmwälte, Staatsanwälte bei ben Randge- 
richten, Oberflaatsanmälte). 


A. Mittheilungen in Unterfuchungsfachen. 


1. Mitheilungen an Staatsanwaltfcaften. 

1. Iſt wegen eine® Verbrechens oder Vergehen, über welches in erfter 
Anftanz von einer Straflammer oder einem Schwurgericht verhandelt und ent» 
ſchieden ift, rechtskräftig auf Strafe erfannt worden, fo ift eine beglaubigte Ab- 
fchrift der Urtheilsformel an die Staatsanmwaltfchaft desjenigen Landgerichts zu 
fiberjenden, in deſſen Bezirk der Wohnort (vei dem Mangel eines folchen der 
Aufenthaltsort) des Verurtheilten liegt. 


*) Die Biffern 1 und 3 der gegenwärtigen Verfügung vom 25. Auguſt 1879 find abgeändert 
durch die Yultiz-MinifterialeBerfügung vom 22. März 1882. Cfr. Jahrbuch Bd. XIII. S. 106, 
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Iſt wegen einer Webertretung ans $ 361 Nr. 1 bis 8 des Strafgefeßbuchs 
rechtsfräftig Strafe feftgefett, fo ift beglaubigte Abfchrift des Strafbefehls oder 
der Urtheilsformel der im Abfa I näher bezeichneten Staatsanmaltfchaft zu 
überſenden. 

Bergl. F 19 Abſatz 2 der Geſchäftsordnung für die Sekretariate der 
Staatsanwaltſchaften bei den Landgerichten und F 35 letzten Abſatz der 
Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte. 

2. Sobald gegen einen vorläufig entlaffenen Strafgefangenen ($ 23 des 
Strafgeſetzbuchs) vor Ablauf der Strafzeit wegen einer nach der vorläufigen 
Entlaffung begangenen ſtrafbaren Handlung ein PVorbereitungsverfahren oder 
eine Vorunterſuchung eingeleitet wird, fo ift biernon dem flir die Herbeiflihrung 
des Widerrufs der Entlaffung zuftändigen Oberftaatsanmwalte unter Darlegung 
des Sachverhalts unverziiglih Anzeige zu machen. Der Oberſtaatsanwalt bat 
die ihm zugegangene Anzeige fofort mit feiner gutachtlicden Aenßerung an den 
Fuftiz-Minifter einzureichen. 

Iſt gegen einen vorläufig Entlaffenen nad Ablauf der Strafzeit wegen eines 
nad) der vorläufigen Eutlaffung begangenen Verbrechens oder Vergehens oder 
wegen einer Uebertretung ans $ 361 Nr. 1 bis 8 des Strafgeſetzbuchs rechts⸗ 
kräftig Strafe feftgefett, jo ift hiervon demjenigen Oberftaatsanmwalt, welcher auf 
Anordnung ded Juſtiz⸗Miuiſters die vorläufige Entlaffung hatte eintreten laffen, 
Mitteilung zu machen. 


U. Mittheilungen an Polizeibehörden. 


3. Iſt wegen eines Verbrechens, eines Vergehens oder einer Webertretuug 
aus 8 361 Nr. 1 bis 8 des Strafgeſetzbuchs rechtskräftig Strafe feftgejett, fo 
ift Abfchrift des Strafbefehls oder der Urtbheilsformel derjenigen Ortspolizeibe- 
börde zu Üiberjenden, in deren Bezirk der Wohnort (oder beim Mangel eines 
foldden der Aufenthaltsort) des Berurtheilten liegt und wenn e3 fi um eine 
der gedachten Uebertretungen handelt, außerdem der PBolizeibehörde des lebten 
Aufentbaltsorts des Berurtbeilten. 

Die Mittheilungen erfolgen, wo die Sinrichtung von Amts», Bezirks⸗, oder 
Diftriftsbehörden beftebt, unter der Adreſſe des betreffenden Beamten (Amts- 
hauptınann, Amtmann, Hardesvogt, Kirchipielsvogt), in den landräthlichen Kreifen 
unter der Adreſſe des Landraths zur Weiterbeförderung an die Ortspolizei⸗ 
Behörde. 

4. it wegen einer UWebertretung aus $ 361 Nr. 3 bis 8 des Strafgefeg- 
buchs auf Grund des $ 362 dafelbft auf Ueberweiſung an die Landespolizeibehörde 
erfaunt worden, fo find die gerichtlichen Alten nebit den für das Ermeilen der 
Berwaltungsbehörden erheblich ericheinenden Beiakten der Ortspolizetbehörde am 
Site des Strafgericht3 erfter Inftanz zu liberfenden, damit diefe bei der höheren 
Sandespolizei » Behörde in Bezug auf die Nachhaft die geeigneten Anträge 
ftellen kann. 

Die Einfendung der Akten hat zu gejcheben: 

1. wenn die nad) dem ergangenen Urtheil zu verblßende Freibeitsfirafe 
nicht mehr als zwei Wochen beträgt, jobald das Urtheil abgefett ift 
alſo fpäteftens nach Ablauf von drei Tagen ad) der Verkündung; 

2. wenn die zu verbißende Freiheitsſtrafe mehr als zmei Wochen beträgt, 


fobald das Urtheil rechtskräftig geworden ift. 
3% 
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Inſofern jedoch die höheren Landespolizeibehörben (Megierungen, Land⸗ 
drofteien) eine direkte Einfendung der Alten oder andere Abweichungen wünſchen 
follten, find Die Oberflaatsanmwälte ermächtigt, dieſem Wunſche entſprechend ander- 
weitige Anordnungen zu treffen. 

Bei Abjendung der Akten find die erforderlichen Notizen zurückzubehalten, 
damit zum Zwede der Entlaffung des Berurtheilten, falls die Strafzeit vor 
Wiedereingang der Alten abgelaufen fein follte, nöthigenfals anch ſchon zum 
Zwecke der Berfügung des Strafantritts, falls das Uriheil vor Wiedereingang 
der Alten rechtskräftig geworden fein follte, rechtzeitig das Erforderliche verfügt 
werden kann. 

Die Entlaffung ift in der Art herbeizuführen, daß der Verurtheilte der 
Bolizeibehörde des Orts zur Berfügung gefiellt wird, melde demnächſt das 
Weitere mit ihm zu veranlaffen bat. 

Derjenigen Ortspolizeibehörde, welcher die Alten mitgetheilt werden, iſt eine 
Abſchrift der Urtheilsformel außerdem nicht zuzuftellen. 

5. Wenn eine Polizeibehörde in Folge eines Antrages auf gerichtliche Ent- 
ſcheidung gegen eine ihrerfeits erlaſſene polizeiliche Strafverfügung die Alten an 
den zufländigen Amtsanwalt eingereicht hat, fo ift feitens befielben demnächſt 
ber Bolizeibehörde nah Eintritt der Rechtskraft Über den Ausfall der Sache 
Mittheilung zu machen. 


III. Mittheilungen an Militärbehörden. 

6. Im Falle einer Beleidigung oder Körperverlegung einer Militärperjon 
if, fofern der Militärbehörbe (bezw. dem Vorgeſetzten bes Verletten) ein Straf- 
antragsrecht zufteht, die Unterfuchung aber ausfchließlih auf Eruud des Antrages 
des Berlegten anhängig gemacht ift, die vorgefegte Militärbebörbe des Verletzten 
rechtzeitig von deſſen Strafantrag in Kenntniß zu fegen. 

7.”) Wenn ein zum Militärdienft noch nicht berangezogener Angeſchuldigter 
dag mülitärpflichtige Alter ($ 20 Nr. 2 der Erſatzordnung) bereits erreicht hat 
oder im Laufe der Unterſuchung voransfichtlich erreichen wird, fo tft dem Civil⸗ 
borfigenden der Erſatzkommiſſion desjenigen Anshebungsbezirts, in welchem der 
Angeichuldigte geftelungspflichtig ift, bei Erhebung der Öffentlichen Klage Mit- 
tbeilung zu maden, falls wegen ber fraglichen firabaren Handlung eine Be- 
frafung mit Zuchthaus oder mit Verluft der bürgerlichen Ehrenrecdhte erfolgen 
kann, oder falls eine Berurtbeilung zu einer Freiheitsſtrafe von mehr als ſechs⸗ 
wödhiger Dauer oder zu einer entſprechenden Geldſtrafe zu erwarten if. 

In gleicher Weiſe ift dem Civilvorſttzenden der Erfaslommiffion Rachricht 
zu geben von dem Ausfalle der Unterfuchung, fowie von ber Strafpolifiredung 
oder dem Eriaß der erkannten Strafe. 

$ 28 Wr. 1 der Erſatz- und 8 4 Nr. 5 der Kontrolordmung. 

8. Wenn gegen eine Perſon des Beurlaubtenftandes ($ 5 Nr. 4 der Kon- 
trolordnung) oder gegen einen Erjatrejerviften erfler Klafle ($ 5 Nr. 5 daf.) 
Öffentliche Klage erhoben ift, fo ift davon dem Landwehr-Bezirksfommande, in 
defien Kontrole der Angefchulbigte fteht, Mittheilung au machen, desgleicden von 
dem demnädhftigen Ausfall der Sache. 

$ 7 Nr. 12 und $ 15 Nr. 1 der Kontrolorbnung. 


*) Die unter Biffer 7 getroffene Beftimmung ift aufgehoben und durch die unter Urt. 14 
abgedrudte Vorſchrift erjegt. 
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Ueberdies hat die Zuſendung einer Abſchrift der Urtheilsformel zu erfolgen, 
ſofern auf Zuchthaus oder auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte rechtskräftig 
erkannt wird. Iſt der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte für eine den Zeit⸗ 
raum von drei Fahren nicht überſteigende Dauer ausgeſprochen, fo iſt anßerdem 
von dem Tage des Antritts der Freiheitsſtrafe Nachricht zu geben. 

Im Uebrigen bedarf e8 der Zufendung einer Abfchrift der Urtheilsformel 
oder des ganzen Urtheils nur auf Berlangen der Behörde. 

9. Wenn gegen einen Offizier des VBeurlaubtenftandes auf zeitigen Berluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte oder auf eine härtere Strafe rechtskräftig erfannt 
worden ift, jo ift das Urtheil in beglanbigter Abjchrift unmittelbar dem König- 
fihen @eneral-Auditoriat zu überfenden. 

Hinfichtlich aller übrigen in Beranlaffung einer gegen einen Dffizier des Be- 
urlanbtenftaudes eingeleiteten Unterfuchung zu macdhenden Mittheilungen finden 
die allgemeinen Borfchriften über die Mitteilungen bei einer gegen einen Be- 
amten eingeleiteten Unterfuchung (Nr. 10) entipredhende Anwendung Die Mit- 
theilungen find an das betreffende Landwehr⸗Bezirkskommando zu richten. 


IV. Mittheilungen au andere, als die munter I. bis DI. erwähnten Behörden. 


A. Aus dem Geſichtspunkte der perſönlichen Berbältniffe des 
Beichuldigten. 


10. Wenn ein im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienſte fiehender 
Beamter wegen eines Berbrechend oder Bergehens zur Unterfuchung gezogen 
wird, fo ift fofort nah Eröffnung des Hauptverfahrens unter Lurzer Angabe 
der Beranlaffung oder unter Mittheilung der Anklageſchrift der vorgeſetzten 
Dienfibehörde des Angellagten Nachricht zu geben und derfelben demnächſt auch 
die Formel des Urtheils unmittelbar nach deffen Verkündung mitzutbeilen. 

Dabei ift zu bemerlen, ob feitens der Staatsanwaltichaft die Einlegung 
eines Rechtsmittel in Ausficht genommen fei oder aus welden Gründen von 
ber Einlegung des zuläffitgen Rechtsmittels Abfland genommen werde. 

Erfolgt in der Unterſuchung die Berbaftung des Beamten, fo ift hiervon 
und ebenfo von der etwa erfolgenden Entlafjung aus der Haft der Dienftbehörde 
gleichfalls fofort Mittheilung zu machen. 

In Mebertretungsfachen unterbleibt die Anzeige wegen Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens, dagegen ift, fofern rechtskräftig auf Strafe erlannt werden ifl, die 
Urtheilsformel mitzutbeilen. 

11. Wird gegen einen richterlihen Beamten, einen Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft oder einen Notar eine Unterfuchung eingeleitet, fo find die unter 
Nr. 10 vorgefchriebenen Mittheilungen, außer au bie nächſtvorgeſetzte Dienftbe- 
hörde, au an den Jufliz-Diinifter, und ebenfo, wenn die Unterfuchung einen 
bei den Auseinanderjegungsbehörden oder bei den Berwaltungsgerichten fun« 
girenden richterlihen Beamten betrifft, an den Minifter für Landwirthſchaft 
Domänen und Forſten bezw. den Minifter des Innern zu erflatten. 

12.*) Die Benimmungen Nr. 10 finden auch Anwendung: 

a) auf die Rechtsanwälte, 

b) auf die Geiftlihen und Kirchenbeamten, 

c) auf die nicht zu den Medizinalbeamten gehörigen Medizinalperjonen aller 

Kategorien, 


%), Abgeändert durch Verfg. vom 6 Januar 1881. cfr. Urt. 18. 
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d) auf alle öffentlichen Lehrer, 
e) auf die vereideten Feldmefſer, Landmeſſer, Baueleven, Bauführer und 
Baumeifter, 


f) auf Angeftellte der Eifenbahnıvermwaltungen. 

Die Mittheilung geht in dem Falle: 

zu a an den Präfidenten und an den Oberflaatsanmalt bes Oberlandexge- 
richt, fowie an den Borftand der Anwaltskammer; 

zu b an die geiftlicden Oberen und außerdem, wenn ein @eiftliher oder 
Kandidat des geiftlichen Amts wegen eines Verbrechens oder Ber- 
gehens zur Unterfucdhung gezogen wird, welches mit Zucdthausfirafe, 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrecdhte oder der öffentlichen Aemter, oder 
mit Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter bedroht if, ſowie 
wenn eine Verurtbeilung auf Grund der Geſetze vom 11., 12 und 13. 
Mai 1873 erfolgt, an den Oberpräftdenten der Provinz; 

zu c an die vorgefette Regierung (Landdroſtei); 

zu d binfichtlih dev Lehrer bei höheren Unterrichtsanftalten (Gymnaſien, 
Progymnafien, Realfcyulen) an das vorgejetzte Provinzial-Schulfollegium, 
binfichtlid der übrigen Lehrer an die vorgefetste Regierung (Land⸗ 
droftei), in der Provinz Hannover Hinfichtlich der Elementarlehrer auch 
an das vorgejegte Koufiflorium; 

zu e an diejenige Regierung (Landdroſtei), in deren Bezirke der Angeklagte 
zur Zeit feinen Wohnſitz hat, und falls es fi um einen im Reſſort 
der Auseinanderjegungsbebörden in der Provinz Hannover und im 
Regierungsbezirk Caſſel bejchäftigten Beamten Handelt, an die be—⸗ 
treffeuden Geueralkommiſſion; 

zu f binfichtlich der Privateiſenbahngeſellſchaften andie@ifenbahnlommiffariate, 
Dinfihtlih der Staatseifenbahnen und der unter Staatsverwaltung 
ſtehenden Privateifenbahuen an die betrefjenden Königlichen Direktionen. 


Außerdem ift in allen Unterfuchungen, worin die vorläufige Haftnahme, 
zwangsweife Vorführung (als Angefchuldigter oder Zeuge) oder Verhaftung eines 
Eifenbahnpolizeibeamten oder Eifenbahnbetriebsbeamten erforderlich wırd, ſchon 
vor der Bollziehung der bezüglichen Anordnung der unmittelbar vorgelegten 
Dienftbehörde Mittheilung zu machen, fofern nicht der Zweck einer nothwendigen 
fofortigen Haftnahme hierdurch gefährdet wird. 

13. Iſt gegen den Inhaber eines Civilverſorgungs- und Anftelungsicheing 
vechtsträftig auf Unfähigteit zur Bekleidung öffentliher Aeınter oder auf eine 
ſolche Strafe rechtskräftig erkannt, welche fiir immer oder auf Zeit die Unfähig- 
feit zur Bekleidung öffentlicher Aemter von Rechtswegen zur Folge bat, jo ift 
dem betreffenden Generallommando, bezw. dem Oberlommando der Marine Ab⸗ 
ſchrift der Urtheilsformel, unter Beifügung des Civilderſorgungsſcheins, wit- 
zutheilen. 

War der augellagte Militäranmärter noch nicht verforgt oder anzefteflt, jo 
ift ihm der Schein zu dem gebadten Zwecke abzunehmen, in dieſem Yale auch 
außerdem der Negierung ſemes Wohnorts, oder in Ermangelung eines ſolchen 
jeines Geburtsorts, Abfchrift der Urtheilsformel mitzutheilen. 

($ 35 des Allerhöchit genehmigten Reglements über Civilverſorgung zc. 
vom 26. Juni 1867 (Juſt.Miniſt.Bl. S. 229.) 
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14. Wenn gegen Studirende auf inländifhen Univerfitäten rechtskräftig 
wegen eines Verbrechens, eines Vergehens oder einer Uebertretung eine Strafe 
fefgejegt worden ift, fo ift von dem Strafbefehl bezw. der Urtheilsformel dem 
Rektor (Prorektor) der Univerfität Mittheilung zu machen. 

15. Wenn gegen einen Angeklagten, welcher ſich im Befige von Breußifchen 
oder auderen Orden oder Ehrenzeichen befindet, eine vechtäfräftige Berurtbeilung 
ergangen iſt, welche den Berluf der Orden und Ehrenzeichen zur Folge hat 
($ 33 des Strafgefegbuchs), jo ift von der Urtheisformel der General⸗Ordens⸗ 
tlommijflon zu Berlin Nachricht zu geben. 

An die legtere find auch fofort nad) der Rechtskraft des Urtheils die be- 
trefienden Orden und Ehrenzeichen nebft den darüber fprechenden Patenten oder 
Befitzeugniffen, nachdem diefelben dem Verurtheilten (erforderlichenfalis im Wege 
der Zwangspollfiredung) abgenommen find, einzufenden. 

16. Kommt eine firafbare Handlung, melde jeitens einer Perſon nad 
Bollendung ihres jehsten und vor Bollendung ihres zwölften Lebensjahres be» 
gangen ifl, zur Kenntniß der Staatsanwaltichaft, jo hat diefelbe davon dent zu—⸗ 
ſtändigen Bormundichaftsgerichte Mittheilung zu machen. 

8 3 des Gefeges vom 13. März 1878, betreffend die Unterbringung 
verwahrlofter Kinder (GeſSamml. S. 132). 

17. Zu allen Unterfuhungsjachen, in welchen wegen Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen rechtskräftig auf Strafe erkannt wird gegen Staatsangehörige des Kaifer- 
reichs Brafilien, der Königreiche Belgien, Stalien und Spanien, des Großherzog. 
thums Luremburg uud der Schweiz, 

it mittels Begleitichreibens an den Herrn Neichslanzler (Auswärtiges 
Amt) die Urtheilsformel nach dem anliegenden Muſter einzureichen. 


B. Aus dem Gefihtspuntte des Gegenſtandes der 
Unterfudungen. 


18. In den auf Metaligeld ſich beziehenden Unterjuchungen wegen Münz- 
verbrechen oder Münzvergehen find die Falſifilate nach beendigter Unterfuchung, 
— es mag zur Erhebung der öffentlichen Klage gekommen jein oder nicht, — 
an die betreffende Regierung, in der Provinz Hannover au die yinanz-Direltion 
zur weiteren Beförderung an die Müngzverwaltung abzuliefern, wobei in bem 
Ueberfendungsfchreiben eventuell auf das bereits eingeholte Gutachten der Münz⸗ 
direltion Bezug zu nehmen if. 

In den auf Papiergeld und dem Papiergelde gleich ſtehende Wertbzeichen 
fi) beziehenden Unterfuhungen wegen Münzverbrechen oder Minzvergehen if 
der Hauptverwaltung der Staatsjchulden von der Eröffnung des Hauptverfahrens 
Kenniniß zu geben und demnähft nah der Rechtskraft die Urtheilsformel mit 
zutheilen. . 

19. In allen Zol- und Steuerdefraudationd- und Kontraventionsjachen, 
welche zur gerichtlichen Unterfuchung gelangen, einfchließli der fih nur als 
Vebertretungen charalterifirenden Zumiderhandlungen, if die Urtheilsformel jo- 
gleich nach der Verkündung der zur Verwaltung der betreffenden Steuern und 
Zölle beitellten Brovinzialbebörde, in den Unterinhungen wegen Grundſteuer⸗ 
und Gebäudefleuer-Defraudation dem Kreislandrath mitzutheilen, unter gleidy 
zeitiger Aeußerung, ob ſeitens der Staatsauwaltſchaft die Einlegung eines Rechts⸗ 
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mittels in Ausſicht genommen ſei, oder aus welchen Gruͤnden von der Einlegung 
des zuläffigen Rechtsmittels Abſtand genommen werde. 

20. In allen bergpolizeifichen Uebertretungsjachen ift dem betreffenden Re⸗ 
vierbeamten der Yubalt des Strafbefehls oder die Urtbeilsformel nach Eintritt 
der Rechtskraft mitzutheilen. Wenn die Staatsanmwaltfchaft die Erhebung der 
Öffentlichen Klage oder das Bericht die Eröffnung des Hauptverfahrens ablehnt 
oder demnächſt Freiſprechung des Angelagten erfolgt, fo tft hiervon nuter Dar- 
legung der ®ründe bezw. unter Ueberſendung einer Abſchrift bes Gerichtsbe⸗ 
ſchluſſes oder Urtheils unverzüglich Mittheilung zu machen und in den letzteren 
Fällen anzugeben, ob ein Rechtsmittel eingelegt worden oder aus welchen Grüu⸗ 
den dies nicht geſchehen fei. 

21. Bon allen redhtsträftigen Entſcheidungen, bei welchen Staats⸗, Ge⸗ 
meinde- oder Korporationslaffen intereffiren, insbefondere von ſolchen Entſchei⸗ 
dungen, aus welchen biefelben einen Anſpruch an den Berurtbeilten herleiten 
önnen, oder in Folge deren Verpflichtungen gegen den Berurtheilten aufhören, 
it den betreffenden Behörden uwerzüglich Mittheilung zu machen. Dieſes gilt 
namentlich, in Bezug auf die wegen Zuwiderhandlungen gegen die 88 27 bis 29 
bes Geſetzes über dad Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. DOltober 1871 
ausgejprochenen, zur Poſtarmen⸗ und Unterſtützungskafſe fliegenden Gelpfirafen, 
Hinfichtlich welcher die Mittheilung an die betreffende Ober⸗Poſtdireltion erfolgt. 

Iſt zur Yuftifllation von Rechnungspoſten oder aus einem fonfligen Grunde 
eine beglaubigte Abfchrift von der Urtheilsformel erforderlich, fo ift diefelbe zu 
ertbeilen. 


V. Miitheilungen von der Wiederaufnahme des Verfahrens. 


22. Einer jeden Behörde, welcher Mittheilung von dem rechtsfräftigen Urtheil 
in einer Unterſuchungsſache gemacht worden ift, wird demnähft ebenfalls Nach⸗ 
richt gegeben, wenn das Gericht die Wiederaufnahme des Berfahrens und die 
Erneuerung ber Hauptverhandlung verordnet hat ($ 410 Abſatz 2 der Straf- 
prozeßordnnung); besgleichen ift Abſchrift der Formel des demnächſt ergebenden 
Urtheils mitzutheilen. Bon einem nad 8 411 der Strafprogeßorbnung ergeben» 
den freifprechenben Urtheil if die Formel ebenfo mitzutbeilen. 


B. Mitteilungen in Disziplinarfachen. 


23. In Anfehung der gegen Beamte eingeleiteten Disziplinar-Unterfuchungen, 
bei weldhen die Staatsanwaltichaft mitzuwirken bat, gilt die Beſtimmung unter 
Ar. 10 Abſatz 1 und 2 und Nr. 11 mit der Maßgabe, daß auch die Entfchei- 
dungsgründe abfchriftlich mitgetheilt werden. 

Bei einer gegen einen Rechtsanwalt eingeleiteten ehrengerichtlichen Unter- 
ſuchung find die duch Nr. 10 Abſatz 1 und 2, ſowie Nr. 12a vorgefchriebenen 
Mittheilungen feitens des Oberftaatsanmalts an den PBräftdenten des Oberlandes- 
gerichts gleichfalls mit der in Abfay 1 gedachten Maßgabe zu machen. 


C. Mittheilungen in Eheſachen. 
24. Iſt eine Ehe getrennt, für uugültig oder nichtig erflärt, fo bat die 
Staatsanwaltſchaft, and wenn fie fi) der Mitwirkung in dem Verfahren ent⸗ 
halten bat, eine mit der Beſcheinigung der Rechtskraft verfehene Ausfertigung 
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des Urtheils dem Standesbeamten, vor welchem die Ehe geichloffen tft, zu über⸗ 
fenden. 
| Artikel II. 


Inſoweit im öffentlichen Intereſſe noch andermweite oder ausfübrlichere Mit- 
theilungen oder Mittheilnngen an andere als die in Artikel I aufgeflihrten Be⸗ 
börden nothmendig oder zwedmäßig erfcheinen, find diejelben von Amtswegen 
oder auf Erfuchen zu maden. 

Handelt es ſich jedoch um fortlaufende Mittbeilungen, welche nicht in ürt- 
lichen VBedürfniffen ihren Grund haben, fondern in der Borausiegung ihrer 
Zwedmäßigleit allgemein anzuordnen fein würden, fo haben die Oberflaatsan- 
wälte deshalb an den Fuftizminifter zu berichten. 


Artikel III. 


Unberührt bleiben die Vorſchriften, wodurch fiir gewilfe Angelegenheiten 
Berichterfiattungen (beifpielßweife in Preßfachen oder in Unterfuchungen, in denen 
nad) Maßgabe des Gefeges vom 13. Februar 1854 eine Erhebung des Konflilts 
zuläfftg ift) angeordnet find. Ebenſowenig werden diejenigen Vorſchriften, 
welche für einzelne Bezirke befondere Mittheilungen vorfchreiben oder nadlaffen, 
betrofien. 

Artikel IV. 


Diefe Berfitgung tritt am erften Oktober d. %. in Kraft. 
Berlin, den 25. YAuguft 1879. 


Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Leonhardt. 
I. 4211. — ©. 8. 


18. 


Betreffend die von den Beamten der Staatsanwaltſchaft an 
andere Behörden zu madjenden Mittheilungen. 


(Juſi.⸗Min.⸗Bl. ©. 6.) 


In der allgemeinen Berfügung vom 25. Auguſt, 1879 (S. den vor. Art.) 
ift unter Nr. 12 angeordnet, daß, wenn ein im Dienfte der Staats. Eifenbahn- 
Berwaltung ftehender Beamter wegen eines Verbrechens oder Bergehens zur 
Unterfuhung gezogen wird, hiervon fofort nad der Eröffnung des Hauptver⸗ 
fahrens der betreffenden Königlichen Eifenbahn-Direltion Nachricht zu geben und 
derjelben demnädit auch die Formel des Urtheils unmittelbar nad deffen Ver⸗ 
fündung mitzutbeilen if. 

Dieje Auordnung wird mit Rüdfiht auf die inzwifchen 'erfolgte neue Or⸗ 
ganijation der Staats-Eifenbahn-Behörden dahin abgeändert, dag, menn der 
angefchuldigte Beamte zu den den Eifenbahn-Betriebsämtern unterfiellten Be⸗ 
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amten gehört, die vorgejchriebenen Mittheilungen nicht an die Eifenbahn-Direltion, 
fondern unmittelbar an das zuftändige Eifenbahn-Berriebsamt zu richten find. 
Berlin, den 6. Januar 1881. 


Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Friedberg. 


An ſämmtliche Beamte der Staatsanmwaltichaft. 
1. 5514. ©. 24. Bol. 10. 
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14. 


Denſelben Gegenſtand betreffend. 
(Juſt.-Min.-Bl. S. 159). 


Die in der allgemeinen Verfügung vom 25. Aug. 1879 (S. Art. 12) unter 
Ziffer 7 getroffene Beſtimmung wird hierdurch aufgehoben uud durch folgende 
Borfchrift erſetzt: 

7. Wenn ein zum Militärdienſt noch nicht hHerangezogener Angefchuldigter 
das militärpflichtige Alter ($ 20 Nr. 2 der Erfagordnung) bereits 
erreicht hat oder im Laufe der Unterfuhung vorausſichtlich erreichen 
wird, fo ift, falls die letztere ein Verbrechen oder Vergeben betrifft, 
dem Eivilvorfigenden der Erſatzlommiſſion desjenigen Aushebungsbe- 
zirts, in welchem der Augeſchuldigte geftellungspflidgtig if, von der 
Erhebung der öffentlichen Klage und demnähft non dem Ausfall ber 
Unterfudhung, ſowie von der Strafvollfiredung oder dem Erlaß der 
erfannten Strafe Mittheilung zu machen. 

Hat die Unterfuhung eine Webertretung zum @egenflande, fo ift 
dem Givilvorfigenden der Erſatzkommiſſion Mittbeitung zu machen, 
wenn ein auf Strafe lautendes Urtheil die Rechtskraft erlangt hat. 


Berlin, ded 12. Juli 1881. 
Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Friedberg. 


An ſämmtliche Beamte der Staatsanwaltſchaft. 
I. 2983. S. 20. 


15. 

Inftruktion für die Waren in Hinficht der von ihnen vorzuneh- 
menden Verhaftungen und vorläufigen Feſtnahmen. 
(Juſt.-Miniſt.-Bl. ©. 35). 

$ 1. Die jedesmal zum gewöhnlichen oder außergewöhnlichen Wachtdienſt 


tommandirten Offiziere und Maunfchaften, einjchließlih der Offiziere du jour 
und der Ronde-Dffiziere, find zur Verhaftung, fowie zur vorläufigen Feſtuahme 
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einer Perſon in folgenden Fällen und unter Beobachtung nachftehender Vor⸗ 
ſchriften befugt und verpflichtet. 


Berhaftung. 


8 2. Die Berhaftung einer Perſon dürfen die Wachen nur fraft eines 
ſchriftlichen Haftbefehls des Richters vornehmen. 


Borläufige Feſtnahme. 

8 3. Die vorläufige Feſtnahme einer Perſon dur die Wachen kann 
ohne richterlichen Befehl erfolgen. 

Sie erfolgt ans eigener Machtvollkommenheit der Wachen in fol- 
genden Yällen: 

1. Wenn eine Berfon bei Ausführung einer firafbaren Handlung oder gleich 
nach derfelben betroffen oder verfolgt wird und wenn zugleich dieſe Ber- 
fon der Flucht verbäctig ift oder ihre Perfönlichleit nicht ſofort feflge 
ftelt werden kann; 

2. wenn linteroffiziere und Gemeine nach dem Zapfenftreich außerhalb ihres 
Quartiers betroffen werden, ohne fi im Dienft zu befinden oder ohne 
befondere Erlaubniß erhalten zu haben. 

$ 4. Aus eigener Machtvollkommenheit werden ferner von den Wachen vor» 
läufig feftgenommen Perſonen, welche fi den Wachen thätlich widerjegen, fle 
infultiren oder beleidigen, oder ihren Anordnungen nicht Folge leiften, anßer den 
Fällen des $ 3 wenn entweder anzumehmen ift, daß der Thäter mangels der 
Feſtnahme in feinem ftrafbaren Verhalten fortfahren werde, oder wenn es auf 
Stillung eines Tumults, Zerfireuung von Aufläufen, Schliddtung von Schläge. 
reien oder Verhinderung eines die Öffentliche Ruhe flörenden Straßenunfugs 
anlommt. 

8 5. Auf Gejandte fremder Höfe und die zur Geſandſchaft gehörigen Per- 
ſonen erfiredt fi die Befugniß der Wachen zur vorläufigen Feſtnahme nicht. 

8 6. Wachen find nicht befugt, aus eigener Machtvolllommenheit und ohne 
von einem höheren Militärvorgefeten den Befehl dazu erhalten zu haben, einen 
Offizier feftzunehmen, es fei denn, daß | 

1. ein Offizier fih abgenfcheinlich eines Berbrechens im Allgemeinen oder 


gegen die Wache ſelbſt ſchuldig macht; 
2. ein Offizier fi außer Uniform, d. i. in Eivilffeidern, befände und fid 


den Anordnungen der Wache widerfeßte, in welchem Falle er wie jede 
Civilperſon behandelt wird. 

8 7. Das Ned, in den gefetlich zuläffigen Fällen die vorläufige Feſtnahme 
einer Perſon den Wachen zu befeblen, haben die denfelben vorgefeßten Offiziere, 
nämlidh: der fommmandirende General, der Gouvernenr, der Kommandant, oder 
der deren Funktionen verjehende Offizier, die Offiziere du jour und, infomeit 
die Ronde-Difiziere im Berhältniß eines Borgefeten gegenüber den Wachen fidh 
befinden, aud) die Honde-Offlziere. 

Sobald diefe den Wachen vorgefegten Offiziere die vorläufige Feſtnahme 
einer Perſon befehlen, muß diejelbe ohne weitere Prüfung auf die Gefahr des 
Befehlenden erfolgen. 

8 3. Wird von der Bolizeibehörde oder anderen Beamten, welchen nach den 
beſtehenden Geſetzen die Pflicht obliegt, Verbrechen und Vergehen nachzuforjchen 
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inſonderheit von den zur Aufrechthaltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
beſtellten Polizeiheamten, Gendarmen, Schutzmännern, Nachtwächtern u, ſ. w. 
vermöge ihres Amtes auf vorläufige Feſtnahme einer Perſon angetragen, fo er⸗ 
folgt diefelbe gleichfalls ohne weitere Prüfung auf die Gefahr des Requirenten. 

$ 9. Brivatperfonen, welche Jemand bei Ausführung einer frafbaren Hand⸗ 
lung oder gleich nad derielben betreffen oder verfolgen, find befugt, die Wachen 
am deren Unterſtützung behufs der vorläufigen Feſtnahme zu erfucdhen, wenn der 
Thäter flieht oder der Ylucht verbädtig ifl, oder wenn defien Berjönlichleit nicht 
fofort fefigeftellt werben Tann. 

Einem ſolchen Anſuchen ift jedoch, wo nicht augenſcheinliche Gefahr im Ber- 
zuge obwaltet, nur danı Statt zu geben: 

&) wenn der Anfuchende nad den Umftänden außer Stande ifl, die Hülfe 
der Polizei zeitig genug in Anſpruch zu nehmen, oder, wenn er verfichert, 
daß feine polizeiliche Hülfe zur Hand fei; 

b) wenn, wie 3:8. bei bedeutenden Schlägereien in Wirtbshäufern, ans der 
Beranlaffung zu dem Aufuchen fi entnehmen läßt, daß die Polizei nicht 
im Stande fein würde, ohne Unterflügung des Militärs die vorläufige 
Feſtnahme vorzunehmen. 

Wenn dem Geſuche flattgegeben wird, fo muß der Anjuchende die Wache an 
den Ort führen, wo die vorläufige Feſtnahme erfolgen fol, und dort die feflzu- 
nebmende Perſon beſtimmt bezeichnen. 

Der Feſtgenommene wird auf Gefahr des Antragenden zur Wache abgeführt. 
Der Antragende muß fi nöthigenfalls fiber feine Perfon gehörig ausweiſen. 
Kann er dies nicht, jo muß er der Wache folgen und im Wachthaufe, ohne jedoch 
als Arreftant behandelt zu werden, jo lange verweilen, bis der ſchleunigſt herbei- 
gesufene Bolizeibeantte das Weitere veranlaßt. 


Durhfudhungen. 
$ 10. Zu Durdfuchungen behufs vorläufiger Feſtnahme einer Perſon find 
die Wachen nur auf Reguifition des Nichters, der Staatsanwaltichaft oder der 
Hülfsbeamten der Staatsanmwaltichaft befugt.*) 
Zu den von Mititärperjonen benutten Wohnungen darf den Militär-Bor- 
geſetzten oder deren Beauftragten der Zutritt nicht verjagt werden. 


Berfahren zur Nachtzeit. 

$ 11. Das Eindringen in die Wohnung während der Nachtzeit ift ver- 

boten. 

Folgeude Ausnahmen finden ſtatt: 

1. Wachen dürfen zur Nachzeit in eine Wohnung eindringen, wenn ſie bei 
Verfolgung auf friſcher That, oder bei Gefahr im Berzuge, oder dann, 
wenn es ſich um die Wiederergreifung eines entwichenen Gefangenen 
handelt, von der zuſtändigen Behörde ($ 10) zur Hülfsleiſtung zugezogen 
werben. 


2) Anmert. Welche Polizei⸗ und Sicderheitsbeamte in ben einzelnen Sarnijonen als 
Hülfsbeamte der Staatdanwaltfchaft fungiren (85 10 und 11,1), iſt durch Unfrage bei ber Letz⸗ 
teren oder bei der Ortspolizeibehörde von dem Gouverneur bezw. dem Kommandanten ober 
dem defien Funktion verfehenden Dfftzier feftzuftellen und dur Barnifonbefehl befannt zu 
machen. 
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2. Es darf der Antritt zn den von Militärperfonen benutten Wohnung den 
Militär-Borgefegten oder Beauftragten behufs Vollziehung dienftficher 
Befehle auch zur Nachtzeit nicht verfagt werben. 

Das Berbot, in eine Wohnung zur Nachtzeit einzubringen, begreift 
ferner: 

3. nicht die Fälle einer Feuers- oder Waffersnotb, einer Rebensgefahr oder 
eines aus dem Innern der Wohnung hervorgegangenen Anfuchens; 

es bezieht fich endlich: 
4. nicht auf die Räume, welche zur Nachtzeit Jedermann zugänglich find. 
Die Nachtzeit umfaßt fir die Zeit vom 1. Oftober bis 31. März die Stun- 
den von 9 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens und für die Zeit vom 1. April bis 
30. Sptember die Stunden von 9 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens. 


Ablieferung der feftgenommenen Perſonen. 


$ 12. Alle feſtgenommenen Perſonen werden nad dem nächften Wachtge⸗ 
bäude gebracht und dem Gouverneur bezw. dem Kommandanten, oder dem, deſſen 
Funttion verfehenden Offizier gemeldet, der, infofern die Feſtgenommenen vom 
Deilitär find, weiter über fie disponirt. 

Sind die feftgenommenen Perjonen vom Civil, fo werden fie jobald als 
möglich an die Polizeibehörde abgeliefert, in den im $ 9 bezeichneten Fällen 
jedod nur, wenn der fchleunigft herbeigerufene Polizeibeamte dies für nöthig 
erachtet, andernfalls erfolgt die Entlaffung des Feſtgenommenen. 


Berhalten der Wachen bei der Berhaftung und vorläufigen 
Feſtnahme. 

8 13. Die Wachen müſſen ſich vei der Verhaftung und vorläufigen Feſt⸗ 
nahme einer Perſon alles unnöthigen Redens, ſowie aller wörtlichen und thät⸗ 
lichen Beleidignungen gänzlich enthalten, andererſeits aber, wenn eine Verhaftung 
oder eine vorläufige Feſtnahme erfolgen muß, diejelbe nöthigenfalls nah An⸗ 
leitung des Gejeges vom 20. März 1837 tiber den Waffengebrauch des Militärs 
mit Gewalt erzwingen. 

Es müffen daher in jedem fpeziellen alle, wenn es irgend möglich ifl, fo» 
viel Mannſchaften abgeſchickt werden, daß der Zweck unter den obmaltenden Um⸗ 
ftänden jedenfalls erreicht werden kann. 


Findet aber der Führer diefer Mannſchaft, wenn er an Ort und Stelle an- 
langt, daß das ihm anbertraute Kommando zu ſchwach ift, um den Zweck zu 
erreichen, jo muß er fofort denjenigen, der ihn abgeſchickt hat, um die erforder- 
liche Berftärfung des Kommandos erjuchen laffen. Inwieweit das fommandirte 
Militär bei dergleichen Dienftleiitungen von feinen Waffen Gebr machen kann, 
um einen wirklichen oder gedrohten Angriff von fi abzuwehren, einen ihm ent- 
gegengefegten Widerfiand zu bewältigen, oder die Flucht eines Ergriffenen zu 
vereiteln, ift in dem als Anhang diefer Inſtruktion beigefligten Geſetze vom 
20. März 1837 näher vorgejchrieben. 

$ 14. Sobald die Verhaftung oder die Feſtnahme erfolgt ift, fteht der Feſt⸗ 
genommene ımter dem Schuß der Wache. Führt er Effelten bei und um fid, 
fiir deren Aufbewahrung er nicht felbft Sorge tragen kann, fo liegt die einft« 
weilige Sicherftellung vderfelben den Wachen gleichfalls ob. Feſtgenommenen 
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Verbrechern müffen jederzeit fogleih alle gefährlichen und verbächtigen Werk⸗ 
zeuge, ſowie die Briefſchaften, welche fie etwa bei fich führen, abgenommen und 
an die Behörde abgegeben werden, an welche der Feſtgenommene überliefert wird. 

Die Wachen mülfen darauf bedacht fein, daß ſowohl die Verhaftung als die 
vorläufige Feſtnahme einer Perſon, mit Rüdficht auf die obwaltenden Berbättuiffe, 
auf die möglich Ichonende Weife erfolge. Yu dem Ende ift, wenn der Feſtge⸗ 
nomme zuvörderfi nah dem Wachtgebäude gebradyt worden, mit feiner weiteren 
Ablieferung immer fo lange Anftand zu nehmen, bis fich die etwa herbeigezozene 
Bollsmenge wieder verlaufen Bat; auch ift es dem Feſtgenommenen geftattet, 
wenn er e8 wiinjcht, in einem auf jeine Kofen berbeizuichaffenden Wagen, in 
welchem ſodann die ihn begleitende Mannſchaft gleihfalls Play nimmt, nad 
dem Orte der Ablieferung gebracht zu werden. 

$ 15. Die Wachen müffen namentlich zur Nachtzeit, wenn fie Hülferuf oder 
Nothſignale hören, fogleich die nöthige Hilfe zu leiften bemüht fein. Anderer- 
feit8 aber müſſen fie fih aller unnöthigen Einmifchungen enthalten, insbefondere 
wenn fie zur Herftelung der geftörten Ruhe und Ordnung beordert werten und 
bei ihrem Erfcheinen die Ruhe bereit wieder bergeftellt ift. 


Recht der Wahtmannfhaften, PBerfonen in Berwahrung zu 
nebmen. 


F 16. Die Wachen find befugt, Perfonen in Verwahrung zu nehmen, wenn 
der eigene Schutz dieſer Perfonen oder die Aufrechthaltung der öffentlichen Sitt- 
lichkeit, Sicherheit und Ruhe diefe Maßregel dringend erfordern. Die folder- 
geftalt in Verwahrung genommenen Berfonen müſſen jedoch fpäteftens im Laufe 
des folgenden Tages in Freiheit gefegt, oder e8 muß in diefer Zeit das Erfor- 
derliche veranlagt werden, um fie der zuftändigen Behörde zu liberweifen. 


Berfahren mit Hülflos gefundenen Berionen. 


8 17. Werden betruntene oder kranke PBerfonen an öffentlichen Orten bitlf- 
108 gefunden, fo liegt e8 den Wachen ob, diefelben nah dem nächſten Wadhtge- 
bäude zu jchaffen, und die erfteren fo lange unter Aufficht zu halten, bis fie 
nüchtern geworden find, die letzteren aber fobald als möglich an die Polizeibe- 
börde abzuliefern. 

8 18. Wo die Ortsverhältniffe nähere Beflimmungen und Anweiſungen bei 
Anwendung diefer Inftruftion erfordern, namentlih in mittleren und Keinen 
Garnifonen, in welchen fein Kommandant ſich befindet, hat der ältefte Militär« 
Befehlshaber mit der Ortspolizeibehörde fich dariiber befonders zu einigen. 

I Das Refultat diefer Einigung ift den vorgejegten Behörden zur Beftätigung 
vorzulegen und nach deren Eingang an dem betreffenden Orte öffentlich bekannt 
zu machen. 


Allerhöhfte Ordre vom 29. Januar 1881. 


Auf Ihrem gemeinchaftlihen Bericht vom 8. Dezember v. J. genehmige 
Ich, unter Aufhebung der Inſtruktion vom 27. Juli 1850, die hierbei zurüd- 
erfolgende Inſtruktion für Die Wachen in Hinficht der von ihnen vorzunehmenden 
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Berbaftungen und vorläufigen Feſtnahmen, und beaufirage Gie, ben Krieges 
minifter, deng:mäß dad Weitere zu veranlafien. 


Berlin, den 239. Jannar 1881. 
ge. Wilhelm. 
ggg. von Kameke. Graf zu Eulenburg. Friedberg. 
An die Minifter des Krieges, des Innern und der Juſtiz. 


Berfügung des Jufizminifters. 


Borfiehende Zuftrultion für die Wachen nebft der diefelbe genehmigenden 
Allerhöchſten Ordre vom 29. Januar d. J. wird den Juſtizbehörden hierdurch 
zur Nachricht und Nachachtung befannt gemadit. 


Berlin, den 1. März 1881. 


Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Friedberg. 


An fämmtliche Juſtizbehörden. 
I. 983. M. 101. Vol. 8. 


16. 


Hinifterial- Erklärung, betreffend die Aufhebung der wwiſchen 
der Königlich prenßifchen und der Herzogl. anhalt-bernburgifcyen 
Regierung getroffenen Vereinbarungen wegen Verhütung und 
Beftrafung der Forfi- und Jagdfrevel in den Grenzwaldungen 
vom I September 1889 und A,/t. Februar 1850, und d 
57. Angufl ‚Al. ruar ‚ md der 
zwiſchen der Königlich preußifchen und der Herjzoglich anhalt- 
deſſauiſchen Regierung wegen deſſelben Gegenſtandes getroffenen 
Vereinbarungen vom 26.9. Anguft 1847. 


Nachdem die Vereinbarung getroffen worden ift, die zwifchen der Königlich 
— und der Herzoglich anhalt⸗ bernburgiſchen Regierung unterm 
. Sept 
———— 1839 geſchlofſene Uebereinkunft wegen Verhütung und Befrafung 
der Forſt- und Jagdfrevel in den Grenzwaldungen nebſt dem Nachtrag dazu 
vom 4./11. Febr. 1850, ſowie ferner die zwiſchen der Königlich preußiſchen und 
ber Herzoglich anhalt⸗deſſauiſchen Regierung wegen deſſelben Gegenſtandes ge- 
iloffene Uebereinkunft vom 26./9. Auguſt 1847 aufzuheben, fo iſt zu Urkund 
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deffen die gegenwärtige Erllärung ausgefertigt worden, um gegen eine ent- 
ſprechende Erllärung des Herzoglich anhaltiſcheu Staats-Minifteriumd ausge- 
tauſcht zu werden. 


Berlin, den 24. September 1880. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 


(L. S.) J. B: Limburg: Stirum. 


Vorſtehende Dinifterial-Erflärung wird, nachdem fie gegen eine fiberein- 
ffimmende Erflärung des Herzoglih anhaltiſchen Staats- Minifterinms vom 
24. Auguſt 1880 ausgewechjelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntnig 
gebracht. 

Berlin, den 26. Anguſt 1881. 


Der Miuifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
J. A.: Dr. Buſch. 


17. 


Die Kontrole der Rückfälle bei Bumwiderhandlungen gegen das 
Forfidiebftahlsgefeh betr. 


Circ.⸗ Verfg. des Minifters für Landwirthichaft ꝛc. an ſämmtliche Königlihe Regierungen, 
Landdroftein und die Königliche Finanz⸗Direktion zu Hannover. III. 10337. I. 18660. 


Berlin, den 29. September 1881. 

Die Königlide Regierung (Landdroftei, Finang-Direltion) erhält hierbei 
Abichrift der von dem Herren Juſtizminiſter erlaffenen allgemeinen Verfügung 
vom 12. September d. %. (Anl. a), betreffend bie Kontrole der Rückfälle bei 
Buwiderhandlungen gegen das Forſtdiebſtahlsgeſetz, zur Kenntnignahme und 
weiteren Beranlaflung. 

Die Beröffentlihung der Berfligung durch dad Yuftiz-Minifterial-Blatt ftebt 
bevor. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


8. 
Allgemeine Berflüigung vom 12. September 1881, betreffend die Kontrole der 
NRüdfälle bei Zuwiderhandlungen gegen das Forſtdiebſtahlsgeſetz. 

Um felbftändig prüfen zu können, ob die in den Forſtdiebſtahlsverzeichniffen 
aufgeführten Beſchuldigten fih im NRüdfalle 'befinden, ift den Amtsanmälten 
durch Artikel 121 der Geichäftsanweifung vom 28. Auguf 1879 (JI⸗M.⸗Bl. 
©. 261)*) die Verpflichtung auferlegt, eine alphabetifche Fifte der wegen Zuwider⸗ 
handlungen gegen das Forſtdiebſtahlsgeſetz beftraften Perfonen zu führen. Durch 


*) ©. Jahrb. Bd ZIL ©. 315. Urt. 81. 
Jahrb. d. Pr. Forſt⸗ und Sagd Wefehg. XIV. 4 
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die in meiner Circular-Berfügung vom 7. April 188), I. 1621» **) getroffenen 
Anordnungen wurde beabfichtigt, diefe Lifte entbehrlich zu machen und dagegen 
die Forſtbeamten in den Stand zu fegen, die Borbeftrafungen genau und voll- 
Kändig in die Forſtdiebſtahlsverzeichniſſe aufzunehmen. 

Da diefe Maßnahmen nad den inzwiſchen gemachten Erfahrungen ſich be⸗ 
währt haben, fo werden im Einverſtändniß mit dem Herrn Miniſter für Land- 
wirthichaft, Domänen und Forſten die nachftehenden weiteren Anordnungen ge« 
troffen: 

1. Der Artikel 121 der Geſchäftsanweiſung für die Anıtdanwälte bom 
28. Auguit 1879 (F-M.-Bl. S. 261) wird aufgehoben. 

2. Die Nr. 1 Abſatz 2 und die Nr. 7 Abſatz 3 der allgemeinen Verfügung 
vom 29. Juli 1579***), betreffend die Aufftelung und die Einreichung der 
Forſtdiebſtahlsverzeichniſſe (J.M.⸗Bi. S. 221) wird dahin abgeändert, daß die 
Spalte 4 des VBerzeichnifjes zu Eintragungen des Amtsanwalts nur für diejenigen 
befonderen Fälle zu dienen hat, in welchen eine Unrichtigleit oder Unvollfländig- 
feit wahrgenommen wird. 

3. Dur die Circular⸗Verfügung vom 7. April 1880 I. 1521s, find die 
Amtsanmälte angewiejen, fobald ſämmtliche in einem TForftdiebftahlsverzeichniffe 
enthaltenen Straffälle durch Strafbefehl oder Urtheil erledigt find, ihr vollftändig 
ausgefüllte Exemplar des Berzeichniffes dem verwaltenden Forſtrevierbeamten 
zur Kenntnißnahme zuzufenden und denjelben einige Zeit zu belaffen. Dieſe 
Borjchrift wird dahin ergänzt, daß vor der Bujendung in der Spalte Bemer—⸗ 
tungen des Berzeichniffes auch der Tag der Rechtskraft des Strafbejehtß oder 
Urtheild angegeben wird. 


Berlin, den 12. September 1881. 
gez. Friedberg. 
F. 65. Vol. 2. L. 3545. 


18. 
Bufländigkeit der Strafkammern in Forfidiebftahlsfachen. 


Ertenntniffe des Neichsgerichts vom 4. Jan. 1881 (11. Straffenat) und vom 18. Juni 1881 
(II. Straffenat). 

In Breußen können Anklagen wegen Holzdiebftahls auf Grund 
der Eonnerität von den Straflammern und nit bloß von dem 
Amtsgericht, in dejjen Bezirke der Holzdiebftahl verübt wurde, 
abgeurtheilt werden. 

Diefe (gleihlautenden) Urtheile find im Wefentlihen mit der Annahme be- 
gründet, daß durch 8 21 F.⸗D.⸗G. die Anwendung der 88 2 8 Str.-Pr.-Ord. 
nicht ausgeſchlofſen fei. 

(Rechtſprechung x. Band IL S. 698. Br. III. ©. 424). 
R. 








»o) ©. Jahrb. Bd. XII. ©. 387. Art. 66. 
⸗ ) ©, Zahrb. Bd. XI. ©. 166. Art. 29. 
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19. 
Strafantrag bei Sagdvergehen. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (I. Staff.) vom 23. Juni 1881. 


Für die Fälle des Jagdvergehens unter den erſchwerenden 
Fällen des $ 293. Str. ©. 8. ift fein Strafantrag erforderlid; die 
Berfolgung gefhieht von Amts wegen. 

Nah $ 292 Str. G. 8. tritt die Verfolgung des einfachen Jagdvergehens 
wenn der Thäter ein Angehöriger des Jagdberechtigten ifl, nur auf Antrag ein. 

Streitig war, ob auch bei den erjchwerenden Umſtänden des $ 293 die That 
nur auf Antrag verfolgt werden könne Das Neichsgericht hält in Leberein- 
fimmung mit dem früheren Preußijchen Obertribunal (cfr. Erkenntniſſe deffelben 
vom 7. Dezember 1871 und vom 14. Februar 1873 — Oppenhoff, Rectipr. 
Bd. XI. S. 445. 630. Goltdammer, Arhiv Bd. XXI. ©. 212.) in dieſem Falle 
den Antrag nicht für erforderli, im wmefentlichen, weil die- Beftimmung nad) 
ihrer Stellung bei $ 292 auf $ 293 nicht mitbezogen werden könune. 


(Rechtſprechung ıc. Bd. II. ©. 428.) ir 


20. 
Kaninchen. Sagdbarkeit. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (III. Straff.) vom 1. Oftober 1871. 


Im ehemaligen Herzogtyum Magdeburg gehören wilde Ka- 
ninhen nit zu den jagdbaren Thieren und kann dur deren 
Fangen kein Kagdvergeben begangen werden. 

Es wird ausgeführt, daß nach den noch jett gültigen Beſtimmungen der 
8$ 81 32 11.16. U. L. R. die Jazdbarkeit eines Thiers zunächft nad) den Pro⸗ 
vinzialgejegen zu beurtbeilen, und erft in Ermangelung derjelben „vierfüßige 
wilde Thiere und wildes Geflügel infofern, als fie zur Speife gebraucht zu 
werden pflegen,” als jandbar anzujehn fein. Im ehemaligen Herzogthum 
Magdeburg jei deshalb die Holz-, Maft- und Jagdordnung für das Herzogthum 
Magdeburg und das Fürftentbum Halberfladt vom 3. Oltober 1743 maßgebend. 
In diefer ſei in Tit. 32 die Haltung der Satz⸗ und Brutzeit, in Tit. 33 die 
Strafe wegen unbefugten oder zu verbotener Zeit geſchehenen Wildpretichießens 
und in Fit 34 die Wildpretstare für der Verkauf feftgefest, überall unter An- 
gabe der einzelnen Wildarten. Unter diefen jeien die Kanindyen nicht aufgeführt 
und deshalb als jagdbare Thiere nicht anzufehen, weil die Bermuthung gegen 
die Jagdbarkeit ſpreche. Auch $ 23 des Kagdpolizeigefeges vom 7. März 1850, 
in welhem Anordnungen zum Schute der Felder gegen Wildſchaden durch das 
aus den Forſten tretende Wild, insbefondere durch Abſchuß des Wildes ſelbſt 
"während der Schonzeit getroffen werden und in welchem weiter beflimmt wird, 
daß das Nämliche rüdfichtlih der Beſitzer ſolcher Grundftüde, auf welchen fi 
die Kaninchen bis zu einer der Feld- und Gartenkultur fchädlichen Menge ver- 
mehren, in Betreff „diejer Thiergattung“ gelten fol, fei für die Jagdbarkeit der 
Kaninchen nicht entfcheidend. 

(Rechtſprechung ꝛc. Band IH. ©. 572.) 9 
4% 
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21. 


Widerſtand gegen Forftbeamte. Rechtmäßige Amtsansübung. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (II. Straff. vom 4. Oftober 1881.) 


I. Die WViderfeglichleit gegen einen Forſtbeamten ift nach $ 117 
Str. G. B. auch dann firafbar, wenn der Widerffand den in rvedt- 
mäßiger Ausübung des Amtes befindlihen Korfibeamten außer- 
halb der feiner Aufficht anvertrauten Forft geleiftet wird.*) 


U. Die Ausübung des Amtes wird dadurch noch nicht eine um 
rehtmäßige, daß der Beanıte iu einer fein Ermefjen leitenden 
thatſächlichen Borausfegung irrt. 

Der Angellagte hatte von dem Gärtner B. Zannenreifer gefauft, fie in zwei 
Säde gepadt und mit denjelben den B.'ſchen Garten verlaffen. Er befand fi 
noch auf dem längs diefes Gartens von der Forſt her fommenden öffentlichen Wege, 
als der in jener Yorft mit dem Forſtſchutz betraute Forſtaufſeher au ihn Herantrat 
und ihn fragte, was er in den Eäden hätte Als der Angellagte in grober 
Weife die Auskunft verweigerte, ciß der TForflauffeher ihm die Säde von der 
Schulter nnd 309 den Hirſchfänger, um die Säde aufzuichneiden und ihren In⸗ 
balt zu unterfuchen. Dies wollte der Angellagte fich nicht gefallen laſſen und ging 
dem Aufſeher zu Leibe, der feinerfeits die Waffe gegen den Angeflagten gebrauchte 
und ihn an verfhiedenen Stellen des Körpers vermundete. 


Der erfte Richter hatte den ans $ 117 Sir. ©. V. verfolgten Angeflagten 
freigefproden. Er hatte angenommen, daß fich der Forfibeamte nicht in der 
rehtmäßigen Ausübung feines Amts befunden, weil er einmal den Angeklagten, 
der nicht aus der Forſt gelommen, außerhalb derjelben angehalten und meil 
er ferner keine Beranlaffung gehabt habe, den Angellagten, welcher thatſächlich 
einen Forſt- oder Fagdfrevel nicht begangen, lediglich auf die Möglichkeit bin, 
daß dies gefchehen jet, anzubalten. 

Beides iſt vom Reichsgericht reprobirt unter Annahme der oben formnlirten 
Rechtsſätze. 

Ueberraſchend iſt die in den Gründen enthaltenen Ausführung, iſt das be⸗ 
ſondere Pfändungsrecht in 8 22 des Holzdiebſtahlsgeſetzes vom 2. Juni 1852 
durch $ 96 Nr. 2 des Feld- und TForfipolizeigefeges vom 1. April 1880 aufredht 
erhalten ſei. Dabei ift offenbar überfehen, daß zur Zeit der Emanation des 
letztern Geſetzes das Holzdiebſtahlsgeſetz bereits feit dem 1. Oltober 1879 aufge» 
hoben war, daß aljo defjen Beftimmungen nicht gemeint fein können, wo es fid 
um Beibebaltung beftehender Borfchriften handelt.**) 


(Rechtſprechung ıc Bd. III S. 282.) 


2) cf. die Urtheile vom 15. Mai 1880 und vom 21. Februar 1881. Jahrb. Bh. XIII. 
Seite 102. 234, 

“*)cfr. 8 38 Horfidiebftahlägeieg und Anmerkung 1 des Gommentard von Oehlſchläger 
und Bernhardt zu $ 38. 
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Widerfliand gegen einen Privatforflauffcher. 
Erkenntniß bes Reichsgerichts (I. Straff.) vom 13. Oftober 1881. 


Die Uebergeugung des Yorfibeamten, Daß eine mit Holz be- 
teoffene Berfon daffelbe in feinem Forſtſchutzbezirk entwendet 
babe, bewahrt feinem Einfchreiten den Charakter der vehtmäßigen 
Ausübung des Amtes. Der PBrivatforfaufjeber fann in Preußen 
außerhalb feines Schutzbezirks die zur Begehung des Forſtdieb— 
ſtahls geeigneten Werlzgenge nur dann in Beſchlag nehmen, wenn 
er unter faatlihder Autorität zur Ausübung forfpolizeilider 
Funttionen beftellt if. 

‚Ein Privatforftauffeher Hatte außerhalb feines Schugbezirts, jedoch in der 
Nähe deſſelben den Angeklagten, der in der Richtung von dem Schutbezirte ber 
mit Holz, welches der Anffeher für aus feinem Bezirk entwendetes hielt, kam, 
angehalten und zur Begehung des Forſtdiebſtahls geeignete Werkzeuge, welche 
der Angellagte bei fi führte, in Befchlag genommen. Hierbei hatte der Ange- 
Hogte Widerftand geleiftet. 

Das Reichsgericht hat angenommen, daß der TForflauffeher fi nicht in 
der rechtmäßigen Aueübung feines Amts bezw. Mechts befand. Zwar fei es 
nicht erforderlich, daß das Holz wirklich aus dem betr. Schußbezirt entwendet 
fei, e8 genüge vielmehr, daß der Forſtaufſeher dies aus zutreffenden Gründen 
angenommen babe. Indeſſen fei der Auffeher zur Beſchlagnahme der Werlzeuge 
außerhalb feines Schutzbezirks nur befugt geweſen, wenn ihm unter flaat- 
licher Autorität und Genehinigung forftpolizeilicde Funktionen übertragen feien 
und daß diefe Lebertragung geicheben, fei nicht feftgeftellt. 

(Rechtſprechung ꝛc. Bd. III. ©. 624.) 

In diefer Entfheidung bat alſo das Neichsgericht angenommen, daß für 
Handlungen außerhalb der Forſt nur den wirklihen Forſtbeamten, den 
Brivatforftauffehern aber nur dann, wenn fie auf das Forftviebftahlsgeje nad 
$ 24 deffelben beeidigt find, der Schug des $ 117 Str. &. 8. zuftehe.*) 

N. 


Perſonalien. 
28. 
Veränderungen im Königl. Forfl- und Iagdverwaltungs-Perfonal 
vom 1. Oktober bis ult. Dezember 1881. 
(Im Anflug an den Art. 118 S. 369 des XIII. Bds.) 


L Bei der Central-Berwaltung und den Forſt⸗Akademien. 


Der Jufitiar und Decernent für die Forſtablöſungsſachen, bisheriger -Ober- 
Landes-Eultur-Gerichts-Ratd NRintelen, ift zum geheimen Regierungs- 
und bortragenden Rath ernannt worden. 


) cfr. die Urtheile bed Reichſgerichts vom 15. Mai 1880 und vom 31. Februar 1881. 
Jahrb. Sb. III. S. 102. 24. 
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Schede, Oberf.⸗Kand. und Feldj.⸗Lieut. (bisher Hülfsarbeiter bei der Regierung 
zu Bromberg) als Hülfsarbeiter bei der Forſt⸗Abtheilung des Miniſterii für 
Landwirthſchaft, Domänen und Forſten einberufen. 


II. Bei den Provinzial⸗Verwaltungen der Staatsforſten. 


A. Geſtorben: 


Krumhaar, Oberforſtmeiſter zu Gumbinnen. 

Grohne, Oberförſter zu Jesberg, Reg.⸗Bez. Cafſel. 

Elten, Oberförſter zu Arensberge, Oberf. Gemkenthal, Prov. Hannover. 
Prigge, Oberförſter zu Fanten. Reg.⸗Bez. Düfſeldorf. 

Crelinger, Oberförſter zu Reinerz, Reg.⸗Vez. Breslau. 

Scheuch, Oberförſter zu Neuhäuſel, Reg.-Bez. Wiesbaden. 


B. Aus der Staatsforſtverwaltung ausgeſchieden: 


von Gehren, Oberförſter zu Güntersberg, Oberförſterei Croſſen, Reg⸗Bez. 
Frankfurt, behufs Uebertritts in den Dienft des regierenden Grafen zu 
Stolberg⸗Wernigerode. 


C. Verſetzt ohne Aenderung des Amtscharacters: 


Mortzfeld, Oberforſtmeiſter von Poſen nach Gumbinnen. 

Schlieckmann, Forſtmeiſter, von der Forſtmeiſterſtelle Marienwerder⸗Deutſch⸗ 
Krone auf die Forſtmeiſterſtelle Frankfurt-Woldenburg. 

Rölen, Oberförſter, von Kirchberg, Reg.⸗Bez. Coblenz, nach Xanten, Reg.⸗Bez 
Düſſeldorf. 

Gabriel, Oberförſter, von Lehnin, Reg.Bez. Potsdam, nach Kottwitz, Reg.⸗ 
Bez. Breslau. 

Kopp, Forſtmeiſter zu Cafſel, auf die Oberförſterſtelle Falkenhagen, Reg.-Bez. 
Potsdam. 

von Tſchirsky, von Nafjau, Oberförfterei Welſchneudorf. Reg.⸗Bez. Wiesbaden, 
nad Reinerz, Reg.-Bez. Breslau. 


D. Befördert refp. verfegt unter Beilegung eines höheren 
Amtsharalters. 


Dittmer, Forftmeifter zu Frankfurt, zum Oberforfimeifter und Mitdirigenten 
einer Negierungs-Abtheilung befördert und mit der Oberforftmeifterftelle zu 
Poſen belieben. 

Sachſenröder, Oberförfter zu Faklenhagen, Neg.-Bez. Potsdam, zum Forſt⸗ 
meifter ernannt und mit der Forftmeifterftelle Marienwerder— Deutſch⸗Krone 
belieben. 

Ulrici, Oberförfter und Forſt⸗Aſſeſſor, zu Kottwitz, Reg.Bez. Breslau, zum 
Forftmeifter ernannt und mit der Forftmeifierfielle bei der Regierung zu 
Eöin belieben. 

Nicolovins, Oberförfter, zu Fürſtenberg, Oberförfterei Himmelpfort⸗Weſt, 

Reg. -Bez. Potsdam, zum Forftmeifter ernannt und mit der Forfimeifterftelle 
Gafjel-Rotenburg belieben. 
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E. Zu Oberförſtern ernannt und mit Beſtallung verſehen find: 

Hempel, Oberf.-Kand. und Feldj.Lieut. (bisher Hülfsarbeiter bei der Regierung 
zu Potsdam) zu Grondowken, Reg.⸗Bez. Gumbinnen. 

Martin IL, Oberf.Kand. (bisher Hülfsarbeiter bei der Regierung zu Caſſel) 
zu Großenlüder, Oberförfterei Bimbach, Reg.-Bez. Eaffel. 

Kühn, Oberf.-Kand. und Feldj.Lieut., zu Neu-Thymen, Oberf.-Stelle Himmel- 
pfort«Weft, Neg.-Bez. Potsdam. 

Dr. Martin, Oberf.-Kand., zu Jesberg, Reg.Bez. Caſſel. 


F. Mit Vorbehalt der Ausfertigung der Befallung uud Fef- 
fegung der Anciennetät als Oberförfter definitiv angeftellt if: 
Tiburtins, Oberf.-Kand., (bisher Hitlfsarbeiter bei der Central⸗Forſwerwal⸗ 

tung) zu Lehnin, Reg.⸗Bez. Potsdam. 


G. Die bei der definitiven Anfellung als Oberförfter vorbehaltene 
Beftallung hat erhalten: 
Niebel, Oberförfter zu Freienwalde, Reg.Bez. Potsdam. 


H. Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurden berufen: 

Paetſch, Oberf.-Kand., (bisher Hiilfgarbeiter bei der Finanz-Direktion zn Han- 
nover), nad Potsdanı. 

von Bismard, Oberf.-Kand. und Yeldi.-Lieut., nach Hannover. 

Swart, Oberf.-Kand., nach Caſſel. 

Niesberg, Oberf.-Kand., (bisher Hülfsarbeiter bei der Regierung Düffeldorf), 
nad) Bromberg. 


J. Berwaltungs-Wenderungen: 


Die Oberförkerei Gemlenthal, Prov. Hannover, ift aufgelöft und mit den Re⸗ 
vieren Altenau und Schulenberg vereinigt worden. 
Dem nen erbauten Oberförfter-Etabliffement fur das Revier Müllroje, Reg.- 
Bez. Frankfurt, ift der Name „Forfihaus Katharinen⸗See“ beigelegt worden. 
K. Zu Revierförftern wurden definitiv ernannt: 


Michelis, Förfter zu Steina, Oberf. Lanterberg, Prov. Hannover. 

Badermann, Yörfter zu Rhaden, Oberf. Hausberge, Reg.-Bez. Minden. 

Freynatis, Hegemeifter, zu Launan, Oberf. Wichertshof, Reg.⸗Bez. Königsberg 
L. Als interimififher Revierförſter wurde bernfen: 

Jaenſch, Förſter zu Wieps, Oberf. Sadlowo, Reg.-Bez. Königsberg. 

Wagner, Hörfter zu Mainaberg, Oberf. Hartiggwalde, Reg.⸗Bez. Königsberg. 

M. Zum wirlliden Hegemeifter wurde befördert: 
Beters, Yörfter zu Arendfee, Oberf. Diesdorf, Reg.-Bez. Magdeburg. 


N. Den Charakter als Hegemeifter haben erhalten: 
Ramonat, Ffrfter zu Admenifchten. Oberf. Ibenhorſt, Reg.-Bez. Bumbinnen. 
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Ritter, Zörfter zu Stalliigen, Oberf. Stalliihen, Reg.-Bez. Gumbinnen (bei 
der Benfionirung). 

Hoeppe, FYörfter zu Gensken. Oberf. Jablonken, G.B. Königberg. 

Spree, Förfter zu KL. ließ, Oberf. Gertlaufen, Reg.⸗Bez. Königsberg. 

Ulrich, Förfter zu Hammer. Oberf. Buchwerder, Reg.-Bez. Pofen. 

Beisler, Förfter zu Grüntanne, Oberf. Peifterwig, Reg.⸗Bez. Breslau. 

Ludwig, Förfter zu Seyda, Oberf. Glücksburg, Neg.-Bez. Merjeburg, (bei der 
Benfionirung). 


24. 
Ordenh-Berleihungen. 


an Forſt- und Jagdbeamte vom 1. Oktober 
bis ult. Dezember 1881. 


(Im Anſchluß an ben Artikel 119 ©. 371 bes XIII. Bbs.) 


A. Der Rothe Adler-OÖrden II. Klajie. 


Schultz, Oberf. zu Yriedrihsthal, Neg.-Bez Stettin, (mit der Schleife und 
der Zahl 50). 


B. Der Rothe Adler-DOrden IV. Klaſſe. 


Grebe, Forftmeifter zu Caffel (bei der Penfionirung). 

Grebe, Oberförfter zu Gottsbüren, Reg.⸗Bez. Laflel (bei der Penfionirung). 

Fajfoy, Oberf. zu Hersfeld, Reg.Bez. Saflel (bei der Penfionirung). 

Küfer, Forfimeifter zu Stettin. ur 

Doering, OÖberförfter zu Garlstorf, Prov. Hannover (mit der Zahl 50). 

Prof. Dr. Borggreve, Oberforfimeifter und Direltor der Forſt⸗Akademie zu 
Münden. 

don dem Borne, Oberforfimeifter zu Hannover. 

Reſe, Oberfürfter zu Neumünfter, Reg.⸗Vez. Schleswig. 


C. Der Kronen-DOrden II. Klaffe: 
Seeling, Oberförfter zu Borntuchen, Reg.⸗Bez. Eöslin (bei der Benflonirung). 


D. Der Kronen-DOrden IV. Klaffe: 


Kaifer, Hegemeifter zu Königflein, Oberf. Königftein, Reg.-Bez. Wiesbaden 
(bei der Penftonirung). 

Bartſch, Hegemeifter zu Briesnig, Oberf. Tichiefer, Reg.⸗Bez. Liegnitz (mit der 
Zahl 50). 

Haberkorn, Revier-Förfter zu Stodjee, Oberf. Neumünfter R.-B. Schleswig. 

Arndt, Hegemeifter zu Waldkranz, Oberf. Eckſtelle, Reg.-Bez. Pofen (mit der 
Zahl 50). 
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E. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 


Steinhorſt, Förſter zu Ranies, Oberf. Grünwalde, Reg.VBez. Magdeburg 
(mit der Zahl 50). 

Laut, Förſter zu Breitenhagen, Oberf. Xoedderig, Neg.-Bez. Madgeburg (bei 
der Penfionirung). 
Hallenberg, Förfter zu Eifa, Oberf. Hatfeld, Reg.Bez. Wiesbaden (bei der 
Benfionirung). . 
Fürft, Förfter zu Klenganftalt, Obert. Weſterhof, Provinz Hannover (bei der 
Penſionirung. 

Lehmann, Förſter zu Hohelinde, Oberf. Ziegelrode, Reg.Bez. Merſeburg (bei 
der Penfionirung). 

Ufinger, Fſtrſier zu Soeren, Oberf. Bordesholm, Neg.-Bez. Schleswig (mit 
der Buhl 50). 

Koch, Förfter zu Bredelar, Oberf. Bredelar, R.-B. Arnsberg (mit der Zahl 50). 

Rave, Hörfter zu Bohldam, Oberf. Carrenzien, Brov. Hannover (hei der Ben- 
fionirung). 

Seebohm, Förfter zu Nienftädt, Oberf. Wefterhof Prov. Hannover. 

Meyer, Forfiihuggehilfe zu Brodenfen, Oberf. Erohnde, Prov. Haunover. 

Löber, Holzhauer zu Wellerode, Oberf. Wellerode, Rey. Bez. Caſſel. 

Wolter, Waldarbeiter zu Neindorf, Oberf. Fallersleben, Prod. Hannover. 

Stute, Waldarbeiter, ebendafelbfi. 

Michaelis, Forftiihußgehilfe zu Schulenberg, Oberf. Gemkenthal, Prov. Han- 
nover (bei der Penflonirung). 


An Anerltennung lobensmwertber Dienftführung find von Seiner 
Ercellenz dem Herrn Miniſter Ehrenportepees verliehen worden‘: 


Dem Hörfter Selhom, zu Derenburg, Oberf. Dingelftedt, RB. Magdeburg. 
” " Gerding zu Neuendorf, Oberf. Jaevenig, R.-Bez. Magdeburg. 
”„» Groß zu Dolle, Oberf. Eolbig, Reg.-Bez. Magdeburg. 


„ „ Bollmann zu Neumelt, Oberf. Ruda, Reg.⸗Bez. Marienwerder. 

P „ Teuber zu Dianenberg, Oberf. Jammi, R.B. Marienmwerder. 

„ n Stuhde zu Weißhof, Oberf. Rehhof, Reg.-Bez. Marienwerbder. 

„ „ Edert zu Charlottenthal, Oberf. Charlottenthal, Neg.-Bez. Darien- 
merder. 

u n Schwaebſch zu Lindenberg, Oberf. Lindenberg, R.-®. Marien- 
werder. 


„ Funde zu Fortbrüd, Oberf. Pflaftermiühl, R.-®. Marienwerder. 

„ Bartel zu Wildungen, Oberf. Zanderbrüd, R.B. Marienwerbder. 

„ Altenthal zu Hoerden, Oberf Herzberg, Prov. Hannover. 

„ Schwarze zu Sibeffe, Oberf. Diekholzen, Brov. Haanover. 

„ Klaus zu Miühlenbrint, Oberf. Springe, Prov. Hannover. 

„ Lüttich zu Forſth. Sonnenberg, Oberf. Andreasberg, Provinz 
Hannover. 

„ „ Leveke zu Gemkenthal, Oberf. Altenau, Prod. Hannover. 

" „ Walter zu Bramſche, Oberf. Osnabrüd, Prov. Hannover. 

" " Zrübe I. zu Rathsgrenz, Oberf. Leipen, Neg.-Bez. Königäberg, 

" „ Regler zu Grünort, Oberf. Liebemühl, Reg. Bez. Königsberg. 
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Dem Förſter Schoor zu Mortung, Oberf. Alt-Ehriftburg, R.-B. Königsberg. 
„ „ Steingräber zn Dembomwo, Oberi. Sadlowo, R.-B. Königsberg. 
„ „ Schneemann zu Klederwald, Oberf. Harburg, Brov. Hannover. 
„ „ Wittenberg zu Munfter, Oberf. Rebrhof, Prov. Hannover. 

„ „ Spindler zu Helldiel, Oberf. Syle, Prod. Hannover 

„» nn Winkelmann zu Harbergen, Oberf. Binnen, Prov. Hannover. 
„ ” Röhr zu Radbruch, Oberf. Winfen a. d. Luhe, Prov. Hannover. 
„ n Tielig zu Druffelbed, Oberf. Gifhorn, Prov. Hannover. 

„ n Neven zu Lohbergen, Oberi. Sellborn, Prov. Hannover. 

„ „ Lechleiter zu Koßewen, Oberf. Pfeilswalde, R.B. Gumbinnen. 
„ ‚. Gaid zu Fodupp, Oberf. Goldapp, Reg.-Bez. Gumbinnen. 

„ ‚ Bod zu Schönbrud, Oberf. Jura, Reg.⸗Bez. Gumbinnen. 


n „ Spec ovins zu Schillelwethen, Oberf. Schneden, Neg.-Bez. Gum- 
innen. 


Dem Hegemeifter Georgen zu Langenhibel, Oberf. Carlsbrunn, R.B. Zrier. 
Dem Förfter Theifen I. zu Nonnenweiler, Oberf. Troneden, Reg.-Bez. Trier. 





Unterrichts⸗ und Prüfungsweſen. 
25. 


Die Prüfung der Ramdidaten für den Ibemeinde-Forfiverwaltungs- 
dienft betreffend, 


Berlin, den 10. Dezember 1881. 
Der ꝛc. eröfftten wir auf den Bericht vom 17. Augufi d. J., daß wir es 
nicht für angemeflen erachten, den Kommiſfionen zur Prüfung der Kandidaten 
für den Bemeinde-Korfiverwaltungsdienft in der jedesmaligen Auswahl der für 
die Waldprüfung geeigneten Orte und in der Theilnahme der forfitechnifchen 
Mitglieder an diefer Prüfung irgend welche Beſchränkung anfzuerlegen, da 
Beides von Verhältniffen abhängt, welche die betreffende Romiffion allein be 
urtbeilen kann. Bezüglich der Verrechnung der Koften, welche durch Reifen der 
Kommiffionsmitglieder außerhalb ihres eigentlichen Amtsbezirks Behufs Theil. 
nahme an den Prüfungen im Walde entfiehen, bemerken wir, daß, wo die 
Nothwendigkeit ſolcher Neifen durch eine Beicheinigung des Borfitenden der 
Prüfungs-Kommiffton dargethan wird, den betreffenden Kommilfions-Mitgliedern 
die ihnen zuflebenden Tagegelder und Reifeloflen ans dem allgemeinen Diäten- 
und Fubrloften- Fonds der Königlihen Regierung zu gewähren find. 
Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 
Der Minifter des Innern. Der Finanz⸗Miniſter. 
In Bertretung: v. Schliedmann. In Bertretung: Meinede. 
26. 


Den Fortbildungsunterricht der gelernten Jäger bei den Jäger- 
Bataillonen betreffend. 


Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landwirthſchaft ıc. an fämmtlihe Königl. Regierungen — 
excl. Sigmaringen — und an bie Königliche Finanzdireftion zu Hannover. III. 896. 


Berlin, den 2. Yebrnar 1882. 
Der Herr Inſpelteur der Jäger und Schügen bat mir mitgetheilt, daß mit 
Allerhöchſter Genehmigung Anordnung getroffen worden fei, dem durch Aller« 
höchſte DOrdre vom 2. November 1876 (Armee-Berorbnungsblatt für 1876 Nr. 24) 
befohlenen Kapitulanten-Unterricht eine den befonderen Berbältniffen der Jäger⸗ 
truppen Rechnung tragende Einrichtung zu geben, und daß er im SYutereffe der 
Jägerklaſſe A unter Anderem Yolgendes beftimmt babe: 

„An dem Unterricht der I. (niederen) Stufe können, foweit fir 
wirkliche Kapitulanten Teine Einſchränkung dadurch entfleht, nach Er- 
mefjen der Bataillons - Kommandeure auch Jäger der Klaffe A des 

Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagb⸗Geſetzg. XIV. 5 
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2.und 3. Jahrganges theilnehmen, welche entweder ala Oberjäger in 
Ausficht genommen, oder deren Schulfenntniffe ausweislich der Jüger⸗ 
prüfung noch mangelhaft find. Sämmtliche Oberjäger find durch eine 
Seitens des Bataillons-KRommandeunrs zu ernennende, möglichſt wenig 
wechſelnde Schullommiffion einer Prüfung zu unterwerfen und alle 
diejenigen, welche nicht die für die II (höhere) Stufe feſtgeſetzten 
Kenntnifje nachweisen, haben nach dem Grade der leteren an dem 
Unterricht einer der beiden Stufen obligatoriich Theil zu nehmen. 

Jäger der Klafie A dürfen am Unterricht der U. Stufe nad 
Maßgabe ihrer Borkenntniffe theilnehmen. 

Dem Ermeflen der Bataillons-Kommandenre ift ferner anheimge- 
ftelt, auf der II. Stufe dem Unterricht ſolche Lehrgegenflände anzu- 
jchließen, deren Stenntniffe von ben Oberjägern der Kaffe A beim 
Förſter - Eramen verlangt werden. Auf die forfiliden Lehrkräfte ift 
nad Umftänden hierbei zu rüdfichtigen.“ 

Indem ich der Königlihen Regierung (YinanzDirection) dies mittheile, 
veranlaffe ich diejelbe, infoweit in Ihrem Bezirke Forfibeamte mit dem Fort⸗ 
bildungs-Unterricht der gelernten Jäger bei Jägerbataillonen beauftragt find 
ober fpäter follten beauftragt werben, diefe Beamten anzuweifen, das durch bie 
Berfügung des Herrn Infpeltenrs der Zäger und Schligen angefirebte Juein⸗ 
audergreifen des forfttechnifchen und des Schulumterrichts auch ihrerjeits zu fördern 
und bei den Anorbnungen für diefen Zweck ben betreffenden Truppen⸗Kommandos 
thunlichſt entgegen zu kommen. 


Der Minifter für Lanbwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


Berſicherungsweſen. 
27. 


Rechnungs Abſchlußß des Brandverſicherungs- Vereins Preußiſcher 
Forſtbeamten für das zweite Rechnungsjahr 1881. 








A. Einnahmen. 
Beſtand aus dem Borjahre en 
Eintrittsgelder . . .. 
Laufende Prämien . . 
ufhuß-Prämien für Umugs- m and Beiterfgerung 
infen von angelegten Capital 
onflige Einnahmen - » oo 2 2 2 2a 


B. Ausgaben. 


ne für das Barantie-Kapital.. . . . 2.2. 
n zinstragenden Papieren angelegt . . 
Brandentfchädigungs ever . . . 
Berwaltungs- (Drud-, Porto⸗ 2c.) Koften 


Summa . 
C. Baarer Kaflenfland . . . . 
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Bilanz. 


A. Activa. 
a) 49 100 m. Preng. confolidirte 44% Staats, Anleihe- Oblig. 


b) 800 „ Göln- Mindener 44% Priorität . Obligationen 


102, en 
c) 8600 „ Magdeburg-Halberflädter KL Brior.-Oblig. A108% 
1 100 
d) Rüdfändige Eintritis⸗ und Prämiengelder 
e) Binfen der Oblig. ad a und b pro 1. Detober is 31. De 


. tember 1881 87 
f) Baarer Koffenbeftand . ı 88 
 Summa 5 
B. 94 ſiva. 
Garantiefonbe na ve. 


b) Refervefonds . 
c) Die bem Wefernefonds suflichenben wädfändigen Eintritt 
gelder. . 
d) Special Referne . . 
e) Reſtausgabe für 13 am 1. Fuli 1881 fällige, nicht ur Ein- 
löfung präfentirte Zinscoupons von Antheilicheinen . . 
f) Hinfen der Antbeilicheine des Garantiefonds pro l. Sa bie 
81. December 1881 . 
p Boransbezabite Beämten 
) Yür einen lid um — vegulirten "Brandihaden.. 
N um Ausgleid) von Coursſchwankungen . . 
k) Bur Dedung mehrerer Ausgaben bed Vorjahres und Bortrag 
in das nächſte Jahr . . 


II1I8 8 88 3| 


00 
I 





 Summa . 
Berlin, den 232. Februar 1882. 
Direetorinm 
bed Braudverſicherungs⸗Vereins Preußiſcher Korfibeamten. 
Ulrict. 


28. 


Die Einberufung der zweiten ordentlichen General Verſammlung 
des Brandverſicherungs-Vereins Preußiſcher Forfibeamten. 
Die zweite ordentliche General-Berfammlung des Branbverficherungs-Bereins 

Breußifcher Forfideamten findet 

am 20. Mai d. 38. Bormittagd 10 Uhr 

im Saale des Deffauer Gartens, Deffauerfiraße 3 hierſelbſt ſtatt. 

Die nad) $ 13 der Statuten des Bereins zur Theilnahme an der General. 
Berfammlung Berechtigten werden zu derfelben Hiermit eingeladen. Bezüglich 
der Legitimation der Theilnehmenden wird auf den $ 16 ber Statuten ver- 
wiejen. 

i Die zur Borlage gelangenden Schriftſtücke, ale Rechnung, Bilanz und 

Jahresbericht pro 1881 und der Etat pro 1882, können im landwir chichaſttichen 
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Minifterium, Leipzigerplag Nr. 7, im Zimmer Nr. 18, II Treppen, während ber 
Dienfiftunden eingefehen, aud) können dafelbR die Legitimationskarten in Empfang 
genommen werden. 
Berlin, den 10. März 1882. 
Direestorium 
des Braudverficherungs Vereins Preußiſcher Forſtbeamten. 
(gez.) Ulrici. 


Berwaltungs⸗ und Schutz-⸗Perſonal. Gehalte und Emolu⸗ 
mente, Penſionirungen, Alters, Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
Berſorgung. 

29. 

Die Benutzung einer freien Dienſtwohnung und freien Feuerung 
Seitens vom Amte [uspendirter Beamten betr. 

Circ.⸗Verf. bes Minifters für Landwirthihaft zc. an jämmtlihe Königl, Regierungen ercl. 
derjenigen zu Sigmaringen unb an bie Königl. Finanz⸗Direktion zu Hannover. III. 13709. 

Berlin, den 30. Dezember 1881. 

Die der Königlichen Regierung mittelft Berfligung vom 19. September 1580 
(III. 6200) mitgetheilte Berfiigung an die Königliche Regierung zu Marienwerder 
vom 9. Juli 1877 (IIb 12016)*) ändere ich hiermit dahin ab, daß die im Ge⸗ 
nufle einer freien Dienftwohnung und freier Feuerung befindlichen vom Amte 
juspendirten Beamten, fofern diefe ganz oder theilmeife im Genuſſe der Dienft- 
wohnung belaffen werden, fernerhin eine befondere Entſchädigung für Die weitere 
Benutzung der bezeichneten Emolumente nicht zu entrichten haben. Sie müfjen 
fi jedoch ausdrücklich verpflichten, ihre Dienſtwohnung jederzeit auf Berlangen 
zu räumen. 

Der Minifter für Laudwirthſchaſt, Domänen und Korften. 

Lucius. 


Diäten und Reiſekoſten. 
80. 
Deklaration einer Beftimmung über die von den Königl. Forft- 
beamten für Dienftreifen in Waldimgen der Gemeinden nnd 
öffentlichen Anftalten zu liquidirenden Reifekoften und Tagegelder. 


Erlaß an bie Königliche Regierung zu St. 
III. 13116 


Liz MD. u 8. 
IL. B. 984 M.d. 3. 
I. 16782 Fin.-Min. 
Berlin, den 15. Dezember 1881. 
Auf den Bericht vom 19. November d. 38. (8. 8. 4879) erwidern wir ber 
pp. bei Rückgabe der vorgelegten Liquidation, daß in unferer Verfügung vom 


*) ©. Jahrb. Bd. XII. ©. 12 Art. 8. 
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21. Februar 1878*), betreffend die Neifeloften und Zagegelder der Königlichen 
Forſtbeamten für Reifen in Waldungen der Gemeinden und öffentliden Anſtal⸗ 
ten, unter dem Ausdrucke „Nachtquartier“ auch der „Wohnort“ des betreffenden 
Beamten zu verfteben ift. 


Der Minifler des Der Br Miriger Der Minifter für 


Senn Landwirthſchaft, Do- 
ge}. — mänen und Forſten. 
ge. v. otietmann. gez. Lucius. 


Geſchäfts⸗ Kaflen- nnd Rehnungsweien. 
81. 


Die Verrechnung der Binfen von den zufolge der Rezelfe fofort 
in ungetrennter Summe zu zahlenden Forflablöfungs-Kapitalien 
betreffend. 

Erlaß des Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an bie Königl. Yinanzs Direktion zu Hannover 
und abfhriftlih zur gleichmäßigen Nachachtung an ſämmtliche Könige. Regierungen (ercl. 
Sigmaringen) III. 1207. 

Berlin, den 17. Yebruar 1882. 

Auf den Bericht der Königlichen YinanzDireltion vom 30. vor. Monats 
II. 460 A. beftimme ic), daß die Binfen von den zufolge der Mezeffe jofort in 
ungetrennter Summe zu zahlenden Yorftablöfungs-Kapitalien ebenfall® zu- 
fammen mit den Kapitalien bei „Einmalige außerordentliche Ausgaben” Kapitel 11 
Titel 1 zu verrechnen find. 

Die Königliche Finanz⸗Direktion bat hiernach vom Etatsjahre 1881/82 ab 
zu verfahren. 

Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 

Lucius. 


82. 
Die Verrechnung der Ansgaberefte am JZahres Rechnungsſchluß 
betreffend. 


Circ.⸗Verfg. bes Minitters für Landwirthſchaft ac. an ſämmtliche Königl. Regierungen 


(excl. derjenigen zu Sigmaringen) und an bie Koͤnigl. Finanz-Direktion zu Hannover.” 
II. 1266. 


Berlin, den 12. März; 1882. 


Es ift für die geregelte Finanz-Verwaltung nothwendig, bei dem jebes- 
maligen Jahres⸗Rechnungsſchluß die bei den Ausgabefonds verbleibenden Be⸗ 
ſtände auf das zuläffig geringfte Maß zu beichränten. 


*) Band X. Seite 7 des Jahrbuches. 
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Die Königliche Regierung weije id) daher an, die bei den Ausgabefonds ber 
Domäönen- und Forfiverwaltung aus dem Rechnungsjahre 1880,81 übernommenen 
Beftände (Ausgaberefte), fofern fie im laufenden Jahre nicht zur Verausgabung 
gelangen, ebenjo die bei den Etatsfonds des Taufenden Rechnungsjahres zu den 
zu leitenden Ausgaben nicht erforderlihen Beträge, foweit fie nicht nach ben 
beftehenden Beftimmungen unbebingt ftber den beborftehenben Finalabſchluß 
hinaus reſervirt werden müſſen, noch vor dem letzteren in Abgang ſtellen zu 


laffen. 


Hinfihtli der Domänen- und Forſt⸗Baufonds bringe ich namentlich die 
genaue Beachtung der GSircularverfügung vom 21. Februar 1853 (II. 478) in 
Erinnerung. 


Lucius. 


Etatsweſen und Statiſtik. 
88. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Etat der Forfiverwaltung für das Jahr vom 1. April 1882—83, 


zit. 


m 


+ 
Du 


e 5 ↄ 30 


Einnahme. 


Bir Holy aus dem Borfiwiethfhaftsjahre 1. Oktober 
881/82 


I Nebennutzunggen. . 
Aus der Jadgg. re . 
Bon Zorfgräbereien . -. - » ı 20. 

Bon lößerin . -. ». . 2.2. en 
Bon Wiefenaulagen -. - » - 2 2 2 0. 

Bon Brennholz-Niederlagen . . » . . . 

Bom Sügemühlen-Betriebe . . - . . - 


Bon größeren Baumfhulen . . 

Bom Thiergarten bei Eleve und dem Eihhol bei Arns. 

berg. 
Summa Titel 468 10... 


Berfhiedene andere Einuabmen . - » 2 20. 
Bon der Yorfi-Alademie zu Eberswate . . . » 
Bon der Forfi-Alademie zu Münden. . . . 
Summa Titel 12 und 13 . . . 
Summa der Einnahme . . 


Betrag 


für 1. April 


1882/83. 


Tit. 


m 


o 


A. Donernde Ausgaben. 


Koften der Berwaltung und bes Betriebes. 
Befoldungen. 


30 Oberforfimeifter mit 4,200 Mark bis 6,000 Marl, 


im Durchſchnitt 5,100 Mark, zu Dirigenten- Zulagen 
für diefelben 20,700 Marl (höchſtens 900 Mark für 
jeden); 92 Forfimeifter mit 8,600 ME. bis 6,000 ME 
im Durchſchnitt 4,800 Marl. . . 
Die Gehälter der Oberforfimeifter und Sorftmeifter 
fibertragen ſich gegenfeitg. 
(1 Forfimeiher bat Dienſtwohnung). 


680 Oberförfter, darunter 1 Hinftig wegfallend. mit 


1,800 Mark bis 8,300 Mark, im Durchſchnitt 2,560 
Mark und 450 Mark, künftig wegfallend, perfönliche 
Zulage als Erfag fiir frühere Dienſtbezüge, einfchließ- 
fi 48,000 Mark an Stellenzulagen . . . 
Außerdem freie Dienftwohnung und Senerungs- 
material oder Geldvergütung dafür. Der Werth 
bes freien Yenerungsmaterials wird zu 150 Mark 
als penfionsfähiges Dienfleinlommen berechnet. 


83623 Förfter, inch. 1 Forfipoligei-Sergeant, davon 3,361 


mit 840 Mark His 1,080 Marl, im Durchſchnitt 960 
Mark, und 1 Minftig wegfallend mit 840 Mark; 7,791 
Mark perfünliche - Zulagen als Erſatz für frübere 
Dienftbezlige, kiinftig wegfallend; 65,790 Mart, inc. 
150 Mark künftig wegfallend, zu NRevierförfter- und 
Hegemeifterzulagen in Höhe von 60 Mark bis 450 
Mart; 148,859 Mark (incl. 9233 Marl perfönliche Zu⸗ 
lagen als Erſatz für frühere Dienfibeziige, Tünftig weg⸗ 
fallend) für 846 Waldwärter, davon 246 voll beſoldet 
mit 860 Marl bis 660 Mark und 100 nebenamtlid 
beichäftigt gegen 36 Marl bis 324 Marl . 
Die Yörfter erhalten außerdem freie Dienfwohnung 
und Feuerungsmaterial oder Geldvergätung baflir. 
Der Werth des freien Fenerungsmaterials wird 
zu 75 Marl als penfionsfähiges Dienſteinkommen 
berechnet. 
Die Waldwärter erhalten freies Fenerungs⸗ 
material oder Geldvergütung dafür und freie 
Latus . . . 


615,800 


1,784,450 


8,449,840 


Tit. 
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Ausgabe. 


Transport 

Dienſtwohnung, wo ſolche vorhanden iſt. Von 

dem Emolumente des freien Feuerungsmaterials 

ſteht denſelben eine Penſionsberechtigung nicht zu. 

3 Beamte bei dem Forſtvermeſſungsweſen zu Hannover 
und Cafſel und 3 verwaltende Beamte bei den Neben⸗ 
betriebsanftalten von 1,500 Marl bis 3,600 Mart, 


im Durchſchnitt 2,400 Marl; 834 Torf, Wieſen⸗, 


Wege⸗, Flöß⸗ 20. Meifter mit 780 Marl bis 1,080 
Mark, im Durchſchnitt 930 Mark; 38 Torf⸗, Wiefen- 
:c. Wärter, zufammen mit 11,184 Mart, davon 18 
voll befoldet mit 360 Markt bis 660 Marl und 15 
nebenamtlich beihäftigt mit 36 Marl bis 824 Mark 
Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und Yeue- 
rungsmaterial oder Geldvergütung dafür: die 
drei vermaltenden Beamten, deren baares Gehalt 
3,000 Marl nicht überfteigen darf, mit einem 
penfionsfähigen Werte des freien Feuerungs- 
material8 von 105 Marl, die Meifter wie die 

Förfter, die Wärter wie die Waldwärter. 
(Ein Beamter bei dem Forſwermeſſungsweſen 

hat Dienftwohnung). 
Summa Titel 1 bis 4 
Zu Wohnungsgeldzuſchüfſen filr die Beamten . 


Andere perfönlide Ausgaben. 
Zur Remunerirung von Hälfsarbeitern bei den Regie 
rungen und bei der Finanz-Direltion zu Hannover . 
Zur Remunerirung von Forftbilfsaufiehern bis I00 ME 
für jeden und zur zeitweiſen Verſtärkung des Forſt⸗ 
ſchutzes überhaupt . . . . .. 
Außer der Remuneration freies Fenerungsmateriai 
oder Geldvergütung dafür und freie Dienſtwoh⸗ 
nung, wo folche vorhauden ift. 
Koften der Gelderhebung und Auszahlung, Tantiömen 
und Kverla . . 
Das Marimum des den Sorfirenbanten als veſol. 
dung zu bewilligenden Tantiomeantheils beträgt 
3,300 Mar. 
Diejenigen Yorftlaffenrendanten, welche ihr Amt 
als vollbeſchäftigendes Hauptamt und nicht blos 
Latus 


Betrag 
für 1. April 
1882/83. 


Mart. 


5,799,6590 


57,204 


6,856,794 
105,200 


57,300 


1,166,600 


765,000 


1,988,900 


Betrag 
Tit. für 1. April 
Ausgabe — 
Mart. 
Transport . 1,988,%00 
kommiſſariſch verwalten, erhalten Wohnungsgeld- 
zuſchuß 
9. | Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützun⸗ 
gen für Forſtheamte, Torfitaffenbeamte, Erelutoren, 
Beamte bei den Rebenbetriebsauftalten und fonflige 
Berfonen (nicht Beamte), welche für dieſe Annalen 
nützliche Dienfle leiften . . 168,000 
Summa Titel 6 bie 9 ‚156,0 
Dienkanfwands- und Micthu-Entfhädigungen. 
10. | Fubrloflen-Averfa und Dienflaufwands-Entihädigungen 
für Oberforſtmeiſter und Porftmeifter bis zu 2,900 
Mark für jeden . 297,250 
11. | Fuhrkoſten, Büreaufoften und Dienfaufiwands. Entſchä. 
digungen für Oberförſter bis zu 2,100 Mark für jeden 1,109,500 
18. | Zu GStellenzulagen für Förfter und Waldwärter & 50 
Mark bis 300 Marl, ſowie zur Haltung eines Dienft- 
pferdes oder Annahme von Forſtſchutzhũlfe für Yörfter 
bis zu 180 Mark für jeden und Kahnunterhaltungs⸗ 
zulagen von je 20 Marl . . 292,003 
13. | Fuhrkoſten⸗Averſa und Dienflaufwands-Entfhädigungen 
für Beamte bei den Nebenbetriebsanftalten bis zu 
1,200 Mark für jeden und Stellen-Zulagen für diefe 
Beamten von A 50 Mar bis 300 Mat. . . . . 14,343 
14. | Bu Miethsentfchädigungen wegen fehlender Dienfwoh- 
nungen für Oberförfter bis zu 900 Marl, für Förfter, 
Torf, Wiejen-, Wege, Flöß⸗ ıc. Meifter bis 3u,326 
Mark für jeden . . . .. 101,010 
Summa Titel 10 bis 14 . 1,814,106 
Aaterielle Yerwaltungs- und Ketriebskofen. 
15. | Sie Werbung und Transport von Holz im Forfiwirth- 
ſchaftsjahre 1. Oktober 1881/82 und von anderen 
Forſtprodukten . . . .1  7,342,000 
16. | Zur Unterhaltung und zum Neubau ber Forfidienfige- 
bäude, ſowie zur Beſchaffung noch fehlender Forft- 
dienftgebäube für Oberförfter und Forſtſchutzbeamte 2,324,000 
17. | Bur Unterhaltung und zum Neubau der öffentlichen 
Wege in den Forſten . . „1  1,5%0,000 
18. | Prämien zu Chauffeen und Eifenbahngüter-Halteftelen, 


Latus 





1,500,000 





19. 


29. 


31. 


Ausgabe. 


Transport . . , 
deren Anlage von dem weſentlichſten Intereſſe für die 
Forſt⸗Berwaltung if, die aber ohne Hinzufeitt der 
leßteren durch Bewilligung von Prämien nicht zur 
Ausführung kommen würden; desgleichen Beihülfen 
zu Wege⸗ und Brüdenbauten, die für die Abfuyr der 
Forſtprodukte von Wichtigleit find . . 

Zu WBafferbauten in den Yorften . . 
Summa Titel 17 bis 19 . . 
Zu Forfilulturen und zur ‚Berbefferung der Yorfigrund- 
ftäde, zum Bau und zur Unterbaltung der Holzab- 
fubrwege und Eifenbahngiiter-Halteftellen, welche im 
Spntereffe der Forft-Berwaltung angelegt werben müſſen, 
im Forſtwirthſchaftsjahre 1. Oktober 1881/88, fowie 

zu Forfivermefiungen und Betriebsregnlirungen 

(Beſtäͤnde können zur Verwendung für die folgenden 
Fahre vejervirt werben. Bergleiche außerdem 
die Bemerkung zu Kapitel 4 Titel 4 — Allge- 
meine Ausgaben — diefes Etats ) 

SFagbdverwaltungsloiten . . . .. . 

Betriebstoften für Torfgräbereien . 

Betriebskoſten für Flößereien 

Betriebstoften für Wieſenaulagen. . 

Betriebstoften fir aennheig Aicheriagen 

Betriebskoften für Sägemüblen . . 

Betriebskoſten fiir größere Baumfhulen im Forfwirth. 
ſchaftejahre 1. Ottober 1881/83 . . 

Für den Thiergarten bei Cleve und das Eichholz bei 
Arnsberg . 

Bei dem Thiergarten "bei Cieve und dem. ichholz 
bei Arnsberg darf die Ausgabe beider Anlagen 
zufammen deren Einnahme nicht Überſchreiten. 
Der am Schluffe eines Jahres verbleibende Ueber⸗ 
ſchuß darf nur in den mnädjfifofgenden beiden 
Jahren noch verwendet werden. 

Summa Titel 22 his 38 . 
Zur Bezeichnung und Berichtigung der Grenzen, zu 
Separationen, Regulirungen und Prozeßloften . 
Holzverlaufs- und Berpachtungskoſten, Botenlöhne und 
fonftige kleine Ausgaben der Lokal⸗Verwaltung 
Drudtoften rn 
Latus 






100,000 
46,800 
1,646, 


4,300,000 


74,000 
119,000 
26,000 
27,500 
23,000 
627,000 





Beträge 
Tit. u abe für 1. April 
“sg 1882/88. 
Bart. 
Transport . . 57,500 
33. | Gtellvertretungs- und Umzugskoſten, Diäten und Bee 
Üben -» > 2 nn. 1%,000 
38. Infehtentilgungs- Borfluthfoften , Unterftägungen an 
Baldarbeiter und deren Hinterbliebene, Baukoſten für 
Da harbeiter Wohnungen 9 nnd andere vermilihte Aus» 
gaben . . . . 810,536 
Summa Titel 31 bis 38 . . . >88,026 
Summa Xitel 15 bi 8 . . .I 1733118 
Summa Kapitel 2 . . . | 237,264,160 


Zu forſtwiſſenſchaftlichen und Lehrzwecken. 


Befeldungen. 


1. | Bel der Forfialademie zu Eberswalde: 1 Direktor mit 
7500 Marl; 4 Profefioren und 1 Forſtmeiſter für 
das Verſuchsweſen mit 8,800 Mark bis 6,000 Mark, 
im Durchſchnitt 4,650 Marl; 1 Chemiker für das 
Berfjuhsmeien mit 2,400 Marl; 1 Sekretär mit 1,500 
Markt; 1 Hausmeifter und Pedell mit 900 Marl; 
1 forſttechniſcher Lehrer mit 1,200 Mark neben feinem 
Einfommen als Oberförfter . . . 86,750 

2. | Bei der Forfialademie zu Münden: 1 Director mit 6, 900 
Mark; 4 PBrofefioren mit 3,300 Mark bis 6,000 Marl, 
im Dırfgnitt 4,650 Dark; 1 Lehrer der Mineralogie 
und Bodenkunde mit 2,400 Marl; 1 akademiſcher 
Gärtner mit 1,800 Marl; 1 Hausmeifter und Bedell 
mit 900 Dark; 1 forfitechnifcher Lehrer mit 1,300 Marl 
neben feinem Einfommen als Oberföürferr . . 81,800 

Bemerlung. Die Behälter der 9 Beamten mit 
8,300 Mark bis 6,000 Mark find für beide Ala- 
bemien übertragimgsfähig. Die Hausmeiſter und 
Pedelle erhalten freie Wohnung und freies Feue⸗ 
rungsmaterial. 

(Die Direktoren, 1 Brofeffior und der Gärtner 
in Münden haben Dienftwohnung.) 


Summa Titel Lund 2 . . . 08,550 
3. | Zu Wohnungsgeld⸗Zuſchüfſen für die Beamten . . . 4,740 


Tit. 


6. 


Audere perſonliche Ausgaben. 


Zur Remunerirung von Hülfslehrern und Aſſiſtenten; 
zu NRemunerationen für Leiftungen bei dem forftlicher 
Berfuchsweien und zur Unterweifung der für den 
Förfterdienft filh ausbildenden Perjonen . . 

Zu außerordentliden Remunerationen uud Unterftätun- 
gen an Beamte und Dozenten bei den Forſtakademien 


Summa Titel 4 und 5 . 


Sählihe Ausgaben. 


Für Unterhaltung der Gebäude und Mobilien, der Lehr- 
mittel und Sammlungen; Zu Amtsunkoſten⸗Bergü⸗ 
tigungen, Umzugskoſten, Diäten und Reifeloften; zur 
Heizung und Erleuchtung der Lehrräume, zu ben 
fpeziellen Bedürfniſſen der forflihen Verſuchsſtationen 
und fonftigen vermifden Ausgaben . . 

Beſtände können zur Verwendung für bie folgenden 
Sabre rejervirt werden. 


Summa Titel 6 für fid. 
Summa Kap. 3 


Allgemeine Ausgaben. 


Neal- und Kommunallaften und die Koften der örtlichen 
Kommunal- und Bolizei-VBerwaltung in ſitauiſchen 
Guts⸗ und Amtsbezirken 

Ablöfungsrenten und zeitweiſe Vergütungen an Sielle 
von Natural-Abgaben . 

Zu Unterftügungen für ausgeſchiedene Beamte, ſowie zu 
Penfionen und Unterſtützungen für Wittwen und 
Waiſen von Beamten 

Beſtände können zur Verwendung für die fofgenden 
Sabre refervirt werben. 
Zum Anlauf von Grundftäden zu den Forften 
Beſtände fünnen zur Verwendung für die folgenden 
Sabre rejervirt werden. 
Die zur Verſtärkung des Kulturfonds (Kap. 2 
Zit 20) etwa erforderlichen Beträge können aus 
diefem Fonds eutnommen werden. 





837,000 


2,400 


5,00 


72,510 


188,300 






Ausgabe. 







5. | Einmalige Ausgaben zu kleineren Bauausführungen bis 
zur Höhe von je 30,000 Dark, nämlih zur Melioras 
tion von ca. 71 Hektar fogenaunte Schubenid-Wiefen 
in der Oberförſterei Dombrowka, Regierungsbezirk 
Oppeln, und verfchiedener Heiner Wieſen⸗ zc. Grund⸗ 
ftüde in den Regierungs⸗Bezirlen Caſſel und Wies- 
baden 

Bu Titel 5. Beitände können zur Verwendung fr 
die folgenden Sabre referpirt werden. 
Summa Kapitel 4 
„ „" BB... 
" „" 2.2.0. 


Summa A. Dauernde Ausgaben . 


B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


1. | Bur Ablöfung von dorfſervituten, Neallaften, und 
Baifiorenten 
Befände können zur Verwendung für bie folgenden 
Jahre rejernirt werben. 
. 3. | Zum Anlauf von Grundſtücken zu den Forſten . . 
(Ertraordinärer Zuſatz zu Kapitel 4 Titel 4 des 
Ordinariums. 
Summa B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben 


Abſchluß. 


Die Einnahmen betragen . nn. 
Die dauernden Ausgaben betragen. .. .. 
Mithin Ucberfäuß . . 
Hiervon ab: 
Die einmaligen und außerordentlien Ausgaben. . 
Bleibt Uherfhu . . - 
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84. 
Die etatsmäßigen Forftſtächen, ſowie der etatsmäßige Natural-Ertrag für 
das Jahr vom 1. April 1882/83 und Einnahme Eitel 1 für Holz. 


Hatural-Ertrag nad Selb» 
Flaächen⸗ Inhalt nad) Heltaren. en —A BEN in ahme. 







Regierungs- ıc. 





ie 1. 
Bart. Zur sea Tit. 1 
beſtimmter Ibenimmter Für Holz. 
Waldboden. Marl. 
1.1 Königsberg ... 175,446 60,678 2,318,180 
2.| &umbinnen ...| 183,796) 52,703 1,935,865 
3.1 Danzig ...... 98,634 11,815 731,869 
4. 1 Darienwerder . 174,540 18,948 2,057,285 
5.1 Botsdam ... .| 198,749 18,864 ‚000, 
6. I Frantfurt a. O. 170,761| 11,343 8,498,258 
7.1 Stettin ...... 96,712] 9,686 ‚363,180 
8.1 Göslin....... 48,871| 5,525 582,090 
9.1 Stralfund . 25,086| 8,242 573,000 
10. Fl en ....... 68,367 6,836 902,30 
11.1 Bromberg 93,672 7,244 1,056,613 
12. | Breslau...... 445! 4,254 1,635,322 
13.1 Liegnit ...... 20,492) 1,507 437,500 
14. | Oppeln ...... 388 8,674 1,530,140 
15. | Magdeburg 61,049 4,073 1,642,644 
16. | Merjebur 72, 5,465 2,267,660 
17. Urt. ...... 35,527] 1,187 1,353,750 
18.| Schteswig....| 830,111] 6,952 951,970 
19.1 Sannover Brov.| 234,178 24,884 6,369,437 
Gemeinſchaftl. 
Waldungen 896 1 
20.1 Münfter...... 2,218 223 103,000 
21.1 Minden....... 84,826 1,300 667,310 
22.1 Arnsberg ...... 19,080 644 388,580 
Gemeinſchaftl. 
Waldungen.. 1,115 9 
28. | Eaflel........ 197,816| 7,491 2,%3,523 
Gemeinſchaftl 
Waldungen.. 4872 44 
34. | Wiesbaden... 603388 1,816 69,3681 1,372,290 
Gemeinſchaftl. 
Waldungen .. 42 1 
235.1 Coblenz....... ‚025 732 44,201 773,250 
26. | Duffeldorf. 15,870 2,309 21,917 478,040 
27.1 Clin ........ 11,76 ‚670 , 
28. Trier ........ 61,162 1,671 68,933] 1,884,920 
29.1 Aachen....... 28,471. 48.0261 507,812 
Summa. .RR,867,229, 275,79842,643,0271 114,356 15,360,666[1,869,197144,496,06% 
Gemeinfchaftl. | 


30. | Muthmaßliche 
Einnahmen in 
Kolge höher 

erwerthung 

d. Nebennutzun⸗ 

gen 2c. gegendie 

nnabme de 

Spezial-Etatsl — — — — — — 1,204,936 
1.]8ei der Gen. 

tralvderwaltungd — — — — — — 


Waldungen..| 6,810 661 6,866 82 


45,700,00 


55. 


Verhandlungen des Hanfes der Abgeordneten Aber den Etat der 
Stants-Forfiverwaltung für das Jahr vom 1. April 1882—83. 
(12. Sigung am 14. Februar 1882.) 

Präfident: Ich gehe über zum 

Etat der Forſtverwaltung. 

Ich eröffne die Diskuffton über die Einnahmen Zit. 1 und ertheile das 
Wort dem Abgeordneten Dr. Grimm. 

Abgeordneter Dr. Grimm: Meine Herren, ich geftatte mir bei biefem 
Einnahme-Zitel auf eine Angelegenheit mit wenigen Worten zurückzukommen, 
welche ich in der erſten Seſſion bei der Leſung des Etats zur Sprache gebracht 
babe; es ift dies die Losholzberechtigung in dem Regierungsbezirk Kaflel. Ich 
fomme um fo lieber auf diefe Sache zurüid, als ich in der Lage bin, dem Herrn 
Minifter meine Anerlennung auszufpredhen, daß er feine Zufage, welche er bei 
jener Gelegenheit gegeben hat, fo volllommen erfüllt Hat, nicht allein dadurch, 
daß den damals zur Sprache gebrachten Beſchwerdepunkten in den einzelnen 
Fällen Abhülfe geichaffen worden if, fondern auch dadurd, daß er die König- 
liche Negierung in Kaffel mit einer allgemeinen Anweifung verſehen hat, die ge⸗ 
ſetzlichen Beflimmungen, wonad) dieſe Berechtigung im Regierungsbezirk Kaffel 
geübt wird, fo gerecht und billig zu handhaben, daß eben dadurch weitere Be⸗ 
ſchwerdefälle vermieden witrden und vermieden worden find. Ich kann bezeugen, 
daß diefe Behandlung der Sache einen fehr wohlthätigen Eindrud bei der dor- 
tigen betbeiligten Bevölkerung gemacht bat. 

Wenn ih nun dem ungeaditet den Herrn Minifter bitte, in dieſer Sorge 
namentlich für die ärmeren Klafjen der Bevölkerung nicht zu ermüben, jo liegt 
darin von meiner Seite gewiß in feiner Weile der Ausdrud eines Mißtrauens 
gegen die Staatsforfibeamten, welche dieje Angelegenheit in erfler Inſtanz zu 
regeln haben. Die Pflichttreue der Staatsforfibeamten in den alten und neuen 
Provinzen, meine Herren, bedarf nicht erfi meines Zeugnifies, fie if von allen 
Seiten auerkannt, aber die Verhältniffe, um die es fich handelt, find ja eigen- 
thümlicher Art, fie find andere, als fie die Beamten in anderen Yällen in Aus- 
übung der flaatlichen Hoheitsrecdhte zu ordnen haben, jo daß bei denfelben Kolli- 
fionen herbeigeführt werden können, ohne daß man irgendwie die Pflichttreue 
des Beamten dabei in frage ziehen könnte Wenn aus fistalifhen Wäldern, 
bei welchen die Forfibeamten den Eigenthümer, den Staat, vertreten, dritte Be⸗ 
rechtigte Bezüge haben an Holz, fo ift das eigentlich ein gegenfeitigeß rein pri⸗ 
vatrechtliches Verhältniß, es ift im Wejentlihen ein Streit um Mein und Dein, 
und in einem ſolchen Fall, meine Herren, iſt es ganz naturgemäß, daß, wenn 
die den Eigenthümer vertretenden Staatsforfibeamten bie Modalitäten bes Los⸗ 
holzbezuges — die Holzfortimente und bie Abfuhrftellen — feſiſtellen, hierbei 
Kollifionen mit den Berechtigten vorlommen können. Gerade derjenige Yorft- 
beamte, der mit befonderer Bflichttreue vielleicht etwas übereifrig feinen Wald 
vertheidigt gegen diefe Berechtigung, wird am erften in ber Lage fein, einmal in 
eine Diskrepanz mit den Bewohnern zu kommen. Deshalb ift aber eine mm- 
unterbrochene Wachſamkeit in der oberften Inſtanz, wo ja felbfiverfländlich die 
fistalifchen Yutereffen nicht prävalicen vor den Juterefien der Staatsbürger, 
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außerordentlich nothwendig und unentbehrlich, und, mie gejagt, ich bitte den 
Herrn Minifter, in diefer Wacjamleit für die Rechte der Unterthanen nicht zu 
ermilden. 

Ich darf mir vielleicht bei diefer Gelegenheit geflatten, noch auf eine fpezielle 
Angelegenheit mit zwei Worten einzugehen, e8 betrifft das nämlich die Losholz- 
berechtigung der 18 Gemeinden des Amtes Vöhl, die bis 1866 dem Großherzog⸗ 
thum Heffen angehörten nnd von da an dem Regierungsbezirk Kaffel einverleibt 
worden find. In diefen Landestheilen gelten die kurheſſiſchen Geſetze nicht; da: 
gegen ift die Entftehung der dortigen Losholzberechtigung hiftorifch eine jo außer- 
ordentlich gleiche und analoge mit den Bildungen in dem Wegierungsbezirt 
Kaffel und auch die praftifche Behandlung im Großherzogthum Heflen ſowohl 
was die Ordnung der Tare dur die Ortsbehörden angeht, als namentlidy in 
der Art, wie die Sache von den heffifhen Kammern angeſehen morden ift, fo 
analog mit den Nechtsverhältniffen des Negierungsbezirtes Kaffel, daß es jehr 
wünſchenswerth erjcheinen diirfte, auch hier für diefe Bezirke eine beftimmte und 
fefte Regulirung des Berhältniffes herbeizuführen und namentlich von dem Ge⸗ 
fihtspuntte abzufehen, daß man die Abgabe des Losholzes als einen freihänbigen 
Berlauf behandelt, aljo Erhöhungen in der Tare eintreten läßt. Die Tare ſetzt 
fih zufammen aus dem Erfage für die Werbungskoſten und den Beträgen zum 
Forſiſchutz und zur Forſtkultur; daraus haben ſich die Taren entwidelt, und das 
it ihe Unterfchied gegenüber einem Kaufpreife. 

Nun bat in den leisten Jahren eine Erhöhung der Tare in ziemlich umfang- 
reihen Maße Nattgefunden. Ich habe hier verfchiedene Ausjchreiben von den 
Beamten der Oberförftereien uud insbefondere das, mas der Oberförfter von 
Böhl am 29. November vorigen Jahres an den Blürgermeifter von einem diefer 
berheiligten Orte gerichtet Hat und in welchem die neuen erhöhten Zaren für die 
Losholzberedhtigungen diefer Gemeinden mitgetheilt find. Ich kann mich darauf 
beihränten, das Beifpiel einer Holzforte, das Buchenfcheitholz, anzuführen. Es 
ift diefes Holzfortiment von 2 Mark 10 Pfennige in der Oberförfterei Vöhl anf 
3 Mark pro Raummeter, alfo um beinahe 30 Prozent erhöht worden. Da auch 
die anderen Sortimente ähnlich erhöht find, fo wird hierin eine recht ſchwer zu 
tragende neue Belaftung feitens der Berechtigten erblidt. Nach den mir gewor- 
denen Mittheilungen jollen die durch die Erhöhung des Losholzes entflandenen 
Mehrtoften 5 bis 6 Mark jährlich für eine Haushaltung betragen. Indem ich 
den Herrn Minifter diefe Angelegenheit einer genauen Prüfung zu unterziehen 
bitte, möchte id} anheimgeben, hierbei zu erwägen, daß es ſich bei den Losholz⸗ 
beziigen in der That um althergebradhte Berhäftniffe Handelt, die für die dortigen 
Bewohner — eine arme Bevölkerung in einer rauhen abgelegenen Bebirgsgegend 
— von der größten Bedeutung find, deren Berfümmerung ganz befonders ſchwer 
empfunden wird. Aber ich möchte bei diefer Gelegenheit es nicht vorübergehen 
laſſen, auf ein Moment binzumeifen, das aud einer der mir befannten höheren 
Forftbeamten des Regierungsbezirls Kaſſel volfländig theilt, das in der Ge⸗ 
fährdung befteht, welche für das fisfalifche Intereſſe, für die Mentabilität der 
Staatswaldungen daraus erwächſt, dag die Tare für die Lorholzfortimente fo 
gefleigert werde, daß die Bevölkerung es für nothwendig ober zweckdienlicher 
hält, an Stelle des Holzbrandes zum Kohlenbrand überzugehen, der ja bei den 
erweiterten Eifenbahnverbindungen immer leichter zugänglic” wird. Sollte der 
Fall eintketen, ſollte im Regierungsbezirk Kaffel die Bevölkerung in erheblicher 


Anzahl nad Umarbeitung ihrer Yeuerungsanlagen zum Koblenbrand übergeben 
und Stein» und Braunkohlen an Stelle des Losholzes bennten, fo würde bie 
Rentabilität der dortigen Waldungen fünftig fehr in Frage fliehen. Denn ber 
Sat ift zweifellos, daß die geringen Sortimente, die an Ort und Stelle nur 
verbraucht werden müffen, die feinen Transport vertragen, im wefentlichen die 
Koiten der Forfiverwaltung deden müflen, wenn aus dem Berfaufe der höheren 
Sortimente eine eigentliche Mente erzielt werben fol. Das ift eine Erfahrung 
der Privatwaldbefiger, die aber meines Wiffens auch bereits in einzelnen Ober⸗ 
förftereien in den Staatswaldungen gemadt worden ifl. Ich bitte alſo, aud) 
gerade darin ein Moment zu finden für ein Maßhalten bei Feſtſtellung der 
Zaren, und ich wiirde es fehr wünfchenswerth finden, wenn auch die Beun—⸗ 
rubigung, die immerhin darin liegt, daß die Zaren verändert werden können, 
namentlich von Jahr zu Jahr aus der Welt geichafft wiirde, und wenn es dem 
Herrn Minifter gelänge, daflir ein Mittel zu finden, diefe Veränderungen filr 
einen längeren Zeitraum zu befeitign. Es würde ja — pofitive Borjchläge 
kann ich ja nicht machen, aber andentungsweife darf ich mir e8 zu bemerfen er 
lauben — bei den dortigen Berhältniffen, da es ſich nicht um Befeitigung eines 
Geſetzes handelt, diefe auf dem Wege Königlicher Verordnung eine Regulirung 
erfolgen können, und die Erledigung müßte in eben dem Sinne gejchehen, wie 
die Berhältniffe bereit3 in den übrigen Theilen des Negierungsbezirts Kaffel 
durch Geſetze geordnet find. 

Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Dr. Lueius: Ich bin 
dem Herrn Vorredner dankbar für die freundliche Anerkennung, die er den bef- 
fifhen Forftbeamten in dem Sinne gezollt bat, daß fie Ioyal befirebt geweſen 
find, die von mir gegebene Direltive in Bezug auf die Losholzlieferung auszu⸗ 
führen. Ich freue mich diefes Anerlenntniffes, und ich glaube, daß die Forſt⸗ 
beamten dieſes Anerlenntniß allerdings verdienen und weil, wenn verdiente 
Beamte nichts wie abfällige Kritit hören, wie es vielfach in der Tagespreiffe 
geichieht, allerdings ſich dieſer Berufstreife eine gewifle Berfiimmung zu Uns 
gunften der Gefhäftsführung bemädhtigen kann. Ich kann dein Herru Abgeord- 
neten auch zufichern, daß auch ich meinerfeitS nicht erlahmen werde, die bisher 
gegebene Direktive aufrecht zn erhalten und, foweit ich Tann, dafür zu forgen, 
dag die VBeblrfniffe der dortigen Bevölkerung nad) Möglichkeit beriidfichtigt 
werden. 

Der Herr Abgeordnete hat als wünſchenswerth hervorgehoben, daß die Tare 
bezitglich eines beftimmten Bezirkes nur auf Losholz nicht Veränderungen unter- 
zogen werde; er bat aber felbft bereit hervorgehoben, durd welche Gründe 
diefe Veränderungen bedingt find. Sie werben weſentlich bedingt fein durch die 
erhöhten Arbeitslöhne und durch die erhöhten Werbungstoften. Die Bejorgniß, 
die er ausgefprochen hat, daß in der Entwöhnung der Waldbevöllerung bon dem 
Konfum des Holzes als Brennholz eine gewiffe Gefahr liegt, theile ich mit ihm 
und ich kann ihm fagen, daß jett bereit der all eingetreten ifl, daß in der 
ganzen Monardie in den Diftrikten, die hauptſächlich Brennholz prodaziren, alfo 
weientlich in den Buchenholz⸗ und Laubholzdiftrikten, ein Rüdgang in den Ein- 
nahmen überhaupt in den legten Jahren zu konſtatiren if. Die fiskaliſchen 
Intereſſen in jenen Landestheilen — und das betrifft bejonders ben Welten — 
finden ſchon jetzt faum mehr ihre Rechnung dort bei der Produltion von Brenn- 
bolz. Die Erhöhung der Forfterträge, die wir in der Geſammtheit zu verzeichnen 
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haben, originiren weſentlich ans den öſtlichen Bezirken, alſo demjenigen, wo Nutz⸗ 
holz in großem Maße produzirt wird. 

Ich kann meinerjeits zufichern, daß die von dem Herrn Abgeordneten vor- 
getragenen Geſichtspunkte einer Erörterung unterzogen werben follen. Der Be- 
zirk reffortirt, foviel ich von bier aus überfehen Tann, nicht von Kaffel allein, 
fondern au von Wiesbaden. Ich werde aljo die nöthigen Ermittelungen ein- 
treten laffen und nach Möglichkeit billige Wünſche beriidfichtigen. 

Abgeordneter v. Meyer (Arnswalbe): Beine Herren, ich made von ber 
Erlaubniß des Herrn Präſidenten Gebrauch, zur Beneraldebatte zu ſprechen, da 
ih eine ziemliche Reihe von Punkten zu berühren babe, die in dem Etat zerfireut 
fieben. Ich beginne mit der Nachweifung über die Domänen und Forſten. Ich 
muß aud auf die Domänen noch einen Augenblid zurädgreifen, weil ich die 
Domänen und Forften immer als landwirtbichaftlichen Grundbefitz des Staates 
anfehe. Der landwirtbichaftliche Erundbefig an Domänen und Forſten des 
Staates ift im Jahre 1880,81 dur Kauf, Verkauf, Tauſch und Ablöſung ver» 
mindert um 1604 Heltar und 66 871 Mark im Grundfleuerreinertrage. Das ifl 
fein glinfliges Refultat von meinem Standpunft aus. Ich Hatte eigentlich ge- 
meint und gehofft, der Erlös fiir die verlauften Grundſtücke hätte nun endlich 
wieder zum Anlauf anderer verwendet werden müfjen. Lediglid dur) Kauf und 
Berlauf, alfo abgejehen von Tauſch und Ablöfungsgejhäften find erworben 
worden 3258 Heltare für 524 600 Marl. Dagegen find abverlauft 3 730 Heltar 
für 8117308 Marl. Die Befammtflähe der Domänen und Yorften if alſo 
durch Kauf und Verkauf vermindert um 477 Heltar und dabei iſt ein Kaufgelder- 
plus erzielt mit 2592315 Marl. Bon diefer Summe fällt auf die neuen Pro» 
vinzen allein 2105857 Marl. Berzeiben Sie diefe Zahlen, aber es ift nicht qut 
zu umgeben. Für die Staatskoften allein ftellt fi die Rechnung wie folgt. 
Sie haben fi) vermehrt um 1104 Heltare, ihr Grundfteuerreinertrag iſt aber 
berabgegangen um 38628 Mart, das beißt aljo, das erworbene Land war weniger 
wertb, als das abverfaufte Das ergiebt ſich auch bei dem Kauf. und Berlaufs- 
geichäfte allein. Es ift gezahlt pro Hektar des gelauften TForfilandes 159 Mart, 
und gelöft für das verkaufte 353 Marl. Es ift das nicht ganz unbedenklich, ich 
möchte wiffen, aus welchem Grunde man diefe werthoollen Forſtparzellen verkauft 
bat. Ich gebe zu, daß mau Domänengrundftüde zu verkaufen Beranlaffung 
haben kann, Forſten zu verlaufen kann man aber do nur felten genöthigt ein. 
Es find aber doch immerhin verlauft worden 1028 Heltar Yorftlaud für 
844 600 Marl. Tiefe Berjchiedenheit des Preifes für angelaufte und verlaufte 
Forftländereien, ift mir namentlich bedenklich geweſen, weil ich verichiedentlich 
gelefen habe, daß unter den Forfibeamten die Anſchauuug Plak zu greifen an⸗ 
fängt, man müfje das gute Forſtland verlaufen und ftatt deffen gauz ſchlechtes 
Land anlaufen, um ed aufzuforften. Das gute Land dagegen müffe durchweg 
zur Aderbeftellung verlauft werden. Ich hoffe, daß dieie Anſchauung nicht durch⸗ 
greifen wird; fie wäre wirklich im hohen Grade öde. Sie würde dahin führen, 
daß wir weiter nichts behielten als bloßen Kiefernwald und daß wir auf Laub 
und Tannen verzichten müßten. Mein Staudpunlt in der ganzen Yorfifrage — 
ih habe Sie ja oit damit unterhalten — ift nicht bloß ein finanzieller und 
vollswirtbichaftlicher, fondern ich habe das im vorigen Jahre ſchon einmal an- 
gedeutet, er hat einen etwas romantiſchen Auftrih. Wenn ich in mein Herz 
greife, muß ich fagen, daß die poetifche Freude am Walde die eigentliche Urjache 
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if, daß ich mich für Vermehrung der Forſten eingelegt habe. Die finanziellen 
und volkswirthſchaftlichen Gründe habe ih mir oft nur herangeholt, um meine 
eigentlihe Tendenz zu fördern. Ich gebe aljo fehr gern zu, daß ich die Frage 
romantifh auffaſſe. Indeſſen, meine Herren, diefe Romantik gehört auch wohl 
zur Bollswirthihhaft.e Das darf man nicht unterfhäten. Ich wünſche wenigſtens, 
daß man uns fpäter nicht nachjagen möge, wenn fchließlich nichts mehr als 
Kiefernwald da ift und kein Laubwald mehr, wir feien zwar gute Forſtwirthe 
gemefen, aber audy Tsorfiphilifter; denn darauf kommt es heraus; wenn wir den 
Zorftwald fallen laffen, wirthichaften wir gewiß phififterhaft. In meiner Heimath 
bezeichnet man den Kiefernwald gar nicht als Wald, fondern man nennt ihn 
Haide. Unter Wold verjteht man immer nur ZTannen- und Laubwald. Ich 
denke, das ift ſehr bezeichnend. Ich möchte aljo den Herrn Minijter bitten, der⸗ 
gleichen Tendenzen, wie fie ja in der Preffe und fonft laut geworden find, auch 
in Forſtvereinen, kräftig entgegenzutreten und den guten Forſtboden auch ferner 
als Wald zu Fultiviren. 

Nah diejer Abfchweifung komme ich auf meine Zahlen zuräd. Dur Kauf 
und Berfauf wurden, abgejehen von Zaujchgefchäften und Ablöfungen an Yorft- 
grundftüden zugefauft 3248 Heltar für 517765 Mark und abverlauft 1128 
Hektar für 314000 Mark Es iſt alfo eine Bermehrung erzielt von 2220 Hek⸗ 
taren mit einer Baaraufwendung von nur 173000 Mark, wenn ich richtig ge- 
rechnet habe. Diefe niedrige Summe fällt nur auf gegenüber den EtatSpofitionen 
von 1050000 Darf, und es ſcheint ein gewiſſer Widerſpruch darin zu jein. 
Die Sache wird aber noch unflarer durch die Weberficht der Staatseinnahmen 
und Ausgaben, die auf Seite 43 nachweiſen, daß 689 665 Mark bereits für 
Forſtlandankäufe bezahlt und 611 655 Mark noch zu berichtigen find. Im ganzen 
find alfo bei diejem Titel verwandt 1301320 Mark; es würde mich freuen, 
wenn ich vom Herrn Minifter eine Aufklärung erbielte. 

Ich wende mid nun zu dem neuen Etat, der fehr viel erfreulicher iſt, als 
der frühere. Im Kapitel 3 ſteht allerdings wieder die omindje Einnahme von 
3000000 als Erlös von Domänen und Forfigrundftiiden, die ich am liebften 
verjhwinden fehen möchte. Ich bin immer noch der Meinung, oaß diefe Summe 
eigentlich nur wieder zu Forftanfäufen verwendet werden dürfte. Indeſſen ift es 
ja auch möglich, daß fie vorwiegend zur Ablöfung von Domänengefällen ver- 
mweudet wird und es wäre in diefem Falle wünſchenswerth, wenn im nächiten 
Etat die Erlöfe aus Domänenverlauf und die Eriöfe aus Domänenablöfungen 
getrennt werden lünnten. Es würde dadurd ein jehr viel klareres Bild ge- 
geben fein. 

In anderer Beziehung wird flir die Forften jehr viel beffer geiorgt als 
früher und da ich die Anträge geftellt babe, welche Beranlafjung zu den Be- 
ihhlüffen des Haufes und demnädft zu diefen höheren Etatspofitionen geweſen 
find, fo glaube ich Tegitimirt zu fein, namens des Haufe dem Herr Minifter 
für feine Fürſorge in diefen Jahre zu danken. 

Die drei hierher gehörigen Poften find: Kapitel 2 Titel 20: 4 300 000 Mart 
Kapitel 4 Titel 4: 1050000 Mark und im Ertraordinarium Titel 2: 959 :00 
Marl. Sie belaufen fi) zufammen auf 630000 Darf; daß find gegen das 
Vorjahr 1446300 Markt mehr. Ich danke aljo dem Herrn Minifter lebhaft 
dafiir. Es iſt indeflen ja eine bekannte Sache, daß jemand, der im Dieuſte fich 


bedaukt, auch gewöhnlich eine neue Bitte daran knüpft. Ich will von diefer Ge⸗ 
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wohnheit denn auch nicht abgehen. Ich möchte nämlich bitten, daß der Herr 
Miniſter die 350000 Mark, die jetzt im Ertraordinarium zur weiteren Ver⸗ 
mehrung der Yorften ſtehen, fünftig ins Orbinarium fegen möge Mir fcheint, 
die Pofltion bat im Ertraordinarium gar feinen rechten Sinn. Eine einmalige 
außergewöhnliche Ausgabe kann Doch wirklich nicht eingenellt werden, wo es ſich 
um eine regelmäßige Yorfivermehrung, hoffentlih auf Jahrhunderte hinaus, 
handelt. Auch in andern Dingen hat man ja im jetigen Etat aus dem Ertra- 
ordinarium erhebliche Summen herausgenommen und ins DOrdinarium gebracht, 
weil fie einen dauernden Charakter haben. Es find 3. B. die 70000 Marf für 
die Tyischerei, die früher im Ertraordinarium flanden, jest ing Ordinarium ge- 
ſtellt. Herner Dünen-Dieliorationen, die friiher im Ertraordinarium flanden, find 
jet mit 73000 Mark im Orbinarium, die Yörderung der Wald» und Wiefen- 
ultur mit 72000 Mark ebenfalls. Ich meine, die erhöhte Summe zum Anlauf 
von Forſten fieht doch mindeftens auf demfelben Blatt wie diefe Fonds bier, 
und der Herr Minifter müßte daher, wie ich meine, daflir forgen, daß fie eben. 
falls ins Ordinarium kommen, wenn er eine wirflihe Beruhigung der jeßigen 
Bewegung berbeiführen mil. 

Dann erlaube id mir den Herrn Miniiter zu erinnern, daB im Jahre 1871 
bereit3 eine allgemeine Forſtſtatiſtik zugefagt worden if. Sie ift indefjen immer 
noch nit da. Wir haben eine Statifiil der Staatsforften erhalten, aber eine 
Statiftif der übrigen Forſten fehlt immer noch. 

Dann, meine Herren, fomme ich mit einem Meinen Lolalſchmerz. Ich möchte 
nämlich den Heren Minifter darauf aufmerkſam machen, daß die einen Leute, 
die in der Nähe der Forften wohnen, in diefem Jahre einer Hilfe durch Wald⸗ 
freu fehr dringend bedürfen. Das Stroh if befanntlich fehr ſchlecht gerathen, 
und alle diefe Leute find in der größten Noth. Es wird mir nun vielleicht von 
der Minifterbant erwidert werden, das ſei nicht zuläffig; es ſei irrationell, aus 
den Forften Streumaterial abzugeben. Ich habe auch die Antwort ſchon anderswo 
befommen. Ich Batte mid an eine benadybarte Regierung gewandt, nicht an 
meine vorgeſetzte Behörde, fondern an die eines Nachbarbezirks und habe gebeten, 
einer fehr armen Gemeinde eines Kreijed Streu ausnahmsweife zu verabfolgen. 
Da if mir geantwortet, Bruchſtreu könne nicht abgegeben werden; dagegen 
fönnten fi) die Leute Schälpalte in der Oberförfterei da und da auf Geftellen 
und Wagen felbft werben, und jollten dann für den Kubilmeter 30 Pfennig be⸗ 
zahlen. Nun wohnen die Leute eine Meile ab; wenn fie die Schälpalten werben, 
aufladen, bezahlen und nad Haufe fahren jollen, jo ift das etma ebenfo, als 
wenn fie den Kubilmeter eines ziemlich werthloſen Material mit 2 Thalern be 
zahlten. &s ift aljo ebenfo gut, als wenn fie ganz abgewiefen wären. Ich 
glaube, dag man in Beziehung auf MWaldftreu doch in den fiskalifchen Forſten 
etwas zu ängſtlich if. Man kann jeher mohl gelegentlich Streu abgeben, ohne 
die Forften zu fchädigen. Das beweifen eine Menge von PBrivatforfibefigern, die 
zu gewiſſen Dingen fogar regelmäßig Waldfireu verwenden, 3. B. zum Deden 
von Kartoffelmiethen und dergleihen. So viel etwa könnte der Fiskus auch ab- 
flogen, und er würde fi in diefem Jahre fehr verdient machen um die einen 
Leute, die in der That in großer Noth find. 

Wird dergleichen abgelehnt, ift man darin zu fireng, fo animirt man bie 
Forfidefraudation nur noch mehr. Sie gilt ja bekanntlich in Walddörfern ſchon 
ohnehin leider oft gar nicht mehr für ein Vergeben, fondern eher als ein Sport, 
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etwwa ebenjo wie anderswo der Schmuggel. Es gilt nicht für fonderlich ſchimpf⸗ 
lich, Holz und Streu defrandirt zu haben, fondern höchſtens für firafbar, wenn 
man ſich dabei greifen läßt. Einer derartigen Anſchauung würde man aud) 
entgegenwirken, wenn man den Leuten in ſolchem Notbftande, wie in diefem 
Jahre ansnahmsweife eine Hilfe zulommen läßt. Ich denke, der Herr Minifter 
wird das um fo mehr thun, als er vorher felbft gejagt hat, daß er den Kreifen, 
die in einem gewiſſen dauernden Nothftand find, von nun an befjer unter die 
Arme greifen will — da3 würde der erfte Schritt dazır fein. 

Abgeordneter Bork: Meine Herren, in der Antwort des Herrn Miniſters 
auf die Rede des Abgeordneten Grimm vermiffe ich eine Weußerung über die 
Bemerkung des Abgeordneten Grimm bezüglich der Tosholzberedhtigung in den 
ehemals großberzogfich heiftfchen Bebierstheilen. Da die Trage auch mich an⸗ 
geht, weil ich einen Kreis vertrete, der ehemals großherzoglich heſfiſch war, er- 
laube id mir, die Sache nochmals in Anregung zu bringen. 

Ich kann nur das beflätigen, was der Herr Kollege Grimm ausgeführt hat, 
daß die Entflehung der Losholzberedhtigung in dem eheinal® großherzoglich heſ⸗ 
filden Gebiete diejelbe ift, wie in Kurheffen. Beide Landestheile fanden ja vor 
Zeiten unter einer Landesregierung. Nachdem aber feit 1866 dieje früher groß- 
heffiſchen Landestheile uuter preußische Verwaltung gekommen find, bat man 
angefangen, mit der dort feit langer Zeit befiehenden Losholzberedhtigung auf 
einmal tabula rasa zu mahen. Man bat in einer Weife, die die größte Er- 
bitterung erregt bat, den Gemeinden Meverfe vorgelegt und ihnen gefagt, ent» 
weder unterzeichnet ihr dieſe Reverſe, worin ihr anerkennt, daß ihr fein Hecht 
auf Holz habt, oder ihr befommt fein Holz mehr. Wenn man bebeuft, daß diefe 
Gemeinden meiftens arm find, daß fie feine Archive haben, in denen die Urkun- 
den über ihre Berechtigungen niedergelegt find, daß fie ald arme Gemeinden in 
die Lage getrieben wurden, gegen den Staat zu prozefien, fo kann man fi 
denen, in welche Zwangslage fie gejett worden find, und daß vielfach Nieder: 
geichlagenheit um fich griff, die Leute den Revers unterjchrieben und auf ihr 
Hecht nominell verzichtet haben. Ich kann aber einen folchen Revers niemals 
für zu Recht beftehend Halten. Ich meine, die Staatsregierung, die höhere 
Pflichten zu erfüllen hat, muß auch einem folchen Revers, der in der gedachten 
Art erlangt ift, feine weitere Bedeutung fchenten, fondern Sie muß der Sache 
auf den Grund geben. Ich benute deshalb dieje Gelegenheit, die mich unvor- 
bereitet trifft, um die Königliche Staatsregierung zu erjuchen, diefer Trage nad)» 
zuforfchen und wenn fi), wie ich nicht bezweifle, herausftellt, daß eine gewifſe 
Berechtigung der Gemeinden auf Holz aus den flökalifchen Forſten im ehemaligen 
großherzoglich heffiichen Gebiet vorliegt, fie dieſes Recht nicht durch einen Revers 
aus der Welt fchafit, fondern daß fie für die gefetliche Anerkennung und Rege- 
fung der Sade forgt. (Bravolı 

Diinifter für Landwirthichaft, Domänen und Forften Dr. Lucius: Ich 
glaube bereits in der Antwort, die ich auf die Rede des Herrn Abgeordneten 
Dr. Grimm gegeben habe, gejagt zu haben, daß die erörterten Nerhältniffe fo 
fpeziell zur Zeit nicht befannt find, dag aber, foweit wir fie bier fiberfehen, die 
in dem früheren großherzoglich heififhen Landestheil beftehenden Berechtigungen, 
wenn e8 ſolche find, theilweife von der Regierung in Wiesbaden, theilmeile von 
Kaffel aus reffortiren. VBenehen ſolche Berechtigungen, fo nehme ich feinen An- 
fand — das ift ja eigentlich ſelbſwerfiändlich — zu erklären, daß die genau jo 
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reipeltirt werden, wie fie im früheren Kurfürſtenthum Heſſen auch reſpektirt 
worden find. Ich werde aber, wie ich bereits erklärt habe, darliber nähere 
Ermittelungen anftellen, um das Sachverhältniß aufzuklären. 

In Beziehung auf die Ausführungen des Herrn Abgeordneten v. Meyer, 
der ja eim wefentlicher Työrderer und Zräger der Waldkulturintereſſen immer 
geweſen if, erlaube ich mir zu bemerken, daß Hier eine Differenz der Anfichten 
eriftirt, ob wir uns in Beziehung auf die von ihm angeführten Zahlen recht 
verfiehen. Es find dem Hohen Haufe 2 Nachweiſungen zugegangen, die in bem- 
ſelben Heft vereinigt find, wo vorn auf der erften Seite diejenigen Flächen auf- 
geführt find, die dur Kauf oder Tauſch bei der Domänenverwaltung in Zu⸗ 
und Abgang gelommen find; dahinter auf der 3. und 4. Seite ftehen diejenigen 
Flächen, die bei der SForfiverwaltung in Abgang und Zugang gelommen find 
durh Kauf. Eine Trennung zwiſchen diefen beiden Lategorien bat alſo bereits 
n den vorgelegten Nachweiſen ftattgefunden und bier ergiebt fi eine Differenz 
von Zugang zu Abgang in Beziehung nur auf die Forfiparzellen: ein Zugang 
durh Kauf von 3247 Heltaren, ein Abgang dur Berlauf von 1027 Heltaren, 
praeter propter ein Plus von 3000 Heltaren. Das find ja aud noch mini« 
male Flächen und die Berwaltung wird jeßt erſt durch die zum erfien Mal als 
Neubewilligung im Etat aufgeflihrte Rate von 950000 Mark in die Lage kom⸗ 
men, in Beziehung anf die Vergrößerung des Forſtareals progreſſiv vorzugehen. 
Bei der bisherigen Verminderung des Forſtareals find die Ablöſungen von Be- 
deutung geweſen; die Ablöfungen find aber bejonders in Kurheſſen und in Han- 
nover noch nicht zu Ende geführt, fondern dort werden noch ſehr erhebliche 
Flächen von beftandenem Wald, die fih in Hannover allein vielleicht auf einige 
Quadratmeilen beziffern mögen, wieder in Abgang kommen; alfo infofern find 
wir jetzt zu einem Beharrungszuftand des Forſtareals fiberhaupt noch nicht ge⸗ 
kommen und es ift ſehr wahrjcheinlich, daß, wenn man, wie e8 bisher gefchehen 
if, die Geſammtfläche unter einen Titel zufammenfaßt, Daß aud da die Diffe- 
renz noch in den nächſten Jahren zum Vorſchein treten und insbefondere auch 
die Differenz noch weiter zum Ausprud lommen wird, daß verbältnigmäßig 
werthvolleres Areal abgetreten und werthloferes gefauft wird. In der Intention 
der Forſtverwaltung liegt es aber keineswegs, gerade die befferen Bodenarten 
hinzugeben und bloß die fchlechteren zu behalten. Es ift eine in der Forſtwiſ⸗ 
ſenſchaft oft meuerlich lebhaft vertretene Richtung, die das in fehr weitgehendem 
Mape empfiehlt; die andere Anficht aber und diejenige, die auch von Geiten der 
Staatsregierung als die mafßgebende betrachtet und die bekanntlich von dem 
Direktor der Alademie in Neufladt-Eberswalde mit großem (Erfolge vertreten 
wird, geht dahin, dag man gerade auf den befjeren Bodenarten auch entiprechend 
höhere Walderträge zu erzeugen in der Lage iſt. Es eriftiren wiffenfchaftliche 
Nachweiſe und Abhandlungen, die wenigftens fiir mich infofern überzeugend find, 
dahin gehend, daß eine entfpredhend höhere Rente erzielt wird von dem Forſt⸗ 
boden ganz im Berhältniß zu der befferen Bodenqualität deſſelben. Alfo in 
diefer Beziehung glaube ich, darf Herr v. Meyer fi) gar keiner Beſorgniß hin- 
geben. 

Was uun die neue ſchon bier zur Diskuffton geftellte Forderung betrifft, 
950 000 Mark, fo ericheint diele im Ertraordinarium, um ſich gewiffermaßen als 
eine erfte Rate beſonders fenntlih zu machen. Der bisherige Betrag von 
1950 000 Mark für Forſtkulturzwecke und zum Anlauf von Yorftländereien bat 
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eben nur genügt, um den Beſtand an Forſtbeſitz im bisherigen Umfange zu be- 
wahren, alio nicht weiter gereicht, ala etwa zu Anläufen von Kleinen Ländereien 
für Arrondirungszwede. Um diefen Mangel auszugleichen, und zugleich die 
Anfforflung von Blößen in größerem Umfang zu bewerifielligen, alſo die Sub- 
flanz des Forſtareals zu vermehren, dazu treten wir mit biefer Forderung an 
die Häufer des Landtags heran. Die Frage, ob dieſer Betrag nicht beſſer in 
das Ordinarium eingeflellt werden müffe, if für mich eine volllommen ofiene. 
Ich wäre ſehr bereit, diefelbe im Ordinarium ebenfogut wie bier figuriren zu 
laffen. Und nicht bloß das, fondern ich glaube, da, je nachdem wir auf dem 
betretenen Wege weiter gehen und von der Landesvertretung unterfiigt werden, 
es eine Folge fein wird, daß diefe Summe in ſtets wachſendem Betrage figuriren 
wird. Ich hoffe wenigſtens, daß der Herr Finanzminiſter in der Lage fein wird, 
die an ihn fpäter herantretende Forderung bereit zu halten, natürlich unter Be⸗ 
rüdfichtigung der allgemeinen wirthſchaftlichen Rückſichten. Ich meinerjeits kann 
nur fonftatiren, daß alle die Forderungen, die von meinem Reflort für probuf- 
tive Bwede geltend gemacht find, bei dem Herrn Finanzminifter eine ſehr wohl⸗ 
wollende Aufnahme gefunden haben. 
(Bravo) 

Dagegen bin id) ganz gewiß andy meinerjeitö verpflichtet, Meffortinterefien 
nicht Über die Grenze, welche NRüdfichten der allgemeinen Staatsfinanzverwal- 
tung ziehen, ausdehnen zu wollen. Herr v. Meyer kennt ja die Berhältnifie 
genan genng, um zu wiffen, Daß die Beträge, die aus dem Berlauf von Domä- 
nenländereien eingeben, ohne weiteres in Gemäßheit des Geſetzes vom 17. Ya- 
nuar 1820 zur Siagatsſchuldentilgung zu verwenden find. Da der Zeitraum, 
binnen welcher die gefammte Staataſchuld, foweit der Grundbeſitz für fie ver- 
baftet if, getilgt fein wird, in abjehbarer Zeit zu Ende geben wird, jo iſt kaum 
Beranlaffung, nad einem Modus zu fuchen, wonach ohne weitere® Beträge aus 
dem Verlauf der Subflanz an Yorfl und Domänenbefig wiederum in die Ein« 
nahme des Etats der landwirthſchaftlichen Berwaltung geftellt werden follen. 
Zür das Iandwirtbfchaftliche Minifterium wilrde diefe Regulirung allerdings ein 
Zuftand fein, der nur angenehm und erwfnfdht fein könnte. ch glaube aber 
faum, daß das vorläufig erreichbar if. 

Was endlid die am Schluſſe feiner Ansführnngen ausgeiprodhenen Wünfche 
angeht, in Bezug auf die Abgabe von Waldſtren, fo ift diefe Frage im jeder 
Etatsberathung bier diskutirt worden, und es if natürlich, daß dieſe Trage 
gerade in den letzten 3 Jahren eine ſtändig widerkehrende if, weil ein großer 
Strohmangel durch mangelhafte Ernten eingetreten ift, e8 if befonders in den 
legten 2 Fahren der Bedarf ein ganz befonders hoher geworden Ich glaube, 
daffelbe antworten zu jollen, was ich bereits im vorigen Jahre geantivortet habe, 
daß die einzelnen Bezirksregierungen autorifirt find, Waldftreu abzugeben, foweit 
es verträglich ift mit dem wirthichaftlichen Jutereſſe des Waldes. Denn, daß es 
darin eine Grenze giebt, das ift auch eine befannte Thatjache, und ich vermuthe, 
daß die Verhandlungen des Märkiſchen Forſtvereins vom vorigen Sommer aud) 
Herrn v. Meyer belannt fein werden, worin ganz ausdrücklich nachgewieſen ift 
durch einen Vergleich von Revieren, in denen gleihmäßig eıne Abgabe von Wald- 
firen flattgefunden bat, und in denen es nicht geſchah. Wenn idy nicht irre, fo 
ift die Differenz in fechszigjährigen Beſtänden ein Zuwachs von 15 Jahren ge- 
weien, fo daß die Yorfiparzellen, wo Waldfiren regelmäßig und ſchonungslos 
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entnommen worden iſt, einen Minderholzzuwuchs von 20 Prozent bis 25 Pro⸗ 
zent in 60 Jahren ergeben haben. Für eine pflegliche Waldwirthſchaft find doch 
anch gewifſſe Grenzen geboten, die bei dem größten Wohlwollen für das Streu⸗ 
bedürfniß der Bevölterung zu beobachten find. 

Ich glaube, obgleich der Begenftand nicht unmittelbar dazu gehört, doch in 
Bezug auf die Streunotd — es könnte vielleicht bei Gelegenheit der Moorkultur 
fonft erwähnt werden — aud in diefem alle darauf binweifen zu ſollen, daß 
gegenüber den großen Steuerbebürfniffen es vielleicht zweckmäßig ift, die Auf⸗ 
merkſamkeit der lanbwirtbichaftlicden Bevöllerung auf die Verwendung der Torf- 
firen zu lenken, ein Produkt, weiches fich fiir Die Reinlichkeit der Ställe, flir die 
Neinerhaltung der Luft, für die Confervirung des Düngerd als etwas ſehr Gutes 
zu bewähren jcheint. Ich fage: fcheint, weil die Einführung diefer Streu in 
größerem Maßſtabe aus ganz neuerer Zeit datirt, und weil insbefondere die 
Trage noch nicht unbedingt aufgellärt und bejahend beautwortet ifl, ob der 
Dungwerth dieſer Torfſtren derjelbe if, wie von anderem Gtreumaterial, ob 
wicht dadurch dem Boden gewiffe Säuren zugeflihrt werden, die vielleicht unter 
Umftänden eine jhädlihe Wirkung haben. Ich glaube aber, in allen Gegenden, 
wo dauernd Streumangel vorhanden ift, wird es rathſam fein, wenn die land⸗ 
wirthſchaftliche Bevöllerung gerade auch auf dieſes Streu-Surrogat feine Auf- 
merljamleit richtet. 

(Bravo!) 

Abgeordneter Bork: Wenn ih auch dem Herrn Minifter dankbar dafür 
bin, daß er verſprochen bat, eine wohlwollende Stellung gegenüber der Berech⸗ 
tigung der Gemeinden einzunehmen, jo möchte ich doch noch einige Worte fagen. 
Ich möchte nämlich den Herrn Minifter bitten, daß er die Forſtverwaltung ver⸗ 
anlaßt, dergleihen Berechtigungen gegenüber auch eine wohlwollende Stellung 
einzunehmen, daß fie nicht fo fireng auf ihrem Schein befteht, fondern auch das, 
was Jahrhunderte geheiligt haben, mit berüdfichtigt, denn es ift mehr merth, 
in den betreffenden Landestheilen ein zufriedenes Bolt zu haben, als ein paar 
Klafter Holz mehr zu verlaufen. 

Abgeordneter u. Meyer (Arnswalde): Dem Herrn Minifter danke ich jehr 
für die Mittheilungen, die er ung über die weitere Zukunft der Forſtvermehrung 
gemadt hat. Nur über den legten Punkt, über die Waldftreu, erlaube ich mir 
nod) zwei Worte. Ich bin mit dem Herrn Minifter vollſtändig einverftanden, 
daß, wenn man im Walde regelmäßig Streu wegnimmt, man irrationell handelt. 
Ich habe auch nur für diefes Jahr um Berlidfichtigung gebeten, wo die Stroß- 
noth ganz ungewöhnlich groß ift und viel größer ale in den letzten beiden Jahren, 
Die Bertröftung auf die neue Torffireu würde dem Arnswalder Kreife nichts 
helfen, denn idy weiß nicht, woher wir fie jet ſchon befommen follen. Zu an- 
deren Zeiten bin ich ganz damit einverftanden, daß die Yorfiverwaltung nicht 
allzu nachgiebig fein darf. 
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Die ſtatiſtiſche Erhebung über den Flächeninhalt der Staatsforften 
und deffen Vertheilung auf die verfchiedenen Benuhungs-, Be- 
triebs- und Holzarten etc. betr. 


Gireular-Berfügung bes Minifters für Lanbwirthichaft zc. an ſämmtliche Königl. Regierungen 
(exel. Sigmaringen) und an die Königliche YinanzsDirektion zu Hannover. III. 1445. 


Berlin, den 11. Februar 1852. 


Zu ſtatiſtiſchen Zwecken ift es nothwendig, baldmöglichſt eine Nachweiſung 
zu erlangen, welche den Flächeninhalt der Staatsforſten und deſſen Bertheilung 
auf die verſchiedenen Beuntzungs⸗, Betriebs- und Holzarten und binfichtlicy des 
Hodmaldes auf die einzelnen Altersklaſſen erfihtli macht, ſowie ferner eine 
Nachweiſung über diejenigen Natural-Erträge, melde in den einzelnen Ober- 
förftereien abgefehen von dem Adminiſtrations⸗Beſchuß aus der Jagd auf den 
fiscalifhen Flächen auflommen. Ich veranlaffe daher die Königliche Negierung 
(Finanz-Direltion), derartige Nachweifungen für die Oberförftereien des dortigen 
Bezirts von den betreffenden Nevierverwaltern unter der Benugung der je in 
.... &remplaren bier beiliegenden Yormulare A und B fertigen, diejeiben 
demnähft je in einer Haupt⸗Nachweiſung zujammenftellen zu laffen uud diefe 
für den ganzen Bezirk abgeichloffen und aufjummirt und in calculo geprüft zu- 
fanmen mit den Spezial-Nachweilungen der Oberförfter innerhalb fpäteitens 
8 Wochen hierher einzureichen. 

Im Einzelnen bemerle ich hierzu Folgendes: 


I. Hinſichtlich der Ausfüllung des Formulars A. 

1. Die Nachweiſung ift auf den Nrealzuftand am 1. April 1881 zu bafiren 
dergeflalt, daß die Befammtrevierfläche und deren Bertheilung anf Holzboden 
und Nichtholzboden (Col. 3—5) ſowohl für die einzelnen Oberförftereien als 
auch für den ganzen Bezirk mit demjenigen TFlächenbeftand genau übereinftimmt, 
welcher al8 am vorgenannten Zeitpunkt vorhanden in den betreffenden Eolonnen 
der von der Königlichen Regierung (Kinanz- Direktion) auf Grund der Gircular- 
Berfügung vom 5. April 1880, II 5469,*) pro 1880,81 eingereichten Arealver- 
änderungs-Nachmweifung erfichtlich gemacht ifl. Die betreffenden Zahlen find zur 
Bermeidung von Weiterungen den Oberförftern von der Königlichen Regierung 
(Hinanz- Direktion) zu diefem Zweck fpeciell mitzutheilen. 

Einer Ausfülung der Procent-Spalten in den Colonnen 4—7 bedarf es für 
die einzelnen Oberförftereien nit. Es genügt vielmehr, wenn diefe Procente 
für die Schlußfummen des ganzen Bezirks berechnet werden. 

2. Die Trennung der ertragsfähigen von der ertragsloien Nichtholz⸗ 
bodenfläche ift zur Herbeiführung eines gleihmäßigen Berfahrens durchweg jo 
zu bewirfen, wie die neueren Formulare für die General⸗Vermeſſungs⸗Tabelle 
dies au die Hand geben, und daher alle in derfelben unter dem nicht nugbaren 
Nichtholzboden aufgeführten Flächen auch in der Nachweiſung im ertraglofen 
Nichtholzboden zu verrechnen, und zwar gleichgiltig, ob von einzelnen derjelben 
(3. B. Gebäuden, Teichen zc.) Kleinere Nutzungserträge auffommen oder nicht. 

3. Die Colonne 8 if nur für die in Frage kommenden Waldungen der 


*) ©. Jahrbud Bd. XI. ©. 336 Urt. 58. 
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Provinz Heffen-Raffau und für diejenigen Waldungen der Provinz Hannover 
auszufüllen, weldhe im @eltungsbereich der Verordnung vom 21. October 1815 
tiber die Bewirtbfchaftung der den Gemeinden, Kirchen zc. zuftehenden Forſten, 
fowie des Gefeges vom 10. Fuliz1859 fiber die Verwaltung ber &emeinde- und 
Kirchen Forften x. liegen. Die Flächen der dem Allgemeinen Kloſter⸗Fonds in 
Hannover gebdrigen Waldungen find hierbei in rother Schrift sub linea gejondert 
erfichtlich zu maden. Weiterer Eintragungen in die übrigen Colonnen der Nach⸗ 
weilung bedarf es für die vorgenannten Flächen nicht. 

4. Die Betriebsarten, Holzarten und Altersklafſen find fo zu verzeichnen, 
wie fie am 1. April 1881 wirklich befanden haben, und es find deshalb die ber 
Ermittlung diefer Zahlen zu Grunde zu legenden bezüglichen Angaben bes 
neueften Abſchätzungs⸗ refp. Tarations-Nevifions-Werles infomeit zu berichtigen, 
als dies durch die feit der Aufftellung der Letteren bis zum vorgenannten Beit- 
punkt ftattgehabten Hauungen und Kulturen bedingt wird. 

Die Flächen der Alterstlaffen im Hochwald find holzartenweife und 
zwar getrennt nad): 

Eichen, 

Buchen ꝛc, 

Kiefern und Lärchen zufammen, 

Fichten und Tannen zufammen, 

Erlen und Birken zujammen 
zu ermitteln und ebenfo getrennt nad den obigen Holzarten je auf einer be- 
jonderen Linie untereinander in die Colonne 9—16 einzutragen, fo daß ebenfo 
viele Altersllaffen- Tabellen zur Erſcheinung gelangen, als die betreffende Ober- 
förfterei nach der obigen Trennung verfchiedene Holzarten im Hochwald enthält. 

Selbfiverftändlich find die Flächenangaben des Abſchätzungs⸗ reſp. Karations- 
Reviſions⸗Werkes auch nach diejen Richtungen bin auf die Gejammtholzboden- 
fläche am 1. April 1881 abzuftimmen, fo daß die Summe der Eolonnen 17 —22 
mit der Fläche in Kolonne 4 in Uebereinftiimmung kommt. 

5. Gemifchte Beftände werden nach der dominirenden Holzart einrangirt. 


Yormular A. Na 
fiber die Vertheilung des Areals der Oberförflerei .....-.......-...00 auf 
(Areal md Waldzuftand 
Bon dieſer Totalfläche ge⸗ Außerbemge- 
’ Oh nen el man Die nebenftehende Rihtholg-| üherfärkerei 
Name des forft- ur 5 —*& be Holgboben bodenflädhe zerfällt in: — "Haar: 
der fiscalif hen ——— TS _ Tglwaltung fte- 
Befitzes Sm s| Im ertrage- || erirage- |x< gende (Selo- 
Oberförfterei Ganzen || Bangen | SI fähige 8 tofe '3| de :c.) Wal- 
8 3 3 wa bungem. 

ba dej ha |de/#| ba |de| | ha |de|S) ba |de)2| ha | de 

2. 2. 4. 3 6. 6. * T. & 


— 85 — 


weifung 
die verſchiedenen Benutzungs⸗, Betriebs-, und Holzarten reſp. Altersflaffen. 
am 1. April 1881.) 


EEE ———————————————————————— 


vetriebrarten, Holgarten- und Wlteröflaffen-Tabelle für die fißcalifhen Malbungen. 






Sohmwald ; $ 2 
ur 8 pn 3 8 
viz⸗ 8 R 
& über | 8i— | 61— | “«1— | 21- | I— — Sum⸗ 338 = £ Bemerkungen. 
5 | 100 | 10 | cn | 0 | 20 Ina. g & |BeälgE| $ e 8 
> |Sahre| Jahre) Jahre, Jahrel Fahre| Jahre 2 m|iA|ı5 Ss 5 & 
| Ben 3 
Heltare (auf volle Hektare abgerundet.) 
9. 10. 11. 13. 13. 14. 13. 16. 17. 18. 19. 20 21 28. 


II. Hinſichtlich der Ausfülung bes Formulars B. 

1. Die Solonnen für die Wildarten find je nah Bedürfniß auszufüllen. 

2. Als Grundlage füe die Natural» Erträge derjenigen Jagden, welche an 
die Revierverwalter oder an andere Perſonen verpachtet find, find die Ertrags- 
anſchläge anzunehmen, welche Behufs der letztmaligen Verpachtung gefertigt 
wurden. 

3. Eines befonderen Anfages für Erträge aus ſolchen kleineren fiscalifchen 
Parzellen, welche etwa nichtfiscalifhen Jagdbezirken angeſchloſſen find, bedarf 
es nicht. 

4. Iſt in den an Revierverwalter oder andere Berfonen verpachteten, alfo 
nicht abminiftrirten Jagden ein Hodhmwild-Stand vorhanden, ımd beſchränkt 
fi} der Abſchuß nicht nur auf Wechjelwild, jo ift unter der Nubrik Bemerkungen 
die gutachtlich einzufchätende Anzahl des von jeder Wildart vorhandenen Stand- 
wildes nachrichtlich zu vermerlen. 

5. Der Adminiftrationsbefhuß ift unberüdfichtigt zu laflen, da die desfall- 
figen Angaben bier anderweit befchafft worden find. 

Schließlich empfehle ich der Königlichen Regierung (HFinanz-Direltion) eine 
forgfame Prüfung und event. Berichtigung der gefertigten Nachweifungen, damit 
Weiterungen und Nüdfragen vermieden werben, 

.... Exemplare diefer Verfügung werden zur Bertheilung an die Ober- 
förſter nebft je einem ber zugehörigen Formulare bierneben beigefiigt. 

Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


Zuſatz für Potsdam hinter I.5 einzurücken: 

6. Bei Aufſtellung der nach Obigem zu fertigenden Nachweiſung iſt auch die 
erſt nach dem maßgebenden Zeitpunkt abgezweigte Oberförſterei Eberswalde zu 
berückſichtigen, und find für dieſelbe ſowie für die Oberförſtereien Freienwalde, 
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HYormular B. 
| Nachweiſung 
über den in dee Oberförſterei ................... außerhalb des Adminiftrations-Beichuffes 
erfolgenden durchichnittlich jährlichen Abſchuß an Wild. 


Außerhalb des Adminiftrationsbeichufjes iſt in den 
fiscalifchen Foriten auf einen durchſchnittlich jährlichen 
Abſchuß zu rechnen von: 






xD. 
Kr. 





Oberförfterei 









Liepe und Biefenthal die Angaben jo zu machen, wie fie ſich nad dem Areal- 
und Waldzuftand am 1. April 1881 für diejenigen Theile ergeben, aus welden 
die genannten Reviere bei der neuen Abgrenzung gebildet find. 


Zufag für Hannover hinter I. 6: 

6. Die von der Königlichen Finanz-Direktion mittel Berichts vom 237. Juni 
1881, III. 365 M., vorgelegte Xrealveränderungs-Nahmeifung, meldhe zwar in 
der Schlußfumme dem factiihen Zuftande entipricht, ift im einzelnen infofern 
nicht zutreffend, als fie die Oberförftereien Lautenthal Oft- und Weft-, bezw. 
Hemeln und Dransfeld, refp. Emmen und Kneſebeck noch getrennt, und die Ober- 
förftereien Liebenburg, Winzenburg, Wehrſtedt und Sorjum, welde ſchon vor 
dem 1. April 1881 aufgelöft waren, als noch nach diefem Zeitpunkt felbfiftändig 
beftehend, aufflihrt. Bei Fertigung der nad Obigem aufzuflellenden Nachweiſung 
find diefe Veränderungen in der Nevier-Abgrenzung ebenfo wie die thatjächlich 
erſt am 1. October 1881 perfect gewordene Auflöjung der Oberförfterei Gemken⸗ 
thal zu berüdfichtigen, die Angaben für die durch diefe Veränderungen berührten 
Reviere alfo fo zu maden, wie fie fi für die Legteren in ihrer jetzigen Ab- 
grenzung bezogen auf den Areal» und Waldzuftand am 1. April 1881, ergeben. 








Zufag für Trier hinter IL. 5: 


6. Bei Auffiellung der nad Obigem zu fertigenden Nachweiſung ift aud) 
die inzwiichen ausgeführte Bereinigung der Neviere Baumbolder und St. Wendel 
zu berüdfichtigen, und es find daher die Angaben für die combinirte Oberförfterei 
St. Wendel fo zu machen, wie fie ſich für die früher felbflännigen Theile nad) 
dem Areal» und Waldzufand am 1. April 1881 ergeben. 
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Korfitultur und Bewirthſchaftung. 
87. 


Die Verftärkung der Untzholzausbente in den Staatsforften 
betreffend. 


Girculars®erfüg. bes Minifters für Lanbwirthichaft ꝛc. an fämmtliche Königl. Regierungen, 
excl. berjenigen zu Sigmaringen und an bie Königlihe Finanz > Direktion zu Hannover. 
III. 18845. 

Berlin, den 23. Dezember 1881. 

Der fi fortmährend fleigernde Verbrauch der Mineralkohle als Feuerungs⸗ 
Material legt in Berbindung mit der ſtarken Einfuhr von Nutzholz aus dem 
Auslande der TForfiverwaltung die Berpflihtung nahe, mehr und mehr anf 
Nutzholzwirthſchaft hinzuwirken. Für die Zukunft wird Hierauf durch geeignete 
Maßregein bei der Verjüngung der Beftände, namentlid durch Einfprengung von 
Holzarten, die vorzugsweije Nutzholz liefern, in den Buchenwaldungen Bedacht 
zu nehmen fein. Schon gegenwärtig aber ift e8 dringend erforderlich, eine Ber- 
ftärfung der Nußholzausbeute ind Auge zu faflen. Noch vielfach gelangen in 
den Staatsforfien Stämme zur Aufarbeitung als Brennholz, welche in Privat- 
waldungen Verwerthung als Nutholz finden würden, und felbft unter dem aus 
dem Auslande eingeführten Nutzholze fommen Abfichnitte von fo geringen Dimen- 
fionen und fo geringer Beſchaffenheit por, wie fie in den Schlägen der Staats. 
waldungen nicht ansgehalten werden. Die Oberförfter find deshalb noch befonders 
darauf binzumeifen, daß die Ausfonderung des Nutzholzes jo meit gefteigert 
werden muß, als dies irgend zuläfftg erfcheint, und daß der Mafftab einer 
rationellen Berwerthung des Holzes vorzugsweiſe in der Erzielung eines mög⸗ 
HR Hohen Durchſchnittserlöſes pro fm der gefammten Einſchlagsmaße zu finden 
if. Bielfach fieht einem energifchen Vorgehen nady diefer Richtung die Abnei⸗ 
gung der Oberförfter gegen Verkäufe unter der Tare entgegen. So anerkennens⸗ 
werth das Beftreben ift, auch in diefer Beziehung günſtige Nefultate zu erzielen, 
und jo wenig e8 in der Abftdht liegt, grunbjäglich eine Zarermäßigung eintreten 
zu lafien, fo darf doch nicht außer Acht bleiben, daß eine nambafte Verftärfung 
bes Nutzholzeinſchlages eine Herabdritdung der Verkaufspreiſe in den geringeren 
Nutzholzſortimenten zur ſelbſtverſtändlichen Folge haben muß, und der Zuſchlag 
bei den Licitationen deshalb geeigneten Falls auch auf Gebote unter der Taxe 
nicht zu verfagen fein wird. Es kann dies aber als ein Nachteil nicht angefehen 
werden, wenn damit eine Steigerung des Erlöfes für den gefammten Holzein- 
flag Hand in Hand geht, reſp. der Erlös höher if, als er beim Einfchlage des 
Diaterials als Brennholz fein würde. 

Die Geſchäftsanweiſung fiir die Oberförfter beſchränkt nad) dem Schlußfake 
des 8 35 die Befugniß derfelben zur Ertbeilung des Zuſchlages principaliter 
nicht, geftattet aber der Königlichen Negierung, einjchränfende Beſtimmungen zu 
treffen. 

Soweit ſolche erlaffen find, wolle die Königliche Aegierung in Erwägung 
nehmen, ob biefelben nicht nunmehr aufzuheben find um damit zugleidy das für 
die Oberförfter entftiehende Schreibwerf bebufs Einholung der Genehmigung zu 
@eboten unter der Tare zu bejeitigen. 

Sollte die Bermehrung der Nutholzausbeute nur dadurch erreicht fein, daß 
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mit Holzhändlern zc. in Betreff der freihändigen Abgabe größerer Holzpoſten 
namentlich der geringeren Sortimente fontrahirt wird, fo ift eine foldhe Maßregel 
in Ermägung zu nehmen. Eelbfi wenn das geringere, bisher ald Brennholz 
aufgearbeitete Nutzholz⸗Material nur zur Brennbolztare zu verwertben ifl, würde 
hierin noch ein Vortheil durch die eintretende Verminderung des Angebotes an 
Brennholz und die Steigerung der Konkurrenz für daffelbe, fowie event. durch 
Beihräntung der Holzeinfuhr zu finden fein, 
Der Minifter für Lanbwirthichaft, Domänen und Forflien. 
Lucius. 


Bauſachen. 
38. 


Die Behandlung der im Bereiche der Forſtverwaltung vorkom- 
menden Bauten betreffend. 


Eirc.=Verfg des Minifters für Landwirthſchaft zc. an ſämmtliche Königliche Regierungen 
(excl. Sigmaringen) unb an bie Königlihe Finanz⸗Direktion zu Hannover III. 9284. 


Berlin, deu 19. Januar 1882. 

Im Berfolg der Sircular-Berfügungen vom 30. Januar 1879 (IIb 697)*) 
und vom 20. Auguf 1880 (II. 7604 und III. 5881)*”) will ich für den Bereich 
der Forſtverwaltung genehmigen, daß zu den durch Brand-, Sturm- und WVafler- 
ſchäden erforderlih werdenden Bauten, fowie zur Errichtung bisher noch nicht 
vorhanden gewefener Gebäude und zur Herftellung neuer Anlagen künftig meine 
Einwilligung nicht eingeholt werde, wenn die Koftenfunme für jedes Gebäude 
reſp. für jede Anlage den Betrag von 500 M. nicht überjchreitet und aus dem 
etatsmäßigen Yoritbaufonds gezahlt werden lann. Eine Ueberfchreitung dieſes 
Fonds darf jedoch in feinem Falle eintreten. 

Zu den hiernach von der Königlihen Regierung (Finanz -Direltion) felbit- 
ſtändig auszuführenden Banten und Anlagen, und zu den Ermweiterungsbauten, 
welche nicht mehr als 500 M. Koften erfordern, find mir fortab Koſtenauſchläge 
nicht vorzulegen. 

Bei Ermeiterungsbauten, welche mehr als 500 M. Koften erfordern, und 
iiber weldye nach wie vor die Koftlenanjchläge mir vorzulegen bleiben, ift ſtets 
das Gebäude-Fuventarium mıt einzureichen. 

Zur Befeitigung entftandener Zweifel fiber die Verrechnung von Bauhölzern, 
welche zu Bauten auf Forftetabliffements aus der Königlichen Forſt entnommen, 
in dem Einfchlagsiahre aber noch nicht zur Berwendung gelangt find, bemerke 
ich, dag die folder Art vefervirten Bauhölzer in der Forſt-Natural⸗Rechnung als 
im Beftande verblieben nachzuweiſen und ir die mit dem Finalabſchlufſe vorzu⸗ 
liegende Nachweiſung über die im Beſtande verbliebenen aufgearbeiteten Hölzer 
mit dem Bemerken: 

„zu Bauten auf Forftetabliffements reſervirt“ 
aufzunehmen find. 


*, Jahrb. Bd. XI. ©. 47. Art. 18. 
=) Jahrb. Bd. XII. ©. 306. Urt. 80. 


Bezüglich der Gebäude » Sinventarien ändere ich ſchließlich noch tie Beflim- 
mung ad F. der Eircular-Berfügung vom 30. Januar 1879 (Ib 697)*) dahin ab, 
daß die vorgeſchriebenen Berichtigungen küuftig 

a) bei Bauten bis 500 M. incl. vom Revierverwalter, 

b) bei Bauten über 500 M., fowie bei allen Baulichleiten auf den Ober. 
förfter-Etabliffements vom Bezirksbaubeamten vorgenommen werden und 
der Kreisbaubeamte fein berichtigtes Eremplar |päteftens bis zum 1. März 
jeden Jahres an die Königliche Regierung (Finanz⸗Direktion) einzureichen 
hat. Die Borlegung der Inventarien ift felbfiredend auf diejenigen 
Eremplare zu befchräufen, in denen im Laufe des Jahres Berichtigungen 
reip. Beränderungen vorgenommen werden mußten. 


Der Mintfter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


89. 


Regulativ, betr. die banliche Unterhaltung der Dienftetabliffentents 
der Staatsforſtverwaltung. 


Circ.⸗Verfg. bes Minifters für Lanbwirthichaft ꝛc. an fämmtlihe Königlihe Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und an die Konigliche FinanzDirektion in Hannover. II. 13193/81. 


Berlin, den 30. Februar 1882. 


Der Königliden Regierung werden bierneben... . Eremplare des Regulativs 
vom 13. Sanuar d. $., betreffend die bauliche Unterhaltung der Dieuftetabliffe- 
ments der Staats-FForfiverwaltung mit dem Auftrage zugefertigt, die darin ent- 
baltenen Befimmungen nunmehr vom 1. April d. 3. ab in Anwendung zu 
bringen. 

Allen Beamten der Zorftverwaltung, welche ſich gegenwärtig im unentgelt- 
fihen Genuß einer Dienftmohnuug befinden oder fpäter ee folche erhalten, iſt 
ein Eremplar des Regulativs zur genaueften Beadhtung und Aufbewahrung als 
Anventarienftüd anszubändigen und es ift darani zu halten, daß bei Dieuftüber- 
gaben das Regulativ von dem abziehenden Beamten oder deſſen Erben an ben 
Dienfinachfolger mit übergeben und letzterer anf den Inhalt deffelben bejonders 
Bingewiejen wird. 

Ferner find alle zur Controle über die Befolgung des Regulativs verpflich- 
teten Beamten, namentlich die Herren Oberforftmeifter, Zorftmeifter, Regierungs⸗ 
Bauräthe und die Kreisbaubeamten mit dem Regulativ zu verfehen, um fid) mit 
den Beflimmungen deſſelben vertraut zu machen und bei ihren Bereifungen genau 
darauf zu ſehen, daß die Nutznießer ihre Bauverbindlichfeiten ſtets ungefäumt 
und vollftändig erfüllen, damit nicht etwa durch Bernadjläffigung Meiner Repa- 
raturen größere Schäden entfliehen und diejelben einen ſolchen Umfang erlangen, 
daß die zur VBefeitigung aufzumendenden Koften die Kräfte der Nutznießer ober 
deren Erben überfteigen. Bemerkte Baumängel und Uebertretuugen bed Regu⸗ 
lativs find fofort zu rügen oder der Königlichen Regierung (Finanz: Direktion) 
zur Abhülfe anzuzeigen. 

Insbeſondere liegt auch den Oberförftern, welche die Dienft-Etabliffements 


*) ©. Yahrb. Bd. XI ©. 47. Art. 19. 


Allgemeine 
Beitimmungen. 


Zuweiſung 
und 
Entziehung. 


Inventarium. 
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ihrer Untergebenen am häufigſten zu beſuchen Gelegenheit haben, die Verpflich⸗ 
tung ob, auf die gehörige Befolgung der Beſtimmungen des Regulativs zu halten 
und fofern ihre Erinnerungen erfolglos bleiben, gleichfalls der Königlichen Re⸗ 
gierung (Finanz. Direktion) Anzeige zn erftatten. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Lucius. 


8. 


Negnlatin, betreffend Die banlicdhe Unterhaltung der Dienfl- 
etabliffements ber Staats⸗Forftverwaltung. 


Ueber die Verpflichtung der Beamten der Staatsforfiverwaltung in Betreff 
der Unterhaltung der ihnen zur Benugung überwieſenen Dienftetabliffements 
wird, unter Aufhebung des Regulativs vom 14. September 1812 refp. 27. März 1868 
und der daffelbe ergänzenden Reſtripte, hierdurch Nachſtehendes feſtgeſetzt: 

$ 1. Diefes Regulativ findet Anmwenduug auf alle Dienftetabliffements der 
Stantsforfiverwaltung, mit Ausnahme der Forftalademien Eberswalde und Münden. 

F 2. Jedem Beamten liegt ob, die ihm zur Wohnung und zur Benußung 
überwiefenen Gebäude und dahin gehörigen Begenftände nicht anders, als dem 
Zwecke entſprechend, zu gebrauchen, folche reinlich zu halten, vorfichtig zu behan⸗ 
dein und dabin zu fehen, daß alles dies auch von den Seinigen gehörig geichebe. 

Bon jedem baulihen Mangel, deffen Befeitigung ihm nicht felbft obliegt 
und bis zur nächſten Baureviſion nicht ausgejetst werden faun, hat er feinem 
nächſten Borgejegten ungefäumt Anzeige zu erflatten. 

8 8. Aus der Zumeifung einer Dienſtwohnung erwirbt der Beamte keinen 
Anspruch auf dauernde Belafiung derjelben, vielmehr bat die Nüdgewähr auch 
dann, wenn lettere bei der Ueberweiſung nicht ausdrücklich vorbehalten if, auf 
Verlangen der vorgejettten Behörde binnen einer von der leeren zu beſtimmen⸗ 
den angemefienen Räumungsfrift zu erfolgen, ohne daß dem Beamten bierdurd) 
ein Anipruch auf beiondere Entihädigung erwächſt. 

S 4. Kein Beamter darf feine Dienfigebäude ohne Genehmigung der König- 
lichen Regierung (Finanz- Direktion) weder ganz noch theilmeife an einen An« 
deren vermiethen oder abtreten, oder andere als zu feinem Hausſtaude gehörige 
Perſonen ohne Genehmigung der Regierung (Finanz-Direltion) länger als ſechs 
Monate bei fi aufnehmen. 

8 5. Jedem anziehenden Beamten werden die Gebäude und dahin gehö⸗ 
rigen Gegenftände nad) dem Inventarium libergeben. 

Der abziehende Nutnießer oder deffen Erben haben bei ihrem Abgange bie 
ihnen obliegenden Bauverbindlichkeiten, fofern fie etwa noch damit im Rüdftande 
find, volftändig zu erfüllen, oder Erſatz der besfallfigen Koften zu leiften, oder 
fi mit dem Nachfolger dariiber zu vereinigen, daß diefer das Mangelnde zur 
Ausfiihrung übernimmt. Der Uebergabelommiffarius hat die Pflicht, bei der 
Auseinanderfegung zwifchen dem an» und abziehenden Beamten die beftimmten 
Erflärungen, in welcher Art die vorgefundenen Mängel befeitigt werden follen, 
in das Webergabeprotofoll aufzunehmen. 

8 6. Weber jedes Dienftetabliffement wird ein vorfchriftsmäßig in 8 Eremplaren 
anzulegendes Inventarium und zwar je eines bei der Königlichen Regierung 
(Finanz-Direltion!, dem Oberförfter und dem Kreisbaubeamten geführt, welches 
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neben einer kurzen Beſchreibung der Bauart und Beichaffenbeit der zugehörigen 
Banlichleiten einen die Lage derfelben darfiellenden Situationsplan und die 
Zeihnung von jedem Gebäude enthält. 

Diefes Inventarium, welches nach jeder in der Subflanz eintretenden Ber- 
änderung laufend berichtigt und vefp. ergänzt wird, hat Nutnießer alsbald nad 
flattgebabter Uebernahme des Ctabliffements und nad jeder Berichtigung auf 
dent Eremplare des Oberförfters nnterfchriftlich anzueriennen, fo daB das Inven⸗ 
tarium ſtets den zeitigen Zuſtand des Gtabliffements erkennen läßt und eine 
ausreichende Brundlage für die Nüdgewähr bildet. Wegen Anlegung umd 
Fortführung des Inventariums wird auf die beftehenden befonderen Beftim- 
mungen vermwiejen. 


8 7. Dem Nutznießer eines Etabliffements liegen — außer der Fürſorge 
fiir die Neinigung und Lüftung — die nachfiehenden Leiftungen ob: 


a) die Erhaltung der Berglafung und Berlittung in den Feſtern, Glas⸗ 
tbüren und OÖberlichtern, 

b) das Fegen der Schornfieine und die Reinigung der Heizkörper und ihrer 
Fenerzüge von Ruß, Aſche und Schladen, 

c) die dur den Gebraudh nöthig gewordene Reparatur einzelner 
Theile, bezw. Ergänzung einzelner Kacheln und Steine an den Kaminen, 
Defen, Kochherden, Bratöfen und Keffelfenerungen, das Ausichmieren, 
Berzwiden, Berpugen und Färben derfelben, das Berzwiden und Ber- 
reichen einzelner ſchadhafter Stellen an den Schornfteinen, fomie bei 
den Badöfen das Verzmwiden des Gewölbes und das Ausbeflern des 
Herbpflafters und des Lehmpelzes. Zu den Koften, welche hiernach durch 
vollſtändige oder theilmeife Erneuerung der Fenerungsanlagen, ſowie 
das Umſetzen der Defen, Kochherden x. der Staatstaffe zur Laft fallen, 
haben die Inhaber etatsmäßiger Stellen einen Beitrag von 5 Prozent 
der Geſammtſumme zu leiften, während die nicht etatSmäßigen Beamten 
von derartigen Beiträgen befreit bleiben, 


die Unterhaltung der Beſchläge und Schlöffer an Thoren, Thüren, 
Tenftern und TFenfterläden, fofern das Bedürfniß nur einzelne Theile 
derjelben betrifft und nicht eine Erneuerung des Geſammtbeſchlages oder 
des ganzen Schloffes erforderlich ifl. 

Borhängefhlöffer werden anf Koflen der Staatskafje nicht beſchafft. 
der Anſtrich der Thüren nebſt Zubehör in den Innenwänden, des inneren 
Satzes der Doppelfenſter und des inneren Satzes der Doppelthüren in 
den Außenwänden, der inneren Tenflerläden, der Fenſterbretter, Panele, 
hölzernen Berichlägen, Wandſchränke, Treppenftufen und Zreppengeländer, 
fomweit einzeine dur den Gebrauch abgenutzte Stellen eine Wieber- 
herfiellung der Farbendecke erfordern. Zu den Koften der Erneuerung 
des ganzen Anſtrichs haben die Inhaber etatsmäßiger Stellen 5 Prozent 
der Gefammtjumme beizutragen ; 
die Unterhaltung und Erneuerung des Anflrih8 der Fußböden und 
Fußleiſten. 

Die Koſten der erfimaligen Herſtellung des Anſtrichs der Dielenfuß- 
böden und Fußleiften mit heißem Leindl nuter Yirnißzufag trägt der 
Fiskus. Die Befimmung darüber, welche Räume einen Fußboden⸗ 
Jahrb. d. Br. Forft- und Jagd⸗Geſetzg. XIV. 7 
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anftrich erhalten follen, fieht der Königlichen Regierung (inanz= Direl- 
tion) zu. 

Fußleiften, welche ausnahmsweife Zubehör von Panelen oder ähnlichen 
Wandverkleidungen find, fallen unter die Beftimmung ad e.; 


die Reparatur und Erneuerung der Tünche und Färbung aller inneren 
Bandflähen und Deden, einjchließlich des erforderlichen Abreibens der⸗ 
felben, ſowie ſtellenweiſe Ergänzungen des Wand- und Dedenpuges im 
Innern der Wohn- und MWirthichaftsgebäude; 

das ſtückweiſe Ausbeffern der Treppenflufen und Wangen, der Dielen, 
Bohlen, Pflafterungen, Eſtriche und Scheunentennen; 

i) das Berflopfen der Strob- und Rohrdächer; 


k) die Reparatur der Krippen und Schweinetröge, fowie die Reparatur 
und Erneuerung der hölzernen Raufen und Waflertröge; 


1) die Reinigung der Brunnen und bei Pump- und Röhrbrunnen die 
Unterhaltung der Beichläge und der Berlederung der Bentile, bei offenen 
Brunnen die Unterhaltung des Eimers, der Zugftange und der Beichläge, 
der Zugkette oder des Zugfeiles, der Welle, Kurbel, Borgelege 2c., fowie 
des Gefchlinges oder Brunnenfchranfes, ferner das Umwideln der Pum⸗ 
pen 2e. zum Schu gegen Froſteinwirkung; 

m) die Ausbefferung der Staleten- und Plankenzäune, foweit diefelbe auf 

Erneuerung einzelner Pfoſten, Bretter oder einzelner Fache ſich erfiredt, 

die Unterhaltung der Spriegel- und Stangenzäune, die Unterhaltung der 

Heden, Erdwälle, Knids, Grenzmale und Grenzgräben innerhalb der 

Dienftländereien und um biefelben, fomeit nad) $ 32 der Dienftinftruftion 

für die Königlih Preußifchen Förfter vom 23, Oktober 1868 letzteres 

nit dem Fiskus obliegt, die Unterhaltung und Erneuerung der Durdh- 
läffe und Brliden innerhalb der Dienftländereien, welche nicht auf einem 
öffentlichen oder Holzabfuhrwege liegen; die Räumung der auf den 

Dienftländereien lediglich zu deren Melioration vorhandenen Gräben 

und die Unterhaltung der vorhandenen Drainageanlagen; 

die Reinigung der Dung- und Abtrittsgruben nebft Zubehör; 


die Unterhaltung der TFeuerlöfchgeräthe, einfchlieglich der Heinen fog. 
Handfeueriprigen, fofern das Bedürfniß nicht durch den Gebrauch beim 
Löſchen oder in Folge eines Brandes eingetreten iſt; 

die Wiederherfiellung des früheren Zuſtandes im alle von Beichädi« 
gungen, welde durch Muthwillen oder Fahrläſſigkeit des Inhabers, 
feiner Angehörigen und feines Gefindes veranlagt find; 

die Anihaffung und Unterhaltung von Gegenftänden des Lurus, der 
Neigung oder der Bequemlichkeit, wozu auch die Malerei und Xape- 
zierung der Stuben 2c. rechnen find. Im Falle eines Dienſtwechſels ift 
der Nachfolger gehalten, die Wohnräume tapeziert zu übernehmen, fofern 
nach Auſicht des Uebergabekommiſſarius die Tapeten noch gut erhalten 
find. Ein Anſpruch auf Entihädigung für dergleichen Herftellungen ſteht 
dem abziehenden Nutznießer nicht zu. — Entſteht bei Bauten, welche anf 
Koften der Staatskaſſe ausgeflihrt werden, eine Beichädigung der Tapeten 
oder Malerei, jo trägt die Staatokaſſe die Koſten der Wiederherftellung. 
Zu allen biernady den Nutnießern zur Laft fallenden Herftellungen wird 
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denſelben das erforderliche Holz mit Genehmigung der Königlichen Regierung 
(Finanz⸗Direktion) unentgeltlich angewieſen. 

Wenn Seitens der Königlichen Regierung (Finanz-Direltion) die Holz- 
abgabe in natura aus Königlichen Forften nicht fir angemeflen erachtet wird, 
jo ift dem Nutznießer der Werth des andermweit beichafften Holzes — aber aus- 
ſchließlich der Anfuhrkoſten — zu erfegen. 

In allen Fällen, in welchen der Nutznießer nur einen Koftenbeitrag zahlt 
und im Webrigen die Staatskaſſe die Koften trägt, erfolgt die Befriedigung der 
Geldempfänger ausnahmslos und zum vollen Betrage aus der Staatskaſſe, der- 
geftalt, daß der Nutnieger niemals feinen Beitrag an die ausführenden Hand- 
iwerfer, Arbeiter und Lieferanten, jondern immer an die Staatskaſſe zahlt. 

$ 8. Soweit nad den vorftehenden Beltimmungen die Koften der Unter⸗ 
baltuug der Dienftetabliffements nicht dem Inhaber auferlegt find, fallen diejelben 
der Staatslaffe zur Laſt. ’ 

Insbeſondere treffen bie Tettere die Koften der Herftellung aller Schäden, 
welche in Folge von Teuer, Gemittern, Stürmen, Hagelſchlag, Hochwafler oder 
anderen Naturereigniffen nothwendig geworden find, oder melde nachweislich 
entftanden find aus Mängeln der erfien Anlage, oder aus Veränderungen in der 
techniihen Strultur des Gebäudes, wie Riſſen und Löfungen der Mauern und 
Deden u. |. w. 

F 9. Die Schornfteine dürfen niemals mit feuerfangenden Gegenftländen, 
als Holz, Stroh, Heu, Flachs und dergl. verpadt, fondern müffen von allen 
Seiten frei gehalten werden. Hölzerne Stangen in den Schornfleinen zum Auf- 
hängen der zu räuchernden Fleifchwaaren find, infofern hierüber nicht bejondere 
polizeiliche Berordunungen beftehen, nur dann zuläffig, wenn fie auf eingemanerten 
eifernen Bügeln oder auf vorragenden Steinen ruhen. Die Aufbewahrung von 
Aſche auf den Böden ift unbedingt unterfagt. 

Die Aufftellung von Wäfcherollen (Mangeln) auf den Böden ift nicht 
ftatthaft. ' 

$ 10. Die ummittelbar an den Gebäuden ftehenden Sträucher und Bäume 
miüffen weggenommen werden, namentlich ift dafiir zu forgen, daß die Zweige 
nicht den Dächern zu nahe kommen. Die undamente und Wände find von 
Dünger, Unkraut und Koth frei, insbefondere aber die Schwellen ſtets troden zu 
halten, weshalb auch eine den Gebäuden nachtheilige Anhänfung des Düngers 
in den Ställen nicht flattfinden darf. Ebenſowenig ift es geftattet, unmittelbar 
an den Gebäuden, Brunnen und Bewährungen Dilngerfiellen anzulegen oder 
unmittelbar davor Holz, Torf, Neifig, Stroh, Rohr und dergl. aufzuflapeln. 
Zur Anpflanzung von Spalierobft und Weinftöden bedarf es der ausbridlichen 
Genehmigung der Königlichen Regierung (Finanz. Direltion), welche die Zuläſſig⸗ 
feit in jedem einzelnen Falle zu prüfen hat. Die Geländer für Spalterobft 
dürfen nicht an den Gebäuden felbit befefligt werben. 

Die Nenanpflanzung von Schlinggewächſen an Gebäuden ift unzuläffig. Ob 
vorhandene Anpflanzungen diefer Art, namentlich Epheuberantungen, beibehalten 
werden dürfen, bleibt dem Ermeffen der Königlichen Regierung (Yinanz-Direltion) 
überlaffen. Bon den Dächern find dergleichen Pflanzen aber unter allen lm: 
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F 11. Neubaue oder Veränderungen in der Anordnung und baulichen Ein⸗ 
richtung x. der Dienftetabliffements dürfen ohne fahriftlihe Genehmigung der 
Königlichen Regierung (Yinanz- Direktion) nicht Rattfinden. 

8 12. Erhält auf feinen fchriftlihen Antrag Nupnießer die Genehmigung 
zur Herftellung fuperinventarifcher @egenftände für feine Rechnung, ſo erwirbt 
er damit keinerlei Anſpruch auf einen eventuell fpäteren Anlauf für Rechnung 
des Fiskus, übernimmt vielmehr für fi und feine Erben die Verpflichtung, auf 
Erfordern den früheren Zuftand auf feine Koſten wieder berzuftellen. 

$ 13. Alle ohne eine ſolche ſchriftliche Genehmigung etwa beſchafften ſuper⸗ 
inventarifhen Gegenflände oder vorgenommenen Baue und Beränderungen 
geben, falls nicht die Wiederberftellung des vorigen Zuftandes von der König- 
lichen Regierung (yinanz- Direktion) verlangt wird, ohne Weiteres in das auß- 
chließlihe Eigenthyum des Yistus über, gleichviel, ob foldhe in dem Gebäude⸗ 
inventarium nachgewiejen find oder nidht. "Demnach ift der Anlauf von dergleichen 
Gegenfländen ausgeichloffen. 

8 14. Die Königliche Regierung (inanz- Direktion) hat die Befolgung der 
den Inhabern obliegenden Verpflichtungen zu überwachen. Die vorgefeßten 
Forſtbeamten und die Baubeamten haben bei ihren Inſpektionsreiſen von dem 
Buftande der Dienftwohnungen Kenntniß zu nehmen und bei Wahrnehmung von 
Berfiößen und Mängeln die entfprechende Abhülfe zu veranlaffen. 

Bezüglich der periodifch vorzunehmenden Reviſionen der Dienftetabliffements 
behält es bei den beftehenden Beflimmungen fein Bewenden. 

$ 15. Das vorfiehende Regulativ tritt fiir den ganzen Umfang der Monarchie 
mit dem 1. April 1882 in Kraft. 

8 16. Entfiehen durch Bernadhläffigung der den Beamten nad den 88 2, 
4,7,9, 10 und 11 obliegenden Verpflichtungen erweislich Nachtbeile reſp. Schäden, 
fo fallen die zur Befeitigung derjelben aufzumendenden Koften ohne Rüdficht auf 
die Höhe dem ſäumigen Nutznießer zur Lafl. 

Zuwiderbandlungen gegen dieſes Regulativ, namentlich gegen die vorftehend 
bezeichneten VBeflimmungen befielben, werden überdies von der Königlichen 
Regierung (Finanz-Direltion) nach Befinden der Umftände durch Orbnnungsftrafen 
geahndet werden. 

8 17. Jeder mit einer Dienftwohnung verjebene Beamte der Staatsforſt⸗ 
verwaltung hat diefes ihm einzuhändigende Regulativ als Inventarium forgfältig 
aufzubewahren und ſich mit den Beſtimmungen deffelben vertraut zu madyen. 

Berlin, den 13. Januar 1882. 

Der Minifter für Landiwirthichaft, Domänen und Yorften. 


Lucius. 


Anhang, enthaltend bie Beſtimmungen über die zum Gebiete bes 
Hochbaues gehörigen Bauten im Neflort ber Staats⸗Forſtverwaltung. 

1. Den Regierungen reip. der Finanz- Direktion zu Hannover ift die Dis⸗ 
pofition über ihre etatsmäßigen Forftbaufonds mit der Maßgabe eingeräumt, 
daß aus denfelben die Koflen aller notwendig werdenden Neubanten bereits 
vorhandener Bauwerke, und der an denfelben erforderlichen Reparaturen, foweit 
ſolche nicht den Nutnießern obliegen, beftritten werden, und der Anfauf fuper- 
inventarifher Baugegenſtände in Fällen der Abnahme umd Uebergabe eines 
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Dienſtetabliſſements, fofern deren Werth zuſammen den Betrag von 300 M. 
nicht erreicht, bewirkt wird. 

2. Ueber jene Banausführungen werben nach genereller Anweifung bes 
Miniſters von den Regierungen refp. der Yyinanz- Direktion zu Hannover Bau⸗ 
pläne angefertigt, deren endgültige Genehmigung von den Präfidenten der 
Regierungen reip. der Yinanz-Direktion ertheilt wird. 

8. Die Genehmigung des Minifters ift nur einzubolen: 

a) für außergewöhnliche, dur Brand-, Sturm- oder Wafferjchäden erfor- 

derfich werdende Bauten; 

b) für die Errichtung bisher noch nicht vorhanden geweſener Gebäude oder 

Etabliffements, und die Herftellung neuer Anlagen, 
ad a. und b. infofern die Koften für jedes Gebäude reip. jede Anlage 
den Betrag von 500 M. überfchreiten; 

c) zum Anlauf fuperinventarifcher Baugegenftände in Yüllen der Abnahme 

und Uebergabe eines Dienftetabliffements, jedoch nur dann, wenn ber 
Werth zufammen 300 M. erreicht oder überſteigt. 

4. Die Einreihung der Koftenanichläge an das Miniſterium zur Genehmi- 

gung bat nur flattzufinden: 


a) für Neu. nnd Reparaturbanten bereits vorhandener Bauwerle, welche 


die Summe von 3000 M. überſchreiten, 
b) für Neubauten bisher nicht vorhanden gewejener oder in Folge von 
Brand:, Sturm- oder Wafferfhäden neu zu errichtender Gebäude. 
ec) für alle Ermeiterungsbanten, 
ad b. und c. infofern diefelben für jedes Gebäude die Koftenfumme 
von 500 M. überfchreiten. 

Bezliglich der Aufftelung der Foritbaupläne für die ad 1 bezeichneten Bauten 
bleiben die bisherigen Borfchriften in Kraft. Die Prüfung und Feſtſetzung der 
Bläne iſt von den Oberforfimeiftern in Gemeinihaft mit den Forſtmeiſtern und 
Regierungs- und Bauräthen zu bewirken, die endgültige Genehmigung von den 
Präfidenten der Regierungen reſp. der Finanz. Direktion zu ertbeilen, denen auch 
etwa ftreitige Punkte zur Entfcheidung zu unterbreiten find. 

Durch die Beſtimmungen ad 4 ift die Zahl der zur Genehmigung reſp. 
Superrevifion an das Minifierinm einzureichenden Koftenanfchläge weſentlich ein- 
geihräntt. Um fo mehr kann und muß bei Aufftelung und Prüfung ber 
Koftenanfchläge mit größter Sorgfalt verfahren werben. Um die erforderliche 
Garantie für die ſachgemäße Aufſtellung ſämmtlicher Projekte zu gewinnen, iſt 
fortan in jedem einzelnen Yalle, unter Beridfihtigung des Umfanges der zur 
Stelle gehörigen Dienflländereien, die Zahl des zu baltenden Viehes reip. die 
Größe der erforderlihen Scheunenräume refp. feftzuftellen, wobei keinenfalls 
über das vorhandene Bedürfniß hinausgegangen werben darf. Ju dem 
betreffenden, dem Anſchlage ſtets beizufügenden vorichriftsmäßigen Erläuterungs- 
berichte ift unter Angabe des Umfanges der Dienftländereien eine Ertragsberech⸗ 
nung aufzuftellen, wie überhaupt die getroffenen Dispofitionen eingehend zu 
erörtern find. — Sofern in einzelnen ausnahmsweifen Fällen Seitens der 
Regierung (Finanz » Direktion) dem Nutgnießer die Verpachtung der Dienft- 
ländereien geftattet ift, bleibt dies anzuzeigen. 

Auch muß bezüglich der zur Berwendung beflimmten Materialien angegeben 
werden, ob dieſelben fidy etwa auf oder in der Nähe der Bauftele auf forfifis- 


Forftbaupläne, 


Koſten⸗ 
anfchläge. 


Einreihung 
ber Nachwei⸗ 
fung über bie 
beabfichtigten 

Baus 
ausführungen. 


— 096 — 


kaliſchem Terrain befinden, wie 3. B. Sand, Lehm, Feldfteine und dergleichen, 
weil dann nur das Werbe- reſp. Sprengelopn in Anrechnung zu bringen if. 
Das Wleihe gilt von dem erforderlihen Bauholze 2c., ob daſſelbe aus der 
Königlihen Forſt in guter Onalität gegen tarmäßige Bezahlung abgegeben 
werben kann. Diefe Feſtſtellungen find unter Mitwirkung der betreffenden Ober- 
förfter zu maden und müffen die desfalljigen Berbandlungen ſtets 
den Erläuterungsberihten beigefügt werden. Die Anfuhrfoften der 
Maurermaterialien und des Holzes find ft et in einem befonderen Anſchlags— 
titel unter Angabe der Transportweiten und der Bezugsquelle zu berechnen. 

Bei Erweiterungsbauten find mit den Bauprojekten auch die Gebäude. 
inventarien einzureichen. 

Bon denjenigen Bauten ad 3b. (Errichtung bisher noch nicht vorhanden 
gewejener Gebäude oder Etrabliffements), deren Ansführung die Regierung 
(Finanz-Direttion) aus Central⸗Fonds fiir nothwendig erachtet, ift bis fpäteftens 
zum 1. November des der beabfidhtigten Ausführung vorbergebenden Jahres 
eine Zufammenftelung an das Minifterium einzureichen, in welcher die das 
Banprojelt genehmigende Verfügung und der Koftenbetrag für jeden einzelnen 
Bau anzugeben find. Daraus folgt, daß die Einreihung der Koftenanjchläge zc. 


- an das Minifterium fo zeitig bewirkt werden muß, daß die Prüfung uud Rück⸗ 


Verdingung ber 
Bauten, Ueber⸗ 
wachung der⸗ 
ſelben ꝛc. 


gabe derſelben vor dem obigen Termin erfolgen kanu. 

Es ift dies zur Ermöglihung einer rechtzeitigen Bertheilung der disponiblen 
Mittel an die verfchiedenen Hegierungen unbedingt nothwendig. Etwaige 
bei diefen Bauausführungen gegen die bewilligten Beträge zu erzielenden Er- 
fparniffe dürfen keinenfalls dem etatSmäßigen Baufonds der Regierung (Finanz- 
Direktion) zugejegt, fondern miüffen dem Nejerve- Forfibaufonds der General- 
Staatstaffe dadurch wieder zugeführt werden, daß fie in Sollausgabeabgang 
geftellt und in der mit den Kaſſenabſchlußſachen einzureihenden Zu- und Ab⸗ 
gangsnachweiſung, unter gehöriger Bezeichnung, al8 Abgang nachgewieſen werden. 

Nachdem den Regierungen reip. der Finanz. Direktion die felbfiländige Feſt⸗ 
flellung ihrer Forſtbauplääͤne und die Dispofition über die ihnen zugewiefenen 
Mittel überlaffen ift, wird auch der Uebelſtand einer zu fpäten Inangriffuahme 
und demzufolge zu fpäten Syertigftelung der Bauausführungen, ſowohl der Neu- 
al8 auch der Reparaturbauten befeitigt werden können. 

Die VBerdingung der Bauten muß fortan fpäteitens im Laufe des November 
reip. der erften Hälfte des Dezember erfolgen. Die Nüdgabe der von der 
Regierung (Finanz-Direltion) zu genehmigenden Verträge iſt — morauf mit 
aller-Strenge gehalten werden muß — derart zır befchleunigen, daß noch 
die Wintermonate benugt werden können, um die Baumaterialien auf feflen 
Wegen reip. auf Schlittbahn zur Bauftelle zu fchaffen, wodurch namhafte Koften- 
erfparniffe fich ergeben werden, gegenüber der Anfuhr im Frühjahr, bei oft 
grundlofen Wegen und während der Beftellzeit der Aecker. 

Ferner ift auf eine ausgedehntere Berwendung des Holzes aus der König⸗ 
lichen Yorft als bisher Bedacht zu nehmen, weil fi vorher überfehen läßt, 
welche Bauten zur Ausführung gelangen follen, fo daß die erforderlichen Au⸗ 
ordnungen getroffen werden fünnen, das Bauholz rechtzeitig einzufchlagen und 
zu den rejp. Bauten zu rejerviren, wodurd die Verwendung friſch geichlagener 
Hölzer ausgeichloffen wird. Die ſolcher Art refervirten Bauhölzer find in der 
Forfinaturalrehnung als im Beftaude verblieben nachzuweiſen und in die mit 
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dem Yinalabichluffe vorzulegende, Nachweiſung über die im Beftande verbliebenen 
aufgearbeiteten Hölzer mit dem Bemerlen: „zu Banten auf Forftetablifiements 
tefervirt” aufzunehmen. 

Bei allen Heineren Bauausführungen iſt als Endtermin für die Fertigſtel⸗ 
fung derjeiben der I. Ditober feftzufegen. 

Die mit der Berdingung und Ausführung der Bauten beauftragten Kreis⸗ 
banbeamten und Oberförfter find für die genaue Befolgung diefer Borfchriften 
verantwortlich. 

Bei der Entlegenbeit der meiften Bauftellen von dem Wohnorte der Kreis- 
banbeamten wird eine öftere Revifion der Bauten durch diejelben gewöhnlich 
nicht thunlich fein; deshalb ift eine forgfältige Ueberwachung durd die 
Förfer und Oberförfter um fo nothwendiger. Es ift dabei namentlich 
darauf zu achten, daß die zur Verwendung gelangenden Materialien, als: Steine, 
Mörtel, Holz zc., von guter VBeichaffenheit find, daB die Fundamente auſchlags⸗ 
mäßig bergefiellt, jedenfalls bis auf den feften Baugrund refp. bis zu froft- 
freier Tiefe binabgeführt werden. Um eine angemeflene Kontrole über die 
anihlagsmäßige Austährung zu fichern, find die Koftenanfchläge und 
Zeihnungen zu den reſp. Banten dem aufändigen Oberförfter für die Zeit 
der Bauausführungen auszuhändigen, welcher diefelben nad Fertig⸗ 
ftellung des Baues dem Kreisbaubeamten wieder zuguftellen hat. Im Uebrigen 
bleiben in dieſer Hinfiht die Beflimmungen der Girkularverfligung vom 
19. April 1877 (II b. 768)*) maßgebend, wonach bei gefundenen Mängeln, welche 
nicht jofort abgeftellt werden, Anzeige an den Kreisbaubeamten zu erftatten if. 

Repifionen der Forftdienftetabliffements in baulicher Hinficht find vorzu- 
nehmen von dem Forſtmeiſter unter Mitwirkung des Kreisbaubeamten und des 
Oberförſters. Diefeiben haben den baulihen Zufland der Gebäude und die 
Reparaturen, welche eventuell daran vorzunehmen find, fefizuftellen, da8 Gebäude⸗ 
inventarium zu prüfen und nöthigenfall3 die Berichtigung deflelben zu bewirken, 
fowie zu fontroliren, ob der betrefiende Nutznießer feinen Berpflichtungen nach 
Maßgabe der Befimmungen des Regulativs, betreffend die bauliche Unterhaltung 
der Dienftetabliffements der Staatsforfiverwaltung, nachgelommen if. 

Ueber diefe Repifion ift eine von dem Nutznießer anzuertennende Berband- 
lung aufzunehmen, welche von den vorgenannten drei Beamten zu vollziehen ifl. 
Da eine derartige eingehende Kontrole der Yorfidienftetabliffements nicht alljähr- 
lid erforderlich erfcheint, fo hat eine ſolche periodifh etwa alle 4 Jahre ftatt- 
zufinden, dergeftalt, daß jährlich eine beflimmte Zahl von Etablifjements in 
einer don der Regierung (Finanz⸗Direktion) ein für alle Mat feftzufegenden 
Neidenfolge vom Forfimeifter, Kreisbaubeamten und Oberförfter revidirt werben, 

Durch diefe periodisch wiederkehrenden fpeciellen Reviſionen ift ſelbſtredend 
die fonflige Kontrole der Nutnießer bezüglich der ihnen obliegenden regulatin- 
mäßigen Berpflichtungen nicht ausgefchlofien. 

Zu diefem Zwed Hat der Forſtmeiſter jährlih in der Sommerzeit alle 
Oberförfteretabliffements feiner Inſpektion (fomweit folche nicht bei der periodijchen 
Hauptrevifion an der Reihe find) einer befonderen und eingehenden Prüfung 
Hinfichtli der Gebäudeunterhaltung zu unterziehen und darliber der Regierung 
(Finanz⸗Direktion) eine nah einem befiimmten Schema aufzunehmende Ber- 
handlung zur weiteren Beranlafjung einzureichen. 


*) ©. Jahrb. Bd. IX. ©. 469. Art. 64. 





Revifion ber 
Etabliſſemenis. 


Super: 


inventarien. 


Gebäudes 


inventarium. 
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Eine gleiche Verpflichtung bat der Oberförfter bezüglich der Förfter-, Forſt⸗ 
auffeber-, Waldwärter- und ſonſtigen Etabliffements feines Reviers, und zwar 
mit der Maßgabe, daß auch er eine bezüglicdhe Verhandlung aufzunehmen und 
der Regierung (Finanz-Direltion) einzureichen hat. 

Selbfiredend muß der Forſtmeiſter außer den — für die Oberförfter ſchon 
eine Kontrole bildenden — Hauptrevifionen ſich gelegentlich feiner Dienitreifen 
die Ueberzengung verfchaffen, ob der Oberförfter feine Schulbigleit gethan hat. 
Ebenjo werden die Oberforftmeifter und Negierungsbauräthe auf die ſachgemäße 
Ausflihrung obiger Anordnungen bei ihren Dienftreifen zu achten haben. 

Bezügli der Superinventarien if sub 1 und 3e. ein eventueller Anlauf 
in Fällen der Abnahme und Uebergabe eines Forfidienftetabliffeınents vorgefeben. 
Bon diefer Befugniß iſt nur in dringlichen Fällen Gebrauch zu machen, und 
darf diefelbe auf den Anlauf von Wagenremifen auf Förſteretabliſſements und 
dergleichen fiir fistalifhe Rechnung grundjägli nicht zu beichaffenden Baulich⸗ 
feiten felbftredend keine Anwendung finden. 

A. Das durch den Bezirksbaubeamten aufzuftellende @ebäudeinventarium 
muß enthalten (cfr. Erlaß vom 17. März 1881 IL/III. 2092 nebft Anlagen) :*) 

a) einen im Mafftabe von 1:500 aufzutragenden Situationsplan, welcher 
die Lage der Gebäude zu einander, die Umwährungen, Brunnen x. 
und die nächſte Umgebung des Gehöftes erfihtlic macht; 
eine im Maßftabe von 1: 100 aufzutrageude Skizze von jedem ein- 
zelnen Gebäude unter Angabe ſämmtlicher Dimenfionen und des Maß- 
fiabes. Jeder Raum ift mit einem Buchſtaben a., b., c. x. zu bezeichnen; 
c) die kurz und überſichtlich zu baltende Beſchreibung der Baniichleiten 
bezüglich ihrer Bauart und Beichaffenheit ꝛc. 

Dimenfionen find dabei nicht anzugeben, ebenfo fällt die beichrei- 
bende Angabe, wie die Räume zu einander liegen, fort, da ſich 
beides aus den Zeichnungen Mar ergeben muß. — Bei der Beſchrei⸗ 
bung der einzelnen Räume wird der betreffende Bnchftabe der Zeich- 
nun; angegeben. 

B. Der Situationsplarn und die Zeichnungen von den einzelnen Gebäuden 


b 


ur 


find, der befferen Lieberfichtlichleit wegen, zu einem bejonderen Hefte zu vereinigen. 


C. Der beichreibende Theil des Inventariums if auf halb gebrochenen 
Bogen zu fchreiben und durchgehends mit weißem Bapier zu durchſchießen. 

D. Das Fuventarium ift in drei Eremplaren aufzuftellen und fortzuflihren 
und zwar: | 

ein Eremplar für die Negierung (Finanz-Direltion), 
ein Eremplar flir den Bezirksbaubeamten, 
ein Eremplar zur Aufbewahrung bei ter Oberförfterei. 

E. Das Gebäudeinventarium, welches vornehmlich den Zweck Hat, die 
Gebäude zc. den Nutmießern gegenüber vor unbefugten Veränderungen 2c. zu 
ſchützen, ift, um die Weberfichtlichleit beffelben zu wahren, nur für den Yall zu 
berichtigen reſp. zu ergänzen, wenn Beränderungen in der Subftanz eintreten, 
Reparaturen bereit vorhandener Inventarienſtücke, ſowie Erneuerungen einzelner 
Theile derſelben find nicht aufzunehmen. 

F. Die vorgefchriebenen Berichtigungen werden vorgenommen: 

a) dom Nevierverwalter bei Bauten bis incl. 500 M., 


*) ©. Jahrb. Bd XIUL ©. 209. Art. 82. 


b) vom Bezirtsbanbeamten bei Bauten über 500 M., fowie bei allen 
Baulichleiten auf den SOberförfteretabliffements. 

Dieſe Beamten berichtigen zuvörderſt daS eigene Eremplar und überſeuden 
dafielbe demnähft dem anderen Beamten zur Berichtigung. 

Der Kreisbaubeamte bat fein berichtigte® und nad den einzelnen Ober- 
förftereien gejondertes Exemplar bis jpäteftens zum 1. Mai jeden Jahres an die 
Regierung (Finanz-Direltion) einzureichen, woſelbſt die bei berfelben befindlichen 
Gebändeinventarien mit möglichfter Befchleunigung zu vervollländigen und dem⸗ 
nächſt die Eremplare der Kreisbanbeamten denfelben wieder zuzufertigen find. 
Die Borlage der Inventarien if jelbfiredend auf diejenigen Eremplare zu be» 
ſchränken, in denen im Laufe des Jahres Berichtigungen reſp. Veränderungen 
Dorgenommen werden mußten. 

G. Die erfolgte Berichtigung des Gebändeinventariums ift bei Legung der 
betrefienden Koftenrechnungen von den sub F. genannten ausführenden Beamten 
befonders zu beſcheinigen. 

H, Bei jeder Dienfübergabe oder Berichtigung des Inventarinms bat der 
Nutznießer des Stabliffements die Nichtigkeit durch Namensunterfchrift auf dem 
&remplare des Oberförſters anzuerkennen. 

J. Die Vebereinftinumung 2c. der drei Eremplare bat die Regierung (Finanz⸗ 
Direktion) bei den regelmäßig wiederlehrenden Hauptrevifionen der Forfidienf- 
etabliffements fontroliren zu laffen. 

Bei der Nenaufſtellung von Inventarien hat der Kreisbaubeamte die Zeich⸗ 
nungen zu ſämmtichen Exemplaren, den befchreibenden Theil jedoch nur zu einem 
Eremplare anzufertigen und an die Regierung (Hinanz- Direktion) einzureichen, 
mojelbf die Abjchrift der anderen beiden Eremplare zu bewirken ifl. 
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Berſuchsweſen. 
40. 


Die Unterſuchung der techniſchen Eigenſchaften der in den fis- 
kaliſchen Forften verſuchsweiſe anzubauenden fremden Holzarten 
betreffend. 


Circ.⸗Verf. bes Minifters für Landwirthſchaft ꝛe. an fämmtlihe Königliche Regierungen 
excl. Sigmaringen unb an die Kal. Finanz⸗Direktion zu Hannover, III. 13901. 


Berlin, den 12. Januar 1882. 

In der leten Sigung des Bereins foritlicher Berfuchsanftalten iſt befchloffen, 
daß Unterfuchungen über die technifchen Eigenjchaften der fremden, zum verſuchs⸗ 
weijen Anbau in den fiskalifchen Forſten angenommenen Holzarten angeftellt 
werden follen. Die Leitung bezw. Ausführung diejer Unterfuchungen ift der 
Wurttembergiſchen Berjuchganftalt und zwar fpeziell dem Forſtrath Dr. von Nör d⸗ 
linger zu Tübingen übertragen, weldyer die in... Eremmplaren hier beiliegende 
Anweifung gefertigt hat, welche die Geſichtspunkte enthält, nach denen bei der 
Auswahl bezw. Berfendung der für die Unterfuchungen beftimmten Holzftiide 
zwedmäßig zu verfahren if. 
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Die Königliche Regierung (Finanz: Direktion) wird veranlaßt, den Verwal⸗ 
tern der für die Anbauverfuche beflimmten und foldher Meviere des dortigen 
Bezirks, auf welchen einzelne der Anlage genannten Holzarten jonft noch vor⸗ 
tommen, je ein Eremplar dieſer Anweifung zuzuftellen und ihnen aufzugeben, 
etwa fchon vorhandenes oder im Laufe der Zeit ſich vorfindendes Material an 
„die Württembergifche forſtliche Verfuchsanftalt, zu Händen des Herrn Yoritrath 
Dr. von Nördlinger in Tübingen“, direkt zu fenden, der forftlichen Berſuchs⸗ 
anftalt zu Eberswalde aber von der erfolgten Weberfendung Mittheilung zu 
machen. 
Sollte die beiliegende Anzahl der fraglichen Anweiſung für den dortigen 
Bezirk nicht ausreichend fein, ſo wolle die Königliche Regierung (Finanz⸗Direltion) 
die Ueberſendung des Mehrbedarfs bier beantragen. 

Der Minifier für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 

Lucius. 


Unterſuchung der techniſchen Eigenfchaften von Hölzern in ber forft- 
lichen Berſuchswerkſtätte der Univerfität Tübingen 

erfordert aus dem untern Theile des Stammes, gewöhnlid 1—2m über dem 
Boden, womöglid aus mehreren Bäumen genommene, geradfajerige, Inotenfreie, 
durchaus gefunde Spälter von 1,25 m, im unglnftigften alle nur 1m Länge. 

Bon den aufgejpaltenen Bäumen ift anzugeben, wo, in welcher Lage, auf 
welchem Boden, befonders aber ob fie im Freiftand oder im Schluß erwachfen 
find. — 

Numerirung der Stücke mit einem Riſſer und VBerzeichniß in einer Lifte, um 
Berwechſelungen zu vermeiden. 

Sendung womöglich zur fälteren Jahreszeit. 

Zübiugen, im November 1881. 


gez. Nördlinger. 


Bemerkung. 


Die Anbauverſuche erſtreden ſich auf folgende Holzarten, und zwar: 

Klafſe a (in größerem Umfang anzubauen). 
Pinus rigida (Miller), Bechtiefer, 
Abies Duglasii (Lindley), Douglastanne, 
Abies Nordmanniana (Steven, Link), Rordmannstanne, 
Thuya gigantea (Nuttall), Riejen-Lebensbaum, 
Carya alba (Nuttall), Weiße Hidory, 
Juglans nigra (Linn), Schwarze Wallnuf. 

Klaffe b (in geringerem Umfang anzubauen). 
Pinus ponderosa (Douglas), ®elbe Kiefer, 
Pinus Jeffreyi (Oreg. comm.), Jeffrey's Kiefer, 
Pinus Laricio (Poiret) var. corsicana, Korſiſche Schwarzfiefer, 
Picea Sitchensis (Carriöre), Sitdha-Fichte, 
Cupressus Lawsoniana (Murray), Lawſon's Cypreſſe, 
Juniperus virginiana (Linne), Virginiſcher Wacholder, 
Acer Californicum (Torrey, Gray), Kalifornifher Ahorn, 
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Acer Saccharinum (Wangenheim), Zuderahorn, 

Acer dasycarpum (Ehrhart), Weißer Ahorn, 

Betula lenta (Linne), Hainenblättrige Birke, 

Carya amara (Michaux), Bitternuß-Hidory, 

Carya aquatica (Michaux), Sumpf-Hidory, 

Carya tomentosa (Nuttall, Michaux), Weißhaarige Hidory, 
Carya porcina (Nuttall, Michaux), Glattblättrige Hidory, 
Quercus rubra (Linne), Rotheiche, 

Populus serotina (Th. Hartig), Späte canadifche Pappel, 
Populus monilifera (Aiton), ®emeine canadiſche Bappel. 


Horft- und Jagdſchutz und Strafweſen. Forſt⸗ und 
Jagdrecht. 
41 


Die Beſtellung Königlicher Forſtſchutzbeamten zu Hülfsbeamten 
der Staatsanwaltſchaften betreffend. 
Berlin, den 23. November 1881. 
Am Anſchluſſe an uufern Gircular-Erlaß vom 15. September 1879*ı, be- 
treffend die Ausführung des 8 153 Abſatz 2 des deutſchen Gerichtsverfaffungs- 
Gejeges vom 27. Januar 1877 wollen wir die nachſtehend benanuten Königlichen 
Forftichugbeamten: 
Nevierförfter, Hegemeifter, Förſter, Forſtaufſeher und Forfihülfsjäger, 
fowie diejenigen Waldwärter, welche auf Yorftauftellungsberechtigung 
nad den Beftimmungen des Megulativg vom 15. Februar 1879 **) 
dienen, 

hiermit zu Hülfsbeamten der Staatdanwaltichaft beftellen. 

Ew. :c. ſetzen wir hiervon mit dem ergebenften Erſuchen in Kenntniß, dafür 
zu forgen, daß die vorfiehende Anorbnung durch das Amtsblatt publizirt wird. 


Der Minifter des Innern. Der Yuftiz-Minifter. 
v. Buttlamer. j Friedberg. 








42. 
Die Verhütung von Waldbränden aus Anlaß der Truppenbivaks 
betreffend. 


Cire.⸗ Berfg. des Minifters für Landwirtbichaft x. an fümmtlihe Königlihe Regierungen, 
esch. derjenigen zu Sigmaringen unb 7 pie Königlihe Finanz⸗ Direktion zu Hannover. 
. 581. 
Berlin, den 23. Januar 1882. 

Der Königlichen Regierung (Tyinanz- Direktion) laſſe ich hierneben zur Kennt» 
nißnahme Abfchrift der Gircular-Berfügung des Herrn Kriegsminiftiers vom 
5. Januar d. Is. (Nr. 659/12. A. 1.), betreffend die Berhütung von Wald- 
bränden aus Anlaß der Truppen-Bivats, zugehen. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


*) ©. Jahrb. Bd. XI. ©. 180 Art. 41. 
*+) ©. Jahrb. 8b. XL ©. 1 Art. 1. 
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Berlin, den 5. Januar 1881. 

Seitens des Herrn Minifters für Landwirtbichaft, Domänen und Forſten 
it der Wunfch geäußert morden, daß den Oberförftern von beabfichtigten Bivaks 
der Truppen in fisfalifhen Waldungen in Zukunft rechtzeitig Kenntniß gegeben 
werden möchte, damit die erforderlichen Vorkehrungen gegen Feuersgefahr ge- 
troffen werden können. 

Derjelbe führt gleichzeitig an, daß aus Beranlafiung zahlreicher Waldbräude 
unter dem 27. Mai v. %8.*) an die betreffenden Brovinzialbehörden die Weifung 
ergangen ift, die Torfibeamten zu emergifher Handhabung der zum Schub der 
Baldungen gegen TFeuersgefahr erlaffenen Beſtimmungen anzuhalten. 

Wenn aud die nothwendige VBerädfihtigung der militärifchen Interefſen 
nicht in allen Fällen eine vorherige Anzeige ermöglicht und eine foldhe nament- 
lic) bezüglich der während der Herbſtübungen ftattfindenden Bivals im Allge- 
meinen nicht thunlich if, da die Bivalspläge dann mit Nüdfiht auf den Aus- 
gang des Gefechts gewählt werden müflen, jo ift e8 doch als dringend wünſchens⸗ 
werth zu bezeichnen, daß im Uebrigen dem betreffenden Wunfche des Herrn Mi- 
niſters für Landwirihſchaft 2c., ſoweit irgend angängig, Folge gegeben wird. 

Eine rechtzeitige Anzeige wird fih bezüglich derjenigen Bivaks ermöglichen 
Laffen, welche bei Felddienſtübungen einzelner Zruppentheile in der Nähe der 
Garnifonen, jowie bebufs Abhaltung von Schiegübungen im Terrain bezogen 
werden, und zum Theil aud bei den garnifonweifen Uebungen mit gemifchten 
Waffen. 

Das Königliche General⸗Kommando erſucht daher das Kriegs⸗Miniſterinm 
ergebenſt, auf ein entſprechendes Verfahren der unterſtellten Truppentheile ge⸗ 
fälligfſt hinwirken zu wollen und darf die geeignete weitere Beranlaffung auheim⸗ 


ſtellen. 
Keriegs⸗Miniſterium. 
gez. v. Kameke. 
An ſämmtliche Königliche General⸗Kommandos. 
ad Nr. 669,12. A. I. 


48. 


Bekanntmachung der Königlichen Regierung zu Potsdam, betr. 
die nad; $ 14 des Sorfidiebftahlsgefekes vom 15. April 1878 an 
Stelle der Gefängnißftrafe tretenden Forft- oder Gemeinde⸗ 
Arbeiten. 

(Amtsblatt Stüd 6, S. 55 ff.) 

Nach $ 14 des Forſtdiebſtahlgeſetzes vom 15. April 1878 — Geſetz-⸗Samml. 
©. 222**) — Tann ftatt der zu verhängenden Gefängnißftrafe der Verurtheilte 
während der für diefelbe beftimmten Dauer, auch ohne in einer Gefangenanftalt 
eingeichloffen zu werden, zu Forſt⸗ oder Gemeinde-Arbeiten, welche feinen Fähig⸗ 
teiten und Berhältniffen angemeffen find, angehalten werden. 
om: Jehrb. Bb. XIII. ©. 286 Art. 93. 

*) Jahrb. Bd. X. ©. 48 ärt. 12. 
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Die näheren Befimmungen wegen der zu leitenden Arbeiten fiud auf Grund 
des 8 14 Abſ. 2 a. a. D. von uns zu treffen. 

Demgemäß beftiimmen wir hiermit unter Aufhebung der Belanntmadung 
vom 26. Dftober 1853 — Amtsblatt Seite 410 — und vom 7. Auguft 1851 
— Amtsblatt Seite 294 — für den Regierungsbezirk Potsdam über die Voll⸗ 
firedung der an Stelle der im $ 13 a. a. D. vorgefehenen Befängnißftrafe zu 
verbüßenden Forſt- und Gemeinde-Arbeiten Tyolgendes: 

Art. 1. Das Gericht ftellt dem beſchädigten Waldeigenthümer, in König- 
lichen Forſten dem Oberförfter, eine nach DOrtichaften geordnete, namentliche Lifte 
der zur Forfiftrafarbeit zu überweifenden Forſtfrevler mit der Aufforderung zu, 
binnen 14 Tagen nachzuweiſen, daß Gelegenheit zur Forſtarbeit nad) 5 14 des 
Geſetzes vorhanden iſt. ($ 34 F.D.⸗G). 

Zur Bereinfahung des Geſchäftsganges und Beſchleunigung des Verfahrens 
it es aber auch zuläffig, daß der beichädigte Waldeigentbiimer bezw. deifen 
Bertreter ein für allemal den Nachweis führt, daß in den betreffenden Forſt⸗ 
revieren jeder Zeil Gelegenheit zu Forſtarbeiten vorhanden ifl, melde deu 
Fähigkeiten und Verhältniſſen der Sträflinge angemeflen find, bezw. daß der- 
jelbe ein für allemal die Erklärung abgiebt, daß er auf Ableitung der Forft- 
arbeiten verzichtet. 

Iſt dieſer Nachweis nicht binnen der geftellten Friſt oder nicht ein für alle- 
mal geführt, oder if ein für allemal auf Ableiftung der Strafarbeit verzichtet, 
fo kann das Gericht die Berurtheilten dur) Bermittelung der Landräthe zu Ge⸗ 
meindearbeiten anhalten lafjen. Zur Ausführung derjeiben werden die Land- 
räthe die Strafarbeiter den Drts-Polizei-Bebörden unterflellen. Wenn auch zu 
Gemeinde-Arbeiten keine Gelegenheit ift, führt das Gericht die VBollfiredung der 
Gefäugnißftrafe herbei. 

Art. 2. Sind dem Berichte dagegen geeignete Arbeiten rechtzeitig nachge- 
wiejen worden, fo bat die Ausführung derjelben, wenn die Ueberweiſung der 
Berurtheilten in die Monate November bis März einſchl. fält, fpäteftens bis 
zum 15. Mai, fonft innerhalb 6 Wochen nach der Ueberweiſung zu erfolgen. 

Sonn- und Feſttage find von Strafarbeiten ausgefchlofien. 

Art. 3. Behufs Beſtellung der Sträflinge fertigt der Waldeigenthümer oder 
deſſen von ihm beftinimter Beamte, Behörde oder Beauftragter, für Königliche 
Forften der Oberförfter, aus den Ueberweijungsliften (Art. 1) nad Ortjchaften 
getrennte und namentliche Berzeichniffe an, in welchen anzugeben ifl, wann, wo, 
zu weldyer Arbeit und mit welchen Werkzeugen die Sträflinge ſich einzufinden 
und bei wem diefelben fi) dort zu melden haben. Andere als landesübliche 
Geräthichaften dürfen nicht gefordert werben. 

Art. 4. Diefe Berzeichniffe (Art. 3) werden den betreffenden Orts⸗ bezw. 
Gutsvorſtehern mindeftens 8 Tage vor der Arbeitszeit mit dem Erſuchen zuge. 
ftellt, die benannten Sträflinge zur pünktlichen Geſtellung mit der Verwarnung 
anzumeifen, daß die gar nicht oder nicht pünktlich mit den vorgefchriebenen Werk⸗ 
zeugen Erjcheinenden dem Gerichte behufs Vollſtreckung der Gefängnißftrafe fofort 
werden übermwiefen werden. 

Auf Grund der Beftellungstiften bewirkt der Guts⸗ bezw. Ortsvorſteher die 
Beitellung unter obiger Berwarnung, befcheinigt die geichehene Beftellung und 
jendet die Lifte binnen längſtens 5 Tagen nah Empfang an den erjuchendeu 
Beamten, bezw. Behörde oder Beauftragten zurück. 
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Art. 5. Befinden fi) unter den Sträflingen ſolche, welche 

1) wegen zu boben Alter — bei Männern tiber 60, bei frauen über 
50 Jahre — megen Förperlicher Gebrechen, anhaltender Krankheit oder 
wegen mangelnder Werkzeuge keine Arbeit verrichten können oder 

2) zu den Ortsarmen gehören, fo ftellen die Orts» bezw. Gutsvorſteher 
hierüber Attefte aus und fenden ſolche binnen längftens 5 Tagen nad 
dent Empfange der Berzeichniffe und gleichzeitig mit diefen an die er- 
judende Stelle ein, welche das Weitere wegen Vollfiredung der Ge⸗ 
fängnißftrafe an ten Arbeitsunfähigen ꝛc. zu veranlaffen hat. 

Art. 6. Die nicht pünktlich oder ohne die vorgefchriebenen Werkzeuge Er- 
ſcheinenden, fowie diejenigen Sträflinge, welche den Anordnungen der die Arbeit 
leitenden oder beauffichtigenden Berfonen nicht Folge leiften, oder die ihnen zu⸗ 
gewiefene Arbeit fchlecht oder unvollſtändig verrichten, find fofort zu entlaflen 
und ebenfo wie die Nichterjchienenen dem Gerichte behufs Bollfiredung der Ge⸗ 
fängnißfirafe anzuzeigen. Eine Anrechnung der geleifteten Arbeiten auf die zu 
verbüßende Gefängnißftrafe findet, fofern nicht volle Tagewerke (fiehe Anlage) 
aufgewiefen werden können, nicht ftatt. 

Art. 7. Die Dauer der Strafarbeit beträgt ausſchließlich der üblichen 
Paufen in den Monaten April bis mit September 10, in den anderen Monaten 
8 Stunden. Doch können nah Ermeffen desjenigen, welchem die Strafarbeit zu 
Bute kommt, in Königl. Forſten des Oberförfters, dem Sträflinge nad) der am 
Schluſſe befindlihen Aufammenftellung beftimmte Tagewerke dergeftalt aufgegeben 
werden, daß derfelbe, fobald er die ihm aufgetragenen Arbeiten ohne fremde Hülfe 
und vorfriftsmäßig ausgeführt bat, auch fchon vor Ablauf der Strafarbeitszeit 
entlaffen werden kann. 

Art. 8. Für die Belöftigung während der Strafarbeit haben die Sträf- 
linge ſelbſt zu forgen. 

Art. 9. Die Ausfezung oder Theilung der Strafarbeit ift ohne gerichtliche 
Genehmigung nur dann zuläffig, wenn Erkrankung des Sträflings oder andere 
zwingende Umftände die Aus- bezw. Fortführung der Arbeit verhindern. Doc) 
find in diefem Falle dem Gerichte fpäter beziigliche Beſcheinigungen des Ober⸗ 
förfter8 bezw. der Polizei- oder Ortsbehörde vorzulegen. 

Art. 10. Nach Ableiftung der Arbeit find die Ueberweiſungsliſten ſpäteſtens 
8 Tage nach Ablauf der in Art. 2 geftellten Ausführungsfriften mit der vom 
Waldeigenthiimer, in Königlichen Forſten von Oberförfter ertheilten Beſcheini⸗ 
gung fiber die Ableitung bezw. Nichtableiftung der Strafarbeit an das Gericht 
zur weiteren Beranlaffung zuriid zu reichen. 

Borftehende in den Artikeln 1 bis 10 enthaltenen Beſtimmungen, fowie die 
nachfolgende Zufammenftellung find in den Forſtgerichts⸗Lokalen durch Aushang 
befannt zu machen. 

Potsdam und Berlin, den 24. Januar 1882. 


Der Megierungs-Präfident Der Ober⸗Staatsanwalt 
von Neefe. von Luck. 
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Zufammenftlellung. 
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Ord.| Art und Bezeichnung 














Betrag der Tagesarbeit 
Maaß⸗ 
aaß nach Maßgabe der Beſchaffen⸗ 


Bemer⸗ 
fungen 


Nr. ber Arbeit. einheit. beit des Bodens, 





Sand und; Pergl. mit jehr Reinigt 
I. Grabenarbeiten. fandiger | Steinen | Warzeln 


od. Lehm | pur 
sehn. | boden. | madhfen. 


a Für Männer. 

1 Es find zu heben . .| cbm 10 75 5 

B. Aufräumung ver— | 

fallener Gräben und 

verwachſener Bäche. 
2 Es find zu heben . .| cbm 8 6 4 

C. Umgraben des Bo- 

dens mitdem Spaten. 
3 Es find umzugraben auf 


A. Anfertigung neuer 
Gräben. 


15—20 cm Tiefe .| qm 120 90 60 
D. Graben von 
Pflanzlöchern. 
4 Es find zu heben. . .| cbm 10 7,5 5 


Ea. Graben und Auf- 
werfen von Grenz— 
bügeln und Belegen 
derjelben mit Raſen. 
5 Es find zu heben. . . 
b. Herftellen verfal- 
lener Örenzbügel. ebm 10 78 d 
6 Es find zu heben. . . 


II. Sadarbeiten. 
Durchhacken 
der Bodendecke auf 
10—15 cm Tiefe 


7 Es find umzubaden. .| qm 140 105 70 
b. Für Frauen und Mäd— 


ben über 16 Jahr und für 
Knaben von über 16 bis 18 Jahr 
it das Maß der vorftehenden 
Zagewerle um den dritten Theil 
zu ermäßigen. 
c. Für Knaben md Mäp: 
hen von 14 bis 16 Jahr ift 
das Maß des Männertagewerks 
um die Hälfte zu ermäßigen. 
Potsdam und Berlin, den 24. Januar 1882. 
Der Regierungs-Präfident Der Ober-Staatsantwalt 
von Neefe. von Luck. 





44. 


Bekanntmachung der Minifterial-Erklärung vom 26. Anguſt 1881, 
betreffend die Aufhebung der zwifchen der Königlich Preußifdzen 
und der Königlich Württembergiſchen Regierung getroffenen 


Webereinkunft vom 2 ertember 1864 wegen Beſtrafung der 


14. Dezember 
Forft-, Iagd-, Feld- und Fifcyerei-Frevel in den beiderfeitigen 
Grenzgebieten. 
Miniſterial-Erklärung. 


Im Hinblick auf die am 1. Oktober 1879 in Kraft getretenen Reichsjuſtiz⸗ 
Geſetze iſt zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Königlich Württember⸗ 
giſchen Regierung ein Einverſtändniß darüber erzielt worden, daß die zwiſchen 

27. September 
14. Dezember 1864 abge- 
fchloffene Webereintunft wegen Beftrafung der Forſt⸗, Jagd⸗, Feld⸗ und Fiſcherei⸗ 
Frevel in den beiderfeitigen Brenzgebieten als außer Wirkſamkeit getreten anzu⸗ 
ſehen ſei. 

Zur Urkund deſſen iſt die gegenwärtige Miniſterial⸗Erklärung anetzeſtellt 
worden, um gegen eine entſprechende Erklärung des Königlich Württember- 
giſchen Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten ausgemwechjelt zu werben. 


Berlin, den 26. Auguft 1881. 
Der Königlich Preuftiche Minifter ber auswärtigen 
Angelegenheiten. 
(L. S.) In Bertretung: Buſch. 


den Königreichen Preußen und Württemberg unterm 


Vorſtehende Miniſterial⸗Erklärung wird, nachdem fie gegen eine überein⸗ 
ſtimmende Erklärung des Königlich Württembergiſchen Miniſterinums der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten vom 26. April 1881 ausgewechſelt worden, hierdurch 
zur Öffentliden Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 9. Februar 1882. 
Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: Buſch. 


AB. 


Entziehung der Erlanbniß mm Betriebe der Gafl- und Schank- 
wirthſchaft wegen wiederholten Forftdiebftahls. 
Erkenntniß des Oberverwaltungsgerichts vom 5. Oltober 1881. 


Der Gaſtwirth S. in dem Dorfe S. N. war feit dem Jahre 1875 wegen. 
fünf verfchiedener Holzdiebftähle beftraft und zulegt durch jchöffengerichtliches 
Urtheil vom 24. Juni 1880 wegen Forſtdiebſtahls im wiederholten dritten Rück⸗ 
fall zu 30 Mark event. 10 Tagen Gefängniß und einer Zufatfirafe von 10 Tagen 
Gefängniß rechtskräftig verurtbeilt. 
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Der Amtsporfieher des Bezirks nahm daraus Beranlaffung, gegen ©. bei 
dem zufländigen Kreisausfhuß auf Grund der 88 53. 331 der Reichs⸗Gewerbe⸗ 
ordnung und des $ 133 Abi. 2 des Yuftändigleitsgefeges vom 26. Juli 1876*) 
Klage anf Entziehung der Conceffion zum Betriebe der Gafl- und Schanfwirth- 
ſchaft anzuftellen. 

Der SKlageantrag wurde durch Erkenntniß des Kreisausfchufles zurld- 
gewieſen. 

Auf die von dem Amtsvorſteher eingelegte Berufung erkannte das Bezirks⸗ 
verwaltungsgericht unter Aufhebung der erſten Entſcheidung auf Gonceffions- 
Entziehung gegen S. und die von dem Leßteren dagegen noch eingelegte Revifton 
wurde dur Erienntnig des Oberverwaltungsgerichts vom 5. Oktober 18831 zu⸗ 
rüdgewiejen. 

Das Bezirlsverwaltungsgericht begründet feine Entſcheidung dahin: 

Es mußte auf Concejfions-Entziehung erkannt werden, da die nachgewiejenen 
Straffälle eine folhe Neigung zum Holzdiebftahl darthun, daß die Annahme 
durchaus gerechtfertigt erjcheint, e8 werde der Berufsverllagte fein Gewerbe 
als Gaſtwirth anch zur Heblerei und zur Beförderung des Holzdiebftahls miß- 
brauden. Der Umftand, daß bei dem bisherigen Gewerbebetriebe des Beklagten 
die wirkliche Ausübung der Hehlerei noch nicht erwiejen ift, ift bei der Anwen⸗ 
dung der 88 33 und 53 der Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung nicht von wejentlichem 
Einfluß, vielmehr fragt es fich nur, ob der Bellagte durch fein Verhalten über⸗ 
haupt zu der Bejorgniß Anlaß giebt, daß er das Gewerbe zur Hehlerei miß- 
brauchen werbe. Und in diefer Beziehung Tonnte fiber die Berechtigung zu der 
fraglichen Beforgniß kein Zweifel obmwalten, da der Beklagte bei den vielfach und 
trog empfindlider Strafen bis in die neuefte Beit ausgetibten Forfidiebftählen 
um jo weniger die erforderliche Garantie für den orbnungsmäßigen Gaftwirth- 
fhaftsbetrieb in der Zukunft gewährt, als die Neigung zu Forſtdiebſtählen in 
der dortigen Ortjchaft, wie die große Zahl der jährlich erfolgenden Anzeigen 
darthut (150 Anzeigefälle bei 450 Einwohnern) eine weit verbreitete iſt und er- 
fahrungsmäßig die Zuſammenkünfte in den Schänfen zur Berabredung und Unter- 
nehmung neuer Angriffe auf die Forſt benutzt werden. 

Diefe Grlinde find von dem Oberverwaltungsgericht gebilligt. Daffelbe 
führt aus: Es feien die gegen den Bellagten vorliegenden Thatſachen, da fie in 
Bergehen gegen das Eigenthum beftänden, unzweifelhaft an fich geeignet, die 
Annahme zu rechtfertigen, daß der Bellagte fein Gewerbe als Gaſtwirth zur 
Förderung der Hehlerei mißbrauchen werde. Im Uebrigen aber entziehe fidh die 
Frage, ob die von dem Bellagten verübten ftrafbaren Handlungen für ausreichend 


*) Die Beitimmungen Iauten im Auszug: 

8 53. (e8) lönnen die in den 88 — — 83 — — bezeichneten Genehmigungen — — zu⸗ 
rädgenommen werden, wenn aus Handlungen oder Unterlaffungen bes Inhabers 
ber Mangel derjenigen Eigenfchaften, welche bei ber @rtheilung ber Genehmigung 
— — nad) der Borfcrift dieſes Geſezes vorausgeſetzt werben mußten, Har erhellt. 

8 33. Wer GSaftwirthichaft, Schantwirthichaft oder — — betreiben will, bedarf dazu 
ber Erlaubniß. Dieſe Erlaubniß ift nur bann zu verfagen: 

1. wenn gegen ben Rachſuchenden Thatfachen vorliegen, welche die Annahme recht» 
fertigen, daB er dad Wewerbe zur Körderung der Wöllerei, bes verbotenen 
Spiels, der Hehlerei oder der Unfittlichleit mißbrauchen werbe. 

8 183. Der ſtreisausſchuß — — entſcheidet auf Klage der zuflänbigen Behörde: 

2, über die Burüdnahme von Konceifionen zum Betriebe ber Gaſt⸗ und Schant- 
wirthſchaft — — 
Sahrb. d. Br. Forſt⸗ und Jagd⸗Geſetzg. XIV, 8 
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zu erachten feien, um bier von der nad $ 53 der Gewerbeordnung zuläffigen 
Conceffions-Entziehung Gebrauch zu machen, der Prüfung des Revifionsrichters, 
da die Beantwortung diefer Trage lediglich auf thatfächlichem @ebiet Tiege. 

N. 


46. 
Förfter. Diebftahl. 

Erkenntniß des Reichsgerichts (II. Strafjenat) vom 2. Dezember 1581. 

Ein ſtädtiſcher Förfter, welcher zugerichtetes Holz aus dem 
feiner amtliden Obhut anvertrauten Walde widerredhtlich ent- 
nimmt und ſich zueignet, begeht feine Unterfhlagung, fondern 
Diebftapl, fofern nit durch befondere Umftände dargethan wird, 
daß ihm der Gewahrſam an diefem Holze Übertragen war. 

Es wird ausgeführt: Die Anftelung eines Förfter® und die Einführung 
deffelben entziehe an fih dem Dienſtherrn nicht die phyſiſche Möglichkeit, über 
den Wald und die Erzeugniffe deffelben mit Ausſchluß Anderer zu verfügen, 
gewähre alfo dem Förſter zwar die Obhut, aber weder den Beflt, noch den 
Gewahrfam des Waldes oder der Beftandtheile deffelben. 

(Rechtſprechung 2c. Bd. III. ©. 768.) 

Die Entfeheidung entipricht der bisherigen Preußijchen Praris (cf. Erfennt- 

niß des Ob.-Trib. vom 12. April 1865. — Euntſch. Bo. 30 ©. 853, M. 


47. 
Tödtung von Hunden. Jagdberechtigter. 

Erkenntniß des Reichsgerichts (III. Strafſ.) vom 17. Dezember 1881. 

Die im 8 65. II. 16 A. &-R. dem Jagdberechtigten ertheilte Be— 
fugniß, ungefnüppelte gemeine Hunde, die auf Jagdrevieren um- 
berlaufen, zu tödten, ſteht nur dem Jagdberechtigten, nicht aber 
ohne weiteres jeder anderen mit dem Schute des Reviers beauf- 
tragten Perſon zu. 

Die Befugniß erfiredt fih nihtauf freiumberlaufende Hunde, 
die fi unter der unmittelbaren Auffiht eines Menſchen be- 
finden. 

(Rechtſprechung zc. Bd. IIL ©. 810). 

Die ausgemworfenen Rechtsſätze entiprechen der bisherigen Preußifchen Praxis 
(cf. Ertenntniffe des Obertribunals von 8. Mai 1874 — Oppenboff, Rechtſpr. zc. 
Bd. XV. ©. 296 — vom 3. Februar 1865 — a. a. D. Br. V. S. 462 — und 
vom 23. September 1870 — a. a. ©. Bd. XI. ©. 477. N. 


Perſonalien. 
48 


Veränderungen im Königl. Forſt- und Jagdverwaltungs Perſonal 
vom 1. Jannar bis ult. März 1882. 
(Im Anflug an ben Art, 23 ©, 63 bis. Bos.) 
IL Bei der Eentral-Berwaltung und den Forſt⸗Akademien. 
Leonhardt, Amtsgerichtsrath, bisher mit Haltung der Borlefungen über Rechts» 
funde bei der Forſtakademie zu Winden betraut, geftorben. 
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Der bisherige Bureau-Diätarius Kreutzer ift zum Geb. erpedirenden Selretär 
und Calculator bei der Eentral-Berwaltung ernannt worden. 


II. Bei den Provinzial-Berwaltungen der Staatsforften. 
A. Geftorben: 
Meier, Forftmeifter zu Coblenz. 
B. Berfegt ohne Aenderung des Amtscharacters: 
Met, Oberförfter, von Landed, Reg.⸗Bez. Marienwerder, nach Neuhäufel, Reg.» 
Bez. MWieshaden. 
Jericho, Oberförfter, von Heifebed, Neg.-Bez. Caffel, auf die Oberfürfterftelle 
Welfchneudorf, mit dem Amtsfige zu Diontabaur, Reg.Bez. Wiesbaden. 


C. Zu Oberförftern ernannt und mit Beftallung verfehen find: 

Tree, Oberf.. Kand. (bisher Hülfsarbeiter bei der Fin.:Dir. Hannover) zu 
Kirchberg, Reg »Bez. Coblenz. 

Meyer, Oberf-Kand. zu Heifebed, NReg.-Bez. Caſſel. 

Godberſen, Oberf. Kand. und Yeldjäger- Lieutenant zu Landed, Reg.Bez. 
Marienwerbder. 


D. Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurden berufen: 
Stiver, Oberf.-Kand., nad Hannover. 
E. Berwaltungd-Aenderungen: 


Der Oberförflerei Liepe, Neg.-Bez. Potsdam, in ihrer neuen Abgrenzung ifl, dem 
Site Des Revierverwalters entprehend, der Name „Chorin“ beigelegt 
worden. 

Die Berwaltung der Staatsforften in den Reg.Bez. Cöln und Diffeldorf ift 
dahin geregelt worden, daß dem in Düffeldorf angeftellten Oberforfimeifter 
ſämmtliche Oberforftmeiftergefhäfte im Reg.Bez. Cöln mit übertragen, die 
Torftmeiftergefehäfte im legteren Bezirk von dem daſelbſt angeftellten Forft- 
meifter zu bearbeiten find. 

Die Liften der Reſervejäger der Klaffe AI und ber forfiverforgungs.- 
berechtigten Anwärter find ebenjo wie die Anciennetätslifte der Förfter für 
die beiden Bezirke forten gemeinſchaftlich zu führen, fo daß aljo für die 
Folge beide Bezirke bezüglich der Anmeldung und Anftelung der Reſerve⸗ 
jäger und Anmärter der Klafſe AI, fowie der Bertheilung der Förſter in 
die einzelnen Gehaltsflaffen nur einen Direltionsbezirk bilden. 

Zum 1. Juli 188% wird der Verwalter der Oberförfterei Rehrhof, Prov. Han- 
nover, feinen Wohnfig von Rehrhof nach Munfter verlegen und von dieſem 
Zeitpunkt ab die Oberförfterei den Namen Munfter führen. 

Der Name der Oberförfterei Battenfeld, Reg.-Bez Wiesbaden, if, dem jetigen 
Wohnfite des Oberförfters entfprechend, in Battenberg umgeändert worden. 

Der Name der bisherigen Oberförfterei Himmelpfort-Of, Reg.⸗Vez. Potsdam, 
ift in Himmelpfort, und der der Oberförfterei Himmelpfort-Weft, dem jeßigen 
Wohnfitze des Oberförſters entjprehend, in Neu-Thymen umgeän dert 
‘worden. 


F, Zum Revierförfter wurde definitiv ernannt: 
Freinatis, Hegemeifter zu Launau, Oberf. Wichertshof, R.-B. Königsberg. 
8* 
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G. Als interimiftifhe Nevierförfter wurden berufen: 
Teich, Förſter zu Hemmerath, Oberf. Wittlich, Reg⸗Bez. Trier. 
Schroedter, Förfter zu Grünthal, Oberf. Buchberg, Reg.-Bez. Danzig. 


H. Zum wirfliden Hegemeifter wurde befördert: 
Hoffmann, Förfter zu Schwarz⸗Collm, Oberf. Hoyerswerda, Reg.⸗Bez. Liegnitz. 


J. Den Eharalter als Hegemeifter haben erhalten: 
Lindenberg, Förfter zu Tegelgrund, Oberf. Tegel, Reg.-Bez. Potsdam. 
Baumann, Förfter zu Kotfhanowig, Ober. Bodland, Neg.-Bez. Oppeln. 
Habeder, Förfter zu Kopaline, Oberf. Scelig, Reg.-Bez. Oppeln. 
Ballerſtaedt, Yörfter zu Wittomin, Oberf. Kielau, Reg.Bez. Danzig. 


49. 
Orden®-Berleihungen. 


an Forft- und Jagdbeamte vom 1. Ianıtar bis ult. März 1882. 
(Im Anflug an ben Artikel 24 S. 56 bie. Bb8.) 


A. Der Rothe Adler-Orden II. Klaffe mit Eihenlaub: 
Gumtau, Oberforfimeifter zu Stettin (mit der Zahl 50). 
TZramnig, Oberforfmeifter zu Breslau (desgl.). 


B. Der Rothe Adler-Drden III. Klajfe. 


@igenbrodt, Öberforftmeifter zu Coblenz (mit der Schleife). 

Mechow, Oberförfter zu Jävenitz, Neg.-Bez. Magdeburg (mit der Zahl 50). 
C. Der Rothe Adler-Orden IV. Klaſſe. 

Gronau, Oberförfter zu Marienwalde, Reg.⸗Bez. Frankfurt. 

Nobiling, Forftmeifter zu Aachen. 

Ritz, Oberförfter zu Regenthin, Reg.⸗Bez. Frankfurt. 

Schwarz, Oberforftmeifter zu Coslin. 

Tobias, Oberförfter zu Schlettftadt, Elſaß⸗Lothringen. 

MWendroth, Oberförfter zu Alt-Ehriftburg, Reg.-Bez. Königsberg. 

Wieſe, Forfimeifter zu Gumbinnen. 

Barkhauſen, Forfimeifter zu Hannover (mit der Zahl 50). 

Miller, Oberförfter zu Diezhaufen, Reg. Bez. Erfurt (mit der Zahl 50). 


D. Der Kronen-Orden IIL Klafje: 
Cochius, Forftmeifter zu Magdeburg. 


E. Der Kronen-Drden IV. Kaffe: 
von Blumen, Forſtmeiſter zu Potsdam. 
Freiherr von Schleinig, Oberförfter zu Grunewald, Reg.Bez. Potsdam. 
Koerber, Hegemeifter zu Caſtaven, Oberf. Himmelpfort-Weft (Neu-Thymen), 
Reg.⸗Bez. Potsdam (mit der Zahl 50). 
Adrian, Hegemeifter zu Bülow, Oberf. Carthaus, Reg.⸗Bez. Danzig (de3gl.). 
F. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 
Heine, Forfiihußgehülfe zu Groß-Doehren, Oberf. Wiedelah, Prod. Hannover 
(beim Ausſcheiden aus dem Dienfte). 
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Bod, Förſter zu Maienpfuhl, Oberf. Freienwalde, Reg.-Bez. Potsdam. 

El witz, Förſter zu Lipnid, Oberf. Reußwalde, Reg.⸗Bez. Königsberg. 

Engel, Förſter zu Glambeck, Oberf. Glambeck, Reg.-Bez. Potsdam. 

Fickert, Förſter zu Holzdorf, Oberf. Thiergarten, Reg.⸗Bez. Merſeburg. 

Freyholz, Förſter zu Grammentin, Oberf. Grammentin, Reg.Bez. Stettin. 

Goebel, Waldwärter und Oberholzhauer zu Erlau, Oberf. Schleuſingen, Reg.⸗ 
Bez. Erfurt. 

Groeſſer, Wildmeiſter zu Kl. Glinicke, im Dienſte Sr. Königl. Hoheit des 
Prinzen Karl. 

Hilgenberg, Revier-Förſter zu Roſenberg, Oberf. Drusken, Reg.-Bez. Königs⸗ 
berg. 

Junker, Tit.Hegemeiſter zu Forſthaus Zellach, Oberf. Hagenau⸗Weſt, Elſaß⸗ 
Lothringen. 

Kaderſch, Förſter zu Dolle, Oberf. Burgſtall, Reg.Bez. Magdeburg. 

Kieſeler, Förſter zu Ellerborn, Oberf. Börnichen, Reg.⸗Bez. Frankfurt. 

Klaunick, Förſter zu Szeldkehmen, Oberf. Warnen, Reg.⸗Bez. Gumbinnen. 

Kruſt, Gemeinde⸗Förſter zu Alt⸗Thann, Oberf. Thann, Elſaß⸗Lothringen. 

Kuenz, Gemeinde⸗Förſter zu Metzeral, Oberf. Münſter, Elſaß⸗Lothringen. 

Lindeckert, Gemeinde-Förfter zu Rappoltsweiler, Oberf. Rappoltsweiler, Elſaß⸗ 
Lothringen. 

Lohner, Gemeinde⸗Förſter zu Ebersmünſter, Oberf. Benfeld, Elſaß⸗Lothringen. 

Meinitz, Förſter zu Smortave, Oberf. Peiſterwitz, Neg.-Bez. Breslau. 

Romeick, Förſter zu Schnoppen, Oberf. Johannisburg, Reg.⸗Bez. Gumbinnen. 

Rüdiger, Förſter zu Staakow, Hausfideilommiß-Oberförfterei Staakow, Reg.⸗ 
Bez. Potsdam. 

Sacher, Förſter zu Wüſtemark, Hausfideikommiß⸗Oberförſterei Königs Wufter- 
hauſen, Neg.-Bez. Potsdam. 

Saſſe, Förſter zu Waldhaus, Oberf. Neumühl, Reg. Bez. Frankfurt. 

Schneider, Förſter zu Gürzenich, Oberf. Schevenhütte, Reg.Bez. Aachen. 

Schulz, Förſter zu Gardienen, Oberf. Foedersdorf, Reg.-Bez. Königsberg. 

Schulze, Förſter zu Pratau, Oberf. Rothehaus, Reg.Bez. DMerjeburg. 

Siegloch, Förſter zu Bornim, Oberf. Potsdam, Heg.Bez. Potsdam. 

Theile, Förſter zu Forſthaus Pechhütte, Hausfideikommiß⸗Oberförſterei Klein⸗ 
Waſſerburg, Reg.⸗Bez. Potsdam. 

Thoelken, Waldwärter zu Auguſtendorf, Oberf. Kuhſtedt, Prov. Hannover. 

Nolte, Oberholzhauer zu Schönhagen, Oberf. Nienover, Prov. Hannover. 

Beil l, Oberholzhauer zu Roſenthal, Oberf. Roſenthal, Reg.⸗Bez. Caſſel. 

Keller, Communalförſter zu Langenſeifen, Oberf. Schwalbach, Reg.⸗Bez. Wirs⸗ 
baden. 


F. Das Verdienſt⸗Ehrenzeichen für Rettung aus Gefahr: 
Art, Oberförfter zu Ibenhorſt, Reg.-Bez. Gumbinnen. 


G. Bon Sr. Ercellenz dem Herrn Minifter des Innern ift die 
Erinnerungs-Medaille für Rettung aus Gefahr verliehen 
worden: 


Dem Förfter Mertins zu Stirwith, Oberf. Ibenhorſt, Reg.» Bez. Gumbinnen, 
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HB. Die Erlaubniß zur Anlegung fremder Orden haben erhalten: 


bon Kujawa, Forfmeifter zu Merjeburg, Ritterkreuz erfter Klafle des Herzog- 

lich Sadfen-Erneftinifhen Hausordens und 
Mitterfreuz erſter Klaffe des Herzoglich Anhaltiſchen Hausordens Albrecht 

des Bären. 

Bekuhrs, Oberförfter zu Planken, Reg.Bez. Magdeburg, Ritterkrenz zweiter 
Kaffe des Herzoglih Anhaltiſchen Hausordens Albrecht des Bären. 

Mechow, Oberförfter zu Jaevenitz, Reg.Bez. Magdeburg, Ritterkrenz zweiter 
Klaffe des Herzoglich Sachfen-Erneftinifhen Hauscrdens. | 

von Alvensleben, Oberforfimeifter zu Potsdam, Kaiferlih Ruſſiſchen 
St. Annen-Orden zweiter Klaffe. 

Bitte, Oberförfter zu Gr. Schönebed, Reg.-Bez. Potsdam, Kaiſerlich Ruſſiſchen 
St. Annen-Orden dritter Kaffe. 

Sachſe, Oberförfter zu Gr. Schönebed, Oberf. Pechteich, Reg.⸗Bez. Potsdam, 
Kaiferlih Ruſſiſchen St. Stanislaus-Orden dritter Klaſſe. 

von Hoevel, Oberförfter zu Grimnig, Reg.Bez. Potsdam, desgl. 

Ballmanı, Oberförfter zu Goehrde, Oberförfterei Roetben, Brov. Hannover, 
desgl. 

Hild ebrandt, Oberforſtmeiſter zu Danzig, Kaiſerlich Ruſſiſchen St. Stanislaus⸗ 
Orden dritter Klaſſe. 


An Anerkennung lobenswerther Dienſtführung find von Seiner 
Ercellenz dem Herrn Minifter Ehrenportepees verlieben worden: 
Dem Förſter Weinert zu Friedewald, Oberf. Kirchen, R:B. Eoblenz. 

n „ Kraski zu Schulenburg, Oberf. Grudſchütz, R⸗Bez. Oppeln. 

„ „GHenkel zu Gräfenort, Oberf. Grudſchütz, Reg.Bez. Oppeln. 

» Blaſchke zu Gr. Starezin, Oberf. Darßlub, Reg.Bez. Danzig. 

"„»_ nn Bünger zu Rebberge, Oberf. Tegel, R.-B. Potsdam. 

„ » Woite zu Lehnin, Oberf. Lehnin, Reg.Bez. Potsdam. 

un Dalchow zu Alt-Thymen, Oberf. Himmelpfort-We, Reg. Bez. 

Potsdam. 

„ _  n Kühnas zu Neuhof, Oberf. Biederig, Reg.Bez. Magdeburg. 

”„» Fügener zu Thale, Oberf. Thale, Reg.⸗Bez. Magdedurg. 

n „ Feldhahn zu Horft, Oberf. Ziegenort, Reg.Bez. Stettin. 


Bei der Hoflammer der Königlihen Familiengüter find in An- 
erfennung lobensmwertber Dienftführung von Sr. Ercellenz dem 
Herrn Hausminifter Ehreuportepees verliehen worden: 

Dem Förſter Poſchetzky zu Forſthaus Gartzer Grenze, Oberf. Heinersdorf. 
n ri Lahndt zu Eichholz, Oberf. Kl. Wafferburg. 
n „ Bemlin zu Freidorf, Oberf: Staafom. 


Drudfehler in Heft 1 Band XIV. des Jahrbuchs: 
S. 52. In der erften Zeile des leiten Abfakes von Nr. 21 muß es 


ſtatt „enthaltenen“ heißen „enthaltene“ und ftatt „if“ nad dem Komma beißen 
„daß“. 
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Unterrihts- und Prüfungsweien. 
50. 


Drogramm der Forftlehrlingsfcyule zu Proskau*) 

Die Forftlehrlingsfchule zu Proslau hat den Zmed, jungen Leuten, melde 
ih für die unteren Stelle des Königlichen TForfidienftes ausbilden wollen, die 
im NRegulativ vom 15. Februar 1859**) 88 2 und folg. vorgefehene Lehrzeit 
ganz oder theilweife zu erſetzen. 

Aufnahme in die Anflalt finden daher ſowohl ſolche junge Leute, welche ihre 
Ausbildung in Gemäßheit des Regulativs vom 15. Februar 1879 an Stelle 
der ganzen Lehrzeit auf derfelben juchen, als auch folche, welche bereits ein 
Fahr der vorgefchriebenen zweijährigen Lehrzeit anderweitig abjolvirt haben und 
daher die Förfterlehrlingsichule nur ein Jahr zu befuchen brauchen. Die Lek- 
teren werden, um den Unterricht der Anftalt möglichft Vielen zu Theil werden 
zu lafjen, vorzugsweife berüdfichtigt, wenn die Zahl der Anmeldungen die auf 
16 beſchränkte Anzahl der Stellen überjchreitet. 

Maßgebend für die Aufnahme find die Beſtimmungen des Regulativs über 
Ausbildung, Prüfuug und Anftelung für die unteren Stellen des Forſtdienſtes 
in Verbindung mit dem Militärdienft im Jägercorps vom 15. Februar 1879, 
und zwar fpeciell die 88 2 bis 4 deſſelben. 

Die Auftalt ſteht unter einem Curatorium, deſſen Vorfigender der Ober⸗ 
forftmeifter des Bezirks if. Meldungen um Aufnahme find fpäteftens bis zum 
1. September jedes Jahres an den Direktor deffelben, den Königliden Ober. 
förfter Herrn Liebrecht in Proskau, zu richten. Der Meldung find beizufügen 
die im $ 2 des vorftehenden Regulativs vorgejchriebenen Zeugniſſe einſchließlich 
der von einem Königlichen Forſtmeiſter ausgeftellten Beſcheinigung über die De» 
fähigung zum Eintritt in die Lehre. 

Borläufige Anıneldungen, behufs Notirung in die Tifte der aufzunehmenden 
Zöglinge unter Vorbehalt demnäcdftiger Einreichung der vorftehend gedachten 
BZengniffe können bereits früher geſchehen. 

Die in dem erwähnten Regulativ $ 2 vorgefchriebene Meldung bei dem 
Oberforftmeifter des Bezirks wird dur die Meldung zum Eintritt in die Förfter- 
lehrlingsfchule nicht aufgehoben, muß vielmehr fpätefens bis zum 1. Juli vor 
dem beabfichtigten Eintritt in dieſelbe ftartfinden. Die Aufnahme findet nur am 
1. Oktober jedes Jahres ftatt. 

Die Anftalt ift Futernat, in welchem die Schüler durd einen unter Gon« 
trole des Directoriums ftehenden Hausvater volftändige Belöftigung erhalten. 
Das monatlid praenumerando zu zahlende Koftgeld beträgt 22,50 Marl, das 


») Die Förſterſchule in Proskau tritt am 1. Dftober 1882 ind Leben. 
“) Jahrb. Bd. XL ©. 1. Art. 1. 
Jahrb. d. Br. Horjt» u. Jagdgejehg. XIV 9 
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Wohnungs, Lehr- und Unterritsgeld 7,50 Marl. Jeder Schüler muß mit 
zwei Uniformanzügen aus dem fiir die Königlichen Forftbeamten vorgejchriebenen 
Baldımiformsftoff, einem Arbeitsanzug, Fagdgeräth, der nöthigen Leib- und 
Bettwäfche, deren Reinhaltung er vorbehaltli einer Einigung mit dem Haus. 
vater auf eigene Koften zu bejorgen bat, und einer wollenen Bettdede verjehen 
fein. Die erforderliden Bettftellen mit Matrate und Keilfiffen, ebenſo alle ſon⸗ 
figen Geräthe und Mobilien, Heizung und Beleuchtung gewährt die Anftalt. 
Bezliglich der Ausbildung der Zöglinge find folgende Beſtimmungen ge- 
teoffen : 

Die Zöglinge haben fich der Hausordnung zu unterwerfen. 

Diefelben werden in der Zeit vom 1. Oktober bis ult. März um 
6 Uhr, während des Sommerjemefter® um 5 Uhr durch Hornfignal ge- 
wedt und müſſen in 3/, Stunden mit ihrer Toilette, Reinigen und Ordnen 
der Echlafzimmer fertig fein. Sein Bett macht jeder felbfi. Die ſonſtige 
Neinigung der Schlafräume gebt die Reihe herum, fo daß ein du jour 
babender dafür verantwortlich if. Bon 6°, bis 7 Uhr, beziehungsweife 
von 53, bis 6 Uhr wird das Frühftlid eingenommen. Die Stunde von 
6 big 7 im Sommer verwenden die Zöglinge, wenn fie nicht mit einent 
bejonderen Geſchäft beauftragt werden, zu ihren fchriftlichen Arbeiten, 
dem Aeainigen ihrer Sachen oder zur Lektüre. Um 10 Uhr wird das 
Signal zum zweiten Frühſtück, um 12 Uhr zum Mittageffen, um 4 Uhr 
zur Vesper, um 7 Uhr zum Abendeffen gegeben. Das Mittageffen nimmt 
der Hausvater gemeinfchaftli mit den Zöglingen ein. Werden fie durch 
ihre Beſchäftigung verhindert, zum Mittage nad Haufe zu kommen, fo 
erhalten fie eine doppelte Ration Frühſtücks- und Vesperkoſt auf den 
Weg und die Mittagsmahlzeit am Abend. Bor und nad dem Mittag- 
und Abendefien wird ein kurzes Gebet geſprochen. 

In der Sulturzeit, alfo etwa vom 15. März bis 15. Mai jedes Jahres 
werden die Lehrlinge ausſchließlich mit Eufturarbeiten beſchäftigt und nad 
ihren Leiftungen dafiir verlohnt. Alsdann hört jeder Unterricht auf, ſo⸗ 
weit dad Wetter nicht die Sulturarbeiten unmöglich madht. 

An zwei Tagen in der Woche findet ein 6 bis 7ſtündiger Unterricht 
im Deutſchen, Rechnen, Schreiben, Zeichnen, den Anfangsgrüuden der 
Phyfik, ſowie den forflliden Disziplinen ftatt. An diefen Unterricht fchließt 
fih im Sommer nad) einftlündiger Erholungspaufe Turnunterricht bezie- 
hungsweiſe Erercieren, im Winter Gefang und Hornblafen. \ 

An den übrigen 4 Wochentagen werden die Zöglinge praktiſch, und 
zwar möglihit viel im Walde beſchäftigt und zu allen Arbeiten, welche 
ein künftiger Förſter kennen muß, herangezogen. Im zweiten Sabre 
können die Zöglinge auch außerhalb Proskaus, namentlich zur Aushülfe 
im Forſtſchutz, gegen Entjhädigung zeitweife Verwendung finden. 

Ueber ihren Eultur- und fonfligen Verdienſt müſſen die Zöglinge Buch 
und Rechnung führen und diefelbe von Zeit zu Zeit vorlegen. Im 
Sommer werden von Beit zu Zeit größere Ercurfionen in benachbarte 
Neviere veranftaltet, zu denen die Zöglinge die Koften aus ihrem Ber- 
dienft beflreiten. 

Zeigt fi) ein Lehrling wegen unmoralifher Yührung, Ungehorfan, 
Unzuverläffigleit oder nach feiner körperlichen Beichaffenheit, oder aus 
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fonft einem Grunde ungeeignet für den Forſtdienſt, fo farın derjelbe ohne 
Weiteres entlaffen werden. 

Für die fernere Ausbildung der Lehrlinge nah Abfolvirung der Yörfterlehr- 
lingsſchule find die Beſtimmungen des mehrerwähnten Regulativs vom 15. Ye- 
bruar 1879 maßgebend. 

Es wird bemerkt, daß diefes Regulativ bei jedem Königlichen Oberförfter 
eingeſehen werden nnd aus der Verlagsbuchhandlung von Julius Springer in 
Berlin N, Monbijou-Plag 3, fir 60 Pfennige käuflich bezogen werden kann. 


Berfiherungsweien. 
bl. 


Bekanntmachung der Mitglieder des Verwaltungsraths des 
Brandverficherungs-Vereing Preuß. Forfibeamten. 

Gemäß 8 36 der Statuten des Brantverfiherungsvereins Preußifcher Forſt⸗ 
beamten bringen wir zur Öffentlichen Kenntniß, daß von der zweiten ordentlichen 
General-Berjammlung am 20. Mai d. J. zu Mitgliedern tes Berwaltungsraths 
des Vereins an Stelle der nach $ 25 der Statuten ausgefhiedenen Mitglieder 
die Herren 

1. Oberförfter Krieger zu Cöpenid, 
2. Förfter Bislih zu Neue-Scenne, 
3. Förſter Nitzke zu Philippsthal 
fir die Wahlperiode 1882,85, 
4. Förfter Krüger zu Schmödwig 
für den Reft der Wahlperiode 1881,84 wieder» refp. neu gewählt worden find. 

Berlin, den 10. uni 1882. 

Direetorium des Brandverſicherungsvereins Preufifcher 
Korfibeamten. 
Haaß. 


Berwaltungs-: und Ehubt-Perfonal. Gehalte und Emolu- 
mente, PBenflonirungen, Alters, Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
Berforgung. 
b2. 

Geſetz, betreffend die Penſionirung der ummittelbaren Stants- 
beamten, fowie der Lehrer und Beamten an den höheren Unter- 
richtsanftalten mit Ausſchluß der Univerſitäten. 

Von 27. März 1872. 

(Sej.-Samml. de 1872 ©. 268 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen, 
mit Zufimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monardie, mas folgt: 
9% 
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8 1. Leder unmittelbare Staatsbeamte, welcher fein Dienfleinlommen aus 
der Staatslaffe bezieht, erhält aus derfelben eine Iebenslängliche PBenfton, wenn 
er nach einer Dienftzeit von menigftens zehn Jahren in Folge eines körperlichen 
Bebrecheng oder wegen Schwäche feiner körperlichen oder geifligen Kräfte zu ber 
Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig if und deshalb in den Ruhe⸗ 
fland verſetzt wird. 

FM die Dienftunfähigfeit die Folge einer Krankheit, Verwundung oder fon- 
figen Beſchädigung, weldhe der Beamte bei Ausübung des Dienfle® oder ans 
Beranlaffung deffelben ohne eigene Verſchuldung ſich zugezogen bat, fo tritt die 
Penſionsberechtigung auch bei kürzerer als zehnjähriger Dienſtzeit ein. 

Bei Staatsminiftern, welde aus dem Staatsdienite ausfcheiden, ift einge: 
tretene Dienftunfähigkfeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Benfton. 

$ 2. Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung an- 
geftellten Beamten haben einen Anfpruh auf Penfion nah Maßgabe diejes 
Bejeged nur danı, wenn fie eine in den Befoldungsetat3 aufgeführte Stelle 
bekleiden. 

Es kann ihnen jedoch, wenn ſie eine ſolche Stelle nicht bekleiden, bei ihrer 
Verſetzung in den Ruheſtand eine Penſion bis auf Höhe der durch dieſes Geſetz 
beſtimmten Sätze bewilligt werden. 

F 3. Die bei den Auseinanderſetzungsbehörden beſchäftigten Delonomie- 
fommiffarien und Feldmeſſer, fomwie die bei Tandesmeliorationen befchäftigten 
Wiefenbautechhnifer und Wiefenbaumeifter haben nur infoweit einen Anſpruch 
auf Penfion, als ihnen ein folcher durch den Departementschef bejonderd beige- 
legt worden ift. 

Wie vielen diejer Beamten und nach weldhen Dieufteinfommenfägen die 
Penfionsberechtigung beigelegt werden darf, wird dur den Staatshaushalts⸗ 
Etat beſtimmt. Tür jett bewendet e8 bei den hierüber durch Königliche Erlafle 
gegebenen Borjchriften. 

8 4. Das gegenwärtige Gefek findet auch auf die Obermahtmeifter und 
Gendarmen der Randgendarmerie Anwendung; dagegen erfolgt die Penfionirung 
der Offiziere der Landgendarmerie nah den für die Offiziere des Reichsheeres 
geltenden Borjchriften. 

$ 5. Beamte, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Geſchäfte 
nur nebenbei in Anfpruch genomnten, oder welche ausdrücklich nur auf eine be- 
ſtimmte Beit oder für ein feiner Natur nach vorübergehendes Geſchäft angenom- 
men werden, erwerben feinen Anſpruch auf Penſion nah den Betimmungen 
dieſes Geſetzes. 

Darüber, ob eine Dienſtſtellung eine ſolche iſt, daß ſie die Zeit und Kräfte 
eines Beamten nur nebenbei in Anſpruch nimmt, entſcheidet mit Ausſchluß des 
Rechtsweges die dem Beamten vorgeſetzte Dienſtbehörde. 

8 6. Auf die Lehrer an den Univerſitäten iſt dieſes Geſetz nicht anwendbar. 

Dagegen find die Beftinmungen befjelben anzuwenden auf alle Lehrer und 
Beamten an Gymnafien, Progymmaften, Realſchulen, Schullehrer-Seminarien, 
Taubſtummen⸗ und Blindenanftalten, Kunft- und höheren Bürgerfchulen. Wegen 
Aufbringung der Penfton für diejenigen unter ihnen, deren Penſion nicht aus 
allgemeinen Staatsfonds zu gewähren if, kommen die VBorjchriften der Verord⸗ 
nung vom 28. Mai 1846 (Geſetz Samml. ©. 214) zur Anwendung. 

8 7. Wird außer dem im zweiten Abfat des S 1 bezeichneten alle ein 


Beamter vor Vollendung des zehnten Dienftiahred dienſtunfähig und deshalb in 
den Ruheſtand verfettt, jo Tann demfelben bei vorhandener Bedürftigkeit mit 
Königlicher Genehmigung eine Penfion entweder auf beftimmte Zeit oder lebens⸗ 
länglich bewilligt werben. 

$ 8. Die Benfion beträgt, wenn die Berfegung in den Ruheſtand nad 
vollendetem zehnten, jedoch vor vollendeten elften Dienſtjahre eintritt, 2%/go und 
fteigt von da ab mit jedem weiter zuriidgelegten Dienfliabre um !/, des in den 
65 10 Bis 12 beſtimmten Dienfleinlommens, 

Veber den Betrag von 0/5 diejes Einkommens hinaus findet eine Steige- 
rung nicht flatt. 

In dem im $ 1 Abſatz 2 erwähnten Falle beträgt die Penfion 20/50, in 
dem Falle des S 7 höchſtens 20/5, des vorbezeichneten Dienſteinkommens. 

8 9. Bei jeder Benfion werden überſchießende Thalerbrüche auf volle Thaler 
abgerundet. 

8 10. Der Berechnung der Penfion wird das von dem Beamten zuletzt 
bezogene geſammte Dienfteintommen, ſoweit e8 nicht zur Veftreitung von Re: 
präfentations« oder Dienftaufmandstoften gewährt wird, nad Maßgabe der fol- 
genden näheren Beſtimmungen zu Grunde gelegt. 

1) Feſtſtehende Dienfiemolumente, namentlich freie Dienſtwohnung, ſowie 
die anftatt derjelben gewährte Mietbsentfhädigung, Feuerungs- und 
Erleuchtungsimaterial, Naturalbezüge an Getreide, Winterfutter u. |. w., 
fowie der Ertrag von Dienfigrunditüden fommen nur infomeit zur 
Anrechnung, ald deren Werth in den Befoldungsetats auf die Geld⸗ 
befoldung des Beamten in Rechnung geftellt, oder zu einem beitimmten 
Geldbetrage als anrechnungsfähig bezeichnet ift. 

2) Dienftemolumente, welche ihrer Natur nach fteigend und fallend find, 
werden nach den in den Befoldungsetats oder fonft bei Verleihung 
des Rechts auf diefe Emolumente deshalb getroffenen Feſtſetzungen 
und in Ermangelung folcher Feſtſetzungen nad ihrem durchſchnittlichen 
Betrage während der drei. letzten Kalendberjahre vor dem Jahre, in 
weichem die Benfion feftgefetst wird, zur Anrechnung gebradit. 

3) Bloß zufällige Dienfteinkünfte, wie widerruflihe Tantiöme, Kommiſ⸗ 
fionsgebühren, außerordentliche Remunerationen, Gratififationen und 
dergleichen fonımen nicht zur Berechnung. 

4) Das gefammte zur Berechnung zu ziebende Dienfleinlommen einer 
Stelle darf den Betrag des höchſten Normalgehalts derjenigen Dienft- 
fategorie, zu welcher die Stelle gehört, nicht überſteigen. 

Ohne diefe Beſchränkung kommen jedoch ſolche Gehaltstheile oder 
Befoldungszulagen, welche zur Ausgleihung eines von dem betref- 
fenden Beamten in früherer Stellung bezogenen Dienfteinlommens bem- 
felben mit Penfionsberechtigung gewährt find, zur vollen Anrechnung. 

5) Wenn das nad) den Beflimmungen diefes Paragraphen ermittelte Ein- 
kommen eines Beamten insgefammt mehr als 4000 Rthlr. beträgt, 
wird von dem fiberfchießenden , Betrag nur die Hälfte in Anrechnung 
gebradht. 

F 11. Ein Beamter, welder früher ein mit einem höheren Dienfteintommen 
verbundenes Amt bekleidet und diefes Einfommen wenigſtens Ein Jahr lang 
bezogen bat, erhält, jofern der Eintritt oder die Verſetzung in ein Amt von 
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geringerem Dienſteinkommen nicht lediglich auf feinen im eigenen Intereſſe ge 
ſtellten Antrag erfolgt oder als Strafe auf Grund des 8 16 des Geſetzes, be- 
treffend die Dienftvergehen der nicht richterlichen Beamten u. |. w., vom 21. Juli 
1852 (Gefeg-Sammi. ©. 465), oder des $ 1 des Geſetes, betreffend einige Ab- 
änderungen des Geſetzes Über die Dienftvergehen der Richter vom 7. Mai 1851 
u. f. w., vom 22. März 1856 (Gefeg-Samml. ©. 201) gegen ihn verhängt if, 
bei feiner Berfegung in den Ruheſtand eine nad) Maßgabe des frliheren höheren 
Dienfteinlommend unter Berlidfihtigung der gefammten Dienftzeit berechnete 
Benfion; jedoch foll die gefammte Penſion das letzte penfionsberedhtigte Dienft- 
einfommen nicht überfleigen. 

$ 12. Das mit Nebenäntern oder Nebengefhhäften verbundene Einkommen 
begründet nur dann einen Anfpruch auf PBeufion, wenn eine etatSmäßige Stelle 
als Nebenamt bleibend verliehen ift. 

$ 13. Die Dienfizeit wird vom Tage der AXbleiftung des Dienfteides ge- 
rechnet. Kann jedoch ein Beamter nachweijen, daß feine Bereidigung erft nad 
dem Beitpunfte feines Eintritts in ben Staatsbienft ftattgefunden bat, fo wird 
die Dienftzeit von dieſem Zeitpunkt an gerechnet. 

$ 14. Bei Berehnung der Dienftzeit kommt auch die Zeit in Anrechnung, 
während welcher ein Beamter: 

1) unter Bezug von Wartegeld im einftweiligen Ruheſtand nach Maß- 
gabe der Borfchriften des Gejekes vom 21. Juli 1852 $ 87 Nr. 2 
(Geſetz Samml. ©. 465), der Erlaffe vom 14. Juni 1848 (Gef.-©. 
©. 153) und 24. Oktober 1848 (Gei.-Sammi. ©. 338) und der Ber- 
orbnung vom 23. September 1867 $ 1 Nr. 4 (Gej.-Samml. ©. 1619), 
oder 

2) im Dienfte des Norbdeutichen Bundes oder des Deutihen Reichs fi 
befunden bat, oder 

3) als anftelungsberechtigte ehemalige Militairperjon nur vorläufig oder 
auf Probe im Eivildienfte des Staates, des Norddeutſchen Bundes 
oder des Deutſchen Reichs beichäftigt morden ifl, oder 

4) eine praftifhe Beihäftigung außerhalb des Staatsdienfte® ausübte, 
infofern und infoweit diefe Beihäftigung vor Erlangung der Anftellung 
in einem nnmittelbaren Staatsamte behufs der technifchen Ausbildung 
in den Prüfungsvorſchriften ausdrücklich angeordnet ift, oder 

5) als Lehrer ($ 6) das vorgefchriebene Probejahr abhielt. 

$ 15. Der Givildienfizeit wird die Zeit des aktiven Militairdienftes hinzu⸗ 
gerechnet. 

$ 16. Die Dienftzeit, welche vor den Beginn des achtzehnten Lebensjahres 
fällt, bleibt außer Berechnung. 

Nur die in die Dauer eines Krieges fallende und bei einem mobilen oder 
Erfagtruppentheile abgeleiftete Militairdienftzeit fommt ohne Ritdfihl auf das 
Lebensalter zur Anrechnung. 

ALS Kriegdzeit gilt in diefer Beziehung die Zeit vom Tage riner ange 
ordneten Mobilmachung, auf welche ein Krieg folgt, bis zum Tage der Demobil- 
machnng. 

$ 17. Für jeden Feldzug, an welchem ein Beamter im Preußiſchen oder 
im Neich&heer oder in der Preußifchen oder Kaiferlichen Marine derart Theil 
genommen bat, daß er wirklich vor den Feind gelommen oder in dienftlicher 
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Stellung den mobilen Truppen in das Feld gefolgt ift, wird demſelben zu der 
wirklichen Dauer der Dienftzeit Ein Jahr zugerechnet. 

Ob eine militairifhe Unternehmung in diefer Beziehung als ein Feldzug 
anzujehen ift, und inwiefern bei Kriegen von längerer Dauer mehrere Kriegs- 
jahre in Anrechnung kommen follen, dafür ift die nad $ 23 des Reichsgeſetzes 
vom 27. Juni 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 275) in jedem Falle ergebende Be⸗ 
flimmung des Kaifers maßgebend. 

Für die Vergangenheit bewendet es bei den bierliber durch Königliche Er- 
laſſe gegebenen Borfchriften. 

$ 18. Die Beit 

a) eines Feſtungsarreſtes von einjähriger und längerer Dauer, ſowie 

b) der Kriegsgefangenfchaft 

kann nur unter befonderen Umftänden mit Königlicher Genehmigung angerechnet 
werden. 
$ 19. Mit Königlider Genehmigung kann zukünftig bei der Anftellung 
nah Maßgabe der Beſtimmungen in den 88 13 bis 18 zugefichert und bei ben 
jet bereit$ Angefellten angerechnet werben: 
1) die Zeit, während welcher ein Beamter 
a) fei es im In- oder Auslande als Sachwalter oder Notar fungirt, 
im Gemeinde-, Kirchen- oder Schuldienfte, im ftändifchen Dienfte, 
oder im Dienfte einer landesherrlichen Haus⸗ oder Hofverwaltung 
fih befunden, oder 

b) im Dienfte eines fremden Staates geftanden bat; 

2) die Zeit praftifcher Beſchäftigung außerhalb des Staatsdienſtes, info- 
fern und infoweit diefe Beihäftigung vor Erlangung der Anftellung 
in einem unmittelbaren Staatsamte herkömmlich war. 

Die Anrehnung der unter 1 erwähnten Beichäftigung muß erfolgen bei 
denjenigen Beamten, welche mit den im Jahre 1866 erworbenen Landestbeilen 
in den unmittelbaren Staatsdienft übernommen toorden find, fofern diefelben 
auf diefe Anrechnung nad) den bis dahin für fie maßgebenben Benftonsporfchriften 
einen Rechtsanſpruch hatten. 

8 20. Zum Ermeife der Dienfunfähigleit eines feine Berjegung in ben 
Ruheſtand nachſuchenden Beamten ift die Erflärung der demfelbden unmittelbar 
vorgeſetzten Dienſtbehörde erforderlich, daß fie nad pflihtmäßigem Ermeſſen den 
Beamten für unfähig Halte, feine Amtspflichten ferner zu erfüllen. 

Inwieweit noch andere Beweismittel zu erfordern, oder der Erflärung der 
unmittelbar vorgefegten Behörde entgegen für ausreichend zu erachten find, 
hängt von dem Ermeffen der fiber die Berfegung in den Ruheſtand entfcheidenden 
Behörde ab. 

$ 21. Die Beſtimmung darüber, ob und zu welchem Beitpunfte dem An- 
irage eines Beamten anf Berfegung in den Ruheſtand ftattzugeben ift, erfolgt 
durch den Departementd.Chef. Bei denjenigen Beamten, weldye durch den König 
zu ihren Aemtern ernannt worden find, ift die Genehmigung des Königs zur 
Berfegung in den Ruheſtand erforderlich. 

8 22. Die Entfheidung darüber, ob umd welche Penfton einem Beamten 
bei feiner Berfegung in den Ruheſtand zuftebt, erfolgt durch den Departements. 
Chef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. 

$ 23. Gegen dieſe Entfheidung ($ 22) flebt dem Beamten nur die Be- 
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fhreitung des Rechtaweges nad Maßgabe des Geſetzes, betreffend die Ermeite- 
rung des Nechtsmweges, vom 24. Mai 1861 (Geſ⸗Samml. S. 241) offen. 

8 24. Die Berfegung in den Ruheſtand tritt, fofern nicht auf den Antrag 
ober mit außdrücklicher Zufimmung des Beamten ein früherer Zeitpunkt feit- 
gefetst wird, mit dem Ablauf des Bierteljiahres ein, welches auf den Monat folgt, 
in welchem dem Beamten die Entſcheidung fiber feine Verſetzung in den Ruhe⸗ 
fland und die Höhe der ihm etwa zuſtehenden Penfion ($ 22) befannt gemacht 
worden ift. | 

8 25. Die Benfionen werden monatlich im Voraus gezahlt. 

F 26. Das Recht auf den Bezug der Penfion kann weder abgetreten nad) 
verpfändet werben. 

In Anfehung der Belchlagnahme der Penfionen bleiben die beftehenden Be- 
flimmungen in Kraft. 

8 27. Das Recht anf den Bezug der Penfion rubt: 

1) wenn ein Benftonair das Deutſche Indigenat verliert, bis zu etwaiger 
Wiedererlangung deſſelben; 

2) wenn und fo lange ein Penſionair im Reichs⸗ oder Staatsdienfle ein 
Dienfteintommen bezieht, infomweit als der Betrag dieſes neuen Dienft- 
eintommens unter Hinzurednung der Penfion ten Betrag des von 
dem Beamten vor der Penftonirung bezogenen Dienfteintommens 
überſteigt. 

8 25. Ein Penſionair, welcher in eine an ſich zur Penſion berechtigende 
Stellung des unmittelbaren Staatsdienftes wieder. eingetreten ift ($ 27 Nr. 2), 
erwirbt für den all des Aurüdtretens in den Ruheſtand den Anſpruch auf 
Gewährung einer nad Maßgabe feiner nunmehrigen verlängerten Dienftzeit und 
des in der neuen Stellung bezogenen Dienfteinlommens berechneten Benfion nur 
dann, wenn die nen binzutretende Dienftzeit wenigſtens ein Jahr betragen bat, 

Mit der Gewährung einer hiernach neu berechneten Benfion fällt bis auf 
Höhe des Betrages derjelben das Recht auf den Bezug der früher bezogenen 
Benfton hinweg. 

Daffelde gilt, wern ein Penfionair im Deutfchen Reichsdienfte eine Penſion 
erdient. 

8 29. Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Benfion auf 
Grund der Befimmungen in den 88 27 und 28 tritt mit dem Beginn deäjenigen 
Manats ein, welcher auf das eine foldhe Veränderung nach ſich ziehende Er- 
eigniß folgt. 

Im alle vorlibergehender Beihäftigung im Reichs- oder im Staatsdienſte 
gegen Zagegelder oder eine andermweite Entjchädigung wird die Benfion für die 
erftien ſechs Monate dieſer Beihäftigung unverfürzt, dagegen vom fiebenten 
Monate ab nur zu dem nad) den vorftchenden Beftimmungen zuläffigen Betrage 
gewährt. 

8 30. In Anfehung der unfreimilligen Berfetsung in den Ruheſtand und 
des dabei ftattfindenden Verfahrens behält es bei den Vorſchriften in den 88 56 
bis 64 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Nichter und die unfrei- 
mwillige Verſetzung derjelben auf gine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 
7. Mai 1851 (Gefeg-Samml. S. 218) und in den 8$ 83 bis 93 des Geſetzes, 
betreffend die Dienftvergehen der nicht richterlichen B:amten, die Verſetzung 


— 121 — 


derfelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Inli 1852 
(Geſetz Samml. S. 465) fein Bewenden. 

Wird hiernach gemäß 8 99 des letzterwähnten Geſetzes von dem Rechts⸗ 
mittel des Rekurſes an das Staatsminiſterium Gebrauch gemacht, ſo läuft die 
ſechsmonatliche Friſt zur Anſtellung der Klage wegen unrichtiger Feſtſetzung des 
Penfionsbetrages (F 2 des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtsweges, 
vom 24. Mai 1861, Geſetz⸗Samml. ©. 241) erſt von dem Tage, an welchem 
dem Beamten die Entiheidung des Staatsminifteriums befannt gemacht ifl. 

$ 31. Hinterläßt ein Penfionair eine Wittwe oder ebeliche Nachlommen, fo 
wird die Penfion noch fiir den auf den Sterbemonat folgenden Monat gezahlt. 

An wen die Bablung erfolgt, beitimmt die Provinzialbehörde, auf deren 
Etat die Penfion übernommen war. 

Die Zahlung der Penfion für den auf den Sterbemonat folgenden Monat 
kann auf Verfügung diefer Behörde aud dann fattfinden, wenn der Verftorbene 
Eltern, Geſchwiſter, Gefchwifterfinder oder Pflegelinder, deren Ernährer er ge- 
weſen ift, in Bedürftigkeit binterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, ıım 
die Koften der Ietten Krankheit und der Beerdigung zu deden. 

Der über den Sterbemonat hinaus gemährte einmonatliche Betrag der Penfion 
kann nicht Gegenftand eiuer Beichlagnahme fein. 

S 32. Iſt die nach Maßgabe diefes Geſetzes bemeflene Penfion geringer 
als die Benfion, melde dem Beamten hätte gemährt merden müflen, wenn er 
am 31. März 1872 nad) den bis dahin fiir ihn geltenden Beitimmungen pen- 
fionirt worden wäre, fo wird tiefe letztere Benfion an Stelle der erſteren be- 
willigt. 

$ 83. Den in Folge der Aufhebung der Patrimonialgerichtöbarleit aus 
dem Privatgerichtsdienſt in den unmittelbaren Staatsdienft übernommenen 
oder bereit8 vor diefer Aufhebung in den unmittelbaren Staatsdienft überge⸗ 
gangenen Beamten wird die Zeit des Privatgerichtsdienfieg nad) Maßgabe der 
Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes angerechnet. 

Den vormals Schleswig-Holftleinifhen Beamten wird die Zeit, meldhe fie 
als beeidigte Sefretaire oder Bolontaire bei den Oberbeamten zugebradht haben, 
bei Feſtſtellung ihrer Dienftzeit mit angerechnet. 

8 34. Die Zeit, während welcher ein Beamter in den neu eriorbenen 
Landestheilen oder ein mit einem folchen Landestheile übernommener Beamter 
auch in einem anderen Theile des Lındes, welchem feine Heimatb vor der Ber- 
einigung mit Preußen angehört hat, im unmittelbaren Dienfle der damaligen 
Landesherrichaft geftanden hat, wird in allen Fällen bei der Penfionirung nad 
Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes in Anrechnung gebradht. 

$ 85. Hinſichtlich der Hobenzollernihen in den Preußiſchen Staatsdienft 
übernommenen Beamten bleiben die Beflimmungen unter Nr. 2 und 3 des Er⸗ 
lafje8 vom 26. Auguft 1854 (Geſetz⸗Samml. 1855 ©. 83) in Kraft. 

$ 36. Zuſicherungen, welde in Bezug auf dereinflige Bewilligungen von 
Penſionen an einzelne Beamte oder Kategorien von Beamten dur den König 
oder einen der Miniſter gemacht worden find, bleiben in Kraft. 

Doch finden auf Beamte, binfichtlich deren dur Staatsverträge die Be⸗ 
mwilligung von Benfionen nah den Grundfägen fremdländiſcher Penfionsbeflim- 
mungen augefichert worden ift, die Vorjchriften des gegenwärtigen Geſetzes in- 
foweit Anwendung, als fie für die Beamten günſliger find. 
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8 37. Die im $ 79 des Geſetzes, betreffend die Berfaffung und Verwal⸗ 
tung der Städte und Fleden in der Provinz Schleswig-Holflein, vom 14. April 
1869 (Gejeg-Sammi. S. 589) feftgeftellte Verpflichtung der Staatslaffe zur an- 
theiligen Ueberuahme der Penfionen ftädtifcher Beamten wird durch das gegen- 
wärtige Gejet nicht berührt. 

F 38. Das gegenwärtige Gefet tritt mit dem 1. April 1872 in Sraft. 
Mit dieſem Zeitpuntte treten, fomeit nicht durch 8 32 Ausnahmen bedingt werben, 
ale den Vorſchriften diefes Geſetzes entgegenftebenden Beftimmungen, insbejon- 
dere das Penſionsreglement für die Civil-Staatsdiener vom 30. April 1825 und 
die daffelbe ergänzenden, erläuternden und abändernden Beftimmmngen außer 
Kraft. Wo in den beftehend:n Geſetzen und Verordnungen auf diefelben Bezug 
genommen wird, fommen die Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes zur An⸗ 
wendung. 

Urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen JInſiegel. 

Gegeben Berlin, den 27. März 1872. 


(L. 8.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzeuplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


53. 
Geſetz, betreffend die Abänderung des Penſionsgeſetzes vom 
27. März 1872. Vom 31. März 1882. 
(Gef. Sammlg. ©. 133. 134) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. verordnen, mit 
Zuſtimmung beider Häufer des Landtages der Monardie, was folgt: 

Art. L An die Stelle des 8 1 Abfat 3, des $ 8, des $ 16 Abſatz 1 und 
des 8 30 Abfats 1 des Venfionsgefetes vom 27. März 1872 (S. den vor. Art) 
treten folgende Borichriiten: 

$ 1. Bei Staatsminiftern, melde ans dem Staatsdienfte ausjcheiden, ift 
eingetretene Dienftunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Benfton. 
Dieje Beftimmung findet gleichfalls Anwendung auf diejenigen Beamten, welche 
das fünfundſechszigſte Febensjahr vollendet haben. 

8 8. Die Benfton beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nad) 
vollendete zehnten, jedoch vor vollendetem elften Dienſtjahre eintritt, 45/9, und 
fteigt von da ab mit jedem weiter zurückgelegten Dienftiahre um 1/., des in ben 
SS 10 bis 12 beitimmten Dienfteinlommens. 

Ueber den Betrag von 15/6, diejes Einkommens hinaus findet eine Steigerung 
nicht flatt. 

In dem im $ 1 Abfat 2 erwähnten Falle beträgt die Penſion 15/50, in 
dem alle des 8 7 höchſtens 15/5, des vorbezeichneten Dienſteinkommens. 

$ 16 Die Dienftzeit, welche vor ben Beginn des einundzwanzigften Lebens⸗ 
jahres fällt, bleibt außer Berechnung. 
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$ 30. Sudt ein nicht richterficher Beamter, welcher das fünfundfechszigfte 
Lebensjahr vollendet hat, feine Berfegung in den Ruheſtand nicht nach, fo fann 
diefe nach Anhörung des Beamten unter Beobadtung der Borfchriften der 88 20 ff. 
dieſes Geſetzes in der nämlichen Weife verfligt werden, wie wenn der Beamte 
feine Benfionirung jelbft beantragt hätte, 

Im Mebrigen behält es in Anfehung der unfreimilligen Verſetzung in den 
Ruheſtand und des dabei ftattfindenden Verfahrens bei den Beftimmungen in bei 
SS 56 bis 64 des Gefetzes, betreffend die Dienfivergehen der Richter und bie 
uunfreiwillige Verjegung derjelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, 
vom 7. Mai 1851 (GeſetzSamml. S. 218) und in den 88 88 bis 93 des Gefees, 
betreffend die Dienftvergeben der nicht richterlihen Beamten, die Verſetzung der- 
jelben auf eine andere Stelle oder in den Nuheftand, vom 21. Zuli 1852 (Gejet- 
Samml. ©, 465) fein Bewenden. 

Art. U. Iſt die nah Maßgabe diejes Geſetzes bemeſſene Penſion geringer 
als die Benfion, welche dein Beamten hätte gewährt werden müffen, wenn er am 
31. März 1882 nad den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen penfionirt 
worden wäre, jo wird diefe letztere Penfion an Stelle der erfteren bemilligt. 

Art. Il. Die Vorfchriften dieſes Geſetzes finden ausfchlieglid Anwendung 
auf unmittelbare Staatsbeamte und die in dem zweiten Abfate des 86 bes 
Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 genannten Lehrer und Beamten. 

Art. IV. Das gegenmärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1882 in Kraft. 

Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 31. März 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Buttlammer. v. Kamele Maybadh. Bitter. Lucius. 
Friedberg. vd. Boetticher. v. Goßler. 


.  D4. 
Geſetz, betreffend die Fürforge für die Wittwen und Waifen 


der unmittelbaren Staatsbeanten. Vom 20. Mai 1882. 
(Geſ.Sammlg. ©. 298. ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c. verordnen, mit 
Zuſtimmung beider Häufer des Landtages der Monardie, was folgt: 

$ 1. Unmittelbare Staatsbeamte, welche Dienfleintommen oder Wartegeld 
aus der Staatskaſſe beziehen und welchen beim Eintritt der Boransjegungen der 
Berfeung in den Ruheſtand nach Erflillung der erforderlichen Dienftzeit Penfion 
aus der Staatskaſſe gebühren wiirde, ſowie in den Ruheſtand verfegte unmittel⸗ 
bare Staatsbeamte, welche kraft gejetslichen Anſpruchs oder auf Grund des $ 7 
des Penfionsgejeges vom 27. März 1872 (Gefeg-Samml. S. 268, (S. den Art. 52) 
febenslängliche Penfion aus der Staatslaffe beziehen, find verpflichtet, Wittwen- 
und Waifengeldbeiträge zur Staatslaffe zu entrichten. 

Diefe Verpflichtung erftredt fich nicht auf 

1) Beamte, denen ein Benfionsanfpruh nur auf Grund der Vorſchrift in 
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dem zweiten Abjate des S 3 der Verordnung vom 6. Mai 1867 (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 713)*) zuftebt; 
2) Beamte, weldhe nur nebenamtlich im Staatsdienft angeſtellt find; 


3) Diejenigen Beamten, welche nur auf Grund des $ 79 des Geſetzes, be- 
treffend die Verfaffung und Verwaltung der Stäbte und Fleden in der 
Provinz Schleswig-Holftein, vom 14. April 1869 (@ejeg-Sanıml. S.589)**) 
ein Einfommen aus der Staatskaſſe beziehen; 


4) die mit Bewilligung von Wartegeld oder Penfion aus einer der unter 
Biffer 1 bis 3 bezeichneten Stellungen ansgeſchiedenen, fowie diejenigen 
Beamten, welche nır auf Grund einer nach dem eriten Abjak des $ 36 
des Penſionsgeſetzes vom 27, März 1872 in Kraft gebliebenen Zuficherung 
eine Penfion aus der Staatskaſſe beziehen. 


$ 2. Bon dem den Hinterbliebenen eines zur Entridtung von Wittwen- 
und Waifengeldbeiträgen verpflichteten Beamten nad der KabinetSorder vom 
27. April 1816 (Geſetz Samml. ©. 134), dem Geſetze vom 6. Februar 1881, 
betreffend die Zahlung der Beamtengebälter und Beftimmungen über das Gnaden- 
quartal (Gefeg-Sammt. S. 17),***), ſowie dem $ 31 des Penfiondgefetzes vom 
27. März 1872 geblihrenden oder bemilligten Betrage des vierteljährlichen Gehalts 
oder Wartegeldes beziehungsmeife der einmonatlichen PBenfion des BVerftorbenen 
find die Wittwen- und Waifengeldbeiträge gleichfalls zu entrichten. 

$ 8. Die Wittmen- und Waifengeldbeiträge betragen jährlih 3 Prozent 
des penfionsfähigen Dienfteinlommens, des Wartegeldes oder der Benfion mit 
der Maßgabe, daß der die Jahresſumme von 9000 Mark des penfionsfähigen 
Dienfteinfommens oder Wartegeldes und von 5000 Mark der Penfion über- 
fteigende Betrag nicht beitragspflichtig ift. 

8 4. Die Wittwen- und Waifengelbbeiträge werden in denjenigen Theil- 
beträgen erhoben, in welchen das Dienſteinkommen, das Wartegeld oder die 


*») Der 8 3 lantet: 

Die zu bewilligenden Penfionen bürfen hinter demjenigen Betrage nicht zurüdbleiben, 
welcher als Benfion hätte gewährt werben müſſen, wenn die Beamten zur Zeit der Geſetzeskraft 
diefer Verordnung, oder im Falle einer früheren Berfeßung in die älteren Provinzen zur Beit 
der Verſetzung nad den bis dahin für fie geltenden Beſtimmungen penfionirt worden wären. 

Eine Renfion in Höhe des gedachten Betrages ift auch in dem Falle zu gewähren, wenn 
der Beamte zur Beit der PRenfionirung fi in einer zur Penſion nicht berechtigenben Stelle 
befindet. 

*. Der 8 79 lautet: 

Die in den 86 76 bis 78 beftimmte Verpflichtung der Stadtgemeinden zur Beſtreitung ber 
Beſoldungen und Benfionen erleidet Hinſichts ber bei Einführung dieſes Gejeges in ben Kommunen 
bereits feft angeftellten Reamten 'eine Ausnahme dahin, daß biefen Beamten bie ihnen aus 
Staatämitteln zugefidderten WBefolbungsantheile und bie nad 8 45 ber Verordnung vom 
26. Juni 1867 über die Trennung ber Rechtspflege von der Berwaltung in Schleswig und 
Holftein zu gewährenden Einkommens⸗Entſchädigungen infoweit aus ber Staatslafle fortzugahlen 
find, ala nöthig if, um den etwaigen Ueberſchuß der gefammten, diefen Beamten perfönlich zu⸗ 
ftehenden Dienfteinfünfte über den von ber Kommune zur Beit, beziehentlich nach der neuen 
Gehälter: Regelung Tünftighin zu leiftenden Befoldungsbetrag zu decken. Auch hat ber Staat 
nad) bemfelben Maaßftabe zur Benfionirung ber gedachten Beamten eintretenden Falls bei- 
autragen. 

Denienigen Beamten, welche früherhin als nicht gelehrte Rathöverwandte ohne Penſions⸗ 
bereditigung angeftellt fin?, erwächſt durch die Beitimmungen dieſes und ber vorhergehenden 
Paragraphen Tein berartiges Recht. 

e) 6. Jahrb Bd. XIII. ©. 132. Art. 42, 
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Penfion zahlbar if. Die Erhebung erjolgt durch Einbehaltung eines entfprechenden 
Theils diefer Bezlige, wenn und infoweit diefelben zur Dedung der Beiträge 
ausreichen. Andernfalls find letztere vierteljährlich im Voraus an die Staats- 
kaſſe einzuzablen. 

$5. Die Berpflihtung zur Entrichtung der Wittwen- und Waifengeld- 
beiträge erliicht: 

1) mit dem Tode des Beamten, vorbehaltlich der im $ 2 getroffenen Be- 

flimmungen; 

2) wenn der Beamte ohne Penfion aus dem Dienfte fcheidet oder mit Be- 
lafjung eines Theiles derjelben aus dem Dienfte entlaffen wird; 

3) wenn der Beamte in den Ruheſtand verjegt und ihm auf Grund des 
$ 7 des Penfionsgefeges vom 27. März 1872 eine Benfion auf beftimmte 
Zeit bewilligt ift; 

4) für den Beamten, welcher weder verbeirathet.ift, noch unverbeirathete 
ebeliche oder durch nachgefolgte Ehe legitimirte Kinder unter 18 Fahren 
befitst, mit dem Zeitpunkte der Verjegung in den Ruheſtand; 

5) für den penfionirten Beamten mit dem Ablauf desjenigen Monats, in 
welchem die unter Ziffer 4 bezeichnete Borausfegung zutrifft. Durch eine 
nah der Benftonirung geichloffene Ehe oder durch das Borhandenfein 
von Kindern aus einer ſolchen wird das Erlöfchen der Berpflichtung 
nicht gehindert. 

8.6. Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes penfionirteu Beanıten, 
welche weder verbeirathet find, noch unverheirathete eheliche oder durch nach—⸗ 
gefolgte Ehe legitimirte Kiuder unter 18 Jahren befigen, find von Entrichtung 
der Wittmen- und Waijengeldbeiträge befreit. Eine nad der Penfionirung ges 
ſchloſſene Ehe, fowie Kinder aus einer jolchen kommen bierbei nicht in Betracht, 


8 7. Die Wittwe und die hinterbliebenen ehelichen oder durch nachgefolgte 
Ehe Iegitimirten Kinder eines zur Zeit jeines Todes zur Entrichtung von 
MWittwen- und Waijengelbbeiträgen verpflichteten Beamten erhalten aus der 
Staatskaſſe Wittwens und Waifengeld nah Maßgabe der nachfolgenden Be- 
fimmungen. 

$ 8. Das Wittmengeld befteht in dem dritten Theile derjenigen Benfion, 
zu welcher der Berfiorbene berechtigt gewefen iſt oder berechtigt gemwejen fein 
würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand verjegt wäre. 

Das Wittwengeld foll jedoch, vorbehaltlid) der im $ 10 verorbneten Be- 
ihräntung, mindeftens 160 Mark betragen und 1600 Mark nicht überfteigen. 

8 9. Das Waifengeld beträgt: 

1) für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Beamten 
zum Bezuge von Wittwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Wittwen- 
geldes für jedes Kind; 

2) fir Kinder, deren Mutter nicht mehr Lebt oder zur Zeit des Todes des 
Beamten zum Bezuge von Wittwengeld nicht berehtigt war, ein Drittel 
des Wittwengeldes für jedes Kind. 


$ 10. Wittwen- und Waifengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen 
den Betrag der Benfion überfteigen, zu welcher der Berftorbene berechtigt gewefen 
it oder berechtigt geweſen fein würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand 
verfetst wäre. 
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Bei Anwendung diefer Beſchränkung werden das Wittwmen- nnd das WVaifen- 
geld verhältnigmäßig gekürzt. 

$ 11. Bei dem Ausjcheiden eines Wittwen- und Waiſengeldberechtigten 
erhöht fi das Wittwen- oder Waifengeld der verbleibenden Berechtigten von 
dem nächſtfolgenden Monat an infoweit, als fie fih noch nicht im vollen Genuß 
der ihnen nad den 88 8 bis 10 gebührenden Beträge befinden. 


$ 12. War die Wittwe mehr als 15 Jahre jlinger als der Verſtorbene, fo 
wird das nad) Maßgabe der 88 8 und 10 berechnete Wittwengeld für jedes 
angefangene Jahr des Altersunterfchiedes über 15 bis einjchließlich 25 Fahre um 
1/0 gekürzt. 

Auf den nah 8 9 zu berechnenden Betrag des Waifengeldes find dieſe 
Kürzungen des Wittmwengeldes ohne Einfluß. 

$ 13. Keinen Anſpruch auf Wittwengeld bat die Wittme, wenn die Ehe 
mit dem verftiorbenen Beamten innerhalb dreier Monate vor feinem Ableben ge- 
ſchloſſen und die Ehefchließung zu dem Zwecke erfolgt ift, um der Wittwe den 
Bezug des Wittmengeldes zu verſchaffen. 

Keinen Anfprud auf Wittwen- und Waifengeld haben die Wittwe und die 
binterbliebenen Kinder eines penflonirten Beamten aus folder Ehe, welche erfi 
nad) der Berjegung des Beamten in den Rubefland gejchloffen iſt. 


$ 14. GStirbt ein zur Entridtung von Wittmen- und Waifengeldbeiträgen 
verpflichteter Beamter, welchem, wenn er am Todestage in den Ruheſtand ver- 
jet wäre, auf Grund des 8 7 des Benfionsgejeges vom 27. März 1872 eine 
Penſion hätte bewilligt werden fünnen, jo kann der Wittwe und den Waifen 
deffelben von dem Departementschef in Gemeinfchaft mit dem Yinanzminifter 
Wittwen⸗ und Waifengeld bewilligt werben. 

Stirbt ein zur Entridtung von Wittwen- und Waiſengeld beiträgen ver- 
pflichteter Beamter, welchem nad) den SS 18 und 19 des Penſionsgeſetzes vom 
27. März 1872 im Falle feiner Berfegung in den Ruheſtand die Anrechnung 
gewiffer Zeiten auf die in Betracht kommende Dienftzeit hätte bewilligt werden 
tönnen, jo ift der Departementschhef in Gemeinichaft mir dem Yinanzminifter be- 
fugt, eine folhe Anrechnung auch bei Feflfegung des Wittwen- und Waifen- 
geldes zuzulaffen. 

$ 15. Die Zahlung des Wittwen- und Waifengeldes beginnt mit dem Ab⸗ 
lauf des Gnadenguartals oder des Gnadenmonats. 


$ 16. Das Wittwen. und Waijengeld wird monatlih im Boraus gezahlt. 
An wen die Zahlung gültig zu leiften ift, beftimmt der Departementschef, welcher 
die Befugniß zn folder Beſtimmung auf die Provinzialbehörde übertragen fann. 
Nicht abgehobene Theilbeträge des Wittwen- und Waifengeldes verjähren 
binnen vier Jahren, vom Tage ihrer Yälligkeit an gerechnet, zum Bortheile der 
Staatskafſe. 
8 17. Das Wittwen⸗ und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung weder 
abgetreten noch verpfändet oder ſonſt übertragen werden. 
8 18. Das Recht auf den Bezug des Wittwen; und Waiſengeldes erliſcht: 
1) für jeden Berechtigten mit Ablauf des Monats, in melden er ſich ver- 
beirathet oder ftirbt; 
2) für jede Waife außerdem mit dem Ablauf des Monats, in welchem fie 
das 18. Lebensjahr vollendet. 


= 
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$ 19. Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und Waifengeldes ruht, 
wenn der Berechtigte das Deutfche Indigenat verliert, bis zur etwaigen Wieder- 
erlangung deffelben. 

$ 20. Mit den aus $ 14 ſich ergebenden Mafgaben erfolgt die Beitimmung 
darüber, ob und welches Wittwen: und Waijengeld der Witime und den Waifen 
eines Beamten zuſteht, durch den Departementschef, welcher die Befugniß zu 
folder Beftimmung auf die Provinzialbehörde übertragen kann. 

Die Beichreitung des Nechtsweges ‚fteht den Betbeiligten offen, doch muß 
die Entfcheidung des Departementschef3 der Klage vorhergehen und lettere ſo⸗ 
dann bei Verluft des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, naddem den Be- 
theiligten die Entſcheidung des Departementschefs befannt gemacht worden, 
erhoben werden. 

8 21. Die Borjcriften 

1) der 88 10 und 12 des Dänifchen Penfionsgeießes vom 24. Yebruar 1858, 

2) des dritten Theils des Kurheſſiſchen Staatsdienftgefeges vom 8. März 1831, 

3) der 88 28 fi. des Staatsdieneredifts für das Fürſtenthum Hohenzollern⸗ 

Siginaringen vom 20. Auguft 1831 und der 88 26 ff der Dienftpragmatif 

für das Fürſtenthum Hohenzollern⸗Hechingen vom 11. Oftober 1843 
treten für die Hinterbliebenen derjenigen Beamten, welche auf ®rund des 8 23 
Abſatz 1 diefes Geſetzes aus der Landesanftalt, der fie feither angehörten, aus- 
fheiden, mit der Maßgabe außer Kraft, daß das denfelben zu bemilligende 
Wittmen- oder Waifengeld nicht Hinter demjenigen Betrage zuriüdbieiben darf, 
welcher ihnen nad) den vorftehend unter Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Borfchriften 
aus der Staatstaffe hätte bewilligt werben müſſen. 

F 22. Der Beitritt zu der allgemeinen Wittwenverpflegungsanftalt ift den 
nah $ 1 zur Entrichtung don Wittmen- und Waifengeldbeiträgen verpflichteten 
Beamten, fowie den Beamten des Deutichen Reichs nicht ferner geftattet. 

8 23. Diejenigen nad $ 1 zur Entrichtung von Wittwen- und Waifengeld- 
beiträgen verpflichteten Beamten, welche Mitglieder einer Militär: oder Staats- 
beamten-Wittiwenlaffe oder einer fouftigen Berauftaltung des Staat? zur Ber- 
forgung der Hinterbliebenen von Beamten und derjelben nicht erft nach der 
Berlündigung dieſes Gefetzes beigetreten find, bleiben, wenn fie binnen drei 
Monaten nad dem Inkrafttreten diefes Gefees durch eine fchriftlihe Erllärung 
für ihre etwaigen künftigen Hinterbliebenen auf das in den 88 7 ff. beftimmte 
Wittwen- und Waifengeld verzichten, von Entrichtung der im 8 3 beftimmten 
Wittwen⸗ und Waifengeldbeiträge befreit. Andernfalls find fie berechtigt, aus 
der Landesanitalt auszufcheiden. 

Diefe Betimmungen finden finngemäße Anwendung auf die Mitglieder 
der Beamtenpenfionslaffen bei den vom Staate erworbenen Privateijenbahnen 
einschlieglih der Unterftügungsfaffe der Angeftellten der Cöln-Mindener Eifen- 
bahn, ferner der Berliner allgemeinen Wittwenpenfions⸗ und Unterflüungstaffe, 
fowie auf diejenigen Beamten, melde wegen ihrer Angehörigkeit zu einer 
anderen Privatverficherungsgefellichaft von der ihnen fonft obliegenden Berpflich- 
tung zur Theilnahme an einer der im erften Abfatz bezeichneten Anftalteı ent- 
bunden oder nad Anordnung ihrer vorgefeisten Behörde zum Zwecke der Ver⸗ 
forgung ihrer Ehefrau für den Fall ihres Todes einer Privatverficherungsgefelichaft 
beigetreten und noch zur Zeit des Inkrafttreten dieſes Geſetzes Mitglieder der 
Geſellſchaft find. 


Th 
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F 24. Diefes Geſetz tritt am 1. Juli 1882 in Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und brigedrudtem 
Königlichen Jaſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2). Mai 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Buttlamer. v. Kamele Bitter. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. 


55. 


Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes vom 20. Mai 1882 
(Gef.-3. 3. 298), betreffend die Fürforge für die Wittwen und 
Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten. 


Berlin, den 5. Juni 1882. 


Algemeine Beflimmungen. 


1. Die Ausführung des Geſetzes erfolgt, ſoweit nicht nachftehend ander» 
weite Anordnungen getroffen find, durch die Departementschef3 und die von 
denjelben zu bezeichnenden Behörden. 

2. Die Wittwen- und Waifengeldbeiträge ($$ 2 und 3 des Geſetzes), jowie 
die Wittwen- und Waifengelder (88 7 fi.) find vom Rechnuugsjahre 1. April 
1883,34 ab nad Anleitung des Etats, auf die Zeit bis Ende März 1833 aber 
außeretat3mäßig nad) Maßgabe der Nummern 6 und 21 dieſer Beflimmungen 
zu verrechnen. 


Specielle Beftimmungen. 
Beitragspflichtige und nicht beitragspflidhtige Beamte. 

3. Zur näheren Information über den Kreis der zur Entrichtung der in 
dem $ 3 des Geſetzes befiimmten Witimen- und Waijengeldbeiträge verpflichteten 
Beamten wird die Begründung des $ 1 des Entwurfs des Geſetzes hierbei an- 
gejchloffen. 

Hinzugefügt wird, daß die Beſtimmung des $ 1, nach weldyer auch ſolche 
Beamte, die auf Grund des $ 7 des Penfionsgeſetzes lebenslängliche Benfion 
beziehen, beitragspflichtig find, eine analoge Anmwendung nicht geftattet auf die» 
jenigen Beamten, welchen in Gemäßheit des Allerhöchften Erlafjes vom 9. October 
1818 (Min. Bl. f. d. i V. ©, 312) ein lebenslängliches Gnadengehalt oder in 
Gemäßheit des $ 6 des WBenfions-Reglements vom 30. April 1825 eine Penſion 
auf Lebenszeit bewilligt iſt. 


Berehnung des penfionsfähigen Dienfteinlommens und der 
Wittwen- und Waiſengeldbeiträge. 

4. Für die Berechnung der Höhe des penſionsfähigen Dienfteinlonmens 
find die bei der Penfionirung geltenden Grundjäge maßgebend. Zu bemerten 
ift dabei: 

a) die Wittwen- und Waifengeldbeiträge von Beamten, welche unter Ein: 

behaltung eines Theil des Gehalts beurlaubt find, (Allerh. Erl. vom 
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15. Juni 1863 — M. Bl. fd. 1.8. ©. 137), von fuspendirten Beamten, 
jomwie von Beamten, deren Wartegeld oder Penfion wegen des Bezuges 
eines neuen Dienfteinlommens ans einer zur Benflon aus der Staats 
tajje nicht berechtigenden Stellung gekürzt wird ($ 27 Nr. 2 und 8 29 
des Penfionsgefeges, Allerh. Erlaß vom-14. Juni 1848, G.⸗S. ©. 153), 
find mit dem durch den Etat beziehungsmweife die Erhebungslifte (Nr. 5) 
feftgeftellten vollen Betrage in den im 8 4 des Geſetzes bezeichneten Raten 
und zwar in den erfteren beiden Fällen ans dem Dienfleintommen, in 
legterem alle aus dem Wartegelde oder der PBenfion vorweg zu ent- 
nehmen. Ruht das Recht eines Beamten anf den Bezug des Wartegeldes 
ober der PBenfion aus dem lettgebadhten Gtunde, oder der Befoldung 
wegen eines Urlaubs von längerer Dauer als von 6 Monaten ganz oder 
doch infomweit, daß der Meftbetrag zur Dedung der Beiträge nicht aus- 
‚ reicht, fo gelangt die Borfchrift des legten Sates des 8 4 zur Anwendung. 

b) Iſt dem Wartegeldempfänger oder Penftonair ein zur Penfion aus der 
Staatölaffe beredgtigendes Amt wieder verliehen und berjelbe dem⸗ 
gemäß zur Entrichtung von Wittwen- und Waifengeldbeiträgen von dem 
Eintommen aus diefem Amte verpflichtet, jo ruht die Verpflichtung zur 
Zahlung folder Beiträge von dem Wartegelde oder der Benfion infoweit, 
als diefe Kompetenzen eingezogen oder gekürzt werden oder biefelben 
unter Hinzurechnung des neuen beitragspflichtigen Einfommeng die Summe 
von 000 Markt üüberfteigen. 

c) Die Wittwen- und Waifengeldbeiträge find auch von demjenigen Theile 
der Penfion früherer Militärpenfionaire, welcher in Gemäßbeit des S 107 
des Militair-Benftonsgefeges vom 27. Juni 1871 den Eivilfonds aus 
Militairfonds zu erflatten ift, fiir Rechnung der Staatskaſſe zu erheben. 
In den Aniprüden der Civilfonds auf folde Erftattung aus Militair- 
fonds wird hierdurch eine Veränderung nicht herbeigeführt. 


Feſtſtellung, Erhebung, Berrehnung und Iuftifilation der 
Wittwen- und Waiſeugeldbeiträge. 

5. Die Feflfiellung der Wittwen- und Waifengeldbeiträge erfolgt: 

a) Bezüglich der aktiven Beamten und bezitglich derjenigen Wartegeld- 
Empfänger bei der FZufliz-Berwaltung, welche das Wartegeld ans Kapitel 76 
Titel 2 des Etats beziehen, durch die nach Nr. 1 zufländige Behörde. 

b) Bezüglich der übrigen Wartegeld-Empfänger nnd Penfionaire durch Die 
jenige Behörde, welche der die betreffende Rechnung aufflellenden Kaffe 
vorgeſetzt ifl. 

Noch vor dem 1. Zulid. $., als dem Zeitpunkte des Inkrafttretens des 
Geſetzes ift den Provinzial-Hauptlaffen, beziehungsweife |den Speziallaffen, für 
jede von denſelben für 1882,83 zu legende Zahresrechnung bejonders, eine Nach⸗ 
weifung der zu erhebenden Wittwen- und Waifengeldbeiträge zuzufertigen. In 
diefer Nachweifung ift zugleich das penfionsfähige Dienfleinlonnnen der einzelnen 
Beamten (cfr. Nr. 4 der Ausführungsbefiimmungen), beziehungsmweije das 
Wartegeld und die Benfion, foweit davon nach $ 3 des Geſetzes Wittwen- und 
Waifengeldbeiträge zu erheben find, erfichtlich zu machen und, foweit nicht Die 
Bezlige nach den Etats und Rechnungen für ten vorliegenden Zweck als zweifellos 
erfcheinen, zu erläutern und zu begründen. 

Jahrb. d. Br. Horft- u. Jagdgeſeßgg. XIV . 10 
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In den Fällen, in welchen eine Einnahme ans einem Nebenamte penſions⸗ 
fähig if, find der Nachweiſung die desfallfigen Beweisftüde in beglaubigter 
Form beizufügen. Sämmtliche Penfionaire und Wartegeld- Empfänger find in 
der Nachweiſung der zu zahlenden Beiträge in derjelben Reihenfolge aufzuführen, 
wie fie in den Rechnungen nachgewiejen find. In den Fällen, im melden ein 
Bittwen- und Waifengeldbeitrag nicht zum Anſatz gebracht fein follte, ift dies 
näher zu begründen. 

Kann wegen Kürze der Zeit die Trage, ob der Beamte überhaupt zur 
Zahlung der Beiträge verpflichtet iſt, rechtzeitig vor dem 1. Juli nicht mit 
Sicherheit feftgeftellt werden, jo find die Beiträge gleichwohl Behufs vorläufiger 
Erhebung in die Nachweifung einzuftellen. 

Iſt e8 wegen Kürze der Zeit nicht thunlih, die Höhe der zur erhebenden 
Beiträge rechtzeitig vor dem 1. Juli zur definitiven Fefftellung zu bringen, fo 
find diefelben zu einem annähernd veranfchlagten Betrage in die Nachweilung 
einzuftellen. Die definitive Feſtſetzung der Beitragspflicht, beziehungsmweife ver 
Höhe der Beiträge erfolgt thunlichſt in der Weife, daß die erforderliche Aus- 
gleichung bei dem nächſten Termine der Yälligleit des weiteren Beitrages flatt- 
finden kann. 

Bei nen in den Ruheſtand tretenden Beamten bat diejenige Provinzial- 
behörde, auf deren Anweiſung die Zahlung der erfien Penfionsrate erfolgt, 
(oben 5b) auch die erforderliche Anordnung wegen der Erhebung oder in den 
Tällen des 5 5 Abſatz 4 und 5 des Geſetzes der Befreiung von der Entridhtung 
der Wittmen- und Waifengeldbeiträge zu treffen. Die dem Beamten zuletzt vor- 
geſetzte Dienftbehörde hat auf Exrfordern der die vorgedadhte Anweiſung erlaffen- 
den Provinzialbehörde die nöthigen Mittheilungen zu machen. 

6. In den nädften Entwürfen zu den Kaffenetats der einzelnen Ver⸗ 
waltungen find in der Ausgabe binter der Testen Colonne folgende zwei Spalten 
hinzuzufügen: 


Die Wittwen- und Waifengeldbeiträge find zu entrichten 
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von einem penfionsfähigen zu 3% 
Dienfteintommen deffelben ($ 3 des Geſetzes vom 
von 20. Mai 1882) 
(bis 000 A) mit 


M M 





In den Fällen, in welden in dein Kaflenetats ganze Beamten-Kategorien 
auf einer Linie nachgewiefen werden, ift das penfionsfähige Dienfteintommen 
nebft den davon zu entrichtenden Wittwen- und Waifengeldbeiträgen nur ſum⸗ 
marifch auszubringen. “Der fpecielle Nachweis derfelben bat alsdann in den deu 
Etats-Entwilrfen beizufligenden befonderen Befoldungs-Nachweilungen beziehungs- 
weife im entſprechenden Special-Berzeichniffen zu erfolgen. Etwaige bei der 
Etats feſtſtellung vorgenommene Aenderungen werden den Behörden bei der Zu⸗ 
fertigung der betreffenden Kaffenetats fpeciell mitgetheilt werden. 

Was Hinfihtli der Juſtifikation der Erhebungsliften unter Nr. 5 vorge⸗ 
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ſchrieben if, gilt auch für die Etatsentwürfe. In denjenigen Etatdentwürfen, in 
denen Fonds, wie zum Beifpiel der Fonds zu Wartegeldern und Givilpenfionen, 
nachgewiejen werden, über welche feine Special⸗Etats anfgeftellt, fondern nur 
Rechnungen gelegt werden, ind bei dieſen Fonds die ebenfalls ſummariſch aus- 
zubringenben Anſätze, insbejondere was bie Wittwen- und Waifengeldbeiträge 
anlangt, durch die Angabe zu begründen, wie viel das Jahres⸗Soll an foldhen 
nad) den audgefertigten Erhebungsliften (Nr. 5) beziehungsweife nad) der legten 
Jahres⸗Rechnung beträgt. 

Die Wittwen- und Waifengeldbeiträge find unter einem ınit der Bezeichnung 
„geiepliche Wittwen- und Waifengeldbeiträge” neu zu bildenden Titel zu ver. 
rechnen, im Reſſort: 

a) der DomainensBerwaltung unter Kapitel 1 Titel Sa, 

b) = Forfl-Bermwaltung unter Kapitel 2 Titel 10a, 

c) = Bermwaltung der direkten Steuern unter Kapitel 4 Titel 8a, 

d) = Berwaltung der indireften Steuern unter Kapitel 5 Titel 19a, 

e) Berg-, Hütten. und Salinenverwaltung unter Kapitel 9 Titel 14a, 

f) des Finanz Minifteriums (mit Ausihluß der Verwaltung der direkten 
und indireten Steuern) in dem gemeinjchaftlichen Reſſort defjelben und 
des Minifteriums des Innern, ſowie des landwirthſchaftlichen Minifteriums 
umter Kapitel 27 Titel 8a und 8b (Titel 8a von altiven Beamten 
Zitel 8b von Wartegeldempfängern und penfionirten Beamten), 

g) der Bauvermwaltung unter Kapitel 28 Titel 5a, 

h) s Handels- und Gewerbe-Berwaltung unter Kapitel 29 Titel 6a, 

i) - Aufliz-Verwaltung unter Kapitel 30. Titel 3a, 

k) » Berwaltung des Innern unter Kapitel 31a Titel 1, 

D) - Tandwirtbichaftlichen Verwaltung unter Kapitel 82 Titel 6a, 

m) « Geftlit-Berwaltung unter Kapitel 83a Titel 1, 

n) » geiftlihen, linterrichts- und Mebicinal-Berwaltung unter Kapitel 34 
Titel da und 5a, (Titel 4a für die ſämmtlichen Berwaltungszweige mit 
Ausflug des Medicinalweſens, Titel ba für das Medicinalweſen). 

Diejenigen Inſtitute und Anflalten, welche wie die Univerfitäten und 
Eymnaften nur Zujchäffe aus allgemeinen Staatsfonds beziehen, deren Einnahmen 
und Ausgaben mithin nicht im Staatshaushaltungs⸗Etat nachgewieſen werben, 
haben die Wittwen- und Waifengeldbeiträge zur Verrechnung bei dem oben 
bezeichneten Etatsfonds der betreffenden Berwaltung an diejenige Kaffe abzu- 
liefern, von welder die ihnen etatsmäßig zu zahlenden Zuſchüfſe zu ver- 
rechnen find. 

Hinfigtlih der Verrechnung der Wittwen- und Waifengeldbeiträge aus der 
Eifenbabn-Berwaltung werden von dem Departementschef befondere Borfchriften 
erlaffen werden: 

7. In die Kaffenrechnungen find die für die Etats vorgefchriebenen 
Spalten ebenfalls nnd zwar ſchon für das laufende Rechnungsjahr zu über- 
nehmen. 

8. Zn den Kaſſenbüchern find im Texte derſelben die von den Beamten zu 
entrichtenden Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge für das laufende Rechnungsjahr 
an der Stelle erfichtlich zu machen, wo das Gehalt der Beamten in Ausgabe 
nachgewieſen wird, der Hegel nach aljo bei den Beſoldungsfonds und zwar and) 
dann, wenn die Beamten aus bdenjelben fein feftes Dienfteintommen beziehen 

10* 
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wie 3. B. die Steuerempfänger Kapitel 6 Titel 4 und die Gerichtsvollzieher 
Kapitel 74 Titel 7; in denjenigen Ausnahmefällen jedoch, in denen Beamten, 
welde ans Fonds zu anderen perfönlichen Ausgaben remunerirt werben, die 
Benfionsberehtigung zuftebt, wie 3. B. den außeretatsmäßigen Räthen und 
Affefforen (Kapitel 58 Titel 7 des Staatshaushalts-Etats), den Vermeſſungs⸗ 
beamten (Anmerhmg zu Kapitel 101 Titel 9), bei diejen Fonds. 


9. Die Erhebung der Wittwen- und Waifengelbbeiträge erfolgt mit der 
Mahgabe des 8 4 des Geſetzes durch Einbehaltung eines entiprechenden Thels 
des Dienfteinlommens der verpflichteten Beamten und in den Fällen, in welchen 
dies nicht ausführbar ift, Durch Vorauserhebung in vierteljährlicden Raten. 
Auf die Wartegeldempfänger und Penfionäre finden diefe Beſtimmungen 
entfprecdende Anwendung. 
Ueber die aus dem Dienfteintommen, bezw. dem Wartegelde und der Pen- 
fion einbehaltenen Beiträge ift von den Kaffen Quittung nicht zu ertheilen. 
gut. 21 28. Ein Formular zu den künftigen Befoldungs-Ouittungen und ein folches zu 
pen fünftigen Onittungen über Penfionen und Wartegelder werden beigefügt. 
Danach find in den Ouittungen die einbehaltenen Wittwen- und Waijengeldbei- 
träge erfichtlich zu machen 


10. Erhöht fih das penfionsfähige Dienfteinlommen eines Beamten, fo it 
die Kaffe in der desfallfigen Verfügung bezüglich der in erhöhten Betrage zu 
zahlenden Wittwen- und Waifengeldbeiträge mit Weifung zu verſehen. Bezüglich 
der auf Emolumente gefiellten Beamten ift dasjenige Dienfteinlonimen maßgebend, 
welches der Berechnung der Penfion zu Grunde zu legen wäre, wenn der Be⸗ 
amte im Laufe des Etatsjahres penfionirt worden wäre. Der hiernach feftge- 
ftelte Wittwen- und Waifengeldbeitrag wird auch im erſten Quartal des folgen- 
den Etatsjahres einfimeilen forterhoben. Nach Beginn eines neuen Etatsjahres 
und zwar alsbald nah dem Rechnungsſchluſſe für das vorangegangene Etats- 
jahr wird das penfionsfähige Dienfteinlommen, joweit dies nad $ 10 Nr. 2 des 
Benfionsgefetzes erforderlich, neu feſtgeſtellt. Ergiebt diefe Fefifiellung, daß für 
das neue Etatsjahe der früher gezahlte Beitrag eine Aenderung erleidet, fo ift 
binfichtlich des für das erfie Duartal zu viel oder zu wenig erhobenen Beitrages 
die Ausgleihung in dem nächſten Termine der Fälligkeit eines weiteren Beitrages 
zu bewirken. 


Erlöfhen der Berpflidtung zur Entridtung von Wittwen- und 
Waifengeldbeiträgen. 


11. In den Fällen des S 5 Nr. 4 und 5, fowie des $ 6 des Geſetzes haben die 
Penftonaire durch Beicheinigung der Drts-Bolizeibehörde ihres Wohnortes oder 
in fonft glaubhafter Weiſe den Nachweis zu erbringen, daß fie weder in einer 
vor ihrer Penftonirung gejchloffenen Ehe leben, nody unverbeiraibete ebeliche oder 
durch nachgefolgte Ehe legitimirte Kinder unter 18 Jahren aus einer folchen 
Ehe befigen. Die Eingabe, durch welche dieſer Nachweis geflihrt wird, ift von 
ihnen der die Penfion zahlenden Kaffe einzureichen, welche viejelbe unverzüglich 
ber der rechnungslegenden Kaffe vorgejetsten Provinzialbehörbe, welcher die Ent- 
fheidung zufteht, vorzulegen bat. Den Beamten bleibt jedoch fiberlaffen, die 
Eingabe der Provinzialbehörde direkt einzureichen. 
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Befreiung von der Entridtung der Wittwen- und Waijengeld- 
beiträge. 

12. Berforgungsanftalten, deren Mitglieder auf Grund der Bellimmungen 
im 8 23 des Geſetzes unter den dafelbft gedachten Borausfegungen die Befreiung 
von der Entrichtung der Wittwen- und Waijengelbbeiträge in Anfpruch nehmen 
tönnen, find namentlich: 

a) die allgemeine Wittiwen-Berpflegungs-Anfalt in Berlin und die Ber- 
liner allgemeine Wittwenpenfions- und Unterflügungstaffe, 

b) die Königlich Preußifhe Militair-Wittwen-Kaffe in Berlin, 

c) die Wittwen-Kaffe flir die Königliche Hof- und Eivildienerfchaft in dem 
vormaligen Königreich Hannover, 

d) die Wittwen- und Waifenanftalt für die Civildiener der acht Rang⸗ 
Haffen in dem vormaligen Kurfürftentbum Heſſen, 

e) die Eivil-Wittwen- und Waifen-Wefellichaft in dem vormaligen Kur- 
fürftenthbum Heffen, 

f) die Eentral-Wittmen- und Baifen-Berforgungs-Anfalt fiir die zu einer 
Penfion nicht beredtigten Eivil- und Hofdiener in dem vormaligen 
Herzogthum Naffau, 

g) die Wittwen- und Waifentaffe der höheren Civil-Staatsdiener in dem 
vormaligen Herzogthum Naffau, 

h) die allgemeine Verforgungsanftalt für Wittwen und Waiſen Yandgräf- 
licher Diener in der vormaligen Landgrafſchaft Heflen-Homburg, 

ji) die PBenfionsanftalt für die Wittwen und Waifen von Staat3dienern 
in der vormaligen freien Stadt Frankfurt a. / M., 

k) die an die Stelle des Großherzoglich Heffiichen Eivildiener-Wittwen- 
Inſtituts getretenen Beranftaltungen, 

I) die allgemeine Wittwentaffe in Kopenhagen nnd die vormals Groß⸗ 
fürftfihe Wittmen- uud Waiſen⸗Kaſſe in Kiel, 

m) die Leibrenten- und Berforgungs-Anftalt von 1842 in Kopenhagen, 
beziehungsmeife die an deren Stelle getretene Lebensverficherungs- 
und Berforgungs-Anftalt von 1871 daſelbſt, 

n) die Wittwen- und Waiſenkaſſen der Lehrer an den Univerfitäten, 

0) die vormals Kurheſſiſche Militair-Wittmen- und Waijen-Anftalt, 

p) die vormals Nafſauiſche Militair-Wittmen- und Waifentaffe, 

q) die vormals Hannoverſche DOffizier-Wittwentaffe, 

r) die Eifenbahnbeamten-Wittwenlaffen und die Unterſtützungskaſſe der 
Angeftellten der Eöln-Mindener Eifenbahn, 

8) die Bau⸗Wittwenkaſſe in Caſſel. 

Welche Mitglieder anderer Berfiherungs-Anftalten die nämliche Befreiung 
in Anſpruch nehmen können, ergiebt fih aus dem zweiten Abjate des $ 23. 
Zur näheren Information ift ein Auszug aus der Begründung des Geſetz⸗Ent⸗ 
murfs beigeffigt. 

Die Zuläffigkeit der auf Grund des $ 23 von den einzelnen Beamten zu 
ftellenden Anträge ift von dem durch Beibringung entfprechender Beläge zu füh- 
renden Nachweife abhängig, daß der Beamte zur Zeit des Inkrafttretens des 
Geſetzes, alfo am 1. Juli d. Is. noch Mitglied einer der in diefem Paragraphen 
gedachten Berjorgungsanftalten war, und diefe Mitgliedſchaft nicht erſt nach der 
Berlündigung des Geſetzes erworben hat. 
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Die von den Beamten dabei abzugebende Erklärung wird dahin zn lauten 
haben: 
daß der Antragftellee auf Grund des Geſetzes vom 20. Mai 1882 
(G.S. ©. 298) feine Freilaſſung von der Entrichtung der Wittwen⸗ 
und Waifengelbbeiträge beantrage, indem er fir feine etwaigen künf⸗ 
tigen Hinterbliebenen auf das in den 88 7 fi. des bezeichneten Geſetzes 
beftimmte Wittmen- und Waifengeld ausdrücklich verzichte, obwohl ihm 
befannt fei, daß, falls diefem Antrage flattgegeben werden follte, diefer 
Verzicht ein endgültiger und ummwiberruflicher fei. 

Iſt der Penfionsanipruch einer gerichtlich gefchiedenen oder böswillig ver- 
laffenen Frau in den Fällen des $ 26a und b des Reglements für bie allge- 
meine Wittwenverpflegungsanftalt Dadurch aufrecht erhalten, daß die Frau für 
die Fortzahlung der Beiträge gejorgt bat, fo fiebt dem Manne nicht das Recht 
zu, auf Grund des 5 23 des Geſetzes die Befreiung von Eutrihtung der Witt- 
wen- und Waifengeldbeiträge in Anipruch zu nehmen. 

Die Entiheidung erfolgt durch die nämliche Behörde, welche nad Nr. 5a 
und b für die Fehftellung der Wittmen- und Waifengeldbeiträge zuftändig if. 

Hinſichtlich der Anträge der Wartegeldempfänger und PBenfionaire gilt das» 
jelbe, mas bezüglich der unter Nr. 11 bezeichneten Eingaben befiimmt if, mit 
der Maßgabe, daß die Eingaben der unter Nr. 5a bezeichneten Wartegeldempfänger 
der Yuftiz-Berwaltung von ber zahlenden Kafle an die Vorſtandsbeamten bes 
Ober-Landesgericht3 einzujenden find. In zweifelhaften Fällen bat die für vie 
Entfheidung zufländige Behörde ſich zumächft mit der lebten Dienftbebörde des 
MWartegeldempfängers oder Penfionairs in Beziehung zu feben. Iſt nach dem 
Erachten der zufländigen Behörde dem Antrage flattzugeben, fo hat diefelbe unter 
Benachrichtigung des Beamten dur Verfiigung an die rechnungslegende Kafle 
die Befreiung des Beamten bon der Entrichtung der Beiträge anzuordnen. In 
der Verfügung ift näher anzugeben, in weldyer Weife den geſetzlichen Boraus- 
fegungen genügt if. 

Für das Reſſort der Eifenbahnverwaltung wird der Erlaß befonderer Be- 
fimmungen vorbehalten. 


Ausfegung der Erhebung von Beiträgen. 

13. Die Wittwen- und Waifengelbbeiträge find von den nach $ 1 des 
Geſetzes verpflichteten Beamten fchon zum 1. Juli 1883 zu entridten. Bon 
denjenigen Beamten, welche zur Zeit der Berfündigung des Geſetzes Mitglieder 
einer der im $ 23 deffelben bezeichneten Anftalten waren und vor dem 1. Juli 
1882 — in der unter Nr. 12 vorgejchriebenen Form — der zuftändigen Behörde 
fchriftlicd anzeigen, daß fie auf das Wittwen- und Waifengeld verzichten, find 
die zu dem fraglichen Termine fälligen Beiträge nicht zu erheben, vorbehaltlich 
der nachträglichen Entrichtung, wenu nicht rechtzeitig vor dem 1. Oltober von 
den Beamten unter Beftätigung bes früher ausgefprochenen Verzicht der Nad)- 
weis geführt wird, daß fie noch am 1. Juli Mitglieder der Anftalt waren. 


Ausfheiden aus den beſtehenden Witiwen- und Waifen-Berjor- 
gungs-Anftalten. 

14. Diejenigen nad 8 1 des Geſetzes zur Entridhtung von Wittwen- und 

Waifengeldbeiträgen verpflichteten Beamten, welche von der ihnen nad) $ 23 zu⸗ 
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fiehenden Befugniß, die Befreiung von dieſer Verpflichtung in Anſpruch zu neb- 
men, keinen Gebrauch machen wollen, find berechtigt, aus derjenigen Verſor⸗ 
gungs-Anftalt, welcher fie bisher als Mitglieder anzugehören verpflichtet geweſen 
find, auszuſcheiden. Der Antrag auf ein Ausfcheiden aus ſolcher Auſtalt ift an 
die Direltion der betreffenden Auflalt zu richten und mit einem begleitenden 
Schreiben an die nämliche Behörde einzufenden, welche nah Nr. 12 der Aus- 
führungsbefimmungen über eine Freilaffung der Beamten von der Entridhtung 
der Wittwen- und Waijengelbbeiträge zu entjcheiden haben würde. — Bezüglich 
der Wartegelvdempfänger und Penfionaire gilt auch hier, was wegen der Ber- 
mittelung der das Wartegeld oder die PBenfion zahlenden Kaffe unter Nr. 11 
und 12 beſtimmt if. 

Bon der Propinzial-Behörde find die bei ihr eingehenden gejeglich begrün⸗ 
beten Anträge in Zwifchenräumen von 8 zu 8 Tagen mit einer nach dem bei- 
gefügten Formular 4 aufzuftellenden bejcheinigten Nachweiſung der Direktion ber 
betreffenden Anftalt zur weiteren Beranlafiung zu fiberjenden. * 

Die näheren Beſtimmungen über das Ausſcheiden der Beamten aus ben 
Beranftaltungen des Staats zur Verſorgung der Hinterbliebenen der Beamten, 
namentlich auch dariiber, ob den Beamten außer dem vollfiändigen Ausfcheiden 
auch das Hecht auf Ermäßigung der Verfiherungsfumme zufteht, werben von 
den Berwaltungen der Anftalten zur öffentliden Kenntniß gebracht werden. 

15. Ein Antrag des Beamten auf Ausfcheiden aus der Berforgungs-An- 
ftalt, weldher er bisher als Mitglied angehört hat, oder auf Ermäßigung bes 
nad den bisher maßgebenden Vorſchriften erforderlichen Berfiherungsbetrages 
fließt die Berechtignng zu dem Antrage auf Befreiung von Entrichtung der 
Wittwen- und Waifengeldbeiträge aus, desgleihen ein Antrag auf Befreiung 
von Entrichtung diefer Beiträge den Antrag auf Ausicheiden aus der Anftalt 
beziehungsmweife auf Ermäßigung des Berficherungsbetrages. 

Die mit der Ansflihrung des Geſetzes beauftragten Behörden haben baber 
eine genaue Sontrole darüber zu führen, baß hiernach verfahren werde. 


Befimmung der Wittwen und Waifengelder. 


16. Ueber die Gewährung von Wittwen- und Waifengeld an Hinterblies 
bene im aftiven Dienfte oder als Wartegeldempfänger verftorbener Beamten ift 
unter Berädfichtigung ber Vorſchrift im Schlußſatze des $ 16 Abſatz 1 an dem 
Departementächef zu berichten, ſoweit nicht auf Grund des $ 20 Abſatz 1 die 
Befugniß zur Beftimmung des Wittwen- und Waifengelbes der Provinzialbehörde 
üiberlaffen wird. 

Dem Berichte iſt in den Fällen des 8 14 Abſatz 2 eine Borjchlags-Nad- 
weifung nad) dem beigefligten Yormular 5, in den andberweitigen Fällen, abge 
ſehen von $ 14 Abſatz 1, eine Vorſchlags⸗Nachweiſung in im Webrigen gleicher 
Form, jedoch unter Yortlaffung der Spalten 17 bis 19 des Formulars, anznu⸗ 
fliegen. In den Fällen des F 14 Abſatz 1 endlich ift den Spalten 15 und 16 
die Ueberfchrift: „Davon Tönnen gewährt werben”, den Spalten 18 und 19 bie 
Ueberſchrift: „Davon werden zur Gewährung vorgeſchlagen“ zu geben. 

17. Auf Grund des $ 20 Abjak 1 wird die felbfifländige Bewilligung des 
Wittwen⸗ und Waifengeldes für die Fälle, in denen daffelbe an Hinterbliebene 
penjionirter Beamten zu gewähren if, derjenigen Provinzialbehörde über- 
tragen, weldye ber die letzte Penſionsſsrate verrechnenden Kaſſe vorgejegt if. Die 
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Provinzialbehörde Hat auf Grund des 8 16 Abjat 1 zugleich zu beflimmen, an 
wen die Zahlung gültig zu leiften if. Dabei ift davon auszugeben, daß bie 
Zahlung von einer gerichtlichen Feſtſtellung der Empfangsberechtigten der Regel 
nach nicht abhängig gemacht werden foll. Sofern nicht beſondere Bedenken vor⸗ 
biegen, find alfo die Wittwengelder an die Wittwe, die Waifengelder, wenn bie 
Mutter noch lebt und für die Pflege und Erziehung der Kinder forgt, an die 
Mutter, andernfalls an den Vormund der Kinder, welcher durch gerichtliche Be- 
ftallung als folder ſich zu legitimiren bat, zu zahlen. 

Die Provinzialbehörde hat von der nach den 88 8 und 9 erfolgten Bewil- 
figung von Wittwen- und Waifengeld der letzten Dienftbehörbe des Penfionairs 
Mittheilung zu machen. 

Bezügli der Bermittelung der Anträge auf Bewilligung des Wittwen⸗ 
und Waijengeldes gilt auch bier, was unter Nr. 11 für die zahlende Kaffe be= 
ſtimmt if. 

Der Zahlungsanmeifung des nad den 88 8 und 9 neu bewilligten Witt« 
wen- und Waifengeldes ift eine nach Analogie des Formulars 5, ohne die Spal- 
ten 12/13 und 17/19 deſſelben aufzuftellende und entſprechend zu juftificirende 
Nachweiſung beizufügen. 

18. Ferner wird auf Grund des $ 20 Abſatz 1 des Geſetzes die jelbit- 
ftändige Beſtimmung der nad 8 11 deſſelben eintretenden Erhöhungen bereits 
bewilligter Wittwen- und Waifengelder derjenigen Provinzialbehörde fibertrag en, 
welche der diefe Kompetenzen verrechnenden Kaffe vorgejett ift. 

Bur näheren Information über die Fälle der Erhöhung eines Wittwen- 
und Waijengeldes wird die Begründung des $ 11 des Entwurfs des Geſetzes 
beigefügt. 

19. Eine Abrundung des Wittwen- und Waifengeldes auf volle Mark 
findet in feinem alle ftatt. 

20. Iſt die Ehe eines Beamten dur Scheidung aufgelöft, fo ift die vor⸗ 
malige Ehefrau nad dem Zode des Beamten als Wittwe nicht anzufehen und 
bat daber auch auf Wittwengeld feinen Anſpruch. 





Berrehnnug der Wittwen: und Waifengelder. 


21. Die gezahlten Wittwen- und Waifengelder werben bezüglich” der Hin- 
terbliebenen der im aktiven Dienft oder als Wartegeldempfänger verfiorbenen 
Beamten bei derjenigen Verwaltung in Ausgabe verrechnet, welcher der Beamte 
in feiner legten dienſtlichen Stellung angehört hat. Diefe Berrehnung erfolgt 
unter einem mit der Bezeihnung „gejetslihe Wittwen- und Waifengelder“ neu 
zu bildenden Titel im Reſſort 

a) der Domainen-VBerwaltung unter Kapitel 1 Titel 7a, 


b) „ Borft- „ kn 2%, 

c) „ Bermwaltung ber direlten Steuern unter Kapitel 6 Titel 104, 

d) „ " „ indirelien „ . „ 10 „. 1a, 

e) „ Berg-, Hütten- und Salinen-Berwaltung unter Kapitel 22 vor 
Titel 1, 


f) des Finanz Minifteriums (mit Ausſchluß der Verwaltung der direkten 
und indireften Stenern) und in dem gemeinfchaftlichen Reſſort des⸗ 
felben und des Minifteriums des Innern, ſowie des landwirthſchaft⸗ 
lichen Minifterinms unter Kapitel 62 Titel bb, 
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g) der Bauverwaltung unter Kapitel 66 Titel 1a, 

bh) „ Handels: und Gewerbe-Bermaltung „ „ 0% u 1a 

ji) „ Zufliz-Verwaltung n „ 80 u 28, 

k) „ Berwaltung bes Innern " „ 97 0 „ 58, 

1) „ landwirthſchaftlichen Verwaltung „ „ 107 „ 38a, 

m) „ Geftüt-Bermwaltung „ „ 108 „39a 

und n) der geiftlichen, Unterricht3- und Medi- 

zinal⸗Verwaltung „ 124 „13a 
beziehungsmweile „ 125 „ 12a. 


An welcher Stelle bei der Eifenbahnverwaltung die Wittwen⸗ und Waiſengelder 
zu verrechnen ſind, wird vom Departementschef beſtimmt werden. 

Hinſichtlich der Verrechnung derſelben aus dem Geſchäftsbereiche von Ber- 
waltungsbehörden in Dienſtzweigen, für welche keine Provinzialbehörden beſtehen, 
wird in jedem einzelnen Falle von dem betreffenden Departementschef Beſtim⸗ 
mung getroffen werden. 

Die gezahlten Wittwen⸗ und Waiſengelder für Hinterbliebene der penfionirten 
Beamten werden im Reſſort des Finanz-Minifteriums unter dem mit der Be- 
zeichnung „gefegliche Wittwen⸗ und Waifengelder fiir Hinterbliebene penfionirter 
Beamten“ neu zu bildenden Titel 5a des Kapitels 62 in den Civilpenfionsrecdh- 
nungen verrechnet. Ausgenommen hiervon find nur die Wittwen- und Waifen- 
gelder für die Hinterbliebenen von Landgendarmerie-Dffizieren, Oberwachtmeiſtern 
und Gendarmen, weldhe unter dem obengedadhten neu zu bildenden Titel da 
des Kapitel 97 des Etats der Berwaltung des Innern in Ausgabe nachzu- 
weifen find. 


Anlage 1. 
— — 


Begründung. 
x. 
81 
in Verbindung mit $ 7 enthält die entſcheidenden Grundſätze: 

3) Sämmtlihe Beamte, deren etwaigen Tünftigen Hinterbliebenen ein 
RNechtsanſpruch auf Wittwen- und Waifengeld zu gewähren ift, aber 
auch nur diefe Beamte find zur Entrichtung von Wittwen- und Waijen- 
gelpbeiträgen verpflichtet. 

b) Ein Rechtsanſpruch anf Wittwen- und Waifengeld if den Hinterblie- 
benen nur derjenigen Beamten einzuräumen, die ohne Beränderung 
ihrer zeitlichen dienftlihen Stellung in die Lage fommen können, einen 
Rechtsanſpruch auf Penſion dem Staate gegenliber zu erwerben. 

Hiernach werben die unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder der Klindi- 
gung angefiellten Beamten, welche eine in den Befoldungsetats aufgeführte Stelle 
nicht befieiden ($ 2 Abfat 2 des Penfionsgeſetzes) dem Geſetze nicht unterworfen 
fein, weil fie einen Anſpruch auf Penſion nicht haben. 

Die nämliche Vorausſetzung trifft auf die nur nebenbei oder nur vorüber⸗ 
gehend im Staatsdienfte bejchäftigten Beamten nach 8 5 des Penfionsgefees zu, 
Infoweit nicht in Gemäßheit des $ 32 dieſes Geſetzes die Borfchrift des zweiten 
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Abſatzes des 8 3 der Berorbnung vom 6. Mai 1867 (Geſ.S. ©. 713) Platz 
greift, nach welcher den Beamten in den neu erworbenen Landestheilen Penfions- 
anfprüde auch für den Fall gewahrt find, daß fie zur Zeit der Verſetzung in 
den Aubeftand ſich in einer zur Penſion nicht berechtigenden Stelle befinden. 

Dur letztere Ausnahmebeſtimmung fol Tebigli ein befiehender Rechts⸗ 
zuftand aufrecht erhalten werben. Diefelbe kann daher auf die Bewilligung der 
nach dem vorliegenden Entwurf den Beamten eiuzuräumenden neuen Anſprüche 
auf Bewährung von Penſionen an ihre Wittmen und Waiſen nicht ausgedehnt 
werben. Demgemäß ift eine entfprecheude Vorfchrift in dem zweiten Abjat des 
$ 1 unter Ziffer 1 aufgenommen. 

Die Beſtimmungen unter Biffer 2 dieſes Abjates, nach welder die nur 
nebenamtli im unmittelbaren Staatsdienft angeftellten Beamten überhaupt, alfo 
aud) dann, wenn fie eine penfionsfähige Beſoldung aus der Staatskaſſe beziehen 
($ 12 des Penſionsgeſetzes), zur Beitragsentrichtung nicht verpflichtet fein follen, 
gründet fi) auf die Erwägung, daß die Fürſorge für die Hinterbliebenen folcher 
Beamten demjenigen zu Überlaffen fein wird, beffen Beamtenjchaft fie durch ihr 
Hauptamt angehören. Unter diefe Borjchrift werden namentlidy Diejenigen Beamten 
fallen, welche in einem Hauptamte des Kirchendienftes und zugleih in einem 
ſtaatlichen Nebenamte als Konfifiorial- oder Schulräthe angeftellt find, desgleichen 
Neichsbeamte, welche zugleich ein dem unmittelbaren Staatsdienſte angehöriges 
Nebenamt bekleiden. 

Zufolge $ 79 des Geſetzes, betreffend die Berfaflung und Verwaltung ber 
Städte und Flecken in der Provinz Schleswig-Holflein vom 14. April 1869 
(Geſ.S. ©. 589), find den bei Einführung dieſes Gefehes in den Kommunen 
bereit3 feft angeftellten Beamten die ihnen aus Staatsmitteln zugeficherten Be⸗ 
foldungsantheile und andermeit zuftehenden Einkommensentſchädigungen infoweit 
ans der Staatslaffe fortzugablen, als nöthig ift, um den etwaigen Ueberſchuß 
der gefammten, diefen Beamten perfönlich zuftehenden Dienfteintünfte fiber den 
von der Kommune zu leiftenden VBefoldungsbetrag zu deden. Nah dem näm: 
fihen Maßftabe hat der Staat zur Penfionirung der gedachten Beamten beizu- 
tragen. Ferner ift vor Erlaß des Penfionsgejeßes vom 27. März 1872 in ein- 
zelnen Fällen die nad dem eriten Abſatz des $ 36 deffelben in Kraft gebliebene 
Zuficherung ertheilt, daß der Staat einen Beitrag zur Penfion von ſolchen Beamten 
gewähren werde, welche aus dem unmittelbaren Staatsdienft in ein bemfelben 
nicht angeböriges öffentliches Amt fibergetreten find. Eine Beranlaffung, den 
Hinterbliebenen der gedachten Beamten Wittmen- und Waijengeld aus der Staats- 
Taffe zu bewilligen, ift nicht vorhanden. Zur Befeitigung von Anſprüchen hier: 
auf empfiehlt es fich, diejelben durch bie unter Ziffer 3 und 4 aufgenommenen 
Beflimmungen ausdrüdiih auszuſchließen. 

Die anderweitige Beſtimmung unter Ziffer 4 ift eine Gonfequenz ber Bor- 
ſchriften unter Biffer 1 bis 8. 

Was im Uebrigen die in den Ruheſtand verfegten Beamten anbelangt, fo 
if es nach dem Vorgange des Neichsgefees als geboten erachtet, den zur Zeit 
bes Inkrafttretens des Geſetzes bereits penflonirten Beamten die Wohltbaten 
deffelben in gleicher Weife zu Theil werben zu laffen, wie den erft jpäter in ben 
Nubeftand tretenden. Nach der Faſſung bes 8 I wird baber ber Zeitpunlt der 
Penſionirung für die Beitragspflicht nicht maßgebend fein. 

Wenn im Allgemeinen nur ſolche in den Ruheſtand verjeßte Beamte für 
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beitragspflichtig erllärt worden find, welche aus der Staatskaſſe kraft geſetz⸗ 
lichen Anſpruchs Penſion beziehen, ſo ſollen damit diejenigen ehemaligen 
Beamten ausgeſchloſſen werden, welche im Disciplinarwege unter Belaſſung eines 
Theiles des geſetzlichen Peuſionsbetrages als Unterſtützung aus dem Dienit ent» 
laſſen find. 

Nah 8 7 des Benfionsgefeges Tann einem Beamten, welcher vor Bollenbung 
des zehnten Dienfljahres wegen Dienftunfähigleit in den Ruheſtand verfetst wird, 
eine Penſion zum Betrage von höchitens 1/, feines Dienfteinlommens entweder 
auf beflimmte Zeit oder Iebenslänglich bewilligt werden. Soweit eine ſolche 
Bewilligung auf Lebenszeit erfolgt, wird der Beamte, obgleich er die PBenfion 
nicht kraft gefetlichen Anſpruchs bezieht, mit der aus $ 7 des Entwurfs fich 
ergebenden Folge auch nad feiner Penfionirung zur VBeitragsentrichtung ver- 
pflichtet beziehungsweife berechtigt bleiben müſſen, weil er nicht nur mährend 
feiner Aktivität Beiträge zu entrichten hatte, fondern weil er auch durch die Be- 
willigung einer febenslänglichen Penfion den penfionsberedhtigten Beamten 
gleichgeftellt if. Wenn dagegen auf Grund des F 7 des Penfionsgeſetzes eine 
Benfton nur auf beftimmte Zeit gewährt wird, fo muß mit der Benftonirung 
die Beitragspfliht des Beamten und folgeweiſe die Anmwartichaft feiner Ange- 
börigen auf Wittwen- und Waifengeld fchon ans dem Grunde erlöfchen, weil 
bier die letztgedachte Borausfegung nicht zutrifit. 

Ebenfowenig erſcheint es angängig, einen unter dem Borbehalt des Wider⸗ 
rufs oder der Klindigung angeftellt gewejenen Beamten, welcher eine in den Be- 
foldungsetats aufgeflihrte Stelle nicht bekleidet, bei feiner Verſetzung in den 
Ruheſtand aber eine Penfion bewilligt erhalten hat ($ 2 Abſatz 2 des Benfions- 
geſetzes), nach Maßgabe diefer Benfion zu Beiträgen beranzuziehen. Hiergegen 
fprict, daß den Angehörigen eines Beamten, welcher während feiner Altivität 
nicht beitragspflichtig war und deſſen Melilten zum Bezuge bes Wittwen- und 
Waiſengeldes nicht berechtigt geiweien fein würden, wenn er vor der Berfeung 
in den Aubeftand geftorben wäre, um fo meniger ein Anrecht auf Berforgung 
mit dem Beginn der maltivität des Beamten zugeflanden werden Tann. 

Denn in dem Entwurfe die Verpflichtung zur Entrichtung von Wittmen- 
und Waifengeldbeiträgen davon abhängig gemacht if, daß der Beamte Dienft- 
eintommen, Wartegeld oder Penſion bezieht, fo ift darunter verflanden, daß ben 
Beamten das Recht auf ſolchen Bezug zuftehen muß, während es, fofern dieſe 
Borausſetzung vorliegt, ohne Bedeutung ift, ob der Beamte thatſächlich ein Ein- 
fommen der gedachten Art aus der Staatskaſſe bezieht, oder ob etwa das Hecht 
auf deffen Bezug zeitweilig rubt. 

Demgemäß fallen namentlich auch diejenigen Beamten, welche auf Vorſchlag 
oder in Folge Ernennung Seitens der Preußifhen Staatsregierung entweder 
zur Einhaltung des gejeglichen Verfahrens bei Erhebung und Berwaltung ber 
Zölle und Verbrauchsſteuern den Zoll- und Steuer-Kemtern und den Direltiv- 
bebörden der einzelnen Staaten beigeorbnet worden: die Reichsbevollmächtigten 
für Zölle uud Steuern und die Stationslontrofenre —, oder bei den Haupt» 
zoll-Kemtern in Hamburg, Lübel und Bremen, ſowie bei der Verwaltung ber 
inbirelten Steuern in dem Großherzogthum Luremburg angeftellt find, unter die 
Borfchriften des erften Abſatzes des 8 1. Denn dieſe Beamten beziehen zwar 
thatjächlich während der Dauer ihrer Dieftleiftung in einer der gedachten Stellnngen 
ihr Einkommen nicht direlt aus der Staatslaffe Einerſeits fieht jedod der 
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Preußifhen Staatsregierung das Recht zu, diefelben aus ſolcher Stellung zurück 
zu berufen, andererjeits ift der Preußiſche Staat verpflichtet, die Beamten, wenn 
fie in derfelben dienftunfähig werden, zu penfioniren. Rechte und Berpflichtungen 
diefer Beamten dem Preußischen Staate gegenüber ruhen daher nur einflweilen 
und treten im vollen Umfange ın Kraft, fobald das fragliche Berhältnig 
gelöſt wird. 


Anlage 2. 
— — 


ne M. Gehalt 
.... M. GWohnungsgeldzuſchuß) 
M. (anderweitige Bezüge) 


zuſammen..... M. (buchſtäblich ac.) babe ih für 
das . . Duartal (Monat des Etatsjahres . . . (für das Etatsjahr.. „ .) 
und zwar: 
M. baar und 
M. dur Anrechnung der Wittwen- und Waifen- 
geldbeiträge 
gezahlt erhalten, worliber ich biermit quittire. 
den... 0. 18 
(Name) 
(Amtscharalter) 


Anlage 2a. 
— — 


Mark Penſion (Wartegeld) 


(buchſtäblich) Habe ih für (den Monat..... 18. ] das Etats⸗ 
jahr 188 /8 ) und zwar: 
. 0 0. . Marl baar und 
. . Mark dur Anrechnung der Wittwen- und Waijengeld- 
beiträge 
gezahlt erhalten, worüber ich hiermit quittire. 

Zugleich verfichere ich hierdurch, daß ich in dem obigen Zeitraum an wei⸗ 
terem Dienfteintommen in Folge einer Anftellung oder Beſchäftigung im Reichs⸗ 
oder Staatsdienfte, oder in einem fonfligen öffentlichen Dienfle . 0. 
bezogen babe. 

Den . 2.20. 0.188 
(Name) 
(früherer Amtscharalter) 


Anmerlung: 
1. Anden vorgejchriebenen Quittungsbejcheinigungen wird nichts geändert. 
2. Die Worte: „oder in einem fonfligen Öffentlichen Dienfte* können von 
den Penfionairen, welche eine Einilpenfion lediglich aus Preußiſchen 
Staatöfonds beziehen — (von welcher alfo nicht etwa ein Theil ans 
Neihsfonds zu erftatten if) — nicht aber von den Wartegeldempfän- 
gern geftrichen werben. 
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3. Die im Schiußfage offen gelaffene Stelle ift von dem Benfionair 
oder Wartegeldempfänger mit dem Worte „nichts“ auszufüllen, 
wenn dies zutrifft. Sonft ift an dieſe Stelle das Wort „nur“ zu 
jegen, und dann die Art der neuen Anftellung oder Beichäftigung, 
ſowie das bezogene weitere Dienfteinlommen näher anzugeben, unter 
Bezeichnung der Kafle, aus welcher daſſelbe gezahlt if. 


Anlage 3. 
— — 
Begründung. 


%. 
8 28. 


Nah dem $ 23 des Reichsgeſetzes vom 20. April 1881 follen diejenigen 
Beamten von der Berpflichtung zur Unterwerfung unter das Gejets befreit fein, 
welde Mitglieder einer Militair- oder Landesbeamten-Wittmenlaffe oder der 
fonftigen Beranftaltung eines Bundesſtaates zur Berforgung der Hinterbliebenen 
von Beamten find. Diefer Beftimmung folgt der vorliegende Entwurf, da an- 
zuerfenuen if, daß es der Billigkeit entjpricht, die Beamten nicht zum Verzicht 
auf ihre zum überwiegenden Theile durch eigene Leiftungen an die Anftalten er- 
worbenen Anfprüche zu nötbigen, nachdem ihnen vorher entweder die Berpflich- 
tung anferlegt war, denfelben beizutreten oder dod von der Staatsverwaltung 
ſolcher Beitritt als eine geeignete und genügende Art der Berforgung ihrer 
Hinterbliebenen bezeichnet worden. 

Im Sinne des Entwurfs ift dabei unter einer Wittwenfaffe oder einer Ber- 
anflaltung zur Berforgung der Hinterbliebenen von Beamten nur eine Anftalt 
zu verfiehen, welche den Zwed der Verforgung von Wittwen in allen rvegel- 
mäßigen Yällen erfüllt. Demgemäß trifft die gedachte Beſtimmung foweit nicht 
zu, als die bei den Eifenbahnen beftehenden Penſionskaſſen den Wittwen der 
Kaffenmitglieder eine Benfion nur in dem Falle fihern, wenn der Tod des 
Ehemannes in Yolge einer bei Ausübung des Dienftes erlittenen Verlegung 
eingetreten iſt. 

Bei den neuerdings in den Beſitz des Staates Übergegangenen Privateijen- 
bahnen, mit Ausnahme der meiterhin zu erwähnenden Göln-Mindener Bahn, 
fowie bei denjenigen Privateifenbahnen, deren Erwerb durch den Staat noch vor 
dem Beitpunfte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes flattfinden wird, wird der Zweck 
einer regelmäßigen Berjorgung der Beamtenwittwen durch die für die Beamten 
errichteten Penſionskaſſen verwirlliht. Die Mitglieder diefer Kaffen merden 
daher von der Unterwerfung unter das Geſetz ebenfalls zu entbinden fein. Einen 
Erſatz fiir die mit dem Ausjcheiden aus der Kaffe erlöfchenden Anfprliche durch 
die Unterwerfung unter das Geſetz würden die Mitglieder aus dem Grunde 
nicht finden, weil ihre Dienftzeit als Beamte der Privatgefellihaft bei Feſtſtel⸗ 
fung des ihnen aus der Staatslaffe zu gewährenden Ruhegehalts und demgemäß 
auch des nach den 88 7 ff. des Entwurfs ihren Hinterbliebenen zu bewilligenden _ 
Wittwen⸗ und Waifengeldes nicht berfidfichtigt werden kann. Diejer Umftand 
it dafür beſtimmend geweſen, aud die Diitglieder der fogenannten Unterſtützungs⸗ 
Taffe der Angeflellten. der Cöln⸗Mindener Eifenbahn von der Verpflichtung zur 
Entrihtung der Wittwen⸗ und Waifengelbbeiträge zu entbinden, obwohl die Kaffe 


x 
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bisher den Wittwen und Waifen der Mitglieder eine Penfion nur in dem alle 
fiherte, wenn der Tod des betreffenden Mitgliedes in Yolge einer bei Ausübnng 
des Dienftes erlittenen Berletung eingetreten war. Dem Bebürfniß einer an- 
gemeffenen Fürſorge für die Hinterbliebenen der Mitglieder diefer Kaffe wird 
durch entfpredhende Erweiterung der Kaffenzwede Rechnung getragen werben. 

Die finngemäße Anwendung des Geſetzes führt fir diejenigen Mitglieder 
der Penfionslaffen der vom Staate erworbenen Privat-Eifenbahnen, welche zur 
Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes eine zur Penſion aus der Staatslaffe be- 
rechtigende Stelle im unmittelbaren Staatsdienfte noch nicht erlangt haben, dahin, 
daß die in dem erften Abfage des 5 23 gedachte dreimonatlide Yrift von dem 
Beitpunfte ab zu berechnen if, mit welchem die Borausfegungen des $ 1 vor- 
liegen. — Ä 


Hiernad wird in Preußen die Theilnahme an einer Privatverfiherungs- 
gejellichaft der Regel nad) von der Unterwerfung unter das Geſetz nicht befreien 
dürfen. 

Inſoweit jedoch wird eine Ausnahme von diefer Hegel zugulaflen fein, als 
bereits bisher zugeftanden if, daß die Mitgliedfchaft einer folchen Gefellichaft 
einen Beamten von der Berpflihtung zur Theilnahme an einer Staatsanflalt 
befreie. Diefe Borausfegnng trifft namentlich zu anf die Mitglieder der Ber⸗ 
liner allgemeinen Wittwen⸗Penſions⸗ und Unterflügungd-Kaffe, desgleichen auf eine 
größere Anzahl von Eifenbahnbeamten, denen mit Rüdfiht auf eine nachgewieſene 
angemefjene Berfiherung ihrer Ehefrau von ihrer vorgefegten Behörde geftattet if, 
an den fir die Eifenbahnbeamten errichteten Wittwenkaſſen nicht Theil zu nehmen. 
Außerdem find viele Beamte der Eifenbahnperwaltung, denen eine Verpflichtung 
zur Theilnahme an einer ſolchen Kaffe nicht oblag, im Auffichtswege angehalten, 
für ihre Ehefrauen durch Verfiherung einer Rente oder eines Kapitals bei einer 
Brivatgefellichaft zu forgen. Eine Rüdfihtnahme auch auf diefe Berfiherungen 
wird nicht zu vermeiden fein. 
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Anlage 4. 
— — 


Nachweiſung 
der Beamten im Bezirke . . “0 ., welche nah Maßgabe 
bes 5 23 Des Gefees vom 20. Mai 1888, betreffend die Fürforge für die 
Wittwen und Waifen der unmittefbaren Staatsbeamten (G.S. S. 298), ihren 
Austritt aus der . . . .. beziehungsmeile die Ermäßiguug der bei 
derfelben verficherten Penfionen in Autrag gebracht haben. 



















































Nr. Termin, | 
Sau. | Rame, | nes am | Bigher Zeipunlt yon welchem Betrag| 9, 
Stand nd |. enden verficherte des ab eine der 
fende | Wohnort ecep- Austritts —— Ermä⸗mer⸗ 
tions⸗ er verſicher⸗ 
Nr. de ſcheines Summe Andale ten Summe bigung, tungen 
Beamten 2. Mart. eintreten foll | Mart 













Daß die unter Ar. 1 bi . . . . aufgeführten Beamten zur Entrich⸗ 
tung von Wittwen- und Waifengeldbeiträgen gemäß des 8 1 des Geſetzes vom 
2. Mai 1882 (G.⸗S. S. 298) verpflichtet Rab, beſcheinigt. 

.. ..., den, . 188 


Gehorde. J 
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Anlage 5. 
Borfchlags- 
bebufs 
Bewilligung von Wittmen« uud Waifengeld auf Grund des Geſetzes vom 20. Mai 1882 
u 
(Finanz Minifterium 
Der Wittwe Deren Ulter 
—. Name — — 
Ulter | Beit- der 
» bes 1 punkt | Hinterbliebenen 
5 verftor- | ber Rinder 
& wor, Zu⸗ Ehemann | Wohn- benen | @he- unter 
unb Alter Ehe» I fälie- Kag| Monat |SYabr 
war ort j 
Elternname mannes ßung 


Nr.18 Jahren 











— 
— 
—2 
m 
[| 
o2 
& 
['-] 


10 11 
U} 


(Beifpiel). Negierungs-| Schles⸗ |36 Jahrel54 Jahre 16. Ja⸗ 1 Marie 20. | Dezember 1872 


1. IRaroline Ruaufte) Selretair, | wig. |1 Wonati6 Ronatj nuar Augufe, 
ülter Fr geb. a 1870. 
Schneider, | 21. Ottober 2| Ra 14.| Mai jı8re. 
geb. am Pi Heinrich. 
eft. am 
31. März 1846. |, Duni 1982, 
Anmerlung. 


1. Die Geburts, Eheſchliezungs⸗ und Sterbe-Ungaben in den Rolonnen 2 bis 11 find burdh Betr 
fügung ftandesamtliher oder pfarramtlicher Attefte nachzuweiſen, fofern nicht aus ben Berfonal: 
Utten hierüber zweifellofe Nachricht zu entnehmen ift. 

2. In Spalte 21 find auch die thatſächlichen Ungaben zu machen, welche den Vorſchlag in Spalte 17 
nad) den 88 18 und 19 des Penſionsgeſezes vom 27. März 1872 motiviren. 


3. Berner iſt in Spalte 21 die Rechnung zu bezeichnen, in welcher da3 von bem Beamten bezogene 
Dienfteintommen zur Berrechnung gelangt. 
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Nachweiſung 


G.S. ©. 299) für Die dinierietenen bed em · Kerner 
verflorbenen . . . . Dr 


Minifterium des Junern). 














Davon eb 
Mnrehe | der ! ur die in ! 
Echtes Inungsfäsige| (even- —X iepem| vunte ve · 
venſlonfahiget] dier mer⸗ 
tuellen) der | Binder 
ienfteintommen| IBiß qum| Begin« | tun 
des @hemannes (Benfion| der Wittwe no 


—8* es Ehe 
Angaben) |mannes 


wirtwe endeten ned ber 








. } der "Don ma 
2.B0h: 500 18 Bient: | He 
nunge 6, ala dem jahren auf | ante 
der. betragen veage] 
är =. 
Ei 

Hält 

mit 2976], Die von zu 

= mi 

EN Denk — mit 100 

jahre. verbleiben 400] 








Die Richtigkeit vorftegenber durch Mitefe begiehungsimeife durch ben Inhalt der Miten zweifellos 
fegeRelter Angaben befceinigt. 
Schleswig, den. .........* 188.. 


Königliche Regierung. 


Dahrb. d. Br. Forft- u. Tagd-Gefegg. XIV. u 
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Anlage 6. 
Degründung. " 


F 11. Nah $ 18 des Entwurfs find folgende Fälle des Ausſcheidens eines 
Wittwen- oder Waifengeldberedtigten möglich: 
8) Tod der Wittmwe, 
b) Wiederverbeirathung der Wittwe, 
c) Ausſcheiden einer Waiſe durch Heirath, Ueberfchreitung des 18. Lebens⸗ 
jahres oder Tod. 

In diefen ſämmtlichen Fällen fol auf Grund der Beftimmung des $ 11 
das den verbleibenden Berechtigten zuftehende Wittmen- und Waifengeld auf den 
in den $$ 8 und 9 beflimmten Sat beziehungsweife verhältnigmäßig auf den 
Betrag der von dem verftorbenen Beamten erdienten Penfion erhöht werden, 
wenn es vorher in Folge der im $ 10 getroffenen Befimmung eine Herabfegung 
erlitten bat. In dem Falle zu a wird fich außerdem das Waifengeld der etwa 
vorhandenen penfionsfähigen Kinder von 1/, auf 1/5 des im 8 8 beflimmten 
Wittwengeldes feigern. 


56. 


Bekanntmachung des Finanz-Minifters zur Ausführung des Ge— 
fees vom 20. Mut 1882, betr. die Fürforge für die Wittwen 
and Waiſen der unmittelbaren Stantsbeamten. 

(Dentſch. Reichs⸗Anz. Nr. 130.) 

Berlin, den 5. Juni 1882. 


Zur Ausführung des Geſetzes vom 20. Mai d. J. betreffend die Fürſorge 
für die Wittwen und Waijen der unmittelbaren Staatsbeamten (G. S. ©. 298) 
werden die Behörden in nächfter Zeit mit eingehender Anmeifung verfehen wer 
den. Im Anſchluß Hieran wird Nachftehendes zur öffentlichen Kenntniß ge- 
bracht. 

1) Penfionirte Beamte, welche auf Grund des $ 5 Nr. 4 und 5, ſowie des 
S 6 des Geſetzes die Befreiung von Wittwen und Waifengeldbeiträgeu bean- 
ſpruchen, haben durch Befcheinigung der Ortspolizeibehörde ihres Wohnortes 
oder in fonft glaubbafter Weife den Nachweis zu erbringen, daß fie weder in 
einer vor ihrer Benftonirung geſchloſſenen Ehe leben noch unverheirathete eheliche 
oder durch nachgefolgte Ehe legitimirte Kinder unter 18 Jahren aus einer folder 
Ehe befizen. Die Eingabe, durch welche diefer Nachweis geführt wird, ift von 
ihnen an diejenige Provinzialbehörde (Megierung, Yinanz- Direktion in 
Hannover, Minifterial-Militär- und Baulommiffton in Berlin) zu richten, welche 
der bie betreffend: (Penfions-) Rechnung legenden Kaffe vorgefegt if. Die 
Kafien, welche die Benfion zahlen, werden beauftragt werden, auf den Wunſch 
der Betheiligten die Einjfendung der Eingaben an die Provinzialbehörde zu ver- 
mitteln. 

2) Beamte, welche als Mitglieder einer Borforgungsanfialt auf Grund des 
8 23 des Geſetzes unter Verzicht auf Wittwen- und Waifengeld die Befreiung 
von Wittwen- und Waifengeldbeiträgen beanſpruchen, haben unter Beibringung 
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entiprechender Beläge den Nachweis zu führen, daß fie zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretend des Geſetzes, alfo am 1. Juli d. J., noch Mitglieder einer der in jenem 
Paragraphen gedachten Berforgungsanflalten waren und dieſe Mitgliedfchaft nicht 
erfi nach der Berlündigung des Geieges erworben haben. Die dabei abzugebende 
Erkläruug wird dahin du lauten haben: 
daß der Antragfteller auf Grund des Geſetzes vom 20. Mai 1882 
(8. ©. ©. 298) feine Freilafjung von der Entrichtung der Witwen- 
und Waifengeldbeiträge beantrage, indem er für feine etwaigen künf⸗ 
tigen Hinterbliebenen auf. das in den $S 7 ff. des bezeichneten @e- 
ſetzes beftiminte Wittwen- und Waifengeld ausdrüidiich verzichte, obwohl 
ihm bela:ıut fei, daß, falls diefem Antrage flattgegeben werden follte, 
diefer Berzicht ein endgültiger und unwiderruflicher fei. 

Die desfallfigen Anträge der altiven in der provinziellen oder Lolalver: 
waltung angeftellten Beamten aus dem Reſſort des Finanz⸗Miniſteriums, fowie 
aus dem gemeinfchaftlichen Reſſort deffelben und des Minifteriuns des Junern, 
beziehungsweife des Minifteriums für Laudwirthſchaft 2c. find au diejenige Pro- 
dinzialbehörde zu richten, welcher die Bamten angehören oder nachgeordnet find, 
namentlich aljo au 

die Ober. Präjidenten, die Regierungen, die Finauz-Direltion in Han- 

nover, die Minifterial-Militär- und Baulommiffion in Berlin, die 

Direktion der Bermaltung der direkten Steuern daſelbſt, die Brovin- 

zial-Steuerdireltoren und die Direltionen der Rentenbanlen, — 
beziehungsmweije an die Chefs dieſer Behörden. 

Hinfigtlih der Anträge der Wartegeldempfänger und Penfionäre aller 
Reſſorts gilt dafjelbe, was in Betreff der unter Nr. 1 gedachten Eingaben der 
Penftonäre bemerkt ift, mit der Maßgabe, dag die Eingaben derjenigen Warte- 
geldempfänger der Zuftizverwaltung, welche das Wartegeld aus Kap. 76 Tit. 2 
des Etats diefer Verwaltung beziehen, nicht an die Provinzialbehörde, welche 
der die Wartegelderrechnung legenden Kaffe vorgelegt ift, fondern an die Vor⸗ 
ftandsbeamten der Ober⸗Landesgerichte zu richten find. 


3) Die Wittwen- und Waijengeldbeiträge find ſchon zum 1. Zuli 1882 zu 
entrichten. Bon denjenigen Beamten, weldye zur Zeit der Berlündigung des 
Geſetzes Mitglieder einer der im $ 23 deflelben bezeichneten Auftalten waren 
und vor dem 1. Juli 1882 in der unter Nr. 2 bezeichneten Form der dort ge- 
dachten Behörde fchriftlich anzeigen, daß fie auf das Wittwen- und Waiſengeld 
verzichten, find die zu dem fraglichen Termine fälligen Beiträge nicht zu erheben, 
vorbehaltlich der nachträglichen Eutrichtnug, wenn nicht rechtzeitig vor dem 
1. Oktober von den Beamten unter Beftätigung des früher ausgejprochenen 
Berzichts der Nachweis geführt wird, daß fie noch am 1. Juli Mitglieder der 
Auftalt wareı. 

4) Diejenigen Beamten, welde von der ihnen nad $ 23 zuftehenden Be- 
fugnig auf Bejreiung von Wittmen- und Waifengeldbeiträgen feinen Gebrauch 
machen wollen, find berechtigt, aus derjenigen Berforgungsanftalt, welcher fie 
bisher als Mitglieder anzugehören verpflichtet gewefen find, auszuſcheiden. Der 
Antrag auf ein Ausſcheiden aus folder Anftalt ift an die Direktion der betreffen- 
den Anftalt zu richten und mit einem begleitenden Schreiben an die nämliche 
Behörde zur weiteren Nermittlung einzureichen, melder die Anträge auf Frei⸗ 

11* 
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lafjung der Beamten von Entrichtung der Wittwen- und Waifengeldbeiträge vor⸗ 
zulegeu find. (Nr. 2.) 

Die näheren Befimmungen über dad Ausjcheiden der Beamten ans den 
ftaatlichen Berforgungsanftalten, namentli auch darüber, ob den Beamten außer 
dem vollfländigen Ausfcheiden auch das Recht auf Ermäßigung der Berficherungs- 
ſumme zufteht, werden von den Verwaltungen der Anftalten zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werden. 

5) Die Anträge auf Bewilligung von Wittwen- und Waiſengeld an Hinter- 
bliebene penfionirter Beamter find an diejenige Provinzialbehörde zu richten, 
welche der die letzte Penfionsrate verrechnenden Kafle vorgefettt if. Die Kaffen, 
welche dieje Penfionsrate gezahlt haben, werben beauftragt werben, die Einſen⸗ 
dung der Anträge an die PBrovinzialbehörde auf den Wunjh der Betheiligten 
zu vermitteln. 

6) Anträge auf Erhöhung bereits bewilligter Wittwen- und Waifengelder 
in Gemäßheit des $ 11 des Geſetzes find an diejenige Provinzialbehörde zu 
richten, welche der diefe Kompetenzen verrechuenden Kaffe vorgejekt ift. 


Der Finanz Mintiiter. 
Bitter. 


57. 
Bekanntmachung der Öeneral-Direktion der Rönigl. Allgenteinen 
Wittwen-Verpflegungs-Anftalt zur Ausführung des Geſetzes vom 
20. Mai 1882 betr. die Fürforge für die Wittwen und Waifen 
der unmittelbaren Staatsbeamten. 
(Deutſch. Reichs⸗Anz. de 1882 Nr. 136). 


Berlin, den 9. Juni 1882. 

Auf Anordnung des Herrn Yinanz-Minifters wird behufs Ausführung des 
Geſetzes vom 20. Mai d. %., betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Maifen der unmittelbaren Staatsbeamten (Gef. Samml. S. 298) fir die In⸗ 
tereffenten der Königlichen Allgemeinen Wittwen-Berpflegungsanftalt Folgendes 
bekaunt gemadt: 

1) Mitglieder unferer Anftalt, welche auf Grund des neuen Geſetzes Witt⸗ 
wen- und Waifengelbbeiträge an die Staatskaſſe leiften, find berechtigt, nad) 
ihrer Wahl aus der Anftalt auszufdpeiden, oder in derfelben zu verbleiben. Die- 
jelden können auch in der Anftalt verbleiben und die bisherige Verſicherungs⸗ 
fumme berabfeßen. 

Anträge auf Ausfcheiden oder auf Herabjegung der Verſicherungsſumme 
find nur für den 1. April oder 1. Oftober jeden Jahres zuläjfig Diejelben 
find unter Beilegung des Rezeptionsſcheines an unfere Adreffe zu richten und 
mit einem begleitenden Schreiben derjenigen Behörde (in der Regel der vorge- 
fetten Provinzialbebörde) einzureichen, roeldher von dem Departementschef die 
Ausführung des Gefetzes übertragen if. Wartegeldempfänger und Benfionäre 
können diefe Anträge der die Bezüge zahlenden Kaffe zur Weiterbefürderung 
“ übergeben. 
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Die zuftändigen Behörden werben die Anträge nad) näherer Anmeifung des 
Herrn Finanz. Minifters mit der nöthigen Beſcheinigung verfehen an uns ein- 
reichen. 

2) Die urſprünglich feftgefeten Beiträge müffen bis zum Ablaufe desjenigen 
mit dem 1. April oder 1. Oktober beginnenden Halbjahr bezahlt werben, in 
welchem der ad 1 erwähnte fchriftliche Antrag fiber den Austritt oder die Pen⸗ 
fiongermäßigung an uns gelangt. Dagegen bleiben den betreffenden Mitgliedern 
gegenüber auch die Verpflichtungen unferer Anftalt bie zu dem gedachten Zeit- 
punkte in Kraft. 

3) Eine Vergütung flir den erfolgten Austritt oder die erfolgte Penfions- 
ermäßigung ift nah F 22 unſeres Reglements vom 28. Dezember 1775 in 
feinem "alle flatthaft. 

4) Beim Austritt aus der Anftalt wird nah Erfüllung der zu 1 und 2 
gedachten Bedingungen die Penfionsverfiherung in den bieffeitigen Büchern 
gelöſcht. 

5) Bei einer Herabſetzung der Verficherungsſumme unter denſelben Voraus⸗ 
fegungen wird ſelbſtverſtändlich auch der halbjährliche Beitrag verhältnißmäßig 
ermäßigt. Bezüglich des verbleibenden Berficherungsbetrages, der in Marfbe- 
trägen befteben muß, die durch 75 ohne Reſt theilbar find, bleiben die erwor⸗ 
benen Rechte gewahrt. Der Herabfegungsvermerl wird von uns auf den Ne- 
zeptionsſchein gefetst, der demnächſt zurlidgefandt wird. 


General-Direetion 
der Königlichen Allgemeinen Wittwen-Berpflegungs-Anftalt. 


Dr. Rüdorff. 


58, 


Deklaration einer Beflimmung, betr. die Berechnung der 
Tantième der Forftkaffen-Rendanten. 


Berlin, den 29. Zuli 1881. 


Der Königlichen Finanz-Direltion wird in Beſcheidung auf den Bericht vom 

20. Februar cr., (III. 1766 8.) ermwidert, daß die Circnlar- Verfügung vom 
6. September 1880 „Sr 1 1659) allerdings im Sinne der in Abfehrift 
" M. f. 2. III. 5509 
vorgelegten, an dieielbe erlaffenen Verfügung der Königlichen Ober⸗Rechnungs⸗ 
fommer vom 29. Januar er. dahin zu interpretiren, daß die Berechnung der 
Hebungs-Tantieme Seitens der TForitlaffen- Beamten nur auf die Einnahmen 

a) von Holzabgaben zu Staatszweden, 

b) an Dienfllandnugungsgeld, 

ce) an Weidegeld und der Forftbeamten 

d) an etwaige fonftige Zahlungen 
auszubehnen if, dagegen Nüdeinnahmen, durchlaufende Poften, und bie für 
Dienfte und Lieferungen ſowohl aus dem Kulturfonds als auch von Berpflid- 








») ©. Jahrb. 8b. XII. ©. 11 Art.6. 
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teten zu feiftenden Zahlungen nad wie vor von der Tantiöme-Berehnung aus⸗ 
geichloffen bleiben. 

Die Königlihe Finanz-Direltion wolle ihre Circnlar Berfügung an die 
Torfilaffen des dortigen Berwaltungsbezirls vom 30. September 1880, III. 1941. 
M. hiernach deflariren. 

Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


gez. Dreßler. 
An die Königliche Finanzdirektion zu Hannover. III. 2965. 
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Berlin, den 5. April 1882. 
Abſchrift vorſtehender Verfügung erhält die Königliche Regierung zur Keunt- 
nißnahme und gleihmäßigen Beachtung. 
Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Luciuß. 


An fämmtlibe Königl. Regierungen (excl. Königsberg, Minden und Sig- 
maringen) III. 3099. 


Geſchäfts⸗ Kafjen- und Rechnungsweſen. 
59. 
Den Nachweis des Unterflühungsfonds der Forftverwaltung zu 
Unterftüähungen für ausgefchiedene Beamte, ſowie zu Penfionen 
und Unterflühnngen für Wittwen und Waifen betr. 


Circ.⸗Verfg. bes Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königl. Regierungen — 
excl. ber zu Münfter nnd Sigmaringen — und an bie Königlihe Finanzbirektion zu 
Hannover. III. 3120. 


Berlin, den 25. März 1882. 


Im Berfolg meiner Verfügung vom 9. Auguft 1881. III. 8336*) ftelle ich 
der Königlichen Regierung zur felbiftändigen Bewilligung von einmaligen Unter- 
füßungen an TKorfibeamten, Wittwen und Waiſen, fowie an ausgejchiedene 
Forſtbeamte für das Nechnungsjahr 1. April 1882/83 hiermit den Betrag von 

Markt, weldher bei Kapitel 4 Titel 3 der Forfiverwaltung für das ge= 
nannte Jahr in Sollausgabe zu ftellen ift, zur Dispofttion. 

Gleichzeitig veranlaffe ih die Königliche Regierung, über den Stand des 
Fonds am Schluffe jeden Quartals einen Abſchluß Ihrer Hauptlaffe nad dem 
anliegenden Schema aufftellen zu Iaffen und nad dort genommener Kenntniß 
per couvert berzufenden. 

Bei Einfendung des Adfchluffes fiir das III. Quartal des Rechnungsjahres 


°) ©. Jahrb. BP. XIII. S. 245. Art 99. 
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Abſchluß 
von dem Unterſtützungsfonds Kapitel 4 Titel 3 der Forſtverwaltung „zu Unter⸗ 
ſtützungen für ausgeſchiedene Beamte, ſowie zu Penſionen und Unterſtützungen 
fir Wittwen und Waiſen.“ 





— — — 


Soll-Ausgabe Darauf find 
für das laufend — —— - 








. Rechnungejahr 
Bezeichnung bis zum bis zum 
Nr. der Schluſſe des⸗ gezahlt Jahresſchluſſe 
Unterſtützungen. ſelben noch zu zahlen 












Fortlanfende auf meb- 

rere Fahre bemilligte 

Unterflügungen 

a) für Wittwen ... 

b) „ ermwadjenefin- 
der......... 


amte........ 
2 | Kinder- Erziehungsgelde 
3 J einmal. Unterſtützungen 


Summa 


nn. den | (2 1S8 


Königlicde Aegierungs- (Bezirks) Hauptlaffe. 


Zur Beahtung. Bei der Soll-Ausgabe ad 1 und 2 find von den im 
Taufe des Jahres vorgelommenen Zu⸗ und Abgängen die Beträge nicht nach dem 
Jahresſoll, fondern nad den im laufenden Rechnungsjahre wirklich zu zahlenden 
Beträgen anzugeben. 

ad 3 find als Sollausgabe die der Regierung für das betreffende Rech⸗ 
nungsjahr zur Verfügung geftellten Beträge anzugeben. 
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wolle die Königliche Regierung ſich darüber äußern, welcher Belrag von ber 
ihr Berfügung geftellten Summe vorausfihtlih big zum Schluſſe des Rech⸗ 
nungsjahres nicht erforderlich und abzufegen fein wird, oder falls der zur Dis- 
pofition geftellte Betrag zur VBeftreitung dringender Bebürfuiffe bis zum Jahres⸗ 
ſchluß nicht ausreichen follte, welcher Zujhuß bierzu muthmaßlich noch nöthig 
erfcheint. Es wird dann in Erwägung gezogen werben, ob aus den zur dies⸗ 
feitigen Dispofition refervirten Beträgen und den etwaigen Erfparniffen bei 
anderen Regierungen noch weitere Mittel gewährt werben können. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


60. 


Die zwangsmeife Einziehung von Domainen- und Forfigefällen 
betreffend. 


Circ.⸗Verfg. des Finanz Minifters und des Minifters für Landwirthſchaft sc. an fänmtliche 
Königl. Regierungen, die Königl. Finanz⸗Direktion zu Hannover und an ſämmtliche Herren 
ProvinzialsSteuersDirektoren, ſowie abfhrifttih zur Beachtung an den General⸗Inſpcktor 
bes Thüringſchen Zolle und Handelsvereins Herm Grolig zu Erfurt. 
F. M. I. 2897. I. 2650. 1. 3441. 


M. f. L. pp. m 1672. 


Berlin, den 30. März 1882. 

Die zwangsweife Einziehung von Domänen» und Forfgefälen — ſei es, 
daß die Kaffen der Domänen- und Forſtverwaltung für ſich befiehen oder mit 
Kaſſen der Verwaltung der direlten Steuern combinirt find — ift von ben Voll⸗ 
ziehungsbeamten der Verwaltung der direkten Steuern mit zur beforgen, und nur 
in denjenigen Bezirken, in welchen den Kaffen der Berwaltung der direkten 
Steuern eigene Vollziehungebeamten nicht beigegeben find, die Beitreibung der 
direlten Steuern zc. vielmehr von den Vollziehungsbeamten der Bermwaltung der 
indirekten Steuern mit ausgefiihrt wird, find letztere Beamte auch mit der zwangs⸗ 
weifen Einziehung ber fraglichen Gefälle zu beauftragen. 

Infoweit die Geblihren für Mahnungen und Zwangsvollſtrekungen der 
Bollziehungsbeamten zur Staatslaffe zu vereinnahmen find, werden biefelben 
von den fir fich beftehenden Kaffen der Domänen- und Forſtverwaltung bei 
Kap. 1 Tit. 9 bezw. Kap. 2 Tit. 11 des Etats unter einem befonderen Abſchnitt 
verrechnet. Dagegen find, wenu die Domänen- und Forſtkaſſen mit Kaffen der 
Bermaltung der direften Steuern combinirt find, die fraglichen Gebühren vor- 
ſchriftsmäßig von den Amtsftellen der Teßteren Verwaltung in Einnahme nad- 
zuweifen. 

Die untergebenen Behörden find hiernach mit Anweifung zu verjehen. 


Der Kinanz-Minifter. | Der Minifter für Landwirthſchaft, 
gez. Bitter. Domänen und Sorften. 


gez. Lucius. 


— — un 
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Eiatöwelen und Statiſtik. 
61. 
Ermittelung der jährlidyen Preisbewegung in den Hauptholzarten 
und Zortimenten für die Staatswaldungen. 


Circ.Berfg. des Minifters für Lanbwirthihaft ꝛe. an ſämmtliche Königl. Regierungen 
(exel. berjenigen zu Sigmaringen) unb an bie Könige. Binanz-Virektion zu Hannover. 
Ill. 3839. 


Berlin, den 13. April 1882. 


Im Berfolg der Berfügung vom 16. Februar 1881 (III. 1663.) *) find 
von vielen Königlichen Regierungen umfaffende Zufammenftellungen tiber Die 
Preisbewegung des Holzes vorgelegt worden, welche, jo dankenswerth fie an 
fih find, doch fiber den Rahmen des vorallegirten Erlaffes hinausgehen. Es 
genügt vielmehr die Angabe des durdjfchnittlichen Berwerthungspreifes pro Feſt⸗ 
meter während des abgelaufenen Rechnungsjahres, ſowie eine Mittheilung dar: 
über, ob die Preife der hauptjächlich in’S Gewicht fallenden Holzarten und Sor- 
timente geftiegeu oder gefallen find, und wort der Grund hierfür zu finden ift. 
Den Durchſchnittspreis pro Feſtmeter wolle die Königliche Regierung — Finanz- 
Direltion — in der Weife berechnen laffen, daß die Gefammt-Soll-Einnahme 
für Holz buch die Feftmeter-Sunune aller Holzarten und Sortimente obne 
irgend melde Reduftion beziiglich des Stod- und Neifigholzes dividirt wird. 

Jener Soll-Einnahme ift der Tarverluſt für Freibolzabgaben indefjen bin. 
zuzurechnen, und der Befammteinichlag muß event. nad) Maßgabe der aus dem 
Borjahre als Beftand übernommenen bezw. der für das folgende Jahr im Be- 
ftand verbliebenen Holzmaffe abgeändert werden. 


Der Miniſter für Landmwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


62. 
Aenderung in der Titel Bezeichnung des Etats der Forf- 
Verwaltung. 


CireularsBerfügung des Minifters für Landwirthſchaft zc. an fänmtlihe Königl. Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz Direktion zu Hannover. III. 4014. 


Berlin, den 17. April 1882. 


Durd den zum Staatshaushalts. Etat gehörenden Etat der ForſtVerwal⸗ 
tung pro 1. April 1882,83 hat die Titelbezeihnung bei Kap. 2 der Ausgabe 
infofern eine Aenderung erfahren, als Hinter Tit. 17 zur Unterhaltung und zum 
Neubau der öffentlichen Wege in den Forſten 
unter 18 der Titel: 

„Prämien zu Chauffeen und Eifenbabngüter-Halteftellen, deren Anlage 
von dem weſentlichſten Intereſſe für die Forit-Berwaltung ift, die aber 
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ohne Hinzutritt der letzteren durch Bewilligung von Prämien nicht zur 

Ausführung fommen würden; desgleichen Beihülfen zu Wege⸗ und 

Brüdenbauten, die fiir die Abfuhr der Forſtprodukte von Wichtigkeit find“. 
eingejchaltet worden ift. 

Dadurch Hat jeder der nachfolgenden Titel eine um eine Nummer höhere Nummer 
gegen bisher erhalten, jo daß das genannte Kapitel mit Fit. 33 „Snfeltentif- 
gungs-Borfluthloften 2c. abjchließt. 

Diefe veränderten Nummerbezeichnungen find in den Kaſſenbüchern, Ab- 
ſchlüſſen und Rechnungen, fowie bei allen fonftigen Bezeihnungen zu beachten. 
Bereit erlaffene, das Etatsjahr 1882/83 betreffende Zahlungsanmweifungen zc., 
welche hiermit nicht übereinſtimmen, find zu berichtigen. 

Ferner ift die Ueberjchrift des jegigen Titels 20 (Kultur- Fonds) Hinter den 
orten: zum Bau und zur Unterhaltung der Holzabfuhrwege, durch die Worte: 

„und Eifenbahugüter-Halteftellen, welche im Intereſſe dir Forſtverwaltung 
angelegt werden müſſen“ 
ergänzt worden. 

Unter Abtbeilung B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben Kap. 8a ift 

der Fonds und zwar 
Zit 1. zur Ablöfung von Forft-Serpvituten, Reollaften und Paſſivrenten 
verzeichnet. 

Zufag zu der Verfügung an die Regierung zu Oppeln: 

Ferner 

Tit. 3a zur Melioration von ca. 71 Heltar fog. Schubenid.Wiejfen in der 
Oberförfterei Dambromfa. 

Zufag zu der Berfügung an die Regierungen zu Caſſel und Wiesbaden: 

Tit. 3b zu verfchiedenen Wiefenmeliorationen in den Regierungsbezirken 
Caſſel und Wiesbaden. 

Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


Holzabgabe und Holzverkauf. Nebennutzungen. 
63. 


Die werbungskoftenfreie Abgabe von Holz an Forftbeamte zu 
Reparaturbauten an den Dienftetabliffentents betr. 


Beicheib des Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an bie Königl. Finany= Direktion zu Hannover 
und abjhriftlih zur Kennntnißnahme an ſämmiliche Königliche Regierungen mit Ausihluß 
derjenigen zu Eigmaringen. III. 4461. 


Berlün, den 12. Mai 1882. 
Auf den Beriht vom 19. d. M. — II. 251 M. — erwidere ich der König- 
lihen Finanz-Direltion, daß zur Vereinfahung des Rechnungsweſens auf die 
Erftattung der Werbungstoften für das Holz, welches den Forfibeamten aus der 
Forſt zu den ihnen obliegenden Reparatırren an den Dienftetabliffements gegeben 
wird, verzichtet werden foll. 
Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
!ucius. 


Bauſachen. 
64. 


Die Ausführung der Nen- nnd Reparaturbauten auf Forfidienft- 
Etabliſſements durch die Revier-Mberförfter betr. 


Circ.⸗Verfg. bes Meinifters für Landwirthſchaft zc. an ſämmtliche Königlihe Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und an die Königl. Finanz⸗Direktion zu Hannover. III. 2667. 


Berlin, den 18. März 1882. 


Nah den bei Ausführung von Neu- und Neparaturbauten auf Yorfidienft- 
Etabliffements vielfach gemachten Erfahrungen zeigen die Unternehmer, denen die 
Ausführung im Wege der Submiffion übertragen war, das Beftreben, bei den 
oft bedeutenden Abgeboten gegen die Koftenanfchläge fih dadurd einen Gewinn 
zu fihern, daß fie fchlechtes und billiges Material verwenden und fchlechte Arbeit 
liefern. Eine dies verhindernde, ausreichende Kontrolle ift bei der meift ent- 
fernten Lage der Forfletabliffements von dem Wohnorte der Kreisbaubeamten 
oft gar nicht zu ermöglichen. Es empfiehlt fi daher in ſolchen Fällen, in 
welche eine genũgende Kontrolle der Bauunternehmer nicht ausführbar erjcheint, 
die Bauten durch die betreffenden Revier-Oberförfter, ſoweit diefelben dazu die 
erforderlihe Dualififation und neben ihren fonftigen Dienftobliegenheiten auch 
genügende Zeit haben, auf fiskaliſche Rechnung ausführen zu laſſen. Es wird 
dadurch die Berwendung guten, dauerhaften Materiald und folide Arbeit ficher- 
geftellt und durch die größere Dauerhaftigkeit der Gebäude eine Entlaftung der 
der Baufonds herbeigeführt. 

Ich will deshalb die Königliche Regiernng (Finanz.Direktion) ermächtigen, 
in allen Fällen, wo fie es fiir angemefjen erachtet, Neu- und NRepataturbauten 
auf Forfidienftetabliffements ohne Nüdficht auf die Höhe des Koftenbetrages den 
betreffenden Nevier-Oberförftern zur Ausführung auf fislalifhe Rechnung zu 
übertragen refp. dieferhalb zu berichten. Bei den folder Art audzuführenden 
Bauten können fämmtliche Pieferungen und Arbeiten freihändig vergeben werden. 

Selbfiredend wird hierdurch die dem Kreisbaubeamten obliegende Kontrolle 
über die anfchlagsmäßige Ausführung der Bauten in keiner Weife berührt. 
Auch muß ich die Herren Oberforfimeifter dafür verantwortlich machen, daß die 
erwähnte Ansführungsart nur gewählt wird, wenn dem betreffenden Oberförfter 
in jeder Hinficht die erforderliche Dualifilation beimohnt. 

Der Bericht der Königlichen Regierung (Zufa für Potsdam) vom 8. d. 
Mis. (III. cf. 548/2), betreffend den Bau des Työrfter-Etabliffements Holbed in 
der Oberförfterei Woltersdorf, findet hierdurch feine Erledigung. 


Der Dinifter für Lanbwirthidaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


— 16° — 
Beriudsweien. 
65. 


Die Kontrolle der Samenlieferung für die Anbauverſuche mit 
ausländiſchen Holzarten betreffend. 


Beſcheid an den Direktor der Königl. Korftatabemie, Oberforftmeifter Dr. Dan dels 
mann zu Eberswalde und abichriftlih zur Nachricht an fämmilihe Königl, Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz-Direktion in Hannover. III. 2926. 


Berlin, den 4. April 1882. 


Auf den Bericht vom 14. v. Mts. (453), die Kontrolle der Samenlieferung 
für die Anbauverſuche mit ausländiſchen Holzarten betreffend, ermädhtige ich Euer 
Hochwohlgeboren, in dem Arbeitsplane über diefe VBerfuche*) unter Ar. 3, Abi. 6 
das Wort „möglichft“ zu ſtreichen und die Oberförfler der Berjuchsreviere Hier- 
von in Kenntniß zu feßen, auch, wenn die nach Ankunft des Sameus in Ebers- 
walde bortjelbft fogleid vorgenommenen Schnittproben Bedenken gegen bie 
Qualität des Samens erregen, die Anftelung von Unterjuchungen durch die 
Oberförfter der Berjuchsreviere befonders anzuorbnen. 


Der Mintiter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
Lucius. 


66. 
Die Errichtung einer forſtlichen Verfuchsfiation im Großherzog 
thum Heſſen betr. 


Circ.⸗Verfg. des Großherzoglichen Miniſteriums ber Finanzen an die Forſtämter und 
Oberförftereien. 


Darmſtadt, am 11. Mai 1882. 

Wir theilen Ihnen hierbei: 

A. ein Statut über die Organifation und den Betrieb einer forftlidhen 
Berfuhsanftalt im Großherzogthum Hefien, 
B. eine Snftruftion für den Aſſiſtenten diefer Anftalt 
zur Kenntnißnahme und Bemeſſung mit und verfligen dazu das Nachſtehende: 

1) Die Herrn Verſuchsleiter werden den betreffenden Großherzoglichen Yorft- 
ämtern und Oberförftereien bezüglich der von ihnen beabfichtigten Verſuche Diit- 
theilung machen und die betreffenden Arbeiten entweder felbft ausführen oder 
durch den Affiftenten ausführen laſſen. 

2) Den von den Herrn Verſuchsleitern an Sie gelangenden Anfragen und 
Erſuchen werden Sie bereiwilligfi entfprechen, jomeit Ste nicht glauben, ſolche 
aus erheblichen dienftlichen Gründen beanftanden zu müflen, in weichem Falle 
ungejäumt an uns Bericht zu erftatten fein würde. 

3) Die in Ihren Dienftbezirten vorzunehmenden Unterfuchungen werden Sie 
nach Kräften fördern, auch die Forſtwarte, foweit es deren Dienft geftattet, hierzu 
anmweifen, insbefondere auch fiir Befchaffung und Accordirung brauchbarer Arbeiter 
Sorge tragen. 


*) S. S. 13 Urt. 10 df. Bos. 


4) Dem von den Herrn Berjuchsleitern an Ste ergebenden Erſuchen beziig- 
fih der Behandlung der Berſuchs flächen, Beihligung derfelben, Erhaltung der 
Grenzen x. if genau Folge zu geben. 

5) Soweit die Herrn Berſuchsleiter die Zerlegung des Probebolzes in andere 
als die normalen Längen, oder des Bau- und Nutholzes in kürzere Sektionen 
zu ihren Unterfuhungen nothwendig erachten, haben Sie folhes nicht zu bean- 
ftanden. 

6) Bezüglich der Anftelung von Berfuchen in Sommunalwaldungen haben 
Sie auf desfallfiges Erfuchen der Herrn Berfuchsleiter die betreffenden Gommiu- 
nalvorflände über die beabfidhtigten Berfuche fpeciell in Kenntniß zu jegen und 
Genehmigung zu befürworten. Im alle der Zuflimmung ift wie oben borge- 
ichrieben zu verfahren. 

7) Sollten die Herren Berſuchsleiter auch Unterfuhungen in flandesherrlichen 
Waldungen vornehmen wollen, fo wirden Sie mit den betreffenden Tyorfiver- 
waltungen unmittelbar in Verhandlung treten. 


Meifenzapt. 
Streder. 


Statut 
über die Organifation und den Betrieb der forſtlichen Berfuhsanftalt für 
das Großherzogthum Hefien. 


Nachdem Großherzogliches Miniſterium des Innern uud der Juſtiz und 
Großherzogliches Miniſterium der Finanzen die Errichtung einer forſtlichen Ver⸗ 
ſuchsauſtalt zu Gießen beſchlofſen haben, find wir beauftragt worden, das Nach⸗ 
ſtehende befannt zu machen. 

$ 1. Zweck. Die im Großherzogthum Heflen errichtete forftliche 
Berjuchsanftalt bezwedt: 

1) Förderung der Forſtwiſſenſchaft fiberbaupt und 

2) Gewinnung eralter Grundlagen für den Betrieb der Forſtwirth⸗ 
{haft unter vorzugsweiſer VBerüdfihtigung des diesfallfigen inländiſchen 
Berhältniffe und Bedürfniſſe. 

$ 2. Mittel, Die Mittel zur Erreihung diefer beiden Zwede follen 
beitehen in: 

1) Anftellung von forftlichen Unterſuchungen theoretifcher und praf« 
tifeher Art in Berbindung mit dem Zwecke entiprechender überfichtlicher 
Zufammenjtellung der hierdurch erlangten Reſulate und 

2) Sammlung der anderwärts gewonnenen Unterſuchunggreſultate 
und Bergleihung derjelben ſowohl untereinander, als mit den durch die 
eigenen Verſuche erzielten Ergebniffen. 

$ 3. Rihtung und Auswahl der Berjuhe Die forfilide 
Berſuchsanſtalt Heffens bildet ein integrivendes lied bes Vereins der 
forſtlichen Berfuhsanftalten Deutſchlanda. In Bezug auf die Richtung 
und Auswahl der Unterfuhungen und Unterinhungsmetboden ſchließt fich 
die Heifiihe Berfuhsanftalt den von den übrigen gleichartigen Anftalten 
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und von den allgemeinen Ausjchüffen getroffenen Bereinbarungen an, 
bleibt mit denfelben in fländigem Verkehr und Meinungsaustaufc, han⸗ 
delt jedoch — unbeſchadet der gemeinjchaftliden höheren Jutereſſen — 
ſelbſtſtändig. 

84. Leitung. Die forſtliche Berfuchsanftalt wird mit dem Forſt⸗ 
inftitut der Univerfität Gießen verbunden nnd ift in adminifirativer Be⸗ 
ziehung der unterzeichneten Behörde untergeordnet. 

Die allgemeine bezw. gefchäftliche Leitung des forfilichen Verſuchs⸗ 
weſens wird, nad Maßgabe der 85 5 und 6 dem Direktor des Forſt⸗ 
inftituts, übertragen. Die wiſſenſchaftliche Leitung der Verſuche ſelbſt 
wird hingegen den beiden PBrofefforen der Forſtwiſſenſchaft an der Landes⸗ 
Univerfität, je nach Fachzweigen, unterftellt (ſ. $ 6). 

8 5. Geſchäftsleitung. Der Geſchäftsleiter bat die Anftalt be. 
züglich der allgemeinen Beichäfttangelegenheiten nach Außen zu vertreten, 
insbefondere alle an die Berfuchsanftalt adreifirten Schreiben in Empfang 
zu nehmen, das Hierauf Erforderlihe zu veranlaflen und alle Rein 
fchriften zu unterzeichnen. Die in fein eigenes Berfuchsgebiet einjchla- 
genden Einläufe bat er felbft zu bearbeiten, die in das Berjuchsgebiet 
de3 zweiten Profeſſors bezw. Berfuchsleiters einfchlagenden Actenftüde 
Hingegen bat er diefem zur jelbjiftäudigen Bearbeitung zu fiberjenden. 

8 6. Berjuhsleitung. In Bezug auf die Verſuche felbit fun- 
giren beide Profefforen als Berfuchgleiter (ſ. $ 4). 

Diefelben übernehmen die in je ihr VBorlefungsgebiet einſchlagenden 
Berfuhe nah einem von ihnen näher zu verabredenden und bei der 
unterzeichneten Behörde einzureichenden Plane. 

Die Obliegenheiten bezw. Rechte der Verfuchsleiter find im Einzelnen 
folgende: 


1) Feder Verſuchsleiter hat die von ihm übernommenen Arbeiten felbft- 
ftändig zu leiten, deren mwiffenfchaftliche Bearbeitung zu beforgen, die 
hierzu erforderlichen Eorrefpondenzen zu führen, die entflaudenen Koſteu 
innerhalb des ihm zugetheilten Eredits zur Zahlung anzuweiſen und hier⸗ 
über Rechnung zu fielen. Die Vorlage beider Rechnungen bei der Ober- 
behörde erfolgt durch die Gejchäftsleitung. 

2) Im September jeden Jahres haben die beiden Verſuchsleiter 
detaillirte Pläne über die von jedem beabfichtigten Berfuchsarbeiten des 
nächſten Etatsjahres nebſt Koſtenvorauſchlägen, durch die Geſchäftsleitung 
bei der Oberbehörde vorzulegen, worauf dieſe die erjorderlichen Credite 
eröffnen wird. 


8) Die Koſteurechnungen des abgelaujenen Etatsjahres nebſt Belegen 
und Berichten über die ausgeführten Verſuche find im Monat Juni ein- 
zuſenden. 

4) Den Zuſammenkünften der Delegirten der deutſchen Verſuchsau⸗ 
ſtalten hat abwechjelud einer der beiden Verſuchsleiter beizuwohneu. 

5) Die Benukung von dem Forftinftitut gehörigen Juftrumenten oder 
fonftigen Objekten zu Berfuchszweden darf nur mit Wiffen und Geneh⸗ 
migung des Direktors des Forſtinſtituts flattfinden und gelten binfichtlich 
diefer. Benutzung ſelbſtverſtändlich die dieferhalb beftehenden Beftimmungen. 
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8 7. Berfudhs-DOrte Die forftliden Unterfuhungen und hiermit 
in Berbindung ſtehenden Arbeiten finden ftatt: 

1) tHeil8 in oder bei Gießen als dem Site der damit betrauten 
leitenden oder ausführenden Kräfte; 

2) theil8 in den Hauptwaldgebieten des Landes und zwar haupt— 
fählih in den Domanial-Oberförftereien, aber auch in den Waldungen 
der Geimeinden, fonftigen Corporationen, Standesherren oder fonftigen 
Privaten, melde fi zur Mitwirkung bereit finden lafjen. 

8 8. Hülfsperfonal. Zur Unterftügung bei den einzelnen Ver⸗ 
ſuchsarbeiten wird ein Hierzu befonders qualificirter Forſtacceſſiſt als 
ſtäudiger Aſſiſtent an der Berfudsanftalt auf Borfchlag der Geſchäfts⸗ 
leitung, von der unterzeichneten Behörde widerruflich ernamnt. 

Derjelbe unterfteht in Ddisciplinärer Beziehung dem Geſchüäjtsleiter 
als jeinem unmittelbaren Borgefehten. 

Sinfihtlih der Berwendung des Aſſiſtenten zu den Beriuchsarbeiten 
haben fich die beiden Berfuchsleiter auf Grund des jährlich einzureichenden 
Plans über die Ausführung der Berfuche zu verfändigen. Außer den 
ihm Übertragenden Berjuchsarbeiten hat des Affiftent auch die ihln zuge- 
tbeilten Bureaugefchäfte zu erledigen. 

Das Nähere über die Obliegenheiten des Affiftenten wird durch eine 
befondere Dienfiinkrultion geregelt. 

$ 9. Mitwirkung der Lofalforfibeamten. Die Mitwirkung 
bei der Einleitung und Durhiührung der Verſuchsarbeiten durch orien- 
tirende Führung der Berjuchsleiter, Antheilnahme bei Auswahl der Ber- 
juhsflächen, Beftelung qualificirter Arbeiter sc. gehört mit zu den Dienſt⸗ 
obliegenbeiten der Großherzoglichen Lolalforfibeamten. Ueber die Stellung 
derielben zur Verſuchsanſtalt, bezw. den Beamten derjelben, wird befondere 
Berfügung erfolgen. 

$ 10. Koftenvertheilung. Die Koften für Gulturen, Holz- 
fällungen zc., welde durch Verſuchszwecke veranlagt werden, dürfen den 
diesfalljigen Erediten der Oberförftereien nur infomweit aufgerecdhriet werben, 
als hierfür entfprechende Arbeiten für die betreffenden Waldungen geleiftet 
morden find, mithin bei Eulturen nur derjenige Arbeitslohn, welcher nach 
den lokalen durchfchnittlichen Erfahrungen für die Anzabl gejettter Pflau- 
zen nothwendig wird, bei Holzfällungen nur derjenige Koftenjag, welcher 
fid für das aufbereitete Holz nach dem Holzhauerlohnalford berechnet zc, 
Die darüber hinausgehenden Beträge find aus dem Fonds der Verſuchs⸗ 
leitung zu beftreiten. Zur Beſeitigung von Irrthümern bezw. Unzuträg- 
fichkeiten ifl in jedem einzelnen ſolchen alle die Koftenrepartition nad) 
dem angebenteten Grundjage zwiſchen dem betreffenden Verſuchsleiter und 
dem betreffenden Lokalforſibeamten zu vereinbaren. 

Darıfladt, am 11. Mai 1882. 
Großherzogliches Minifterium der Finanzen. 
Abtheilung für Forſt- und Cameral-Berwaltung. 
Neiſenzahl. 
Muüller. 
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Infiruktion 
für dem Aſſiſtenten an der forſtlichen Verſuchsanſtalt des Großherzogthums Heſſen 
in Gießen. 

$ 1. Der Affiſtent Hat in allen die geſchäftliche Leitung der forſtlichen Ber- 
fuchsanftalt betrefjenden Angelegenheiten den Geſchäftsleiter derjelben als feinen 
unmittelbaren Vorgeſetzten zu betrachten und deſſen diesfallfigen Anordnungen 
jederzeit pünktlich und gewifienhaft nachzukommen. 

In Bezug auf die Ausführung der eigentlichen Verjuchdarbeiten, bezw. Mit⸗ 
wirkung bierbei, ift er aber an den beiden Beriuchsleitern in der Weife unterftellt, 
daß er Anordnungen fiber die Art der Ausführung der Berfudhe nur von dem⸗ 
jenigen Berfuchsleiter zu erhalten und zu befolgen bat, weldyer den betreffenden 
Verſuch, nah Maßgabe der getroffenen Verabredung, zur jelbfiftändigen Bear- 
beitung übernommen bat, 

Die Zeit, bezw. Zeitdauer, während welcher er dem zweiten Berſuchsleiter 
zur Dispofition fieht, wird ihm jedesmal von der Geſchäftsleitung bekannt ge- 
geben. 

F 2. In Bezug auf die Gefhäftsführung bat der Affiftent folgende fpecielle 
Berpflichtungen: 

1) Beforgung aller ihm übertragenen, die forftliche Verſuchsanſtalt betreffen- 
den Eorrefpondenzen und dahin gehörenden Schreibgeichäite, namentlich auch 
Führung der Regiſtrande und des Inventariums. 

2) Sorge für angemefjene Aufbewahrung und fortwährende Inſtanderhal⸗ 
tung der von beiden VBerfuchgleitern fitr die Anftalt angejchafften Wertzeuge und 
Inſtrumente. 

F 3. An Bezug auf die eigentlichen Verſuchsarbeiten bat der Aſſiſtent fol⸗ 
genden Beſtimmungen nachzuleben: 

1) Es wird von ihm pünkliche Ausführung aller ihn von dem betreffenden 
Berjuchsleiter übertragenen Geichäfte nach Maßgabe der ihm dieſerhalb ertheilten 
befonderen Anweifungen, mögen fich diefe Gefchäfte auf Wald» oder auf Zimmer- 
arbeiten erftreden, erwartet. 

2) Als Büreaufiunden für die Zimmerarbeiten werden im Winter die 
Stunden von I—1 Uhr Vormittags und 3-7 Uhr Nachmittags, im Sommer 
die Stunden von 8—1 Uhr Vormittags und 3—6 Uhr Nachmittags feftgefekst. 
Doch muß der Alfiftent unter Umftänden auf Berlangen eines jeden Verſuchs⸗ 
leiter auch zu anderen Tageszeiten im Büreau anmefend jein. 

3) Bei der Ausführung von Verſuchsarbeiten im Walde ift zur thunlichften 
Förderung der Arbeiten und Erſparniß an Taglöhnen die Zeit möglichſt auszu- 
nußen, wozu, foweit möglich, unter Mitwirkung der Großherzoglichen Lokal⸗ 
forſtbeamten jchriftliche Akkorde abzufchliegen find. 

4) Wird eine im Gange befindliche Waldarbeit durch Ungunft der Witterung 
oder fonftige unvorbergefehenene Ereigniſſe unterbrochen, fo bat fih der Xififtent 
der fleigigen und pinktlihen Ausarbeitung der gewonnenen Unterfuhungsergeb- 
niffe zu unterziehen. 

5) Ueber alle Arbeiten muß der Ajfiftent ein genaues Tagebuch führen und 
am Schiuffe eines jeden Monats, nad) erfolgter Prüfung durch die betreffenden 
Berfuchgleiter, an die Gejchäftsleitung eingeben. 
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6) Der Affiftent hat die Lohnzettel tiber die zu den Verſuchen verwendeten 
Holzhauer bezw. fonftigen Arbeiter zır führen und nebſt den zugehörigen Accor- 
den *), foweit diefelben nicht ſchon früher abgegeben worden find, demjenigen 
Berjuchgleiter zur Atteflirung vorzulegen, unter deſſen Verantwortung der be» 
trefiende Berjuch ausgeführt worden if. Die Aufftellung folder Zettel ſoll in 
der Regel jede Woche erfolgen. 

7) Seine Tiquidattonen über Transportloften und Diäten bat er ebenfalls 
und zwar am Schluffe eines jeden Monats, demjenigen Berjuchsleiter zur Attefti- 
rung zu präfentiren, unter welchem er gearbeitet bat. 

8) Werkzeuge und Inſtrumente, welche dem Forſtinſtitute gehören, darf der 
Affiftent nur mit Willen und Genehmigung des Direktors des Forſtinſtituts zu 
Berfuchsarbeiten benugen. 

9) Anſchaffungen für die Verfuchsanftalt darf der Aififtent nur auf Geheiß 
der Berfuchgleiter nnd nicht aus eigener Machtvollkommenheit machen. 

10) Beim Gebrauch von Werkzeugen und Inſtrumenten zu Verſuchsarbeiten 
ift mit größter Sorgfalt zu verfahren. Im Falle einer culpofen Beſchädigung 
hat der Affiftent die erforderlichen Reparaturen aus eigenen Mitteln zu beftreiten. 

F 4. Wird der Ajfiftent duch Privatverhäftniffe verhindert, feinen dienſt⸗ 
lihen Obliegenheiten nachzukommen, oder wilnjcht er zu verreifen, fo hat er bei 
dem Gefchäftsleiter um Urlaub einzufommen. Während der Zeit, zu welder 
er unter Leitung des anderen Berfuchsleiters arbeitet, fanıı ihm aber der Urlaub 
nur im Einverfländniß mit diefem ertheilt werben. 

F 5. Der Affiftent hat das Dienfigeheimniß zu wahren, iiberhaupt Alles 
zu unterlaffen, wodurd die forfliche Berfuchsanftalt in irgend einer Beziehung 
beeinträchtigt werden könnte. Er bat vielmehr durh Wort und Schrift das 
Wohl derfelben nach Kräften zu fördern und allen noch weiter nöthig werdenden 
Beffimmungen nachzuleben. 

8 6. Da der Aſſiſteut nur auf Widerruf angeftellt ift, fo kann er jederzeit 
von der unterzeichneten Behörde entlaffen werden; doc wird dies nur dann 
ohne vorherige vierteljährige Kiindignng gejhehen, wenn ganz bejondere Um- 
ftände vorliegen. 


Darmftadt, am il. Mai 1882. 


Grofherzogliches Minifterium der Finanzen. 
Abtheilung für Forſt- und Cameral:Bermaltung. 
Meifenzahpl. 
Müller. 


*) Tiefe Mecorte gehören zu den im 8 6, 3 des Statut3 erwähnten Belegen, desgl. die 
Tagebüder des Afliftenten. 


** 


Jahrb. d. Pr. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſeßzg. XIV. 12 
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Forſt und Jagdſchutz nnd Eteofweien. Forſt⸗ und Jagdrecht. 


Den Schutz der ſüüchticz Sandſchellen betreffend. 


Circular⸗Verfüg. bes Miniſters für Landwirthſchaft ꝛc. an bie Herren Regierungs⸗ Präſi⸗ 
denten zu Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Potsbam, Frankfurt, Stettin, 
Cõslin, Liegnig, Oppeln, Mugbeburg, Merfeburg und abihriftih zur Kenntniß nahme 
und Beachtung an bie Königl. Regierungen zu Polen, Bromberg, Schleswig. 
I. 4182. III. 3084. 
Berlin, den 3. April 1882. 

Aus den zufolge der Verfügung vom 17. Februar dv. J. eingereichten Nach- 
weifungen hat fich ergeben, daß in Preußen, — ohne die Meeresdünen, 37448 ha 
flüchtige Sandſchellen vorhanden find, von denen 28635 ha als gefährlich für 
die angrenzenden Kulturläudereien bezeichnet werden. 

Zur Befeitigung oder Berminderung der von den Sandſchellen ausgehenden 
Gefahren genügt e3 häufig, fie mit dem Beweiden und anderer, die Berflüchti- 
gung des Sandes befördernder Benugung zu verfchonen. Der dadurch eintre- 
tenden Beruhigung folgt bisweilen die natürliche Befamung, welche ohne Koiten- 
aufwand fir Dedungs- oder Anfforflungsarbeiten zur Befeſtigung der Wehflächen 
führt. Jedenfalls Tann nach eingetretener Beruhigung die Aufforftung der S and- 
flächen mit fehr geringen Koften bewirkt werden. 

Um diefes wünfchenswerthe Biel zu erreichen, wird e8 des waldichutgericht- 
lichen Berfahrens nad dem Gejege vom 6. Juli 1875*) nicht immer bedit rien. 
In vielen Fällen wird der Erlaß von Polizeiverordnungen gemäß $ 6 a. f. h. 
bes Geſetzes vom 11. März 1850 das zweckentſprechende Mittel fein — ein Weg, 
der in der Provinz Hannover mehrfach mit Erfolg betreten ifl. Eine derartige 
von der Königlichen Landdroflei zu Hannover neuerdings erlaffene Verordrung 
liegt abjchriftlich bei. 

Eier erfuche ich ergebenit, den Gegenſtand in Erwägung zu 
nehmen, in geeigneten Fällen auf den Erlaß entſprechender Polizei-VBerordnungen 
hinzuwirken und über den Erfolg in 3 Monaten zu berichten. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Koriten. 


Lucius. 


8. 
Sanddroftei Hannover. 


Polizei⸗Verordnung. 

Zur Verhütung bezw. Beſeitigung von Sand- und Mullwehen erlaſſen wir 
auf Grund des $ 11 der Königlichen Verordnung vom 20. September 1867 
(Gejeg-Samml. S. 1523) für den Umfang des Amtsbezirks Stolzenau nach⸗ 
folgende Polizei⸗Verordnung: 

$ 1. Das Hüten und Durätreiben von Vieh auf allen in dem Amtsbezirke 
Stolzenau vorhaudenen oder neu eniftehenden Saud- und Mullwehen, fowie jede 
andere eine Berflüchtigung der Bodenfläche herbeiführende Benutzung ift unterfagt. 

$ 2. Der räumliche Umfang der einzelnen Wehflächen wird von dein Amts- 
bauptmanne des Amts Stolzenau feftgeftellt und Die gejcheheue Begrenzung durch 


*) ©. Jahrb. Bd. XIIL ©. 861 Art. 39, 
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Anſchlag am Amtsfige und durch ortsübliche Verkündigung in den bei den ein- 
zelnen Revieren betheiligten Gemeinden zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Etwaige Beſchwerden über die Abgrenzung der Reviere durch den König— 
hen Amtsdauptmann haben keine auffchiebende Wirkung. 

$ 3. Die Uebertretung der voritehenden Borfchriften wird, fofern nicht 
nach allgemeinen gejeglihen Beſtimmungen, iusbefondere durch die 88 10, 14 
uud 15 des Feld» und Tsorfi-Polizeigefeges vom 1. April 1880 (Befeg-Sammi. 
©. 230)*) firengere Strafe verwirft iſt, mit Geldbuße big zu 30 Mark, wofür im 
Unvermögensfalle Haft eintritt, geahndet. 

$ 4. Die gegenwärtige Polizei-Berordnung tritt mit dem 1. Oltober 1882 
im Kraft. 

Hannover, den 6. Januar 1882. 
Königliche Landdroſtei. 
gez. von Cranach. 








68. 


Feld- und Forfi-Polizeiverordnung für den Regierungsbezirk = 
Minden. Vom 24. April 1882. 
(Bei. Beilage zum 18 Stiid des Amtsblatts der Kgl. Reg. zu Minden ©. 75 ff.) 
Fu dem Feld- und Forft-Bolizeigefege vom 1. April 1880*) ift mehrfach 
auf befteheude oder noch zu erlaffende Polizeiverorduungen Bezug genommen. 
Mir haben deshalb die n.ben dem Geſetze beftehen gebliebenen Beftimmungen der 
für unferen Bezirk erlaffenen Feld- und Forft-Polizeiverordnungen, ſowie die zu 
der Handhabung des Geſetzes noch erforderlichen polizeiliden Anordnungen in 
der nachftehenden Feld- und Forft-PBolizeiverordnung zufammengeftellt. 
Demgemäß verordiien wir auf Grund bes 8 11 des Geſetzes fiber die 
Volizeiverwaltung vom 11. März 1850 zur Aufrehthaltung der Ordnung und 
Sicherheit bei Ausübung von Berechtigungen, fowie zum Schute der Felder und 
Waldungen in unjerem Bezirke das Nachftehende: 


I. Die Weide betreffend. 


$ 1. Zu der Zeit vom Sonnen-Untergange bis zum Sonnen-Aufgange 
darf die Weide außerhalb eingehegter Koppeln und Buchten nirgends ausgelibt 
werben. 

$ 2. Wenn einer Gemeinde oder Geuoſſenſchaſt das Recht der Hütung auf 
einem Felde oder in einem Walde zufteht, fo ift jeder Theilnehmer verpflichtet, 
fein Bieh dem anzunehmenden gemeinſchaftlichen Hirten vorzutreiben, fofern ihm 
nit das Einzelhüten vermöge bejonderen Rechtstitels zufteht. 

Dafür, daß die gemeinichaftliche Heerde unter Die Aufficht eines tlichtigen 
Hirten geftellt werde, hat der Gemeindevorftand zu forgen. Wo bejondere Bor: 
fäude der Hlttungsgenoffenfchaften vorhauden find, liegt diefen ob, dafiir zu 
forgen. 

$ 3. Wie viel gemeinſchaftliche Hirten zu halten und ob die verfchiedenen 
Vieharten abgefondert oder gemijcht zu halten find, ift durch Beſchlüſſe der Ge⸗ 
meinde, und an Orten, wo nicht alle Gemeindeglieder an der gemeinjchaftlichen 


*), ©, Jahrb. Bd. XII. ©. 258 Art. 63. 
12* 
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Weide Theil haben, Durch Beichlüffe der Hütungd-Genoffenfhaft mit Genehmi⸗ 
gung des Gemeindevorftandes zu beitimmen. 

$ 4. Auf den, der gemeinfchaftlihen oder wechſelſeitigen Hütung unter- 
liegenden Wiefen oder Yettweiden findet, foweit durch Statuten oder Gewohn- 
beiten nicht ein Anderes feftgeftellt ift, die Borhut nur bis zum 1. April, die 
Nachhut auf Fettweiden nicht vor dem 1. November, auf Wiefen dagegen erfi 
nach völlig beendigter Heuerndte und auf zwei- und mehrfchnittigen Wieſen nicht 
vor dem 1. Oktober flatt. 

8 5. Naffe, durchbrüchige Wiefen müſſen zu allen Jahreszeiten mit fremder 
Hütung verſchont werben. 

Neugebante oder umgebaute Wiejen find mit fremder Hütung während der 
erften zwei Jahre nad Ausführung der Anlage ganz zu verfhonen. Auch muß 
die Schonung in der fpäteren Zeit noch fo lange und in dem Umfange fortge- 
jet werden, als fie zur Vollendung der Anlage und zur Sicherung ihres Zwecks 
nothwendig ift. 

8 6. Auf einzelnen, im Gemenge liegenden und der gemeinfchaftlichen oder 
wechjelfeitigen Hütung unterworfenen Feld- und Wiefenftüden darf die Hütung 
nicht eher ausgeübt werden, als bis die Aberntung der Früchte und die Werbung 
des Heues auch auf allen anderen, zu demſelben Feldtheile gehörigen Stüden 
geſchehen if. 

Den Beitpuntt, mit welchem die Hütung auf den abgeerndteten Stiiden all 
gemein beginnen darf, bat die Orts-Bolizeibehörde zu beſtimmen. 

$ 7. Auf Hütungsplägen, welche von fo geringem Umfange find, daß ein 
liebertreten des Viehs auf die benadhbarten fremden Grundftüde leicht zu be— 
jorgen fteht, muß das Bieh mit Striden an felte Gegenftände angebunden, oder 
an Striden geführt werden. Letzteres muß auch dann geſchehen, wenn das 
Vieh auf Wegen zur Weide gebracht wird, denen die erforderliche Breite fehlt. 

Für den Auftrieb don Biehherden von mehr als 50 Stüd dürfen nur Wege 
von mindeltens 8 Dieter Breite benutt werden, fofern diejelben nicht mit Heden, 
Gräben und Zäunen verjehen find. 

8 8. Die Benutung von Hunden bei den Hüten des Viehs ift nur in dem 
Falle geflattet, wenn das lettere in Heerden gehütet wird. 

S 9. Die Zumwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der SS 1 bis 8 
unterliegen, injoweit fie fih anf die Ausübung von Wald-Weideberedhtigungen 
beziehen, der Beftrafung nah $ 40 ad 3 des Feld- und Forft-Polizei-@ejetges 
vom 1. April 1880. 

In allen übrigen Fällen wird gegen dieſe Zumiderhandlungen eine @eld- 
firafe bis zu 30 Marl angedrodt. 


II. Nutungen von Holz betreffend. 

8 10. Wer in einem fremden Walde die Befugniß zur Nutzung: 

a) des Naff- nnd Leje-Holzes, 

b) des auf den Schlägen zurlidgelaffenen Abraumes, 

c) des Stodholzes, 

d) des Lagerholzes, 

e) von Wind⸗, Schnee-, Eis⸗ und Duftbriüchen 
auf Grund einer Serpitutberehtigung oder eines anderen Rechtstitels hat, ift 
verpflichtet, wenn er die Nutung ausüben will, alljährlid vor dem 1. Oktober, 
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oder, wenn für die Ausübung befimmte Nutungs- Perioden ein fiir alle Dal 
feftgejet find, vor dem Beginn einer jeden Nutungsperiode bei dem Waldeigen- 
thümer oder deſſen verwaltenden Beamten fi zu melden und einen auf feinen 
Namen lautenden Legitimationsſchein von diefem in Empfang zu nehmen. Diefer 
Schein darf an Fremde niemals, an die. Hausangehörigen refp. Arbeiter des zu 
jenen Nutzungen Befugten aber nur dann überlaffen werden, wenn dieſe die 
Nutzung für ihn ausüben. _ 

Die Beftrafung von Zuwiderhandlungen biergegen hat nah $ 40 Nr. 2 
teip. 3 des Geſetzes zu gejcheben. 

8 11. Dienftbarleits- oder fonitige Nutungsberechtigte dürfen bei der Ent- 
nahme des Haff- und Lejeholzes, fowie des auf den abgeholzten Schlägen zuriid- 
gelafjenen Abraums Beile, Sägen, Haden oder andere Werlzenge, durch welche 
ftehbende Bäume oder Aefte beruntergebracht werden können, nicht bei ſich führen. 

Bumiderhandlungen find nah 8 40 Nr. 1-reip. 3 des Gefetes firafbar; 
auch können neben der Geldfirafe oder Haft die Werkzeuge eingezogen werden, 
ohne Unterſchied, ob fie dem Schuldigen gehören, oder nicht. 

8 12. Wer befugt ift, in einem fremden Walde Holz irgend einer Gattung 
und Art durch Selbſthieb zu fällen und fid) anzueigenen, darf für den all, daß 
nicht etwas Anderes ausdriidlich beſtimmt worden: 

1. dieſes Holz nur in der Zeit vom 1. Oktober bis 1. April einſchlagen; 

2. daflelbe nicht ohne Vorwiſſen des Waldeigenthiimers oder deffen Beamten 

und nicht eher fällen, als bis es ihm angemiefen ift; 

3. das gefällte Holz nicht ohne Vorwiſſen des die Aufficht in dem betrefjen- 

den Forftbezirke führenden Forftbeamten und auch 

4. niemals an Sonn- und Fefltagen oder in der Zeit von Sonnen-Untergang 

bis Sonnen-Aufgang verladen oder abfahren; endlich muß er 

5. die Abfuhr des Holzes innerhalb der bei der lleberweifung beflimmten 

Friſt, im Mangel einer ſolchen, eine längere Frift gewährenden Beftim- 
mung aber innerhalb „Act“ Wochen nad) dem Tage der Ueberweifung 
beendet haben. 

Zumiderhandlungen biergegen find nad $ 40 Nr. 1, 2 refp. 3 des Geſetzes 
ftrafbar. 

$ 13. Wer in einem fremden Walde zum Bezuge von aufbereitetem Holze 
in befiimmten Maßen berechtigt if, hat die Abfuhr deffelben innerhalb der bei 
ter Uebermeifung beflimmten Frift, im Mangel einer folhen Behimmung aber 
innerhalb „Acht“ Wochen nach dem Tage der Ueberweifung zu bewirken. Bu- 
widerhandlungen find nad) $ 40 Nr. 3 des Geſetzes firafbar. 


11. NRugung anderer Waldproducte betreffend. 
A. Im Allgemeinen. 

F 14. Wer Gras, Waldfiren, Moos, Dinger, Haide- und andere Kräuter, 
Beeren, Pilze, Schwämme oder Holzfämereien irgend einer Art aus einem 
fremden Walde auf Grund einer Servitutberechtigung oder eines anderen Rechts⸗ 
titels, entnehmen will, ift allen im $ 10 dieſer Verordnung ſowohl bezüglich der 
Legitimationdzettel, als fonft getroffenen Beftimmungen unterworfen und verfällt 
beim Zumiderhandeln in die dort in Bezug genommene Strafe. 


B. Grasnugung im Befonderen. 
$ 15. 1. Das Recht auf Grasſchnitt und zur Nutzung von Schiff, Binfen 
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oder Rohr darf auf Forſtgrundſtücken nicht mit der Senfe, fondern nur mit der 
Sichel und Heineren Inſtrumenten ausgelibt werben; 
2. das Schneiden von Gras u. f. w. darf nur in einer Entfernung von 
mindeftens 30 cm von den jungen Pflanzen und Stämmen gejcheben. 
Zumiderhandlungen biergegen find nach $ 40 Nr. 3 ftrafbar. 


C. Waldſtreu im Befonderen. 


8 16. 1. Das Werben und Abfahren ſowohl der Waldſtreu im engeren 
Sinn, unter welcher nur abgefallenes Laub und Nadeln, ſowie trodenes Moos 
verftanden werden, als des Haidelrautes und fonftiger Kräuter darf ohne bejou- 
dere Erlaubniß nur in der Zeit vom 1. Oktober bis 1. April, auch nur in der 
Zeit von Sonnenaufgang bi8 Sonnenuntergang ftattfinden; 

2. Servitut- und anderen Nubungsberechtigten gegenüber fol zwar Hin- 
fihtlih der Beſtimmung der Wocdentage, an melden die Nutung ausgeübt 
werden darf, die bisherige Obfervanz maßgebend fein, doch können dieſelben 
dazu böchftens drei Tage in der Woche in Anfpruch nehmen ; 

3. das Werben der Waldfireu im engeren Sinne darf ohne befondere Er- 
laubniß nicht mit eifernen, fondern nur mit hölzernen unbejchlagenen Rechen, 
deren Binten ebenfall$ nur von Holz fein dürfen und mindeflens 7 cm von ein- 
ander abſtehen müflen, ftattfinden, wogegen der zur Entnahme von Haibelraut 
und Beerfräutern Befugte ſich auch noch der zur Trennung diejer Kräuter vom 
Boden benöthigten Senjen oder Sicheln bedienen darf; 

4. das Abmähen oder Abficheln diefer Kräuter zc. darf nur in einer Ent- 
fernung von mindeftens 30 cm von den jungen Pflanzen oder Stämmen gefchehen; 

d. auch wird es unterfagt, beim Streurechen oder Abmähen oder Abſicheln 
von Kräutern einen Theil des Bodens ſelbſt mit abzutrennen. 

Zuwiderbandlungen gegen die Beftimmungen diefes Paragraphen find nach 
$ 40 Nr. 1 nnd refp. 3 des Geſetzes firafbar. 


D. Foiftlien im Befonderen. 


$ 17. Für die Entnahme von Steinen, Lehm, Sand, Kies, Thon, Kalt 
oder andere Foffilien irgend einer Art aus einem fremden Walde, auf Grund 
einer Servitutberechtigung oder eines anderen Rechtstitels gelten die im $ 10 
diefer Verordnung ertheilten Borfchriften fiber die Legitimatienzzettel ebenfalls, 
fofern die Ertnahme der Foffilien nicht auf Grund bejonderer, die näheren Be- 
flimmungen dariiber enthaltenden Verträge oder Urkunden erfolgt. 


IV. Die Anlage, den Betrieb, dad Einfriedigen refp. Zumwerfen 
von Steinbrüheu, Gruben zc. betreffend. 

$ 18. Jeder, welcher einen Steinbruch, eine Lehm-, Sand⸗, Kieß-, Diergels, 
Kalk» oder Thongrube eröffnen will, hat vor der Eröffnung des Bruches oder 
der Grube der Orts-Bolizeibehörde Hiervon Anzeige zu machen. 

$ 19. Bei der Anlage und beim Betriebe jedes Bruches und jeder Mergel», 
Kies-, Thon-, Lehm⸗ und Sandgrube find die von der Orts⸗Polizei⸗Behörde 
für die Anlage und fiir den Betrieb getroffenen Anordnungen und Vorſchriften 
zu beachten. | 

$. 20. Kein Steinbruch, feine der in $ 18 bezeichneten Gruben barf einem 
Wege fo nahe angelegt oder durch den Betrich fo nahe geführt werben, daß der 
Verkehr auf dem Wege dadurdy gefährdet wird. 
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Jedenfalls muß der Bruch oder die Grube fünf Meter von den Wege ent- 
fernt bleiben. 

$ 21. Wird der Steinbruch oder das Yördern von Mergel, Lehm, Thon, 
Kies oder Sand im Tiefbau oder an einem Hange betrieben, jo muß die Böſchung 
des Tiefbaues oder des Hanges fo angelegt und ftets fo erhalten werden, daß 
ein Abrutſchen oder Einſchießen des Tiefbaues oder des Hanges nicht ein⸗ 
treten Tann. 

Bei Iojen Bodenarten darf die Böſchung höchſtens in einem Winkel von 
60 Graden angelegt werden. 

8 22. Die im $ 21 bezeichneten Brüche und Gruben find von den Eigen- 
tblimern des Bruches oder der Grube an den oberen Rändern des Tiefbaues 
oder des Hages, und zwar minbeftens in einer Entfernung von 2 Metern von 
den Rändern mit einer feften Befriedigung zu verfehen. 

$ 23. Das Arbeiten in Steinbrüchen, DMergel-, Kies-, Thon⸗, Lehm⸗ oder 
Sandgruben ift während der Zeit von Sonnen-Untergeng bis Sonnen» Aufgang 
unterfagt. 

$ 24. Kinder bis zum 14. Jahre dürfen in den im $ 23 bezeichneten 
Brüchen und Gruben überall nicht befchäftigt werben. 

$ 25. Bergwerkſchaften, Schürflächen und die durch Stodroden in einem 
Walde entfiandenen Löcher find ebenfalls feft einzufriedigen oder zuzumerfen. 

$ 26. Zuwiderhandlungen gegen die Beftimmungen ber 88 18 bis 25, 
fowie gegen die nad) $ 19 von den DOrts-Bolizeibehörden erlaffenen Anordnungen 
find, infoweit fie nicht der Beftrafung nach dem $ 29 der Feld⸗ und Forfl- 
Polizei-VBerordnung vom 1. April 1880 unterliegen, mit Geldbuße bis zu 30 M. 
zu beftrafen. 


V. Baldbrände, deren Verhütung und Löſchung, fowie das An- 
zünden von Haiden, Moorflächen zc., das Abbrennen liegender 
oder zufammengebradhter Bodendeden und das Sengen von 
Nottbeden betreffend. 


$ 27. 1. In der Beit vom 1. April bis 1. Oltober ift das Rauchen aus 
Pfeifen ohne Dedel, ſowie das ganze Jahr hindurch das Rauchen von Cigarren 
in Waldungen, auf Haiden und Torfmooren außerhalb der mit Seitengräben 
verjehenen Wege verboten. 

2. Bei Bränden in Waldungen, auf Haiden und Mooren bat fich jeder von 
der Polizeibehörde, dem Ortsvorſteher oder deren Stellvertreter oder dem Forſt⸗ 
befiger oder Forſtbeamten zur Hülfe Aufgeforderte und VBerpflichtete mit feinem 
Spaten, feiner Art oder Rodehacke zu verjehen, fofern nicht unabwendbare Hin 
derniffe entgegenfteben. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorfiehenden Beftimmungen ad 1 und 2 werden 
mit Geldbuße bis zu 20 M. beftraft, ſoweit fie nicht der Beſtrafung nad S 44 
des Feld⸗ und ForſtPolizeigeſetzes unterliegen. 

$ 28. Wer cigene Torfmoore, Haidelraut oder Bülten im Freien in Brand 
legen, das Brennen einer Waldfläche vornehmen , liegende oder zufammenge- 
brachte Bodendeden abbrennen, oder Rotthecken abjengen will, hat zeitig genug 
border die Erlaubniß der Ort3-Polizei-Behörde dazu nachzuſuchen. Diefe bat 
die eingehenden Geſuche zu prüfen und nad) Umftänden die Erlaubniß entweder 
unter Beflimmung der zur Borbeugung von Unglüdsfällen und zur Benachrich⸗ 
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tigung der benachbarten Srnndbefiger zu treffenden Maßregeln zu ertheilen, oder, 
wenn wegen anhaltender Dürre oder aus fonftigen Gründen Gefahr zu bejorgen 
if, zur Zeit oder gänzlich zu unterjagen. 

Zumwiderhandlungen gegen diefe Beftimmungen und gegen die Anordnungen 
der DOrts-Polizei-Behörden in Bezug anf diefelben werden, infofern nicht die 
Beftrafung nach dem 8 82 oder dem $ 46 des Feld: und Forſt⸗PolizeiGeſetzes 
einzutreten bat, mit einer Geldfirafe bis zu 30 Mark bedroht. 


VI Das Anzünden und Unterbalten von Feuern auf Feldern 
und Wiejen betreffend. 


$ 29. 1. Das Berbreunen des Kartoffelfrautes, der Dueden und anderen 
brennbaren Unfrautes darf zwar im Felde an folden Orten, die Gebäuden und 
Waldungen, Haiden oder Moorflächen nicht zu nahe liegen, geichehen, dag An- 
zünden folder Materialien muß jedoch fo zeitig am Tage erfolgen, daß das 
Teuer mit dem Eintritte des Sonnen-Untergangs ganz ausgelöfcht if; 

2. das Anzlinden und Unterhalten folcher Teuer durch Kinder ift mgterjagt. 
Eltern und Angehörige haben ihren im Felde arbeitenden Kindern diejes Berbot 
belannt zu machen und auf deffen Nachachtung forgfältig zu wachen. 

Berlegungen diefer Borfchrift werden, abgefehen von den Fällen des 8 361 
Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs, mit Geldſtrafe bis zu 20 Mark bedroht. 


VI. Den Schug nügliher und die Bernihtung ſchädlicher Thiere 
betreffend. 
A. Schuß nützlicher Vögel. 
$ 30. Zur Erhaltung der Infekten freffenden Bögel wird: 

1. das Halten von Nachtigallen, 

2. das Schießen, Fangen und Tödten nachbenaunter Vögel: Nachtigall, 
Blaukehlchen, Rothkehlchen, Rothſchwanz, Laubvogel, Grasınüde, 
Steinſchmätzer, Wieſenſchmätzer, Bachſtelze, Zannkönig, Goldhähnchen, 
Meiſen, Lerche, Ammer, Dompfaff, Fink, Hänfling, Zeiſig, Stieglitz, 
Baumläufer, Wiedehopf, Schwalbe, Staar, Dohle, Mandelkrähe, 
Fliegenſchnepper, Würger, Kukuk, Specht, Wendehals, Eulen (mit Aus. 
nahme des Uhus) und Buſſarde (Mauſer oder Mäufefalten), Saat« 
und Nebelkrähen verboten; 

3. das Aufftellen von Sprenteln oder ähnlichen Vorrichtungen zum Fangen 
der obengenannten Bogelarten unterjagt; 

4. ingleihen das Ausnehmen der Eier oder der Brut, forwie das Zer⸗ 
ſtören der Nefter diefer Vogelarten. 

Ausgenommen ift hiervon dag Zerflören der an und in den Häufern be- 
findlichen Nefter. 

Zumiderhandlungen gegen diefe Berbote find, abgefehen von den Fällen des 
F 368 Nr. 11 des Strafgefeßbuches und des 5 33 des Yeld- nnd Forſtpolizei⸗ 
gefeges vom 1. April 1880, nad) dem $ 34 dieſes Geſetzes firafbar. 


B. Die Bertilgung von Raupen betreffend. 


$ 81. Das Abraupen der in Gärten, auf Feldern, an Wegen und Straßen 
ſtehenden Obſtbäume ift von deren Eigenthümern, Miethern oder Nutznießern 
aljährlih im Frühjahr vorzunehmen. 
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Die OrtsBolizeirBehörden haben zu beflimmen, wann diefe Maßregel jpü- 
teftens begonnen und bis zu welchem Zeitpunfte fie durdhgeführt werben muß. 

Zumiderbandlungen gegen dieſe Borfchrift und gegen die daranf bezitglichen 
Anordnungen der Orts-Bolizei-VBehörden find nah $ 34 des Feld- und Forſt⸗ 
Polizei⸗Geſetzes firafbar. 

Außerdem haben diefe Behörden daflir zu forgen, daß die nicht abgeranpten 
Obſtbäume auf Koften der Eontravenienten abgeraupt werden, wenn die leßteren 
auch die ihnen dazu beitimmte Nachfrift verabfäunten. 


C. Den Eoloradofäfer betreffend. 

$ 32. Jeder, welcher von dem Borlommen des Kartoffel-Käfers, feiner 
Eier, Larven oder Puppen in irgend einer Weife Kenntniß erhalten bat, iſt ver- 
pflichtet, hiervon jofort der Orts-PBolizei-Behörde Anzeige zu machen. 

$ 83. Die von dem Eigenthiimer, Nießbraucher oder Pächter eines Grund: 
flüds oder von den damit von ihm beauftragten Perfonen abgeleſenen Käfer 
Eier, Zarven und Puppen find fofort an Ort und Stelle zu tödten. 

Die Aufbewahrung der Käfer, Eier, Larven oder Puppen im lebenden Zu- 
ſtande ift verboten. 

S 34. Jeder Eigenthümer, Nießbraucher oder Pächter eines Grundfiids 
ift verpflichtet, die von dem Landrathe oder der Polizeibehörde bezliglich des 
Kartoffeltäfers angeordneten Abjuchungen der Grundſtücke, ſowie die behufs Ab- 
jperrung von Örundftüden getroffenen Berfiigungen gehörig auszuführen: 

$ 85. Bumiderbandlungen gegen die Befimmungen der 88 32 bis 84 find 
nah 8 34 des Feld⸗ und Forſt⸗Polizei⸗Geſetzes ftrafbar. 

VIII. Scälußbefimnungen. 

$ 36. Im Unvermögensfalle ift an Stelle der nad) diefer Verordnung feſt⸗ 
zufegenden Geldftrafen Haftftrafe zu fubſtituiren. 

8 37. Die diefer Berordnung entgegenftehenden älteren Berorbnungen für 
unferen Bezirk treten, infoweit fie nicht bereitS durch das Feld⸗ und Forſt⸗Po— 
lizeigefeg vom 1. April 1880 aufgehoben. find, Hiermit außer Kraft. Es find 
dies namentlich: 

1. die Forft-Polizeiverordnung vom 23. Auguft 1866, 

2. die Polizeiverordnung vom 7. Oktober 1875 wegen ber Anlage des 
Betriebes xc. von Steinbrücdhen, Öruben zc., 

3. die Polizeiverordnung vom 3. November 1847 wegen des Anziindens 
von Haidegriuden, Plaggenhaufen zc., 

4- die PVolizeiverordnung vom 1. Oktober 1825 wegen bes Berbrennens 
des Kartoffellrautes 2c., 

5. die PBolizeiverordnung vom 15. Oltober 1835 wegen des Anzündens 
und Unterhaltens von Feuern in Feldern und auf Wiefen, 

5. die Polizeiverordunng vom 22. März 1864 wegen der Erhaltung ber 
Anfelten freffenden Bögel zc, 

7. die Bolizeiverordnung vom 8. April 1827 wegen bes Abraupens der 
Bäume xc., 

8. die Bolizeiverordnung vom 30. Auguft 1877 wegen des SKartofiel- 
(Colorado-) Käfers. 

Minden, den 24. April 1882. 


Königliche Negterung. 
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69. 


Feld⸗ und Forft-Polizeiverordnung für den Reg. Bez. Münſter. 
Vom 6. MAai 1882. 
(Amtsblatt der Reg. Münfter Nr. 20 vom 20. Mai 1882 ©. 89 ff.) 

In dem Tyeld- und Forfl-Bolizei-Gefege vom 1. April 1880 ift mehrfad 
auf beftehende oder noch zu erlaffende Polizei-Verordnungen Bezug genommen. 

Wir haben deshalb die neben dem genannten Geſetze beftehen gebliebenen 
Beflimmungen der in Betracht fommenden, für unferen Bezirk geltenden Feld⸗ 
und Forft-Bolizei-Berordirungen, fowie die zur Handhabung des Geſetzes noch 
erforderlichen polizeiliden Anordnungen in der nachftehenden Feld⸗ und Forſt⸗ 
Polizei-Berordnung zufammengeftellt. 

Demgemäß wird von uns auf Grund des 8 11 des Geſetzes über die Po⸗ 
lizeiverwaltung vom 11. März 1850 zur Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Sicherheit bei der Ausübung von Dienftbarkeiten und anderen Beredtigungen 
und Nugungen, fowie zum Schute der Yelder und gefammten Waldungen nad» 
ſtehende Polizei-Berordnung für den Umfang unferes Bezirks erlaffen. 


I. Die Weide betreffend. 


$ 1. In der Zeit vom Sonnen-Untergange bis zum Sonnen⸗Aufgange 
darf die Weide in Feldern und in Waldungen außerhalb eingebegter Koppeln 
und Buchten nicht ausgelibt werden. 

$ 2. Wenn einer Gemeinde oder einer Genoffenfchaft das Recht der Hütung 
im Felde oder in einem Walde zuftebt, fo ift jeder Theilnehmer verpflichtet, fein 
Bieh dem anzunehmenden, gemeinschaftlichen Hirten vorzutreiben und von biefem 
büten zu laffen, fofern ihm nicht das Einzelhüten vermöge befonderen Rechts⸗ 
titel3 zufteht. Dafür, daß eine gemeinfchaftliche Heerde unter die Aufficht eines 
tüchtigen Hirten geftellt werde, hat der Gemeinbevorftand zu forgen. Wo be⸗ 
fondere Vorſtände der Ölitungsgenoffenfhaften vorhanden find, liegt dieſen ob, 
dafür zu forgen. 

$ 3. Auf den der gemeinfchaftlihen oder medhfelfeitigen Hütung unter- 
liegenden Wiefen oder TFettweiden findet, foweit durch Statuten oder Gewohn⸗ 
heiten nicht ein Anderes feftgeftellt ift, die Borbute nur bis zum 1. April, die 
Nahhute auf Fettweiden nicht vor dem 1. November, auf Wiejen erft nad) völlig 
beendigter Heuernte und auf zmei- und mebrjchnittigen Wiefen nicht dor dem 
1. Oltober ftatt. Diefe Termine können, wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, durch 
Lokal⸗Ordnungen anders beflimmt werben. 

$ 4. Naſſe, durchbrüchige Wiefen müffen zu allen Yabreszeiten mit fremder 
Hütung verfhont werden. Neugebaute oder umgebaute Wiefen find mit fremder 
Hütung während der erften zwei Jahre nad Ausführung der Anlage ganz zu 
verfchonen. 

Auch muß die Schonung in der fpäteren Zeit noch fo lange und in dem- 
jenigen Umfange fortgefettt werden, als fie zur Vollendung der Anlage und zur 
Sicherung ihres Zwedes nothwendig if. Die in allen diefen Fällen etwa er- 
forderlichen befonderen Tyeitfegungen find von der Ort!» Polizei»Behörde zu 
treffen. 

$ 5. Auf einzelnen, im Gemenge liegenden und der gemeinfcdhaftlichen oder 
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mechfelfeitigen Hltung unterworfenen Yeld- und Wiefenftüden darf die Hütung 
nicht eher ausgelibt werden, als bis die Aberntung der Früchte und die Werbung 
des Heues aud auf allen anderen zu demjelben Feldtheile gehörigen Stüden 
geſchehen ift. 

Der Zeitpunkt, mit welddem die Hütung auf den abgeernteten Stüden all« 
gemein beyinnen darf, hat die Orts-PBolizei-Bebörde zu beflimmen. 

$ 6. Die Borjchriften der $$ 3 bis 5 treten auch dann ein, wenn bie 
Hütungs-Befugnig auf einem einfeitigen Dienftbarfeitsrechte beruht. 

Dagegen finden diefe Borfchriften in allen denjenigen Fällen Leine Anwen⸗ 
dung, in welchen durch entgegenftehende, rechtsbefländige Willenserllärungen 
rechtsfräftige Erlenntniffe oder durch Verjährung rückſichtlich des Zeitpunktes 
oder der Art der Ausübung ein abweichendes Nechts.Berhältniß begrindet ift. 

$ 7. Buwiberhandlungen gegen die Beſtimmungen der 8$ 1 bis 5 find, 
wenn fie auf Forfigrundftiiden oder Dorfmooren vorlommen, nad 8 40 des 
Feld⸗ und THorftpolizei-@efees vom 1. April 1880, wenn fie auf anderen Grund 
ftüden verübt werden, mit einer Geldbuße bis zu 30 M. oder mit Haft zu bes 
ſtrafen. 

$ 8. Einmiether zur Hütung find, fofern nicht beſondere Vereinbarungen 


mit ihnen getroffen, den vorfiehenden, für Berechtigte gegebenen Anordnungen 


unterworfen. 

Zuwiderhandlungen gegen die lehteren (durch fie) werden mit Geldſtrafe 
bis zu 30 M. oder mit Haftftrafe bedroht. 

89. Auf Hütungsplägen, die von fo geringem Umpfange find, daß ein 
Uebertreten des Viehes auf die benachbarten, fremden Grundſtücke leicht zu be» 
forgen fteht, muß das Vieh mit Striden an feite Gegenftände angebunden ober 
an Striden geführt werden. Letzteres muß auch dann gejchehen, wenn das Bieh 
auf Wegen zur Weide gebracht wird, denen die erforderliche Breite feblt. 

Zumwiderhandlungen biergegen werden mit Geldſtrafe bis zu 10 M. oder 
mit Haftfirafe bedroht. 


I Nutzungen von Holz betreffend. 


8 10. Wer in einem fremden Walde die Befugniß zur Nutung 

a. des Naff- und Leſeholzes, 

b. des auf den Schlägen zuriüdgebliebenen Abraumes, 

c. des Stodholzes, 

d. des Lagerholzes, 

e. von Wind», Schnee, Eis⸗ und Duftbrüchen 
auf Grund einer Servitutberechtigung oder eines anderen Nechtstitel Hat, ift 
verpflichtet, wenn er die Nutung ausüben will, alljährlich vor dem 1. Oftober 
oder, wenn fir die Ausibung beflimmte Nutungs- Perioden ein für alle Mal 
feftgefetst find, vor dem Beginn einer jeden Nutungs-Periode bei dem Wald» 
eigentbilmer oder defien verwaltenden Beamten ſich zu melden und einen auf 
feinen Namen lantenden Legitimationsſchein von diefem in Empfang zu nehmen. 
Diefer Schein darf an Fremde niemals, an die Haus-Angehörigen reip. Arbeiter 
der zu jenen Nutzungen Befugten aber nur dann überlaffen werden, wenn diefe 
die Nutzung fiir ihn ausüben. — Die Beſtrafung von Zumwiderhandlungen hier: 
gegen hat nach $ 40 Nr. 2 refp. 3 des Geſetzes zu gejcheben. 


$ 11. Dienfibarfeits- oder fonftige Nutzungsberechtigte diirfen bei der Ent- 
nahme des Raff⸗ und Lefeholzes, ſowie des auf den abgeholzten Schlägen zurück⸗ 
gelaffenen Abraumes Beile, Sägen, Halen und andere Werkzeuge, durch welche 
ftebende Bäume oder Aefte heruntergebracdht werden können, nicht bei fich führen. 
— Bumiderhandlungen find nad 8 40 Nr. 1 reip. 3 des Geſetzes ftrafbar; auch 
können neben der Geldftrafe oder Haft die Werkzeuge eingezogen werden, ohne 
Unterjchied, ob fie den Schuldigen gehören oder nicht. 

F 12. Wer befugt if, in einem fremden Walde Holz irgend einer Gattung 
und Art durch Selbfihieb zu fällen und fich anzneignen, darf für den all, daß 
nit etwas Anderes ausdritdlich beſtimmt worden: 

1. dieſes Holz nur in der Zeit vom 1. Oltober bis 1. April ein- 
Ihlagen, 

2. dafjelbe nicht ohne Vorwiſſen des Waldeigentbümers oder defien Be- 
amten und nicht eher fällen, ats bis es ihm angemwiefen ift, 

3. das gefällte Holz nicht ohne Vorwiſſen des die Auffiht in dem be⸗ 
treffenden Forſtbezirke fiihrenden Forftbeamten und auch 

4. niemal® au Sonn- und Tefltagen oder in der Zeit von Sonnen 
Untergang bis Sonnen- Aufgang verladen oder abfahren, endlich 
muß er 

5. die Abfuhr des Holzes innerhalb der bei der Ueberweilung beftimmten 
Friſt, im Mangel einer folchen, eine längere Friſt gemährenden Be= 
ſtimmung aber innerhalb „Acht“ Wochen nach dem Tage der Ueber- 
weifung beendet Haben. — Zuwiderhandlungen biergegen find nach 
F 40 N. 1, 2 reip. 3 des Geſetzes ſtrafbar. 

$ 13. Wer in einem fremden Walde zum Bezuge von aufbereitetem Holze 
in beffimmten Maaßen berechtigt ift, hat die Abfuhr deffelben innerhalb der bei 
der Uebermweifung beftimmten Friſt, im Mangel einer folden Beftimmung aber 
innerhalb „acht“ Wochen nad dem Tage der Ueberweifung zu bewirken. — 
Zumwiderhandlungen find nach 8 40 Nr. 3 des Gefetes ftrafbar. 


Il. Nußungen anderer Waldprodukte betreffend. 
A. Im Allgemeineıt. 

$ 14. Wer Gras, Waldfiren, Moos, Dünger, Heide- und andere Kräuter, 
Beeren, Bilze, Schwämme oder Holzfämereien irgend einer Art aus einem 
fremden Walde auf Grund einer Serpitutberechtigung oder eines anderen Rechts⸗ 
titel8 entnehmen will, ift allen im 8 10 diefer Verordnung ſowohl bezüglich der 
Legitimationgzettel, als fonft getroffenen Beflimmungen unterworfen und verfällt 
beim Zumiderhandeln in die dort in Bezug genommene Strafe. 


B. Grasnugung im Befonderen. 
$ 15. 1. Das Recht auf Grasſchnitt und zur Nutung von Schilf, Binfen 
und Rohr darf auf Forſtgrundſtücken nicht mit der Senje, ſondern nur mit der 
Sichel und Heineren Jnftrumenten ausgelibt werden: 
2. das Schneiden von Gras u. f. w. darf nur in einer Entfernung von 
mindeftens 30 cm von den jungen Pflanzen und Stämmen gejchehen. — Zu—⸗ 
widerhandlungen hiergegen find nad $ 40 Nr. 3 firafbar. 


C. Waldſtreu 2c. im Befonderen. 
8 16. 1. Das Werben und Abfahren ſowohl der Waldfiren im engeren 
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Sinne, unter welcher nur abgefallenes Yaub und Nadeln, ſowie trodenes Moos 
verfianden werden; als des Haidelrautes und fonfliger Kräuter darf ohne be 
fondere Erlaubniß nur in der Zeit vom 1. DOftober bis 1. April, au nur in 
der Zeit von Sonnen-Aufgang his Sonnen-Untergang flattfinden; 

2. Servitut- und andern Nutungd-Berechtigten gegenüber fol zwar hin⸗ 
fihtlih der Beſtimmung der Wochentage, au welchen die Nutung ausgelibt 
werden darf, die bisherige Obſervanz maßgebend fein, doch können diefelben 
dazu höchſtens drei Tage in der Woche in Anipruch nehmen; 

3. dad Werben der Waldfireu im engeren Sinne darf ohne bejondere Er» 
laubniß nicht mit eifernen, fondern nur mit hölzernen, unbejchlagenen Rechen, 
deren Zinken ebenfalls nur von Holz fein dürfen und mindeftens 7 cm von einander 
abfiehen müſſen, flattfinden, mogegen der zur Entnahme von Haidelraut und 
Beerkräutern Befugte ſich auch noch der zur Trennung diefer Kräuter vom Boden 
benöthigten Senjen oder Sicheln bedienen darf; 

4. das Abmähen oder Abficheln diefer Kräuter 2c. darf nur in einer Ent- 
fernung von mindeftens 30 cm von den jungen Pflanzen oder Stämmen ge- 
ſchehen; 

5. auch wird es unterſagt, beim Streurechen oder Abmähen oder Abſicheln 
von Kräutern einen Theil des Bodens ſelbſt mit abzutrennen. — Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die Beſtimmungen dieſes Paragraphen find nach $ 40 Nr. 1 reip. 3 
des Geſetzes firafbar. 

D. Foſſilien betreffend. 

8 17. Für die Entnahme von Steinen, Lehm, Sand, Kies, Thon, Kalt 
oder anderen Foſſilien irgend einer Art aus einem fremden Walde, auf Grund 
einer Servitutberechtigung oder eines andern Mechtätitels, gelten die im $ 10 
diefer Verordnung ertheilten Vorſchriften über die Legitimationszettel ebenfalls, 
fofern die Entnahme der Foffilien nicht auf Grund bejonderer, tie näheren Be— 
flimmungen darüber enthaltenden Verträge oder Urkunden erfolgt. 


IV. Eiufriedigen refp. Zumwerfen von Steinbrüden, Gruben :c. 
betreffend. . 

8 18. Steinbrücde, Lehm-, Sand», Kies-, Mergel:, Kalk» und Thongruben, 
Bergwerksſchachte, Schürflähen oder die durch Stodroden entftandenen Löcher 
find fiher einzufriedigeu oder zuzumerfen, — Zumiderhandlungen hiergegen find 
nah $ 29 Nr. 1 des Feld- uud Forſt-Polizei-Geſetzes vom 1. April 1880 
ftraibar. 

V. Brände, deren Berhütung und Löſchung betreffend. 

8 19. 1. Zu der Zeit vom 1. April bis 1. Oltober ift das Rauchen aus 
Pfeifen ohne Dedel, fowie das ganze Jahr Hindurd das Rauchen von Cigarren 
ſowohl im Walde, als auf Zorfmooren und Haidegrundfiüden, außerhalb der 
mit Seitengräben verſehenen Wege verboten. 

2. Bei Bränden in Waldungen, auf Torfmooren und Haidegrundftiliden hat 
fiher jeder zur Hülfsleiſtung Aufgeforderte und Berpflichtete mit einem Spaten, 
einer Art oder Rodehade zu verfehen, fofern nicht unabweisbare Hindernifje 
entgegenftehen. Zumiderhandlungen gegen dieje Beftimmungen ad 1 und 2 werden 
mit einer Geldfirafe bis zu 10 M. oder mit Haftfirafe bedroht, falls nicht die 
Beftrafung nah 8 44 des Feld- und Forſt⸗Polizei-Geſetzes vom 1. April 1880 
eintritt. 
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8%. Der Eigenthlimer oder Nutnießer von Grundftüiden, welcher das 
Brennen einer Waldfläche oder das Abbrennen von liegenden oder zufammen- 
gebrachten Bodendeden, das Sengen von Rotthetken vornehmen, ferner wer eigene 
Torfmoore, Haidelrant oder Bülten im Freien in Brand fegen will, ift ver- 
pflichtet, bei der Drts-Polizei-Behörde davon zeitig vorher Anzeige zu machen 
und die Erlaubniß zur Ausführung der beabfichtigten Maßregel nachzufuchen. 
Die Orts-Polizei: Behörden haben die in jedem alle gebotenen Rorfihtsmaß- 
regeln zu treffen. Die Unterlaffung der vorgängigen Anzeige an die Orts-Polizei« 
Behörde, ſowie die Nichtbeadhtung der von der letteren getroffenen Vorſichts⸗ 
maßregeln und die Zuwiderhandlungen gegen die ortspolizeilichen Anordnungen 
unterliegen, joweit die VBeftrafung nad) Maßgabe der 88 32 und 46 des Feld- 
nnd Forſt⸗Polizei⸗Geſetzes nicht erfolgt, einer Geldftrafe bis zu 30 M. oder einer 
entjprechenden Haftftrafe. 


VI. Schutz nügliher bezw. Vernichtung ſchädlicher Thiere 
betreffend. 


A. Die Vögel betreffend. 


$ 21. Die in unferem Bezirte lebenden und im Freien niftenden nicht 
jagdbaren Vogelarten dürfen mit den meiterhin bemerkten Ausnahmen weder 
gefangen, noch getödtet, noch lebend oder tobt feilgeboten werben. 
Auch die Eier und Nefter diefer Bögel dürfen weder ausgenommen, noch 
zerfiört werden. 
5 22. Bon vorfiehendem Verbote finden folgende Ausnahmen flatt: 
1. die nachbenannten Vogelarten dilrfen in den Monaten Juli bis No⸗ 
vember einjchließlich gefangen, getübtet und feilgeboten werden; 
a. Kernbeißer (Kiäffentnepper), 
b. Hausfperling, 
c. Feldiperling, 
2. die nachbenannten Bogelarten können zu allen Zeiten des Jahres ge- 
“fangen, getödtet und feilgeboten, aud deren Nefter und Eier zerftört 
werden: 
a. die Adler, Fallen, Sperber, Habichte, Weihen (Hawken) mit Aus- 
nahme der nützlichen und daher zu fchonenden Buffarde (Ollrik, 
Muſehawh), ſowie der ebenfalls zu ſchonenden Thurmfalten (Dribbe), 
b. die Dohlen, 
c. die Raben (Rawe), 
d. die Eifter (Nängften), 
e. die Holz- oder Eichelhäher (Hidften, Markol e), 
8. die an und in den Häufern oder umfriedigten Hausgärten befindlichen 
Nefter find dem im $ 21 audgefprodhenen Verbote nicht unterworfen. 
8 23. Bumiderhandlungen gegen die 88 21 und 22 unterliegen der Be- 
firafung nad) $ 34 des Feld⸗- und Forft-Polizei-Gefees vom 1. April 1880. 


B. Den Kartoffelläfer (Coloradokäfer) betreffend. 
F 24. Wer von dem Vorkommen des Kartoffelfäfers, feiner Eier, Larve 
oder Buppe in irgend einer Weile Kenntniß erhalten bat, ift verpflichtet, fofort 
der Orts⸗Polizei-Behörde Anzeige zu machen. 
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8 25. Die von dem Eigenthümer, Nießbraucher oder Pächter eines Grund- 
flüdes oder von den damit von ibm beauftragten Perſonen abgelefenen Käfer, 
Eier, Larven und Buppen find fofort an Ort und Stelle zu tödten. Die Auf- 
bewahrung der Käfer, Eier, Larven oder Buppen im lebenden Buftande ift ver» 
boten. — ' 

8 26. Jeder Eigenthlümer, Nießbraucher oder Pächter eines Grundſtückes 
iſt verpflichtet, die von dem Landratbe oder der Polizei⸗Behörde angeordneten 
Abfuchhungen der Grundflüde, fowie die von demfelben behufs Abfperrung von 
Grundftüden getroffenen Berfügungen gehörig auszuführen. 

8 27. Zumwiderhandlungen gegen die 88 24 bis 26 unterliegen der Be 
firafung nach $ 34 des Feld⸗ und Forft-Polizeir@ejeges vom 1. April 1880. 


VII. Ordnung bei Holzverfäufen zc. im Walde betreffend. 


$ 28. Das Mitbringen von Hunden zu den im Walde ftattfindenden Ber: 
kaufs⸗ und Berpachtungsterminen ift unterfagt und wird mit einer Geldfirafe 
bis zu 15 M. oder mit Haftfirafe geahndet. 


VIII. Scälußbefimmungen. 


$ 29. Die für unfern Bezirk beftehenden Feld- und Forſt⸗Polizei⸗Verord⸗ 
nungen, namentlich: die Forft-Bolizei-Berorbuung vom 1. März 1867 (Amts- 
blatt ©. 63), die Polizei» Berordnung vom 18. Auguft 1847 (Amtsblatt 
©. 265) wegen des Anzündene von Haide⸗-Grundſtücken zc., die Polizei 
Berordnungen vom 19. März 1873 (Amtsblatt &. 38) und vom 5. November 
1880 (Amtsblatt S. 212) wegen des Schutes nützlicher Vögel, die Polizeiver- 
ordnung vom 1. September 1877 (Amtsblatt S. 166), betreffend den Kartoffel 
(Eolorado-) Käfer, treten, infomeit fie nicht bereits durch das Yeld- und Torfl- 
Polizei-Gefe vom 1. April 1880 aufgehoben find, hiermit außer Kraft. 


Münfter, den 6. Mai 1882. 


70. 


Dolizei-Verordnung der Regierung Münfter betr. die Wildlegiti- 
mationsfceine. Vom 6. Mai 1882. 


(Amtsblatt der Reg. Münfter Nr. 20 vom 20. Mai 1882 ©. 88 ff.) 


Unter Aufhebung der Polizei-Verorbnung vom 9. Mai 1881 (Amtsblatt 
©. 109), jedoch unter Aufrechterhaltung der Bolizei-Berorduung vom 22. De: 
zenber 1879 (Amtsblatt 1879 S. 252), betreffend die Controle Über die Beob- 
achtung der hinfichtlich der Schonung des weiblichen Roth, Damm- und Reb- 
wildes beftehenden gejetlihen Beſtimmungen verorduen wir auf rund der 88 6 
nnd 11 des Geſetzes über die Bolizei-Bermaltung vom 11. März 1850 für den 
Umfang unferes Berwaltungsbeziris, was folgt: 

8 1. Jedes im Jagdſchongeſetze vom 26. Februar 1870 bezeichnete jagd- 
bare Wild, welches in ganzen Stilden oder zerlegt, 
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&. transportirt, in einen Ort eingeführt, in Läden, auf Märkten oder 
fonft auf irgend eine Art zum Berlaufe geftellt oder feilgeboten, oder 
b. der Kaiferlihen Poſt, oder Staat3-, oder Privat-Eifenbahnen über⸗ 
geben wird, 
muß mit einem Legitinsations-Scheine verfehen fein. Dieſer Legitimationsfchein 
muß au jedem einzehten Stid Wild ordentlich befefligt fein. Jeder Beamte der 
Bolizei im Staats. oder Sommunaldieufte, jeder Königliche Forſtbeamte in feinem 
Verwaltungs oder Schugbezirle und jeder vereidete Jagdſchutzbeamte in dem 
Bezirke, für welchen er angeftellt ift, ift berechtigt, fich davon zu überzeugen, ob 
dieſe Beſtimmung befolgt ift. 
$ 2. Die Wildlegitimations-Scheine müffen ausgeftellt fein von dem Ju⸗ 
haber der Jagd oder deifeu legitimirtem Stellvertreter. 


$ 3. Der Wildlegitimationgshein muß 


Gültig für das Jahr 
1880 und zwei. 


Kreis: Münster. 

Amt: Roxel. 

Wild: Hase. 

Geschossen: zwei und 
zwanzigsten September. 
Versandt, vier und 
oder zwanzigsten 

Verkauft‘ September. 


Jagäbesitzer: v. Droste- 
Hülshoff. 


Beglaubigung 
der Polizeibehörde. 
(@) : 

- Ja 
Der Amtmaon: 
Schultze. 





nach nebenftehenden Formular außsgefertigt 
werden und von Amtmann bezw. Blrger- 
meifter durch Beidrüdung des Amtsfiegels 
und durch Namensunterfchrift beglaubigt fein. 

Bom Amtmann bezm. Bürgermeifter wird 
auch die Jahreszahl auf dem Wildlegitima- 
tionsſcheine und zwar in Buchſtaben ausge- 
füllt. 

$ 4. Dieſe Wildlegitimationsſcheine find 
auf dem Rande von Amtmanı, in den Städten 
vom Bürgermeifter zu erhalten. Diefe Be 
amten werden diefelben in ausreichender Zahl 
den ihnen befannten ficheren Inhabern oder 
Anpädtern von Fagdbezirten gegen Erftattung 
der Koften auf Verlangen aushändigen. 

Die Ausfülung der Legitintationsfcheine 
muß gut leferlich und mit Tinte gefchrieben fein. 

Der Tag und Monat, an bezw. in wel- 
hem das Wild gefchofien, verlauft oder ver⸗ 
fondt mird, darf nicht in Ziffern eingetragen, 
fondern muß volftändig mit Buchftaben aus 


gejchrieben werden. Hierbei bedarf e8 der Wiederholung der Jahreszahl nicht, 
weil letztere bereit3 von dem Amtınann oder Bürgermeiſter bei Aushändigung 
ausgefüllt werden muß. 


5. Wildlegitimations-Scheine, welchen eines der in den 88 1 bis 4 be⸗ 
zeichneten Erforderniffe fehlt, oder feit deren Ausftelung ein Zeitraum von mehr 
als fünf Tagen verfloſſen ift, find ungültig. 

Für die Ausftellung ift der auf dem Wildlegitimationsjcheine eingetragene 
Tag des Berlaufes oder der Berfendung entjcheidend. 

Eine Berlängerung der Gültigkeitsdauer Über den fünften Tag hinaus kann 
der Amtmann bezw. Bürgermeifter ausnahmsmeije durch dahin lautenden 
ſchriftlichen Vermerk auf der Rückſeite des Wildlegitimntions-Scheines unter 
Beidrüdung des Amtsfiegeld und Namensunterfchrift bemilligen. 

8 6. Derjenige, welcher das Wild transportirt, in einen Ort einführt, in 
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Läden, auf Märkten oder fonft auf irgend eine Art zum Verlaufe ftellt oder 
feilbietet, oder der Kaiferlicden Poſt, oder Staats», oder Privat-Eifenbahnen 
übergiebt, ift verantwortlich fir die Befolgung der Borfchriften in den SS 1 bis 
5 bei Vermeidung der im 8 10 vorgefehenen Strafen. 

F 7. Wild, welches der berechtigte Jäger auf der Jagd ſelbſt oder auf der 
Rückehr von derjelben bei ſich führt, ift von der Legitimationgspflicht befreit. 

5 8. Deu Jagdpächtern und fonfiigen Jagdberechtigten ift es unterfagt, 
nicht jagdberechtigten Perſonen Wildlegitimations-Scheine, welche nicht vollſtändig 
mit dem Datum und der Namensunterfchrift ausgeflillt find, auszuhändigen. 

8 9. Wer Wild kauft, oder durch die Poſt oder Eifenbahn erhält, darf den 
Wild-Legitimationsfchein erft dann von dem Wildftlide entfernen, wenn er in 
feiner Wohnung angelommeıt ift. 

Auch ift es unzuläffig, den zur Legitimation eines befiimmten Wildſtückes 
verwendeten Wild-Legitimatiousfhein nach den Verlaufe oder nach der Abjen- 
dung diefes Wildftiides nochmals zu verwenden. 

$ 10. Zuwiderhandlungen gegen dieje Bolizei-Verordnung werden, jofern 
es fih um Wild handelt, welches nicht nach den vorftehenden Beflimmungen 
fegitimivt ift, für jedes Stüd Wild mit einer Geldſtrafe von drei bis dreißig 
Markt oder bei Zahlungsunfähigleit mit verhältnißmäßiger Haft beftraft; Die 
Gejammtgeldftrafe darf indeffen die Summe von dreißig Mark nicht liber- 
reiten. 

Alle übrigen Zuwiderhandlungen irgend einer Art gegen diefe Polizei-Ber- 
ordnung werden ebenfalls mit einer Geldftrafe von drei bis dreißig Marf oder 
bei Bahlungsunfähigleit mit verhältnigmäßiger Haft beftraft. 

$ 11. Borftebende Bolizet-Berordnug tritt mit dem 1. Auguft d. J. in 
Kraft. Bis zu diefem Beitpuntte bleiben die Vorſchriften unjerer Bolizei-Ber- 
ordnung vom 9. Mai 1881 no in Kraft. 


Münfter, den 6. Mai 1882. 


71. 
Obewerbsmäßigkeit beim Sagdvergehen. 
Erkenntniß bes Reichsgerichts (III. Steaff.) vom 25. März 1882. 


Bewerbsmäßigleit der unbefugten Jagdausübung fann nicht 
ſchon deshalb angenommen werden, weil die Ausübung nit aus 
Paſſion, fondern der Beute halber erfolgte, fondern fie beftebt 
in der Berübuug des Bergebens in Folge des allgemeinen Ent- 
ſchluſſes, dieſe Thätigfeit als eine ftetige (wiederholt) zum Zwece 
des Erwerbes andzuüben. 


(Rechtſprechung ıc. Band IV. ©. 280.) 
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Perſonalien. 
72. 


Veränderungen im Königl. Forft- und Jagdverwaltungs Perſonal 
vom 1. April bis ult. Juni 1882. 


(Im Anſchluß an den Art. 23 S. 53 dis. Bds.) 


I. Bel der Hoflanımer der Königlichen Familiengüter und bei 
dem Königlichen Hof-Fagdamt. 
Der Oberförfter Ende zu Hammer ift penfionirt. 
Der Oberf.-Kand. Diekhoff wurde zum Oberförfter ernannt und mit Be- 
ftallung verfehen unter Verleihung der Oberförfterei Schwenom. 
Der Oberf.-Kand. Gallaſch wurde für die Oberförfterei Hammer zum int. 
Neviervermwalter berufen. 


II. Bei der Eentral-Berwaltung und den SForit-Afademien. 

Dem bisherigen Oberjörfte Weije zu Eberswalde ift der Charakter als Forſt⸗ 
meifter verliehen nnd die bisher von ihm interimiftifch verwaltete Stelle 
eines Dirigenten der forftlichen Abtheilung des Verſuchsſsweſens und dritten 
forftliden Lehrers an der Forſtakademie zu Eberswalde definitiv iiber- 
tragen worden. 

Dem Oberförfter des Reviers Brammald, Trov. Hannover, und Lehrer an der 
Forftalademie zu Münden Mühlhauſen ift der Charakter als Forft- 
meifter verliehen worden. 

Desgleichen dem Oberförfter des Neviers Eberswalde, R.-Bez. Potsdam und 
Lehrer an der Forftaladenie zu Eberswalde Runnebaum. 


III. Bei den Provinzial-VBerwaltungen der Stantsforften. 
A. Geftorben: 
Clauſius, Oberf. zu Sprakenſehl, Prov. Hannover. 
Raven, Oberförfter zu Sauparl, Oberförfterei Springe, Prod. Hannover. 
Doering, Oberförfter zu Garifiorf, Prov. Hannover. 


B. Beufionirt: 
von Kleift, Oberforftmeifter zı Magdeburg, 
Blankenburg, Oberforftimeifter zu Marienwerder 
Maſeberg, Oberförfter zu Ringen, Brov. Hannover. 
Zrammit, Oberforftmeifter zu Merfeburg. 
Cornelius, Oberförfter zu Rengshauſen, Reg.Bez. Caffel. 


NRautenberg, " „Polle, Brov. Hannover. 

Kayſer, „Grund, Prov. Hannover. 

Jaſſe, „ Hameln, Prov. Hannover. 

Negler, " „Braetz, Reg.Bez. Poſen. 

Behrenſen, „Weſterhof, Prov. Hannover. 

Froembling, , „Friedeburg, „ 

Met, „Niederlahnſtein, Oberf. Branbach, Reg.Bez. Wies⸗ 


baden. 
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Scheidemantel, Oberförfler zu Tornau, Reg.⸗Bez. Merfeburg. 


Cornelius, " „ Ehrften, Reg.-Bez. Eaffel. 
Winter, n „ St. Goarshauſen, Reg.-Bez. Wiesbaden. 
Davids, „ „ Aerzen., Prov. Hannover. 


Dreger, Oberforfimeifter zu Bromberg. 

von Burlersroda, Öberförfter zu Sangerhaufen, Oberf. Poelsfeld, Reg.⸗Bez. 
Merfeburg. 

Israel, Forftmeifter zu Caffel. 


C. Berfeßt ohne Aenderung des Amtscharalters (zugleich mit An- 
gabe über neu gebildete Berwaltungs- und Anfpeltionsbezirfe). 


Hildenhagen, Oberförfter, von Bülowsheide, Reg.Bez. Marienwerder, nach 
Sautenthal, Prov. Hannover. 

Roehrig, Oberförfter, von Lautenthal, Prov. Hanıover, nah Grund, Provinz 
Hannover. 

Happe, Oberförfter, von KL. Krebbel, Oberf. Waice, Reg.Bez. Bofen, nad) 
Billowsheide, Reg.Bez. Marienwerbder. 

Billich, Oberförfter, von Kehrberg, Reg.-Bez. Stettin, nach Lingen, Provinz 
Hannover. 

Wellenberg, Oberforfimeifter, von Trier nad) Marienwerder. 

Schultz, Oberforfimeifter, von Minden nad Magdeburg. 

Wißmann, Oberjörfter, von Boeddelen, Reg.-Bez. Minden, nach Sprafenjehl, 
Prov. Hannover. 

Miller, Oberforfimeifter, von Königsberg nad) Merjeburg. 

Mortfeld, Oberforfimeifter, von Gumbinnen nad Königsberg. 

von Seelftrang, Oberförfter, von Langerwehe, Oberf. Schevenhütte, R⸗Bez. 
Aachen, nah Dfchersieben, Oberf. Schermie, Reg.Bez. Magdeburg. 

Dftendorf, Oberförfter, von Ofchersieben, Oberförfterei Schermie, Reg.-Bez. 
Magdeburg, nah Friedeburg, Prov. Hannover. 

Logefeil, Oberförfter von Zerrin, Reg⸗Bez. Cöslin, nach Kehrberg, Reg.⸗Bez. 
Etettin. 

Binter, Kaiferlicher Oberförfter, von Bitſch, Eljaß-Lothringen, nach Niederlahı: 
ftein, Oberf. Braubach, Reg »Bez. Wiesbaden. 


Mit dem 1. Oktober 1882 wird die Oberförfterei Aerzen, Prov. Hannover, auf- 
gelöft unter Zuweiſung der einzelnen Theile derjelben an die Ober- 
förftereien Grobnde und Hameln. 


D. Befördert refp. verfegt unter Beilegung eines höheren 
Amtöcharalters: 


Eberts, Oberförfter zu Saftellaun, Reg.⸗Bez. Coblenz zum Forſtmeiſter ernannt 
und mit der Forftmeifierfielle Aachen- Schleiden belieben. 

Nobiling, Forflmeifter zu Aachen, zum Oberforſtmeiſter und Mitdirigenten 
einer NRegierungs-Abtheilung für Domänen und Forſten befördert und 
mit der Oberforftmeifterftelle zu Zrier belieben. 

Schmiedel, Yorftmeifter zu Königsberg, zum Oberforfimeifter und Mitdiri- 
genten einer NRegierungs-Abtheilung fir Domänen und Forſten befördert 


und mit der Oberforftmeifterfielle zu Minden belieben. 
13* 
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Wolff, Oberförfter zu Oberems, Reg.⸗Bez. Wiesbaden, zum Korftmeifter ernannt 
und mit der TForftmeifterfielle Eoblenz-Simmern belieben. 

Dedmann, Forfimeifter zu Königsberg, zum Oberforfimeifler und Mitdirigenten 
einer Negierungs.Abtbeilung für Domänen und Forſten befördert nnd 
mit der OÖberforfimeifterftelle zu Gumbinnen belichen. 

Hoffbheinz, Oberförfter zu Johannisburg, Reg.Bez. Gumbinnen, zum Yorft- 
meifter ernannt und mit der Forſtmeiſterſtelle Königsberg-Allenflein be- 
lieben. 

Bollmer, Oberförſter zu Eggefin, Reg.-Bez. Stettin, zum Tyorftmeifter er: 
nannt und mit der Yorftmeifterftelle Königsberg⸗Labian belieben. 


E. Zu Oberförftern ernannt und mit Beftallung verfehen find: 

Fuifling, Oberf.-Rand. (bieder interim. Revierförfter zu Dammersbach, Oberf. 
Madenzell, Reg.-Bez. Caffel) zu Rengshauſen, Reg.-Bez. Eaflel. 

Bublitz, Oberf.-Kand. (bisher Hillfsarbeiter bei der Regierung zu Bofen) zu 
Kl. Krebbel, Oberf. Waice, Reg.Bez. Poſen. 

Paulus, Oberf.-Kand. (bisher Hilfsarbeiter bei der Regierung zu Caſſel) zu 
Oberems, Neg.-Bez. Wiesbaden 

Wiroth, Oberf.-Kand, zu Caftellaun, Reg.Bez. Eoblenz. 

Dreßler, Oberf.:Kand. und Feldj.-Tieut., zu Braetz, Reg.Bez. Poſen. 

Schwerdtfeger, Oberf.-Kand. (bisher interim. Mevierförfter zu Heidersbach, 
Oberf. Suhl, Reg.-Bez. Erfurt), zu Johannisburg, R.-B. Gumbinnen. 

Dreger, Oberf.-Kand. (bisher Hilfsarbeiter bei der Regierung zu Danzig), zu 
Zerrin, Reg.Bez. Cöslin. 


F. Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurden berufen: 
don Freier, Oberf.Kand., nach Pojen. 
von Bentheim, Oberf.-Kaud., nah Caffel. 


G. Zu Revierförftern wurden definitiv ernannt: 
Is rael, Förfter zu Großalmerote, Oberf. Wigenhaufen, Reg.Bez. Caflel. 
Jaeniſch, Förfter zu Wieps, Oberf. Sadlowo, Reg.Bez. Königsberg. 
Lange, Förfter zu Jeckenbach, Oberf. St. Wendel, Reg.Bez. Trier. 
Wagner, Förfter zu Mainaberg, Oberf. Hartigswalde, Neg.-Bez. Königsberg. 
H. Als interimififhe Nevierförfter wurden berufen: 
Cornelius, Oberf.: Kand. zu Heidersbach, Nevierfürfterftelle Goldlauter, Oberf, 
Suhl, Reg.Bez. Erfurt. 
Immeckenberg, Förfter zu Dransfeld, Oberf. Bramwald, Prov. Hannover. 
Luther, Förſter zu Hohenfhöpping, Oberf. Falkenhagen, Neg.Bez. Potsdam. 


J. Den Charakter als Hegemeifter haben erhalten: 
Schuhardt, Föriter zu Buchberg, Oberf. Regenthin, Reg.⸗Bez. Frankfurt. 
Gartſchock, Förfter zu Hangelsberg, Oberf. Hangelsberg, Reg.⸗Bez. Frankfurt 
von Rauchhanpt, Förfter zu Matten, Oberf. Gollub, Reg.-Bez. Marienwerder 
(bei der Benfionirung). 

Rodner, Förſter zu Ellguth-Prosfau, Oberf. Proskan, Reg.⸗Bez. Oppeln (bei 
der Penfionirung). 

Wernide, Förfter zu Grünmalde, Oberf. Broedlauken, RegBez. Gumbinnen 
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78. 
Ordend-Berleibungen. 


an Forfi- und Jagdbeamte vom 1. April bis ult. Juni 1882*). 
(Im Anſchluß an den Artikel 49 ©. 110 dis. Bds.) 


A. Der Rothe Atler-Ordeu II. Klaſſe: 


Trammik, Oberforfimeifter zu Breslau (mit Eichenlanb und der Zahl 50.) 
von Kleift, Oberforftmeifter zu Magdeburg (mit Eichenlaub, b. d. Benfionirung). 
B. Der Rothe Adler-Orden III. Klaffe: 

Mehom, Oberförfter zu Jävenitz, Neg.-Bez. Magdeburg (mit der Schleife und 
der Bahl 50). 

Dehnert, Forfimeifter zu Caſſel (mit der Schleife und der Zahl 50). 

Scheidemantel, Oberförfer zu Tornau, R.B. Merjeburg (mit der Schleife 
und der Zahl 50). 


C. Der Rothe Adler-Orden IV. Kaffe: 
Froembling, Oberförfter zu Friedeburg, Prov. Hannover (mit der Zahl 50). 
Kayſer, Oberförftler zu Grund, Prov. Hannover (mit der Zahl 50, bei der 
PBenftonirung). 
Negler, Oberfürfter zu Braetz, Neg.-Bez. Pofen (bei der Benfionirung). 
von Burkersroda, Oberförfter zu Sangerbhaufen, Oberf. Boelsfeld, Reg.B. 
Merjeburg (bei der PBenfionirung). 


D. Der Kronen-Orden II. Klaſſe: 


Ende, Oberförfter zu Hammer. (Königl. Hoflammer.) 
Mafjeberg, Oberförfter zu Lingen, Brov. Hannover (bei der Penfionirung) 


E. Der Kronen-OÖrden IV. Klaffe: 

Adrian, Hezemeifter zu Bülow, Oberf Carthaus, Reg.Bez. Danzig (mit der 
Bahl 50). 

Zierold, Forftlaffenrendant zu Tempelburg, Reg.-Bez. Cöslin. 

Behrens, Nevierförfter zu Wöltingerode, Oberf. Wiedelah, Prov. Hannover 
(mit der Zahl 50). 

Sademwaffer, Hegemeifter zn Echäferei, Oberf. Dliva, Reg -Bez. Danzig (mit 
der Zahl 50). 

Nabert, Hegemeifter zu Adamshäuschen, Oberf. Eupen, Reg.-Bez. Aachen (bei 
der Penfionirung). 

Hildebrandt, Hegemeifter zu Roderbeck, Oberf. Peetzig (Königl. Hoflammer) 
(mit der Zahl 50). 

Schalt, Hegemeifter zu Sputendorf, Oberförfterei Königs-Wufterhanfen (König. 
Hoflammer) (bei der Penflonirung). 


F. Das Allgemeine Ehrenzeiden: 


Hilliger, Holzjchlägermeifter zu Behnsdorf, Oberf. Biihofswald, Neg.-Bez. 
Magdeburg. 








*) Die Chargen und Wohnörter der Orbenzempfänger find angegeben, wie fie zur Beit 
der Verleihung waren. 
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Suerjen, Förfter zu Biene, Oberf. Lingen, Prob. Hannoper. 

Baumbach, Yörfter zu Hausfreden, Oberf. Alfeld, Brov. Hannover. 

Lahmaun, Förſter zu Woelpe, Oberf. Nienburg, PBrov. Hannover. 

Töppermwien, Yörfter zu Schulenburg, Oberf. Schulenburg, Prov. Hannover. 

Düring, Förfter zu Bifchdorf, Oberf. Karmunlau (Königl. Hoflammer) (bei der 
PVenfionirung). 

Wiesmann, Förfter zu Morfchenid, Oberf. Hambad, Reg.Bez. Aachen (mit 
ber Zahl 50). 

Baude, Förfter zu Jägerhaus, Oberf. Mulartshütte, Neg.-Bez. Wachen (bei 
der Benfionirung). 

Huth, Förfter zu Waldernbach, Oberf. Merenverg, R.-Bez. Wiesbaden (desgl.) 

von Grotthus, Förfer zu Schalummen, Oberf. Warnen, Reg.⸗Bez. Gum- 
binnen (desgl.) 

Thielemann, Förfter zu Weidgirren, Oberf. Wilhelmsbruch, Neg.-Bez. Gum⸗ 
binnen (desgl.) 

Witte, Förfter zu Zanzhaufen, Oberf. Wildenom, Neg.-Bez. Frankſurt (dgl.) 

Straupte, Holzhauermeifter zu Warnow, Oberf. Warnow, Meg.»Bez. Stettin. 

Krüger, Förfter zu Birkenthal, Oberf. Grünfelde, Reg.⸗Bez. Marienmwerder 
(mit der Zahl 50). 


In Anerlennung lobenswertber Dienftfühbrung find von Seiner 
Ercellenz dem Herrn Minifter Ehrenportepees verliehen worden: 


Dem Förfter Schmidt zu Forſth. Faſanerie. Oberf. Wiesbaden, Reg. » Bez. 
Wiesbaden. 
„» 8Rnetich zu Selbenhaufen, Oberf. Merenberg, R.B. Wiesbaden. 
„»  n . Schaefer zu Offdilln, Oberf. Ebersbach, Neg.Bez. Wiesbaden. 
„  Lüdemann zu Frauenmwerder, DOberf. Limmritz, R.B. Frankfurt. 
n Schulte zu Schlepzig, Oberf. Boernichen, Meg -Bez. Frankfurt. 
„nn Nrban zu Forf, Oberf. Dobrilugk, Reg.-Bez. Frauffurt. 
„»  n  Bapte zu Zohlow, Oberf. Meppen, Neg.:Bez Frankfurt. 
„»  n Gallus zu Mollberg, Oberf. Eladom, Reg.-Bez. Frankfurt. 


Die Erlaubniß zur Anlegung fremder Orden haben erhalten: 
Biel, Oberförfter zu Brotterote, Reg.Vez. Caffel, Ritterkreuz II. Kaffe des 
Herzoglih Sachfen-Erneftinifhen Hausordens. 
von Spanleren, Oberforftmeifter zu Berlin, Comthurkreuz II. Klaffe des 
Königlich Sächſiſchen Albrecht-Ordens. 
Ende, Oberförfter zu Hammer, Ritterkreuz 2. Abth. des Großherzoglich Sächſ. 
Ordens der Wachſamkeit oder vom weißen Fallen. 


Beridhtigung. 
Die Verfügung zu dem Regulativ, betreffend die bauliche Unterhaltung der 
Dienf-Etabliffements der Staatsforfiveriwaltung S. 89. Art. 39. datirt vom 
20. (nicht 30.) Februar 1882. 


Berwaltungs- und Echub-Perfonal. Gehalte und Emolu⸗ 
mente, Penflonirungen, Alterd-, Wittwen- und Waiſen⸗ 


Berjorgung. 
14. 
Statut der König Wilhelm-Ltiftung für erwachſene Beamten- 
töchter. 


(Deuticher Reichs-Anzeiger Nr. 304 vom 28. Dezember 1881.) 


Auf den Beriht vom 18. Oftober d. 3. wil Ih die „König Wilhelm- 
Etiftung für erwachſene Beamtentöchter“ hiermit Iandesherrlich genehmigen und 
derjelben auf Grund des zurüdfolgenden Statut$ vom 23. März d. J. die Rechte 
einer juriſtiſchen Perſon mit der Maßgabe verleihen, daß an Stelle des im 
$ 17 gedachten Termins der 1. November c. tritt. 

Zugleih ernenne Jh zu Mitgliedern des Stiftungskuratoriums für die 
nädften fünf Jahre: 

1) den Bräftdenten der Seehandlung Nötger als Vorfigenden, 
2) den Geheimen Hofratd Mießner als Stellvertreter des Borfigenden, 
3) den Landgerichts. Präftdenten Bardeleben. 
Berlin, den 31. Oktober 1881. 
Wilhelm. 
v. Buttlamer, Bitter. Friedberg. 
An die Minifter des Innern, der Sinanzen und der Yufliz. 


Statut 
der König Vilhelm- Stiftung für erwachſene Beamtentüdter. 

Mit einem Kapital von 159,457,40 Mark, welches in Folge eines im 
April 1880 erlaffenen öffentlichen Aufrufs unter den Eivilbeamten des preußifchen 
Staats geſammelt worden if, wird zu Gunſten erwachſener Beamtentöchter eine 
milde Stiftung begründet, deren Verwaltung nad) Maßgabe des nachftehenden 
Statuts erfolgt: 

8S I. 
Protektorat. Name. Sitz. 

Die Stiftung ſteht unter dem Proteltorat Sr. Majeſtät des Kaiſers und 
Königs und führt den Namen: König Wilhelm- Stiftung für erwachſene 
Beamtentöchter. Sie hat ihren Sig in Berlin. 


2 
Zweck. 

Zweck der Stiftung iſt, den im $ 3 näher bezeichneten erwachſenen Beamten⸗ 
töchtern zur Förderung ihres wirtbfchaftlichen Wohls, ſowie zu ihrer Ausbildung 
Unterflügungen zu gewähren. 

83. 

Die Wohlthaten dieſer Stiftung ſind beſtimmt für die nach dem Tode ihres 
Baters unverheirathet und unverſorgt zurückgebliebenen Töchter derjenigen preu⸗ 
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Bifhen unmittelbaren Staatsbeamten, weldhe im Bereiche der Civilverwaltung 
eine höhere oder Subalternftelle bekleidet haben. Den unmittelbaren Staats. 
beamten werden gleichgeadhtet die Lehrer und Beamten der Univerfitäten, fowie 
derjenigen Unterrichts- und fonftigen Anftalten, bei welchen die Bewährung der 
erforderlichen Unterhaltungszuſchüfſe ausſchließlich dem Staate obliegt. 

An Beamtentöchtern, welche das 17. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
und an ſolche, welche ihren Wohnftg außerhalb des Deutſchen Reiches haben, 
werden Unterfiligungen in der Pegel nicht gezahlt. 


8 4. 
Stiftungsvermögen. 

Das Stiftungsvermögen wird aus dem im Eingange bezeichneten Kapital 
gebildet. Demjelben treten hinzu: 

1) 10 p&t. der jährlich auflommenden Binfen, und zwar fo lange, bis das 
Stiftungsvermögen die Summe von 500,000 Marl erreicht hat; 

2) Zumendungen und Gefchente, welche der Stiftung gemacht werden, fofern 
von den Gebern nicht ausdrücklich eine andere Verwendung angeordnet ift; 

3) fortlaufende jährliche Beiträge; 

4) Stiftungseinkünfte, melde den Stiftungsvermögen außer dem sub 1 
aufgeführten Zinfenantheil überwiefen werden ($ 9 Abf. 1); 

5) für den Fall wiederholter Geldſammlungen, der Ertrag derfelben. 


" $ 6. 

Das Stiftungspermögen ift in Werthpapieren oder Hypotheken unter Beob⸗ 
achtung der VBorjchriften des $ 39 der Bormundichaftsordnung vom 5. Juli 1875 
zinsbar zu belegen. 

S 6. 

Das Stiftungsvermögen darf zur Erreihung der Stiftungszwede in feinem 

Kapitalbeftande nicht angegriffen werden. 


87. 
Binfen. 

Zur Berwenduug für die Zwede der Stiftung find die gefammten Binfen 
des Stiftungsvermögens mit der im $ 4 Nr. 1 feftgefegten Maßgabe beftimmt. 
88. 

Oberaufficht. 

Die ftaatlihe Oberauffiht über die Stiftung wird von dem Minifter 
des Innern geflibrt. 

Verwaltung. 

Die Verwaltung der Stiftung erfolgt unentgeltlich durch ein Kuratorium 
von drei in oder bei Berlin wohnhaften Mitgliedern, von denen das erſte als 
Vorſitzender, das zweite als deſſen Stellvertreter fungirt. Dieſelben werden ans 
der Zahl der aktiven oder penſionirten Civilſtaatsbeamten auf den Vorſchlag des 
Miniſters des Innern von den Protektor der Stiftung, Str. Majeſtät dem Kaiſer 
und Könige, jedesmal auf die Dauer von flnf Jahren ernannt. Scheidet ein 
Mitglied vor Ablauf dieſes Zeitraumes aus, fo gefchieht die Ernennung des 
Nachfolgers auf die noch übrige Dauer der fünfjährigen Periode durch den Mi⸗ 
nifter des Innern. Bis zu diefer Ernennung wird die Verwaltung der Stiftung 
von den beiden anderen verbliebenen Mitgliedern allein geführt, 
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Das Kuratorium bat, geeignetenfalls mit Subflitutionsbefugniß, die Stif⸗ 
tung nad außen hin in allen Angelegenheiten, einfchließlicy derjenigen zu ver 
treten, in welchen nad) den Geſetzen Bevollmächtigte einer Spezialvollmadht be- 
dürfen. Daffelbe führt feine Legitimation dur ein vom Minifter des Innern 
zu ertbeilendes Atteſt. 

Zur Ansftelung von Urkunden, durch welche die Stiftung vermögensrecht- 
lich verpflichtet werden fol, iſt die Unterfchrift von zwei Mitgliedern des Kura- 
toriums erforderlih. Sonftige Scriftfiide werden vom Borfigenden allein oder 
deſſen Stellvertreter vollzogen. 

89. 
Kuratorium. 

Ueber allgemeine Anordnungen im Jutereffe der Stiftung hat das Knra⸗ 
torium nad Stimmenmehrheit zu befchließen. Insbeſondere hat daffelbe fiber 
die zinsbare Belegung des Stiftungsvermögens, fowie darüber zu entſcheiden, 
ob und inwieweit Stiftungseinkinfte, welche im Laufe des Jahres nicht zur 
Berwendung gelangt find, als ſolche auf das nächſte Jahr Übertragen nder dem 
Stiftungsvermögen überwiefen werben follen. Zur Berflärfung des Stiftungs- 
vermögens kann das Kuratorium mit Zufimmung der betreffenden Neffortchefs 
die Geldfammlungen unter den betheiligten Staatsbeamten von Zeit zu Zeit 
wiederholen. 

Vorſitzender. 

Der Vorſitzende Hat die allgemeine Anfficht über die Stiftung zu führen, 
die Verwaltung des Stiftungsvermögens und die befiimmungsmäßige Berwen- 
dung der Stiftungseinkünfte zu überwachen, fowie für die Erledigung der Unter- 
ſtützungsgeſuche und aller jonft eingehenden Schreiben zu forgen. 


Kaffe und Burean. 

Die der Stiftung gehörigen Effekten und geldwertben Dokumente, jowie die 
nicht zur Leiftung der laufenden Ausgaben erforderlichen Baarbeträge werden 
bei der Königlichen Haupt-Seehandlungs-Kaffe niedergelegt. Für die laufenden 
Einnahmen und Ausgaben wird eine bejondere Kafje gebildet, deren Verwalter 
das Kuratorium beftellt. 

Zur Fertigung der Erpeditions-, Regiftratur- und Kanzleiarbeiten können 
die nöthigen Kräfte gegen Vergütung angenommen werden. 


$ 10. 
Provinzial-Kommiffionen. 

Um die Intereſſen der Hinterbliebenen Xöchter von Beamten in den Bro- 
vinzen zu wahren, wird in jeder Provinz als Beirath des Kuratoriums eine 
Brovinzial-RKommifiion eingefegt, befteheud aus drei Staatsbeamten, von 
denen jedenfalls einer dem Yuftizreffort und einer dem Subalternfady angehören 
muß. Das Amt ift ein Ehrenamt. Die Mitglieder werden, nachdem fie ſich 
zur Annahme defjelben bereit erflärt haben, jedesmal auf die Dauer von fünf 
Jahren von dem Ober: Präfidenten der betreffenden Provinz ernannt und dem⸗ 
nähft dem Kuratorium namhaft gemacht. Für Berlin wird eine befondere 
Kommiffion beftellt. 

Der DOber-Präfident ift befugt, die Kommiffion im Yalle des Bebürfnifies 
durch eine entiprechende Anzahl von Mitgliedern zu verftärken. 

Die Provinzial-Kommifftonen bilden die Organe des Kuratoriums. Gie 
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haben die ihnen vom Kuratorium zu biefem Bwed tiberwiefenen Unterſtützungs⸗ 
gefuche in Bezug auf Dürftigleit und Witrdigleit der Vittfteller zu präfen, tiber 
das Ergebniß zu berichten und über die Höhe der zu gewährenden Beihülfen 
Borfchläge zu machen; auch koͤnnen fie ſelbſtſtändig Anträge auf Unterftiigung 
ſtellen. Den Kommiffionen liegt e3 ferner ob, das allgemeine Intereſſe für die 
Stiftung in der Provinz wach zu halten und zu beleben, fowie überhaupt die 
Anterefien der Stiftung nnd deren Gedeihen nad) Möglichkeit zu fördern. Zu 
diefem Behufe find ihnen vom Kuratorium von Zeit zu Zeit geeignete Mitthei- 
Inngen über den Stand und die Wirkſamkeit der Stiftung zu machen. 
S 11. 
Nevifions-Kommilfton. 

Für die jährliche Redinungsabnahme wird eine Nevifions-RKommiffion 
aus drei im Staatsdienfle lebenden und verjchiebenen Nefforts der Civilverwal⸗ 
tung angebörigen Mitgliedern gebildet. Unter denjelben muß fi) wenigftens ein 
in Rechnungsſachen erfahrener Subalternbeamter befinden. Die Kommiffion wird 
vom Minifter des Innern jedesmal auf die Daner von fünf Jahren ernannt. 

& 12. 
Bewilligung von Unterfiiigungen. 

Die Bewilligung von Unterflügungen, ſowohl was die Auswahl der 
Empfängerinnen als was die Höhe der Beträge anlangt, erfolgt auf den Bor- 
ſchlag des Borfigenden dur das Kuratorium, welches bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten nad Stimmenmehrheit beichließt. In dringenden Fällen kann der Bor- 
ſitzende ſelbſtſtändig einmalige Unterfiüguugen bis zur Höhe von 100 Mark ge 
währen, hat aber alddann dem Kuratorium davon Mittheilung zu machen. 

$ 13. 
Berleibung von Stipendien. 

In befonders dazu geeigneten Fällen können Beamtentöchter, wenn fie würdig 
und befähigt find, aus den Stiftungseinkünften zu ihrer Ausbildung und Bor- 
bereitung für einen fünftigen Erwerbszweig auf wiffenfchaftlichen, technifchen oder 
artiftiichen Lehranftalten durch Stipendien unterfiigt werden. Solche Stipendien 
find jedoh im Allgemeinen nur auf die Dauer von zwei Jahren, und nur aus» 
nahmsweiſe auf die Dauer von höchftens drei Jahre zu verleihen. Auch zur 
Aufnahme von Beamtentöchtern in Kranken⸗ umdb Alterverforgungs-Anflalten 
können Beihülfen bewilligt werden. 

$ 14. 
Rechnungslegung und Berichterflattung. 

Ueber die Verwaltung des Stiftungsvermögens und die Verwendung ber 
Stiftungseinkünfte wird alljährlich am Schiuffe des Etatsjahres Rechnung gelegt. 
Die Entlaflung wird nad erfolgter Reviſion der Rechnung durch die Revifions- 
Kommilfton vom Minifter des Innern ertheilt. Ueber die Wirkſamkeit der Stif- 
tung if Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige als Proteltor in angemefjenen 
Zeiträumen vom Kuratorium Bericht zu erflatten. Abſchrift diefes Berichts er- 
halten die Provinzial-Kommiffionen. 

8 16. 
Koften. 

Borto, Schreibgebühren und fonftige unvermeidliche Ausgaben find aus den 

Stiftungseintünften zu beftreiten. 
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8 16. 
Statutänderungen. 

Aenderungen des Statut werden von dem Kuratorium unter Genehmigung 
des Minifters des mern befchloffen. Aenderungen, welche den Sitz, den Zwed 
und die äußere Vertretung der Stiftung betreffen, bedlirfen der landesherrlichen 
Genehmigung. 

$ 17. 
Die Stiftung tritt mit dem 1. November 1881 ins Leben. 
Berlin, den 22. März 1881. 


75. 
Verlängerung der Erzieungsbeihülfen für Söhme und Töchter 
von verftorbenen Beamten der Domainen- und Forfl-Derwaltung 
betreffend. 


Circ.⸗Verfg. bes Minifters für Landwirthſchaft 2c. an fämmtlie Königl. Regierungen und 

an bie Königlide Minifterlals, Militair⸗ und Bau⸗Kommiſſion hier. II. III, 8665. 

Berlin, den 3. Juli 1882. 

In Uebereinfiimmung mit den von dem Herrn Yinanz-Minifter durch Gir- 
cular-Berfügung von 7. d. M. — I. 5966 2. Aug. — wegen allgemeiner Ber- 
längerung der Erziehungsbeiblilfen für Söhne und Töchter von verflorbenen 
Beamten des Reſſorts der allgemeinen Finanz-Berwaltung erlaffenen Vorſchriften, 
babe ich beſchloſſen, auch jämmtlihe an Söhne und Töchter verftorbener Beamten 
der Domainen- und Yorfi-Berwaltung bewilligten Erziehungsbeihilfen aus den 
Fonds diefer Verwaltungen Kap. 1 Tit. 8 refp. Kap. 4 Fit. 3 „zu Unterftützungen 
für ausgejchiedene Beamte, fowie zu Penfionen und Unterftütungen für Wittwen 
und Waifen von Beamten“ ohne Unterſcheidung zwifchen Söhnen und Töchtern 
von höheren Beamten, von Subalternbeamten und von Unterbeamten, bis zum 
vollendeten achtzehnten Lebensjahre der erziehungsbedfiritigen Kinder fortzahlen 
zu laſſen, fofern nicht deren Zahlung entweder wegen Zeitablaufs bereit3 mit 
Eude Mai d. %. erloſchen oder ſeitdem bereits durch Anmeifung einer außer: 
ordentlichen Unterfiigung zu den Koften meiterer Ausbildung erfegt ifl. 

Die Königliche Regierung veranlaffe id, hiernach ihre Hanptlaffe mit An- 
weilung und die Empfänger mit entiprechender Benachrichtigung zu verfeben. 

Der Minifter für Landwirthichnft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


76. ' ' 
Ausſchließung nener Notirungen forftverforgungsbererhtigter Jäger 
bei mehreren Rönigl. Regierungen betr. 


Circ.⸗ Berfg. bes Minifters für Landwirthſchaft ze. an ſämmtliche Königlihe Regierungen, 


exel. Sigmaringen unb an bie Königliche Finanz⸗Direktion zu Hannover. 
IIl. 9489. 


Berlin, den 9. September 1882. 
Auf Grund des $ 28 des NRegulativs fiber Ausbildung, Prüfung und Aus 
flellung für die unteren Stellen des Forfidienftes in Verbindung mit bem 
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Milttairdienfte im Jägercorps vom 15. Februar 1879*) werben bei den König- 
lichen Regierungen zu Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Stettin, Gtralfund, 
Oppeln, Magdeburg und bei der Königlichen Hoflammer zu Berlin nene No⸗ 
tirungen forftverforgungsbereditigter Fäger der Klaſſe AI bis anf Weiteres der- 
geftalt ausgeichloffen, daß bei den genannten Behörden nur die Meldungen faldher 
im laufenden Jahre den Korftiverforgungsschein erhaltenden Jäger angenommen 
werden dürfen, welche im Bezirke derjenigen der vorgenannten Behörden, bei 
welcher fie fich melden, zur Zeit des Empfanges des Forfiverforgungsicheines im 
Königlihen Forſtdienſte bereits länger als zwei Jahre beichäftigt find. 

Die Zahl der Anwärter ift gegenwärtig fehr gering in ben Regierungs⸗ 
bezirken Lieguit, Hannover, Arnsberg, Caſſel, Wiesbaden, Düffeldorf und Aachen. 

Borfiehendes ift alsbald durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenutuiß zu 
Bringen. 

Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
% A.: Ulrici. 


Geſchüfts⸗ Kaflen- und Rechnungsweſen. 
17. 


Vorfchriften über die formelle Einrichtung der Jahresrechnungen 
und Iuftifikatorien in Anfehung derjenigen Einnahmen und Aus- 
gaben, weldye auf rund des Geſetzes vom 20. Mai 1882, be- 
treffend die Fürforge für die Wittwen und Waifen der unmittel- 
baren Stantsbeamten, zu erheben, bezw. zu leiften find.**) 


Potsdam, den 7. Juli 1882. 

Im Anflug an die Beftimmungen vom 5. Juni 1882 zur Yusführung 
des Geſetzes vom ZU. Mai 1882 — Geſetzſamml. 5.298 — betreffend die Für⸗ 
forge für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, fowie an 
die Hierzu für die einzelnen Reſſorts ergangenen bejonderen Anordnungen wird 
über die formelle Einrichtung der bezüglichen Jahresrechnungen und Zufififatorien 
im Einvernehmen mit den Herren Departementschef3 Nachſtehendes beſtimmt: 


Verrechnung der Wittwen- und Waifengeldbeiträge. Sefimmnng der Rechnungen, 
in welden fie zu vereinnahmen find. 

1. Die Wittwen: und Waijengelbbeiträge werden in jeder Rechnung, in 
welcher Befoldungen oder fonftiges penftonsfähiges Dienfteinlommen, Wartegelder 
oder Penfionen in Ausgabe zu verrechnen find, in Einnahme nachgewiejen, wenn 
der Kaffenetat, auf Grund deffen die Rechnung gelegt wird, einen Einnahmetitel 
enthält. 

Es ift ſonach in jede diefer Nechnungen für das Etatsjahr 1882/83 der für 
bie betreffende Berwaltung beftimmte Einnahmetitel mit der entiprechenden Ka⸗ 
pitel- und Zitel-Nummer neu einzuftellen. (Bergl. Nr. 6 der Ausführungsbe- 


*% ©. Zahrb. Ob. XL ©. 1 Art. 1. 
*) ©, die Art. 51. ©. 198. und 55. ©. 198. 
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flimmungen und die anderweitig ergangenen Anordnungen der Herren Departe- 
mentschef3.), 

Enthält dagegen der bezügliche Kaflenetat einen Einnahmetitel nicht, fo 
find die auflonımenden Wittwen- und Waifengeldbeiträge an die betreffende Pro⸗ 
vinziallaffe bezw. an die General-Staatslaffe abzuflihren, ebenjo, wie dies zu 
geicheben hat, wenn der Kaflenetat den Bermert enthält, daß die Einnahmen an 
eine Provinziallaffe oder an die General-Staatslafje abzufiefern find. 

Fir die folgenden Etatsjahre erfolgt die Verrechnung nad Anleitung des 
Etats. — Bergl. Nr. 2 der Ausführungsbefiimmungen. 


Art des Hahweifes der Einnahmen. 


2. A. Bon den nad) den Beflimmungen zu 1 durch die recdhnunglegende 
Kaffe jelbft direkt in Einnahme zu verrechnenden Beiträgen find unter deu neuen 
Einnahmetiteln nachzumeifen: 


a) jpeziell, diejenigen Wittwen- und Waifengeldbeiträge, welche nad) $ 4 
des Geſetzes, Schlußſatz, durch direfte Einzahlung feitens der Ver⸗ 
pfliteten auflommen. — Bergl. Nr. 4 der Ausflihrungsbeftim- 
mungen. 


b) ſummariſch, die dur Einbehaltung von dem Dienfteintommen, dem 
Wartegelde oder der Penfion erhobenen Wittwen⸗ und Waijengeldbei- 
träge. Die Summe zu b muß in jeder Rechnung mit derjenigen 
übereinflimmen, welde am Schluſſe der Rechnung bei der Ausgabe 
in der zweiten der nah Nr. 6 und 7 der Ausführungsbeftimmungen 
neu einzufügenden Epalten nachgewielen wird. 


B. Sn den Fällen, in welden nad Nr 1 die Wittwen- und Waifengeld- 
beiträge abzuliefern find, erfolgt der Nachweis und die Juftififation derjelben zu 
derjenigen Nechnung, der abliejernden Kaffe, nach welcher die Beiträge auflom«- 
men, durch die diefer Rechnung beizufügende Ertraordinarienrechnung in der zu 
a und b vorgefchriebenen Art. Auch kann, wenn eine Ertraordinarienrehnung 
fonft zu der betreffenden Rechnung nicht zu legen ift, diefer Nachweis in der 
Rechnung felbft, unter „Einnahme“, jedoch vor der Linie geflihrt werben. 
Die Duittung fiber die erfolgte Ablieferung der aufgelonımenen Beträge ift der 
Rechnung ald Belag beizufügen. 

Die etatsmäßige Verrechnung der in diefer Weife durch die Ertraordinarien- 
Rechnungen bezw. in ven Rechnungen unter „Einnahme“ vor der Linie nachge- 
wiejenen Beiträge erfolgt unter den in Nr. 6 der Ausführnngsbeftimmungen, 
bezw. durch befondere Anordnungen des Herrn Departementschefs beftunmten 
Kapiteln und Titeln in den Hauptrecdhnungen. 


Bennkung der den Kefoldungs- etc. Titeln nen hinzuzufügenden Spalten im den 
Rechnungen, 


3. Die nad Nr. 6 der Ausführungsbefimmungen flir die Etatsentwürfe 
borgefchriebenen beiden nenen Spalten find nad Nr. 7 ebendaf. auch in die 
Kaffe, Hechnungen zu übernehmen. 

In welcher Weife diefelben in ten letzteren unter Zuhlilfenahme der zu 
„Bemerkungen“ beftimmten Spalte zu benugen find, wird durch die im ber 
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Unlage A gegebenen Beifpiele näher veranfhanliht. Mit Bezug anf diefe Bei- 
fpiele wird im Allgemeinen bemerkt: 


Benutzung der erfen Spalte. 


a) Die erfte der beiden neuen Spalten muß in den Rechnungen ebenio 
wie in den Etats zum Nachweiſe des vollen, dem Prozentabzuge 
unterliegenden, penfionsfähigen Jahres dienſteinkommens bezw. des 
vollen Betrages des Wartegeldes oder der Penſion dienen. 

Jedoch werden davon bei einem aftiven Beamten oder Wartegeld- 
empfänger höchſtens 9000 Mark, bei einem Penſionär höchſtens 5000 
Mark in Anja gebracht. 

Wenn im Laufe des Ctatsjahres eine Aenderung in der Höhe des 
beitragspflichtigeu Einkommens eintritt, fo ift zunächft der Betrag des 
bisherigen, jodann der Betrag des neuen Jah res einkommens in 
diefer Spalte (unter a und b) anzugeben, und es ift die Veränderung 
in der Spalte für „Bemerkungen“ entfprechend zu erläutern. 


Benutung der zweiten Spalte, nud Bemerkungen. 


b) Wenn von dem in der erften Spalte angegebenen Jahres betrage 
des Dienfleinlommens nicht der volle Beitrag, fondern nur ein Theile 
betrag der Prozentabzlige zur Erhebung gelangt, fo iſt zu berückſich⸗ 
tigen, daß die zweite Spalte in den Rechnungen nur zum Nach⸗ 
weife der durch Abzüge wirklich aufgelommenen Beiträge dienen 
darf. In diefen Fällen ift deshalb in der Spalte „Bemerkungen“ der 
Jahres betrag der Beiträge zu 3 Prozent des in der erftien Spalte 
bezeichneten Dienfteintommens nachrichtlich anzugeben, wie Dies bie 
Beilpiele B, D und H der Anlage A erfichtlic machen. 


Fernere Bemerkungen, weldie in den Rechnungen erforderlid find. 


c) Befinden fih unter dem Betrage des Dienfteinfommens außer den 
firirten Beträgen Emolumente, deren Höhe nah F 10 Nr. 2 des 
Penfionsgefeges vom 27. März 1872 bezw. nah Nr. 10 der Aus- 
führungsbeftiinmungen für jedes Ctatsjahr neu zu berechnen ift, jo 
muß der durch die bezügliche Feſtſetzungs-⸗Verfügung (Bergl. Nr. 10 
der Ausführungsbefiimmungen) juftifizicte SJahresbetrag diefer Emolu- 
mente in den Rechnungen ausdrücklich angegeben werden, wie das 
Beifpicl C der Anlage A ergiebt. 

d) Wenn die Prozentbeiträge nach 8 4 des Geſetzes, Schlußfak, durch 
direfte Einzahlung entrichtet und daher nad) Nr. 2 diefer Vorſchriften 
ſpeziell in Einnahme verrechnet find, fo it an der Stelle der Rech⸗ 
nung, wo das Dienfteintommen, das Wartegeldb oder die Penfion, 
von welchen jene Beiträge gezahlt find, zum Nachweiſe gelangt, in 
der Spalte „Bemerkungen“ die Höhe da8 vereinnahmten Beitrages 
fomie Seite und Nummer, unter weldyer die betreffende Einnahme 
in der Rechnung bezw. der Ertraordinarienrehnung nachgewieſen if, 
zu bezeichnen (Beifpiel E der Anlage A). 

e) In den Fällen, in welchen von Befoldung zc., Wartegeld oder PBenfton 
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aus einem gejeßlihen Grunde Wittmen- und Waijengeldbeiträge 
dauernd nicht zu erheben find, bedarf es in den Rechnungen auch 
der Ausfiillung der erfien Spalte nicht. Unter „Bemerkungen“ muß 
aber dann in jedem Falle der Grund der dauernden Befreiung des 
Beamten, Wartegeldempfängers oder Benfionärs in den Rechnungen 
angegeben werben (Beifpiele K und L der Anlage A). 


Beilrags-Refe. 


4. Die durch Progentabzüge zu entrichtenden Wittmen- nnd Waiſengeld⸗ 
beiträge von Befoldungen, Wartegeldern und Benfionen find, fofern nicht einer 
der in Nr. 4a der Ausführungsbeftimmmmgen vorgejehenen Fälle vorliegt, erft 
fällig, wenn die Zahlung jener Bezlige erfolgt. 

SM ein Theil der leßteren von den Empfangsberedhtigten bis zum Rechnungs⸗ 
ſchluſſe nicht erhoben und daher als Ausgabereft nachzumweifen, fo find die aus 
- gleicher Beranlaffung unerhoben gebliebenen Wittwen- und WBaifengelbbeiträge 
fonad nit ats Einnahme-Refte anzujehen, und nicht als folche durch die Rech—⸗ 
nungen nachzumeifen. Die Bereinnahmung derartiger unerhoben gebliebener 
Beiträge erfolgt vielmehr in der oben zu 3b vorgefchriebenen Art erft durch die 
Rechnung, in welder die rüdftändigen Befoldungen 2c. nachträglich in Ausgabe 
nachgewieſen werden (1. erftes Beilpiel der Anlage A). Reſte an Wittwen- und 
Waifengeldbeiträgen können nur vortommen bei den von den Verpflichteten direkt 
einzuzablenden Beiträgen. Derartige Einnahmerlidftände find bei dem vorge- 
ſchriebenen Einnahme-Zitel als Soll- bezw. Reft-Einnahme-Beträge fpeziell nach⸗ 
zumeijen. 


Inftifikation der Beiträge. 


5. Bur Juſtifikation der Einnahmen an Wittwen- und Waifengeldbeiträgen 
dienen bei den Rechnungen für das Etatsjahr 1882/83 zunähft die nad Nr. 5 
der Ausführungsbefimmungen aufzuftellenden Nachweifungen, welche mit den 
etwa dazu gehörigen Beweisſtücken als Rechnungsbeläge beizubringen find. Die 
fpäter eintretenden Aenderungen find durch beiondere Anweifungen zu den ed 
nungen zu juftifiziren. 

Bei Ueberweifungen von Penfionen und Wartegeldern zur Zahlung in 
einem anderen Negiernngs- 2. Bezirk muß künftig in den Ueberweifungsjchreiben 
fiet8 angegeben werden, welche Wittwen- und Waifengeldbeiträge der Warte- 
geldempfänger oder Penftonär zu zahlen bat, oder aus welchem Grunde er bier- 
von befreit ifl. ' 


Anffellung und Ridtigkelluug der Erhebungslifen. 


6. Es wird vorausgejeßt, daß die Aufftelung der Nachweiſungen der zu 
erhebenden Wittwen: und Waifengeltbeiträge (Nr. 5 der Ausführungsbefim- 
mungen) mit Sorgfalt erfolgt, und insbefondere darauf geachtet fein wird, einer» 
feits, daß kein geſetzlich zur Entrichtung dieler Beiträge Verpflichteter Übergangen 
iR und daß bei jedem aktiven Beamten die Beiträge von feinem gefammten 
Dienfteinlommen, welches im Falle feiner Benfionirung bei Feſtſtellung des 
Aubegehalts in Anrechnung zu bringen fein würde, berechnet find, andererſeits 
aber auch, daß Beiträge von feinem Beamten, Wartegeldempfänger oder Benfionär 
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erhoben werben, welcher gefetlich von der Verpflichtung zu deren Zahlung be- 
freit if. 

Inſoweit die Anfftelung der Erbebungstiften noch nicht mit vollſtändiger 
Genauigkeit hat erfolgen können, ift nunmehr ſogleich deren Richtigſtellung in 
Angriff zu nehmen und fchleunigft, jedenfall aber bis zum 1. Dftober 1882 
zu beendigen. 

Berichtigungen der erften Erbebungsliften find den betreffenden Kafſen durch 
deflaratoriiche Verfügungen, und wenn es fi um zahlreichere Berichtigungen 
handelt, in Form von Berändberungsnachweilungen mitzutheilen, weiche letzteren 
fi) jedoch den Pofitionen der erſten Erhebungslifte, unter Angabe der betreffen - 
den Nummern, genau anſchließen müſſen. 

Die Erhebungsliften und die dazu ergangenen Dellarationen und Ber 
änderungdnachmweifungen find als Nechnungsbeläge beizubringen. 


Ausgleihung von Differenzen in Folge Ridtigkellung der erſten Erhebungsliften. 

7. Die in Folge der Richtigſtellung der erften Erbebungstiften nothiwen- 
digen nachträglichen Erhebungen und Rüdzahlungen von Wittwen- und Waiſen⸗ 
gelbbeiträgen find fofort anzuordnen und die erforderlihen Ausgleihungen find 
durch die Kaſſen zu bewirken. 

In den Rechnungen gelangen demnächſt, wenn die Ausgleichung vor dem 
Nechnungs⸗Final⸗Abſchluß erfolgt iſt, nur die richtig geſtellten Beiträge zum 
Nachweiſe. 

Fälle, in denen Seiträge nicht zu erheben ſind. 

8. Um die gleichmäßige Anwendung des Geſetzes bezüglich der Erhebung 
der Witten⸗ und Waiſengeldbeiträge möglichſt ſicher zu ſtellen, wird darauf auf⸗ 
merkſam gemacht, daß, wie ſich aus dem Geſetze und deifen Begründung, ſowie 
aus den Ausführungsbefiimmungen ergiebt, zu Wittmen- und Waifengeldbei- 
trägen nicht herangezogen werden follen: 

a) Beamte, denen ein Penfionsanfpruh nur auf Grund der Vorſchrift 
im zweiten Abfage des 8 3 der Berortuung vom 6. Maui 1867 — 
Geſetzſamml. S. 713 — zufteht, (Geſetz $ 1 Nr. 1). 

b) Beanıte, welche nur nebenamtlihd im Staatsdienfte angeftellt find 
(GGeſetz $ 1 Nr. 2). 

c) Diejenigen Beamten, welde nur auf Grund des 8 79 des Geſetzes, 
betreffend die Berfaffung und Berwaltung der Städte und Flecken 
in der Provinz Scleswig-Holitein vom 14. April 1869 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 589 — ein Eintommen aus der Staatslaffe beziehen 
Geſetz $ 1 Nr. 3). 

d) Beamte, die mit Bewilligung von Wartegeld oder Penfion aus einer 
der unter a bis c bezeichneten Stellungen ausgejchieden find (Geſetz 
SKIN 4). 

e) Beamte, welche nur auf Grund einer nach dem erſten Abſatz des $ 36 
des PVenfionsgefeged von 27. März 1872 in Kraft gebliebenen Zu⸗ 
fiherung eine Benfion aus der Staatslaffe beziehen. Geſetz $ 1 
Nr. 4). 

f) Benfionirte Beamte, welche weder verbeirathet find, noch unverbei- 
rathete eheliche oder durch nachgefolgte Ehe legitimirte Kinder unter 
18 Jahren befigen (Geſetz $ 5 Nr. 4 und 5 ud $ 6). 
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g) PBenflonirte Beamte, deren Ehe erſt nach erfolgter PBenftonirung ge- 
fchloffen iit, jofern fie nicht unverheirathete ebeliche, oder durch nach⸗ 
gefolgte Ehe legitimirte Kinder unter 18 Jahren aus einer fchon vor 
der Benfionirung beftandenen Ehe befiten (Geſetz $ 6). 

h) Altive Beamte, Wartegeldempfänger und Penfionäre, welche auf Grund 
des $ 23 des Geſehes bezw. gemäß Nr. 12 der Ansführungsbeſtim⸗ 
mungen auf die Wohlthaten des Geſetzes ausdrücklich verzichtet haben 
(Geſetz 8 28). 

i) Die unter Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung angeſtellten 
Beamten, ſofern fie eine im Beſoldungsetat aufgeführte Stelle nicht 
befleiden (Begründung zu 8 1 des Geſetzes). 

k) Benftonirte Beamte der zu i bezeichneten Kategorie, welchen die Benfion 
auf Grund des 5 2 Abſatz 2 des Penfionsgeſetzes vom 27. März 1872 
bewilligt ift (Beyrlindung zu $ 1 des Gejepes). 

I) Im Disciplinarwege entlaffene Beamte, welchen ein Theil der geſetz⸗ 
(ihen Benfion als Unterftügung belaffen worden ift (Gele $ 5 Nr. 2). 

m) Benfionirte Beamte, denen eine Benfion nur auf eine beftiunmte Zeit 
bewilligt ift (Geſetz $ 5 Nr. 8). 

n) Beamte, welchen in Gemäßheit des Allerhöchſten Erlafles vom 9. Ok⸗ 
tober 1848 — Miniſt⸗Bl. S. 342 — ein lebenslängliches Gnaden- 
gehalt bewilligt iit (Nr. 3 der Ausführungs-Befimmungen vom 
5. Juni 1882). 

0) Beamte, denen nach den früheren Borjchriften beim Ausfcheiden aus 
dem Givildienfte lediglich die früher erdiente Militär-Invaliden-Penflon 
aus Civilpenſionsfonds wieder gewährt morden if, vergl. $ 20 des 
Staat3-Minifterial-Beichluffes vom 30. Mai 1844 (Begründung zu 
S 1 des Geſetzes). 

p) Beamte, welchen eine lebenslängliche Penfion lediglich gemäß $ 6 des 
Penfions⸗Reglements vom 30. April 1825 (bei fürzerer als 15 jähriger 
Dienftzeit) bewilligt ift (Nr. 3 der Ausfilhrungsbeftimmungen). 


Erforderniffe bezüglid der Erhebungslifen für aktive Beamte. 


9.0) Die Erbebungstiften (Nr. 5 der Ausführungsbeftimmungen) fiir die 
aktiven Beamten müſſen ſämmtliche unmittelbare Staatsbeamte 
enthalten, weiche ein Dienfteinfommen aus der Staatslaffe beziehen 
und denen beim Eintritt der Vorausſetzungen der Verfegung in den 
Ruheſtand nah Erfüllung der erforderlichen Dienflzeit Penfion aus 
der Staatskaſſe geblipren würde. In der Inſtizverwaltung treten dem 
aktiven Beamten auch die in Nr. 5a der Ausführungsbeitimmungen 
bezeichneten Wartegeldeınpfänger Hinzu. Auch diejenigen Beamten, 
welche nah Kapitel 58 Titel 6 des Stats des Finanz. Minifteriums 
Dispofttionsgehälter und Wartegelder beziehen, find in die Erhebungs- 
lifteu der Beiträge von aktiven Beamten der betreffenden Verwaltung 
mit aufzunehmen. 

b) Zn der Erhebungslifte bedarf es zunähft der Ermittelung und An- 
gabe des penfionsfähigen Dienfteinfommens für diejenigen Beamten 
nicht, welche aus einem der oben unter 8a bis p bezeichneten Gründe 
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von der Entrichtung der Wittwen- und Waifengelbbeiträge dauernd 
befreit find. In diefen Fällen ift lediglich der Grund der Befreiung 
in der Erhebungslifte ausprädlich anzugeben und gebt dieſe Angabe, 
wie oben unter de befiimmt ift, in die Rechnungen über. 

c) $n allen übrigen Fällen muß das penfionsfähige Dienfteinlommen 
vorfhriftsmäßig ermittelt und zwar muß für jeden Beamten erfichtlich 
fein, aus welchen einzelnen Bezügen (Befoldung, Wohnungsgeldzufhuß, 
fonftige firirte Beträge, Emolumente) ſich diefes Einkommen zufanı- 
menſetzt. 

Die Durchſchnittsſätze des Wohnungsgeldzuſchufſes, nämlich 
804 Mark für Beamte der 1. Rangklaſſe, 
660 „ 2.0.8. " 
492 „ „ r „ 4. u. 5. „ 
297,60 Mark für die übrigen Beamten mil Augsſchluß der 
Unterbeamten, 
112,80 „ fir die Unterbeamten 
fommen auch bei den Beamten zur Berechnung, melden Dienftwoh⸗ 
nungen überwieſen find, oder Miethsentſchädigungen gewährt werden. 


Bei Dienitemolumenten, welche ihrer Natur nad fleigend und 
fallend find, ift Die Höhe des Anfates durch Berehnung in Gemäß- 
beit der Nr. 10 der Ausführungsbefiimmungen zu begrlnden. 

Daß Anfäge fir Einnahınen aus einem Nebenamte durch Beweis- 
ftide belegt fein müffen, ift bereit3 unter Nr. 5 der Audführungs- 
beffimmungen hervorgehoben. (Vergl. auch $ 12 des Benftonsgejeges 
vom 27. März 1872 — Geſetzſamml. ©. 268 — und Allerhöchſte Ordre 
vom 13. Juli 1889 — Geſetzſamml. S. 235. 

d) Zu den Erhebungsiiften muß von den diejelben aufftellenden Behörden 
eine Beicheinigung folgenden Inhalts ertheilt werden: 

Die Nichtigkeit der vorftehenden Nachweiſung wird biermit bes 

ſcheinigt. 

Hierdurch übernimmt die Behörde die Verantwortlichkeit, insbeſondere auch 
dafiir, daß ſämmtliche Beamte, welche auf Grund des $ 23 des Geſetzes vom 
XD. Mai 1882 von der Entrihtung von Beiträgen befreit find, Die borgejchrie- 
bene Berzicht3erflärung ausgeftellt haben, Kann diefe Beſcheinigung den den 
Kaffen zugefertigten Erhebungsliften nicht nachträglich hinzugefligt werden, fo ift 
diefelbe in befonderer Ausfertigung zu ertheilen und den Kaffen zuzufertigen, um 
fie der betreffenden Erhebungsliſte als Rechnungsbelag beizufitgen. Auch kann 
die Beſcheinigung nachträglich zu den BVeränderungsuachweifungen ertbeilt, es 
muß aber dann ausdrücklich ausgeiprocdhen werden, daß ſich das Atteft auch auf 
die erfte Erhebungstifte, ſoweit ſolche durch die Veränderungsnachweiſung nicht 
deflarirt wird, bezieht. 


Erforderniffe bezüglich der Erhebungslißen für Wartegeldempfänger und Penfionäre. 


10. Bur richtigen Aufftellung der Erhebungslifte für die Wartegeldempfänger 
und Benfionäre, insbefondere zur Beurtheilung, welche PBenftonäre zu Beiträgen 
nicht herangezogen werden dürfen, (vergl. Nr. 8 diejer Vorſchriften) geben die 
Benfionsredynungen allein nicht den erforderlichen Anhalt. Aus denfelben ift 
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nicht zu erjehen, ob lebenslängliche Benfionen in Folge gefetlichen Anſpruchs des 
Benfionärs oder aus anderen Grinden, insbefondere ob fie vergünſtigungsweiſe 
auf Grund des $ 2 Abſatz 2 des Benfionsgefeges vom 27. März 1872 oder 
des $ 6 des Penfionsreglements vom 80. April 1825 bewilligt worden find. 
Auch find die auf Grund des Allerhöchſten Erlafies vom 9. Oktober 1848 be- 
willigten lebenslänglihden &nadengehälter, fowie die im Disciplinarwege zu 
einem Xheilbetrage der PBenfion bewilligten Unterſtützungen als ſolche in den 
legten Rechnungen oft nicht mehr bezeichnet. Endlich find in einzelnen Fällen 
PVenfionen, von welchen nad $ 4 des Geſetzes nunmehr Wittmen- und Waifen- 
gelbbeiträge zu erheben find, aus dem Grunde gänzlih in Abgang verrechnet 
worden, weil der Penfionär im Reichs⸗ oder im Staatsdienſte wieder beichäftigt 
ift und deshalb die Penfionszahlung ruhen muß. 

Bei der Ricdhtigftellung der Erhebungsliften der von Benfionären zu zah- 
Ienden Beiträge ift daher nicht außer Acht zu laffen, daß diefelbe nicht lediglich 
auf Grund der Rechnungen, fondern erfi nach forgfältiger, auf Grund ber 
bezüglihen Urkunden, insbejondere der Penſions⸗-Nachweiſungen, vorzuneh- 
menden Prüfung der Gründe der Bewilligung erfolgen darf, zu welden 
Zwecke in denjenigen Fällen, wo die Penfionen aus einem anderen Bezirke über⸗ 
nommen find, nöthigenfalls an die Behörden, von welchen die lleberweifung 
erfolgt ift, Rüdfragen gerichtet werden müſſen; fowie, daß auch diejenigen Yälle 
feftzuftellen find, in denen die Penfionäre nad) $ 5 Nr. 4 und 5 und $ 6 des 
Geſetzes Anſpruch auf Befreiung von den Beiträgen haben. (Bergl. Nr. 11 der 
Ausführungsbeftimmungen.) 

Im Uebrigen wird in Anfehung der als Rechnungsbelag beizubringenden 
Erhebungslifte der Beiträge‘ der Wartegeldempfänger und Penfionäre auf die 
Borfriften unter Nr. 5 der Ausführungsbeftimmungen verwielen. Zu dieſen 
Erhebungsliſten ift ein Atteft nachfolgenden Inhalts zu ertheilen, welches in der- 
felben Art, wie zu 9d beftimmt ift, entweder den Liften nachträglich Hinzuzu- 
fügen, oder in befonderer Ausfertigung den Kaffen zuzufertigen ift. 

Die Richtigkeit der vorftehenden Nachweiſung wird hiermit bejcheinigt. 

Hierdurch übernimmt die Behörde die Berantwortlichleit insbefondere auch 
dafür, daß diejenigen Benfionäre, von welchen danach Wittwen- und Waiſengeld⸗ 
beiträge zu erheben find, ihre Benfionen kraft eines dem Staate gegenliber er- 
worbenen geſetzlichen Anſpruchs oder auf Grund des $ 7 des Penfionsgefeges 
vom 27. März 1872 lebenslänglich zu beziehen haben, ferner daß die an⸗ 
gegebenen Gründe für die Befreiung der betreffenden Penflonäre von der Bei⸗ 
tragspflicht als richtig feftgeftellt und dies insbejondere in den Fällen des $ 5 
Nr. 4 und 5, fowie $ 6 des Gejekes vom 20. Mai 1882 in der unter Nr. 11 
der Ausführungsbeftimmungen vom 5. Juni 1832 vorgefchriebenen Weile dar⸗ 
gethan ift, und endlich daß diejenigen Wartegeldempfänger und Penfionäre, 
welche auf Grund des $ 28 des Geſetzes vom 20. Mai 1882 von der Verpflich⸗ 
tung zur Entrichtung der Beiträge befreit find, die unter Nr. 12 der Ausfüb- 
rungsbeftimmungen vorgefchriebene Verzichtserflärfing abgegeben haben. 

Die zu 9 und 10 der gegenwärtigen Borfchriften erwähnten Berzichts- 
erflärungen find als Rechnungsbeläge nicht beizubringen. 

Zu Nr. 9 und 10 der Borfchriften wird ferner hervorgehoben, daß die 
Hinterbleibenden aktiver Beamten, Wartegeldempfänger oder Penfionäre, wenn 
ohne desfalls beftehende Verpflichtung, oder fiber das Maß diejer Verpflichtung 
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hinaus Wittmen- und Waifengeldbeiträge gezahlt fein Tollten, hierdurch keinerlei 
Anſpruch auf Wittwen- und Waifengeld erwerben. Es ift daher aud im In⸗ 
tereffe der Beamten mit Genauigkeit darauf zu achten, daß Wittwen- und Waiſen⸗ 
gelbbeiträge derſelben nur innerhalb der durch das Geſetz gezogenen Grenzen 
‚zur Erhebung gelangen. 


Yorbehalt weiterer Anordnungen. 

11. Bezüglich der Verrechnung und Zuftifttation der Wittwen« und Waijen- 
gelbbeiträge derjenigen Staatsanftalten und Inſtitute, deren Rechnungen nad) 
8 11 des Ober⸗Rechnungskammer⸗Geſetzes vom 27. März 1872 — Geſetzſamml. 
&. 2738 — von der regelmäßigen Prüfung durch die Ober⸗Rechnungskammer 
ausgeſchloſſen find, bleiben die für die einzelnen Berwaltungen etwa erforber- 
lichen bejonderen Anordnungen vorbehalten. 

Daffelbe gilt beziiglich der Auftififation der im vorlegten Abfat der Nummer 6 
der Ansfübrungsbeftimmungen bezeichneten Jnflitute und Anftalten. 

Bezüglich der Verrechnung und Auftiftlation der Wittmen- und Waifengeld- 
beiträge aus der Eifenbahnvermwaltung wird bemerkt, daß die im Schlußfag der 
Nr. 6 der Ausführungsbeftimmungen vorbehaltenen befonderen Vorſchriften des 
Herrn DepartementschefS unterm 9. Juni 1882 erlaffen und im Eifenbahn-Ber- 
ordnnungeblatt S. 216 und ff. veröffentlicht find. Im Uebrigen finden auch 
binfichtlich der Eifenbahnverwaltnng die gegenwärtigen Borfchriften Anwendung 


derrechnung der Wittwen- und Waifengelder für SHinterblicbene der im aktiven 
Dienk oder als Wartegeldempfänger verfiorbenen Beamten. 

12. Die Berredhnung der zur Zahlung angewiefenen Wittwen- und Waifen- 
gelder für Hinterbliebene der im altiven Dienft oder als Wartegeld- 
empfänger verftorbenen Beamten erfolgt in einer Befoldungstitel enthaltenden 
Rechnung derjenigen Bermwaltung, welcher der Beamte in feiner legten dienſt⸗ 
lien Stellung angehört hat. 

Beſteht für diefe Verwaltung eine PBrovinzialbehörde, fo bat diefe zu be- 
flimmen, in welder von den biernady geeigneten Rechnungen der Nachweis ge- 
führt werden foll. 

Die Berrehnung findet ftatt für das laufende Etatsjahr unter dem für jede 
diefer Verwaltungen in Nr. 21 der Ausfübrungsbefimmungen bezw. durch be» 
fondere Anordnung vorgefchriebenen Ausgabe-Titel und vom nädjften Etatsjahre 
ab unter demjenigen Ausgabe-Titel, welder fiir die betreffende Verwaltung durch 
den Staat3haushaltsetat bezw. den feftgeftellten Spesialetat beſtimmt wird. 

Die Anweifungen zur Zahlung der MWittwen- und Waifengelder find in der 
Regel auf die dem Wohnort der Hinterbliebenen zunächſt belegene Kaffe, zur 
Berrehnung der Ausgabe in der betreffenden Beſoldungsrechnung unter dem 
vorgejchriebenen Titel, zu erlaffen. 

Iſt für die betreffende Verwaltung eine ſolche rechnungslegende Kaffe in der 
Nähe des Wohnort der Hinterbliebenen nicht vorhanden, fo erfolgt die Anmwei- 
fung der Wittwen- und Waifengelder auf die Haupt-Kaſſe (Megierungs- und 
Bezirks⸗Haupt⸗Kaſſe, Landes-Kalfe in Sigmaringen, Polizei- Haupt- Kaffe in Berlin 
und Kaffe der Minifterial- Militair- und Ban-Kommilffon zu Berlin ıı. f. m.) 
gur Verrechnung in den Buchhalterei-Mechnungen der betreffenden Verwaltung, 
welche fi zur Ausführung der von ihr nicht felbft zu bewirkenden Zahlungen 
der Bermittlung einer geeigneten der mit ihr im Abrechnungsverkehr ſtehenden 
Specialkafſen bedient, 
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Die Berrehnung der Wittwen- und Waifengelder aus dem Geſchäftsbereiche 
der Berwaltungsbehörden in Dienftzweigen, für welche feine PBrovinzialbebörden 
hefteben, erfolgt in den Rechnungen diefer Berwaltungen. 

Bezüglih der Verrechnung der Wittwen- und Waifengelder aus dem Be 
reihe der Eijenbahnverwaltung wird auf die unter Nr. 11 bezeichneten Bor- 
ſchriften des Herrn DepartementschefS vom 9. Zuni 1383 bingewiefen. Im 
Mebrigen find aud in diefer Beziehung die gegenwärtigen Vorſchriften zu beachten. 


Yerredhnung der Wittwen- und Waifengelder für Hinterbliebene penſionirter 
Beamten. 


13. Die Berrehnung der Wittwen- und Waifengelder für Hinterbliebene 
penfionirter Beamten aller Reſſorts, ſowie penfionirter Landgendarmerie- 
Offiziere, Obermadhtmeifter und Gendarmen erfolgt nad) Vorſchrift des Schiuß- 
jates der Ausführungsbeftimmungen. 


Algemeine Beſtimmungen wegen der in den Rechnungen erforderligen Angaben 
bezüglich der Wittwen- und Waifengelder. 


14. In den Rechnungen müffen die Empfangsberedhtigten einzeln anfge- 
führt jein. 

Bei den Kindern find die Vornamen, Geburtätage und die Termine, bis 
wohin die Waifengelder zu zahlen find, zu bezeichnen. 

Tritt im Laufe des Etatsjahres ein Zugang ein, fo ift dee Jahres betrag 
der zu zahlenden Wittwen- und Waifengelder vor der Linie gleichfalls bejonders 
anzugeben. 

Ferner ift in den TFällen, in welden nad) $ 10 des Gefeges eine Klirzung 
der Wittwen- und Waifengelder ftattgefunden bat, der Betrag der Penfton, 
welchen der verfiorbene Beamte zu bezieben gehabt hätte oder wirklich bezogen 
bat und welcher zugleich den zuläffigen Höchftbetrag der zu zahlenden Wittwen- 
und Waifengelder bildet, in der Rechnung anzugeben, jo lange die geſetzliche 
Kürzung der Wittwen- und Waifengelder andauert. 


Infifikation der Wittwen- und Waifengelder. Hahweifungen über die Feſtſehung 
der zu zahlenden Beiräge. 


15. As Rechnungsjuftifilatorien dienen zunächft die Anweifungen und die 
denfelben urſchriftlich beizufligenden Nachweifungen der feftgeftellten Wittwen⸗ 
und Waifengelder. (Nr. 16, 17 und 18 der Ausführ nngebeitimmungen.) Dieſen 
Nachweiſungen find die dazı gehörigen Unterlagen (Geburts⸗, Berehelihungs-, 
Sterbe-Urfunden u. f. mw.) als Rechnungsbeläge nur dann regelmäßig beizufügen, 
wenn die Beflimmung der Wittwen- und Waijengelder nicht durch den Departe- 
mentschef erfolgt if. 


Erforderniffe bezüglich der Onittungen. 


16. Als weitere Zuftiftlatorien find beizubringen die Onittungen (und zwar. 
foweit folche zu beichaffen find, Kahresquittungen) der Empfangsberedhtigten. 
Zu den Duittungen find die als Anlagen B und C beigefügten Formulare 
an Anwendung zu bringen, 
Dazu wird bemerft: 
a) In den Onittungen muß fletS die Kafje bezeichnet fein, von welcher 
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die Zahlung zu verrechnen if. Es gilt dies Übrigens, wie bier aus- 
drücklich Hervorgehoben wird, auch von den Quittungen über Gehalt, 
Wartegeld und Penfton, Anlagen 2 und 2a der Ausführungsbeftim- 
mangen vom 5. Juni 1882. 
db) Aus den Atteften muß ſich namentlich ergeben: 
daß die beredhtigte Wittwe noch lebt und nady dem Tode des 
Beamten, von welchem fie ihr Hecht bereitet, nicht wieder ge 
beiratbet bat, 
daß die Waifengeldberechtigten leben, und fomweit fi) darunter 
Mädchen im Alter von mehr als fechszehn Jahren befinden, daß 
diefe unverebelicht find. 

ec) Aus den Duittungen muß der Name und Amtscharalter des verftor« 
benen Ehemannes bezw. Vaters, fowie der Geburtsname der Wittwer 
erfichtlich fein. Der Lestere ift auch im Atteſte anzugeben. In den 
Duittungen über Waifengelder find außer den Namen der Waifen ihre 
Geburtötage anzugeben. 

d) Die Quittungen und die dazu gehörigen Attefte dürfen nicht vor dem: 
erftien Tage dedjenigen Monats ausgeftellt werden, für welden das 
Wittwen⸗ und Waiſengeld gezahlt werden fol. 

e) Wenn die Zahlung von Wittwen- und Waifeugeldern an Vormünder 
oder Pfleger erfolgen fol, muß in den Atteſten ausdrücklich befcheinigt 
fein, daß der Duittungsausfteller zur Zeit der Vormund oder Pfleger 
der Wittwen- und Waifengeld-Beredtigten ift. 

f) Die Atteſte müffen von öffentlihen Beamten, welche ein Dienftfiegel 
zu führen beredhtigt find, unter deutlicher Beidriidung des letzteren, 
ausgeftellt fein. 

g) Duittungen der außerhalb des Deutſchen Reichs wohnenden Empfangs- 
berechtigten bedürfen in Beziehung auf die Unterfchrift zu dem Lebens« zc. 
Attefte der Legalifirung eines Deutichen Gefandten oder Konjuls, fowie 
einer von diefen auszuftellenden Befcheinigung, daß die Wittwen⸗ und 
Waiſengeld⸗Berechtigten das deutſche Indigenat nicht verloren haben. 


Aeberweifungen der Bahlungen bei Wohnfigveränderungen. 
17. Darüber, wie zu verfahren, weın Wittwen- und Waifengeld-Beredh- 
tigte ihren Wohnfig verlegen und das Wittwen- und Waijengeld aus einer 
anderen Kaffe zu empfangen wiinfchen, werden befondere Anordnungen ergeben. 


Anwendung einzelner Beflimmungen des Gefehes. 


18. Bur Sicherung der gleihmäßigen Anwendung einzelner Beſtimmungen 
des Geſetzes wird noch bemerkt: 

a) Zu 8 I Nr. 2. Das höhere Waifengeld (zu !/; des Wittmengeldes 
fiir jedes Kind) ift auch in dem Falle zu gewähren, wenn eine zum 
Empfange von Wittwengeld berechtigte Stiefmutier vorhanden fein 
follte, welche die Kinder in Pflege und Erziehung bat. 

b) Zu $ 10. Die angeordnete Beſchränkung wird, jofern das ber Be— 
rechnung der Wittwen⸗ und Waifengelder zum Grunde liegende Ruhe 
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gehalt den Betrag von 480 Mark erreicht oder liberfchreitet, in der 
Regel nur dann zur Anwendung kommen, wenn 

eine Wittwe und mehr als 10 wailengeldberechtigte Kinder, oder 

mehr als 9 waifengeldberechtigte Kinder ohne wittwengelpberechtigte 

Mutter Hinterblieben find. 

Häufiger wird jedoch die verhältnigmäßige Klirzung der Wittwen⸗ 
und Waiſengelder eintreten müſſen, wenn das der Berechnung dieſer 
Bezüge zu Grunde liegende Ruhegehalt Hinter dem Betrage von 
480 Mark erheblich zurückbleibt. Zur Erläuterung des in ſolchen 
Fällen zu befolgenden Verfahrens werden folgende Beifpiele gegeben: 

Erfies Beifpiel: Ein Unterbeamter, deſſen letztes Gehalt 900 Mark 
betragen hat, flirbt nad einer Dienftzeit von 15 Jahren 5 Monaten 
mit Hinterlaffung einer Wittwe und von 6 waifengeldberedhtigten Kin- 
dern. Es ergiebt ſich dann folgende Berechnung: 


Gehalt . . . 2... AM 000,00 
Ducchſchnitts ſat des Wohnungegeldzuſchuffes ..112,80 
zuſammen MM 1012,80 


davon würde die Penfion zu 20/60 betragen haben M 387,60 
abgerundet - 839,00 
Davon würde betragen das Wittwengeld, da 1/5 
von 339 Mark nur 113 Marl ergiebt: . . » 160,00 
das Waifengeld für jedes Kind 1/, von 160 Mart 
— 823 Matt, für 6 id . . ... . «= 192,00 


zufammen MM 852,00 
Da diefer Betrag dag ermittelte Ruhegehalt um 13 Mark über- 


ſchreiten würde, fo tritt eine Kürzung der Wittwen. und Waiſengelder 
im Berhältniß von 352 : 839 ein. Es find daher nur zu zahlen: 


Wittwengeld (154,09 AM) = en. «HM 154,08 
Baifengeld für jedes Kind 30,82 KM 202.20 18492 
find M 339,00 


Zweites Beifpiel. Ein Unterbeamter, deſſen letztes Gehalt 
jährlich 1000 Mark betragen bat, flirbt nad einer Dienflzeit von 
10 Jahren und 4 Monaten und hinterläßt eine Wittwe, aber 6 
waifengeldberechtigte Kinder. Sein Ruhegehalt würde, wenn er am 


Todestage in den Ruheſtand getreten wäre, = (1000 Mt., + 112,80 


Mart Wohnungsgeldzufhuß), fonah 278,20 Marl, abgerundet 
279 Dart betragen haben. Da das Wittwengeld mindeſtens jährlich 
160 Mark, mithin im vorliegenden Falle das Waifengeld für jedes 


Kind mindeftens jährlich 531/, Mark (7) betragen foll, fo würden 

fi) für 6 Kinder 320 Mark ergeben. Es dürfen jedoch überhaupt 
. 279 

nur 279 Marl, ſonach für jedes Kind nur (F) — 4650 Marl 


gezahlt werben. 
Jahrb. d. Br. Forft- u. Sagd⸗Geſetzg. XIV. 15 
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c) Bu $ 11. Angenommen, daß in dem erfien Beiſpiele zu 6 eines der 
6 waifengelbberechtigten Kinder fitrbt, oder fid) verheirathet, oder das 
18. Lebensjahr vollendet, jo if das Wittwengeld anderweit auf ben 
vollen Betrag von 160 Mark und das Watfengeld für jedes der 
waifengeldberedhtigt verbleibenden 5 Kinder ebenfall® auf ben vollen 
Betrag von 32 Mark, zufammen 160 Mark feftzufegen, da die Be⸗ 
träge von 160 + 160 = 3% Mark den zuläffigen Höchſtbetrag 
von 889 Mark nit mehr überſchreiten. 

Nach denſelben Grundſätzen find im Falle des zweiten Beiſpiels 
die Waifengelder feftzufegen, wenn fpäter nur nody 5 berechtigte Kinder 
vorhanden find, auf je 53,33 Marl, als den zuläffigen Meiftbetrag, 
da 5.583,33 Mark den Penſionsbetrag von 279 Mark nicht mehr über- 
fchreiten. 


d) Zu $ 12. Bei Anmendung diefes Paragraphen ift erforderlihenfalls 
das Wittmengeld auch unter den Mindeftbetrag von 160 Mart berab- 
zufegen. AndererjeitS darf bei der Kürzung des Wittmengeldes in 
feinem Falle von einem höheren Betrage als 1600 Marl ausgegan- 
gen werden. Eine Wittwe, welche iiber 25 Jahre jünger iſt als ihr 
verſtorbener Ehegatte, wiirde ſonach, wenn letterer eine Benfion von 


6.000 Mark zu beziehen gehabt Hätte, nicht etwa (© — 2.000 Matt 


— = diefes Betrages =) 1000 Marl, fondern nur (1600 Marl — 





2 diefes Betrages =) 800 Mark an Wittwen-Penfion zu beziehen 
haben. j 


Ober⸗Rechnungskammer. 
von Stünzner. 
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Anlage A. 
ò———— — ⸗ 
Beifpiele 
zur 


Benutung der zum Nachweiſe der Wittmen- und Waifengelbbeiträge den 
Rechnungen hinzuzufügenden Spalten. 





Die Wittwen- und Waiſen⸗ 


gelbbeiträge find entrichtet Bemerkungen. 
worden 


(Die in den Rechnungen ber 

enfiond- reits enthaltene Spalte Be⸗ 
fäpigenDienft- merkungen iſt zu den nach⸗ 
einkommenvon ftehenden Erläuterungen mit 


(bis 9000 M.) au benugen). 





A. Altiver Beamter) 67 1501 Beitrag von dem erfi im 
laufenden Etatsjabre nach⸗ 
träglich gezahlten Dienft- 

Januar 

März 188. 
9000 | . | 270 |. | Benfionsfähiges Dienftein- 
ftommen, 12 804 M., wo» 
von 9000 M. beitrags- 
pflichtig find. 

B. (besagt) a) 8297 |60| 49 |47| Bu a beträgt der Jahres- 

beitrag 98 M. 93 Pf., da- 
en April 
von bier fur tember 
188. = 49 M. 47 Bf. 
Bom 1. Oltober 188. ab 
300 M. Befoldungszulage. 

b) 8597 |60o| 58 971 Bu b beträgt der Jahres⸗ 

beitrag 107 M. 93 Pf. da- 

Oltober 188. 

von bier A 188. 188. 
= 63 M. 97 Bf. 

C. (desgl.) 2547 |601 76 a3 Penftonsfähiges Dienftein- 
einlommen: 

a) firirte Be⸗ 
träge . . M 2297,60 
b) veränder- 
lie Emo» 
| Iumente. -» H0— 
| find M 2 547,60 
15* 


einlommen für 
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Die Wittwen- und Waifen- 
gelpbeiträge find entrichtet 
worden 


Bemertungen. 










(Die in den Rechnungen be- 
reits enthaltene Spalte Be- 
merfungen iſt zu den nad. 
ſtehenden Erläuterungen mit 
zu benußen). 






D. (altiver Beamter) 1212 |80 18 |13| ®eftorben am 15. Juni 188. 
Jahresbeitrag 36 M. 38 Pr., 
davon bier einſchließlich 
des Gnadenquartals für 
April 

September 88- 18M. 19Pf. 

E. (desgl.) 61R%|. . . 1 Während des ganzen Jahres 
ohne Dienſteinkommen be⸗ 
urlaubt. 

Jahresbeitrag 185 M. 76 Pf. 
vereinnahmt ©... Nr... 
diefer Rechnung. 

F. (desgl.) . |. [Mitglied der allgemeinen 
WBittmenverpflegungs : Arı« 
ftalt zu Berlin. Hat auf 
Wittwen- und Waifengel- 
der verzichtet. 

G. (desgl.) 2797 601. 1. | Die Stelle war während des 
ganzen Rechnungsjahres 
nicht befeßt. 

H. (desgl.) 8497 |601 78 701 War während der Monate 
Juli bis September 188. 
kommiſſariſch beim inanz- 
Minifterium beſchäftigt. 
Jahresbeitrag 104,93 M., 

Spell [gg 


wovon bier fir Kun 


J. (Berfionär) 5000 | . | 150 |. | Bon der Benflon (6 000 M.) 
find nur 5000 M bei⸗ 
tragspflichtig. 

K.  (desgl.) . . . J. SHat die zweite Ehe erft nach 
erfolgter Benflonirung ge⸗ 
ſchloſſen und find aus der 
erften Ehe Kinder unter 
18 Zahrennicht vorhanden. 

L. Oesgl.) . . . J. 1 Die Benfion if auf Grund 
des $ 2 Nr. 2 des Pen⸗ 
ſionsgeſetzes bewilligt. 


buhfäbih - 2: 0er PER 
für den Monat, — das Etatsjahr —) 
und zwar Wittwengeld für mich... M. Pf. 
Waiſengeld für meine Kinder: 
a) (Vorname) geboren am (Datum M. BB. 
b) 
c) 





zufonmen M. Br. 
find wie oben m. »#. 
babe ich als Wiltwe des (Name und Amtscharatter des Mannes) aus der (Kaffe) 
baar gezahlt erhalten, worliber ich hiermit quittire, 
(Ort und Datum) 
(Unterfchrift der Wittwe mit Vornamen, Mannes- und Geburtsſsnamen) 


Beſcheinigung. 

(Daß die Wittwe (Vor⸗ und Mannesname) geborene (Geburtsname) noch 
lebt und ſeit dem Tode des (Name und Amtscharakter des letzten Ehemannes) 
nicht wieder gebeirathet, vorftehende Quittung felbft unterfchrieben bat, und mit 
dem Unterzeichneten in feinem nahen vermandtichaftlidden Berhältniffe ſteht, fo- 
wie daß die vorbezeichneten Kinder noch am Leben find [und die (Bor- und 
Zuname der mehr ald 16 Jahre alten Tochter) geboren am (Datum) unver- 
ehelicht if], wird Hiermit unter Beidriidung des Dienfifiegels bejcheinigt. 


(Ort und Datum) 
(Siegel) (Unterfhrift mit Ramen und Amtscharalter) 


Anlage C. 
— — 


buchſtäblih..... 
Waiſengeld für (den Monat — das Etatsjahr —) 
babe ich für die Kinder des Verſtorbenen (Name und Amtscharalter des Baters) 


und zwar: 
für (Bornamen) geboren am (Datum) . . 2 2 2 0.0. M. Bf. 


find wie oben M. Bf. 
als Bormund diefer Kinder aus der (Kaffe) baar gezahlt erhalten, worüber ich 
hiermit quittire. 
(Ort und Datum) 
(Unterſchrift mit Namen und Stand) 
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Beſcheinigung. 

Daß die vorbezeichneten Kinder des (Name und Amtscharakter des Vaters) 
noch leben [und die (Bor- und Zuname der mehr als 16 Jahre alten Tochter) 
geboren am (Datum) unverehelicht if] ſowie daß der (Name und Stand des 
Bormundes) zur Zeit der Bormand diefer Kinder if und die vorfiehende 
Duittung felbft unterfchrieben bat, wird hierdurch unter Beidrüdung des Dienft- 
fiegels mit dem Bemerken beicheinigt, daß der Unterzeichnete weder zu dem Bor- 
munde noch zu deſſen obigen Pflegebefohlenen in einem nahen ve rwandtſchaft⸗ 
lichen Berhältniffe fteht. 

(Ort und Datum) 


(Siegel) (Unterfchrift mit Namen und Amtscharalter) 


78. 


Die Stempelpflichtigkeit der von Staatsnerwaltungen mit Privat- 
perjonen abgeſchloſſenen Kauf-, Tauſch- und Lieferungsverträge 
betreffend. 


Eirc,:VBerig. bes Minifters für Landwirthſchaft ꝛc. an fämmtlihe Königlihe Regierungen, 
die Königliche Finanzbirektion zu Hannover und an bie Königlihe Minifterial-BausKom: 
miſſion bierfelbft. IL. 3474. 


Berlin, den 10. Juli 1882. 
Der Königliden Regierung itberfeude ich aubei eine Abſchrift des von dem 


Herren Yinanz-Minifter an den Herrn Minifter der geiftlichen, Unterrichts. und 
Medizinal- Angelegenheiten gerichteten Schreibens vom %0. Mai c. (IH. 5818) (a) 


und Abichrift der darin erwähnten Berfügung vom 20. Mai c. (IIL no) (b), 


die Stempelpflichtigleit der von Staatsverwaltungen mit Privatperfonen abge- 
ſchloſſenen Kauf-, Tauſch⸗ und Lieferungsperträge betreffend, zur Keuutnißnah me. 

Die darin ausgeiprochenen Grundſätze find auch bei der Domänen- und 
Yorfiverwaltung zur Anwendung zu bringen. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 


Lucius. 


3 
Berlin, den 20. Mai 1882. 
Ew. Ercellenz beehre ich mich auf das gefällige Schreiben vom 24. v. M. 
Nr. 468 U. V. unter Rüdgabe der Anlagen ganz ergebenft zu erwidern, daß 
16467 
17182’ 
den ich in Abfchrift bier beiflige, nur von denjenigen der Tarifnummer 4a an⸗ 
gehörigen Schriftſtücken, auf welche die Borichriften im 8S 9a bis d nicht, da» 


in meinem Erlaffe vom 21. Dezember (nicht 21. November) v. Is. II 
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gegen die Befreiung Nr. 1 zur Tarifnummer 4 des Neichsgefeges vom 1. Juli 
v. J.*) Anwendung findet, beftimmt worden if, daß fie auch der Preußifchen 
Stempelabgabe nicht unterliegen. Die in dem Berichte der Königlichen PBorzellan- 
Manufoltur vom 9. März d. Is. erwähnte Behauptung einzelner Lieferanten 
ift demnach nicht zutreffend. Aber auch die in demſelben Berichte vertretene 
Meinung, daß das Reichsgeſetz vom 1. Juli v. %8. nur Börſengeſchäfte betreffe, 
muß als irrig bezeichnet werden und wird durch die Motive des Geſetzes 
widerlegt. 

Die Tarifnummer da a. a. O. bezeichnet die Schriftſtücke, welche der Reichs⸗ 
fiempelabgabe unterliegen follen. Im $ 9 des Geſetzes werden die Ausnahmer 
fälle beftimmt, in welchen an ſich der gedachten Tarifnummer angehörige Schrift- 
ſtücke gleichwohl nicht die Neichs-, fondern die Iandesgejegliche Stempelabgabe 
tragen follen. 

Durch $ Ib werden, wie die Motive ausſprechen und wie in der abjchrift- 
lich beifolgenden Berfügung an den Provinzial-Steuer-Direltor in Magdeburg 
vom 20. d. Mis. IH. 05 näher ausgeführt if, Die amtlihen Erlaffe und 
Protofolle der Staatsverwaltungen, welde wegen der allgemeinen 
Faflung der Tarifnummer 4a unter dieſelbe fallen würden, insbefondere Ge⸗ 
nehmigungsdelrete, durch welche Lieferungsverträge perfelt werden und bergl. 
dem Neichsftempel entzogen, aber nicht befreit, fondern dem landesgeſetzlichen 
Stempel, ſofern ein folder anwendbar if, überwiefen. Die gefälligfi mitge- 
tbeilten Berträge über Lieferung von Kapfelthon und Steintoblen find weder 
amtliche Erlaffe noch Protokolle der Königlichen Direktion der Porzellan⸗Manu⸗ 
faftur und da die genannten Gegenftände der Lieferung, die nah) Maß oder 
Gewicht gehandelt zu werden pflegen, ſoweit bier fiberjehen werden kann, wohl 
zu den Betriebsmaterialien der Manufaktur zu rechnen find, fo ımterliegen 
die Verträge nicht dem Preußifchen Lieferungsftempel, fondern der Reichsitempel- 
abgabe. Neben derfelben ift für den Frachtvertrag über Verſchiffung von Por- 
zellanerde in dem Bertrage vom 28. Februar d. Is. und fir die Kautions- 
abrede in dem Bertrage vom 18. Oktober vor. %8. der Preußifhe Ver⸗ 
tragöftempel mit je 1,50 ME. zu entrichten. Mit Rüdfiht auf Anmerkung 1 der 
Tarifnummer 4 und die Faſſung der Tarifnummer 4a (Schriftftüde über die 
Bedingungen des Abjchluffes — eines Tieferungsgejchäfts 2c.) wird zu den 
dem letterwähnten Bertrage beigefiigten Bedingungen für die Lieferung der 
Steinkohlen der Neichäftempel zum zweiten Male zu verwenden fein. — Im 
ftenerliden Intereſſe ift es übrigens wünſchenswerth, daß dem Weichsftempel 
unterliegende und Tandesgefelich ftempelpflichtige Verträge nicht, wie in den 
vorliegenden Fällen, in einer Urkunde vereinigt werden, fofern das Intereſſe 
der betreffenden Werksverwaltung nicht eine ſolche Bereinigung erbeifcht. 

Schließlich erlaube ih mir zu bemerken, daß durch die Borfchrift im $ Ib 
a. a. D. die Verwaltungen gewerblicher Anftalten des Staats in die Rage geſetzt 
find, je nad der Form, welche fie der Beurkundung des Abjchluffes von Liefe- 
rungsverträgen zc. fiber gewerbliche Betriebsmaterialien 2c. geben, die Anwend⸗ 
barkeit des niedrigeren Reichs⸗ oder des höheren Preußifchen Lieferungsftempels 
berbeizuflihren. 


») ©. Seite 920. 
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Em. Excellenz erſuche ich ganz ergebenft, die Hochdenfelben unterftellten der⸗ 
artigen Anftalten darauf hinzumweifen, daß fiir die Wahl der einen ober anderen 
Form nicht Rüdficht auf den Lieferanten, fondern lediglich die geſchäftlichen In⸗ 
terefien und Gewohnheiten beftimmend fein müffen. 

In Vertretung de3 Herrn Yinanz-Minifters. 
gez. Meinede. 


An den Königlichen Staats-Minifter und Minifter der \ 
geiftlichen, Unterrichts. und Medizinal-Angelegen- 
heiten Herrn von Goßler Excellenz. III. 5818. 


b. 
Berlin, den 20. Mai 1882. 

Auf die Berichte vom 20. v. und 2. d. Mts. erwidere ih Em. Hochwohl⸗ 
geboren, mie ich bereit bei anderer Beranlaffung ausgefprochen habe, daß von 
beiden Kontrahenten unterzeichnete Beurfundungen der von Staatsverwaltungen 
mit Privatperfonen abgefchloffenen Kauf-, Taufch- und Lieferungsverträge fiber 
die in der Tarifnunmer 4a des Reichsgeſetzes vom 1. Juli v. Is. genannten, 
zur Wiederveräußerung oder zum Gebrauche als gewerbliche Betriebsmaterialien 
— in dem durch Abf. 2 der Motive zu $ 9 bezeichneten Sinne — beflimmten 
Gegenftände, nicht zu den nah $ Ob a. a. DO. der Iandesgefeglichen Beftenerung 
norbehaltenen Schriftfiäden gehören. Die VBorfchrift des $ Ib a. a. O. ift als 
Ausnahme firift auszulegen. Deshalb und nach der Entftehungdgeihichte und 
den Motiven ift ihre Anwendbarkeit auf die von Staatsverwaltungen aufgenom- 
menen Protofofle ınd auf einjeitig von Staatsverwaltungen ansgeftellte Erlaffe, 
Genehmigungsdelrete und dergl. zu befchränten. Bei Vertragsurkunden, welche 
beide Kontrahenten unterzeichnen, tritt der einem einfeitigen Erlaſſe oder Protokolle 
anbaftende amtliche Charakter zurüd; es entfpricht weder dem durch die Motive 
bezeugten Zwede, nody dem Wortlaute der gedachten Beftimmung, folche Bertragg- 
urkunden unter Nichtbeachtung der Betheiligung des anderen Kontrahenten aus⸗ 
ſchließlich als von Staatsverwaltungen ausgeftellte Schriftflüde zu behandeln. 

Inſoweit erfläre ich mich mit Em. Hochmohlgeboren Bericht einverftanden 
und made darauf aufmerffam, daß nad) Tarifnummer 4a und den Anmerkungen 
1 bi 3 die NReichsftempelabgabe für jedes der mehreren Exemplare und Ab- 
ſchriften, ferner für die Vertragsurkunde und die etwa angefügten allgemeinen 
und bejonderen Bedingungen bejonders zu entrichten if. 

Dagegen berubt es auf einem Irrthum, wenn Sie meinen, daß irgend 
welche durch $ 9 der Neichsftempelabgabe entzogene Vertragsurfunden mit Rück⸗ 
fiht auf $ 9c des Geſetzes $ 11 dafelbfi, Nummer 4a des Tarif und An- 
merkung 3 zu bderfelben dem Preußiihen Stempel nicht unterworfen werden 
könnten. Insbeſondere die Citate find nicht verſtändlich. Alle durch SI a. a. O. 
der Reichsſtempelabgabe entzogenen Schriftſtücke unterliegen dem Preußiſchen 
Stempel ſelbſtverſtändlich, ſoweit der letztere nach den Preußiſchen geſetzlichen 
Beſtimmungen anwendbar iſt. 
Der Finanz⸗Miniſter. 

J. V.: ge. Meinecke. 
An den Königlichen Provinzial⸗Steuer⸗Direktor, Wirk⸗ 
lichen Geb. Ober-Finanz-Rath Herrn von Jordan 

Hochwohlgeboren zu Magdeburg. 
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Berlin, den 20. Mai 1882. 
Abſchrift erhalten Em. Hochwohlgeboren mit Bezug auf die von dem Herrn 
Provinzial-Steuer-Direktor in Magdeburg in Abfchrift vorgelegten dortigen Ber- 
fügungen vom 15. Dezember v. und 24. Februar d. Is. zur weiteren Beran- 
lafjung. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
J. B.: ge. Meinede. 


An die übrigen Herren Provinzial-Steuer- Direktoren, 
Herren p. Grolig in Erfurt, Hochwohlgeboren 
und an die Königliche Regierung zu Sigmaringen. 
ı 48 

6362° 


79. 
Die Beſcheinigung der Redynungen über die öffentlichen Wege in 
den Forften betr, 


CErec.⸗Verfg. des Minifters für Lanbwirtbfhaft zc. an ſämmtliche Königl. Megierungen mit 
Ausschluß derjenigen zu Sigmaringen und an bie Königl. Finanz Direktion zu Hannover. 
III. 7878. 

Berlin, den 14. Juli 1882. 

Zur Befeitigung entftandener Zweifel made ich die Königliche Regierung 
darauf aufmerlfam, daß dur die Beftimmung der Verfügung vom 10. Te 
bruar 1879 (II.b 20245) *) unter a am Schluß die Verfügung vom 30. Juni 1855 
(H.b 2651), betreffend die Beicheinigung der Nechnungen über die öffentlichen 
Wege in den TForften durch die Forftmeifter als aufgehoben zu erachten if. Die 
Beiheinigung muß demnad finngemäß in derjelben Form erfolgen, wie foldhe 
für die Kulturrehuungen vorgefchrieben ift und eine Unterſcheidung zwiſchen den 
Ausführungen im Softenbetrage von weniger als 60 Mark und den übrigen 
Banberftellungen kommt in Zukunft nicht weiter in Betradt. 
Ich bemerkte indeffen, wie die örtliche Reviſion feitens der Forftmeifter fo- 
wohl in Betreff der Kulturen 2c. als der Bauten an den öffentlichen Wegen nur 
fo weit ausgedehnt zu werden braucht, um die Ueberzeugung zu gewinnen, daß 
gegen die Ausführung der in den Rechnungen nachgewiefenen Arbeiten etwas 
Wefentliches nicht zu erinnern if. Dem pflichtmäßigen Ermeffen der Forftmeifter 
muß es tiberlaffen bleiben, die Revifion foweit zu bewirken, wie es zur Erreidhung 
des angegebenen Zweckes erforderlich erfcheint. Es kann dabei fehr wohl_vor- 
fommen, daß Ausführungen im SKoftenbetrage von weniger als 60 Mark ber 
Revifion unterzogen werden, während unter Umftänden auch Arbeiten von er- 
beblicherem Koitenbetrage von der fpeziellen Reviſion auszufchließen find. 

Bufaß für Bofen. Der Bericht vom 22, Dezember 1881 (6106/81 III.c) 
findet hierdurch feine Erledigung, 


Dur Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
Lucius. 


*) S. Jahrb. Vd. XL Urt. 17 ©. 55. 


80. 


Verfahren bei Weberweifung der Bahlung von Wittwen- und 
Maifengeldern in Folge von Wohnnngsveränderungen der 
Empfangsberechtigten. 


Cixcular⸗Verfũg. des Miniſters für Landwirthſchaft ac. an ſämmtliche Königl. Regierungen 
(exe. Gigmaringen) unb bie Könige. Finanz-Direktion in Hannover, fowie abſchriftlich 
zur gleichmäßigen Beachtung an bie König. Minifterial-Militairs und Baukommiſſion zu 
Berlin. III. 9714. II. 4918. 
Berlin, den 19. September 1882. 


In den von der Königlichen Oberrehnungstammer unterm 7. Juli d. $. 
(&. Art. 76) erlaffenen Vorfchriften über die formellen Einrichtungen der Jahres⸗ 
rechnungen und Auftifitatorien bezüglich derjenigen Einnahmen und Ausgaben, 
welche auf Grund des Gefees vom 20. Mai v. J. (G.S. ©. 298), betreffend 
die Fürſorge für die Wirtmen und Waifen der unmittelbaren Staatsbeamten, 
zu erheben, beziehungsweije zu leiften find, find unter Nr. 17 die Anordnungen 
darüber, wie zu verfahren ift, wenn Wittwen- und Waifengelbberechtigte ihren 
Wohnfig verlegen und das Wittwen- und Waifengeld aus einer anderen Kaffe 
zu empfangen winfchen, vorbehalten worden. 

Mit Bezug hierauf wird hinfichts der an Hinterbliebene der activen Beamten 
und Wartegeldempfänger aus dem Refjort der Domainen- und Yorfiverwaltung 
zu zahlenden Wittwen- und Waiſengelder Folgendes beftimmt: 

An Rüdficht darauf, daß die Hinterbliebenen der meiften Forſtbeamten mit 
dem Beitpunfte, wo fie in den Genuß der Wittwen- und Waifengelder treten, 
ihren bisherigen Wohnfig im TForfi-Dienftetabliffement aufgeben müſſen und bei 
Nachſuchung der Zahlungsanweifung fidy Über die Wahl ihres künftigen Wohn- 
orts oft noch nicht fchlüffig gemacht haben werden, ferner auch fpäter ihren ge- 
wählten Wohnfitz innerhalb des Regierungsbezirks wechieln Lönnen, werden zur 
Vermeidung der bei Uebertragung der Zahlung von einer Spezialkafſe auf eine 
andere deffelben Regierungs⸗ reip. Bezirks⸗Hauptkafſen⸗Bezirks entftehenden Weit- 
läufigleiten, die gedachten Gelder nicht in den Spezial⸗Forſtgeldrechnungen ver- 
rechnet, jondern, wie dies auch hinfichts der Unterftügungsgelder für Wittwen zc. 
und der Kindererziehungs-Beihlilfen gefchieht, ant die betreffende Regierungs- 
reſp. Bezirkd.Hauptlaffe zur Berausgabung in der Forſtverwaltungsrechnung an⸗ 
gewiejen werden. Aus ähnlichen Rüdfichten find auch die bei der Domainen- 
verwaltung zu verrechnenden Wittwen- und Waifengelder in der Domainen- 
Berwaltungs⸗Rechnung der Regierungs-(Bezirls-)Hauptlafie in Ausgabe zu fiellen. 
Diefe Kaffe hat die betreffende Spezialkaſſe mit der Zahlung zu beauftragen und 
von letterer die Duittungen der Empfänger im üblihen Abrechnungsverfahren 
anzunehmen. 

Es ift Werth darauf zu legen, daß die Bezugsberechtigten die Wittwen- und 
Waiſengelder aus einer Kaffe erheben können, welche in ihrem Wohnorte oder 
möglichſt nabe bei demjelben belegen ift, und es find zu diefem Behufe außer 
den Spezial-Domainen- umd Forſtkafſen auch die Kaffen anderer Verwaltungen 
in Anſpruch zu nehmen. 

Denn ein Wechſel in dem Wohnorte der Empfangsberecdhtigten innerhalb 
des Pegierungs- reſp. VBezirkd-Hauptlaffen-Bezirks eintritt und diefe das Witt- 
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wen- und Waifengeld aus einer anderen als der bisherigen Kaffe zu empfangen 
wünſchen, fo ift von leßterer der hierauf gerichtete Antrag der Empfangsberech⸗ 
tigten der Regierungs⸗ reſp. Bezirks⸗Hauptkaſſe einzufenden. Diefe bat hierauf 
die Zahlung der von den Empfangsberechtigten bezeichneten Speziallaffe zu über⸗ 
tragen und gleichzeitig derjenigen Kaffe, welche die Bezüge bisher gezahlt hat, 
wegen Einftellung der Zahlung unter Bezeichnung des Zeitpunttes, von dem ab 
diefelbe nicht mehr zu leiften ift, Nachricht zu geben. 

Wenn dagegen Wittmen- und Waifengeldberechtigte ihren Wohnort aus dem 
Bezirke der Regierung reſp. der Bezirkshaupifaffe vorlegen und das Wittwen- 
und Wailengeld aus einer zu dem Regierungs- reip. Bezirl3-Hauptlaffen-Bezirt 
ihres neuen Wohnorts gehörigen Kaffe zu empfangen wüuſchen, dann find bie 
Anträge der Empfangsberedhtigten an die Kafle zu richten, welche ihnen bisher 
ihre Bezüge gezahlt hat, oder auch direlt an die für den Bezirk des derzeitigen 
Wohnoris zuftändige Negierungs- reſp. Vezirtd-Hauptlaffe oder die Regierung 
veip. Finanz-Direktion. Die bei den Speziallaflen eingegangenen Anträge find 
von denfelben fofort der Megierungs- reſp. Bezirks-Hauptfaffe einzufenden und 
letztere hat dieje und die etwa bei ihr direft eingegangenen Anträge ungeſäumt 
der Königlichen Regierung refp. der Königlichen Finanz Direktion in Hannover 
vorzulegen, weiche die Wittwen- und Waifengelder an die Regierung (event. 
Yinanz-Direktion) für den neuen Wohnort unter genauer Bezeichnung des Fonds⸗ 
welchen die Beträge zur Laft fallen, zur weiteren Zahlung und Berrehnung zu 
überweifen hat. 

Die Regierung für den neuen Wohnort (event. die Yinanz- Direktion im 
Hannover) ertheilt ihrer Hauptlaffe die erforderliche Anweifung zur Zahlung und 
Berrehnung in der Domainen- refp. Forfiverwaltungs-Rechnung bei dem be» 
flimmten Fonds und fender Abſchrift der letzteren an die bisherige Verrechnungs⸗ 
ftelle (Regierungs-Hauptlaffe vefp. Bezirfs-Hauptlaffe), welche demnächſt die Zah- 
lung felbfiftändig in Abgang zu ſtellen und den Abgang in der Jahresrechnung 
durch die ihr in Abfchrift mitgetheilte Verfügung zu juftificiren hat. Die Ver- 
rechnungsftelle, welche die Zahlung bisher geleitet, beziehungsweiſe diejenige, 
welche die Zahlung nen übernommen bat, find in den betreffenden Rechnungen 
ansdrüdlich zu bezeichnen. 

Die Negierungs- reſp. Bezirks-Hauptlaffe, welde die Zahlung und Ber- 
rechnung neu überfommen, bat fih fodann zur Zahlungsleiftung ebenfo wie oben 
gefagt der Vermittelung einer geeigneten mit ihr im Abrechnungsvertehr ftehenden 
Spezialtaffe zu bedienen. 

Schließlich wird die Königliche Regierung (Finanz- Direktion) veranlagt, die 
Wittwen- und Waijengeldberechtigten von den norftehenden Anordnungen, foweit 
fie für diefelben von Intereſſe find, vielleicht durch Auslegung der betreffenden 
Beflimmungen bei den dag Wittwen- und Waifengeld zahlenden Kaffen oder in 
fonft geeigneter Weiſe in Kenntniß zu feten. 


Der Minifter für Landwirthichaft. Domänen und Korften. 
J. V.: Marcard. 
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Solzabgabe und Holzverkauf. Nebennutzungen. 


. 81. 

Betr. die Behandlung derjenigen Fälle, in welchen bei den Holz- 

verfleigerungen Holz von anderer Gattung, amderem Sortiment 

2. f. mw. ansgeboten und zugefdhlagen wird, als weldyes unter der 
ausgebotenen Hummer im Walde fleht. 


Circ.⸗Verfg. des Minifters für Lanbwirtbihaft x. an fämmtlihe Königlige Regierungen 
mit Ausſchluß derjenigen zu Sigmaringen und an bie Königl, Finanz⸗Direktion zu Hannover. 
III. 8804. 


Berlin, den 18. Anguſt 1882. 


Seitens der Königlihen Ober⸗Rechnungskammer ift bei mir zur Sprache 
gebracht worden, wie e8 fich bei den Holzverfteigerungen im Drange ber Ge⸗ 
Ihäfte häufig ereignet, daß unter der nach $ 35 der Geſchäftsanweiſung für bie 
Oberförfter vom 4. Juni 1870*) Abſatz 6 bei dem Ausgebote anzırgebenden 
Holanammer irriger Weife Holz bezw. von anderer Battung, anderem Sorti- 
“ment, anderem Quantum und anderem Tarpreife ausgeboten und zugeichlagen 
wird, als welches unter jener Nummer im Walde flieht. Wenn auch derartige 
Irrthümer an fih entſchuldbar find, fo erjcheint es doch nicht verzeihli, Daß 
öfter, um das Berfehen verſchwinden zu machen, in ſolchen Fällen einfeitig durch 
die Oberförfter nachträglich die Uebereinfiimmung des Holzverfteigerungs-Pro- 
tofoll8 mit den Abzählungstabellen, jelbfiverftändlich ohne Abänderung des Meiſt⸗ 
gebotes, bergeftellt worden ifl. 

&3 bedarf keiner näheren Ausführung, daß ein folches Verfahren, durch tag 
entweder der Fiskus oder der Käufer eine Schädigung erfährt, und welches 
unter Umftänden als Urkundenfälfhung im Sinne des $ 267 des Strafgefek- 
buches für das Deutſche Reih**) aufgefaßt werden Tann, nicht zu dulden if. 

Die Königliche Regierung (Finanz-Direltion) wolle Borfiehendes zur Kennt- 
niß der Oberförfter bringen und diefelben auweifen, auch ihre Schreibgebülfen 
entfprechend zu belehren. 

Kann ein entflandenes Verſehen mit Zuitimmung des Anfleigerers dadurch 
erledigt werden, daß das betreffende Kaufloog aus dem verfleigerten Material 
gänzlich ausicheidet, um auf einem anderen Licitationstermine erneut zur Ber- 
fleigerung zu gelangen, fo ift hierliber vom Oberförfter unter Mitunterfchrift des 
Rendanten, des betheiligten Förfters und des höchitbietend Gebliebenen eine 
Nachtrags⸗Verhandlung zum Berfteigerungs-Protofoll aufzunehmen, durch welche 
der Sachverhalt Hargeftellt und das wirklich verkaufte Holzquantum nebft der 


*) ©. Jahrb. Br. IH. ©. 3. Art 4. 
”) Der 8 267 St.⸗G.⸗B. lautet: 
Wer in rechtswidriger Abſicht eine inländiſche oder ausländifche öffentliche 
Urkunde ober eine ſolche Brivaturkundbe, welde zum Beweiſe von Rechten ober 
Nechtverhältniſſen von Erheblichkeit ift, verfälicht oder fälfchlich anfertigt und von 
derfelben zum Zwecke einer Täuſchung Gebrauch macht, wird wegen Urkunden- 
fälfhung mit Gefangniß beftraft. 
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Gefammt-Solleinnahme neu feftgefegt wird. Anderenfalls iſt wegen der Beſeiti⸗ 
gung des Berjehens der Beichluß der Königlichen Regierung nachzuſuchen. Wie 
ſolche herbeizuführen ift, muß der pflidytmäßigen Beurtheilung des einzelnen 
Falles Überlaffen bleiben. 

Auf Befolgung diefer Beftimmungen wolle die Königliche Regierung (Finanz. 
Direktion) mit Strenge balten. 


Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forften. 
J. A.: Donner. 


Bauſachen. 
82. ’ 
Andermweite Regulirung des Fonds zu Forftdienft-Etabliffements- 
banten betreffend. 


Girc. = Berfg bes Minifters für Lanbwirtbfchaft 2. an ſämmtliche Königlihe Megierungen 
(excl. Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz-Direktion zu Hannover III. 5975. 


Berlin, den 13. Juli 1882. 


Nach den feit Erlaß der Berfügung vom 11. Juli 1879 (IIb 10425)*) ge- 
machten Wahrnehmungen überſchreitet der mittelft diefer Verfiigung vom Etats- 
jahe 1880/81 ab feftgefeßte Fonds zu Forfidienft-Etabliffementsbauten hie und 
da den wirklichen Bedarf, während derfelbe theilweiſe — in anderen Bezirken — 
das Bedärfnig nicht vollftändig dedt. 

Es wird daher beabfichtigt, eine anderweite Regulirung des genannten Fonds 
eintreten zu laffen. 

In Folge defien wird die Königliche Regierung — Finanz- Direktion — 
veranlaßt, Sich zuvörderſt gutachtlich dariiber zu äußern, ob der für den dortigen 
Berwaltungsbezirt durch jene Verfügung ausgefete Fonds bei Wahrnehmung 
jeder irgend zuläffigen Eriparniß 

1. den Bedarf mehr als gededt hat, und abſehbar auch für die nächfte 
Zeit denjelben überfieigen wird, und um wie viel alfo eine Ermäßigung des 
Fonds würde eintreten lönnen, ober 

2. ob der Fonds unzureichend gemwefen ift und auch fünftig fein wird, und 
um welchen Betrag derjelbe daher zu erhöhen fein würde. 

Dem desfallfigen gutachtlichen Berichte wird binnen 4 Wochen entgegen« 
gejehen. Hierbei wird ausdrücklich hervorgehoben, daß in den Beflimmungen 
1 bis 8 der-allegirten Berfligung bezüglich der aus dem Fonds zu beftreiten- 
den verjchiedenen Baukoſten eine Aenderung nicht in der Abficht liegt. 


Der Minifter für Landwirthichnft, Domänen und Forſten. 
Lucins. 


*) ©. Jahrb. Ob. XI. Urt. 27. ©. 166. 
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8B. 


Die Anwendung von Holzcementdächern auf Forfidienft- etc. 
Etabliſſements betr. 


Eirc.sVerfg. des Minifters für Lanbwirthichaft 3c. an fämmtlihe Königl. Regterungen und 


Lanbbrofteien, fowte bie Köntgl. Finanz-Direction zu Hannover und bie Königl. Militär: 


und: Minifterial-:Baufommiffion hierſelbſt. — I. 9590. u 8609. 


Berlin, den 8. Anguſt 1882. 


Die fogenannten Holzcementdächer, welche vor ca. 30 Jahren zuerfi zur 
Ausführung gelangt find, haben feit diefer Zeit bei privaten und öffentlichen 
Barten vielfach Anwendung gefunden und fi bis jetzt nach 30jähriger Er- 
fahrung durdaus bewährt. 

Bei Verwendung guten Materials und fachgemäßer Ausführung find Res 
paraturen völlig ausgejchloffen und ift die Dauer des Daches nur begrenzt durch 
die Bergänglichleit der Dachſchaalung. 

Das Holzcementvah hat von allen Dächern die flachfte Neigung (1/s bis 
Y/go der Tiefe) fo daß der Bodenraum in allen Theilen bequem zugänglich und 
nnebar iſt. 

Das Dach bietet durch feine Herfiellungsart mit einer Erd- refp. Kieß- 
Aufſchüttung den wirkfamften Abſchluß des Vodenraumes gegen Temperatur- 
wechſel und Feuersgefahr und gewährt eine volltommene Undurchläffigfeit gegen 
atmosphärifhhe Niederfchläge. 

Die Konftrultion des Dachſtuhles ift wegen der faft horizontalen Lage der 
Sparren außerordentlih einfach, muß aber bei der Schwere des Dadyes (140 
bis 150 kg per qm) von genügender Tyeftigkeit fein. Namentlich if die Stärke 
der Sparren nicht unter 13/4, zm zu wählen und darf ihre Entfernung von 
Mitte zu Mitte 80 zm nicht überſteigen. Die Dachſchaalung muß 3 zum 
ſtark fein. 

Die oben gefchilderten Eigenfhaften machen das Holzcementdach ganz be- 
fonder8 geeignet zur Anmendung bei ländlichen und Iandwirtbfchaftlichen Bauten 
— zumal feine Koften diejenigen anderer folider Dachdedungsarten nicht nur 
nicht überfteigen, fondern mit Rüdfiht auf die geringere Dachfläche des Holz- 
cementdaches hinter derjelben zuriidbleiben. 

Da die Ausführung von Holzcementdächern bei Bauten auf den Königlichen 
Domänen, Forfidienfi-Etabliffements, Geſtüten 2c. bisher eine verhältnigmäßig 
jeltene war, jo wolle die Königliche Regierung (Landdroftei, Yinanz-Direltion, 
Militär- und Minifterial-Baufommiffton) die Kreisbaubeamten veranlaflen, fortan 
bei der Anlage neuer Dächer für Bauten, welche zum Bereich des dieffeitigen 
Minifteriums gehören, die Anwendung der Holzcementbedachung in eingehende 
Erwägung zu ziehen und geeigneten Falls zur Ausführung zu veranfchlagen. 

Die Anfertigung diefer Dächer ift aber ausnahmslos nur völlig zuverläffigen 
Unternehmern zu übertragen. 

Dem mehrfach gegen die Anwendung des Holzcementdaches geltend gemachten 
Mangel an fahlundigen Unternehmern wird dur ein Anerbieten des Fabri« 
kanten Johannes Jeferich zu Berlin SO., Waffergaffe 18a begegnet, welcher 
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fih bereit erflärt hat, diefe Dachbedeckung an beliebigem Orte, gegen mäßigen 
Preis bei langjähriger Garantie tadellos herzuftellen. Es ift anzunehmen, daß 
auch andere ebenfo zuverläffige Unternehmer zu derartigen Leiſtungen bereit 
ein werden. 
Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
Lucins. 


Berſuchsweſen. 
84. 


Die Verbreitung der Schrift von Babel: „Die kaliforniſchen 
Abietaceen nach Dr. Engelmann“ betr. 
Circe.⸗Verf. bes Minifters für Landwirthſchaft ac. an Tämmtlihe König. Regierungen ercl. 
Siomaringen und an bie Königl. Finanz⸗Direktion zu Hannover. III. 8466. 
Berlin, den 19. Auguft 1882. 


Die Königliche Regierung (Finanz-Direltion) erhält bierneben Exemplare 
des Separatabdrudd aus den forfiliden Blättern: Zabel, die Talifornifchen 
Abietaceen nah Dr. Engelmann für die dortigen Alten und zur Inven⸗ 
tariftrung je eines Exemplars auf denjenigen Oberförftereien des dortigen Be⸗ 
zirts, in welchen Anbauverfuhe mit ausländifchen Holzarten vorgenommen 
werden. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
% U: Donner. 


Forſft⸗ nnd Jagdſchutz und Strafweſen. Forſt⸗ und 
Jagdrecht. 


85. 
Die Verminderung der Reiher und Kormorane betr. 


Circ.⸗Verfg. des Minifters für Landwirihſchaft ꝛe. an ſäͤmmtliche Königl. Regierungen (aua⸗ 


ſchließlich Poſen, Bromberg und Sigmaringen), ſowie an bie Koönigl. Finanz⸗Direktion zu 
ver, ↄ146. 
dannover. 17 77117. 


Berlin, den 5. Juli 1882. 


Durch den Erlaß vom 2. April 1881*) find die Prämien fiir das Ber. 
nichten von Reihern und Kormoranen auf die Zerſtörung beſetzter Horſte ımdb 
da8 Erliegen alter Reiher und Kormorane beſchränkt worden. 

Um die im Intereſſe der Fiſchzucht wünſchenswerthe energifche Verfolgung 
diefer Fifchfeinde noch mehr zu fördern, will ih die Königliche Regierung er- 
mächtigen, in denjenigen Fällen, wo die Zerftörung befetter. Horfte in der Brut- 


*) ©. Yahrb. Bb. XIL Urt. 86. ©. 281. 
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zeit nicht bewirkt werben faun, dagegen das Abfchieken junger Reiher gelungen 
if, für jeden erlegten jungen Reiher ein Schußgeld von 10 Bf. zu gewähren. 

Auch will id) genehmigen, daß die nach Maßgabe des Erlafles nom 
2. April 1881 und der gegenmwärtigen Verfiigung zu bewilligenden Prämien vom 
1. April d. J. ab von der Königl. Regierung felbitändig auf die Regierungs- 
(Bezirks⸗) Hauptlaffe definitiv angewiefen werden. Die bezliglichen Beträge ſind 
nach Anleitung der Gircular-VBerfügung vom 8. Februar 1880 bei Kapitel 105 
des Etat3 der betreffenden Kaffe von den Fonds der Tandbwirtbfchaftlichen Ber- 
waltung unter dem neu anzulegenden Zitel 8 „zur Hebung der Fiſcherei über⸗ 
haupt” zugangsmeife zu verausgaben. 

Halbjähriid — Bis zum 1. November und 1. Mai — ifl mir fiber die 
Höhe der bezfiglicden Anweifungen Anzeige zu machen. Sollten Aumweilungen 
nicht erfolgt jein, dann ift eine Balatanzeige zu erftatten. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Korften. 
J. 9: Heyder. 


86. 
Iagdvergehen. Ort der Chat. 
Erkenntniß bes Reichegerichts (II. Straff.) vom 10. Juni 1882. 


Ber auf einem Plate ſtehend, auf dem er die Kagd auszuüben 
nicht berechtigt if, dem Wilde nadhftellt, welches an einem Orte 
erſcheint, auf dem zu jagen er berechtigt ift, fann nicht wegen un- 
befugter JZagdausübung beftraft werden. 

Der Angellagte hatte fi auf dem an fein Fagdrevier angrenzenden fremden 
Revier aufgeftellt, um das auf feinem Revier aus dem Walde austretende Wild 
zu erlegen. Er ift wegen Jagdvergehens aus $ 292 ff. Str.-&-8. angellagt, 
aber freigejprodhen, und nur wegen Uebertretung aus $ 36810 Str.-®.-B.") ver- 
urtheilt. 

Die gegen das freiſprechende Urtheil eingelegte Reviſion iſt vom Reichsgericht 
verworfen. Es wird ausgeführt, daß, wenn auch die ganze Thätigkeit des Jägers 
auf dem fremden Revier ſtattgefunden habe, doch der weſentliche Thatbeſtand des 
Jagdvergehens: der Eingriff in das ausſchließliche Aneignungsrecht eines Andern, 
nicht erfüllt ſei. 

(Rechtſprechung ꝛc. Band IV. S. 566.) 

Die Entſcheidung eutſpricht der bisherigen preußiſchen Praxis (cf. Oppen- 

hoff, Redtipr. Bd. 13. ©. 43. Bd. 16. ©. 640). ir 


*), 8 368. Mit Geldſtrafe bis zu 80 Mar? ober mit Haft biß zu 14 Tagen wirb beftraft: 
— — 10) wer ohne Genehmigung des Jagdberechtigten oder ohne ſonſtige Befugniß 
auf einem fremden Sagdgebiete außerhalb bes dffentlichen, zum gemeinen Gebrauch be⸗ 
ſtimmten Weges, wenn auch nicht jagend, doch zur Jagd ausgerüftet, betroffen wird. 
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87. 
Hehlerei. Ankauf von Wild. Jagdberechtigter. 
Erkenntniß des Reichögerichts (I. Straff.) vom 22. Juni 1882, 


In dem Anlauf des vom Jagdberechtigten gegen bie jagb- 
polizeiliden Borfhriften erlegten Wildes fann eine Hehlerei nicht 
gefunden werden. 

Es wird ausgeführt, daf als eine nad) 8 259 Str.-©..®.*) „mittelft einer 
Rrafbaren Handlung erlangte“ Sache nur eine ſolche anzufehen fei, deren Befit 
ber Hauptthäter in firafrehtswibriger Weife erlangt habe. Dies fei nicht 
anzunehmen, wenn der zur Befignahme des Wildes berechtigte Jagdinhaber 
hierbei eine jagdpolizeiliche Vorſchrift übertreten habe. 

(Rechtſprechung zc. Bd. IV. S. 600.) ir ' 


88. 
Privatförſter. Widerfland. Rechtmäßigkeit der Amtsansfbnng. 
Erkenntniß des Reichsgerichts (II. Straff.) vom 23. Juni 1882. 


Der Widerfiand gegen einen vom Jagdberechtigten beftellten 
Aufſeher, welder nit die Eigenſchaft eines öffentlichen Beamten 
bat, if nur firafbar, wenn der Auffeher fih mit feinen dienfl- 
lihen Handlungen fireng innerhalb der objectiven Grenzen der 
Rechtmäßigkeit gehalten bat. 

Es wird Hier unterſchieden zwifchen den ſtaatlich angeftellten oder zugelaffenen 
d. h. auf das TForfidiebftahlsgeje beeideten Forfibeamten und den Brivat- 
forfauffebern. Bei den letzteren wird unbedingt eine objective Rechtmäßigkeit 
der Dienſtausübung erfordert, bei den erfteren nicht. Für den Beamten foll e8 
genügen, wenn er in fällen, in welchen er berufen ift, unter gewiffen, feiner 
Prüfung anheimfallenden Borausſetzungen einzufchreiten, bei pflichtmäßig vor- 
genommener Prüfung nad den Umfländen des Falls eine genügende thatfächliche 
Beranlaffung zum Emfchreiten annehmen konnte, follte er fi) auch bei der An⸗ 
nahme jener Boransjegungen in einem thatfächlichen Irrthum befunden haben.**) 
Der Unterſchied wird motivirt mit der flaatsrechtlichen Stellung der Beamten. 
Sie ſeien nicht allein firafrechtlich, fondern auch disciplinarifch flir ihre Handinngen 
fireng verantwortliid. Es wilrden nur durchaus unbefcholtene Perfonen zu 
Beamten beftellt. Zur Aufrechterhaltung der ftaatlichen Autorität werde ein ent⸗ 
Ichloffenes und thatkräftiges Auftreten von ihnen verlangt. Es fei ihnen deshalb 
eine höhere Autorität und Machtvolllommenbeit zu vinbiciren, als den lediglich 
zum Schuß eines Privatrechts beftellten Berfonen, auf deren Anftellung der Staat 
einen Einfluß nicht habe. Nur wenn dieſe Perſonen ftaatlih in Eid und Bflicht 


*) 8 259, Wer jeined Bortheild wegen Sachen, von benen er weiß ober ben Umftänden 
nad annehmen muß, daß fie mittelfl einer ftrafbaren Handlung erlangt find, verheimlicht, an⸗ 
Tauft, zum Pfande nimmt ober fonft an ſich bringt oder zu deren Abſatze bei Andern mitwirkt, 
wird alß Hehler mit Gefängniß beitraft. 

**) Ebenſo nach bem Urtheil vom 4. Oftober 1861. Redhtipr. ac. Band IIL ©. 282. Jahr⸗ 
buch Bd. XIV. ©. 52. 

Jahrb. db. Br. Forſt⸗ u. Sagbgefeßg. XIV. 16 
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genommen und damit befähigt feien, forftpolizeiliche Yunctionen auch im Intereſſe 
des Staats wahrzunehmen, fei die Rechtmäßigkeit ihrer Amtsbandlungen nad) 
denfelben Grundſätzen, wie bei den eigentlichen Beamten zu beurtheilen. 


(NRechtſprechung zc. Bd. IV. S. 6085.) NR. 


Berfonalien. 
89. 
Veränderungen im Königl. Forft- und Iagdverwaltungs-Perfonal 
vom 1. Inli bis ult. September 1882. 
(Im Anſchluß an den Urt. 72 ©. 178 bfs. VdS.) 


I. Dei der Hoflammer der Königlichen Kamiliengliter und bei dem 
Königlichen Hof⸗Jagdamt. 
A. Zu interimiftifhden Reviervermaltern wurden berufen die 
Oberförfter-KRandidaten: 
Lorenz, für die Oberförfterfielle Staakow. 
Borbftädt, für die Oberförfterfielle Arusberg. 
Frh. von Löwenftern, fiir die Oberförfterftelle Karmunkau. 


B. Den Eharalter als Hegemeifter hat erbalten: 
Hartmann, Förfter zu Wörmlig, Oberförfterei Niegripp (bei der Penfionirung). 


IL Bei den Provinzial-Berwaltungen der Staatöforften. 
A. Geftorben: 
Koennede, Oberförfter zu Dobrilugk, Reg.-Bez. Frankfurt. 
Hennings, Oberförfter zu Tremsbüttel, Neg.-Bez. Schleswig. 
Buchhold, Oberförſter zu Forſth. Windhof, Oberf. Weilburg, Reg.⸗Bezirk 
Wiesbaden. 
Rehfeld, Oberforftmeifter zu Stralfund. 
B. Benfionirt: 
Genth, Oberförfter zu Weißenthurm, Reg.⸗Bez. Wiesbaden. 
Oppermann, Oberförfter zu Havelberg, Reg. Bez. Potsdam. 
Leujentin, Oberföriter zu Gruttinnen, Reg.-Bez. Gumbinnen. 
Steffens, DOberförfter zu Zicher, Reg.-Bez. Frankfurt. 
Schmidt, Oberförfter zu Heimboldshaufen, Reg.⸗Bez. Caffel. 
Brandis, Oberförfter zu Zeven, Prov. Hannover. 
Bechtold, Oberförſter zu Neuhof, Reg.-Bez. Caffel. 
C. Berfegt ohne Aenderung des Amtscharakters: 
Boruttau, orfimeifter, von der Forftmeifterftelle Königäberg-Ortelsburg auf 
die Forftmeifterftelle Botsdam-Eöpenid. 
Krüger, Oberförfter, von Ludwigsberg, Reg.-Bez. Bofen, nach Sangerhanfen, 
Oberf. Poelsfeld, Reg.-Bez. Merfeburg. 
Seife, Oberförfter, von Zienitz, Prov. Hannover, nad) Sauparf, Oberf. Springe, 
Brov. Hannover. 
Kropp, Oberförfter, von Grohnde, Prov. Hannover, nach Bolle, Prod. Hannover. 
Kroll, Oberförfer, von Nemonien, Reg.-Bez. Königsberg, nach Eggefin, Reg.» 
Bez. Stettin. 
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Gerlach, Oberförfter, von Münden, Oberf. Cattenbühl, Prov. Hannover, nad 
Hameln, Prov. Hannover. 

Knorr, Yorfimeifter, von der Oberf.⸗Stelle Gahrenberg, Ren.-Bez. Caſſel, auf 
die Oberf.-Stelle Cattenbühl, Brov. Hannover, ohne Veränderung feines 
Wohnfites zu Münden. 

Scott-Prefton, O:berförfter, von Stoberau, Neg.-Bez. Breslau, nach Dobri- 
Ingt, Reg.-Bez. Frankfurt. 

Krüdeberg, Oberförfter, von Adenau, Reg.-Bez. Eoblenz, nad) &t. Boars- 
haufen, Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Riefen, Oberförfter, von Neu-Gtlienide, Reg.-Bez. Potsdam, nach Havelberg, 
Reg.⸗Bez. Potsdam. 

Renter, Oberförfter, von Johannisburg, Oberf. Wolfsbruch, Reg.-Bez. Gum⸗ 
binnen, nad Eruttinnen, Reg.-Bez. Gumbinnen. 

von Waldheim, Oberförfter, von Taberbrück, Reg.Bez. Königsberg, nad) 
Zicher, Reg.-Bez. Frankfurt. 

Bethge, IÜherförfter, von Weenzen, Prov. Hannover, nad Tornau, Reg.Bez. 
Merfeburg. 

angel, Oberförfter und Forſtrath, von Pudagla, Reg.-Bez. Stettin, nad 
Friedrichsſthal, Neg.-Bez. Stettin. 

von Coſſel, Oberförfter, von Lindenberg, Reg.⸗Bez. Marienwerder, nad 
Tremsbättel, Reg.⸗Bez. Schleswig. 

Brauns, Öberförfter, von Hinternab, Neg.-Bez. Erfurt, nad Windhof, Ober: 
förftereit Weilburg, Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Hoed, Oberförfter von Knobben, Prov. Hannover, nad) Heimboldshaufen, Reg.⸗ 
Bez. Caſſel. 

Keßler, Oberförfter, von Zanderbrüd, Neg.-Bez. Marienwerder, nad) Budagla, 
Neg.⸗Bez. Stettin. 

Beder, Oberförfter, von Korſchin, Neg.-Bez. Bromberg, nah Taberbrüd, Reg.- 
Dez. Königsberg. 

Worzemsti, von PBodanin, Reg.Bez. Bromberg, nah Korſchin, Reg.⸗Bez. 
Bromberg. 


D. Befördert refp. verſetzt unter Beilegung eines höheren 
Amtsharatters: 

Schultz, Oberförfter zu Neukrakow, Reg.-Bez. Cöslin, zum Forftmeifter ernannt 
und mit der Forftmeifterftelle Königsberg-Ortelsburg belieben. 

Hollmeg, orfimeifter zu Potsdam, zum Oberforfimeifter und Mitdirigenten 
einer Reg.⸗Abth. für Domänen und Forſten befördert und mit der Ober- 
forfimeifterfielle zu Bromberg belieben. 

Weyland, Oberförfter zu Gladenbach, Neg.-Bez. Wiesbaden, zum Forſtmeiſter 
ernannt und mit der TForfimeifterftelle Caſſel⸗Soehre belieben. 

E. Zu Oberförftern ernannt und mit Beftallung verfehen find: 

Reiſch, Oberf.-Kand. (bisher Hülfsarbeiter bei der Reg. Gunbinnen) zu Nen- 
Kralow, Reg.⸗Bez. Eöslin. 

W. Schmidt, Oberf.-Kand. zu Grohnde, Prov. Hannover. 

Steinhof, Oberf.-Kand. zu Winnefeld, Brov. Hannover. 

Scholze, Oberf.-Kand., (bisher Hilfsarbeiter bei der Reg. Frankfurt) zu Garls⸗ 
torf, Brov. Hannover. 

16* 
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Wery, Oberf.-Kand., (bisher Hilfsarbeiter bei der Meg. Arnsberg) zu Langer- 
wehe, Oberf. Schevenbütte, Reg.⸗VBez. Aachen. 

Wittig, Oberf.-Kaud., (bisher Hilfsarbeiter bei der Reg. Lieguik) zu Nemonien, 
Neg.-Bez. Königsberg. 

Kloevelorn, Oberf.-Kand., zu Ehrften, Reg.Bez. Cafſel. 

Eilers, Oberf.-Kand., (biöher interim. Nevierförfter zu Bilſtein, Oberf. Lützel⸗ 
Bilftein, Reg. Bez. Arnsberg) zu Adenau, Reg.⸗Bez. Coblenz. 

von Buftedt, Oberf.-Kand., (biöher interim. Verwalter der Hausfideilommiß- 
Oberf. Karmunlau) zu Neu-Glienide, Reg.-Bez. Potsdam. 

Hüffer, Oberf.-Kand., (bisher Hilfsarbeiter bei der Regierung Frankfurt) zu 
Boeddeken, Reg.-Bez. Minden. 

Riedel, Oberf.-Kand., (bisher interim. Nevierförfter zu Werdermüble, Oberf. 
Dippmanusdorf, Meg.-Bez. Potsdam) zu Johannisburg, Oberf. Wolfs- 
bruch, Reg.-Bez. Gumbinnen. 

Hebel, Oberf.-Kand., zu Gladenbady, Reg.Bez. Wiesbaden. 

Cuſig, Oberf.-Kand. und Feldj.-Lient., zu Stoberau, Reg.⸗Bez. Breslau. 

Ochwadt, Oberf.-Kand. und Feldj.-Lient., zu Zienig, Prod. Hannover. 

Schulz, Oberf.-Kand. und Feldj.-Lieut., zu Hinternah, Reg.⸗Bez. Erfint. 

Carganico, Oberf.-Kand., (bisher Hilfsarbeiter bei der Negierung zu Erfurt) 
zu Weenzen, Prov. Hannover. 

Dr. Kienig, Oberf.-Kand. (bisher Hilfslehrer an der Forſtalademie zn Ebers⸗ 
walde) zu Münden, Oberförfterei Gabrenberg, Neg.-Bez. Caffel. 
Shüd, Oberf.-Kaud,, (bisher interim. Verwalter des Hausfideilommiß-Ober- 

förfterei Staalow), zu Zanderbrüd, Reg.⸗Bez. Marienwerder. 

Müller, Oberf.-Kand., (bisher interim. Revierförfter zu Altenticchen, Reg. Bez. 
Coblenz), zu Knobben, Prod. Hannover. 

Müller, Oberf.-Kand., (bisher interim. Revierförſter zu Lifcheid, Rev.⸗Förſter⸗ 
Stelle Josbach, Oberförfterei Mengsberg, Reg.⸗Bez. Cafſel), zu Zeven, 
Prov. Hannover. 

Schmidt, Oberf.-Kand., zu Wefterhof, Prov. Hannover. 

Schaffrinski, Oberf.-Kand., zu Podanin, Reg⸗Bez. Bromberg. 

Erf, Oberf.-Kand. und Feldj.-Lieut., zu Lindenberg, Reg.⸗Bez. Marienwerber. 


F. Die bei der definitiven Anftellung als Oberförfter vorbehal- 
tene Beftallung bat erhalten: 
Ziburtius, Oberförfter zu Lehnin, Reg.Bez. Potsdam. 
G. Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurden berufen: 
Fiſcher, Oberf-Kand., nad Stralfund. 
von der Hellen, Oberf.-Kand., nad) Danzig. 
Dundelbed, Oberi..Kand., nah Frankfurt. 
von Harling, Oberf.-Kand., nad) Arnsberg. 
Kordan, Oberf.-Kand., nach Liegnitz. 
Born, Oberf.-Kand., nah Gumbinnen. 
Merrem, Oberf.-Kand., nah BDüffeldorf. 
Elze, Oberf.-Kand., nad Erfurt. 
Schneider, Oberf.-Kand., nah Frankfurt a. O. 
H. Als interimififhe Revierförfter wurden berufen: 
Hildebrandt, Oberf.-Kand., nah Bilftein, Oberf. Lütel-Bilflein, Reg.⸗Bez. 
Arnsberg. 
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Kühne, Oberf.-Land., nad Josbach, Oberf. Mengsberg, Reg.-Bez. Eaflel. 
Pahl, Förfter, nad Werdermühle, Oberf. Dippmannsdorf., Reg.-Bez. Potsdam. 
Krug, Förſter, nach Roſenthal, Oberf. Schwerin a. W., NReg.-Bez. Poſen. 

J. Den Charakter als Hegemeiſter haben erhalten: 

Bienwald, Förſter zu Fuchswinkel, Oberf. Schwiedt, Reg.⸗Bez. Marienwerder 
(bei der Penſionirung). 

Suerjen, Förſter zu Blütlingen, Oberf. Lüchow, Prov. Hannover. 

Thielemann, Förſter zu Steinſtücken, Oberf. Potsdam, Reg.Bez. Potsdam. 

Strauch, Förſter zu Friedrichſsthal, Oberf. Oranienburg, Reg.-Bez. Potsdam 
(bei der Penſionirung). 

Borrath, Föriter zu Szargillen, Oberf. Neu-Sternberg, Reg.-Bez. Königsberg. 

Hollaender, Förſter zu Brandenburger Heide, Oberf. Pr. Eylau, Reg.⸗Bez. 
Königsberg. 

Schulz, Föriter zu KL. Pöppeln, Oberf. Kl. Naujod, Reg.-Bez. Königsberg. 

Breyding, Förfter zu Altenau, Oberf. Altenau, Prod. Hannover, (bei ber 
Benflonirung). 

K. Berwaltungs-Aenderungen: 

Der Name der bisherigen Oberförfterei Windiſch⸗Marchwitz, Reg.-Bez. Breslau, 
if, dem Wohnſitze des Oberförfters entiprechend, in „Ramslau” um« 
geändert worden. 

Der Name der bisherigen Oberförfterei Münfterwalbe, Reg.-Bez. Marienwerder, 
if, dem Wohnfitze des Oberförfters entiprechend, in „Krauſenhof“ umge- 
ändert worden. 


90. 
Orden®-Berleifungen 
an Forfi- und Sagdbeamte vom 1. Iuli bis ult. Sept. 1882*), 
(Im Anflug an den Artikel 73 6. 181 bis. Bb8.) 


A. Der Rothe Adler-Orden IV. Klaife: 

Met, Oberförfter zu Niederlahnftein, Oberf. Braubach, Reg.⸗Bez. Wiesbaden 
(bei der Penfionirung). 

Winter, Oberförfter zu St. Goarshauien, Neg.-Bez. Wiesbaden (bei ber 
Benflonirung). 

Dedie, Oberförfter zu Bobten, Reg.» Bez. Breslau. 

Guſe, Oberforflmeiiter zu Oppeln. 

Juſt, Oberförfter zu Grenzheide, Reg.Bez. Poſen. 

Kranfe, Forfimeiſter zu Poſen. 

Krüger, Oberförſter zu Kupp, Reg.⸗Bez. Oppeln. 

Nickiſch, Forſtkaſſen⸗Rendant zu Kupp, Reg.⸗Bez. Oppeln. 

B. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 

Spalding, Förſter zu Zymna, Oberf. Kullik, Reg.⸗Vez. Gumbinnen (bei ber 

Penſionirung). 


*) Die Chargen und Wohndrter ber Orbensempfänger ſind angegeben, wie ſie zur Zeit 
ber Berleihung waren. 
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Naher, Holzbanmeifter zu Spiejen, Oberf. Neunkirchen, Neg.-Bez. Trier. 

Bechinie, Yörfter zu Mellin, Oberförflerei Stolp, Reg.⸗Bez. Cõslin, (bei der 
Penfionirung). 

Naatz, Gartenmeiſter zu Chorin, Reg.⸗Bez. Potsdam. 

Gebbert, ſtädtiſcher Revierförſter zu Rothhaus bei Neiße, Reg.-Bez. Oppeln. 

Herrmann, Förſter zu Theerbnde, Oberf, Grünheide, Reg.Bez. Poſen. 

Mierſch, Förſter zu Kühnicht, Oberf. Hoyerswerda, Reg.⸗Bez. Liegnitz. 

Scholz, Yörfter zu Carlsberg, Oberf. Carlsberg, Reg.Bez. Breslan. 


Die Erlaubniß zur Anlegung eines fremden Ordens haterhalten: 


von Kleiſt, Oberforſtmeiſter zu Magdeburg, Inſignien des Comthurs I. Klafſe 
des Herzoglich Auhaltiſchen Hausordens Albrecht des Bären. 


In Anerkennung lobensſswerther Dienſtführung find von Seiner 
Ercellenz dem Herrn Miniſter Ehrenportepees verliehen worden: 


Dem Förfter Espert zu Affen, Oberf. Neuenheerfe, Reg.Bez. Minden. 
Schneider zu Schaumburg, Oberf. Zerfen, Reg.⸗Bez. Minden. 


n „So hbein zu Friedridhsberg, Oberf. Rumbed, Reg.-Bez. Minden. 
" n Kuhfahl zu Dillnig, Oberf. Clötze, Neg.-Bez. Magdeburg. 
„ n Kötz II zu Sorge, Oberf. Bennedenflein, Neg.-Bez. Erfurt. 


Zu Art. 78 Seite 204 ff. 


Unsing an dem Geſetz, betr. Die Erhebung von Neichöftempelabgaben. Vom 1. Zuli 1881. 
(Gefegeötraft vom 1. Oltober 1881.) (Reichd-Wefehblatt 1881 S 185 ff.) 

8 1. Die in dem anliegenden Tarif bezeichneten Urkunden unterliegen den daſelbſt be⸗ 

zeichneten Stempelabgaben nad; Maßgabe der nachſtehenden Beftimmungen . -. - » - . . 


Tarif. 

4. a) Schlaffnoten, Schlußzettel, Abichriften und Aufzüge aus Tage⸗ oder Ge⸗ 
ſchaftsbüchern, Schlußicheine, Schlußbriefe ober ſonſtige von einem ober mehreren 
Kontrahenten, Maklern oder Unterhändlern im Bundesgebiete außgeftellte Schyrift- 
ſtũce über den Abfdyluf oder die Prolongation ober bie Bedingungen des Abfdyinffes 
ober ber Prolongation eines Ranf-, Rüdlauf:, Banfıy- oder Liefernngsgeihäftes, 
welches Wechſel, außländiihe Banknoten oder ausländifhes Bapiergelb, ferner 
Aktien, Staat3- oder andere für den Handelsverkehr beftimmte Werthpapiere ober 
AMengen von ſolchen Sachen oder Waaren jeder Art, die nad; Gewicht, Maaß ober 
Zahl gehandelt zu werden pflegen, zum Begenftande bat . » . 2» eo. ne 

Wird eines ber vorftehend bezeichneten Geſchäfte auf Beit abgeſchleſſen oder 
auf Beit prolongitt 2 Tone . 

(Siehe übrigen 88 9 unb 10 be Geſetzes.) 

b) Rechnungen, Noten, Seichäftsbücherauszüge und fonftige Berechnungen bes 
fiebenber ober ausgeglichener Buthaben oder Verpflichtungen, mweldye im Bundes⸗ 
gebiete über abgefchlofiene oder prolongirte Kauf» oder andermeitige Anſchaffungs⸗ 
oder Lieferungsgeichäfte über Wechſel, ausländiſche Banknoten oder auslänbiiches 
Baptergeldb, ferner Ultien, Staats⸗ ober andere für ben Handelsverkehr beftimmte 
Wertbpapiere, oder über bie aus foldhen Rechtsgeſchäften hervorgegangenen An⸗ 
ſprüche außgeftelt werben - > 200 0 rer — 1% 

Anmerkung 1 m a nnd b. Werben bie zu a und b bezeichneten Schriftflüde in mehreren 
&remplaren, Abichriften oder Auszügen gleichzeitig oder nad) einander ausgeftellt, fo unterliegt 
jeves Stüd ber vorbezeichneten Abgabe, Tobald es aus ben Händen bes Ausſtellers geht. 
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Anmerkung 3 zu a. Betrifft ein Schriftſtück der unter a begeichneten Urt mehr als eines 
der dort aufgeführten Geſchäfte, To tft für jedes einzelne biefer Geſchäfte der Stempel nad den 
vorfiehenden Süßen zu verwenden. 

Aumerknug 3. In Betreff der Stempelpflichtigteit der gu a und b. fowie in ber Anmer⸗ 
fung 1 bezeichneten Schriftftüde macht es Leinen Unterſchied, ob biefelben in Briefform oder in 
irgend einer anderen Form ausgeftellt werden und ob das Schriftſtück mit Ramensunterichrift 
verſehen oder ohne foldhe ausgehändigt iſt. 


Befreiungen. 

Die vorbeſtimmte Abgabe wird nicht er hoben: 

1) von ben zu a und b bezeichneten Schriftſtücken, ſofern der Werth des Gegenſtandes des 
Geſchaͤfts nicht mehr als 300 Marl, bei Baarengeichäften nicht mehr als 1000 Marti beträgt; . . - 

8) von Telegrammen und Briefen über die unter a bezeichneten @efchäfte, wenn die Briefe 
auf Entfernung von mindeftens 15 km beförbert werden. Auf die einem ſolchen Briefe beige- 
legten oder angehängten Schriften der unter a unb b und in ber Anmerkung 1 bezeichneten 
Art erftredt fi die Befreiung nicht. 

8 6. Die Verpflichtung zur Entrichtung der unter Mr. 4 des Tarift bezeichneten Stempel» 
abgaben liegt zunächſt dem Wusfteller unb jebem Unterzeichner bes betreffenden Gchriftftüdes 
ob und muß von ihm erfüllt werben, bevor er das legtere auß ben Händen giebt. 

St die Verſtenerung vom Ausfteller und Unterzeichner unterlaflen worden, fo ift fie von 
dem Empfänger des Schriftſtücks, ſowie von jedem weiterhin Betheiligten, welcher das Schrift- 
ſtück vor erfolgter Berfleuerung annimmt, binnen 3 Tagen vom Tage des Bmpfanges, jedenfalls 
aber vor ber weiteren Ausbändigung zu bewirken. 

8 7. Die vorbezeichnete Verpflichtung wird erfüllt a) bei Schlußnoten, Echlußzetteln, 
Schlußſcheinen, Schlußbriefen ſeitens des Ausſtellers durch Verwendung nor dem Gebrauche 
vorſchriftsmaßig geſtempelter Formulare zum tarifmäßigen Werthbetrage; 

b) in allen anderen Faͤllen entweder durch Gebrauch eines ſolchen geſtempelten Formulars 
oder durch rechtzeltige Verwendung von Neichöftempelmarten im tarifmäßigen Werthbetrage. 

Wird zur Ausſtellung eines nach Tarifnummer 4a ſtempelpflichtigen Schriftftäds, welches 
mehr als eines ber dort aufgeführten Geſchäfte betrifft (Anmerkung 2 zu Tarifnummer 4a), ein 
geftempeltes Formular verwendet, fo kann der erforberlidhe Medrbetrag der Abgabe durch recht⸗ 
zeitige Verwendung von Reichtſtempelmarken entrichtet werben. 

88 Die Nichterfüllung der im 8 6 bezeichneten Werpfliditung wirb mit einer Geldſtrafe 
geahudet, welche dem fünfzigfachen Betrage der binterzogenen Abgabe gleihlommt, minbeftens 
aber 3 Mark für jedes ſtempelpflichtige Schriftſtück beträgt. 

Diefe Strafe trifft befonders und zum vollen Betrage jeben, welcher der ihm obliegenden 
Berpflichtung zur Entrichtung ber Stempelabgabe nicht rechtzeitig genügt. 

Die Berfteuerung durch einen fpäteren Inhaber befreit defien Borbermänner und die Aus⸗ 
Nellee und Unterzeichner nicht von der geleglichen Gtrafe. 

89. Ausgeſchloſſen von der Reichöftempelabgabe bleiben: 

a) gerichtliche oder notarielle Beurkundungen der unter Nr. da bed Tarifs bezeichneten 
Geichäfte, jowie die von folden Urkunden ertheilten Ausfertigungen, beglaubigten Abſchriften 
und Auszüge; 

db) Schriftftüde, weldhe von den Staatäverwaltungen ber Bundesftaaten über bie unter Rr. 4a 
des Tarif bezeichneten Beichäfte aufgenommen ober außgeftellt werben ; 

0) Verträge über bie unter 4a des Tarifs bezeichneten Sachen und Waaren, welche weber 
zum Gebrauch als gewerbliche Betriebömaterialien, noch zur Wiederveränßerung in berfelben 
Beichaffenheit oder nach vorgängiger Bearbeitung oder Berarbeitung beftimmt find; 

d) Auktionen und Auttionsprotofolle. 

Werben in den unter o und d genannten Fällen von Malern und anderen Unterhänblern 
Schriftfiüde ausgeftelit, weiche unter Nr. 4a bes Zarifs fallen, jo if für biefe die Reichäftenpel- 
Feuer neben ben Ianbesgelehlichen Abgaben zu entrichten. 

8 10. Werden flempelpflihtige Schriftftüde der unter Nr. 4 des Tarifs bezeichneten Art 
öffentlich beglaubigt, fo finden die betreffenden landesgeſetzlichen Borichriften über Stempel und 
@ebühren für Beglaubigungen neben ben Beſtimmungen diefes Geſezes Anwendung. 

g 11. Im Uebrigen unterliegen bie unter Rr. 4 des Tarifs bezeichneten ftempelpflichtigen 
Schriftſtücke in den einzelnen Bunbesflaaten Teiner weiteren Stempelabgabe (Tage, Sportel zc.). 
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91. 
Chronologiſches Berzeichniß 
ber in gegenwärtigem (XIV.) Bande des Jahrbuchs enthaltenen Geſetze, 
Kabinets⸗Ordres, Erkenntniſſe, Staatsminiſterial⸗Beſchlüſſe, Inſtruc⸗ 
tionen, Regulative und Miniſterial⸗Verfügungen ꝛc. 

(In Anſchluß an den gleichnamigen Artikel im XII. Bande, Seite 862) 

(Ehronologifhe Bezeihhniffe diefer Art vom Jahre 1851 an für die 
erfien acht Yahrgänge 1851—1858 des Jahrbuches im Forſt⸗ und Jagdkalender 
für Preußen befinden fi im VIII. Jahrgange 1858, S. 77, von da ab für bie 
einzelnen Jahrgänge IX—XVIL (1859—1867) jedesmal am Schluß des Ka- 
lender⸗Jahrbuches, die Fortſetzungen in den Bänden des vorliegenden, feit 

1868 vom Kalender getrennten Jahrbuches.) 


1872. 37. October ©. 4. 18. Mär; ©. 155. 
27. März ©. 115. 3. „ © 185. | 25. „ ©. 150. 177. 
1879. Pr November 2 * > „ 8 * 
6. m ©. 122. 
25. Anguſt 5. 9. 3. . 8m. | 3 wie. 16. 
1880. 9. Dezember ©. 108. | & „ ©. 156. 
24. September 89. | 5 „ sı. :-|W. „ © 18. 
1881. 6. „ S. 11 17.» ©. 158. 
4. Kanuar ©. 50. 10. " ©. 59 24. „ ©. 168. 
6. „ S.. 43. 15. „ ©. 62. 6. Mai ©. 170. 175 
29. „ ©. #8. 17. „ &. 108. 11. „ ©. 156. 
1. März ©. 48. 3. ,. 6839 | . S. 164 
22. un &. 187. 80. „ ©. 62. DD. „ ©. 123.204. 206. 
12. April ©. 12. 1882. b. Juni S. 128. 146. 
18. Juni ©. 50. 5. Sanuar S. 10%. 9 u ©. 148. 
23  n ©. 51. 6. S. 163. 10. „ ©.115 214 
12. ui ©. 48. 12. , ©9. 22. „ ©. 218. 
17. Anguf ©. 3. 13. u S. . 3. „ ©. 216. 
26. „ 9.49. 1%. | 19. „ ©. 88. 3. Juli ©. 187. 
80. „ ©2.. 23 m S. 101. 5 „ ©. 213. 
12. Septbr. ©. 49. 24. „ &. 104. 7 n ©. 18. 
15. „ S. 4 2. Februar ©. 59. 10. „ ©. 204. 
18. „ ©. 1. 93 u S. 106. 13 „ ©. 211. 
9. „ ©. 2. „68. 1. „ S. &7. 
1. October ©. 51 14. „ ©. 78. 29.  „ ©. 149. 
4., 898 | „». S. 63. 8. Auguft ©. 212 
8.10. 0. „ S. 89. 8. „ 6. 210. 
12. „ ©. 6. 22. mn ©. 61. 19. „ ©. 213. 
13. „ ©. 53 10. Mir; ©. 62. 9. September ©. 187. 
14. „ ©. 5 12.» ©. 63. 19. „ S. 308. 
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